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Vorwort. 


Die erfte jett vollftändig vergriffene „Sammlung ver Polizei- 
Verordnungen für Berlin‘, welche im Yahre 1878 herausgegeben 
worden it, hat ihren Zwed, eine Weberficht über die in Berlin zur 
Zeit gültigen Polizei» Verordnungen zu geben, nur theilweije erfüllt, 
da dieſelbe wejentlihe Materien, 3. B. das Meldeweſen und bie 
Baupolizei, nicht berücfichtigt hatte. 

Die vorliegende zweite Sammlung der Berliner polizeilichen 
Vorſchriften Hilft diefem Mangel ab und hat gleichzeitig eine erhebliche 
Erweiterung erfahren. Es entjpricht dem Intereſſe ſowohl ver ftaat- 
lihen und jtäotifchen Behörden, als auch des Publifums, daß bie 
Sammlung nicht auf die von der Orts-Polizeibehörde erlafjenen 
Borjchriften befchränft bleibt, ſondern fich auf alle ort8- und landes- 
polizeilichen in Berlin giltigen Vorſchriften, fowie auf die— 
jenigen Befanntmachungen ver ſtädtiſchen Behörden erftrecdt, welche 
aus allgemeinen polizeilichen Gefichtspunften ergangen find, z. B. die 
Vorſchriften über die Einführung des Schlachtziwanges, die Fleiſchſchau, 
den Gentral-Biehhof u. |. w. Dieſem Intereffe ift in der nachfolgenden 
Sammlung in ausgedehnten Maße Rechnung getragen worden. Im 
Anſchluß an die baupolizeilichen Borfchriften haben außerdem auch die 
Berwaltungsgrundfäge der ftäptifchen Behörden bezüglich der Waller: 
und Gas-Berjorgung der Stadt Aufnahme gefunden, da hierdurch 
die baupolizeilihen BVBorjchriften ergänzt werden und deren Abdruck 
an dieſer Stelle deshalb zweckmäßig erichienen ift. 

Berlin, in März 1887. 
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Sicherheits-Polizei. 
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Erſter Abſchnitt. 
Sicherheit des Lebens und des Eigenthums. 


A. Oeffentliche Sicherheit. 


1. Zandespolizeiliche Borfchriften über den Verkehr 
mit erplofiven Stoffen. 


In Ausführung eines von dem Bundesrath am 13. Juli d. 3. gefaßten 
Beichluffes wird von den unterzeichneten Miniftern für Handel und Gewerbe 
und des Junern auf Grund der 88 85, Abſatz 3, 77 und 78 der Provinzial« 
Dronung vom 29. Juni 1875 für die Provinzen DOftpreußen, Weitpreußen, 
Brandenburg, Bommern, Sclefien und Sachſen die nachſtehende 


Polizei: Verordnung vom 29. Auguft 1879, betreffend den Berfehr 
mit erplofiven Stoffen, 
erlaflen. 


8 1. 

Die erplojiven Stoffe, auf welde ſich die nachftehenden Beftimmungen 
beziehen, find: Schieß- und Sprengpulver; Nitroglycerin (Sprengöl) und 
Nitroglycerin enthaltende Präparate, insbefondere Dynamit (ein nit ab- 
tropfbares Gemiſch von Nitroglycerin mit pulverförmigen, an fich nicht er- 
plofiven Stoffen); Nitrocellulofe, insbefondere Schießbaummolle; erplofive 
Gemische, welche chlorſaure und pikrinfaure Salze enthalten; Knallqueckſilber, 
Knallfilber und die damit bargeftellten Präparate. Unter den exrplofiven 
Stoffen im Sinne diefer Verordnung find außerdem einbegriffen: Pulver: 
munition, Yeuerwerföförper und Zündungen, mit Ausnahme ber in ver 
Armee und Marine vorgefchriebenen, nicht fprengkräftigen Zündungen. Letztere, 
fowie Zündhütchen, Zündfpiegel und Metallpatronen unterliegen den Vor— 


fchriften diefer Verordnung nit. 
1* 
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I. Transport erplofiver Stoffe. 
Allgemeine Beftimmungen. 
82. 

Bon der Verſendung find ausgeſchloſſen: Nitroglycerin als ſolches, ab: 
tropfbare Gemiſche von Nitroglycerin, fowie Gemiſche von Nitroglycerin 
mit an fich erplofiven Stoffen, als mitrirter Cellulofe, Pulverfügen ꝛc.; 
erplofive Gemifche, welche hlorfaure und pitrinfaure Salze enthalten; Knall: 
quedfilber, Knallfilber und die damit dargeftellten Präparate. 

Siehe auch Polizei-Verordnung vom $. Dezember 1884, Seite 10. 

A. Berjendung erplojiver Stoffe auf Yandwegen. 
S 3. 

Der Transport erplofiver Stoffe auf Fuhrwerken, welde gleichzeitig 
zur Perfonenbeförberung dienen, ijt verboten. Cine Ausnahme findet nur 
ftatt, wenn in jehr dringenden Fällen die zur Befeitigung von Eisftopfungen 
nöthigen Sprengbüdfen und das zur Füllung der letteren erforderliche 
Pulver unter Begleitung zuverläffiger Perfonen in fürzefter Frift nach dem 
Beſtimmungsort geſchafft werben follen. 

84 

Exploſive Stoffe find in hölzerne Kiſten oder Tonnen, deren Fugen fo 
gedicdhtet find, daß ein Ausſtreuen nicht ftattfinden kann, und welche nicht 
mit eifernen Reifen oder Bändern verfehen find, feft zu verpaden. Pulver 
kann in metallene Behälter (ausgeſchloſſen foldye von Eifen) verpadt werden. 
Bor der Verpadung in Tonnen oder Kiften muß lofes Kornpulver in leinene, 
Mehlpulver in lederne Säde gefcyüttet werden. Dynamit darf nur in Pa— 
tronen, nicht auch in lofer Maſſe verjfendet werden. Dymanıitpatronen und 
Sciekbaummwollpatronen (Patronen, weldhe aus geprekter, gemahlener Schieß— 
baummolle bereitet und mit einem Ueberzug von Paraffin verjehen find) find 
durd eine Umhüllung von Papier in Padete zu vereinigen. Dynamite und 
Sciepbaummollpatronen, Scießbaummolle, jowie andere Nitrocellulofe 
dürfen weder mit Zündungen verjehen, nody mit folden in diefelben Be— 
hälter verpadt werden. Schießbaumwolle, jowie andere Nitrocellulofe muß 
bis zu mindeftens 20 Prozent Waflergehalt angefeucdhtet in waſſerdichte Be: 
hälter befonders feft verpadt fein, fo daß eine Reibung des Inhalts nicht 
ftattfinden kann. Die zur Berpadung erplofiver Stoffe dienenden Behälter 
müffen je nach ihrem Inhalte mit der Aufichrift: „Pulver, Pulvermunition, 
Feuerwerkskörper, Zündungen, Dynamit, Schiegbaummolle” verfehen, Be- 
bälter, welche Dynamit enthalten, außerdem mit der Firma oder der Marfe 
der Fabrik, aus welder das Dynamit herrührt, bezeichnet fein. Das Bruttos 
gewicht der Schießbaumwolle enthaltenden Behälter darf 85 Kilogramm, 
das Bruttogewicht der Pulver, Pulvermmition, Feuerwerkslörper ober 
Zündungen enthaltenden Behälter 75 Kilogramm, das Bruttogewicht der 
Dynamitpatronen enthaltenden Behälter 35 Kilogramm nicht überfteigen. 

Siehe auch Polizei-Verordnung vom 8. Dezember 1834, Eeite 10. 
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85. 

Bei dem Verpacken und dem Verladen darf Feuer oder offenes Licht 
nicht gehalten, Taback nicht geraucht werden. Das Verladen, insbeſondere 
von Dynamit, hat unter ſorgfältiger Vermeidung von Erſchütterungen zu er— 
folgen. Die betreffenden Behälter dürfen deshalb nie gerollt oder ab— 
geworfen werden. Soll das Verladen ausnahmsweiſe an einer anderen 
Stelle, als von der Fabrik oder dem Lagerraume oder innerhalb derſelben 
geſchehen, ſo iſt hierzu die Genehmigung der Polizeibehörde einzuholen und 
deren Weiſungen nachzukommen. 

86. 

Die Behälter müſſen auf dem Fuhrwerke ſo feſt verpackt werden, daß 
ſie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus den 
oberen Lagen geſichert ſind, insbeſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht ge— 
ſtellt werden, müſſen vielmehr gelegt und durch Holzunterlagen unter Haar— 
oder Strohdecken gegen jede rollende Bewegung geſichert werden. 


87. 
Erplofive Stoffe dürfen nicht mit Zündhütchen, Zündpräparaten oder 
ſonſtigen, leicht entzündlichen Gegenſtänden zuſammen verladen werden. Es 
iſt unterſagt, Dynamit oder Schießbaumwolle mit Pulver, Pulvermunition, 
Feuerwerkskörpern oder Zündungen zuſammen zu verladen. 
88. 

Wird loſes Pulver in Mengen von nicht mehr als 15 Kilogramm 
Bruttogewicht, oder werden andere exploſive Stoffe in Mengen von nicht 
mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht verſendet, ſo finden auf dergleichen 
Transporte außer der Vorſchrift des $ 3 nur die von der Verpackung und 
von der Bezeichnung der Behälter handelnden Vorſchriften dieſes Abſchnittes 
Anwendung. 

$9. 

Zur Beförderung von explofiven Stoffen dienende Fuhrwerke müſſen, 
wenn fie unbedeckt find, mit einem Plantuche überjpannt werben. Sie 
müſſen als Warnungszeihen eine von Weiten erfennbare, jhwarze Fahne 
mit einem weißem P tragen. Zum Sperren der Räder dürfen nur hölzerne 
Radſchuhe angewendet werden; bei Eisbahn iſt eine eiferne Sperrvorrichtung 
(Krüger) geftattet, weldhe aber ganz vom Radſchuh bevedt fein muß. 

8 10. 

Ber erplofive Stoffe in Mengen von mehr als 35 Kilogramm Brutto: 
gewicht verjendet, muß der Ortspolizeibehörbe des Abjendeortes davon unter 
Angabe des Transportweges Anzeige machen und den Frachtſchein derſelben 
zur Bifirung vorlegen. 

s 11. 

Auf Fuhrwerken, melde exploſive Stoffe führen, darf Feuer oder offenes 

Licht nicht gehalten, Tabad nicht geraucht werden. Auch in der Nähe ber 
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Fuhrwerke ift das Anzünden von Feuer oder Licht, fowie das Tabadraudhen 
verboten. 
$ 12. 

Fuhrwerke, welche explofive Stoffe führen, dürfen mr im Schritt 
fahren und dürfen won anderen Fuhrwerken, fowie von Keitern nur im 
Schritt paſſirt werden. Bejteht ein Transport aus mehreren Fuhrwerken, 
fo müſſen diefelben während der Fahrt eine Entfernung von mindeſtens 
50 Metern unter einander einhalten. 

8 13. 

Fuhrwerke, welche erplofive Stoffe führen, dürfen, während fie halten, 
niemals ohne Bewachung bleiben. Bon Werkftätten, Wohnhäufern und 
öffentlichen Gebäuden muß die Halteftelle bei Schiekpulver mindeſtens 
150 Meter, bei Dynamit mindeftens 400 Meter entfernt liegen. Bei einem 
Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde in der Nähe von Ortfchaften 
ift überdies der Polizeibehörbe rechtzeitige Anzeige zu machen, welde die 
ihr erforderlich erjcheinenden Vorſichtsmaßregeln zu treffen hat. 


s 14. 

Fuhrwerke mit erplofiven Stoffen müfjen von Eifenbahnzügen oder ges 
heizten Lokomotiven mindeftens 300 Meter entfernt bleiben. Sind Weg- 
ftreden zu paffiren, auf welchen wegen ver gleichlaufenden Richtung ber 
Eifenbahn und des Weges oder wegen der Frequenz der Bahn obiger Vor- 
Ihrift nicht genügt werden kann, fo ift ver Eijenbahnbetriebsbehörve, welcher 
die unmittelbare Betriebsleitung der betreffenden Strede obliegt, von dem 
beabfichtigten Transporte rechtzeitig Anzeige zu machen, umd hat diefe dann 
bie zur Befeitigung von Gefahr geeigneten Anordnungen zu treffen. 

8 15. 

Der Transport durch zufammenhängend gebaute Ortichaften ift nur 
gejtattet, wenn dieſe Drte nicht auf für Frachtfuhrwerk paffirbaren Wegen 
umfahren werben fönnen. Iſt die Durhfahrt unvermeidlich, jo ift von ber 
bevorftehenden Ankunft des Transportes der mit der Wahrnehmung ber 
Drtspolizei betrauten Behörde zeitig Anzeige zu maden und find beren 
Beftimmungen zu erwarten. Die Behörde hat den zu nehmenden Straßenzug 
zu beftimmen, venfelben von anderen Fahrzeugen möglichft frei zu halten 
und Sorge zu tragen, daß die Durdfahrt ohne unnöthigen Aufenthalt und 
mit Vermeidung befonderer Gefahren erfolgt. 

S 16. 
Das Abladen hat den Borfchriften des $ 5 entfprechend zu erfolgen. 


B. Berfendung erplofiver Stoffe auf Schiffen und Fähren. 
s 17. 
Auf Dampf ſchiffen, welche Perſonen befördern, dürfen erplofive Stoffe 
nicht transportirt, an Schießpulver oder Feuerwerfsförpern jedoch darf 
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foviel mitgeführt werden, als zur Abgabe von Signalen nothwendig 
ift. Die im $ 3 enthaltene Ausnahme» Bejtimmung findet auch hier An- 
wenbung. 

$ 18. 

Die S$ 4, 5 (Abſatz 1 und 2), 10 und 16 finden auch bier Anwendung. 
Das Ein- und Ausladen darf nur an einer von der Boltzeibehörbe dazu ans 
gewiefenen Stelle, welche möglichft weit von bewohnten Gebäuden entfernt 
fein muß, erfolgen. Die Ladejtelle darf dem Publikum nicht zugänglidy fein 
und ift, wenn ausnahmsweife das Ein» oder Ausladen bei Dunkelheit ftatt- 
findet, mit feft: und hochſtehenden Paternen zu erleuchten. Die mit erplofiven 
Stoffen gefüllten Behälter dürfen nicht eher auf die Ladeſtelle gebracht oder 
dafelbft zugelaffen werben, bis die Verladung beginnen fol. 


8 19. 

Die erplofiven Stoffe müfjen auf dem Schiffe in einem abgefchloffenen 

Raume, welder bei Dampffhiffen möglichft weit von dem Keſſelraum ent- 
fernt fein muß, unter Ded feſt verftaut werlaben werben. Bei Verladung 
in offenen Booten müſſen lettere mit einem Plantuche überfpannt werben. 
Meder in diefen, noch in den unmittelbar daranftoßenden Räumen dürfen 
Zündhütchen und Zündfchnüre verpadt fein. Leicht entzündliche Stoffe find, 
mit Ausnahme der zum Betriebe der Dampffefjel oder der Küchen dienenden 
Brennmaterialien, von der gleichzeitigen Beförderung überhaupt ausgefchlofjen- 
Brennmaterialien dürfen nur in fenerfiheren und leicht unter Wafler zu 
ſetzenden bejonderen Räumen aufbewahrt werden. Das Schiff muß auf 
Binnengewäflern mit einer von Weitem erkennbaren, ſtets ausgefpannt 
gehaltenen ſchwarzen Flagge mit einem weißen P verfehen werben. Die 
Borjhrift des $ 8 findet auf den Transport zu Schiffe finngemäße Ans 
wendung. 
8 20. 

Im Uebrigen ift beim Transport erplofiver Stoffe auf Schiffen Fol- 

gendes zu beobachten: 

a. Sind zufammenhängend gebaute Drtichaften zu berühren, fo ift wie 
bei dem Landtransporte zu verfahren. Die Durchfahrt ift von ber 
Behörde nur zu geftatten, nachdem die Paſſage frei gemadt und bie 
Anordnung getroffen ift, daß Brüden ꝛc. ohne Aufenthalt paffirt 
werden können. Im größeren Städten und bei beengten Wafler- 
ftraßen ift die Behörde befugt, die Durchfahrt ganz zu unterfagen. 

b. Sind Schiffbrüden oder Scleufen zu paffiren, jo ift dem Brüden- 
oder Schleufenwärter von der bevorftehenden Ankunft des Fahrzeuges 
und feiner ungefähren Größe zeitig Anzeige zu machen. 

c. In Betreff des Paffirens von Eifenbahnbrüden ift, wie im $ 14 vors 
gejchrieben, zu verfahren. 

d. Das Anlegen darf nur an Orten gefchehen, welde dem Publikum 
nicht zugänglich find. 


8 


Die Ortspolizeibehörde ift ftets vorher in Kenntniß zu ſetzen und hat 
Borfchriften Über Ort, Zeit und Borfihtsmaßregeln im Einzelnen zu geben. 


8 21. 
Fähren, welde Fuhrwerke mit exrplofiven Stoffen überfegen, dürfen 
nicht gleichzeitig andere Fuhrwerke oder Perjonen befördern. 


C. Berfendung erplofiver Stoffe auf Eifenbahnen. 
g 2. 
Die Berfendung erplofiver Stoffe auf Eifenbahnen ift durch bejondere 
Beftimmungen geregelt. 


11. Handel mit erplofiven Stoffen. 
8 23. 

Mer erplofive Stoffe feil zu halten beabfichtigt, muß davon der Polizei. 
Behörde Anzeige maden. 

8 24. 

Die Abgabe von erplofiven Stoffen an Perfonen unter 16 Jahren ijt 
verboten. 

$ 2. 

Pulver, Bulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen in Quantitäten 
von mehr als 1 Kilogramm, jowie alle fonftigen erplofiven Stoffe in jeder 
Duantität dürfen nur am folde Perſonen abgegeben werden, von welchen 
ein Mißbrauch nicht zu beforgen ift und welche in dieſer Hinficht dem Ber- 
käufer vollfommen befannt find. Wofern legteres nicht der Fall ift, hat ſich 
der Käufer duch ein Zeugniß der Polizeibehörde auszumweifen, daß der 
Abgabe kein Hinderniß im Wege fteht. Diefes Zeugniß ift bei dev Abgabe 
von Dynamit, Schiegbaumwolle und der im $ 2 bezeichneten Stoffe in jedem 
Falle erforberlih. Die Bolizeibehörde hat fi) vor Ertheilung des Zeugniffes 
über bie Art der beabfichtigten Verwendung und den etwa beabfidhtigten 
Aufbewahrungsort zu erfundigen und geeigneten Falls die entjprechenden 
Maßnahmen zu treffen. An jeder Dynamitpatrone muß die Bezeichnung 
„Dynamit“ und bie Firma der Fabrik deutlich angebracht jein. 


S 26. 

Mer ſich mit der Anfertigung oder den Verkauf von erplofiven Stoffen 
befaßt, iſt verpflichtet, über alle Käufe und Verkäufe von Pulver, Pulver: 
munition, Yenerwerfsförpern und Zündungen in Quantitäten von mehr als 
1 Kilogramm, fowie über alle Käufe und Verkäufe fonftiger erplofiver 
Stoffe ein Buch zu führen, welches über den Namen und die Legitimation 
der Abnehmer, den Zeitpunkt der Abgabe und die abgegebenen Quantitäten 
Aufſchluß giebt. Diefes Buch, ſowie die nah $ 25 erforberlihen Zeug- 
niffe find der Polizeibehörde auf Verlangen jeder Zeit zur Einſicht offen 
zu legen. 


I 


III. Lagerung erplofiver Stoffe. 
A. Pulver, Pulvermunition, Seuerwerfsförper und 
Zündungen. 
g 27. 

Mer mit Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkslörpern und Zündungen 
Handel treibt, darf 1) im Kaufladen nicht mehr als 1 Kilogramm, 2) im 
Haufe außerdem nicht mehr als 5 Kilogramm vorräthig halten. Auf Nach— 
weis eines bejonderen Bedürfniſſes kann die Erhöhung des Vorraths unter 
2) zeitweilig bis auf 10 Kilogramm gejtattet werden. Die Aufbewahrung 
delielben darf nur in einem auf dem Dachboden (Speicher) belegenen, mit 
feinem Scornfteinrohre in Verbindung ftehenden abgejonderten Raume, 
ber bejtändig unter Verſchluß zu halten ift und mit Licht nicht betreten 
werden darf, erfolgen. Die Behältniffe müfjen den Beitimmungen im $ 4 
Ab. 1 und 2 entiprechen und bededt fein. 

$ 23. 

Perfonen, welche nicht unter die Beftimmung des $ 27 fallen, bebürfen 

bebufs der Aufbewahrung von mehr als 1 Kilogramm der polizeilichen Er- 


laubnif. a 


Größere als die im $ 27 bezeichneten Mengen find außerhalb ver 
Drtichaften in befonderen Magazinen aufzubewahren, von deren Sicherheit 
die Polizeibehörde und, foweit es ſich um militärifche Magazine handelt, 
die Bolizeibehörde m Gemeinſchaft mit der Militärbehörde ſich überzeugt 
hat. Es kann angesronet werben, daß die Schlüſſel zu dieſem Lokale in 
den Händen der Behörde bleiben... Auf Kriegspulvermagazine in Feltungen 
finden vorftehende Beftimmungen keine Anwendung. 

$ 30. 

Die Aufbewahrung an der Herftellungsftätte, fowie an der Verbrauchs— 

ftätte unterliegt den im $ 31 gegebenen Borfchriften. 


B. Andere Sprengitoffe. 
$ 31. 

Die im $ 2 aufgeführten erplofiven Stoffe dürfen nur an ber Her: 
ftellungsitätte, Dynamit und Nitrocellulofe, außer an ber Herftellungs- 
ftätte, nur an denjenigen Orten, wo biefe Stoffe behufs eines gewerb- 
lichen Betriebes zur unmittelbaren Verwendung gelangen, oder in be 
fonderen Magazinen aufbewahrt werben. Für die Aufbewahrung an ber 
Herftellungsftätte find die bei Ertheilung der Konzeffion — $ 16 der Ge- 
werbe-Orbnung vom 21. Juni 1869 — vorgefchriebenen Bedingungen, in 
Ermangelung folder Borfchriften die Weifungen der Polizeibehörbe zu be- 
achten. Die Niederlagen an der Verbrauchsjtätte, ſowie die befonderen 
Magazine bebürfen der polizeilichen Genehmigung und find nad den von 
ber PBolizeibehörde zu ertheilenden Vorſchriften einzurichten. Bei den Nieder: 
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lagen der Militärverwaltung fonfurrirt in derſelben Weife, wie bei ihren 
Pulvermagazinen, die Militärbehörde ($ 29). E8 kann angeordnet werben, 
dag die Schlüffel zu den Magazinen in den Händen der Behörbe bleiben. 


IV. Strafbeftimmungen. 
$& 32. 

Zumwiderhandlungen gegen worftehende Vorſchriften werden nad $ 367 

Nr. 5. des Strafgefegbuhs für das Deutſche Reich beftraft. 
V. Schlufbeitimmungen. 
833. 

Die Vorſchriften über militäriſche, von Militärperſonen begleitete 
Transporte exploſiver Stoffe, ſowie die Vorſchriften über die Behandlung 
der mit exploſiven Stoffen beladenen Schiffe in den Häfen bleiben unberührt. 
In gleicher Weiſe bleiben auf den Gegenſtand bezügliche internationale 
Abreden in Kraft. 

834. 
Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft. 
Berlin, den 29. Auguſt 1879. 


Der Miniſter des Innern. Der Minifter 
In Vertretung: für Handel und Gewerbe. 
(ge3.) Starte. Im Auftrage: 


(gez.) Jacobi. 


Auf Grund der 88 136 und 140 des Geſetzes über die allgemeine 

Landes» Verwaltung vom 30. Juli 1883 erlaffen wir die nadhftehende 
Polizei-Verordnung. 

Die von uns am 29. Auguſt 1879 für die Provinzen Oſtpreußen, 
Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen erlaſſene 
Polizei-Verordnung, betreffend den Verkehr mit exploſiven Stoffen, und die 
denſelben Gegenftand betreffende Polizei: Verordnung der Königlihen Res 
gierung zu Sigmaringen vom 21. November 1879 erhalten folgende 
Zufäße: 

1) im $ 2 am Schlujfe: 

Jedoch find alle zur Verſendung auf Eifenbahnen jeweilig zu— 
gelafienen Stoffe audy zur Verſendung auf Fand» und Wafjerwegen 
zuzulafien. 

2) im $ 4 am Scluffe: 

Die für den Eiſenbahnverkehr jeweilig vorgefchriebene Verpadung 
genügt auch für den Transport auf Land— und Wafjerwegen. 

Berlin, den 8. Dezember 1884. 

Für den Minifter Der Minijter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. In Bertretung: 
(gez.) v. Boetticher. (gez.) Herrfurth. 
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In Ausführung eines von dem Bundesrathe am 5. November vorigen 
Jahres gefaßten Befchluffes wird von den unterzeichneten Miniftern für 
Handel und Gewerbe und des Innern auf Grund des $ 136 Abjat 3 des 
Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 für die 
Provinzen Oftprenßen, Wetpreußen, Brandenburg nebſt dem Stabtlreife 
Berlin, Pommern, Schlefien, Sachſen und Hannover, ſowie für den Re— 
gierungsbezirt Sigmaringen die nachſtehende 


Polizei- Verordnung vom 19. März 1886, betreffend die Verhütung 
der Gefährdung militäriiher Pulver: Transporte, 
erlajien: 

Die Begleit- Kommandos militärifcher Pulver-Transporte haben Behufs 
Berhütung der Gefährdung der Transporte die ihnen begegnenden Wagen- 
führer, Schiffsführer, Reiter und fonftigen Perjenen zu den je nach Umftänden 
erforderlichen Handlungen oder Unterlaffungen — insbefondere zu langfamem 
Borbeipaffiren oder Ausweihen, zum Unterlaffen von Tabadraudhen, zum 
Auslöſchen von Feuer — aufzufordern. 

Wer folder Aufforderung nicht ungefäumt Folge leiftet, wird — uns 
befchadet des nöthigenfalld zue Anwendung zu dringenden unmittelbaren 
Zwanges — nad $ 367 Nr. 5 des Strafgeſetzbuches beftraft. 

Berlin, ven 19. März 1886. 


Für den Minifter Der Minijter des Innern. 
für Handel uud Gewerbe. Im Auftrage: 
(gez.) von Boetticher. (gez.) von Zaſtrow. 


2. Lokalpolizeiliche Vorſchriften über den Verkehr 
mit exploſiven Stoffen. 
(Dieſelben gelten nur noch inſoweit, als ſie nicht durch die 
vorſtehend unter A. 1. aufgeführten landespolizeilichen Vor— 
ſchriften aufgehoben bezw. abgeändert worden find.) 


Transport und Lagerung von Sprengöl (Nitrogiycerin). 
Polizei-Berordnung vom 18. Dezember 1868. 

Unter Aufhebung der über den Transport und bie Lagerung von 
Sprengöl (Nitroglycerin) dieffeit unterm 10, Juni 1866 (Imtell.-Blatt 
Nr. 137 und Amtsblatt Stüd 25 de 1866) und 2. Juni 1867 (Neue 
Berliner Nachrichten Nr. 60 und Amtsblatt Nr. 25 de 1867) erlaflenen 
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Polizei-Verordnungen verordnet das unterzeichnete Polizei-Präfidium auf 
Grund des $ 11 des Gejeges über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 
1850 in Betreff des Verkehrs mit Sprengöl (Nitroglycerin) für den engeren 
und weiteren Polizei-Bezirf von Berlin und ven Polizei-Bezirf Charlotten- 
burg, was folgt: 

81. 

Die in diefer Verordnung in Betreff des Sprengöls gegebenen Vor— 
Ichriften gelten, wo nichts Anderes beftimmt worden, in gleicher Weife auch 
für methylifirtes Nitroglgcerin und Dynamit. 

82. 

Die Bereitung von Sprengöl darf nur in ſolchen Betriebsſtätten 
erfolgen, für welche dazu die nach $ 1 des Geſetzes vom 1. Juli 1861*) 
erforderliche ausbrüdliche polizeilihe Genehmigung ertheilt ift. Die Be— 
fugniß dazu ift in feiner anderen gewerblichen Konzeſſion enthalten. Die 
Fabrifanten von Sprengöl find verpflichtet, der Ortspolizeibehörbe auf 
deren Verlangen diejenigen Bücher vorzulegen, aus denen fid) der Handels» 
Verkehr mit Sprengöl resp. die Verfendnng deſſelben erfehen läßt. 

*) Jetzt 8 16 der Neichsgewerbe-Ordnung. 

$ 3. 

Die Aufbewahrung von Vorräthen des genannten Stoffes ift außer— 
halb der Fabrikationsſtätte nur an ſolchen Orten geftattet, wo derſelbe Be— 
hufs eines gewerblichen Betriebes zur unmittelbaren Verwendung gelangen 
fol, und aud hier nur nach vorgängiger ortöpolizeiliher Genehmigung, 
bei deren Ertheilung über die Beichaffenheit der Niederlageftätte und die 
fonftigen Bedingungen, unter denen die Aufbewahrung zu geftatten, Das 
Erforderliche vorzufchreiben if. Der Transport des jedesmaligen Bedarfs 
von der Niederlageftätte zur Verbrauchsftelle darf nur durch Tragen bewirkt 
werben. Insbeſondere ift das Halten von Vorräthen zum Handel außer- 
halb der Fabrifationsftätte gänzlich verboten. 


Polizeis-Verordnung vom 30. Januar 1874. 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Folizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 verordnet das Polizei-Präfidium, in Er- 
gänzung des $ 3 der Polizei-Verorbnung, betreffend den Berfehr 
mit Sprengöl (Nitrogiycerin) vom 18. Dezember 1868 (Amtsblatt 
Stüd 1 de 1869, Intelligenz Blatt Nr. 304 de 1868) für die 
Städte Berlin und Charlottenburg, was folgt: 

Der $ 3 der Verordnung findet feine Anwendung auf diejenigen 
Niederlagen von Dynamit oder anderen Sprengöl» Präparaten, 
deren Errichtung auf Grund einer von dem unterzeichneten Polizei: 
Präfidium ertheilten befonderen Erlaubnif erfolgt. Der Ertheilung 
einer ſolchen Erlaubniß hat in jedem einzelnen Falle der Nachweis 
eines beftehenden Bedürfniſſes voranzugehen. 
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Im Uebrigen find derartige Niederlagen denjenigen Bedingungen 
unterworfen, welche in Verbindung mit der Erlaubniß oder in 
jpäterem Anſchluß an diefe von dem unterzeichneten Polizei-Prä- 
ſidium im einzelnen Falle beftimmt werben. 

Berlin, ven 30. Januar 1874. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


84. 

Die Berſendung und der Transport des Sprengöls auf Eiſen— 
bahnen, Bolten und Dampfichiffen ift verboten. Auf anderen Land-Fuhr— 
werfen und Sciffen*) darf der Transport nur ftattfinden, wenn biefelben 
nicht zugleich zur Berfonen-Beförderung dienen. **) 

*) Vergl. Bekanntmachung vom 27. Oktober 1876, Seite 23. 

*) Die 88 4—10 find hinfichtlih des Dynamits außer Kraft geſetzt; vergl. 
RVolizei-VBerordnung vom 5. Auguft 1574, Seite 21. 

SD. 

Das Sprengöl muß beim Transport in Gefäßen aus Bled oder aus 
ftarfem Glaſe mit höchſtens Y, Gentner Inhalt verpadt jein, der Verſchluß 
der Gefäße ift durch Korkftöpfel zu bewirken, welche bei methylifirtem Nitro— 
glycerin mit einer Blaſen-Umhüllung zu verfehen find. Die Gefäße müſſen 
mit einer forbartigen Hülle, weldye eine Einlage von Stroh oder Kieſelguhr 
enthält, umgeben, und mittelft Stroh, Heu und dergleichen in Holzkiſten 
feft verpadt fein. Sägeſpähne, Werg, Zeugftüde oder Bapier-Abfälle dürfen 
bei der Umhüllung und Berpadung der Gefäße nicht angewandt werden. 
Die Holzfiften, deren Dedel nur lofe befejtigt werben darf, müſſen mit der 
Auffchrift: „Sprengöl, Vorſicht!“ verfehen fein. Das Gewicht einer ſolchen 
Kifte darf im Ganzen nicht mehr als 40 Pfund betragen. Das Berpaden 
und Berladen ift unter Bermeibnng ftarker Erfchütterungen vorzunehmen 
und darf dabei Fein offenes euer gehalten, noch Tabad geraucht werpen. 

S 6. 

Der Führer eines jeden Sprengöl- Transports ift verpflichtet, den 
Drtspolizeibehörden, deren Bezirke paffirt werben jollen, von ber bevor: 
ftehenden Ankunft defjelben unter Angabe des einzufchlagenden Weges zeitige 
Meldung zu machen, und hat alsdann den im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit außer den nachſtehenden VBorjchriften von ihnen etwa erachteten 
bejonderen Weiſungen Folge zu leijten. 

8 7. 

Behufs des Transports mitteljt Land» Fuhrwerfs müſſen die 
das Sprengöl enthaltenden Holzkiften auf dem Wagen unten und oben mit 
einer diden Strohdede umgeben und jo feft verpadt fein, daß ein Scheuern 
nicht ftattfinden fann. Der Wagen muß an der Vorderfeite in einer ſchon 
von Weitem erkennbaren Weiſe mit einer ſchwarzen Tafel verjehen fein, 
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welche in weißer deutlicher Schrift die Worte: „Sprengöl, Vorſicht!“ trägt. 
Es iſt unftatthaft, Sprengöl mit anderen Gütern auf demfelben Wagen zu— 
fammen zu vwerladen. 

$ 8.*) 


Im Uebrigen iſt beim Yand- Transport Folgendes zu beachten: 

a. Wagen, welde Sprengöl geladen haben, dürfen nur im Schritt 
fahren. Während der Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenauf- 
gang muß die Fahrt ganz eingeftellt werden. Anderes Fuhrwerk 
und Reiter dürfen diefelben nicht anders als im Schritt paffiren. 

b. Die Begleiter eines jolhen Wagens haben fid) des Tabadraudens 
und jedes Gebrauchs von Feuer während der Fahrt zu enthalten. 

e. Die Wagen müfjen, wenn fie anhalten, vom nächſten bewohnten 
Gebäude mindeftens 1000 Schritt entfernt bleiben. Iſt ein langer 
Aufenthalt, insbefondere zum Nachtquartier, erforderlich, jo darf Die 
Aufftelung der Wagen nur an einer von der Ortspolizeibehörde 
auf desfallfiges Anjuchen dazu anzumweijenden Stelle erfolgen. in 
folder Plag muß mindeftens 1000 Schritt von dem nächften be- 
wohnten Gebäude entfernt fein. 

d. Sind zufammenhängend gebaute Ortfchaften zu berühren, fo hat ber 
Magen in einer Entfernung von mindeftens 1000 Schritt vor den— 
felben zu halten, bis von der Ortpolizeibehörde über den ein: 
zufchlagenden Weg und fonjtige Borfihtsmaßregeln Beftimmung 
eingeholt if. Die Durdfahrt durch einen ſolchen Ort ſelbſt darf 
nur ausnahmsweife geftattet werden, wenn ein Umfahren befjelben 
nad den Yofal-Berhältniffen nicht thunlich ift. 

*) Der Transport durch die bebauten Theile des jtädtifchen Weichbildes ift unter- 

fagt; vergl. Polizei-Berordnung vom 13. September 1377, Seite 23. 
$ 9.*) 

Soll ver Transport des Sprengöls auf Schiffen erfolgen, jo 
muß der Einladeplatz mindeftens 1000 Schritt von bewohnten Gebäuden 
entfernt fein. Die Sprengölfiften find mit einer Unterlage von Stroh feit 
zu verftauen, dürfen jedoch nicht in mehreren Lagen übereinander gefchichtet 
werden. Sind auf dem Schiffe zugleid) andere Güter befinblid, jo muß 
das Sprengöl in einem befonders abgefperrten Raum verladen fein. Das 
Schiff muß mit einer fhon von Weiten bemerfbaren ſtets ausgefpannt zu 
haltenden ſchwarzen Flagge verfehen fein, welche in weißer deutlicher Schrift 
mit den Buchſtaben Sp. bezeichnet ift. 

*) Vergl. Bekanntmachung vom 27. Oftober 1376, Seite 23. 

$ 10.*) 

Im Uebrigen ijt beim Transport von Sprengöl auf Schiffen Folgendes 
zu beachten: 

a. Auf dem Schiffe darf fein Feuer gemacht, auch nicht Tabad geraucht 

werben. 


— 
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. Andere Schiffe, insbefondere Dampfichiffe, welde an einem mit 
Sprengöl beladenen Schiffe vorbeifahren, müſſen baflelbe, wenn dies 
nicht durch die Umftände unmöglich gemacht wird, unter dem Winde 
paffiren. 

ce. Sind zufammenhängend gebaute Ortfchaften zu berühren, fo iſt wie 

bei Fand» Transporten zu verfahren. Die Durchfahrt ift won der 
Polizeibehörde nur zu geftatten, nachdem die Paflage von anderen 
Schiffen frei gemadt und Anordnung getroffen ift, daß Brüden ꝛc. 
w ohne jeden Aufenthalt paffirt werben fünnen. Im größeren Städten 
| und bei beengten Waflerftraßen ift die Polizeibehörde befugt, die 
Durchfahrt ganz zu unterfagen. 
d. In Beziehung auf die beim Anlegen einzuhaltende Entfernung von 
Gebäuden, fowie auf die Tageszeit, wo die MWeiterbeförderung ftatt- 
finden darf, fommen die für Land-Fuhrwerke gegebenen Vorſchriften 
auch bei Schiffen zur Anwendung. 
*) Vergl. Bekanntmachung vom 27. Oktober 1376, Seite 23. 


8 11. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorjtehenden Vorſchriften, infofern fie 
nicht nach $ 345 Nr. 3 und 4 des Strafgefegbuhs*) einer höheren Strafe 
unterliegen, werden mit einer Gelvftrafe bis zu 10 Thlr. oder einer Ge— 
fängnißftrafe bis zu 14 Tagen geahndet. 

*) 8 367 des Strafgefegbuchs für das Deutfhe Reid. 

⸗ Berlin, den 18. Dezember 1868. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Wurmb. 





Konzeſſion zur Benutzung von Räumen behufs Anfertigens von 
Feuerwerkskörpern u. ſ. w. 


Polizei-BVerordnung vom 23. April 1869. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei -Ver- 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und des $ 345 Nr. 4 des 
Strafgefegbudhes für die Preußifchen Staaten vom 14. April 1851 (G.-©. 
©. 93) verorbnet das Polizei- Präfivium, nah Berathung mit dem Ge- 
meinde-Borftande, für den engeren und weiteren Polizeibezirt von Berlin 
und den Bolizeibezirf von Charlottenburg, was folgt: 


81. 

d Nicht allein das Anfertigen von Feuerwerkskörpern und er» 
plodirenden Stoffen, fondern aud die weitere Behandlung verjelben 
Behufs des Verpackens, fowie das Verpacken felbft darf nur in Räumen 
gejhehen, für deren Benugung zu den gedachten Zweden eine bejondere 
polizeiliche Konzeſſion erteilt worden ift. 
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82. 

Zuwiderhandlungen werden in Gemäßheit des $ 345*) des Strafgeſetz⸗ 
buchs mit Geldbuße bie zu 50 Thlr. oder Gefängniß bis zu 6 Wochen 
beftraft. 

*) Bergl. 8 367 Ar. 4 des Strafgeſetzbuchs für das Deutihe Neid. 

Berlin, den 23. April 1869. 

Königliches Polizei-Präfivium. 
(gez.) von Wurmb. 


Verkehr mit Schiehpulver. 
Polizei-Verordnung vom 4 Oftober 1871.**) 
Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Ver- 
— waltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei-Präſidium für den 
engeren Polizeibezirt von Berlin und den Polizeibezirt von Charlottenburg 
was folgt: 


4. Verlauf und Aufbewahrung von Schiehpulver. 
53; 

Wer Schießpulver feilzuhalten beabfichtigt, hat davon vor dem Beginn 
biefes Gefchäftsbetriebes dem Polizei-Präfidio, bezicehungsmeife dem Polizei 
Amte zu Charlottenburg Anzeige zu machen. 

8 2. 

Berfäufer von Schießpulver dürfen davon 1) in ihren Kaufläden nicht 
mehr als 1 Kilogramm, 2) im Haufe außerdem nicht mehr als 5 Kilo— 
gramm vorräthig halten. Auf Nachweis eines befonderen Bedürfniſſes 
kann die Erhöhung des Vorraths unter 2) zeitweilig bis auf 10 Kilogramm 
geftattet werben. Die Aufbewahrung defjelben darf nur in einem auf dem 
Dachboden (Speicher) belegenen, mit feinem Schornfteinrohre in Verbindung 
ftehenden, abgefonderten Raume, der bejtändig unter Verſchluß zu halten ift 
und mit Licht nicht betreten werden darf, erfolgen. 

83. 

Größere als die im $ 2 bezeichneten Mengen find außerhalb der Ort: 
Ihaften in befonderen Magazinen aufzubewahren, von deren Sicherheit die 
Polizeis resp. Militärbehörbe, foweit die lettere nah ben beftehenben 
Vorſchriften konkurrirt, fi) überzeugt hat. Die Schlüffel zu dieſem Lokale 
bleiben in den Händen der Behörde. 

84. 

Die Abgabe von Schießpulver an Perſonen unter 16 Jahren iſt 

verboten. 


**) Vergl. die landespolizeiliche Verordnung vom 29. Auguſt 1879, Seite 3. 


Do 


17 


85. 

Perſonen, welche nicht unter die Beſtimmung des $ 2 fallen, bedürfen 
behufs der Aufbewahrung von mehr als 1 Kilogramm der polizeilihen Er- 
laubnig. Sie haben in diefem Yale die im $ 2 enthaltenen Vorſchriften, 
resp. die ihnen von der Polizeibehörde etwa befonders vorgefchriebenen 
Bedingungen zu beobachten. 

86. 

Auf die mit Pulver-Fabriken verbundenen Lager finden die vorſtehenden 

Vorſchriften keine Anwendung. 


I. Transport von Schießpulver. 
A. Allgemeine Vorſchriften. 
87. 

Bei der Verpackung der Ein- und Ausladung von Schießpulver, ſowie 
auf oder in der Nähe von zum Transport von Schießpulver dienenden 
Fahrzeugen darf weder Feuer angemacht, noch Taback geraucht werden. 
Das zu verſendende Schießpulver muß in hölzernen, ſolide gearbeiteten 
Tonnen oder Kiſten verpackt ſein, deren Fugen derart gedichtet ſind, daß 
ein Ausſtreuen von Pulver nicht ſtattfinden kann. 

88. 

Wer Schießpulver in größerer Menge als 25 Kilogramm auf einmal 
verſendet, muß der Polizeibehörde des Abſendeorts davon Anzeige machen und 
den die Reiſeroute enthaltenden Frachtſchein derſelben zur Viſirung vorlegen. 


89. 

Während der Nacht, d. i. von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang, 
darf Pulver nicht verfahren werden. Es bleibt vorbehalten, aus beſonderen 
Zweckmäßigkeitsgründen für beſtimmte Straßenzüge Ausnahmen hiervon zu 
geſtatten und die alsdann zu beobachtenden beſonderen Sicherungs-Maßregeln 
vorzuſchreiben. 


B. Beſondere Vorſchriften für den Land-Transport. 
s 10. 

Die Berfendung von Schiefpulver vermitteljt der Pot und der Eifen- 
bahn ilt verboten. 

s 1l. 

Die das Sciekpulver enthaltenden Tommen oder Kiſten müſſen auf 
den zum Transport beftimmten Wagen mit Stroh feft verpadt werden. 
Wagen, auf welchen Schießpulver verladen ift, find mit einem Plantuche 
zu überſpannen, welches auf beiden Seiten mit einem kenntlichen P. von 
mindeftens '%, Meeter Höhe zu bezeichnen ift. Jeder Wagen ift außerdem 
mit einer [hwarzen Flagge von mindeftens Y/, Meter Höhe und Breite zu 
verfehen. Der Gebraud eiferner Hemmſchuhe, jowie das Hemmen ber 


Räder mit Ketten iſt unterjagt. 
2 
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gs 12. 
Schiefpulver darf auf demfelben Wagen mit anderen Gütern nur im 
Menge bis zu 5 Centnern und auch dann nur mit ſolchen Gütern verladen 
werben, welche nicht leicht entzünblich find. 


8 13. 

Wagen, auf welden Schießpulver verladen ift, dürfen nur im Schritt 
fahren. Andere Wagen und Reiter müfjen in einer Entfernung von 
mindeftens 10 Metern von denfelben in Schritt fallen und dürfen ſich bei 
ihnen nur im Schritt vorüber bewegen. Innerhalb einer Entfernung von 
15 Metern hat ein Feder des Rauchens und des Feuermachens ſich zu 
enthalten. 

8 14. 

Steigt während der Fahrt ein Gewitter auf, fo muß der Pulverwagen 
die Nähe hervorragender Gegenitände, Gebäude, Bäume u. f. w. thunlichit 
vermeiden und darf unter feinen Umftänden in eine Ortſchaft oder einen 
Wald einfahren. 

$ 15. 

Der Transport von Pulver durch zufammenhängend gebaute Ort: 
ſchaften ift zu vermeiden, wenn fie auf gut gebahnten Wegen nmfahren 
werben fünnen. Kann dies nicht gefchehen, fo muß der Transportführer 
die Ankunft des Transportes vorher der Polizeibehörbe melden und von 
berjelben weitere Bejtimmungen erwarten. 

8 16. 

Mit Schießpulver beladene Wagen müſſen von Eifenbahnzügen und 
geheizten Yofomotiven mindejtens 300 Meter entfernt bleiben und dürfen 
Eifenbahn- Pinten nicht überfchreiten, wenn von der nädjften Station ein 
Zug fignalifirt if. Sind Wegeftreden zu paffiren, auf welchen wegen ber 
gleichlaufenden Richtung der Eifenbahn und des Weges oder wegen der 
Frequenz der Bahn obigen Vorſchriften nicht genügt werben kann, fo ift 
der Eifenbahn- Betriebs-Behörde, welcher die unmittelbare Betriebsleitung 
auf der fraglihen Strede obliegt, von dem beabfichtigten Transport redht- 
zeitig Anzeige zu machen, und hat diefe alsdann die zur Befeitigung von 
Gefahr geeigneten Anordnungen zu treffen. 


8 17. 

Mit Schieppulver beladene Wagen dürfen vor bewohnten Gebäuden 
oder Werkftätten, in denen mit Feuer gearbeitet wird, nicht halten, und 
müſſen, wenn eine Unterbrechung der Fahrt unvermeidlich ift, minbeftens 
200 Meter von denfelben entfernt bleiben. Iſt ein längerer Aufenthalt in 
Ortſchaften, insbefondere zum Nachtquartier, erforderlich, jo darf die Auf- 
ftellung des Wagens nur an einer von der Polizeibehörde dazu an— 
zuweiſenden Stelle erfolgen, welche von bem nächſten bewohnten Gebäude 
mindeftens 200 Meter entfernt ift. 
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8 18. 

Der Trangportführer bat, jo lange der Aufenthalt ($ 17) dauert, 

entweder jelbit bei dem Wagen zu verbleiben, oder eine andere geeignete 
Perjon als Wächter zu beftellen, weldhe den Wagen nicht verfallen darf. 


C. Befondere Borfhriften für ven Waffer- Transport. 
sg 19. 

Auf Dampfichiffen darf außer dem Bedarf zum Abfenern von Signals 

jhüflen Fein Pulver transportirt werben. 
$ 20. 

Ob Schiekpulver mit anderen Gütern verladen werden darf, hat bie 
Polizeibehörde des Einladeortes mit Rückſicht auf die Beichaffenheit der 
mitzuladenden Güter zu beftimmen. Ueber die von ihr dabei getroffenen 
Anordnungen ertheilt fie dem Schiffer eine befondere Bejcheinigung, melde 
diefer auf Erfordern den Polizeibeamten vorzeigen muß. 


s 21. 
Beim Berladen in Schiffe ift den Pulverbehältern durch Unter- und 
Widerlager eine feite Page zu geben. 
$ 22. 
Auf jedem mit Pulver beladenen Fahrzeuge it eine mit einem weißen 
1/, Meter hohen P. verfehene ſchwarze Flagge von 1 Meter Länge umd 
1 Meter Höhe aufzufteden, welde jo angebracht werden muß, daß fie fchon 
in der Ferne erfannt werben kann. Die Flagge ift ſtets ausgeſpannt zu 


erhalten. 
8 23. 


Mit Pulver beladene Fahrzeuge müſſen bei Annäherung eines Ge— 
witters anlegen und, wenn es ohne Gefahr ausführbar ift, vie Meaften 
niederlaffen resp. die Stangen ftreihen. Das Anlegen darf weder in ber 
Nähe von bewohnten Orten noch von hohen Bäumen geſchehen. Erſt wenn 
das Gewitter verzogen ift, darf die Fahrt fortgejegt werben. 

8 24. 

Schiffe und Holzflöße, welde an einem mit Pulver befadenen Fahr— 
zeuge vorbeifahren, müſſen das Lebtere unter dem Winde, d. h. an ber 
Seite, welche der Richtung des Windes entgegengefegt ift, paffiren, es fei 
denn, daß das Schiff über dem Winde getreivelt oder daß das Ausweichen 
windabwärts durd andere Umftände unmöglich gemacht wird. 

8 2. 

Sind Schiffbrüden oder Schleufen zu paffiren, jo ift dem Brüden- 
bezw. Schleufenwärter durch einen vorausgefandten Boten von der bevor— 
ftehenden Ankunft des Fahrzeuges md feiner ohngefähren Größe Anzeige 
zu machen. Es iſt alsdann dafiir zu forgen, daß die Paflage von anderen 

9° 
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Schiffen frei gemacht werde, und das Pulverſchiff mit Vermeidung jebes 
unnöthigen Aufenthalts durchfahren könne. 


8 26. 

Kommen mit Pulver beladene Fahrzeuge in die Nähe von Städten 
oder anderen geſchloſſenen Ortſchaften, jo müſſen fie mindeftens 200 Meter 
von dem erjten Haufe Halt machen, der Ortspolizeibehörde oder, wenn 
diefelbe ihren Sig niht am Drte hat, der Gemeindebehörde die Ankunft 
melden und von berjelben weitere Beſtimmung einholen. 


$ 27. 

Mit Bulver beladene Fahrzeuge haben fid von Eifenbahnen möglichft 
entfernt zu halten, und dürfen unter Eifenbahnbrüden nicht durdfahren, 
während ein Eifenbahnzug oder eine Polomotive diejelbe paffirt. Das An— 
legen am Ufer darf nur in einer Entfernung von mindeftens 200 Metern 
von bewohnten Gebäuden und Anlagen, in denen mit euer und Picht 
verfehrt wird, ftattfinden. Die Schiffsmannfchaft darf ſich nicht entfernen, 
ohne eine geeignete Perſon als Wächter zu beftellen, welche auf dem Schiffe 
ftetsS anmefend bleiben muß. Die Schiffsmannfhaft hat ſich des Feuer— 
anmachens in der dem Winde zugefehrten Richtung, fowie überhaupt in 
größerer Nähe als 150 Meter vom Schiffe zu enthalten. 


In. Schluß: Beftimmungen.- 


8 28. 

Die Beftimmungen vdiefer Polizei» Verordnung finden aud auf Feuer- 
werfsförper, jowie auf Sprengpulver aller Art, mit Ausnahme derjenigen 
Stoffe, melde den für Sprengöl (Nitroglycerin) und feine Zufammen- 
ſetzungen erlafjenen Vorſchriften unterliegen, gleihmäßige Anwendung. 


$ 29. 
Die Borichriften über militärifhe Pulverfendungen werden durch die 
Beſtimmungen diefer Polizei» Verordnung nicht geändert. 


$ 30. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen viefer Polizei-Verordnung, 
jofern fie niht nah $ 367 des Strafgeſetzbuches einer höheren Strafe 
unterliegen, werden mit einer Gelpftrafe bis zu 10 Thle. oder verhältnif- 
mäßiger Haft beitraft. 

. 831. 

Alle bisherigen, dieſen Gegenſtand betreffenden Verordnungen treten 
außer Kraft. 

Berlin, den 4 Oktober 1871. 

Königliches Polizei: Präafidium. 
(gez.) von Wurmb. 
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Transport des Dynamits. 
Polizei-Verordnung vom 5. Auguſt 1874. 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Polizei-Berwaltung vom 
11. März 1850 verordnet das Polizei» Präftvium umter Aufhebung der 
88 4— 10 der Polizeis Verordnung, betreffend den Berfehr mit Sprengöl 
(Nitrogigcerin) vom 18. Dezember 1868 — Amtsblatt Stüd 1 de 1869, 
Berliner Intelligenz Blatt Nr. 304 de 1868 — ſoweit ſich diefelben auf 
Dynamit beziehen, für die Städte Berlin und Charlottenburg, was folgt: 

8 1. 

Die Berfendung und der Transport des Dynamits (der nicht abtropf: 
baren Miſchungen von Nitroglycerin mit poröſen, an fi nicht erplofiven 
Stoffen) auf Eifenbahnen, Poften und Dampfſchiffen it verboten. Auf 
anderen Landfuhrwerken und Schiffen darf der Transport nur ftattfinden, 
wenn diefelben nicht zugleid) zur Perſonen-Beförderung dienen. 

$ 2. 

Bei der Berfendung des Dynamits in Form von Patronen müſſen 
einzelne Padete gebildet, diefe mit Pappe-Umhüllungen verfehen und in 
dichte Holzkiften verpadt werben, welche nicht mit eifernen Bändern ver: 
fehen, auch nicht mit Eifenftiften verfeftigt oder verfchloifen fein dürfen und 
deren Bruttogewicht höchſtens 50 Pfund betragen darf. Bei der Berjendung 
des Dynamits in anderer als Patronen-Form müſſen dichte Holzfiften oder 
Fäſſer, welde im Innern mit Wachspapier ausgefleidet find, mit Feinerlei 
Eiſenbeſchlag (eiferne Reifen, Stifte, Nägel) verfehen fein dürfen und deren 
Bruttogewicht gleichfalls höchftens 50 Pfund betragen darf, angewendet 
werben. Die Kiften und Fäſſer müſſen mit der Bezeihnung: „Dynamit“ 
verfehen werden. Das Verpacken und PVerladen, fowie auch das Abladen 
it unter Vermeidung ftarker Erfhütterungen auszuführen. Bei diefen Ver— 
richtungen darf weder offenes Feuer gehalten, noh Tabad geraucht werben. 


8 3. 

Behufs des Transports auf dem Lande müſſen die den Dynamit 
enthaltenden Kiſten oder Fäſſer auf dem Fuhrwerke feit verpadt werben. 
Das Fuhrwerf muß an der Vorderſeite mit einer ſchon von Weitem erfenn- 
baren ſchwarzen Tafel verfehen fein, welche in weißer deutlicher Schrift die 
Worte: „Dynamit, Borfiht!” träge. Es ift unftatthaft, Dynamit mit 
anderen Gütern auf demfelben Fuhrwerke zufammen zu verladen, ins- 
bejondere ift es unterfagt, entzimbliche oder erplofive Gegenftände, als: 
Zündſchnüre, Zündhütchen, Pulver und dergleichen, mit Dynamit auf dem: 
jelben Fuhrwerke zu transportiren. 

$ 4.*) 

Sol das Fuhrwerk zufammenhängend gebaute Ortſchaften paffiren, fo 

ift der Führer des Transports verpflichtet, von der bevorftehenden Ankunft 
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veijelben der DOrtspolizeibehörde, resp. wenn diefe nicht im Drte ihren 
Sitz hat, der Gemeindebehörde unter Angabe des einzufchlagenden Weges 
rechtzeitig Meldung zu machen und alsdann den im Intereſſe der öffent- 
lihen Sicherheit von diefer Behörde für nöthig erachteten Weifungen Folge 
zu leiften. 

*) Der Transport durch die bebauten Theile des ftädtifchen Weichbildes ift unter- 
fagt; vergl. Polizei-Verorduung vom 13. Dezember 1577, Seite 23. 


85. 

Im Uebrigen ift beim Land-Transporte Folgendes zu beobadıten: 

a. Die Begleiter des Fuhrwerks haben fich des Tabackrauchens und 
jebes Gebrauchs von Feuer während der Yahrt zu enthalten. 

b. Steigt während der Fahrt ein Gewitter auf, jo ift daſſelbe in 
möglichft freier Gegend abzuwarten. Eine zufammenhängend gebaute 
Ortſchaft darf während eines Gewitter nicht paflirt werden. 

ce. Beim Bajfiren zufammenhängend gebauter Ortichaften Dürfen Dynamits 
Transporte nicht anhalten. 

d. Die Fuhrwerfe müfjen, wenn fie anhalten, vom nächſten bewohnten 
Gebäude mindeftens 500 Schritte entfernt bleiben und bewacht werben. 
It ein längerer Aufenthalt, insbefondere zum Nachtquartier, er 
forberlich, fo darf überdies die Aufftelung der Fuhrwerke nur an 
einer von der Drtöpolizeibehörve, resp. Gemeindebehörde dazu an« 
zuweiſenden Stelle erfolgen. 


| $ 6.*) 

Soll der Transport auf Schiffen erfolgen, jo muß der Einladeplat 
minbeftens 500 Schritte von bewohnten Gebäuden entfernt fein. Sind auf 
dem Schiffe zugleih andere Güter befindlih, jo muß Dynamit in einen 
bejonders abgejperrten Raume verlavden fein. Das Schiff muß mit eimer 
ihon von Weiten bemerfbaren, ſtets ausgeipannt zu haltenden ſchwarzen 
Flagge verfehen fein, welche in weißer deutlicher Schrift mit der Bezeich— 
nung: „Dynamit, Borfiht!” verſehen ift. 

*) Der Waffer. Transport des Dynamils durd) Berlin iſt umterfagt; vergl. Be- 
fanntmachung vom 27, Oktober 1876, Seite 23. 


8.7. 

Im Uebrigen ift beim Transport auf Schiffen Folgendes zu 

beobachten: 

a. Auf dem Schiffe darf Fein Feuer gemacht, auch nicht Tabad geraucht 
werden. 

b. Andere Schiffe, insbefondere Dampfjchiffe, welche an einem mit 
Dynamit beladenen Schiffe vorbeifahren, müffen dafjelbe, wenn dies 
nicht dur die Umftände unmöglid gemacht wird, unter dem Winde 
paffiren. 
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e. Sind zujammenhängend gebaute Ortſchaften zu berühren, jo ift wie 
bei Sand» Transporten zu verfahren. Die Durdfahrt ift von ber 
Behörde nur zu geftatten, nachdem die Paffage von anderen Schiffen 
frei gemacht und Anordnung getroffen ift, daß Brüden ꝛc. ohne jeden 
Aufenthalt paffirt werden können. In größeren Städten und bei 
beengten Wafferftraßen ift die Behörde befugt, die Durdfahrt ganz 
zu unterfagen. 

d. In Beziehung auf die beim Anlegen einzuhaltende Entfernung von 
Gebäuden fommen die für Landfuhrwerk gegebenen Borfchriften auch 
bei Schiffen zur Anwendung. 


88. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden, inſofern ſie nicht 
nad) 8 367 Nr. 5 und 6 des Reichs-Strafgeſetzbuches einer höheren 
Strafe unterliegen, mit einer Geldftrafe bis zu 10 Thalern oder verhältniß- 
mäßiger Haft geahndet. 

Berlin, den 5. Augujt 1874. 
Königlihes Polizei Präfidium. 
In Vertretung: 
(ge3.) Freiherr von Hergberg. 


Verbot des Waſſertransports don Sprengöl und Dynamit. 


Belanntmahung vom 27. Dftober 1876. 

Mit Bezug auf die Polizei-Verorbnung vom 18. Dezember 1868 über 
den Verkehr mit Sprengöl (Nitroglycerin) (Intelligenz-Blatt vom 29. De— 
zember 1868) und die Polizei-Berordnung vom 5. Auguft 1874 über ben 
Berkehr mit Dynamit (Intelligenz-Blatt vom 13. Auguft 1874) wird hier 
mit befannt gemadt, daß der Waller-Transport von Sprengöl (Nitro: 
glycerin) und Dynamit durd Berlin unterfagt ift. 

Berlin, den 27. Oftober 1876. 
Königliches Polizei-Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Verbot des Transports von Sprengöl und Dynamit durch die 
bebauten Stadttheile. 


PolizeisBerordnung vom 13. September 1877. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Ber- 
waltung vom 11. März 1850 verordnet nad) Berathung mit dem Gemeinde- 
Borftande das Polizei-Präfidium in Abänderung der Polizeis-Berorbnung 
vom 18. Dezember 1868, den Verkehr mit Sprengöl betreffend (Aıntsblatt 
Nr. 1 de 1868), und der Polizei-Verordnung vom 5. Auguft 1874, ven 
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Transport des Dynamit betreffend (Amtsblatt Nr. 34 de 1874), für den 
Bolizeibezirf von Berlin, was folgt: 
3:1; 

Der Transport von Eprengöl (Nitroglycerin) und von Dynamit (der 
nicht abtropfbaren Mifchungen von Nitroglgcerin mit poröfen, an fi nicht 
erplofiven Stoffen) durd Die bebauten Theile des ſtädtiſchen Weichbildes 
ift verboten. 

$ 2. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen dieſer Polizei-Verordnung, 
fofern fie nicht nach $ 367 des Strafgeſetzbuchs einer höheren Strafe unter- 
liegen, werden mit einer Gelpftrafe bis zu 30 Mark oder verhältnigmäßiger 
Haft beftraft. 

Berlin, den 13. September 1877. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


3. Sonſtige polizeiliche Vorſchriften hinſichtlich 
der öffentlichen Sicherheit. 


Abwendung der bei dem Betriebe der Fabriken für künſtliche 
Mineralwähler u. ſ. w. vorhandenen Erplofionsgefahr. 
Befanntmadhung vom 8. November 1862. 

Vehufs Abwendung der bei dem Betriebe der Fabriken von Fünftlichen 
Mineralwäflern und anderen fohlenfauren Getränken vorhandenen Erplofions- 
Gefahr verordnet das Polizei= Präfidium auf Grund der 886 und 11 des 
Geſetzes über die Polizeis-Berwaltung vom 11. März 1850 für den Umfang 
des engeren Bolizeibezirfs von Berlin und für die Stadt Charlottenburg, 
was folgt: 

81. 

Die Kompreſſions- oder Miſchungsgefäße, Verbindungsröhren und 
Waſchgefäße der in Fabriken von künſtlichen Mineralwäſſern und anderen 
kohlenſauren Getränken jeder Art zu benutzenden ſogenannten Selbſt— 
entwicklungs-Apparate müſſen aus gutem Kupferblech, welches innen ver— 
zinnt iſt, gefertigt, und die aus Blei gefertigten Entwicklungs-Gefäße mit 
einem Mantel aus Kupferblech verſehen ſein. 

82. 

Alle genannten Gegenſtände müſſen in ihren Wandungen eine ſolche 

Stärke beſitzen, daß ſie einen mittelſt einer Druckpumpe auszuübenden 
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Drude von ein und einhalbmal jo vielen Atmofphären, als die bei ber 
Fabrikation beabfichtigte Spannung beträgt, mit Sicherheit zu wiberflehen 
im Stande ift. 

S 3. 


Bei Anwendung fogenannter Bumpen-Apparate finden die Beftimmungen 
ad 1 ımd 2 nur auf die Kompreſſions- oder Mifhungs- Eylinter nebft 
Pumpe Anwendung. 

84. 

Bei den Selbſtentwickelungs-Apparaten find die Eutwickelungs-Ge— 
füße mit einem Sicherheitö-Bentile von mindeftens 1 DZoll freier Oeffnung 
zu verſehen, welches nicht ſchwerer belaftet werden darf, als der feftgeftellte 
Druck beträgt. 

85. 

Die Kompreſſions- oder Miſchungs-Gefäße der genannten Apparate 
aber find mit einem Manometer zu verjehen, welches den darin ftattfindenden 
Drud in Atmofphären oder in Pfunden pro D Zoll zuverläffig angiebt, 
und bei dem der höchſte noch zuläfjige Druck durch eine in die Augen 
fallende Marke bezeichnet fein muß. 

$ 6. 

Die Pumpen-Apparate müſſen an den Komprejfions- oder Miſchungs— 

Gefäßen mit Bentil und Manometer verjehen fein. 
87. 

Weder Selbitentwidelungs- noch Pumpen» Apparate dürfen cher in 
Betrieb genommen werden, als bis auf vorgängige polizeiliche Anmeldung 
des Fabrikanten unter Angabe der Spannung, bei welcher gearbeitet werben 
fol! und auf ftattgefundene amtlihe Prüfung der Apparats nah Maßgabe 
der vorftehenden Beftimmungen die polizeiliche Genehmigung dazu ertbeilt 
worden iſt. 

88. 

Auf die vor Erlaß dieſer Verordnung bereits in Betrieb befindlichen 
Apparate findet die Beſtimmung ad 7) ebenfalls inſoweit Anwendung, als 
die Anmeldung behufs der amtlichen Prüfung binnen vier Wochen nach dem 
Erlaß dieſer Verordnung ſtattfinden muß. 

89. 

Der von dem Fabrikanten bei der Anmeldung angegebene und polizeilich 

genehmigte Druck darf bei der Arbeit niemals überſchritten werden. 
Ss 10. 

Wer gegen die vorſtehenden Beſtimmungen handelt, hat eine Geldſtrafe 
bis zu 10 Thlr., an deren Stelle im Unvermögensfalle eine Gefängnißſtrafe 
bis zu 14 Tagen tritt, zu gewärtigen. 

Berlin, den 8. November 1862. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Bernuth. 
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Verbot der Benutzung von Signalpfeifen in der Nähe 
von Eijenbahnen. 


PolizeirBerordnung vom 12. April 1854. 


Zur Bermeidung von Irrthümern bein Eijenbahn- Betrieb und von 
Unglüdsfällen auf Eifenbahnen, welche aus dem Gebraud der Dampfpfeife 
zu Signalen außerhalb des Eifenbahnbetriebes für den letteren entjtehen, 
wird auf Grund der SS 6 und 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 
die Polizei Verwaltung das in der Polizei- Berordnung vom 3. Sep— 
tember 1851 (Berliner Intelligenz: Blatt Nr. 229)*) rüdfichtlich der Dampf- 
Ichifffahrt erlaffene Verbot dahin erweitert, daß der Gebrauch der Dampf- 
pfeife außerhalb des Cifenbahnbetriebes und die Nachahmung der Eifen- 
bahn Signale inmerhalb eines Raumes von 200 Ruthen, von den äußeren 
Grenzen der Eifenbahn- Grundftüde an gerechnet, im engeren Polizeibezirk 
von Berlin bei Vermeidung einer Gelpftrafe bis zu 10 Thalern oder im 
Unvermögensfalle einer Gefängnißftrafe bis zu 14 Tagen unterfagt wird. 

*) Siehe auch Volizei-Verordnung vom 3. September 1851, 5. Theil, 1. Abfchnitt. 

Berlin, ven 12. April 1854. 

Königlihes Polizei» Präfivium. 
(gez.) von Hinckeldey. 


Feilhalten und Führen von Stoß- Hieb- und Schußwaffen 
in Stöcken, Röhren u. ſ. w. 
Polizei-Verordnung vom 16. Februar 1871. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März 1850 (G.:©. ©. 265) und unter Bezugnahme 
auf $ 367 Nr. 9 des Strafgefegbuhs für den Norbdeutihen Bund vom 
31. Mai 1870 verordnet das Polizei» Präfidium nad) Berathung mit dem 
Gemeinde» Borftande für den engeren und meiteren Polizeibezirf von 
Berlin und für den Polizeibezirf von Charlottenburg, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Stoß-, Hieb- oder Schufwaffen, welde in Stöden oder Röhren 
oder in ähnlicher Weife verborgen find, feil zu halten oder mit fi zu 
führen, ijt unterfagt. 

Berlin, den 16. Februar 1871. 

Königliches Polizei» Präjipium. 
(ge) von Wurmb. 


B. Perfönlice Sicjerheit. 


Schlittihuhlaufen auf unſicherem Gije. 
Belanntmahung vom 17. Dezember 1846. 


Um Unglüdsfällen vorzubeugen, kann das Schlittſchuhlaufen nicht anders, 
als auf denjenigen Stellen geftattet werden, wo ſich befondere Auffeher 
befinden. Eltern und Erzieher werden daher dringend aufgefordert, ihre 
Untergebenen hiernad) anzuweifen, und find die ſämmtlichen Polizei-Offizianten 
beauftragt, Jedermann von den Orten wegzumweifen, wo das Eis nicht völlig 
ſicher ift, diejenigen, welche diejem Feine Folge leiften, aber zur polizeilichen 
Beftrafung anzırzeigen. 

Berlin, ven 17. Dezember 1846. 

Königliches Polizei» Präfipium. 


Baden in öffentlihen Gewäflern. 
Polizeis-Berorpnung vom 10. Juni 1857. 

Auf Grund der 88 6 f. und 11. des Gefeges nom 11. März 1850 
über bie Polizeis Verwaltung verordnet das Polizei» Präfidium unter Auf— 
hebung der Bolizei- Verordnung vom 14. Juni 1853 (Berliner Intelligenz- 
Blatt von 1853 Nr. 140) für den engeren und weiteren Polizeis Bezirk 
von Berlin: 

Das Baden in den öffentlihen Gewäſſern außerhalb der öffentlichen 
oder Privat-Bade: und Schwimm= Anftalten ift nur an denjenigen Stellen 
geftattet, welche polizeilih dazu beftimnt und eingerichtet, auch mit einer, 
diefe polizeiliche Erlaubniß bezeichnenden Tafel verfehen find. Die poli- 
zeilih erlaubten Bapeftellen werden von Zeit zu Zeit befannt gemadt 
werben. Wer an anderen Stellen, ohne dazu vorher bejondere polizeiliche 
Erlaubniß nachgeſucht zu haben, badet, desgleichen wer bie durch Pfähle 
bezeichneten Grenzen der erlaubten Bapeftellen überjchreitet, verfällt einer 
Strafe bis zu 10 Thlr. oder im Unvermögensfalle einer Gefüngnißftrafe 
bis zu 14 Tagen. 

Berlin, den 10. Juni 1857. 

Königliches Polizei » Präfidium. 
(gez.) Lüdemann. 


Unbefugtes Betreten der Militär-Schießſtände und 
deren Umwallungen. 
Bekanntmachung vom 28. April 1865. 


Auf Grund der $$ 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 verordnet das Polizei-Präfidium für den engeren und 
weiteren Polizei-Bezirf von Berlin, wie folgt: 
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— 
Das unbefugte Betreten der Militär-Schießſtände und deren Um— 
wallungen iſt unterſagt. 
82. 
Wer gegen dieſes Verbot handelt, verfällt einer Geldſtrafe bis zu 
10 Thlr. oder im Falle des Unvermögens einer Gefängnißſtrafe bis zur 
Dauer von 14 Tagen. 
Berlm, den 28. April 1865. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Ginathmen von Kohlendunit oder Leuchtgas. 
Belanntmahung vom 13. November 1878. 


Todesfälle durch Einathmen von Kohlendunft und durch Eimathmen von 
Leuchtgas gehören Leider zu den häufigften Unglüdsfällen. Die erfteren 
rühren von zu frühem Berfhluß der Ofenflappe her. Der Kohlendunſt 
entwidelt fi aus brennenden Kohlen jeder Art und verbreitet ſich, wenn 
die Klappe gefchloffen wird, bevor die Kohlen gehörig ausgebrannt find, in 
das Zimmer, audy ohne durch Geruch fich bemerklih zu machen. Wer in 
einem folhen Zimmer jchläft, findet fait fiher den Tod, und ſelbſt Wachende 
werben oft fo plötzlich betäubt, daß fie nicht mehr die Kraft haben, ver 
Wirkung des Gifts fih zu entziehen. Als das fiherfte Schutmittel 
empfiehlt fich die Befeitigumg der Dfenflappen und Einſetzung luftdichter 
Dfenthüren. Dem ebenfo gefahrvollen Einathmen von Leuchtgas aber ift 
man ausgefest, wenn die in den Wohnungen befindlihen Gasröhren nad) 
dem Auslöfchen ver Flamme nicht vollftändig gefchloflen, oder aber, undicht 
geworden, das Gas ausftrömen laffen. Die erſte Hülfsleiftung, die dem 
durch Einathmen von Kohlendunft oder Leuchtgas Verunglückten ſchon vor 
Ankunft des Arztes zu Theil werden muß, beſteht darin, daß durch Oeffnen 
aller Thüren und Fenſter friſche Luft eingelaſſen und beziehungsweiſe die 
Ofenklappe geöffnet, das Gasrohr geſchloſſen werde. Damit aber dieſe 
Unglücksfälle möglichſt vermieden werden, fordert das Polizei-Präſidium 
unter Hinweiſung auf die Beſtimmungen der $S 222 und 230 des Straf: 
geſetzbuchs auf das Dringendfte Jedermann zur größten Vorficht in biefer 
Beziehung auf und räth Eltern, Dienftherrfhaften und Inhabern von 
Schlafjtellen, Penfions - Anftalten 2c., ihre Kinder, Dienftboten und Pfleges 
befohlenen auf die Gefahren des Einathmens des Kohlendunftes und des 
Leuchtgafes aufmerffam zu machen und den Berfchluß der Ofenflappen und 
Gasröhren möglichft felbit zu überwachen. 

Berlin, den 13. November 1878. 

Königliches Polizei Präfibium. 
(gez.) von Madai. 
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Ueberfahren jpielender Kinder. 
Befanntmahung vom 16. Dftober 1883. 
Unglüdsfälle, welche durch Ueberfahren von Kindern entjtehen, haben 
ihren Grund zumeift in dem Mangel einer genügenden Aufſicht der auf den 
Bürgerfteigen fpielenden Kinder, wenn fie, wie dies häufig geſchieht, auf 
den Fahrdamm laufen. Da fid derartige Unglüdsfälle in legter Zeit in 
auffallender Weife vermehrt und die amtlichen Feititellungen faft überall ein 
alleiniges Verſchulden der Verunglückten ergeben haben, fo fieht fib das 
Bolizei- Präfivinm veranlaft, den Eltern und denjenigen PBerfonen, welche 
die Aufficht über Kinder zu führen haben, eine jtrengere Sorgfalt bei der 
Bewachung der Kinder anzuempfehlen. 
Berlin, den 16. Oktober 1883. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Heppe. 


Verhütung von Unglücksfällen durch Treppenbeleuchtung. 
Bekanntmachung vom 19. Mai 1884. 

Es iſt in neueſter Zeit eine große Anzahl von zum Theil recht er— 
heblichen Unglücksfällen dadurch herbeigeführt worden, daß Flur und Treppen 
in den Häuſern nicht genügend erleuchtet waren. 

Das Polizei-Präſidium hofft, daß dieſe Mittheilung genügen werde, 
die Hauseigenthümer zur Abſtellung des gedachten Uebelſtandes zu ver— 
anlaſſen, wird aber keinen Anſtand nehmen, mit aller Strenge gegen die— 
jenigen Hauseigenthümer einzuſchreiten, welche ihre Pflichten nach dieſer 
Richtung hin vernachläſſigen ſollten und hat die Polizei-Reviere angewieſen, 
die ſäumigen Wirthe zur Anzeige zu bringen. 

Berlin, den 19. Mai 1884. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Bekanntmachung vom 21. April 1885. 

Die Wahrnehmung, daß in vielen Häufern Berlins die Beleuchtung der 
Treppen und Flure während der Dunfeljtunden unterblieb, hatte bereits im 
Frühjahr 1884 das Polizei: Präfivium veranlaft, durd eine öffentliche Bes 
fanntmahung auf die Gefahren hinzumeifen, welche die Unterlafjung ver 
Beleuchtung bedingt. Mit danfenswerther Bereitwilligkeit haben die Haus- 
befiter Berlins bis auf geringe Ausnahmen diefer Anregung Folge gegeben, 
fo daß nur in verhältnigmäßig wenigen Fällen ein polizeiliches Einſchreiten 
erforderlih wurde. 

Neuerdings find jedoch wieder lebhafte Klagen des Publitums darüber 
laut geworden, daß feit dem 1. April die Beleuchtung in vielen Häufern 
unterbleibt. 


30 


Da es hiernach den Anfchein gewinnt, al8 ob ein Theil der Hausbefiger 
die Beleuchtung während des Sommer-Halbjahres nicht für erforderlich er- 
achte, jo fieht das Polizei- Präfidium fi) genöthigt, auf das Irrige einer 
folhen Anſchauung aufmerffam zu machen. 

Die Beleuchtung, welche ſich auf alle Jedermann zugänglichen, that— 
ſächlich dem Verkehr dienenden Treppen und Flure zu erjtreden hat, muß 
das ganze Jahr hindurch, alfo ohne Unterfchtied der Jahreszeit, während 
derjenigen Stunden erfolgen, in melden e8 an ausreichender Erleuchtung 
durd natürliches Licht mangelt, und zwar bis 10 Uhr Abends. Ale aus— 
reichend wird die Erleuchtung nur dann anzufehen fein, wenn fie ein deut: 
liches Erkennen der betreffenden Räume ermöglicht. Berpflichtet zu der Be— 
leuchtung und der Polizeibehörde gegenüber verantwortlid ift der Eigen- 
thümer des Grumdjlüds, gleihviel, ob etwa nad dem Inhalt von Privat: 
Verträgen ein Anderer diefe Berpflihtung übernommen hat. 

Eine die Treppen-Beleuchtung regelnde Polizei-Verordnung zu erlaſſen, 
wurde bei dem Entgegenfommen der Hausbefiger nicht für erforberlid er= 
achtet, zumal die Befugniß des Polizei- Präfiviums, die Beleuchtung zu 
verlangen, nicht zweifelhaft und in ihrer Allgemeinheit Seitens des König- 
lihen Ober:Berwaltimgsgerichts ausdrücklich anerkannt iſt. Nach den bis: 
berigen Erfahrungen darf angenommen werden, daß die Unterlafjung ber 
Beleuchtung auch Fünftig zu den Ausnahmen gehören und fomit der Fall, 
wo die Beleuchtung erzwungen werden muß, nur felten eintreten wird. 

Die Auffichtsbeamten find angewiefen, der Treppenbeleuchtung ihre be= 
fondere Aufmerkjamkfeit zuzuwenden und die Abjtellung wahrgenommener 
Mängel durd Einwirkung auf den Grundftüds-Eigenthümer herbeizuführen. 

Daß die Unterlaffung der Beleuchtung unter Umftänden eine ftrafe 
gerichtliche Ahndung zur Folge haben kann, darf als befannt vorausgejegt 
werben. 

Berlin, den 21. April 1885. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Zweiter Abſchnitt. 
Sener:-Polizei. 


A. Lagerung und Aufbewahrung fenergefährlicher Stoffe. 


Mineral: Oele. 


PolizeisVerorbnung vom 25. Juli 1883. 


Auf Grund der SS 73 bis 75 und 36 des Gefetes über die Or— 
gantjation der allgemeinen Landes Verwaltung vom 26. Juli 1880 (G.S. 
S. 291) und der 88 5 und 6 des Gefeges über die Polizei- Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 263) wird über den Verkehr mit Mineral- 
Delen unter Zuftimmung des Königlichen Ober - Präfidenten von Berlin für 
den Stadtkreis Berlin verordnet, was folgt: 


54 

Die gegenwärtige Polizei» Verordnung findet Anwendung auf Roh— 
Petroleum und defjen Deitillations- Produkte (Petroleum-Aether, 
Gaſolin, Benzin, Pigroin, Neolin, Naphtha, Petroleum- Ejjenz, reftifizirtes 
Betroleum, Puß- Del, Schmier-Del u. f. w.), aus Braunfohlen-Theer 
oder Steinfohlen-Theer bereitete Dele (Photogen, Solar: Del, 
Benzol u. ſ. w.) und Schiefer-Dele. 

82. 

Die im 8 1 aufgeführten Flüffigkeiten werben, wenn fie unter emem 
Barometerftande von 760 mm fchon bei einer Erwärmung auf weniger als 
21 Grade des Hunberttheiligen Thermometers entflanmbare Dämpfe ent- 
weichen laffen, zu Klaſſe I., im entgegengefegten alle zu Klaſſe II. ge- 
rechnet. 

Die Unterfuhung derjelben auf ihre Entflammbarfeit hat mittelft des 
Abel'ſchen Petroleumprobers unter Beachtung der von dem Reichskanzler 
gemäß $ 2 der Kaijerlihen Verordnung vom 24, Februar 1882 (R.G.Bl. 
©. 40) erlafjenen Borfchriften zn erfolgen. 
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Mengen von mehr als 10,000 kg Flüſſigkeiten der Klaſſe II., fowie 
Mengen von mehr als 1000 kg Flüffigfeiten der Klaſſe I. dürfen nur auf 
befonderen Pagerhöfen und nur mit Erlaubniß der Pandespolizeibehörde ge- 
lagert werben. 

Diefe Erlaubniß ift, falls nicht bejondere Umftände einzelne Ab» 
weihungen als zuläffig oder, nothwendig erfcheinen laffen, an folgende Be— 
dingungen zu fnüpfen. 

a. der Pagerhof muß mit einer mindeftens 2,50 m hohen Mauer um- 
geben und fo belegen fein, daß er bequem von allen Seiten mit Löſch— 
geräthen umfabren werden fann, 

b. die gelagerten Flüffigkeiten fomohl, wie auch vie diefelben etwa ums 
ſchließenden Baulichkeiten müſſen mindeftens 60 m von allen außer: 
halb des Pagerhofs befindlichen Gebäuden entfernt fein, 

c. die Sohle derjenigen Theile des Yagerhofes, welde zur Yagerung der 
Flüffigkeiten dienen, muß aus undurchläſſigem, unverbrennlihem Ma— 
terial bergeftellt jein und ein Gefälle von mindeftens 1:100 nad) 
einer oder mehreren vergitterten Sammelgruben haben; fie muß ferner 
entweder tiefer als die fie umgebende Terrainfohle liegen oder mit 
einer aus feuerfiherem Material hergeftellten ummterbredenen Um— 
faffung verfehen fein. In beiden Fällen muß der Naum zwijchen den 
Umfajiungswänden mit Einfhluß des Raum: Inhalts der Sammel- 
gruben groß genug fein, die gefammte Menge der dort aufbewahrten 
lüffigfeiten im Falle des Auslaufens aufzunehmen, 

d. falls die Flüffigfeiten nicht im Freien oder unter offenen Schuppen, 
fondern in Gebäuden gelagert werben, müſſen bie legteren maſſive 
Umfaffungswände, feine Zwiſchendecken, reichliche Erleuchtung durch 
Tageslicht und gute Bentilation haben; Einrichtungen zu fünftlicher 
Beleuchtung dürfen weder in nod) an den Gebäuden angebracht merben, 

e. geihäftlihe Berrichtungen dürfen im Yagerhof nur bei Tageslicht vor— 
genommen werden. Das Betreten des Lagerhofes bei Nachtzeit iſt 
auger dem Wächter deffelben nur den dienftlich dazu berufenen Bes 
amten gejtattet, 

f. Feuer oder Picht darf innerhalb des Pagerhofes nicht angezündet, aud) 
darf dafelbft nicht geraucht werben; das Einbringen von Zündmaterialien 
in den Pagerhof it unterfagt. Dieſe Vorſchriften find an allen Eins 
gangsthüren des Pagerhofes in augenfälliger Weife anzuſchreiben, 

g. auf dem Lagerhof dürfen außer einer für den Wächter beftimmten, 
durch eine Dauer von den übrigen Theilen des Lagerhofes abgejonderten 
Wohnung Wohnräume nicht vorhanden fein. 

Bei Yagerhöfen, in welden nur Flüffigfeiten der Klaſſe II. gelagert 
werben follen, kaun von den Borjchriften zu a und b abgejehen werben, 
die fonzeffionivende Behörde entſcheidet dann nach ihrem Ermeſſen über bie 
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in Bezug auf Einfriedigung und freie Page des Terrains zu ftellenden An— 
forderumgen. 
84. 

Mengen von nicht mehr als 10,000 kg, aber mehr als 1000 kg 
Flüſſigkeiten der Klaſſe I, ſowie Mengen von nicht mehr als 1000 kg, 
aber mehr als 100 kg Flüſſigkeiten der Klaſſe I. dürfen nur mit ortspolizei— 
liher Erlaubniß gelagert werden. Bei Ertheilung diefer Erlaubniß find 
unter Anlehnung an die in $ 3, insbefondere im den Abſätzen ec bis f ent- 
haltenen Vorſchriften die nach den örtlichen Verhältniſſen fich als nothwendig 
ergebenden, mindeftens aber die in $ 5 aufgeführten Bedingungen vor: 
zufchreiben. 

85. 

Mengen von nicht mehr als 1000 kg, aber mehr als 300 kg Flüſſig— 
feiten der Klaſſe II., ſowie Mengen von nicht mehr als 100 kg. aber mehr 
als 15 kg Flüffigkeiten ver Klaſſe I. dürfen nur in Kellern oder zu ebener 
Erde belegenen Räumen gelagert werden, welde feine Abflüjfe (Gerinne) 
nad außen (Straßen, Höfen :c.), Feine Heiz: oder fünftlihen Beleuchtungs- 
Borrihtungen und eine gute Ventilation haben, Der Fußboden des zur 
Lagerung dienenden Theils diefer Räume muß aus undurchläffigem, un— 
verbrennlichem Material hergeftellt und mit einer aus feuerſicherem Material 
bergeftellten ummmterbrochenen Umfaſſung von folder Höhe verſehen fein, 
daß der Raum zwifchen den Umfaſſungswänden mit Einfluß des Raum— 
Inhalts einer etwa vorhandenen Sammelgrube ausreicht, die geſammte 
Menge der dort aufbewahrten Flüffigfeiten im Falle des Auslaufens auf: 


zunehmen. 
Die Vorſchrift des $ 3f Sag 1 findet aud auf dieſe Räume An- 
wendung. 


Die Lagerung faun ferner auf Höfen, in Gärten oder anderen ums 
frieveten Grundſtücken erfolgen, wenn das Ausfließen der Flüſſigkeiten durch 
Eingraben der Gebimde oder durch eine aus feuerficherem Material her— 
geftellte Umfaffung verhindert wird. 

Das Umpfüllen der nad) Maßgabe diefes Paragraphen gelagerten Flüſſig— 
feiten in andere Gefäße und die fonitigen geſchäftlichen Verrichtungen mit 
denfelben dürfen nur bei Zagesliht vorgenommen werden. 

Die Einholung einer polizeilihen Erlaubniß ift nicht erforderlich; doch 
ift die Lagerung der Ortspolizeibehörde vorher anzuzeigen. 

Ss 6. 

Werden Mineral-Dele der Klaſſe I. mit Mineral-Delen der Klaſſe IL 
oder mit anderen brennbaren Flüſſigkeiten in demfelben Naume odey in 
folhen Räumen, welche nicht durch unverbrennliche, mit Deffnungen nicht 
verjehene Scheidungen von einander getrennt find, gelagert, jo finden auf 
fämmtlihe Flüffigkeiten die im ven S$ 3 bis 5 für die Mineral» Dele ver 
Klaſſe I. gegebenen Borfchriften Anwendung. 

3 
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Werden Mineral-Dele der Klaſſe II. zufanmen mit anderen brennbaren 
Flüffigkeiten in der vorſtehend (Abſatz 1) angegebenen Weife gelagert, fo 
finden auf ſämmtliche Blüffigfeiten die in den 88 3 bis 5 für die Mineral 
Dele der Klaſſe II. gegebenen Vorſchriften Anwendung. 


ST. 

In den Berfaufsräumen der Detailbändler dürfen Flüſſigkeiten der 
Klaſſe IT. Bis zu 50 kg, wenn aber die Aufbewahrung in metallenen, mit 
einem Hahn zum Abfüllen verfehenen Gefäßen erfolgt, bis zu 300 kg, 
Hlüffigkeiten der Klaſſe I. bis zu 15 kg aufbewahrt werben. 

Die Aufbewahrung und der Verkauf von Flüffigfeiten der Klaſſe I. 
darf, foweit es fihb um Quantitäten von mehr als "/, Liter handelt, mır 
in Zinkbehältern, ſoweit e8 fi um geringere Ouantitäten handelt, auch in 
verſchloſſenen Glasflaſchen erfolgen. Bei künſtlichem Licht dürfen dieſe 
Flüſſigkeiten nicht aus einem Gefäß in ein anderes gefüllt, ſondern nur 
mit dem Gefäß, in welchem ſie ſich befinden, dem Käufer überliefert werden. 


88. 

In den zum regelmäßigen Aufenthalt oder zum Verkehr von Menſchen 
beſtimmten Räumen, insbeſondere in Wohnräumen (mit Einſchluß der Küchen), 
unmittelbar an dieſelben anſchließenden Vorrathsräumen, Comtoiren, Gaſt— 
und Schankwirthſchaften und Werkſtätten, dürfen nicht mehr als 20 kg 
Flüffigkeiten der Klafje II. oder 2kg Flüffigfeiten der Klaffe I. aufbewahrt 
werben. 

Hinfihtlih der Gefäße, in welchen die Aufbewahrung diefer letteren 
Hlüffigkeiten erfolgen muß, und des Umfüllens derfelben in andere Gefäße 
gilt die Vorfchrift des $ 7 Abfag 2. 

89. 

Der Transport von Ölasballons, welde Flüffigfeiten ver Klaife J. 
enthalten, mittelft Wagen ift nur unter Beobachtung folgender Vorſichts— 
maßregeln geitattet: 

a. Die Ballons müffen mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuforiene 
Erde oder ähnlichen Loderen Subftanzen in ftarken Holzfiften oder 
einzeln in foliden, mit einer gut befeftigten Schutzdecke verfehenen und 
mit hinveihendem Berpadungsmaterial ausgefütterten Körben oder 
Kübeln feit verpadt fein. 

b. Jeder Wagen muß außer dem Kutfcher von einer erwachſenen Perjon 
begleitet fein. 

e. Die Wagen dürfen nur im Schritt fahren. 


8 10. 
Diefe Verordnung findet nicht Anwendung auf die Aufbewahrung der 
in $ 1 bezeichneten Flüffigfeiten an ven Gewinnungsftätten des Rohpetroleums 


35 


und in Fabriken, in welchen diefe Stoffe hergeftellt, bearbeitet oder zu tech— 
nifhen Zweden verwendet werden. Für lettere find die erforderlihen Ans 
ordnungen auf Grund der 88 16 ff. und 120 der Gewerbeordnung von der 
zuftändigen Behörde zu treffen. 

Die Einholung der in den SS 3 und 4 gedachten polizeilichen Erlaubniß 
ift für die zur Zeit des Erlaſſes dieſer Verordnung bereits in Benutzung 
jtehenden Yagerräume, in welden auf Grund der bisherigen Vorſchriften 
die in den 88 3 und 4 bezeichneten Onantitäten gelagert werden dürfen, 
nicht erforderlid). 

s 11. 

Hebertretungen diefer Verordnung werden, fofern nicht die Beitimmungen 
des Strafgeſetzbuchs, insbeſondere $ 367 Nr. 6, Anwendung finden, mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark beftraft. 


$ 12. 

Vorſtehende Polizei- Verordnung tritt mit dem 1. Dftober 1883 in 
Kraft. Vom gleihen Tage ab werden die Beitimmungen der Polizei» Ber- 
orbnungen, betreffend die Aufbewahrung und Pagerung von Petroleum und 
ähnlichen flüchtigen Mineral Delen, vom 27. Dezember 1869, 26. Februar 1871, 
20. Juli 1877 und 30. September 1878 hiermit aufgehoben. 

Berlin, den 25. Juli 1883, 

Der Königliche Volizei» Präfident. 
In Vertretung: 
(gez.) Friedheim. 


Verhütung der Selbſtentzündung von Stein- und Braunkohlen. 


Bekanntmachung vom 28. Oktober 1843. 


Um die Selbſtentzündung der Stein- uud Braunkohlen zu verhüten, 
ift es nöthig, daß im den aufzuftürzenden Haufen horizontale und ſenkrechte 
Kanäle aus Fafchinen oder aus hölzernen Butten mit durchbohrten Wänden 
gebildet werden, wodurd der Luft der Zutritt verfchafft und der Haufen 
fo abgekühlt wird, daß ſich die Hige nicht bis zur Entzündung fteigern kann. 
Wil man die Kojten und die Zeit erjparen, welde zu der Einrichtung 
folder Kanäle erfordert werben, jo genügt es auch, einige Eifenftäbe in die 
Kohlenhalvden zu fteden und deren Temperatur von Zeit zu Zeit zu unter: 
juchen; nehmen die Stäbe eine hehe Temperatur an, fo müſſen die Haufen 
durchbrochen oder auch wohl auseinandergeworfen werben. 

Das betheiligte Publikum wird deshalb angewiejen, Stein und Braun: 
fohlen in der Stabt und deren bebauten Umgebungen nicht anders, als unter 
Beobachtung der oben vorgefchriebenen Vorſichtsmaßregeln aufzufcütten. 
Die Bernadhläffigung derjelben wird hierdurch mit 5 Thalern Geld» oder 
Stägiger Gefängnißſtrafe bedroht und darauf aufmerkſam gemacht, daß eben 

3° 
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dieſe Vernachläſſigung bei wirklich entjtehendem Schaden nad $ 1107 bes 
Allgemeinen Landrechts Theil II. Tit 20. friminelle Beitrafung zur Folge 
haben würde. 
Berlin, ven 28. Oktober 1843. 
Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Buttfammer. 


Aufbewahrung von Brennmaterialien. 


PolizeisBerorbnung vom 10. April 1854. 

Auf Grund der SS 6 umd 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über 
die Polizei-VBerwaltung und zur Ausführung des $ 347 Nr. 5 und Wr. 9 
des Strafgefeßbuchs für die Preußifchen Staaten, wonach mit Strafe be— 
droht wird, „wer Waaren oder andere Borrathe, welche fich leicht von ſelbſt 
entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behältniffen auf 
bewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werden kann, oder wer Stoffe, die 
nicht ohne Gefahr einer Entzündung neben einander liegen fünnen, ohne 
Abjonderung aufbewahrt, und wer die polizeilih vorgejchriebeuen euer: 
löſch⸗Geräthſchaften entweder gar nicht oder nicht in brauchbarem Zuftande 
hält, oder andere feuerpolizeilide Anordnungen nicht befolgt”, verordnet 
das Polizei-Präfidium fir den engeren Polizeibezirt von Berlin unter Auf- 
hebung der Verordnung vom 18. Juli 1829 (Amtsblatt de 1829 Stüd 32), 
wie folgt: 

81. 

Die Benutzung eines Grundſtücks oder Gebäudes zur Aufbewahrung 
resp. Yagerung von Nut» und Brennholz, Torf, Kohlen oder fonjtigen 
Brennmaterialien, jet e8 zum eigenen Gebraud oder zum Handel in einer 
das jährliche Bedürfniß einer Privathaushaltung überſchreitenden Menge, ift 
von polizeiliher Erlaubniß abhängig. 


82. 

Diefelbe iſt jchriftlih nachzuſuchen unter Beifügung eines von einem 
vereideten Feldmeſſer gefertigten Situationsplans, aus weldem die Yage 
des Grundftüds oder Gebäudes, feine Umgebung auf 4 Ruthen Entfernung, 
und die auf dieſem Terrain befindlichen Baulichkeiten genau erfichtlich fein 
müſſen; desgleichen ift mit Nüdficht auf die Beſtimmungen des $ 4 eine 
Beſchreibung der Umgegend beizulegen. 


83. 

Die polizeiliche Erlaubniß erfolgt unbejchadet der Rechte Dritter. Sie 
erliicht nach 6 Monaten, wenn innerhalb dieſer Zeit fein Gebraud davon 
gemacht worden. Sie iſt aus überwiegenden fenerpolizetlihen Sicherheits- 
Rückſichten ohne Entſchädigung widerruflich. 
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84. 

In der Nähe von Kirchen, Krankenhäuſern, Schaubühnen, Dampf— 
maſchinen und anderen feuergefährlichen Fabrikſtätten oder zur Aufbewahrung 
größerer Vorräthe leicht brennbarer Stoffe beſtimmten Gebäuden, desgleichen 
innerhalb enggebauter Stadttheile iſt die Anlegung von größeren Lager— 
ſtätten der im 8 1 bezeichneten Art, inſonderheit, wenn auf den Lagerplätzen 
ein Handel mit den gelagerten Brennmaterialien getrieben werden foll, uns 
zuläffig. Die Entfernung ift von der zu lagernden Quantität und ber 
Lage bedingt, daher in jedem einzelnen Kalle von der Beſtimmung der Polizei— 
Behörde abhängig. 

85. 

Plätze, auf denen ein größeres Brennmaterial lagert, müſſen mit einer 
6 Fuß hohen, feiten Einfriedigung verfehen fein. Sofern der Lagerplatz 
an unbebaute Grundſtücke oder an die Strafe grenzt, ift eine Entfernung 
von 3 Fuß ausreichend, in welder das gelagerte Material von ber Ein- 
friedigung entfernt bleiben muß. Diefelbe Entfernung ift bei Gebäuden 
inne zu halten, welche auf der Yagerftätte ſtehen oder diejelbe begrenzen, 
fofern die dem gelagerten Material zugelehrte Wand maffiv oder maffiv 
verblendet, und weder mit Thüren, Fenſtern noch fonftigen Deffnungen ver- 
fehen iſt; find Oeffnungen irgend welcher Art darin ober find bie ber 
Lagerſtätte zugefehrten Wände weder maſſiv, noch maffiv verblendet, jo wird 
die Entfernung der gelagerten Materialien auf 17 Fuß bejtimmt. 

86. 

Ohne fenerfeite Bedeckung dürfen die im 8 1 bezeichneten Materialien 
nicht höher als 18 Fuß über dem Niveau des Lagerplatzes aufgeſtellt oder 
gefchüttet werden. Desgleichen dürfen unter denjelben Umftänden: Hölzer 
und Torf nur bis zu 450 Klaftern, Kohlen nur bis zu 60,000 Tonnen, 
anderes Material bis zu einer entjprehenden Menge unmittelbar neben- 
und übereinander aufgeftellt oder aufgejchüttet werden. Befinden ſich größere 
Quantitäten auf einer und berfelben Yagerftätte bei einander, jo muß jede 
Menge des vorbezeichneten Kubilinhalts won der anderen durch mindeftens 
12 Fuß breite paffirbare Zwiſchenräume getrennt bleiben. 

87. 

Rückſichtlich des Zugangs zu einer Lagerſtätte der in Rede ſtehenden 
Art kommen die im $ 26 der Berliner Bau⸗Polizei-Ordnung vom 21. April 
1853 enthaltenen Bejtimmungen zur Anwendung. 

s8 
(ift durch Verfügung vom 16. November 1860 aufgehoben). 
89. 

Sofern Heingehauenes Holz, Kohlen und überhaupt leicht entzündbare 

Materialien in größerer Menge im Freien lagern, fteht der Polizeibehörde 
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nach Bewanbtniß der Umftände die Befugniß zu, zum Schutze gegen Flug: 
feuer eine feuerfichere Abdeckung zu forbern. 


$ 10. 

Wer diefen Vorſchriften zumiderhandelt, oder den ihm in dieſer Ber: 
ordnung auferlegten Verpflichtungen nachzukommen unterläßt, verfällt ber 
im $ 347 des Strafgefeßbuchs*) feſtgeſetzten Strafe der Geldbuße bis zu 
20 Thalern oder im Unvermögensfalle einer Gefängnißftrafe bis zu 
14 Tagen. 

*) Bergl. 8 363 Nr. S des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich. 

Berlin, ven 10. April 1854. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Hinckeldey. 


Verhütung der Selbſtentzündung der Wollabgänge in den 
Wollſpinnereien. 


Bekanntmachung vom 6. Januar 1863. 

Da die Erfahrung lehrt, daß die Wollabgänge in den Wollfpinnereien, 
namentlich der jogenannte Maſchinen-Ausputz, zur Selbftentzündung neigen, 
fo verordnet das Polizei- Präfidvium für den engeren und weiteren Polizei— 
Bezirt und den Bezirk des Polizei Amtes in Charlottenburg auf Grund 
des 8 11’des Gefeges Über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850, 
wie folgt: 

Sl. 

Die Eigenthümer folder Fabriken, in welchen bei der Verarbeitung 
der Wolle auf Maſchinen fogenannter Mafchinen-Auspug und andere Wolle 
abgänge fi bilden, find verpflichtet, für die tägliche Reinigung der Arbeits: 
räume von biefen Abgängen Sorge zu tragen. 


82. 

Die Aufbewahrung des Maſchinen-Ausputzes innerhalb der Gebäude 
darf nur in volllommen feuerfiheren Gefäßen ftattfinden. — Außerhalb der 
Gebäude darf der Mafchinen- Auspug nit im Freien aufgehäuft, ſondern 
er muß in Gruben gelegt und ficher bevedt werben. 

83. 

Soll der Maſchinen-Ausputz zu anderweitiger Verarbeitung aufbewahrt 
werben, jo iſt derjelbe fofort auszuwaſchen und von Fett und Del möglichft 
zu reinigen, darf aber aud dann nicht im hohe Haufen gejchichtet, vielmehr 
nur 3 bis 4 Zoll body übereinander gelegt werben. 


Ss 4 
Wird Mafchinen- Auspug verfahren, fo darf derſelbe zugleich mit 
anderen Waaren nicht ohne Vorwiſſen des Eigenthümers der leßteren 
verpadt werden. — Auch müſſen Wagen, weldhe mit Maſchinen-Ausputz 
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befradptet find, die Nähe von Stallungen und leicht entzündlichen Gegen- 
ftänden meiden. 
85. 

MWollabgänge jeder Art, ungefettete jomohl, als gefettete, dürfen in ben 
Arbeitsräumen der Wollipinnereien nicht aufgehäuft werben, weder frei— 
liegend, nod in Süden. Alle derartigen Wollabgänge müfjen vielmehr in 
feuerficheren Räumen aufbewahrt werden. 


S 6. 
Uebertretungen der vorftehenden Vorfchriften werden mit Geldbuße bis 
zu 10 Thalern oder verhältnigmäßiger Gefängnifftrafe geahndet werben. 
Berlin, den 6. Januar 1863. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge3.) von Bernuth. 


Betreten von Räumen, welche zur Aufbewahrung von Spiritus dienen, 
mit geſchloſſener Paterne. 


Polizei-VBerorbnung vom 1. Mai 1852. 
Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizei» Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.S. pro 1850 S. 265) wird verorbnet: 

1) Keller und andere Räume, welde zur Aufbewahrumg von Spiritus 
dienen, dürfen nicht mit unverwahrtem Feuer oder Licht, jondern nur 
mit geſchloſſenen Yaternen betreten werben. 

2) Wer diefem Verbote zumiderhandelt, verfällt der im $ 347 Nr. 6 
des Strafgefegbuhs vom 14. April 1851*) auf Geldbuße bis zu 
20 Thlr. oder Gefängniß bis zu 14 Tagen feitgefegten Strafe. 

*) Jetzt 8 367 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Neid). 

Berlin, den 1. Mat 1852, 
Königlihes Polizei: Präfidium. 
(ge3.) von Hinckeldey. 


Spiritus: agerräume. 


Polizei-Berordnung vom 25. Juni 1886 für die zur Lagerung 
von Spirituofen von mehr als 50% Tralles beftimmten 
Lagerräume. 


Eingang. 

Auf Grund der 88 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G⸗S. ©. 195 ff.) und ver 885 ff. 
des Geſetzes über die Polizeivermaltung vom 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) 
wird für die Lagerung von Spirituofen von mehr als 50%, Tralles unter 
Zuftimmung des Gemeindevorjtandes für den Stadtkreis Berlin verordnet, 
was folgt: ' 
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s 1. 

Die Yagerräume für mehr als 100 Heftoliter Spirituofen müjjen nach— 

ftehenden Anforderungen entſprechen: 

1) Die Umfaffungswände find maffiv und bis zur Höhe von 35 cm 
über dem Fußboden ohne Unterbrechungen herzuftellen. 

2) Die Deden find — fofern fie Zwifchendeden find — maſſiv zu wölben. 

3) Der Fußboden ift aus unverbrennlichem undurchläſſigem Material 
(3. B. Ziegelftein-Pflafter mit Cement- oder Asphalt-Ueberzug) her- 
zuftellen und muß ein Gefälle von mindeitens 1:100 nad einer 
Senkgrube haben, welche ihrerjeits in einen natürlichen Wafferlauf 
oder in die Öffentlichen Kanaliſations-Anlagen oder in eine außerhalb 
des Lagergebäudes befinplihe Ciſterne entwäſſert. 

Sofern ein derartiger Abfluß überhaupt unausführbar iſt, dürfen 
die Lagerräume nur bis zur Hälfte ihres kubiſchen Inhaltes belegt 
werben, während die maffiven Umfaſſungswände bis zu ſolcher Höhe 
feine Unterbrehungen haben dürfen, jo daß die Verdünnung des 
Spiritus in dem Raum jelbft bis ımter 50%, Tralles ftattfinden 
kann, ohne ein Ueberfließen herbeizuführen. 

4) Sofern die Entwäjferung der Senfgrube des Pagerraumes in einen 
natürlichen Waflerlauf oder in die üffentlihe Kanaliſations-Anlage 
ftattfindet, it an das Abflußrohr ein Waiferleitungsrohr mit Ab» 
jperrfchieber unter einem fpiten Winkel zur Abflußrictung anzus 
ſchließen, deſſen Abmeflungen ausreichen, um an der Vereinigungs- 
ftelle dur Deffnen des Sciebers eine Verdünnung des Spiritus 
unter 30%, Tralles mit Sidyerheit herbeizuflihren, wobei die Stroms 
geſchwindigkeit des abfliegenden Spiritus nad) Maßgabe ver Gefäll- 
verhältniffe und der Höhenlage des Yagerraumes in Rechnung zu 
ziehen und der mittlere Drud in der Wafferleitung auf 3 Atmofphären 
anzımehmen if. Die Ausmündumg des Abflußrohres in einen 
natürlihen Wafjerlauf muß unter den niebrigiten Waſſerſtand gelegt 
werben. Sofern die Abwäfjerung in eine Gifterne ftattfindet, muß 
die Größe ver leßteren ausreihen, um den Inhalt des größejten 
angejchloffenen Lagerraumes aufnehmen zu können, ohne überzu— 
fließen. 

5) Unterhalb des Lagerraumes dürfen nur von maffiven Wänden um— 
fchlofiene und überwölbte Räume liegen. 

6) Die Umfaſſungs- und Trennungswände der Pagerräume find als 
Brandmanern zur behandeln. Etwaige in Reichhöhe gelegene Deffe 
nungen müſſen fo eingerichtet fein, daß von Außen nichts hineinge— 
worfen werden kann. 

7) Zum inneren Ausbau bürfen keinerlei brennbare Materialien ver 
wendet werben (Dachkonſtruktionen nicht einbegriffen). 
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82. 

Als Pagergefähe dürfen nur Refervoirs aus unverbrennlihen Material 
oder Gebinde benutzt werden. Sofern die Yagerung unmittelbar in unter 
irdifchen überwölbten oder mit Erdſchüttung auf unverbrennliher Dede ver— 
jehenen Refervoirs ſtattfindet, müſſen ſämmtliche Deffnungen derjelben (Ein- 
füll-Deffnungen, Inhaltszeiger, Rohre für die Entnahme von Spiritus ꝛc.) auf 
einfache und ſchnelle Weife luftdicht abgefchloffen werden fünnen (Abjperr- 
fchieber). Sofern die Lagerung in Nefervoirs ftattfindet, welche in den ge— 
mäß $ 1 hergeftellten Yagerräumen aufgeftellt find, find folgende Anforderungen 
zu jtellen: 

1) Die Inhaltszeiger müſſen mit ſelbſtthätigem luftdichten Verſchluß 

verſehen fein. 

2) Jeder Behälter muß mit einem unverjchließbaren Entlüftungsrohr 
verfehen fein, welches in ungefährlicher Weife ins Freie zu führen 
und bier mit einem Glycerin-Verſchluß und Drahtneg zu verjehen 
iſt. Der Duerfchnitt des Rohres ift jo zu bemeſſen, daß die durch 
die Einwirkung eines Feuers auf das Reſervoir fih entwidelnden 
Spirituspämpfe entweichen können, ohne eine Sprengung des legteren 
herbeizuführen. — Werden mehrere Entlüftungsrohre von Refervoirs 
eines umd deilelben Lagerraumes vereinigt, jo muß der Querfchnitt 
des Sammelrohres mindeitens gleih der Summe ber Querſchnitte 
der einmündenden Rohre jein. 


8 3. 

Eine fünftlihe Beleuchtung der Yagerräume ift nur dann jtatthaft, wenn 
der Nachweis geführt wird, daß die fpezielle Einrichtung derjelben jede 
Erplofions- Gefahr ausschließt. Als transportable Beleuchtung dürfen nur 
Sicherheitölampen nad) Davis’ihem Syſtem benutt werden. 

s 4 

In ein und demfelben Raume dürfen in der Regel höchſtens 2500 Hefto- 
liter Spiritus lagern. Etwaige größere Lager» Abtbeilungen bedürfen einer 
befonderen Genehmigung. 

Die Lagerung anderer brennbaren Materialien irgend welcher Art zu— 
fanmen mit Spirituofen in ein und demfelben gemäß $ 1 hergerichteten Yager- 
raume eines Pagerhaufes ijt unftatthaft. 

85. 

Falls die beſonderen Umſtände der Lagerung es geſtatten, fann bie 
Polizeibehörde auf Antrag Ausnahmen von den Vorfchriften dieſer Ver— 
ordnung zulajlen. 

$ 6. 

Auf die bereits vorhandenen Spirituslager findet diefe Verordnung nur 
injoweit Anwendung, als es das öffentliche Sicherheits- Interejie unbedingt 
erfordert. 
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87. 

Uebertretungen dieſer Verordnung werden, ſofern nicht die Beſtimmungen 
des Strafgeſetzbuches, insbeſondere $ 367 Nr. 6 deſſelben Anwendung 
finden, mit Geloftrafe bis zn 60 Mark beitraft, an deren Stelle im Yalle 
bes Unvermögens entſprechende Haft tritt. 

88. 

Vorſtehende Polizei» Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1886 in 
Kraft. 

Berlin, den 25. Juni 1886. 

Der Polizei» Präfident. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


B. Feuerſicherheit der Theater und öffentlichen Lokale. 


Verbot des Rauchens in den Theatern. 
Polizei-Berordpnung vom 28. April 1864. 

Auf Grund der $$5 und 6 des Gefetes über die Polizeis-Berwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und nad Berathung mit dem Ges 
meinde-Borftande verordnet das Polizei-Präfivium für den engeren Polizeie 
Bezirk von Berlin, was folgt: 

81. 

In den Königlichen Theatern ift das Tabadrauchen unterfagt. Das: 
felbe gilt von denjenigen Näumen der Privat-Theater und der zur Öffentlichen 
Aufführungen und Scauftellungen benugten Gebäude, in melden ein be 
fonderer Anſchlag dieſes Verbot ausſpricht. 

82. 
Zuwiderhandlungen werden mit Geldbuße bis zu 10 Thlr. beſtraft. 
Berlin, den 28. April 1864. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Allgemeine ortspolizeiliche Vorſchriften über die Feuerpolizei in den 
Theatern Berlins*) vom 29. Juni 1881. 
I. Allgemeines. 


1. Die Feuerlöſch-Einrichtungen in den Theatern find nah Maßgabe 
ber Anordnung der Abtheilung für Feuerwehr herzuftellen und zu erhalten. 


*) Nicht veröffentlicht. 
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Fir ftete Zugänglichkeit diefer Einrichtungen ift Sorge zu tragen. Zur 
fahgemäßen Handhabung derfelben ift ein geeignetes Perfonal anzuftellen, 
fofern das Polizei-Präſidium es nicht für erforderlich erachtet, das Perfonal 
unmittelbar von der Abtheilung für Feuerwehr zu geftellen. 

2. Jedes Theater ꝛc. ift mit der nächſten Feuerwehr: Station durch 
einen eleftrifchen Feuermelvder zu verbinden. Ye nad Lage und Auspehnung 
der Pofalitäten der Theater find derartige Feuermelder an zwei oder mehreren 
Stellen anzubringen. 

3. Bor und nad) jeder Vorftellung hat eine genaue Revifion aller 
Räume des Thentergebäudes ftattzufinden, deren Ausführung entſprechend 
zu fontroliven ift (KontrolsUhren). 

4. Es darf im Theater weder geraucht, noch dürfen Cigarren oder 
Pfeifen im Theatergebäude angezündet werden. 

5. Für jedes Theater ift eine Hausordnung feftzuftellen, betreffend 
den Umgang mit euer umd Picht, fowie die eriten Maßnahmen bei Aus» 
bruch eines Feuers. Diefe Hausordnung iſt ſämmtlichen Beamten, Künftlern 
und Bebienfteten des Theaters zur Kenntniß zu bringen und außerdem an 
geeigneten Orten in fichtbarer Weiſe anzufchlagen. 

6. Den revidirenden Beamten der Orts- ober Feuerpolizei ift jederzeit 
der Zutritt zu ſämmtlichen Theaterräumen zu geitatten. 

7. Etwaige durch die Dertlichkeit bedingte Anordnungen allgemeiner 
Natur werben vorbehalten. 


1. Erleudtung und Heizung. 


1. Im Bühnenraum, in den Garderoben, Magazinen, im Malerfaal 
und den fonjtigen Werkjtätten ditrfen nur unbeweglihe Gasarme verwendet 
werben, 

2. Sämmtlihe Flammen find durch Drabtförbe zu [hüten und min- 
deftens 90 cm von darüber liegenden Dedenkonftruftionen (excel. Wölbungen) 
resp. Holzwerf entfernt anzubringen; außerdem ift ein genügend großer 
Scutdedel zwifchen Flamme und der darüber liegenden Dede resp. dem 
Holzwerfe mindeftend 15 cm von den legteren entfernt herzuftellen. Holz— 
werk, welches fich ſeitlich der Flammen in einer geringeren Entfernung als 
60 em befindet, ift durch Eifenbleh in der Art zu fohügen, daß zwifchen 
diefem und dem Holzwerf die Luft circuliven kann. 

3. Die umterften Flammen der Kouliffen« Beleuchtung müfjen noch 
mindeftens 1,20 m über dem Podium liegen. 

4. Die GSoffitenflammen find nad allen Seiten vollftändig in ber 
Weife zu ſchützen, daß kein Theil ver Schughülle durch die ausftrahlende 
Wärme erhitt wird. 

5. Außer der gewöhnlichen Gasbeleuhtung ift in fämmtlichen Gängen, 
auf den Treppen, insbefondere bei den Treppenwenbungen, Fettöl-Beleuchtung 
berart anzubringen, daß die für bie Zufchauer und das Theaterperfonal be— 
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ſtimmten Wege zum Verlaſſen des Gebäudes auc bei einem PVerfagen der 
Gasbeleuchtung mäßig erhellt bleiben. Dieje Lampen find von der Deffnung 
bes Theaters an jo lange brennend zu erhalten, bis das Publitum resp. das 
Perjonal das Theater vollitändig verlafien hat. 

6. Es ift Streng verboten, mit offenem Licht oder bremmenden Kohlen 
im Theatergebäude umberzugehen. 

7. Das Anzünden der Flammen resp. Yampen darf nur mittelft ver: 
ſchloſſener ungefährlicher Anzünder gefhehen; die Verwendung von Zünde 
hölzern oder offen brennenden Wachsſtöcken ꝛc. ift auf das Strengite unterfagt. 

8. Die Gasleitung iſt jo einzurichten, daß das Gas zum Bühnen» 
raum mit den zugehörigen Räumen und zum Zufchanerraum je eine ges 
fonderte Zuleitung erhält, welche, jede für fich, außerhalb des Theatergebäudes 
abgeiperrt werben kann. 

Alle drei Monate hat eine Reviſion der Gasleitungen dadurch ftatt- 
zufinden, daß bei gejchloffenen Brennerhähnen und offenem Haupthahn der 
Gasverluft pro Stunde in den Rohrleitungen feftgeftellt wird. 

9. Bei Puftheizungen find die Ausſtrömungs-Oeffnungen, in deren 
Nähe leicht brennbare Gegenftände weder zu legen noch zu ftellen find, mit 
feinmaſchigen Drahtnegen zu werfehen. 

10. Sofern die Heizung der Werkſtätten und Garderoben durch Oefen 
erfolgt, dürfen nur Kacdel: Defen verwendet werden, beren Feuerungs— 
Oeffnungen durch eiferne Schusgitter oder Blechſchirme befonders zu 
ſchützen find. 

11. Die Heizung der Magazinräume iſt verboten. Aus denjelben 
find etwaige Abfälle, insbefondere Hobeljpähne, täglich nad) der Arbeit 
forgfältig zu entfernen und an einem feuerficheren Ort unterzubringen. 


III. Beſondere Beftimmungen für das Bühnenhaus. 


1. Das Bühnenhaus muß von maffiven feuerfiheren Wänden, mit 
Ausnahme der Profceniums-Deffnung, umjchloffen fein. 

2. Die Profceniums: Deffmmg muß durd einen Metallvorhang ges 
fchloffen werden fünnen, welder nur während der Borftellung und während 
der Proben — foweit e8 zu dieſem Zwed erforderlih — aufgezogen werben darf. 

Unter III. Nr. 2 der allgemeinen ortspolizeilichen Vorſchriften 
über die Feuerpolizei in den Theatern Berlins von 29. Juni 1881 
ift angeordnet, daß die Profceniums-Deffnung der Theater durd) 
einen Metallvorhang zu jchließen it. 

Es wird noch befonders darauf hingewiejen, daß dieſer Vor 
hang nicht von Draht hergeftellt werden darf und daß, falls ber 
Borhang über eine Rolle läuft, diefe Rolle nicht aus Holz, jondern 
aus Metall herzuftellen iſt. 

Berlin, den 3. Auguft 1881. 

Königliches Polizei-Präſidium, I. Abtheilung. 
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3. Sämmtlihe Thür: oder fonftige Deffnungen, welche das Bühnenhaus 
mit den fonjtigen Räumen des Gebäudes verbinden, find feuerſicher zu ver: 
Schließen. Dieje Verſchlüſſe dürfen fih nur nad außen öffnen und müſſen 
von jelbjt zufallen. 

4. Die Magazinirung von Theatergegenftänden ift auf der Bühne felbft, 
unter oder über berjelben, unter oder über dem Zuſchauerraum verboten. 

5. Es vürfen nicht mehr Proſpekte, Soffiten zc. angehängt fein, als 
für höchftens zwei Borftellungen nöthig find. 

6. Die Gegengewichte an den Dekorationen müſſen fo angebracht fein, 
daß eine Berlegimg von Menſchen durch ein Herabfallen berjelben un: 
möglicdy wird. 

7. Verwendung von Feuerwerk, von Nafeten sc. ift nur gejtattet, wenn 
nachgewieſen ift, daß alles Holzwerf und ſämmtliche Dekorationsjtüde durch 
feuerficheren Anſtrich unentflammbar gemacht werben. 

8. Fir Schüffe dürfen nur Pfropfen aus Kälberhaaren verwendet werben. 

9. Borhänge und Profpekte von leichtem Stoff (Gaze oder Marby) 
find auf beiden Seiten mit Schnüren, an welden fie dirigirt werben können, 
zu verſehen. 

10. Werden Strob, Heu oder fonftige leicht feuerfangende Materialien 
als Requiſiten benutst, fo find dieſelben nad jeder Probe resp. Boritellung 
von ber Bühne zır entfernen und in einem feuerficheren Raume unterzus 
bringen. 

11. Die Fenfter der Garderoben dürfen nicht vergittert fein. 


IV. Beftimmungen für das Jufhaner- Haus. 


1. Während und ber Schluß der Vorftellung find alle Ausgänge, auch 
die Nothausgänge, unverfchlofien zu laſſen. Dem Publikum ift zu geftatten, 
bei dem gewöhnlichen Berlaffen des Theaters nah Schluß der Borftellung 
aud) die Nothausgänge zu benußen. 

2. Alle als Ausgänge benugten Korridors, Gänge, Treppen, Thüren u. ſ. w. 
find von jeder Behinderung frei zu erhalten; die Treppen find auch an ber 
Wandjeite mit feſtem Geländer zu verjehen. 

3. Alle Thüren müſſen nady außen auffchlagen. 

4. Etwaige Nothausgänge find mit deutlicher Schrift als folde zu bes 
zeichnen. Der Berfchluß derjelben darf nur in einem einzigen oberen Schub- 
riegel beitehen, welcher an der Immenfeite der Thür in bequemer Höhe an- 
zubringen ift. 

5. Für die Garderobe des Bublitums find befondere Räume zu be— 
ftimmen, welche die Verkehrswege in feiner Weife hindern. Das Benugen 
der Gänge und Ausgänge zum Aufhängen oder zur fonftigen Unterbringung 
von Garderobe ift unftatthaft. 

6. Im Theaterraume dürfen in den Gängen bewegliche Sige oder 
Stühle, an Pen Parquetwänden Klappfige, nicht angebracht werden. 
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7. Die Zugänge zum Dachboden find durch eiferne Thüren abzufchliegen, 
welche von ſelbſt zufallen. 
Berlin, ven 29. Juni 1881. 
Königliches Polizei» Präfidium, Abtheilung I. 
(gez.) von Heppe. 


Beſonders erlaſſene Beſtimmungen über die Feuerſicherheit 
in den Theatern. 

Im Anſchluſſe an die allgemeinen ortspolizeilichen Vor— 
ſchriften über die Feuerpolizei in den Theatern Berlins vom 
29. Juni 1881 iſt durch beſondere Verfügungen für jedes ein— 
zelne Theater Nachſtehendes vorgeſchrieben: 

Berlin, den . . . . . .. 1882. 
J. Allgemeines. 

1. In dem Kaſſenlokal iſt ein GrundrißPlan des Theaters auszuhängen, aus 
welchem die Eintheilung der Pläße, ſämmtliche Treppen. und Korridor- Verbindungen, 
die Ausgänge, jowie die Gas- und Wafferleitungen mit den außerhalb des Haujes 
liegenden Abjperrvorrichtungen Mar erfichtlich find. Jede Veränderung ift in denfelben 
fofort einzutragen. 

2. Die Abtheilung für Feuerwehr ift von Generals Proben zu neuen Stüden zu 
benachrichtigen. 

II. Erleuchtung und Heizung. 

l. Die Verwendung von Bleirohren zu Gasleitungen iſt unſtatthaft. 

2. Die Gaszuleitungsrohre dürfen nicht derartig freiliegen, dab fie durch zufällige 
Belaftung oder herabfallende Gegenftände zerbrochen werden können. 

3. Zur Unterfuhung etwaiger Basausftrömungen ift mindeftens eine Sicherheits- 
lampe mit Kerzenbeleucdhtung ftändig bereit zu halten. 


II. Bähnenhaus. 
1. Es find Vorkehrungen zu treffen, um eine Feuersgefahr dem Perfonal, auch 
in den Garderoben und fonftigen Nebenräumen unverzüglich zur Kenntniß zu bringen- 
2. Der obere Theil resp. das Dad des Bühnenhaufes ift mit Ventilations.Bor- 
richtungen zu verfehen, welde von der Bühne aus bedient werden Fönnen; fi) aber 
außerdem im Falle eines Feuers auf der Bühne felbftthätig öffnen. Der freie Quer- 
fhnitt aller Bentilations- Deffnungen muß mindeftens 2%/, des Flächeninhalts der 
Bühne betragen. 
3. Sämmtliches Holzwerk der Bühnen» Borrihtung ift mit einem feuerfideren 
Anftrih zu verfehen, welchem ein Farbenſtoff beizumengen ift. 
4. Das Bühnenhaus ift mindeftens jährlih einmal forgfältig von dem an- 
gefammelten Staub zu reinigen. 
IV. Zuſchauerhaus. 
1, Die Fettöl-Lampen find fo anzubringen, dab fie durch ein drängendes Publikum 
nicht heruntergeriffen werden können. 
2. In jedem Stockwerk ift mindeftens ein mit Schlauch und Schlaudrohr ver- 
fehener Wafferftod anzubringen. 
Königliches Polizei = Präfidium. . 
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Auf Grund der 88 4 ff. der Polizei ⸗Verorduung vom 10. Iuli 1851 wird bier 
durch für das ................ Theater Anordnung dahin getroffen, daß für die 
Einrichtung und Verwendung elektriſcher Beleuchtung in irgend einem Raume 
des Theaters die dieſſeitige Genehmigung einzuholen iſt. 

Das Polizei-Präſidium muß ſich, ſobald es dies für erforderlich erachtet, vor— 
behalten, von der Direktion ein Seitens eines dieffeits zu benennenden Spezial-Technifers 
zu fertigendes Gutachten über die Ungefährlichfeit der eleftrifhen Anlage einzufordern. 

Berlin, den 23. Oftober 1334. 

Königliches Polizei-Präfidium. 
(ge) von Madai. 


In Ergänzung der ortspolizeilihen Worichriften über die Feuerpolizei in den 
Theatern Berlins vom 29. Juni 1881 wird biermit angeordnet, daß die gefammte 
Holz-Konftruftion der Bühne, das Holzwerk aller Requiſiten und Dekorationen, die 
Soffiten und Gaze, fowie die zur Neuanfertigung von Dekorationen zu berwendende 
Leinewand durh Imprägnirung unentflammbar zu machen find. 

Die ftattgefundene Imprägnirung ift durch einen Stempel des betreffenden Fabrifanten 
an einer ſichtbaren Stelle des imprägnirten Gegenitandes erfennbar zu machen. 


a: ES ERBEN diefer Anordnung nicht innerhalb 4 Wochen nadı- 
gefommen fein, fo werden die gefeglichen Imangsmaßregeln zur Anwendung gebracht 
event. die Schließung des ........ .... ...... Theaters in Erwägung genommen 
werden. 


Die Imprägnirung ift auf Erfordern des Königlichen Polizei-Präſidiums zu wieder. 
holen, fobald dies von diefer Behörde für nothwendig erachtet wird. 
Berlin, den 20. Oftober 1855. 
Königliches Polizei-Präſſdium. 
In Vertretung: 
(g&.) Friedheim. 


Allgemeine ortpolizeilihe Vorichriften über die Fenerpolizei in den zur 
Bereinigung größerer Menſchenmaſſen beitimmten Gebäuden Berlins *) 
vom 30. Januar 1882. 


I. Allgemeines. 
1. Den revibirenden Beamten der Orts- oder Feuerpolizei ift jeder- 
zeit der Zutritt zu ſämmtlichen Räumen zu geftatten. 
2. Etwaige duch die Dertlichkeit bedingte Anordnungen allgemeiner 
Natur werden vorbehalten. 


I. Erleudtung und Heizung. 


1. Sämmtlihe Flammen find mindeftens 90 cm von darüberliegenden 
Dedentonftruftionen (exel. Wölbungen) resp. Holzwerf entfernt anzubringen, 
außerdem ift ein genügend großer Schugbedel zwifhen Flamme und der 
barüberliegenden Dede resp. dem Holzwerf minbeftens 15 cm von demfelben 


*) Nicht veröffentlicht. 
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entfernt berzuftellen. Alles Holzwerk, welches ſich jeitlich der Flamme in 
einer geringeren Entfernung als 60 cm befindet, ift duch Eiſenblech in 
der Art zu ſchützen, daß zwiſchen diefem und dem Holzwerf die Puft 
zirkuliren kann. 

2. Außer der gewöhnlichen Gasbeleuchtung iſt in ſämmtlichen Gängen, 
auf den Treppen, insbeſondere bei den Treppenwendungen, Fettölbeleuchtung 
derart anzubringen, daß die für das Publikum beſtimmten Wege zum Ver— 
lafjeu des Gebäudes auch bei einem Verſagen der Gasbeleuchtung mäßig 
erhellt bleiben. Diefe Yampen find vom Eintritt der Dunkelheit resp. dem 
Anziinden der Gasflammen jo lange brennend zu erhalten, bis das Publifum 
das Gebäude vollftändig vwerlaffen hat. 

3. Es iſt ftreng verboten, mit offenem Licht oder brennenden Kohlen 
in ben für das Publikum bejtimmten und den angrenzenden zum Gejchäfts- 
betriebe beſtimmten Räumen umberzugehen. 

4. Das Anzünden ver Flammen resp. Lampen darf nur mittelſt ver- 
fchloffener ungefährlider Anzünder geſchehen; die Verwendung von Zünd— 
bhölzern oder offenen bremmenden Wachsſtöcken zc. ift auf das Strengfte 
unterjagt. 

5. Bei Puftheizungen find die Ausſtrömungsöffnungen mit feinmaſchigen 
Drahtnegen zu verfehen und in gehöriger Entfernung von allen leicht brenn— 
baren Gegenſtänden frei zu halten. 

6. Sofern die Heizung des Raumes resp. etwaiger Nebenräume durch 
Defen erfolgt, dürfen nur Kachelöfen verwendet werben, deren Feuerungs— 
Deffnungen durch eiferne Schuggitter oder Blechſchirme befonders geſchützt find. 


III. Beftimmungen für die vom Publikum benugten Räume. 

1. Während der Anweſenheit des Publikums müjjen ale Ausgänge, 
auch die Nothausgänge, unverſchloſſen ſein. Dem Publifum muß es ges 
ftattet fein, beim Verlaſſen der Räume resp. des Gebäudes auch die Noth- 
ausgänge zu benugen. 

2. Alle als Ausgänge benugten Korridors, Gänge, Treppen, Thürenu. ſ. w. 
find von jeder Behinderung frei zu erhalten. 

3. Alle Thüren find fo einzurichten, daß fie nad) außen aufſchlagen. 

4. Etwaige Nothausgänge find mit deutlicher Schrift als ſolche zu bes 
zeichnen. Der Verſchluß derſelben darf nur in eimem einzigen oberen Schub» 
tiegel bejtehen, welder an der Innenſeite der Thür in bequemer Höhe an- 
gebracht iſt. 

5. Für die Garderobe des Publikums find beſondere Räume zu bes 
ftimmen, welde die Verkehrswege in feiner Weife hindern. Das Benugen 
der Gänge und Ausgänge zum Aufhängen oder zur fonftigen Unterbringung 
von Garderobe ft unitatthaft. 

6. In den Verfammlungsräumen ift neben den Seitengängen ein Mittels 
gang und in der Saalmitte ein Quergang von mindeftens 11/, Meter Breite 
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herzuſtellen. Diefe Gänge dürfen mit Stühlen ꝛc. nicht bejett werden, find 
vielmehr für die Paflage frei zu halten. 
7. Die Zugänge zum Dachboden find durch eiferne Thüren abzu- 
ſchließen, welche von ſelbſt zufallen. 
Berlin, ven 30. Januar 1882. 
Königlihes Polizei» Prafidium. 
(gez.) von Heppe. 


©. Sonftige fenerpolizeilihe Vorſchriften. 


Reinigen der Schorniteine. 
(Siehe Gewerbe - Polizei.) 


Grhellen der Gajometer: Gebäude durch Davy'ſche Sicherheitslampen. 


Polizeis-Berordnung vom 26. März 1856. 

Auf Grund der 88 6 und 11 des Gejeges über die Polizeis Verwaltung 
von 11. März 1850 verordnet das Polizei» Präfivium für den engeren und 
weiteren Polizeibezirt von Berlin, jowie für den Bolizeibezirt von Char- 
Iottenburg, was folgt: 

1) Das Gafometer- Gebäude einer Gasbereitungs-Anſtalt darf nicht 

anders als mittelft einer Davy'ſchen Sicherheitslampe erhellt werden. 

2) Wer diefem Gebote entgegenhandelt, verfällt in eine Geldſtrafe bis 

zu 10 Thle. oder im Umvermögensfalle in eine Gefängnißſtrafe bis 
zu 14 Tagen. 

Berlin, den 26. März 1856. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Zedlig. 


Verjendung leicht entzündliher Gegenſtände durch die Bot. 
Polizei-Verordnung vom 4. Juli 1868. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. Mär; 1850 (G.⸗S. ©. 265) verordnet das Polizei- 
Präſidium, nad) Berathung mit dem Gemeinde-Borftande, für ben engeren 
und weiteren Polizeibezirf von Berlin und den Polizeibezirt von Char- 


Iottenburg, was folgt: 
4 


50 


Wer Reib- oder Streihzünder, Phosphor, Poropapier, Aether, 
Photogene, Petroleum oder andere leicht entzündliche Gegenftände, oder 
äßende Flüffigkeiten unter unrichtiger Deklaration oder mit VBerfchweigung 
des Inhalts der Sendung zur Poft aufgiebt, wird mit Geldbuße bis zu 
10 Thle., im Unvermögensfalle verhältnigmäßigem Gefängniß beitraft. 

Berlin, ven 4. Juli 1868. 
Ktönigliches Polizei-Präſidium. 
(gez) von Wurmb. 


Tarif für Hilfeleiftung der Feuerwehr bei Unglüdsfällen. 
Befanntmadhung vom 23. Mai 1879. 


Es fommt nicht felten vor, daR die Feuerwehr in bejonderen, außer: 
halb ihrer eigentlihen Bernfsiphäre liegenden Unglüdsfällen, welde ein 
fchnelles Einjchreiten mit größeren Arbeitskräften erfordern (3. B. Hineinfall 
von Pferden in Dunggruben) zur Hülfe gerufen wird. Sie ift dem an fie 
ergangenen Ruf ſtets bereitwilligft gefolgt und wird es auch fernerhin thun, 
jedoch nur in der Borausfegung, daß Für die dabei verwendete außerordent- 
Ihe Mühemwaltung und zum Erfab der hierdurch erwachſenden Unkoſten 
die für folhe Fälle feitgefette Entſchädigung gezahlt wird. 

Diefelbe beträgt: 

a. für einen Offizier pro 1—3 Stunden 3 Marf, pro 4—7 Stunden 

6 Mark, pro 8-10 Stunden 9 Mark; 

b. für einen Ober-Feuerman pro Stunde 1 Marf; 

c. für einen Feuermann pro Stunde 50 pf.; 

d. für die Benußung eines Geſpannes pro Stunde 1,50 Mark. 

Indem das Polizei-Präfidiunm vorftehenden Tarif hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß bringt, macht es ausbrüdlid darauf aufmerkſam, daß die Hülfe im 
alle ver Feuersgefahr nach wie vor unentgeltlich geleiftet werden wird. 

Berlin den 23. Mai 1879. 

Königliches Polizei-Präfidium. 
(gez.) von Mapdat. 


Unentgeltlihes Löſchen des Feuers. 


Befanntmahung vom 21. Oktober 1879. 


Es fommen noch immer Fälle vor, in denen die Feuerwehr Iediglid) 
aus dem Grumde nicht frühzeitig genug auf der Branpftelle angekommen ift, 
weil der Wirth oder die Bewohner des betroffenen Haufes unterlafien 
haben, von dem Brande unverzügliche Meldung an die nächite Feuerwache 
zu machen. Nicht jelten follen Unterlaflungen diefer Art auf der Voraus— 
fegung beruhen, daß das Einjchreiten der Feuerwehr den von dem Brande 
Betroffenen Koften verurſache. Das Polizei: Präfivium fieht fid) deshalb 
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veranlaßt, hiermit wiederholt in Erinnerung zu bringen, daß die Thätigkeit 
der Feuerwehr Behufs Löſchung von Feuer eine durchaus unentgeltliche iſt, 
und wo immer im Intereſſe der hieſigen Einwohner ſie eintritt, denſelben 
unter keinen Umſtänden Koſten verurſacht, ja, daß ſogar denjenigen Perſonen, 
welche der Feuerwache die Meldung eines Brandes machen, bevor ſie auf 
amtlichem Wege dorthin gelangt iſt, angemeſſene Belohnungen ausgezahlt 
werden. 
Berlin, den 21. Oktober 1879. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Abwendung von Feuersgefahr von den in der Nähe von Eiſenbahnen 
befindlichen Gebäuden. 
Polizei-Berordnung vom 16. Dezember 1880. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Ber- 
waltung vom 11. Mär; 1850 (G.«S. ©. 265) verordnet das Polizei: 
Präſidium nad Berathung mit dem Gemeinde» Borftande für den Polizei— 
Bezirf der Stadt Berlin, was folgt: 

sl. 

Gebäude und Giebändetheile, weldhe weder von unverbrennlihem Material 
bergeftellt, noch durch Rohrput oder in fonftiger gleich wirffamer Weife gegen 
Entzündung durd Funken gefihert find, fowie ferner alle Deffnungen in 
Gebäuden, welche nicht durch mindeſtens 1 cm ftarfes, nach allen Seiten hin feſt 
eingemauertes Glas abgefchlojien find, müſſen von Eifenbahnen eine von der 
Mitte des nächſtbelegenen Schienengleifes zu berechnende Entfernung von 
mindeftens vier Meter inne halten. 

Für Gebäudetheile und Oeffnungen, welde unterhalb der Schienen- 
Dberfante liegen, tritt an Stelle des Entfernungsmaßes von vier Metern ein 
ſolches von fünf Metern. 

Sebäudetheile und Deffnungen, welche mehr als fieben Meter oberhalb 
der Schienen» Oberkante liegen, find den vorftehenden Beichränfungen nicht 
unterworfen. 

Die Errihtung von Gebäuden und Gebäudetheilen, fowie die Anlage 
von Oeffnungen der gedachten Art über die in Abſatz 1 und 2 bezeichneten 
Grenzen hinaus ift ftatthaft, wenn nad) Page der Verhältniſſe auch bei ge- 
ringerer Entfernung von der Mitte des nächſten Schienengeleifes die Feuers— 
gefahr für ausgeſchloſſen zu erachten ift. 

$ 2. 

Die Abänderung bei der Anlage von Eifenbahnen bereits beſtehender 
Gebäude und Deffnungen, den Beftimmungen des $ 1 entjprechend, ift nur 
dann zu fordern, wenn überwiegende Gründe der Sicherheit die Aenderung 
erheifchen. 

: 4* 
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8 3. 

Auf die zu dem Betriebe einer Eifenbahn erforverlihen Gebäude findet 

bie vorſtehende Polizei-Verordnung Feine Anwendung. 
Ss 4. 

Die Polizet-Verordnung über die Abwendung von Yeuersgefahr bei den 
in der Nähe von Eifenbahnen befindlichen Gebäuden und lagernden Materialien 
vom 26. Februar 1875 (Amtsblatt vom 26. März 1875 ©. 105) wird, foweit 
fie den Polizeibezirf der Stadt Berlin betrifft, hiermit aufgehoben. 

Berlin, den 16. Dezember 1880. 

Königliches Polizei Präfidium. 
(ge3.) von Madai. 


Mißbrauch der öffentlihen Feuermelder. 


Befanntmadhung vom 5. Juni 1882, 


Aus Anlaß der in der legten Zeit wiederholt, insbefonvere bei dem 
heftigen Gewitter am 29ften vorigen Monats ftattgefundenen mifbräudlichen 
Benugung der öffentlihen Feuermelder wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß die letteren nur bei wirfliher Feuersgefahr oder in 
ſolchen Fällen, in denen es fih um die Gefährdung von Menſchen— 
leben handelt, benugt werden dürfen, jeder andere Gebraudy ber Feuer— 
melder dagegen fortan als grober Unfug angefehen und auf Grund des 
8 360 Nr. 11 des Strafgeſetzbuches zur Beftrafung gebradyt werden wird. 

Berlin, den 5. Juni 1882. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Mapai. 


Dritter Abſchnitt. 
Sanitäts-PBolizei. 


— — 


A. Medizinal-Perfonen. 


Form der ärztlichen Atteite der Medizinal: Beamten. 


Befanntmahung vom 26. März 1856. 

Durch das Gircular-Refeript vom 20. Januar 1853 hat des Minifters 
der geiftlihen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten Herrn von Raumer 
Ercellenz für die ärztlichen Attefte der Medizinals Beamten vorgefchrieben, 
daß die amtlihen Attefte und Gutachten der Medizinal- Beamten jedesmal 
enthalten follen: 

1) die beftimmte Angabe der Beranlaffung zur Ausftelung des Atteftes, 
des Zwedes, zu welchem daſſelbe gebraucht, und der Behörde, welder 
e8 vorgelegt werben foll; 
die etwaigen Angaben des Kranken oder der Angehörigen deſſelben 
über feinen Zuftand; 
beftimmt gefondert von den Angaben zu 2 die eigenen thatfächlichen 
Wahrnehmungen des Beamten über den Zuftand des Kranken; 

4) die aufgefundenen wirklichen Krankheits-Erſcheinungen; 

5) das thatjächlich und wiſſenſchaftlich motiwirte Urtheil über die Krankheit, 
über die Zuläffigfeit eines Transports oder einer Haft, oder über bie 
jonft geftellten Fragen; 

die dienfteidliche Verfiherung, daß die Mitteilungen des Kranken oder 
feiner Angehörigen (ad 2) richtig in das Atteft aufgenonmen find, 
daß die eigenen Wahrnehmungen bes Ausſtellers (ad 3 und 4) überall 
der Wahrheit gemäß find, und daß das Gutachten auf Grund der 
eigenen Wahrnehmungen des Ausjtellers nad) defjen beftem Willen 
abgegeben ijt. 

Außerdem müſſen die Attefte mit vollftändigem Datum, vollſtändiger 
Namens-Unterichrift, insbefondere mit dem Amts-Charakter des Ausftellers 
und mit einem Abdruck des Dienftfiegels verjehen fein. , 


2 


— 


3 


— 


6 


— 
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Mittelft Minifterial-Referipts vom 11. Februar 1856 ift überdies noch 
angeorbnet, daß die gedachten Attefte in Zukunft jedesmal außer dent voll: 
ftändigen Datum der Ausftellung aud den Drt und den Tag ber jtatt- 
gefundenen ärztlichen Unterfuhungen enthalten müſſen, und daß obige Be— 
ftimmungen auch auf diejenigen Attefte der Medizinal-Beamten Anwendung 
finden, welche von ihnen in ihrer Eigenfchaft als praftiiche Aerzte zum 
Gebrauche vor Gerichtsbehörden ausgeftellt werben. 

Indem wir Borftehendes hiermit zur Kenntniß bringen, madhen wir ben 
Herren Medizinal: Beamten die genaue Befolgung diefer Vorfchriften zur 
Pflicht, indem wir diefelben darauf aufmerkſam machen, daß bei Ausftellung 
von Zeugniffen in Haftangelegenbeiten die Wahrſcheinlichkeit einer 
Berihlimmerung des Zuftandes eines Arreftaten bei fofortiger Freiheits- 
Entziehung fein genügender Grund ift, die einjtweilige Ausfegung der Straf: 
vollftredung oder Schulohaft als nothwendig zu bezeichnen. Es müllen 
vielmehr die Medizinal- Beamten felbft überzeugt fein, und nach den Grund: 
ſätzen der Willenfhaft durch die felbft wahrgenommenen Krankheits— 
Erſcheinungen motiviren können, daß von der Haftvollftredung eine nahe, 
bedeutende und nicht wieder gut zu madhenbe Gefahr für Yeben 
und Geſundheit zu beforgen ift. 

Potsdam und Berlin, den 26. März 1856. 

Königliche Regierung, Königliches Polizei» Präfidium. 
Abtheilung des Innern. 


Meldung der Medizinal: Perjonen bei dem Stadt: Phyfifus, 


Polizei-Berordnung vom 17. November 1875. 


Auf Grund der 88 11 und 12 des Gefeges vom 11. März 1850 über 
die Polizei-Berwaltung (G.⸗“S. 1850, ©. 265) verorbnet das Polizei-Prä- 
fidium für den Polizeibezirt von Berlin ımd die Stadt Charlottenburg, 
was folgt: 

81. 

Aerzte, Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer und Zahnärzte, welche 
in Berlin oder in Charlottenburg die Praxis ausüben wollen, haben dies vor 
Beginn derſelben dem Stadt-Phyſikus unter Vorlegung der Approbation 
und Angabe ihrer Wohnung zu melden und gleichzeitig demſelben die 
erforderlichen Notizen hinſichtlich ihrer Perſonal-Verhältniſſe anzugeben. 


82. 

Hebammen, welche in Berlin oder in Charlottenburg die Praxis aus— 
üben wollen, haben dies vor Beginn derſelben dem Stadt-Phyſikus unter 
Vorlegung des Prüfungs-Zeugniſſes und Angabe ihrer Wohnnng zu melden 
und gleichzeitig demſelben die erforderlichen Notizen hinſichtlich ihrer Per— 
ſonal⸗Verhältniſſe anzugeben. 
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S 3. 

TIhierärzte, welde in Berlin oder in Charlottenburg die Praxis aus: 
üben wollen, haben dies vor Beginn derjelben dem Departements-Thierarzt, 
unter Borlegung der Approbation und Angabe ihrer Wohnung, zu melden 
und gleichzeitig demfelben bie erforderlichen Notizen hinfichtlih ihrer Per- 
jonal= Berhältniffe anzugeben. 

Ss 4 
Etwaigen Wohnungswechjel haben innerhalb 14 Tagen nad) Eintritt 
dejjelben die in den SS 1—3 bezeichneten Perjonen den ebendafelbit an- 
gegebenen Amtsjtellen zu melden. 
85. 

Ebenfo haben die in den 88 1—3 bezeichneten Perfonen den eben- 
dafelbit bezeichneten Amtsftellen die Aufgabe ihrer Praris und den Wegzug 
von Berlin beziehentlich Charlottenburg zu melden. 

8 6. 

Zumwiderhandlungen gegen die VBorfchriften der 88 1—5 werden mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Marf, an dereu Stelle im Unvermögensfalle Haft bis 
zu 14 Tagen tritt, bejtraft. 

Berlin, den 17. November 1875. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gg) von Madai. 


Apotbefer. 


Verfahren bei Anfertigung von Rezepten. 
Befanntmahbung vom 2. Auguft 1872. 


Die revidirte Apothefer-Ordnung vom 11. Ditober 1801 fchreibt unter 
Titel III. $ 2e vor, daß bei Wiederholungen von Arzneien derjenige, weldyer 
foldye anfertigt, feinen Namen auf die Signatur jchreiben joll, damit man 
wiſſe, wer einen etwaigen Fehler bei der Keiteratur begangen bat. 

Um überhaupt den Neceptarius bei der Anfertigung von Rezepten an 
feme Berantwortlichfeit zu erinnern und event. bei vorgelommenen Irr— 
thimern den Namen desjenigen, welder die Arznei angefertigt, resp. den 
Fehler begangen hat, zu erfahren, beftimme ich hierdurch, daß der Rezeptarius 
ftetö feinen Namen deutlich und leferlicd auf dem Rezept vermerkt, gleichviel, 
ob es ſich um einmalige Dispenfation oder die wiederholte Anfertigung einer 
Arznei handelt. 

Den Apotheken Reviforen wird e8 gleichzeitig zur Pflicht gemacht, bei 
Gelegenheit der Bifitation der Apotheken hierauf zu adhten und im Reviſions— 
Protokoll jedesmal zu bemerken, ob diefer Beftimmung Folge gegeben worden. 

Berlin, den 2. Auguft 1872. 

Der Minifter der geiftlihen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten. 
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Prüfung der Ayothefergehilfen. 
Befanntmahung vom 13. November 1875. 


Im Auſchluß an die Bekanntmachung, betreffend die Prüfung ber 
Apotheker vom 5. März 1875 8 4 Nr. 2 (Central Blatt für das Deutjche 
Reich S. 167 ff.), hat der Bundesrath in Beziehung auf die Prüfung der 
Apothelergehilfen beſchloſſen, wie folgt: 

#1. 

Die Prüfungsbehörden für die Gebilfenprüfung beſtehen aus einem 
höheren Mepizinalbeamten oder deſſen Stellvertreter als Borjigenden und 
zwei Apothefern, von denen mindeſtens Einer am Site der Behörde als 
Apothefenbefiger anfällig fein muß. Der Sig der Prüfungsbehörben 
wird von den Gentralbehörden der einzelnen Bundesftaaten dauernd be— 
ftimmt. Der PVorfigende und die Mitglieder werden für Drei Jahre von 
dem Borfisenden derjenigen Behörde ernannt, welche die Aufficht über die 
Apotheken an dem Sig der Prüfungsbehörde führt. Für die Prüfung 
von Pehrlingen, welche bei einem der Eraminatoren gelernt haben, iſt ein 
anderer Apothefer zu beitellen. 

Ws 

Die Prüfungen werden in der zweiten Hälfte der Monate März, Juni, 
September und Dezember jeden Jahres an den von dem Borfigenden der 
im 8 1 bezeichneten Aufſichtsbehörde feitzujegenden Tagen abgehalten. Die 
Anträge auf Zulaffung zur Prüfung find feitens der Pehrherren bei dem ges 
dachten Borfigenden jpäteftens bis zum löäten des vorhergehenden Monats 
einzureichen; jpätere Meldungen können erjt für Die nächſte Prüfung bes 
rüdjihtigt werden. 

83. 

Der Meldung zur Prüfung ſind beizufügen: 

1) Das Zeugniß über den im $ 4 Nr. 1 ver Bekanntmachung vom 
5. März 1875. geforderten Nachweis der willenfchaftlidien Bor: 
bildung. 

Der 84 Ziffer 1 der Belanntmachung vom 5. März 1375 lautet, wie folgt: 
Die Zulaffung zur Prüfung ift bedingt durch den Nachweis 
1) der erforderlihen wiſſenſchaftlichen Vorbildung. Der Nachweis ift zu 
führen durch das von einer als berechtigt anerfaunten Schule, auf welcher 
das Latein obligatorifcher Lehrgegenitand ift, ansgeitellte miffenfchaftliche 
Qualififetions » Zeugnib für den eimjährig - freiwilligen Militärdienft. 
Außerdem wird zur Prüfung nur zugelaffen, wer anf einer anderen als 
berechtigt anerfannten Schule dies Zeugniß erhalten hat, wenn er bei 
einer der erftgedachten Anftalten ſich noch einer Prüfung im Latein unter 
zogen bat und auf Grund derjelben nachweiſt, daß er auch in dieſem 
Gegenitande die Kennmiffe befigt, welche behufs Erlangung der bezeich— 
neten Qualifitation erfordert werden. 
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2) Das von dem nächſtvorgeſetzten Medizinal- Beamten (Kreisphyſikus, 
Kreisarzt u. ſ. mw.) beftätigte Zeugniß des Pehrheren über die Führung 
des Pehrlings, ſowie darüber, daß der legtere die vorfchriftsmäßige 
preijährige — für den Inhaber eines von einem deutſchen Gymnaſium 
oder von einer im Sinne des $ 90 Ziffer 2a. der Wehrordnung 
vom 28. September 1875 als berechtigt anerkannten Realſchule erfter 
Ordnung mit obligatorifhem Unterricht im Pateinifchen ausgejtellten 
Zeugniffes der Neife zweijährige — Lehrzeit zurüdgelegt hat, oder 
doch fpäteftens mit dem Ablaufe des betreffenden Prüfungsmonats 
zurüdgelegt haben wird. 

3) Das Journal, weldyes jeder Lehrling während jeiner Yehrzeit über 
die im Laboratorium unter Aufficht des Pehrheren oder Gehilfen 
ausgeführten pharmazeutischen Arbeiten fortgefegt führen und welches 
eine furze VBefchreibung der vorgenommenen Operationen und ber 
Theorie des betreffenden chemiſchen Prozeſſes enthalten muß (Labo— 
rations =» Jonrnal). 

Ss 4 
Nad Empfang der Zulafjungs : Verfügung, in welcher auch der Termin 
der Prüfung befannt gemadt wird, hat der Pehrherr dafür Sorge zu 
tragen, daß die von dem Lehrlinge zu entrichtenden Prüfungsgebühren im 
Betrage von 24 Marf an den Vorfigenden der Prüfungsbehörde eingezahlt 
werben, und den Pehrling gleichzeitig dahin anzumeifen, daß er fi vor Ans 
tritt der Prüfung mit der Zulaljungs- Verfügung und der Quittung iiber 
bie eingezahlten Gebühren noch perfönlih bei dem Borfigenden zu mels 
den bat. 
85. 
Die Prüfung zerfällt in drei Abſchnitte: 
I. die ſchriftliche Prüfung, 
II. die praktiſche Brüfung und 
III. vie mündliche Prüfung. 


8 6. 
I. Zwed der ſchriftlichen Prüfung ift, zu ermitteln, ob der Yehrling 
die ihm zur Bearbeitung vorzulegenden Materien, fomeit diefes von ihm 
gefordert werden kann, beherrfcht und jeine Gedanken klar und richtig ause 
zubrüden vermag. Der Yehrling erhält drei Aufgaben, von denen eine dem 
Gebiete der pharmazeutifchen Chemie, eine dem der Botanik oder Pharma— 
fognofie und die dritte dem der Phyſik entnommen ift. Die Aufgaben 
werben aus einer hierzu angelegten Sammlung durd das Loos beitimmt 
und find ſämmtlich fo einzurichten, daß je drei von ihnen in ſechs Stunden 
bearbeitet werben fünnen. Die Vearbeitung erfolgt in Klaufur ohne Be» 
nugung von Hilfsmitteln. 


58 


87. 

II. Zweck der praktiſchen Prüfung iſt, zu ermitteln, ob der Lehrling 
das für den Apothekergehilfen erforderliche Geſchick ſich angeeignet hat. Zu 
dieſem Behufe muß er ſich befähigt zeigen: 

1) drei Rezepte zu verſchiedenen Arzneiformen zu leſen, regelrecht an— 

zufertigen und zu taxiren; 

2) ein leicht darzuſtellendes galvaniſches und ein chemiſch-pharmazeutiſches 

Präparat der Pharmacopoea Germanica zu bereiten; 
3) zwei chemijche Präparate auf deren Reinheit nad Borjchrift der 
Pharmacopoea Germanica zu unterfuchen. 

Die Aufgaben ad 2 und 3 werden aus je einer hierzu angelegten 
Sammlung durd) das Loos beftimmt, die Rezepte zu den Arzneiformen von 
den Eraminatoren unter thunlichſter Benutzung der Tagesrezeptur gegeben. 
Die Anfertigung der Rezepte und Präparate, fowie die Unterfuhung der 
chemiſchen Präparate gejchieht unter Aufficht je eines der beiden als Prüfungs- 
Kommiffare zugezogenen Apotheker. 

Ss». 
II. Zwed der mündlichen Prüfung, bei welder aud das während 
der Pehrzeit angelegte Herbarium virum vorgelegt werben muß, ift zu ers 
mitteln, ob der Lehrling die rohen Arzneimittel fennt und von anderen 
Mitteln zu unterfcheiden weiß, ob er die Grumblehre der Botanik, der pharma 
zeutifchen Chemie und Phyſik inne hat, ob er die erforderlichen Kenntniffe 
in der lateiniſchen Sprache beſitzt und ſich binlänglih mit den gefeglichen 
Beftimmungen befannt gemacht hat, welde für das Berhalten und bie 
Wirkfamkeit der Gebilfen in einer Apothefe maßgebend find. Zu diefem 
Behufe 
1) find vem Eraminanden mehrere friihe oder getrodnete Pflanzen zur 
Erkennung und terminologiſchen Beftimmung, und 

2) mehrere rohe Droguen und hemifh=pharmazeutifche Präparate zur 
Erläuterung ihrer Abftammung, ihrer VBerfälfhung und ihrer An- 
wendung zu pharmazentifchen Sweden, jowie bezw. zur Erklärung 
ihrer Beftandtheile und Darftellungen vorzulegen; 

3) hat derſelbe 2 Artikel ans der Pharmacopoea Germanica in das 

Dentjche zu überfegen; 
4) find von ihm die auf die bezeichneten Grundlehren und die Apothefer- 
gefete bezüglichen Fragen zu beantworten. 
89. 

Für die gefammte Prüfung find zwei Tage beftimmt. Im der Regel 
dürfen nicht mehr als vier Eraminanden zu einer mündlichen Prüfung zus 
gelaffen werden. 

$ 10. 

Ueber den Gang der Prüfung eines jeden Eraminanden wird ein 

Protokoll aufgenommen, weldes von dem PVorfigenden und ben beiben 
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Mitgliedern der Kommiffion unterzeichnet und zu den Akten der in $ 1 
bezeichneten Auffichtsbehörde genommen wird. 
s 11. 

Für diejenigen Lehrlinge, welche in der Prüfung beitanden find, wird 
unmittelbar nad Beendigung der Prüfung ein von den Mitgliedern ber 
Prüfungsbehörde unterzeichnetes Prüfungszeugniß ausgefertigt und dem 
Lehrherrn zur Austellung des von dem, dem Lehrherrn nächſtvorgeſetzten 
Medizinalbeamten (Kreisphhfifus, Kreisarzt u. |. w.) mit zu unterzeichnenden 
Entlaffungszeugniffes zugeftellt. In dem Prüfungszeugniß ift das Geſammt— 
Ergebniß durch eine der Zeufuren „jehr gut“, „gut“, „genügend“ zu bes 
zeichnen. 

g 12. 

Das Nichtbeftehen der Prüfung hat die Verlängerung der Lehrzeit um 
6 bis 12 Monate zur Folge, nad welcher Friit die Prüfung wiederholt 
werden muß. Wer nad) zweimaliger Wiederholung nicht befteht, wird zur 
weiteren Prüfung nicht zugelajfen. Ueber das Nichtbeitehen ift von der 
Prüfungsbehörde ein Vermerk auf der in $ 3 Ziffer 1 genannten Urkunde 


ju madıen. 
$ 13. 


Vorftehende Beftimmungen treten mit dem 1. Januar 1876 in Straft. 
8 14. 

Lehrlinge, weldhe vor dem 1. Oktober 1875 in die Lehre getreten find, 
find zur Prüfung auch dann zuzulaffen, wenn fie den Nachweis ber erforder: 
lihen Borbedingungen nad) Maßgabe des $ 22 der Belanntmadhung vom 
5. März 1875 führen. Die Borlegung des Yaborations-Fournals fällt bei 
den Pehrlingen, welde vor dem Imfrafttreten diefer Bekanntmachung in die 
Lehre getreten find, für die Zeit, welche fie bis zum Inkrafttreten der Be— 
kanntmachung in der Lehre zugebradht haben, da weg, wo nad den bis- 
herigen Borfchriften die Führung eines Laborations-Journals nicht gefordert 
wurde, 

Berlin, den 13. November 1875. 

Der Reichskanzler. 
J. V.: 
(gez.) Delbrück. 


Serviren als Apothekergehilfe und Meldung. 


Bekanntmachung vom 7. März 1883, betreffend die Ergänzung 
der Beſtimmungen über die Prüfung der Apothekergehilfen. 
Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Bundes— 
rath bejchloffen hat, die Bekanntmachung, betreffend die Prüfung der Apothefer: 
Gehilfen, vom 13. November 1875 (Gentralblatt S. 761) durch die nach— 
fiehende Borfchrift zu ergänzen: 
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Als Apothekergehilfe darf nur ferviren, wer den maßgebenden 
Borjchriften über die Prüfung der Apothefergehilfen durchweg ge— 
nügt hat. 

Berlin, den 7. März 1883. 
Königlihes Polizei - Präfldium. 
(gez.) von Madai. 


Belanntmahung vom 20. Auguſt 1886. 


Es ift wiederholt vorgefonmen, daß Apothefenbefiger bez. Verwalter 
die zur Anmeldung und Abmelvung der ſervirenden Gehilfen und Lehrlinge 
bei dem Königlichen Stadtphyſikus beftimmten Melvefarten zwar ausgefüllt, 
aber nicht unterfchrieben haben. Dadurch find für den Stadtphyſikus fehr 
wohl vermeidkare Erörterungen zur Feftitellung des Abſenders entjtanden. 

Die biefigen zur Sache betheiligten Apothefenbefiger und Berwalter 
werben daher erjucht, in Zukunft die gedachten Meldekarten mit ihrer Namens» 
Unterſchrift zu verjehen. 

Berlin, ven 20. Auguſt 1886. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
In Vertretung: 
(ge3.) Friedheim. 


Veränferung der Apotheken-Konzeſſionen. 


Bekanntmachung vom 27. Juli 1886. 


Durch Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 5. DOftober 1846 war unter 
Aufhebung der Gircnlar- Minijterials Verfügung vom 13. Auguft 1842 
(Eulenberg, das Medizinal-:Wefen in Preußen, ©. 475) vorläufig beitimmt 
worden, 

daß beim Ausjcheiden eines nicht privilegirten Apothefers aus feinem 
Geſchäft die Konzefjion dem von dem abgehenvden Apotheker oder 
deſſen Erben präfentirten Geſchäftsnachfolger, ſofern derjelbe vor- 
Ihriftsmäßig qualifizirt war, jedod) immer nur für feine Perſon und 
unter ausdrücklichem Vorbehalt der Wiedereinziehung der Konzeffion 
bei feinem bereinftigen Abgange von‘den Königlichen Regierungen 
ertheilt werden könne. 

Durd Allerhöchſte Ordre vom 7. Juli d. I. haben Ce. Majeftät der 
Kaifer und König zu bejtimmen geruht, daß dieſe vorſtehend abgedrudte, 
den Königlichen Regierungen ertheilte Ermächtigung Bis zur anderweiten 
geſetzlichen Regelung des Apothefenwejens 

nur bei denjenigen Apotheken in Anwendung zu bringen ift, 
jeit deren Errichtung zehn Jahre verfloffen find. 

Auf Grund diefer Allerhöchſten Ordre bat der Herr Minifter der geift- 
lichen, Unterrichts: und Mevizinal-Angelegenheiten unter dem 21. Juli d. J. 
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angeorbnet, daß bis zur anderweiten Negelung des Apothefenmejens inner: 
halb der nächſten zehn Jahre nach der Errichtung einer neuen Apothete ver 
Inhaber der Konzejfion ohne befondere Genehmigung der Auffichtsbehörde 
nicht befugt it, der Regierung nah Maßgabe ver Allerhöchſten Ordre 
vom 5. Dftober 1846 eine gqualifizirte Berfon mit dem Rechte der Nach— 
folge zu präfentiren. Die Regierung wird vielmehr, wenn ein Apothefer 
innerhalb diefer Friſt fein Gefchäft aufgeben will, ermädtigt, die Konzeflion 
anderweitig zu verleihen. Ausnahmsweife und unter ganz befonderen Um— 
ftänden foll dem abgehenden Apotheker die Veräußerung geftattet werben 
fönnen; dies darf indejjen nur nach ganz genauer Prüfung der obwaltenden 
Berhältniffe und unter Feititellung von Bedingungen geſchehen, melde den 
bisherigen Inhaber bezw. deffen Erben zwar jchablos halten, jedod) eine 
gewinnfüchtige Berwerthung der Konzeffion ausschließen. 

Die Ertheilung der Genchmigung in allen derartigen Fällen bat fich 
der Herr Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und Mebdizinal- Angelegen- 
heiten vorbehalten. 

Borftehende Beſtimmungen bringe ich hierdurch zur Nachachtung für 
die Betheiligten zur öffentlihen Kenntniß. 

Berlin, den 27. Juli 1886. 

Der Polizei: Präfident. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Hebammen. 


Allgemeine Verfügung, betreffend das Hebammenweſen. 
Bekanntmachung vom 6. Auguſt 1883. 
81. 

Die gewerblihe Ausübung der geburtshülflihen Thätigfeit durch 
Frauen fteht innerhalb des preufiihen Staates nur den Hebammen zu, 
welche ein Prüfungszeugniß einer preußifchen Behörde erhalten haben. Die 
durch Staatöverträge geregelten Verhältniffe in den Grenzpiftriften bleiben 
unberührt. 

$ 2. 

Zur Prüfung als Hebammen dürfen nur folhe Perjonen zugelaffen 
werden, welche einen vollftändigen Kurfus in einer preußifchen Hebammen 
Lehranftalt durchgemacht haben. Ausnahmsweiſe können auch folde Per- 
fonen zur Prüfung zugelaffen werden, welche den Nachweis eines ander: 
weiten gleichwerthigen Bildungsganges, ſowie des Beſitzes der zur Auf- 
nahme in eine preußiſche Yehranftalt erforderlichen Eigenfchaften führen. 
Die Prüfung felbft erfolgt nad) Maßgabe der 88 82 bis 85 des Reglemente 
vom 1. Dezember 1825. 
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Ss 3. 

Ale Anträge auf Zulaffung zu den inländifchen Hebammen: Yehr- 
Anftalten find in Bezug auf die ftaatlihen Inftitute an die Bezirks: Ver: 
waltungsbehörden (Regierungs-Präſidenten, Regierungen, Landdroſteien) 
rüdfichtlic derjenigen Injtitute, welche fi in der Verwaltung der Pro— 
vinzial- Verbände bezw. der fommunalftändiichen Verbände befinden, an bie 
in den Anſtalts-Reglements beitimmten Amtsftellen zu richten. Vorzugs— 
weile werden ſolche Perjonen als Schülerinnen aufgenommen, welche hierzu 
von Gemeinden, Ortsarmenverbärben oder Hebammenbezirken vorgeichlagen 
find. Außerdem dürfen Schülerinnen nur foweit aufgenommen werden, ale 
die Berhältnifie der Anftalt es geitatten. Solche haben fich bei Vermeidung 
fofortiger Entlaflung allen für die Schülerinnen der Hebammen-Lehr-Inſtitute 
beftehenden Anordnungen zu fügen. Im allen Fällen werden mir folde 
Perjonen als Schülerinnen aufgenommen, weldye 

1) für den Hebammenberuf förperlih und geiſtig wohl befähigt, ins- 
befondere auch des Leſens und Screibens fundig find, 

2) die erforderliche Zuverläffigfeit in Bezug auf denjelben befigen, uns 
beicholtenen Rufes find und insbefondere nicht außerehelich geboren 
haben. 

Die Erforderniffe zu 1) find durch ein Aiteft des Kreis-(Stadt-, Ober: 
amts⸗)Phyſikus auf Grund einer won ihm mit der betreffenden abgehaltenen 
Prüfung, zu 2) durch ein Atteft ver Ortspolizeibehörde darzuthun. Außer: 
dem find beizubringen und gleichzeitig mit Dem Atteft zu 2) dem Kreis— 
(Stadt:, Oberamts-)Phufifus vorzulegen: ein Geburtsfchein und ein Atteft 
über die erfolgte Revaccination. Perfonen, weldye jünger al® zwanzig oder 
älter als dreißig Jahre find, dürfen als Schülerinnen nicht aufgenommen 
werden. Schülerinnen, weldye foftenfreie Ausbildung im Inftitut genoſſen 
haben, find bei Vermeidung der Erftatiung der auf ihre Ausbildung vers 
wendeten Koften gehalten, eine ihnen von der Bezirks-Verwaltungsbehörde 
angewiefene Stelle ald Bezirks- Hebamme mindeftens drei Jahre lang zu 
verwalten. ine bezügliche Verpflichtung ift ihnen bei der Aufnahme in 
die Anftalt aufzuerlegen. 

84. 

Schülerinnen, welche ſich im Beſitz der zu HZ Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Eigenſchaften befinden und die Prüfung beftanden haben, erhalten ein 
Prüfungszeugnik. Daffelbe wird von der Prüfungs-Kommiffion ausgejtellt 
und den Hebammen unter Vermittelung der provinziale bezw. fommunal- 
ftändifchen und der Bezirks-Verwaltungsbehörde durch den Landrath (Amts- 
Hauptmann, Dberamtmann) desjenigen Bezirks, in welchem ſie ſich nieder- 
lafien wollen, ausgehändigt. Gleichzeitig erfolgt die Vereidigung nad) der 
im Hebammen-Lehrbuche angegebenen Eidesform. Die Bereidigung wird 
auf dem Prüfungszeugniß vermerkt. 
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Alle Hebammen ſtehen unter der Auffiht des Kreisphyſikus (Stadt— 
Phyſikus, Oberamtsphyſikus) und find unbefchadet der durch befondere 
Polizei» Verordnungen und polizeilihe Anordnungen ihnen auferlegten Ber- 
pflihtungen gehalten: 

1) demfelben beim Beginn des Gewerbes im Phnfifatsbezirt ihre 
Wohnung anzuzeigen und fidy unter Borlegung des Prüfungszeugnifies, 
der erforderlichen Inftrumente und Geräthe und des Tagebuchs per» 
ſönlich bei ihm zu melden; 

2) bei der Ausübung ihres Berufes fih genau nad dem Hebammens 
Lehrbuch, bezüglich der in demfelben enthaltenen Inftruftion und den 
diefelben ändernden und ergänzenden Beſtimmungen zu richten; 

3) ein Tagebuch zu führen; 

4) im Befig der erforderliden, im gutem Zuftand zu erhaltenden 
Inftrumente und Geräthe, der erforderlichen Desinfeftionsmittel und 
des Lehrbuchs zu jein; 

5) jeden Fall von Kindbettfieber, ſowie jeden Todesfall einer Ge— 
bärenden in ihrer Praxis dem Streis- (Stadt, Oberamts-) Phyſikus 
anzuzeigen; 

6) alle vrei Jahre fih einer Nachprüfung vor dem Kreis-(Stadt-, 
Oberamts-) Phyſikus, beim Nichtbeitehen fich jedes Vierteljahr bis 
zur Erfüllung der geitellten Anforderung einer abermaligen Prüfung 
zu unterziehen. Ueber die Prüfung it em Vermerk im Tagebuch 
aufzunehmen. Die Direktoren bezw. Lehrer der Hebammen: Yehr- 
Anjtalten nehmen, foweit es die Umftände geftatten, an dieſen Nach— 
prüfungen als Eraminatoren Theil. 


8 6. 

Zur Erfüllung der im $ 5 bezeichneten Verpflichtungen werben die 

Hebammen dur die den Verwaltungsbehörden zuftehenden allgemeinen ge— 

feglihen Zwangsmittel und durch die auf Grund bejonderer Polizei-Ber- 
ordnungen feitzufegenden Strafen angehalten. 


ST 

Die Bezirks» Vermwaltungsbehörden haben in der Regel beftinmte 
Hebammenbezirfe abzugrenzen und anzuorbnen, wie viele Bezirts-Hebammen 
mit Rüdficht auf die Verhältniffe des Bezirks anzufegen find. 

88. 

Die Anftelung der Bezirkts- Hebammen fteht, foweit nicht die Angelegen- 
heit von den Kreisverbänden ftatutarifch geregelt wird, den einen Hebammen 
bezirk bildenden Gemeinden und Outsbezirfen zu. Die Annahme erfolgt 
thunlichit durch befonderen Vertrag. Dit der Hebamme ein Kündigungsrecht 
eingeräumt, fo ift auf Verabredung einer geräumigen Kündigungsfrift Be— 
dacht zu nehmen, um beim Eintritt der Kündigung die rechtzeitige Wieder: 
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befegung dee Bezirks fiber zu ftellen. In dem Vertrage ift, foweit dies 
Bedürfniß nicht durch Yeiftungen der Kreis- oder Provinzialverbände bezw. 
der gleichartigen Verbände befriedigt wird, der Hebamme insbefondere zu— 
zuficern: 

1) ein den örtlichen Verhältniſſen angemefjenes, in den beftimmten 
Perioden bis zu einem Höchftbetrage fteigendes feſtes Dienſteinkommen; 

2) eine von dem Beſtehen der Nachprüfung und guter Führung nad) 
dem Urtheil des Kreisphyfifus abhängige jährlihe Remuneration; 

3) foweit erforderlich, die Gewährung einer angemelfenen Wohnung; 

4) für den Fall der Dienftunfähigfeit oder für den Fall der Kündigung 
jeitend des Verbandes nad Zurüdlegung einer beftimmten Dienftzeit 
in demfelben Bezirk eine laufende Unterjtügung; 

5) ıumentgeltlihe Beſchaffung der erforderlichen Inftrumente, Geräthe, 
Bücher und Desinfettionsmittel; 

6) die Gewährung angemefiener Tagegelder und Reiſekoſten für bie 
regelmäßigen Nachprüfungen, falls die Entfernung des Wohnfites 
der Hebamme vom Prifungsort über zwei Kilometer beträgt. 

Dagegen übernimmt die Hebamme die Berpflicdtung, die Entbindung 

zahlungsunfähiger Perſonen ihres Bezirks, ſowie die erforderliche Pflege 
derfelben und ihrer neugeborenen Kinder unentgeltlih zu beforgen. Die 
Verträge der Gemeinden und Gutsbezirfe bedürfen der Beltätigung des 
Landraths (Amts » Hauptmanıs, Ober: Amtmanns). 


89. 

Iſt eine erledigte Stelle drei Monate nach eingetretener Vakanz nicht 
wieder vorſchriftsmäßig beſetzt, ſo iſt die Bezirks-Verwaltungsbehörde be— 
rechtigt, die Stelle unter den von ihr zu beſtimmenden Bedingungen zu be— 
ſetzen und die Aufbringung und Vertheilung der erforderlichen Koſten an— 
zuordnen. 

8 10. 

Hebammen-Bezirke, welche die Mittel zur Ausbildung, Beſoldung oder 
Unterftügung einer Bezirks» Hebanıme nah dem Gutachten der Provinzials 
Berwaltungsbehörde aufzubringen außer Stande find, erhalten in den neun 
älteren Provinzen des Staats den erforberlihen Zuſchuß durch die Kreis— 
verbände (Gejeß vom 28. Mat 1875, G.-&. ©. 223, $ 3). Die lesteren 
werden zur Erfüllung diefer Berpflichtung von den Kommunal: Aufjichts- 
behörden — im Geltungsbereiche der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
nad Maßgabe des $ 180 derjelben — angehalten. 


8 1l. 

Bezirks» Hebammen, melde ſich eines unorbentlihen Lebenswandels 
Ihuldig machen, die Pflichten ihres Berufes verleten oder bei der Nach— 
prüfung erhebliche Mängel an den erforderlichen Fertigfeiten und Kenntniffen 
oder fonft wegen Schwäche ihrer Förperlichen oder geiftigen Kräfte zu ihrem 
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Berufe untauglic geworben find, werden auf Antrag der Bezirke oder des 
Landraths (Amtshauptmanns,. Ober» Amtmanns) aus ihrer Stellung als 
Bezirks» Hebamme von der Bezirfs-PVerwaltungsbehörde entlaffen. Das 
Verfahren hierbei ijt analog dem in den $$ 20, 21 der Gewerbe- Orbnung 
vom 21. Juni 1869 vorgefchriebenen zu geftalten. 


$12. 

Die Zurüdnahme des einer Hebamme ertheilten Prüfungs Zeugniffes 
erfolgt nad Maßgabe des $ 53, Abſatz 2 der Reichs» Gewerbe» Ordnung 
vom 21. Juni 1869, bezüglich der Zuftändigfeit und des Verfahrens fommen 
außer 8 54 a. a. D. die befonderen landesgejeglihen Vorſchriften in Betracht. 
Die Wiederverleihung eines Prüfungszeugnifies erfolgt durch mid). 

Berlin, den 6. Auguft 1883. 

Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
(gez.) Lucanus. 


Die Vereidigung der Hebammen. 


Im Anſchluß an meine Verfügung vom heutigen Tage, betreffend die zur Regelung 
des Hebammentejens erlaffene „allgemeine Verfügung”, beſtimme ich unter Abänderung 
der Borfchriften auf Seite 315 Anm. 2 des Hebammen-Lehrbuchs hiermit, daß die Korm 
des Eides, welcher von ſämmtlichen Hebammen fortan zu leiften ift, dahin feftgeftellt wird: 

„Ich ſchwöre bei Bott dem Allmächtigen und Alwifienden, daß ich nad) 
beftem Wiffen und Bermögen die Hebammenkunft ausüben, Armen und 
Reichen mit gleicher Bereitwilligfeit helfen und mich überhaupt in jeder 
Hinficht fo verhalten will, wie cd einer treuen und gewiffenhaften Hebamme 
geziemt und wohl anſteht. So wahr mir Gott helfe.“ 

Der Schwörenden bleibt es überlaffen, den vorftehend feitgeitellten Eidesworten 
die ihrem religiöjen Bekenntniß entiprehende Bekräftigungsformel hinzuzufügen. 


Berlin, den 6. Auguſt 1533. 
Der Minifter der geiftlichen u. ſ. w. Angelegenheiten. 


Die den Hebammen in der Stadt Berlin obliegenden Verpflihtungen. 


Polizei-Berordnung vom 16. April 1884. 

Auf Grund der 88 79 und 80 des Gejetes über die Organifation der 
allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (G.“S. ©. 291 ff.) und 
der 88 5 ff. des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(G.S. ©. 265) wird hierdurch nad) Zuſtimmung des Gemeinde-Borjtandes 
für den Stadtkreis Berlin Folgendes verorbnet: 

81. 

Hebammen, weldhe in Berlin ihr Gewerbe ausüben wollen, find ver: 

pflichtet, fich fpäteftens 14 Tage nad) ihrer Niederlaffung demjenigen Bezirks— 
5 
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Phyſikus, in defien Amtsbezirk fie Wohnung genommen haben, perſönlich 
vorzuftellen, ihre Wohnung anzugeben, und Dabei 
1) das Prüfungszeugniß mit dem Vermerk über erfolgte Bereidigung, 
2) das Tagebuch, 
3) die neuefte Ausgabe des Preußiſchen Hebammen-Lehrbuches, 
4) die dort vorgefchriebenen Inftrumente ꝛc. (S. 304 u. 305) 
vorzulegen. 
S 2. 
Leder Wohnungswechſel und jede Namensänderung find fpäteftene 
14 Tage nad der Vollziehung dem zuftändigen Bezirks-Phyſikus ſchriftlich 
anzuzeigen. 
Ss 3. 


Die Hebammen find verpflichtet, fidh bei der Ausübung ihres Berufes 
genau nad den VBorfchriften des Hebammen-Lehrbuches und der in demſelben 
enthaltenen Inftruftion bezw. nad den hierzu in Zukunft ergebenden Ab- 
änderungs-Beftimmungen zu richten. 


Ueber ihre praftifche TIhätigkeit hat die Hebamme forgfältig ein Tages 
buch nad) vorgefchriebenem Mufter zu führen, die einzelnen Spalten deſſelben 
genau auszufüllen bezw. durch den zugezogenen Arzt ausfüllen zu laffen. 

Ss 5. 

Außer den im $ 1 erwähnten Inftrumenten, welche dauernd in einem 
brauchbaren und fauberen Zuftand zu erhalten find, foll die Hebamme die 
vorgefchriebenen Desinfektionsmittel ftets bei ſich führen. 

S 6. 

Jeden Fall von Kinpbettfieber, fowie jeden Todesfall einer Gebärenden 
in ihrer PBraris hat die behandelnde Hebamme fpätejtens 24 Stunden nad 
Feitftellung der Krankheit bezw. nad erfolgtem Tode der hiefigen König- 
Iihen Sanitäts-Kommiffion (jest C. Stralauerftraße Nr. 39) auf von 
Letterer zu entnehmenden Melvefarten anzuzeigen. 

87. 

Jede Hebamme ift gehalten, fid alle drei Jahre einer Nachprüfung 
durch den zuftändigen Bezirksphyſikus an einem von Letzterem beftimmten 
Termin und Ort zu unterwerfen und beim Nichtbeftehen fich jedes Biertel- 
jahr bis zur Erfüllung der geftellten Anforderungen einer abermaligen 
Prüfung zu unterziehen. 

Bei der Prüfung find Inftrumente, Geräthe, Lehr: und Tagebud) dem 
Phyſikus vorzulegen, welcher über den Ausfall der Prüfung einen furzen 
Bermerf im Tagebuch macht. F 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden durch 
Geldſtrafe bis zu dreißig Mark für jede Uebertretung geahndet, an deren 
Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Haft tritt. 
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$ 9. 
Vorſtehende Beitimmungen treten mit dem 15. Mai 1884 in Kraft. 
Berlin, den 16. April 1884, 
Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Erlaß an die Königlihe Regierung zu N., die Feitiehuug der 
Liquidationen frei praftizirender Hebammen betreffend, 
vom 11. Oftober 1871. 


Auf den Beriht vom ...... erwidere ich der Königlichen Megierung, daß es 
durchaus gegen die Tendenz der Gewerbe-Ordnung wäre (88 36, 72, 78), die Tare 
für die Bezirfs-Hebammen aud für frei praftizirende Hebammen ald maßgebend zu er- 
flären. Die Königliche Regierung bat aber auch zu einer Feſtſetzung der Riquidationen 
folder Hebammen feinen Beruf und wird, vom den Gerichten über die Angemeffenheit 
der Liquidationen befragt, nur auf die Tage der Bezirfs-Hebanmen als Anhalt für die 
den Gerichten zufallende jelbftftändige Beurtbeilung hinzumweifen haben. 

Berlin, den 11. Oktober 1871. 

Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten. 


Anmerkung. 

Die unterm 1. Oftober 1880 für den Regierungsbezirt Potsdam erlafiene und in 
der Ertrabeilage zum 43. Stück des Amtsblatts veröffentlichte Tare der Bezirks. Hehb- 
ammen dient bei der Beurtheilung der Angemeflenbeit der Hebammen- Gebühren als 
Anhalt, da eine derartige Tage für Berlin nicht vorhanden ift. 


Seilgebilfen. 
Sinfihtlih der Heilgehilfen beitehen die nadjitehenden Beitimmungen: 


Erlaß des Herrn Minifters der geiftliden, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten vom 27. Dezember 1869. 


Der Umftand, dab die Gewerbe- Ordnung für den Norddeutſchen Bund des In- 
ftituts der Heildiener oder Chirurgen. Gehilfen nicht erwähnt, enthält feine Nöthigung, 
diefes nüßlihe Inftitut fallen zu laffen, zumal die Gewerbe-Ordnung nah 8 6 auf die 
Ausübung der Heilkunde überhaupt nur fomweit Anwendung findet, ald es in den dort 
allegirten Paragraphen ausdrüdlich beftimmt if. Es kommt nur darauf an, das In— 
ftitut der veränderten Gefehgebung anzupaflen. 

Aus der Freilegung der ärztlichen Praxis folgt, daß aud die Ausübung der kleinen 
Chirurgie Niemandem verwehrt werden kann. Da aber es nicht nur für Aerzte und 
Lokalbehörden, fondern aud für das Publikum von Wichtigkeit ift, zu wiffen, ob der. 
jenige, der ſich mit Heinen chirurgifchen Operationen, Desinfeltionen u. f. w. be- 
ſchäftigen will, aud) die hierzu erforderliche Befähigung befipt, fo fteht Nichts entgegen, 
diejenigen Perfonen, welche fich über ihre Befähigung ausweifen wollen, nad) Maßgabe 
der bisherigen Beftimmungen zu prüfen und ihnen, falls fie die Prüfung be 
ftehen, ein Befähigungs-Zeugniß auszufertigen, durch welches fie das Recht ge 


winnen, fi als geprüfte Seildiener zu bezeichnen. Bon Ertheilung einer Kon— 
5* 
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zeffion und von der Prüfung eines lofalen Bedürfniffes für die Anfekung von Heil. 
gehilfen ift dabei abzufehen. Dagegen ift in dem Befähigungs -Zeugniß der Umfang 
der Befähigung genau zu bezeichnen und die ausdrüdlihe Borausfegung, dab der In- 
baber fi bei Ausübung feines Gewerbes ftreng innerhalb der Grenzen diefer Be- 
fähigung halten werde, mit dem Zuſatz auszufprehen, daß ihm bei Ueberſchreitung 
diefer Grenze das Befähigungs- Zeugniß und damit dad Recht, fi) als geprüfter Heil« 
diener zu bezeichnen, nach 8 53 alin. 2 der Gewerbe. Ordnung für den Norddeutichen 
Bund aberfannt werden würde. 
Der Minifter der geiftlihen u. ſ. w. Angelegenheiten, 
(gez) von Mühler. 


Auszug aus der Belanntmadhung vom 4. März 1857. 
(Amtsblatt von Potsdam und Berlin Stüd 12 ©. 106.) 


Nahdem das Polizei: Präfivium mehreren Perfonen die Konzeffion als 
Heildiener ertheilt hat, findet daſſelbe fi veranlaßt, hierdurch befannt zu 
machen, daß die den Heilgehilfen verftatteten Verrichtungen 

1) in der Ausführung Kleiner chirurgiſchen Operationen auf ärztliche 

Anordnung, 

2) in der bei Operationen den Aerzten zu leiftenden Afjiftenz, 

3) in der Krankenwartung und 

4) in der Ausführung von Desinfeftionen 
beſtehen. 


Die ad 1 bezeichneten Operationen find folgende: Aderlaß, Anſetzen 
von Blutegeln, blutigen und trodenen Schröpflöpfen, Anwendung des künſt— 
lihen Blutegels, Setzen einer Fontanelle und eines Haarfeils, Segen eines 
Klyitieres, Anlegen von Verbänden und des Tourniquets und Einwidelungen 
mittelft Heftpflafterjtreifen oder Binden. 

Undere Operationen dürfen von den Heilgehilfen nicht ausgeübt werben, 
es jei denn, daß in Fällen, in welchen eine tägliche oder oft ſich wieder— 
holende ſachverſtändige Hilfsleiftung erforderlich ift (3. B. Katherismus), der 
behandelnde Arzt den Heilgehilfen befonders angewiefen und über die Art 
der Ausführung unterrichtet hat und diefelbe auch dauernd überwadt. 

Den Heilgehilfen ift geftattet, wofern fie Barbierftiuben halten, zur 
Bezeihnung ihrer Eigenfhaft als konzeſſionirte Heilgehilfen anjtatt 
der bei den übrigen Barbieren üblihen drei Beden, fünf dergleichen nebſt 
einer Aderlaßbinde als Aushängeſchild zu benugen. 

ꝛc. 

Berlin, den 4. März 1857. 

Königliches Polizeis Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Zedlig. 
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Auszug aus dem Reglement für die Heilgebilfen 
im Verwaltungsbezirte des Königlihen Polizei-Präfidii zu 
Berlin vom 12. Augnft 1865.*) 


84. 

Die Desinfektionen ſind entweder nach der ſpeziellen Anweiſung des 
Arztes, oder wofern fie auf Anordnung einer Behörde oder einer Privat- 
perjon geſchehen, nach der für die Heilgebilfen zu erlaffenden Desinfektions— 
Inftenftion auszuführen. 

85 
(ift bereits in Bekanntm vom 4. März 1857 und 31. Januar 1857 bemerkt). 
$ 6. 

Die Heilgehilfen gehören zu den Mevdizinalperfonen und find daher der 
Disziplin des Polizei» Präfibit in technischer Beziehung untergeorbnet. Ebenſo 
finden alle Beftimmungen des Strafgefegbuchs, welche auf die Medizinale 
perfonen fidy beziehen, auf fie Anwendung. 


87. 

Die nächſten Vorgeſetzten der Heilgehilfen find der Stadt-Polizeiphyſikus 
und der betreffende Polizeibezirfsarzt (Bezirksphyſikus). Diefe find ebenfo, 
wie der Regierungs- Medizinalrath des Polizei» Präfidii jederzeit Prüfungen 
der Heilgehilfen und Nevifion ihrer Inftrumente vorzunehinen beredtigt. 


88. 

Heilgehilfen, welche den ihnen angewieſenen Wirkungskreis über— 
ſchreiten, haben nicht nur gerichtliche Verfolgung auf Grund des 8 199 
des Strafgefegbuhs*), fondern aud den Berluft der Konzeſſion (Gewerbes 
ordnung vom 17. Januar 1845 $ 71 und ff.) zu gewärtigen. Dieſer Berluft 
der Konzejfion trifft aber auch diejenigen, weldye cine Ueberfchreitung der 
Tarbeftimmungen**) fih zu Schulden kommen laſſen, fowie diejenigen, 
welche in ihrem Wirkungsfreife Mangel der erforderlichen Kenntniſſe oder 
der bei der Ausübung ihrer Berrichtungen erforderlichen Sorgfalt an den 
Tag legen. 

*) Die Ueberfchreitung des Wirkungskreiſes ift nicht mehr ftrafbar. 

**) Die Tare ift fortgelaffen, weil diefelbe nicht mehr zutreffend ift. 


89. 

Für die nah $ 7 von dem Stadt-Polizeiphyſikus vorzunehmende 
Prüfung der Qualifikation der Kandidaten find jehs Mark im Boraus 
zu entrichten. 

Berlin, den 12. Auguft 1865. 

Königliches Polizei- Präfidium. 


*) Nicht veröffentlicht. 
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Vecken der Heilgehilfen. 
Befanntmadung vom 31. Januar 1857. 

Nachdem im neuerer Zeit zur Ausübung hirurgiicher Hülfeleiftungen 
auf Anordnung eines Arztes Perfonen als fogenannte Heilgehilfen konzeffionirt 
worden find, ift denfelben geftattet worden, die von ihnen gehaltenen Barbier- 
fiuben zur Unterfheidung der Stuben der als Heilgehilfen nicht konzeſſionirten 
Barbiere durd das Aushängen von fünf Beden und einer rothen Aderlaß— 
binde zu bezeichnen. Es wird dies hierburd zur Kenntniß des betheiligten 
Publikums gebradt. 

Berlin, ven 31. Januar 1857. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) Freiherr von Zeplig. 


B. Krankheiten, Unglücsfälle und Aranken-Anfalten. 


Transport podenkranfer Perjonen. 


Polizei-Verordnung vom 13. April 1858. 

Da zum Transport von Perjonen, welche an Poden leiden, nicht jelten 
öffentliche Fuhrwerke benugt worden find, jo verorbnet das Polizei: Prä- 
fivium auf Grund der S$ 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei: Vers 
waltung vom 11. März 1850 für den engeren Polizeibezirk von Berlin: 
Die Benugung öffentliher Fuhrmwerfe zum Transport Podenfranfer wird, 
bet Vermeidung einer Gelvftrafe bis zu 10 Thalern und im Unvermögens- 
falle einer Gefängnißſtrafe bis zu 14 Tagen, unterfagt. Die Polizei-Ver- 
ordnung vom 3. Dftober 1850 (Berliner Intelligenz-Blatt Nr. 119) ift 
aufgehoben. 

Berlin, den 13. April 1858. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge3.) Breiherr von Zeplig. 


Trihinen: Krankheiten. 
Bekanntmachung vom 5. Mai 1871. 

Damit bei dem Vorkommen von Tridinen- Krankheit oder von Er— 
frankungen, die berjelben verdächtig find, fanitätspolizeilicher Seits nicht nur 
die zur Feitjtellung des Thatbeftandes erforderlihen Schritte gethan, fondern 
auch rechtzeitig Maßregeln zur Verhütung weiterer Infektion durd das 
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trihinenhaltig befundene Fleifch getroffen werben fünnen, werden bie Herren 
Aerzte erjucht, die Anzeige derartiger Erkranfungen nicht zu unterlafjen, fie 
vielmehr in jedem Falle jo jchnell als möglich zu erjtatten. 
Berlin, den 5. Mai 1871. 
Königliches Polizei-Präfipium. 


Diphtherie. 
Polizei-Berordnung vom 31. Auguſt 1884. 


Auf Grund der 88 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.-S. ©. 195 ff.) und der $$5 ff. 
des Gefeges über die Polizeis Verwaltung vom 11. März 1850 (G.-©. 
S. 265) wird hierdurd nad) Zuftimmung des Gemeindevorjtandes für den 
Stadtkreis Berlin Folgendes verordnet: 


81. 

Jeder Arzt iſt verpflichtet, über jede in ſeiner Praxis vorkommende Er— 
krankung an Diphtherie ohne Säumen bei der Königlichen Sanitäts-Kommiſſion 
(O. Nr. 39 Stralauerſtraße J.) ſchriftliche Anzeige zu erſtatten. 

82. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmung werben mit einer Geldſtrafe 

von 5 bis zu 30 Mark für jede Uebertretung geahndet. 
83. 

Bezüglich des Schulbeſuchs finden bei dem Auftreten von Diphtherie 
die im $ 14 des Regulativs vom 8. Auguſt 1835, betreffend Maßregeln 
gegen die Verbreitung anjtedender Krankheiten (G.-©. ©. 240 ff.) getroffenen 
Beftimmungen Anwendung. 

Ss 4. 
Diefe Verordnung tritt am 2. Oktober 1884 in Kraft. 
Berlin, den 31. Auguft 1884. . 
Königliches Polizei» Präfidium. 
In Bertretung: 
(gez.) Friedheim. 


Meldung von Kindbettfieber-Erkrankungen. 


Polizei-Berorpnung vom 13. Juli 1886, 
betreffend die Anzeigepfliht der Aerzte für Erkrankungen am Kindbettfieber. 


Auf Grund der 88 143 und 144 des Gefetes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.“S. S. 195 ff.) und der S$5 ff. 
des Gejeges über die Polizei» Berwaltung vom 11. Mär; 1850 (G.-©. 
©. 265 ff.) wird hierdurch nad) Zuftimmung des Gemeinde-Borftandes fir 
den Stadtkreis Berlin Folgendes verordnet: 
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81. 
Jeder Arzt iſt verpflichtet, über jede Erkrankung, ſowie über jeden 
Todesfall in Folge von Kindbettfieber in ſeiner Praxis ſpäteſtens 24 Stunden 
nach Feſtſtellung der Krankheit beziehungsweiſe erlangter Kenntniß vom 
Eintritt des Todes unter gleichzeitiger Benennung der etwa betheiligten Heb— 
amme der Königlichen Sanitäts-Kommiſſion (zur Zeit hierfelbit C. Stralauer- 
ſtraße 39) mittelft der von dort oder von dem zuftändigen Polizei-Revier 
zu entnehmenden Meldekarten ſchriftliche Anzeige zu erftatten. 


$ 2. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beftimmung werben mit einer Gelb- 
firafe von 5 bis zu 30 Mark für jede Uebertretung geahndet, fofern nicht 
nad) den Beſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuches eine höhere Strafe ver- 
wirft iſt. 

Ss 3. 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1886 in Straft. 
Berlin, den 18. Juli 1886. 
Königlihes Polizei: Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Ridhthofen. 


Meldung von Fällen anſteckender Krankheit. 


Befanntmahung vom 19. Juli 1886. 


Bon den Medizinal-Perſonen wird nicht jelten die ihnen nad) den geſetz— 
lichen Beitimmungen obliegende Anzeige der in ihrer Praxis vorfommenden 
Fälle anftedender Krankheiten verabfäumt. 

Das Polizei-Präfidium findet fid) vaher veranlaßt, an die Beftimmungen 
der SS 9, 36 und 44 des durch Allerhöchſte Ordre vom 8. Auguft 1835 
beftätigten Regulativs über die fanitätspolizeilihen Borjchriften bei den 
am häufigften vorfommenden anitedenden Krankheiten (G.eS. ©. 243 
und 255 von 1835) und der Polizei-Verordnung vom 31. Auguft 1884, 
betreffend Anzeige von Erkranfungen an Diphtherie zc., durch welche die An— 
meldung eines jeden Falles von Cholera, Boden, Typhus, Diphtherie und 
von Hundswuth, Milzbrand oder Rob (bei Menſchen) an die Bolizeibehörde 
unbedingt vorgefchrieben ift, hierdurd zu erinnern. 

Berlin, den 19. Juli 1886. 

Königliches Bolizei-Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Hülfskäſten mit Verbandszeug u. ſ. w. für Unglücksfälle. 
Bekanntmachung vom 8. Juni 1886. 


Es wird hierdurch, insbejondere für Die Herren Aerzte, in Er— 
innerung gebracht, daß der Magiftrat dem Polizei-Präfidium 23 Käften mit 
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Berbandzeug und Mitteln für die erſte Hülfe bei Unglüdsfällen, Berlegungen 
und plöglihen Erkrankungen zur Verfügung geftellt hat und daß biefe 
Hülfskäſten den nachbezeichneten Polizei-Revieren überwiefen worden find: 


A. 
. Stes Polizei-Revier, Chauffeeftraße 38. 

. 16te8 Polizei-Revier, Grenadierftraße 43a. 

. 17te8 Polizei-Revier, Schönhaufer Allee 26a. 
. 18te8 Polizeis:Revier, Neue Königstraße 91. 


o »B —_ oe mom 


nie. no" 


4te8 Polizei-Revier, Werftſtraße 5. 


Der bier vorhandene Kaften wird gleichzeitig vom 19ten Polizei- 
Revier, Georgenkirchſtraße 36, mitbenußt. 


. 21jtes Polizei-Nevier, Klofterftraße 41. 
. 22jte8 Polizei-Revier, Holzmarftitraße 54. 


Der hier vorhandene Kaften wird gleichzeitig vom 24ften Polizei— 
Revier, Kleine Andreasftraße 7, mitbenußt. 


. 35ftes Polizei-Nevier, Belleallianceptag 17. 


Der hier vorhandene Kajten wird gleichzeitig vom 3Often Polizeie 
Kerier, Neuenburgerftraße 8, fowie vom 39ſten Polizei-Revier, 
Lindenſtraße 89, mitbenusst. 


. 31ftes Polizei-Revier, Krenzbergitraße 77. 


Der bier vorhandene Kaſten wird gleichzeitig von 67ften Polizei— 
Revier, Zoſſenerſtraße 38, mitbenußt. 


. 34fte8 Polizeis-Revier, Schönebergerftraße 20. 21. 

. 37ftes Bolizei-Kevier, Königgrägerftraße 5. 

. 38fte8 Polizei-Revier, Kronenftraße 22. 

. 44jteö Polizei-Revier, Große Franffurterftraße 119. 
. 52jtes Bolizei:-Revier, Memelerftrafe 39. 


Der hier vorhandene Kaften wird gleichzeitig vom 4öften Polizei- 
Revier, Münchebergerſtraße 34, und vom 6öften Polizei-Nevier, 
Fruchtſtraße 24, mitbenußt. 


. A7ftes Polizei-Revier, Grimmſtraße 26. 


Der hier vorhandene Kaften wird gleichzeitig vom 48ſten Polizeis 
Revier, Kottbuferftrafe 4b, mitbenukt. 


. 50ftes Bolizei-Revier, Chriftinenftraße 16. 


Der bier vorhandene Kaften wird gleichzeitig vom 62jten Polizei— 
Revier, KaftaniensAllee 55, und vom 6Bften Polizei Revier, 
Straßburgerftraße 24, mitbenugt. 


53ſtes Polizei:Revier, Wrangelftraße 97. 

. 5Tjtes Polizei-Revier, Müllerſtraße 55a. 

. 60jtes Polizei-Revier, Brunnenftraße 104. 

. 6ljtes Polizei: Revier, Oderbergerjtraße 12—15. 

. 66jtes Polizei-Revier, Frankfurter Allee 65. . 
. TOftes Polizei: Revier, Reichenbergerſtraße 66. 

. Tiftes Polizei-Revier, Hornitraße 2. 
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Diejenigen Polizei-Reviere, welche in der Nähe von öffentlichen Kranken— 
häufern oder Sanitätswachen belegen find, haben feine Käſten erhalten. 

Die Hülfstäften enthalten folgende Verbandsgegenftände und Arzneimittel: 

1 Sceere zum Kleidertrennen, 

1 Litergefäß, 

2 Gummibinden, 

3 breite Flanellbinden, 

3 Gazebinden, 

2 Beinſchienen von Holz, 

Schujterfpahn, 

Ölycerin-Pergament-Bapier, 

2 Kompreſſen von Leinewand, 

1 Bader Salycilmatte, 

2 Esmarch'ſche Tücher, 

1 Stüd Nähſeide, 

1 grabduirte Glasmenfur (20 Gramm), 

Spiriti aetherei 100 Gramm, 

Aecidi carboliei liquefacti 100 Gramm, 

Liqu. ammonii caustici 100 Gramm, 

Tinet. opii simpl. 50 Gramm. (Yetteres jedoch nur im 

Sommer.) 
Berlin, den 8. Juni 1886. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Privat-Irren-Anſtalten. 


Anweiſung für die Vorſteher von Privat-Irren-Anſtalten 
vom 5. November 1885. 
81. 

In die Privat-Irren-Anſtalten der Städte Berlin und Charlottenburg 
dürfen Kranke nur mit ortspolizeiliher Genehmigung auf Grund von zwei 
eingehend begründeten ärztlichen Gutachten aufgenommen werben, von 
welchen das eine, wenn thunlich, durch den Hausarzt des Geiftesfranten, das 
andere durch den für die Heimath dejjelben zuftändigen Kreisphyſikus 
eritattet ift. 

Der Aufnahme- Antrag muß in Gemäßheit der A. D. vom 5. April 1804, 
M.-Erlaß vom 16. Februar 1839 und vom 25. April 1862 (Eulenburg, 
Medizinal- Wefen ©. 41 und 45) von der zuftändigen Ortspolizeibehörbe 
des Heimathsortes des Kranken befcheinigt bezw. genehmigt fein. 

Die Anmeldung des Kranken bei der Polizeibehörde des Ortes, in 
welchem die aufnehmende Privat: Irren= Anftalt liegt, muß binnen 24 Stunden 
nad der Aufnahme ftattfinden. Die qu. Ortspolizeibehörbe ertheilt darüber, 
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daß dies unter Beifügung der erforderlihen Attefte geſchehen ift, Kurze 
Beſcheinigung und fpäter die erforderliche Genehmigung. 


$ 2. 

Ausnahmsmeife fann ein gemeingefährlidher Geiftesfranfer auf 
Grund eines begründeten ärztlichen Gutachtens, in welchem die fofortige 
Unterbringung des Kranken in eine Anjtalt für nothwendig erflärt wird, 
aufgenommen werden. In folhen Fällen ift das nah $ 1 erforderliche 
amtsärztlihe Gutachten binnen fünf Tagen zu befhaffen und der Orts— 
Polizeibehörde des Anftaltsortes vorzulegen. 

83. 

Die an die Polizeibehörde (für Berlin das Polizei-Präſidium, Ab— 
theilung II., für Charlottenburg die Polizei-Direktion) zu richtenden An— 
meldungen — $ 1 — müſſen 

a. den Nachweis der perfönlihen und Familien» Berhältniffe des Kranken, 

jowie jeines Geifteszuftandes, 

b. die Bezeichnung feiner nächſten Angehörigen und derjenigen Perfon 

bezw. Perſonen, welde die Aufnahme beantragt haben, enthalten, 

c. denjelben müfjen bie im $ 1 bezeichneten ſachverſtändigen Gutachten 

und der ortSpolizeilich bejcheinigte Aufnahme Antrag beigefügt fein. 

Bon diefen Zeugniſſen behält der Anftaltsvorjteher einfache Abjchriften 
zu den Perfonal- Akten des Kranken. 

84 

Vier Wochen nach der Aufnahme eines jeden Kranken iſt der hieſigen 
bez. Charlottenburger Polizeibehörde ein ausführlicher Bericht über den 
Zuſtand des Kranken zu erſtatten. Außerdem aber muß den Anfragen der gen. 
Behörden über den Zuſtand von Kranken der Anſtalt jederzeit durch ein— 
gehende Berichterſtattung genügt werden. 

85. 

An die zuſtändige Königliche Staatsanwaltſchaft iſt in Gemäßheit des 
Erlaſſes der Herren Miniſter des Innern und der geiſtlichen, Unterrichts— 
und Medizinalh-Angelegenheiten vom 6. Dezember 1879 M.Bl. pro 1880 
©. 6 von jeder Aufnahme durch den Anftaltsvorfteher fpätejtens 3 Tage 
nad) dem Eintritt des Kranken in die Anftalt Anzeige zu erftatten. 

Sobald die Unheilbarkeit eines Kranken mit Sicherheit erfannt ift, find 
die Anftaltövorfteher verpflichtet, dem zuftändigen Staatsanwalt unverzüglicdhe 
Anzeige darüber zu machen. 

$ 6. 

Für die Aufnahme von fogenannten „freiwilligen Penſionairen“, d. h. 
von Perjonen, welche zwar nicht zu den eigentlich Geiftesfranfen gehören, 
aber doch mit mehr oder weniger erheblichen geiftigen Defekten behaftet 
oder in Folge früher überftandener Krankheit noch geſchwächt und daher 
zum Gintritt in gewöhnlihe Lebensverhältniffe unfähig find, bleibt ver 


76 


Minifterial-Erlaß vom 17. Juni 1874 maßgebend, zufolge deſſen die Anftalts- 
Borfteher nur mit befonderer biesfeitiger Genehmigung derartige Kranke 
verpflegen dürfen. 

87, 

Bon der Entlaffung, der Entweichung, oder dem Ableben eines jeden 
Kranken, fowie von allen vorkommenden Unglüdsfällen ijt ver Polizeibehörbe 
binnen 24 Stunden fchriftlihe Anzeige zu machen. 

$ 8. 

Kranke, weldhe auf Aneronung der Polizeibehörde aufgenommen worden 

find, dürfen nur mit polizeilier Genehmigung entlaffen werben. 
89. 

Nach Jahresſchluß, und zwar fpäteftens bis zum 15. Januar, ift dem 
Königlichen Polizei» Präfidenten ein Jahresbericht zu erftatten, in weldem 
die einzelnen, im Laufe des Jahres verpflegten Kranken namhaft gemacht 
find, und die Zahlen des Beftandes am Anfange und Scluffe des Jahres, 
des Zur und Abganges, fowie der Todesfälle während des Berichtsjahres 
angegeben find. 

Bejondere Vorkommniſſe in der Behandlung, namentlih Anwendung von 
Zwangsmitteln, etwaige Webergriffe des Warte: Perfonals find dabei zu 


erörtern. 
8 10. 


Jeglicher Kranke ift in das nach folgender Eintheilung zu führende 
Kranfen- Tagebudy einzutragen: 


a. fortlaufende Nummer, 

b. Vor- und Zuname des Kranken, 

e. Stand 

d. Alter deſſelben, 

e. Religion 

f. Aufenthalt vor der Aufnahme, 

g. Tag der Aufnahme, 

h. durch wen iſt die Aufnahme veranlaßt? 

i. durch wen ift der Kranke zur Anftalt gebracht? 

k. Datum der polizeilihen Genehmigung ber Aufnahme, j 

J. Datum der an die Staatsanwaltfchaft erftatteten Anzeige. 

m. Bezeichnung der Krankheit. 

n. Name des behandelnden oder Fonfultivenden Arztes. 

o. Steht der Kranfe unter gerichtlicher Kuratel? oder ſchwebt Das Pro- 
vofationsverfahren? 

p- Bemerkungen, insbejondere bezüglich der Gemeingefährlidkeit, Un— 
heilbarfeit u. j. w. 

g. Tag des Abganges oder des Todes; im erjteren Yale mit Be— 


zeichnung des Zujtandes beim Abgange. 
» Bemerkungen. 
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Finden in einer Brivat-IrrensAnftalt auch Kommunal-Kranke Aufnahme, 
fo find diefelben getrennt won den Privatkranken in ein befonderes Tages 
bud mit der beworftehenden Eintheilung einzutragen. 


% 11. 

Ueber jeden Kranken ift ein eigenes Aftenftüd anzulegen, in welches bie 
ürztlihen Gutachten, der polizeilich genehmigte Aufnahme Antrag und die 
polizeilihe Genehmigung der Aufnahme, amtlihe Verfügungen und alle 
ſonſtigen, den Kranken betreffenden Schriftftücde zu heften find. 

gs 12. 

Aus allen die Anftalt im Allgemeinen betreffenden amtlichen Schrift 
ftüden, insbefondere der ertheilten Konzefjion, der Inſtruktion u. ſ. w., ift ein 
eigenes General-Aftenftüdf zu bilden. 

8 13. 

Jedem Kranken muß ein Schlafraum von mindeitens 25 Raummetern 
gewährt werben. 

Die Kranken find nad) den Geſchlechte zuverläffig abzujondern, unter 
forgfältiger Auffiht zu halten und Zwangsmaßregeln jeder Art nur dann 
und fo lange zu unterwerfen, als es von dem Arzte der Anftalt ausprüdlid) 
angeordnet ift. 

s 14. 

Für jede derartige Anftalt muß wenigjtens ein ordnungsmäßiger Babe: 
raum umd bie erforderliche Anzahl von Aborten, event. nad Geſchlechtern 
getrennt vorhanden fein. 

$ 15. 

Den auf die Sicherftellung der Kranfen und auf die Neinlichkeit fich 

beziehenden janitätspolizeilihen Anordnungen ift genan Folge zu leiften. 
8 16. 

Falls der Unternehmer der Anftalt nicht ſelbſt Arzt ift, muß berjelbe 
der zuftändigen Polizeibehörde denjenigen Arzt namhaft machen, weldyem er 
die Ärztliche Auflicht der Anjtalt und die Behandlung der Kranken über: 
tragen will. 

Fir Heil-Anftalten über 20 Betten muß der Arzt im Haufe wohnen. 

Der Unternehmer bezw. die Unternehmerin jelbft aber bleibt nicht nur 
für die jorgfältige Ausführung der ärztlichen Anordnungen, jondern auch für 
die gejammte Leitung der Anftalt verantwortlich). 

8 17. 

Jede Erweiterung der Anftalt, ſowie eine Verlegung berfelben in eine 

andere KRäumlichkeit darf mur mit Genehmigung der Polizeibehörbe ftatt- 


finden. 
8 18. 


Die medizinalpolizeilihen Reviſionen, welde nad Bedürfniß vor- 
genommen werben, eritreden ſich auf alle janitären Berhältniffe der Anftalt, 
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wie auf die perfünlichen Berhältniffe ver Kranken und deren zwedmäßige 
Unterbringung. 

Folgende Punkte fommen befonders in Betradit: 

1) Die Lage des Gebäudes, etwaige Berſchlechterungen feiner Umgebung, 
des Baugrundes ꝛc. 

2) Die Trinkwaſſerverhältniſſe, Entwäſſerung, Kloſetanlagen. 

3) Ventilation und Heizung (im Winter iſt darauf zu achten, ob die 
Zimmer und Korridore hinreichend warm ſind). 

4) Ordnung und Reinlichkeit in ſämmtlichen Krankenräumen, wie in der 
Speiſe- und Waſchküche. 

5) Die Belegung der Schlafräume unter Zugrundelegung von 25 Raum— 
metern auf den Kopf, falls befondere Schlafräume vorhanden find, 
anderenfall$ von 30 NRaummetern. 

6) Badezimmer. 

7) Iſolirräume und Zwangsmittel. 

8) Falls möglih, Art der Verpflegung. 

9) Tagebuh, General» und Berfonal- Akten. 

10) Etwaige Klagen der Kranken find zu prüfen, Verlegungen berjelben 
(3. B. an den Ohren) genau zu beachten, deren Entftehung eingehend 
zu erörtern. 

11) Das Warteperjfonal ift zu beobachten. 

12) Es ift darauf zu achten, daß Privat: Kranke ohne jchriftlihe Zu— 
ftimmung der Angehörigen nicht auf die etwa vorhandene Kommunal- 
Abtheilung gelegt find. 

13) Someit thunlich, muß die Geijtesfrankfheit der in der Anftalt be— 
findlihen Perfonen von dem Revijor feitgeftellt werben. 


s 19. 

Dem Regierungs- Medizinalrathe des Polizei» Präfibit, der Ortspolizeis 
Behörde, dem Stadt-Polizeiphufifus und für Charlottenburg dem zuftändigen 
Phyfifus, jowie jeder anderen von dem Königlichen Bolizei-Präfidenten dazu 
mit bejonderem Auftrage verjehenen Medizinal- Berfon muß der Eintritt in 
jeden Raum der Anftalt und die Einfiht in die Aften jederzeit um— 
weigerlich geitattet werben. 

Berlin, den 5. November 1885. 

Der Bolizei= Präfident. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 
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C. Vorſchriften zur Verhütung von Krankheiten. 
1. Sranfheits:1Mebertragung durch Schulen. 


Belanntmahung. 
Nachſtehende 


Anweiſung zur Verhütung der Uebertragung anſteckender Krankheiten 
durch die Schulen vom 14. Juli 1884. 


1) Zu den Krankheiten, welche vermöge ihrer Anſteckungsfähigkeit be— 
ſondere Vorſchriften für die Schulen nöthig machen, gehören: 

a. Cholera, Ruhr, Maſern, Rötheln, Scharlach, Diphtherie, Pocken, 

Flecktyphus und Rückfallsfieber, 

b. Unterleibstyphus, kontagiöſe Augenentzündung, Krätze und Keuch— 
huſten; der letztere, ſobald und ſo lange er krampfartig auftritt. 

2) Kinder, welche an einer in Nr. la oder b genannten anſteckenden 
Krankheit leiden, find vom Beſuche der Schule auszufchließen. 

3) Das Gleiche gilt von gefunden Kindern, wenn in dem Hausftande, 
welchem fie angehören, ein Fall der in Nr. la genannten anftedenden 
Krankheiten vorfommt, e8 müßte denn ärztlich befcheinigt fein, daß 
das Schulfind durd ausreichende Abfonderung vor der Gefahr der 
Anftedung geſchützt ift. 

4) Kinder, welche gemäß Nr. 2 oder 3 vom Schulbefuh ausgeſchloſſen 
worden find, dürfen zu bdemfelben erſt dann wieder zugelafien 
werden, wenn entweder die Gefahr der Anftedung nad ärztlicher 
Beicheinigung für befeitigt anzufehen, over die für den Verlauf der 
Krankheit erfahrungsmäßig als Regel geltende Zeit abgelaufen ift. 

Als normale Krankheitspauer gelten bei Scharladh und Poden 
ſechs Wochen, bei Mafern und Rötheln vier Wochen. 

Es ift darauf zu achten, daß wor der Wiederzulaffung zum Schul: 
befud das Kind und feine Kleidungsftüde gründlich ge- 
reinigt werden. | 

5) Für die Beobachtung der unter Nr. 2—4 gegebenen Vorſchriften 
ift der BVorfteher der Schule (Direktor, Rektor, Hauptlebrer, eriter 
Lehrer, Vorfteherin zc.), bei einflaffigen Schulen der Lehrer (Lehrerin) 
verantwortlid. Bon jeder Ausichliefung eines Kindes vom Schul- 
bejuche wegen anftedender Krankheit — Nr. 2 und 3 — ift der Orts— 
Polizeibehörde fofort Anzeige zu machen. 

6) Aus Benfionaten, Konvikten, Alunmaten und Internaten dürfen Zög- 
linge während der Dauer oder unmittelbar nad; dem Erlöfchen einer 
im Haufe aufgetretenen anftedenden Krankheit nur dann in die 
Heimath entlajfen werden, wenn dies nad) Ärztlihem Gutachten ohne 
die Gefahr einer Webertragung der Krankheit gefchehen kann und 
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alle von Arzte etwa für nöthig eradhteten Vorſichtsmaßregeln bes 
obadhtet werden. Unter denfelben Vorausſetzungen find die Zöglinge 
auf Berlangen ihrer Eltern, VBormünder oder Pfleger zu entlajien. 

7) Wenn eine im Schulhaufe wohnhafte Berfon in eine der unter 
Nr. la und 1b genannten, oder eine außerhalb des Schulhaufes 
wohnhafte, aber zum Hausjtande eines Lehrers der Schule gehörige 
Perfon in eine der ımter Nr. la genannten Krankheiten verfällt, fo 
bat der Haushaltungs-Vorſtand hiervon fofort dem Schulvorftande 
(Kuratorium) umd der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen. Die 
letere hat, wenn möglich unter Zuziehung eines Arztes, für bie 
thunlichite Abfonderung des Kranfen zu fergen und über die Yage 
der Sache, fowie über die von ihr vorläufig getroffenen Anoronungen 
dem Pandrath (Amtshauptmann) Bericht zu erjtatten. Der Panbrath 
(Amtshauptmann) hat unter Zuziehung des Kreisphyſikus darüber 
zu entjcheiden, ob die Schule zu ſchließen oder welche fonftige Ans 
ordnungen im Intereſſe der Gefundheitspflege zu treffen find. In 
Städten, welche nicht unter dem Landrath (Amtshauptmann) ftehen, 
tritt an die Stelle des legteren der Polizei-Verwalter des Orts. 

Diefe Borfchrift gilt auch fir die in Nr. 6 bezeichneten Ans 
ftalten. 

8) Sobald in dem Ort, wo die Schule fich befindet, oder in feiner 
Nachbarſchaft mehrere Fälle einer anftedenden Krankheit (Nr. 1) zur 
Kenntniß kommen, haben Yehrer und Schulvorftand ihr befonderes 
Augenmerk auf Neinhaltung des Schulgrundftids und aller feiner 
Theile, ſowie auf gehörige Lüftung der Klaſſenräume zu richten. 
Infonderheit find die Schulzimmer und die Bedürfniß-Anſtalten 
täglich forgfam zu reinigen. Scuffindern darf diefe Arbeit nicht 
übertragen werben. Die Schulzimmer find während der unterrichts— 
freien Zeit andauernd zu lüften, die Bedürfniß-Anſtalten nad der 
Anordnung der Ortspolizeibehörde regelmäßig zu desinfiziren. Diefe 
Vorſchrift gilt and für die in Nr. 6 bezeichneten Anjtalten und er— 
jtredt fi; für diefe auf die Wohnungs, Arbeits: und Schlafräume 
ber Zöglinge. 

9) Ueber die Schließung von Schulen oder einzelnen Klaffen derſelben 
wegen anftedender Krankheiten bat ver Yandrath (Amtshauptmann) 
unter Zuziehung des Kreis-Phyſikus zu entfcheiden. Iſt Gefahr im 
Berzuge, jo fünnen der Schulvorftand (Kuratorium) und die Orts— 
Polizeibehörvde auf Grund ärztlichen Gutachtens die Schließung ans 
ordnen. Sie haben aber hiervon jofort ihrer vorgeſetzten Behörde 
Anzeige zu machen Außerdem find fie verpflichtet, alle gefahr: 
drohenden Krankheits-Berhältniffe, welche eine Schließung der Schule 
angezeigt erfcheinen laffen, zur Kenntniß ihrer vorgefetsten Behörden 
zu bringen. 
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10) Die Wiedereröffnung einer wegen anftedender Kranfheit gefchloffenen 
Schule oder Schulflaffe ift nur nad vorangegangener gründlicher 
Reinigung und Desinfeltion des Schullokals zuläſſig. Sie darf 
nur erfolgen auf Grund einer vom Landrath (Amtshauptmann) unter 
Zuziehung des Kreis-Phyfifus zu treffenden Anordnung. 

In Städten, welche nicht unter dem Landrath (Amtshaupt- 
mann) jtehen, tritt an die Stelle des Letteren der Polizeis-Verwalter 
des Orts. 

11) Die vorftehenden Vorſchriften Nr. 1—10 finden aud auf private 
Unterrihts- und Erziehungs: Anftalten, eimfchlieflih der 
Kinderbewahr-Anftalten, Spielihulen, Warteihulen, 
Kindergärten u. f. w,, Anwendung. 

Berlin, ven 14. Juli 1884. 


Der Minifter der geiftlichen, Der Minifter des Innern. 
Unterrichts und Medizinal In Vertretung: 
Angelegenheiten. (ge3.) Herfurth. 


(gez.) von Gofler. 


wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß unter Orts— 
Polizeibehörde in Berlin die Königliche Sanitäts-Kommiſſion (Spandauer: 
ftraße 39 1 Tr.) zu verjtehen ift. 
Königlibes Polizei-Präſidium, 
Sanitäte-flommijfion. 
J. V.: 
(gez.) Friedheim. 


2. Pocken⸗-Impfung. 
Impfregulativ für die Stadt Berlin vom 5. März 1876. 


Zur Ausführung des Impfgefeges vom 8. April 1874 (Reichsgeſetz⸗ 
Blatt Seite 31) verordnet das Polizei> Präfidium auf Grund des $ 11 
bes Geſetzes über die Polizei» Verwaltung vom 11. März 1850 nad Be- 
rathung mit dem Gemeindevorſtande für die Stadt Berlin Folgendes: 

$1. 

Die Stadt wird in Impfbezirke eingetheilt, welche nach Polizei-Revieren 
abzugrenzen find. 

8 2. 

Die nad 8 1, Ziffer 2 des Impfgefeges wieder zu impfenden Schüler 

gehören dem Impfbezirke an, in weldhem ſich die Lehr-Anftalt befindet. 
83. 

Die Liſten der nad $ 1 Ziffer 1 des Impfgeſetzes der Impfung 

unterliegenden Kinder find von den Polizei» Revier» Borftänden aufzuftellen, 
6 
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Sg 4. 

Die Piften über die auf Grund des $ 1 Ziffer 2 des Impfgefeges 
zur Impfung gelaugenvden Kinder, welche die Vorſteher der Lehr: Anftalten 
nach $ 7 des Geſetzes anzufertigen haben, find von denfelben dem Polizei- 
Präfidium bis zum 15. April jeven Jahres einzureichen. 

85. 

Zu den im $ 1 Ziffer 2 des Impfgeſetzes genannten Privatichulen 
gehören auch alle mit regelmäßigem Schul-Unterricht verfehenen Privat- 
Erziehungs-Anftalten. . 

Die Impfbezirke, Impfärzte, Impflofale und Impftermine werden in 
den zum Erlaſſe ortspolizeilicher Bekanntmachungen bejtimmten öffentlichen 
Blättern befannt gemacht. re 


Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, welde ihre Kinder und Pflege- 
befohlenen nicht durd den zuftändigen Impfarzt impfen laffen, haben ent- 
weder in der Zeit vom 1. Mai bis 1. Oftober dem letteren, oder in ber 
Zeit vom 1. Ditober bis zum 15. Januar des folgenden Jahres dem 
Polizei- Präfivium durch Vorlegung der geſetzlich vorgejchriebenen Scheine 
den Nachweis zu führen, daß die Impfung anderweit erfolgt oder Krankheit 
halber im laufenden Jahre nicht ausführbar ift, over daß das Kind in den 
letten 5 Jahren die natürlihen Poden überftanden hat. 

S 8. 

Die in den öffentlichen Impfterminen Geimpften müſſen dem Impfarzt 
im nächſten auf die Impfung folgenden Impftermine unaufgeforbert zur 
Revifion vorgeftellt werben. Tr 


In den Kevifionstermine hat der Impfarzt den Erfolg der Impfung 
feftzuftellen, in der Impflifte zu verzeichnen und den Impfichein aus— 
zubändigen. 

8 10. 

Die Beihaffung guten Impfftofis ift Sache der Impfärzte, und haben 
fie dafür feine Vergütigung zu beanfpruchen. Zum Beginn der Impfung 
kann derfelbe aus der biefigen Königlichen Impfanftalt bezogen werben; 
für die weiteren Impfungen bat der Impfarzt in den Revifionsterminen 
Impfftoff von den zum erften Male geimpften Kindern nady feinem Ermeſſen 
zu entnehmen, jei e8 Behufs fofortiger Uebertragung auf anweſende Impf- 
pflichtige, fei e8 Behufs der Aufbewahrung. Angehörige oder Vormünder 
ber Impflinge, welde dem Impfarzte die Entnahme des Impfftoffs von 
denjelben verweigern, können beftraft werben. 

gs. 

Bei Ausstellung der Impfjcheine und Anfertiguug der Impfliften find 

die durch Beſchluß des Bundesraths vom 16. Oktober 1874 feftgefeßten, 
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nachſtehend abgebrudten Formulare I. bis VI. zur Anwendung zu bringen. 
Die Privatärzte haben diefe Formulare ebenfo wie die öffentlihen Impfärzte 
anzuwenden. Zu den Formularen wird folgendes bemerft: 

1) Das Formular I. fommt für alle Impfungen zur Anwendung, 
durch welche der gejeglihen Pflicht genügt ift, und zwar ſowohl bei 
der erften Impfung (8 1, Ziffer 1 des Impfgefeges), als bei ber 
fpäteren Impfung (Wiederimpfung $ 1, Ziffer 2 des Impfgefetes). 
Im Uebrigen find zu unterfcheiden: a) War die Impfung bei dem 
erften oder zweiten Male erfolgreich, fo ift zwifchen den Worten 
„zum 2... Male” das Wort „erften“ oder „zweiten“, und zwijchen 
den Worten „Male... . Erfolg” das Wort „mit“ einzufchalten; 
b) ijt die Impfung zum dritten Male ($ 3 des Impfgefetes) wiederholt 
worben, jo ift zwifchen den Worten „zum .... Male” das Wort 
„dritten“ und zwifchen ven Worten „Male... . Erfolg“, je nad: 
dem bie Impfung erfolgreich oder erfolglos war, das Wort „mit“ 
oder das Wort „ohne* einzufchalten. 

2) Das Formular IT. fommt für alle diejenigen Yälle zur Anwendung, 
in denen bie Impfung wegen Erfolglofigfeit wiederholt werben muß 
($ 3 des Impfgefeges), und zwar jowohl bei der erjten Impfung 
($ 1, Ziffer 1 des Impfgefees), als bei der fpäteren Impfung 
(Wiederimpfung $ 1, Ziffer 2 des Impfgejeges). Je nachdem die 
Impfung zum erften oder zweiten Male vorgenommen war, ift 
zwifchen den Worten „zum... ... Male” das Wort „erften“ oder 
„zweiten“ einzufchalten. 

3) Die Impffcheine für erfte Impfungen ($ 1, Ziffer 1 des Impf- 
gefetes) find auf Papier von röthliher Farbe und die Impf— 
heine für fpätere Impfungen (Wiederimpfungen $ 1, Ziffer 2 des 
Impfgefeges) auf Papier von grüner Farbe gedruckt. Bei ben 
Impffcheinen für die MWiederimpfung ift neben das Wort „Impf- 
fein” das Wort „Wiederimpfung“ in Klammern zu fegen. 

4) Das Formular III. kommt und zwar fomohl bei erften Impfungen, 
als bei jpäteren (Wiederimpfung) zur Anwendung, wenn eine vor— 
läufige Befreiung von der Impfung wegen Krankheit ꝛc. ($ 2 des 
Impfgejeges) nachgewieſen werden fol. Der Befreiungsgrund ift 


zwifchen den Worten „wegen... .....- ohne“ zc., die Friſt der 
Befreiung zwiihen den Worten „bis ....... unterbleiben“, an- 
zugeben. 


5) Das Formular IV. ijt für Diejenigen Fälle beitimmt, in denen — 
ſowohl bei erjten Impfungen, als bei fpäterer (Wiederimpfimg) — 
eine gänzlihe Befreiumg von der Impfung ftattfindet. Beſteht ver 
Befreiungsgrund darin, daß das Sind die natürlichen Blattern 
überftanden hat, jo find die Worte „it im Jahre ꝛc.“ bis „worden“ 
auszujtreihen; ift Dagegen das Kind von der Impfung befreit, weil 

6* 
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es bereits mit Erfolg geimpft worden iſt, fo find die Worte „hat 
im Jahre ꝛc.“ bis „überſtanden“ auszuftreichen. 


*Der Impfarzt empfängt die Impflifte, nachdem fie in den erften fechs 
Kolonnen von der Behörde oder — bei der fpäteren Impfung (Mieder- 
impfung) — von den Schulvorftehern ausgefüllt iſt. Er füllt feinerfeits die 
übrigen Kolonnen aus. Im der Kolonne 19 muß ftets, und zwar durch An« 
wendung der Buchſtaben S. R. Sk., ein Vermerk gemacht werden, wenn ein 
Impfling an Syphilis, NHaditis oder Skrophulofis leidet. Iſt der Impf- 
pflihtige geftorben oder weggezogen, jo ift dies in der Kolonne 19 zu ver- 
merken. 


6 
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Die Impfärzte haben die Ueberſichten über das Ergebniß der Impfungen nach 
Formular VI. aufzuſtellen und unter Beifügung der gehörig ausgefüllten Impfliſten mit 
Bericht dem Polizei-Präſidio nach Beendigung der öffentlichen Impfungen an dem von 
Letzterem feſtzuſtellenden Termine einzureichen. 


*) Anmerkung. 
Die Formulare V. und VI. ſind durch Beſchluß des Bundesraths vom 
5. September 1878 aufgehoben und an deren Stelle andere Formulare ein- 
geführt worden. Es find deshalb die klein gedrudten Vorfchriften des 8 11, 
Ziffer 6, und 8 12 nicht mehr anwendbar. 


8 13. 

Die Aerzte, welche nicht als öffentliche Impfärzte angenommen find, 
haben über die von ihnen vollzogenen Impfungen Impfliften nach Formular V. 
zu führen und bis zum 15. Januar des folgenden Jahres dem Polizei- 
Präſidio einzureichen. Die Impfjcheine und Zeugniſſe über zeitige oder 
gänzliche Befreiung von der Impfung find von ihnen nad) ben vor— 
gefchriebenen Formularen auszufertigen, jedoch iſt der Name des Impfe 
bezirt8 und die Nummer der Impflifte won demjenigen Impfarzte, bes 
ziehungsweife von derjenigen Behörde, in deren Impflifte das betreffende 
Kind eingetragen ift, auszufüllen, fobald ihnen der Schein oder das 
Zeugniß zur Führung des Nachweiſes der erfolgten Impfung oder ber 
Befreiung von derſelben vorgelegt wird. 


8 14. 
Die in den $$ 3, 4, 8 umd 13 des Impfgeſetzes erwähnte „zuftändige 
Behörde” ift das Polizei Präfidium in Berlin. 


8 15. 

Uebertretungen der vorſtehenden Beſtimmungen find, foweit fie in dem 
Impfgeſetze nicht mit Strafe bedroht find, mit Geldbuße bis zu 30 Mark 
und im Falle des Unvermögens mit entfprechender Haft zu betrafen. 

Berlin, den 5. März 1876. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge5.) von Mapdai. 
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Reichs-Vorſchriften zur Ausführung des Impfgeſchäfts. 
Bekanntmachung vom 22. April 1886. 


Nachdem der Bundesrath in der Sitzung vom 18. Juni v. J. (372 der 
Verhandlungen) die von der Kommiſſion zur Berathung über das Impfweſen 
entworfenen Vorſchriften zur Sicherung der gehörigen Ausführung des Impf— 
geſchäfts genehmigt hat, bringe ich dieſelben im Auftrage der Herren Miniſter 
des Innern und der Medizinal-Angelegenheiten hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß. Die Herren Minijter haben dazu folgende erläuternde Beftimmungen 
erlafien: 

A. Im Allgemeinen. 

1) Jeder Arzt ift anzumeifen, bei Vornahme der Impfung nah Maß— 
gabe der die Anlage I. bildenden Vorfchriften und der nachſtehenden 
Beftimmungen zu verfahren. 

2) Es ift Fürforge zu treffen, daß die die Anlage IH. bildenden Ber: 
haltungsvorfchriften gedrudt fowohl den Angehörigen (Eltern, Vor: 
mund, deren Vertreter) jeder impfpflichtigen Perfon bei der Befannt- 
machung des öffentlichen Impfungstermins durch Die Ortspolizeibehörde, 
als auch jeder anderen zur öffentlichen Impfung gelangenden Berfon 
oder, falls diefelbe unmindig ift, den Angehörigen derjelben vor der 
Impfung durch den Impfarzt zur Kenntniß und Nacdactung be— 
händigt werden. — Auch den übrigen Aerzten ijt die Berabfolgung 
der gleichen Vorjchriften bei den Privat: Impfungen zu empfehlen 
und der Bezug der erforderlihen Drud-Eremplare derfelben von der 
DOrtspolizeibehörbe zu ermöglichen. 

3) Es ift darauf hinzuwirken, daß jede Perfon, welche zur Impfung be— 
jtellt ift oder jonft gelangt, bezw. jede Perſon, welder die Fürſorge 
für eine folche obliegt, fi vor und bei der Impfung, ſowie nad 
derjelben bis zur beendeten Bernarbung der Impfitellen nad den 
die Anlage II. bildenden Vorſchriften werhält, bezw. für ein ben 
legteren entiprechendes Berhalten der ihrer Fürforge unterliegenden 
Perfon forgt. 

B. Im Befonderen. 
Zu $ 1 ver Anlagen L, II. IIL: 

4) Die Impfung unterbleibt an jedem Ort und bei den Bewohnern 
eines jeden Orts, an weldem eine der im $ 1 Abjat 1 der An— 
lagen I. und III. aufgeführten anftedenden Krankheit befteht, fo lange 
diefelbe eine größere Verbreitung hat, oder an welchem ſich aud nur 
einzelne Fülle von Impfrothlauf zeigen, bis zum völligen Verſchwinden 
des letzteren. 

5) Darüber, ob einer der zu 4 gedachten Fälle vorliegt, ferner, ob bie 
natürlichen Boden in irgend einer Form (ſchwer oder leicht, als echte 
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— Variolen — oder modifizirte — Varioloiden —) aufgetreten 
find, hat fidy die Ortspolizeibehörde während der Impfzeit fortdauernd 
mit befonderer Aufmerkſamkeit in jevem Orte ihres Bezirks Kenntniß 
zu verfchaffen, ebenfo jeder Arzt in Betreff jedes Ortes, an oder aus 
weldem derfelbe eine Perſon zu impfen vornimmt. 

6) Falls die Drtspolizeibehörde oder der Impfarzt in Erfahrung ges 
bracht hat, daR einer der zu 4 gedachten Fälle vorliegt, jo find die— 
jelben verpflichtet, fchleunig fich gegenjeitig davon zu benachrichtigen 
und für die Aufhebung der etwa anberaumten Impfgeſchäfts-Termine 
Sorge zu tragen. 

7) Balls ein Zweifel darüber obwaltet, ob eine der im $ 1 Abfat 1 
der Anlagen I. und III. aufgeführten Krankheiten in größerer Ver— 
breitung bejteht, jo ijt die Entſcheidung der Kreis: (Oberamte-) 
Polizeibehörde, melde nad Anhörung des Kreis- (Oberamts-) 
Phyſikus zu erfolgen hat, einzuholen. 

8) Aus einem Hausftand, in welchem eine der zu 4 gedachten, jowie 
der in $ 1 der Anlage II. aufgeführten Krankheiten bejteht, ſowie 
aus einem Haufe, in welchen Fälle einer der zu 4 gedachten Kranke 
heiten oder die natürlichen Poden auch nur in einem Falle zur Impfzeit 
vorgefommen find, darf Niemand zu einem öffentlichen Impfgejchäfts- 
Termin gelangen. Die Ortspolizeibehörde hat nad Kräften darüber 
zu wachen, daß diefem Verbot entjprochen wird, und jeder Juwiber- 
handlung vorzubeugen. Tritt eine foldye erweislid ein, jo ift die 
verbotswidrig zum Termin gelangte Perfon unverzüglih won dem 
jelben zu entfernen, und hat der Impfarzt darüber zu befinden, ob 
der Termin aufgehoben wird. 

9) Die öffentlihe Impfung oder Nachſchau darf nicht in einem Haufe 
vorgenommen werden, in welchem ein Fall einer der zu 4 gedachten 
Krankheiten oder von natürlichen Boden bejteht. 

Die Anlage I. ferner betreffend: Zu 88 2 und 3: 

10) Der Impfarzt hat fih im Impfungstermin Kenutnig davon zu vers 
Ihaffen, daß die Behändigung der Verhaltungsvorſchriften (Anlage IT.) 
nah Maßgabe der gegenwärtigen Beftimmung zu 2 jtattgefunden 
hat, und im Falle des Gegentheils die nachträgliche Behändigung im 
Impfungstermin zu beforgen. 

11) Der Impfarzt ijt verpflichtet, in dem Impfungstermin den Nach— 
Shautermin befannt zu machen und in dem letteren für bie be— 
fihtigten geimpften oder wiedergeimpften Perſonen die Impficheine 
auszufertigen. 

12) In den Impfgefchäftsterminen hat der Impfarzt erforderlichenfalls 
für die angemeffene Erwärmung der Gefhäftsräume durch Ver— 
mittelung des Vertreters der Ortspolizeibehörde des Impfftations- 
orte Sorge zu tragen. 
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Zu 8 4: 

13) Falls etwa dem Impfarzt die Entnahme von Lymphe von geeigneten 
Impflingen zum Fortführen der Impfung unmöglich gemacht wird, 
jo wird zwar die Verwendung von aus zuverläffiger Quelle bezogenem 
Impfitoff unvermeidlich fein; der legtere ijt aber vor der Verimpfung 
möglichft forgfältig zu prüfen und darf nur verwendet werden, wenn 
über jeine Reinheit und Unſchädlichkeit fein Bedenken befteht; auch 
find in ſolchem Falle die Hinderniffe, welche fid) dem Impfarzt bei den 
Berfuchen der eigenen Entnahme von Lymphe entgegengeftellt haben, in 
dem Impfbericht unter eingehender Darlegung der Umſtände anzuführen. 

Zu $ 5: 

14) Darüber, daß die Abimpflinge und deren Eltern die vorgefchriebenen 
Eigenſchaften bejigen, ift jeder Arzt, welcher Lymphe entnimmt, ver— 
pflichtet, jorgfältig fid) Ueberzeugung zu verfchaffen. 

Zu $ 7: 

15) In Betreff jeder einzelnen aufbewahrten Lymphenmenge muß vom 
Impfarzt der Name des einzelnen Abimpflings, von welchem biejelbe 
entnommen ift, derart aufgezeichnet werben, daß ber Abimpfling 
ftets ohne Weiteres feftgeftellt werden fann. Die Vermiſchung der 
Lymphe von zwei oder mehreren Abimpflingen ift verboten. 

Die Anlage II. ferner betreffend: Zu $ 3: 

16) In jedem Impfgejhäfts-Termin foll ein Vertreter der Ortspolizeis 
Behörde des Impfitationsortes, ſowie jeder betheiligten Gemeinde 
gegenwärtig fein und den Impfarzt in feinen Obliegenheiten nad) 
Kräften unterftüten. 

17) Die Ortspolizeibehörde hat dafür Sorge zu tragen, daß in jedem 
Termin, in weldem Wiederimpflinge zur Impfung oder zur Nach— 
ſchau gelangen, ein Lehrer anweſend ift. Derjelbe forgt in dem 
Termin im Einvernehmen mit dem Impfarzt und dem Bertreter 
der Ortöpolizeibehörde fir Aufrechthaltung der Ordnung unter ben 
Wiederimpflingen. Auch ift zu erwägen, ob die Umftände es er- 
fordern, daß die Sculfinder auf ihrem Wege von und zu bem 
Termin durdy einen Begleiter beauffichtigt werden, und zutreffenden 
Falls dafiir zu forgen, daß eine zuverläffige Perſon dazu beftellt wird. 

Zu 8 4 

18) Die zuläffige höchſte Zahl der zu einem Termin worzuladenden 
Impflinge wird im zweifelhaften oder ftreitigen Fall durch die Kreis: 
(Oberamts⸗) Bolizeibehörde nad) Anhörung des Kreis» (Dberamts-) 
Phyſikus feſtgeſetzt. 

Zu 86: 

19) Impfpflichtige oder andere zur Impfung gelangende Perſonen mit 
unreinen Armen, Händen oder Aermeln find von der Impfung zurüd- 
zumeifen. 
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Dazu bemerfe ih, daß für Berlin jeder Impfbezirk als 
Ortseinheit anzufeben und unter Ortspolizeibehörde das zuftändige 
Polizeirevier zu verftchen ift, während in zweifelhaften Fällen der 
Verbreitung anftedender Krankheiten das Polizei-Präſidium entfcheidet. 
Die zu 2 erwähnten Berhaltungsvorfchriften für die Angehörigen 
der Impflinge find von ber Königlihen Sanitäts-Kommiſſion, 
Stralauerftraße 39 (Dienftftunden Vormittags 9'/, Uhr bis Nach— 
mittags 3 Uhr), zu beziehen. 

Berlin, ven 22. April 1886. 

Der Polizei-Präſident. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Anlagen zur Bekanntmachung vom 22. April 1886. 


I. Borfchriften, welche von den Aerzten bei der Ausführung 
des Impfnefchäfts zu befolgen find, 
A. Allgemeine Beftimmungen. 
8 1. 

An Orten, an welden anftedende Krankheiten, wie Scharlach, Maſern, 
Diphtheritis, Croup, Keuchhuſten, Fledtuphus, rofenartige Entzündung in 
größerer Verbreitung auftreten, ift die Impfung während der Dauer 
der Epidemie nicht vorzunehmen. 

Erhält der Impfarzt erit nach Beginn des Impfgeſchäfts davon Kennt: 
niß, daß derartige Krankheiten in dem betreffenden Drte herrfchen, oder 
zeigen fi dort auch nur einzelne Fälle von Impfrothlauf, jo hat er bie 
Impfung an diefem Orte jofort zu unterbredhen und der zuftändigen Behörde 
davon Anzeige zu machen. 

Hat der Impfarzt einzelne Fälle anſteckender Krankheiten in Behandlung, 
fo hat er in zwedentiprechender Weiſe deren Verbreitung bei dem Impf— 
geſchäfte durch jeine Perſon zu verhüten. 

82. 

Bereits bei der Bekanntmachung des Impftermins ift dafür Sorge zu 
tragen, daß die Angehörigen der Impflinge geprudte Verhaltungsvorſchriften 
für die öffentlichen Impfungen und über die Behandlung der Impflinge 
während der Entwidelung der Impfblattern erhalten. 

83. 

In Impftermin hat der Impfarzt im Einvernehmen mit der Orts— 
Polizeibehörde für die nöthige Ordnung zu forgen, Ueberfüllung der für bie 
Impfung beftimmten Räume zu verhüten und ausreichende Lüftung derjelben 
zu veranlajjen. 

Die gleichzeitige Anmejenheit der Erftimpflinge und der Wiederimpflinge 
ift thunlichft zu vermeiden. 
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B. Gewinnung der Lymphe. 
1. Bei Verwendung von Meniheniymphe. 
84. 

So lange die Impfung mit Thierlymphe für die öffentlichen Impfungen 
nicht zur Ausführung gelangt, beziehen die Impfärzte die zum Einleiten 
der Impfung erforderliche Luymphe aus den Landes-Impf-Inſtituten. Für 
ein ausreichendes Material zum Fortführen ver Impfung, beziehungsweife 
zur Abgabe von Lymphe an andere Yerzte, haben die Impfärzte durch Ente 
nahme von Lymphe von geeigneten Impflingen felbjt zu forgen. 

85. 

Die Impflinge, von welchen Lymphe zum Weiterimpfen entnommen 
werben ſoll (Ab- Stamm» Mutterimpflinge), müſſen zuvor am ganzen Körper 
unterfuht und als vollfommen gefund und gut genährt befunden werben. 
Sie müſſen von Eltern ſtammen, welde an vererbbaren Krankheiten nicht 
leiden; insbefondere dürfen Kinder, deren Mütter mehrmals abortirt oder 
Trühgeburten überjtanden haben, als Abimpflinge nicht benutzt werben. 

Der Abimpfling foll wenigftens 6 Monate alt, ehelich geboren und 
nicht das erite Kind feiner Eltern fein. Bon diefen Anforderungen darf mur 
ausnahmsweife abgewichen werben, wenn über die Gefundheit der Eltern 
nicht der geringfte Zweifel obwaltet. 

Der Abimpfling ſoll frei fein von Geſchwüren, Scrunden und Aus: 
fhlägen jeder Art, von Kondylomen an den Gefäßtheilen, an den Lippen, 
unter den Armen und am Nabel, von Drüfenanfhwellungen, chroniſchen 
Affeftionen der Nafe, der Augen und Ohren, wie von Anfchwellungen und 
Berbiegungen der Knochen; er darf demnad fein Zeichen von Syphilis, 
Strophulofis, Rhachitis oder irgend einer anderen fonftitutionellen Krankheit 
an ſich haben. 

$ 6. 

Lymphe von Wiedergeimpften darf nur im Nothfalle und nie zum 
Impfen von Erjtimpflingen zur Anwendung fommen. 

Die Prüfung des Öefundheitszuftandes eines wiedergeimpften Abimpflings 
muß mit bejonderer Sorgfalt nah Maßgabe der im $ 5 angegebenen 
Gefihtspunfte gejchehen. 

87. 

Jeder Impfarzt hat aufzuzeichnen, von wo und wann er ſeine Lymphe 
erhalten hat. Insbeſondere hat er, wenn er Lymphe zur ſpäteren eigenen 
Verwendung oder zur Abgabe an andere Aerzte aufbewahren will, den 
Namen der Impflinge, von denen die Lymphe abgenommen worden tft, und 
den Tag der erfolgten Abnahme aufzuzeichnen. Die Lymphe ſelbſt it derart 
zu bezeichnen, daß ſpäter über die Abſtammung derſelben ein Zweifel nicht 
entſtehen fann. 

Die Aufzeihnungen find bis zum Scluffe des nachfolgenden Kalender: 
jahres aufzubewahren. 
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88. 
Die Abnahme der Lymphe darf nicht ſpäter, als am gleichnamigen Tage 
der auf die Impfung folgenden Woche ſtattfinden. 
Die Blattern, welche zur Entnahme der Lymphe dienen ſollen, müſſen 
reif und unverletzt ſein und auf einem nur mäßig entzündeten Boden ſtehen. 
Blattern, welche den Ausgangspunkt für Rothlauf gebildet haben, dürfen 
in keinem Falle zum Abimpfen benutzt werden. 
Mindeſtens zwei Blattern müſſen am Impfling uneröffnet bleiben. 
89. 
Die Eröffnung der Blattern geſchieht durch Stiche und Schnittchen. 
Das Quetſchen der Blattern oder das Drücken ihrer Umgebung zur 
Vermehrung der Lymphenmenge iſt zu vermeiden. 
8 10. 
Nur ſolche Lymphe darf benutzt werden, welche freiwillig austritt, und, 
mit bloßem Auge betrachtet, weder Blut noch Eiter enthält. 
Uebelriechende oder ſehr dünnflüſſige Lymphe iſt zu verwerfen. 


"se 
Nur reinftes Glycerin darf mit der Lymphe vermischt werben. 
Die Miſchung ſoll mittelft eines reinen Glasftabes gefchehen. 
2. Bei Verwendung von Thierlymphe. 
8 12. 
Sobald die Impfung mit Thierlymphe eingeführt ift, erhalten die Impf- 
ärzte ihren Gefammtbevarf an Lymphe aus den Landes-Impf-Inſtituten. 
$ 13. 
Die Vorſchriften im $ 7, 8 10, Abfag 2, und 8 11 finden aud für 
Thierlymphe finngemäße Anwendung. 
Inwieweit andere Vorſchriften des Abjchnittes I. bei der Gewinnung 
der Thierlymphe Anwendung zu finden haben, bleibt befonderer Regelung 
vorbehalten. 


C. Aufbewahrung der Lymphe. 
8 14. 

Die Aufbewahrung der Lymphe in flüffigem Zuftande hat in reinen, 
gut verſchloſſenen Kapillarröhren oder Glasgefäßen von 1 bis 2 ccm ne 
halt zu gefchehen. 

Zur Aufbewahrung in trodenem Zuftande find Platten oder Gefäße 
aus Glas oder Stäbchen aus Elfenbein, Fiſchbein oder Horn zu benugen. 

Ale zur Aufbewahrung dienenden Gegenftände dürfen erjt nach gründs 
licher Reinigung und Desinfektion (am beften durch Auskochen mit Waifer) 
zum zweiten Male benutt werben. 

8 15. 

Die Lymphe ift vor einer Abkühlung bis auf den Gefrierpunft und vor 

einer Erwärmung auf mehr als 50 Grad C. zu fügen. 
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D. Ausführung der Impfung und Wiederimpfung. 
8 16. 

Es empfiehlt fich, die Kinder nicht früher zu impfen, als bis fie das 
Alter von 3 Monaten überfhritten haben. 

Kinder, welhe an ſchweren afuten oder dhronifchen, die Emährung ftarf 
beeinträchtigenden oder die Säfte verändernden Krankheiten leiden, follen in 
der Regel nicht geimpft und nicht wiedergeimpft werben. 

Ausnahmen find (namentlid) beim Auftreten der natürliben Poden) 
geftattet und werben dem Ermefjen des Impfarztes anheimgegeben. 


#17; 

Die zur Impfung beftimmten Inftrumente müffen rein fein und vor 
jeder Impfung eines neuen Impflings mittelft Waller und Abtrodnen ges 
reinigt werben. 

Zur Abtrodnung dürfen jedoch nicht Handtücher und dergleichen, fondern 
nur Karbol oder Salicylwatte verwendet werben. Inftrumente, welche eine 
gründliche Reinigung nicht gejtatten, dürfen nicht gebraucht werben. 

Die Inftrumente zu anderen Operationen, als zum Impfen zu ver- 
wenden, ift verboten. 

8 18. 

Zum Anfeuchten der trodenen Lymphe ift reines Wafler oder Glycerin, 

oder eine Mifhung von beiden zu verwenden. 


8 19. 

Die Impfung mird der Regel nady an den Oberarmen vorgenommen. 
Bei Erftimpflingen genügen 3 bis 5 feihte Schnitte von höchſtens 1 cm 
Fänge oder ebenjo viele oberflähliche Stiche an jedem Arme, bei Wieder: 
impflingen 5 bis 8 ſeichte Schnitte oder Stiche an einem Arme. 

Stärkere Blutungen find beim Impfen zu vermeiden. 

Das Auftragen der Lymphe mit dem Pinfel ift verboten. 


g 20. 

Die Erftimpfung hat als erfolgreich zu gelten, wenn mindejtens zwei 
Blattern zur regelmäßigen Entwidelung gefommen find. 

In Fällen, in welchen nur eine Blatter zur regelmäßigen Entwidelung 
gefommen ift, hat jofort Autorevaccination oder nochmalige Impfung ftatt- 
zufinden. Jedoch ift gleichzeitig der Impfſchein (Formular I) auszuftellen. 

Bei der Wiederimpfung genügt für den Erfolg ſchon die Bildung von 
Knötchen beziehungsweife Bläschen an den Impfftellen. 


E. Privat: Impfungen. 
g 21. 
Alle Borfhriften diefer Imftruftion, mit Ausnahme der nur auf öffent: 
liche Impfungen ſich beziehenden SS 1, 2, 3 und 4, gelten aud für die 
Ausführung von Privat: Impfungen. 
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I. Verhaltungs-Vorſchriften für die Angehörigen 

der Impflinge. 
81. 

Aus einem Haufe, in welchem anitedende Krankheiten, wie: Scharlad, 
Mafern, Diphtheritis, Croup, Keuchhuſten, Fledtyphus, vofenartige Ent- 
zündungen oder die natürlichen Boden herrfchen, dürfen die Impflinge zum 
allgemeinen Termine nicht gebracht werden. 


82. 

Die Kinder müſſen zum Impftermine mit reingewafchenem Körper und 

mit reinen Kleidern gebradyt werben. 
83. 

Auch nach dem Impfen iſt möglichſt große Reinhaltung des Impflings 
die wichtigſte Pflicht. 

84. 

Wenn das tägliche Baden des Impflings nicht ausführbar iſt, ſo ver— 
ſäume man wenigſtens die tägliche ſorgfältige Abwaſchung nicht. 

85. 
Die Nahrung des Kindes bleibe unverändert. 
$ 6. 

Dei glinftigem Wetter darf daſſelbe in’s Freie gebradyt werben. Man 
vermeide im Hochſommer nur die heikeften Tagesjtunden und die birefte 
Sonnenhite. 

7. 

Die Impfftellen find mit der größten Sorgfalt vor dem Aufreiben, 
Zerkragen und vor Beihmugung zu bewahren. Die Hemdärmel müfjen 
hinreichend weit fein, damit fie nicht durch Scheuern die Impfftellen veizen. 


88. 

Nach der erfolgreichen Impfung zeigen ſich vom vierten Tage ab kleine 
Bläschen, welche ſich in der Regel bis zum neunten Tage unter mäßigem 
Fieber vergrößern und zu erhabenen, von einem rothen Entzündungshof um— 
gebenen Schutzpocken entwickeln. Dieſelben enthalten eine klare Flüſſigkeit, 
welche ſich am achten Tage zu trüben beginnt. Vom zehnten bis zwölften Tage 
beginnen die Pocken zu einem Schorfe einzutrocknen, der nach drei bis vier 
Wochen von ſelbſt abfällt. 

Die Entnahme der Lymphe zum Zwecke weiterer Impfungen iſt ſchmerz— 
los und bringt dem finde feinen Nachtheil. 

Wird fie unterlafien, jo pflegen ſich die Boden von ſelbſt zu öffnen. 

$ 9. 

Bei regelmäßigem Berlaufe der Impfpoden ift ein Verband überflüfftg, 
falls aber in der nächſten Umgebung derſelben eine ſtarke, breite Röthe 
entjtehen jollte, oder wenn die Poden ſich öffnen, jo ummidelt man ben 
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Oberarm mit einem in Baumöl getaudyten, oder noch beſſer, mit Vafeline 
beftrichenen Heinen Peinwanbläppchen. 

Bei jeder erheblihen, nad der Impfung entjtehenden Erkrankung ift 
ein Arzt zuzuziehen. 

8 10. 

An einem im Impftermine befannt zu gebenden Tage erjcheinen die 
Impflinge zur Nachſchau. Diefelben erhalten, wenn die Impfung Erfolg 
bat, an diefem Tage den Impfſchein. Der lestere iſt forgfältig zu vers 
wahren. 

811. 

Kann ein Kind am Tage der Nachſchau wegen erheblicher Erkrankung, 
oder weil in dem Haufe eine anſteckende Krankheit herrſcht ($ 1), nicht in 
das Impflofal gebracht werden, jo haben die Eltern oder deren Vertreter 
dieſes jpäteftens am Terminstage dem Impfarzte anzuzeigen. 


It. DVorfchriften, welche von den DOrtöpolizgeibehörden bei 
der Ausführung des Impfgeſchäftes zu befolgen find. 
81. 

Treten an einem Orte anftedende Krankheiten, wie: Scharlach, Maiern, 
Diphtheritis, Croup, Keuchhuſten, Flecktyphus, rojenartige Entzündungen, 
in größerer Berbreitung auf, jo wird die Impfung ausgefegt. 

Aus einem Haufe, in welhem Fälle der genannten Krankheiten zur 
Impfzeit vorgefommen find, dirfen Kinder zum öffentlihen Termin nicht 
gebracht werben; auch haben ſich Erwachjene aus ſolchen Häufern vom 
Impftermin fernzuhalten. 

Impfung und Nachſchau an Kindern aus ſolchen Häufern müſſen ge- 
trennt von den Übrigen Impflingen vorgenommen werden. 

Ebenfo ift zu verfahren, wenn in einem Haufe die natürlichen Poden 
aufgetreten find. 

$ 2. 

Für die öffentliche Impfung find helle, heizbare, genügend große, gehörig 
gereinigte und gelüftete Räume bereit zu ftellen, welche womöglich auch eine 
Trennung des Warteraumes vom Operationszimmer geftatten. 

Bei kühler Witterung find die Räume zu heizen. 

83. 

Ein Beauftragter der Ortspolizeibehörde ſei im Impftermin zur Stelle, 
um im Einvernehmen mit dem Impfarzt für Aufrechterhaltung der Ordnung 
zu ſorgen. 

Entſprechende Schreibhülfe iſt bereit zu ſtellen. Bei der Wieder— 
impfung und der darauf folgenden Nachſchau ſei ein Lehrer anweſend. 

84. 

Eine Ueberfüllung der Impfräume, namentlich des Operationszimmers, 

werde vermieden. 
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Die Zahl der vorzuladenden Impflinge richte ſich nach der Größe ver 


Impfräume. 
85. 


Man verhüte thunlichſt, daß die Impfung mit der Nachſchau bereits 
früher Geimpfter zuſammenfällt. 

Jedenfalls find Erſtimpflinge und Wiederimpflinge (Revaccinanden, 
Schulfinder) möglihft von einander zu trennen. 

$ 6. 

Es ift darauf hinzuwirken, daß die Impflinge mit veingewafchenem 
Körper und reinen Kleidern zum Impftermin kommen. Kinder mit un— 
reinem Körper und jchmugigen Kleidern fünnen vom Termin zurückgewieſen 
werden. 


3. Desinfeftions:Berfabren. 


Räumung u. ſ. w. der Senfgruben. 
Polizei-Berorbpnung vom 18. Juni 1867. 

Auf Grund der 88 5, 6 umd 11 des Gefetes über die Polizei -Ver- 
waltung vom 11. März 1850 verorbnet das Polizei» Präfidium, nadı Bes 
rathung mit den Gemeinde-Borftänden von Berlin und Charlottenburg, für 
den Umfang bes engeren Polizeibezirt8 der Stadt Berlin und für die Stabt 
Charlottenburg, wie folgt: 

81. 

Jeder Hauseigenthümer ift verpflichtet, die vollftändige Räumung ber 
auf feinem Grundſtücke befindlichen Abtritts- und Senfgruben, wofern dieſe 
nicht innerhalb der legten vier Wochen bereits vollftändig geräumt worden 
find, zunächſt bis zum 15. Juli d. 3. und fpäter innerhalb ber von dem 
Polizei: Präfidio noh zur Belanntmahung gelangenden Frijten vornehmen 


zu laſſen. 
8 2. 

Jeder Hauseigenthimer ift verpflichtet, die auf feinem Grundſtücke bes 
findlihen Abtritts- und Senfgruben, Yatrinen, Schlammtaften, Abzugsfanäle 
und Rinnfteine fortgejegt jo zu Desinfiziren, daß dieſelben ſtets in geruch— 
loſem Zuſtande ſich befinden. die 

Uebertretungen der Beitimmungen der SS 1 und 2 werden mit Geld» 
buße bis zu 10 Thlr. oder im Falle des Unvermögens mit entjprechender 


Gefängnißftrafe beftraft. 
84. 


Die Polizei-Verordnung vom 20. Juni 1866, betreffend das Geruch— 
losmachen der Abtrittsgruben, wird aufgehoben. 
Berlin, den 18. Juni 1867. 
Königlihes Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 
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Desinfektion bei anitedenden Krankheiten. 
Polizei-Berordnung vom 7. Februar 1887. 


Auf Grund der 88 143 umd 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195 fi.) und der SS 5 ff. 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) wird bier: 
durch nad Zuſtimmung des Gemeindevorjtandes für den Stadtkreis Berlin 
Volgendes verordnet: 

81. 

Die Haushaltungs-Vorſtände bezw. deren Stellvertreter (in Anſtalten 
bie Leiter, Verwalter, Hausväter ꝛc.) find verpflichtet, bei Krankheits- wie 
Sterbefällen an afiatifher Cholera, Pocken, Fleck- und Rüdfall- 
Typhus und Diphtherie unbedingt, an Darmtyphus, bösartigem 
Scharlachfieber und bösartiger Ruhr nad) dem Ermeflen des Polizei: Präfidiums 
die von den Kranken benugten Effeften und Näume, fowie die in legteren 
befindlichen Gegenftände nad) Maßgabe der erlaffenen Vorjchriften zu des— 
infiziren. 

82. 

Für die Desinfektion gelten die unter dem 7. Februar 1887 im Ein- 
verjtändnig mit dem Magijtrat erlaffenen Borjchriften. 

Wer diefe Desinfektions-Vorſchriften, ſowie die zukünftig zur Ergänzung 
oder Abänderung derjelben erlaffenen und veröffentlichten ortspolizeilichen 
Vorſchriften nicht befolgt, hat die Ausführung des vorgefchriebenen Ver— 
fahrens durch die Polizeibehörde auf feine Kojten zu gemwärtigen, außerbem 
aber, jofern nicht im $ 327 des R.-St.-G.:B. eine höhere Strafe vorgejehen 
ift, eine Gelpftrafe bis zu 30 Mark verwirft. 

Berlin, den 7. Februar 1887. 

Der BVolizei- Präfident. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Anweiſung zum Desinfektions-Verfahren bei Volkskrankheiten. 
Allgemeines. 
81. 

Die Desinfektion hat den Zwed, die Verbreitung anſteckender Volks— 
krankheiten durch Unſchädlichmachung oder Bernichtung der Anſteckungskeime 
zu verhüten. 

82. 

Die anſteckenden Volkskranlheiten werden zu dieſem Zwed eingetheilt 
in ſolche, 

A. welche unbedingt Desinfektion erheiſchen: 

1) Aftatifche Cholera, 

2) Poden (ächte und modifizirte), 
3) Fleck- und KRüdfalltuphus, 

4) Diphtherie, 
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B. bei welchen auf befondere amtliche Anordnung Desinfektion ftattfinden 
muß, anderenfalls dringend empfohlen wirb: 

5) Darm: Typhus, 

6) Scharlad,, 

7) Epivemifhe Ruhr, 

8) Mafern, 

9) Keuchhuſten, 

10) Lungenſchwindſucht. 

S 3. 

Anftedende Krankheiten werben verbreitet: 

durch den Kranken ſelbſt und jeine Ausleerungen, 

durch Verftorbene, 

durd; Speifen und Gebrauchsgegenftände (Möbel, Kleider, Wäſche 
und bergleidyen), 

durd mit dem Kranken verfehrende Berfonen, 

durch Das Kraukenzimmer. 

Die Desinfektion hat alle dieſe Punkte ins Auge zu faſſen. 

84. 

Zur Desinfektion gehört: 

1) peinlichſte Reinlichkeit für den Kranken ſelbſt, ſeine lebende und todte 
Umgebung, das Krankenzimmer und deſſen geſammter Inhalt; 

2) ausgiebige und häufige Erneuerung der Luft im Krankenzimmer; 

3) fchleunigfte Entfernung und Unſchädlichmachung aller Anſteckungsſtoffe 
und werthlofer Gegenjtände. 

Ausführung der Desinfektion. 
85. 

1) Zur Erhaltung der Reinlichfeit gehört tägliche Reinigung des Kranken, 
häufiger — wenn möglich tägliher — Wechſel der Leib- und Bett- 
wäjche, jofortiger Wechſel befudelter Wäſche und tägliche Reinigung 
des Krankenzimmers durch Aufwiſchen mit feuchten Tüchern, welche nad 
Gebraud) jofort eine halbe Stunde in fohendem Waſſer gebrüht werben. 

2) Lüftung des belegten Krankenzimmers wird durch häufiges und 
längeres Deffnen der Fenfter ımd des von innen heizbaren Dfens, 
bei niedriger Aufentemperatur durch Defnen eines verhängten 
Fenſters erzielt. 

3) Zur Unſchädlichmachung der Anftelungsjtoffe dienen: 

a. ftrömender überhigter Wafjerdampf in den von der Stadt 
Berlin eingerichteten Desinfektion: Anftalten, 

b. halbitündiges Kochen im Wailer, 

e. eine Sprozentige Karbolfäurelöfung, hergeſtellt durch forgfältige 
Miſchung (Umrühren) von 1 Theil fogenannter 100prozentiger 
Karbolfäure (acidum carbolicam depuratum) mit 18 Theilen 
Waſſer, 
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d. eine 2prozentige Karbolfäurelöfung, hergeftellt aus 1 Theil der: 
jelben Rarbolfäure mit 45 Theilen Wailer, 
e. Verbrennung werthlofer Gegenjtände. 


8 6. 

Falls der Kranfe nicht in ein Krankenhaus gebracht wird, ift ein thun- 
lihft abgejonvderter Raum als Kranfenzimmer zu wählen und außer Ber- 
fehr zu ftellen. 

In einem Zimmer, in weldem eine an Cholera, Boden, led: oder 
Rückfalliyphus, Diphtherie, Scharlah oder Nuhr erkrankte Berfon unter: 
gebracht ift, müſſen in ver Regel die zur Zeit befindlihen Möbel und 
Gebrauchsgegenſtände jeglicher Art verbleiben. 

Iſt die Entfermung einzelner Stüde nicht zu umgehen, fo find diefelben 
vor Gebrauch nad diefen Borfchriften zu desinfiziren. 

Alle vom Kranken während der Erkranfungszeit benügten Yeib- und 
Bettwäjhe- Stüde, zum täglihen Aufwiſchen des Zimmers gebrauchte 
Tücher, jowie alle fonft wajchbaren Gegenftände weihe man nad ber 
Außergebrauchſtellung, ohne fie vorher zu fchütteln oder auszuftäuben, in 
2prozentiger Karboljäure-Pöfung mindeitens 24 Stunden ein, koche diefelben 
dann eine halbe Stunde in Waſſer und waſche fie in Kalifeifenlauge aus, 
welhe aus 20 Gramm Kali» (ſchwarzer oder grüner) Seife mit 10 Liter 
Waſſer hergeitellt wird. 

S 7. 

Ale Abfonderungen von Cholera:, Typhus:, Diphtherie-, Scharlach- und 
Ruhrkranken fange man in Gefäßen, welche zu einem Viertel mit 5prozentiger 
Karbolfäure-Pöfung gefüllt find, auf und fchütte fie in den Abtritt. 

In Betracht kommen: 

bei Cholera: Erbrochenes, Stuhlgang und Urin, 

bei Diphtherie und Scharlad: Auswurf, Nafenfchleim und 
Urin, 

bei allen Typhusarten und epidemiſcher Ruhr: die Stuhl— 
gänge. 

Abtritte (Klofets) Dürfen Kranke vorgedachter Art nicht benutzen. Iſt 
dies dennoch vor Feſtſtellung der Krankheit oder ſpäter verbotswidrig ge— 
ſchehen, ſo reinige man die Sitzbretter und die Abtrittstrichter ſofort durch 
Abſcheuern mit 5prozentiger Karbolſäure und ſpüle letztere durch Eingießen 
von reichlichen Mengen (3 bis 4 Liter) derſelben Löſung ſorgfältig nach. 

88. 

Speiſen und Getränke dürfen im Krankenzimmer weder aufbewahrt, 

nod) von irgend Jemand, außer dem Kranken, genoffen werben. 
89 

Benugte Verbandſtücke werden ſofort verbrannt, Inftrumente in 5pro= 
zentiger Karboljäure-Pöfung gereinigt. 
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8 10. 

Ueble Gerüche bejeitige man lediglich durd Entfernung der Geruchs— 
quelle (Entleerungen, Berbanpftüde ꝛc.) und durch wiederholte ausgicbige 
Lüftung. Räucherungen mit wohlriehenden Stoffen bewirken feine Des- 
infeftion, verdeden nur den Geruch, bejeitigen ihn aber nicht. 


6 11: 

Nah Ablauf der Krankheit bringe man benußte, nicht waſchbare 
Kleidungsjtüde, Betten, Kiffen, Matragen, Deden, feidene Stoffe, Teppiche, 
Pelzwerk, Bolftermöbel ohne fournirtes äußeres Holsgeftel vorfichtig, 
d. h. ohne viel zu rühren bezw. gar zu ſchütteln oder auszuflopfen, in ein 
mit 2prozentiger Karbolſäure-Löſung angefeuchtetes Leinentuch eingebunden, 
in eine der ftäbtifchen Desinfektions » Anftalten mittelft deren Transportwagen. 

Befudelte Lederſachen (Schuhwerk) find mit Sprozentiger Karbolfäure- 
Löſung zu reinigen. 

8 12. 

Alle werthlofen Gegenftände (Bettſtroh, unbrauchbar gewordene Kleider 
und dergleichen) werden verbrannt, und zwar, foweit nach Umfang möglich, 
im Heiz: oder Kochheerd, welder zur Zeit mit Speifen nidyt bejegt jein 
darf; größere Gegenftände aber, wie große Mengen Bettjtrob, gefüllte 
und leere Bettfäde und dergleichen mehr, werben durch die Kevierpolizei den 
ſtädtiſchen Desinfektions-Anſtalten zur Unſchädlichkeitsmachung überwieſen. 


8 13, 

Polirte und geſchnitzte Möbel, Bilder mit Rahmen, Metall- und Kunjt« 
gegenftände werben mit trodenen Lappen jcharf, Tapeten wie geftrichene 
Wände mit Brod troden und jcharf abgerieben, nachdem der Fußboden des 
Zimmers vorher mit Sprozentiger Karbolſäure-Löſung ftarf angefeuchtet ift. 

Bon den Wandflächen, welche mit Ausmurfsitoffen ves Kranken befudelt 
find, müſſen Tapeten bezw. Anſtrich nad Anfeuchten mit Sprogentiger Karbol« 
fäure-Pöfung durch Abkragen in entſprechender Ausdehnung entfernt werben. 

Ale Fußböden ohne Unterfchied, Thüren, Fenſter, fowie alle Holz— 
befleidungen ohne Politur find nach Cholera, Boden, Diphtherie, Fled- und 
Rüdfalltyphus mit Sprozentiger Karbolſäure-Löſung forgfältig abzufcheuern; 
letere läßt man in etwaige Dielenfugen einziehen und wäjcht die gereinigten 
Flächen mit reinem Waſſer nad). 

Das zum Abreiben verwendete Brod bezw. die Lappen werden 
verbrannt, etwa noch brauchbare Tücher in 2prozentiger Karbolſäurelöſung 
auf 24 Stunden eingeweiht, dann in Wafler gekocht und in heiker Kali— 
Seifenlöfung (vergl. $ 6 Schluß) gewafchen. 


8 14, 
Nadıvem jo jever Gegenjtand im ehemaligen Kranfenzimmer, wie jeder 
Theil des legteren jelbft, vorfehriftsmäßig und forgfältig gereinigt ift, 
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lüfte man das Krankenzimmer nad Cholera, Boden, Diphtherie, Fled= und 
Rückfall-Typhus 24 Stunden bindurd. 


8 15. 

Die Benugung von öffentlihen Fuhrwerken (Lohnwagen, Drofchken, 
Omnibus, Pferdebahnen, Eijenbahnen) und von öffentlihen Waflerfahrzeugen 
zum Transport von Choleras, Boden, Typhus-, Diphtherie-, Ruhr-, 
Scharlach- und Maſern-Kranken ift verboten. Derartige Kranke find in 
befonderen Kranfenwagen zu transportiven. Kranken- wie Wagen ber Des- 
infeftions-Anftalten beftellt das zuftändige Polizei-Revier auf Verlangen. 


8 16. 

Geneſene Kranke müſſen, bevor fie mit Geſunden wieder verkehren, ſich 
in emem warmen Seifenbad und, falls dies nicht thunlich ift, durch Ab— 
wafchen des ganzen Körpers mit warmem Seifenwaffer forgfältig reinigen, 
darauf reine Wäfche und in der Krankheit nicht bemutte oder besinfizirte 
Kleider anlegen. 

s 17. 

Peihen von an Cholera, Boden, Diphtherie, Ruhr oder einer Typhuse 
art Berftorbenen ſarge man nad Feititellung des Todes ungewafchen ımd 
in ein in 5progentige Karbolfäure- Pöfung getauchtes Leichentuch gehüllt ein, 
und führe fie thunlichſt bald mittelft Peichenwagens aus der Wohnung in 
eine Peichenhalle über. 

Ss 18. 

Alle Perfonen, welche mit an Cholera, Boden, Diphtherie, Scharlad, 
Fleck- oder Rüdfal-Typhus Erkrankten in Berfehr getreten find, haben fic, 
bevor fie wieder mit Gefunden in Berührung fommen, die Hände mit 
2prozentiger Karbolſäure-Löſung, Pfleger und Pflegerinnen aud das Geficht, 
Haupt: und Barthaar forgfältig zu reinigen. 

Desinfeftoren tragen während ihrer Thätigkeit einen lediglich fir diejen 
Zwed beftimmten Arbeitsanzug, reinigen fich nad) der Arbeit wie die Pfleger 
und haben, wie Legtere nad vollendeter Arbeit, Wäſche und Kleider zur 


wechſeln. 
819. 


Die Vorſchriften der 88 13 bis 18 kommen auch in denjenigen Fällen 
($ 2 B.) zur Anwendung, bei welchen Desinfektion auf beſondere amtliche 
Anordnung ftattfindet. 

$ 20. 

it bei Darmtyphus, Scharlady oder Ruhr amtlid eine Desinfektion 
nicht angeoronet, jo findet diefelbe, wie bei Mafern, Keuchhuſten, Lungen- 
ſchwindſucht, in jedem einzelnen Falle nach ärztlichem Ermeſſen ftatt. 

Berlin, den 7. Februar 1887. 

Der Polizei» Präfident. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 
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Ausführung der Desinfektion durch geprüfte Heildiener und Desinfektoren. 


Befanntmahung vom 8. Yebruar 1887. 

1. Jeder geprüfte Heildiener, fowie jede amtlich als Desinfeftor be> 
zeichnete Perſönlichkeit ift verpflichtet, jede Desinfektion, welde durch Er: 
franfungen oder Sterbefälle an aftatifher Cholera, echten oder modifizirten 
Poden, Fleck- oder Rüdfalltyphus und Diphtherie erforderlich gemacht wird, 
ohne Säumen genau nad den Borfchriften der vorjtehenden Anweiſung 
zum Desinfeftions-Berfahren bei Bolksfranfheiten vom 7. Februar 1887 
auszuführen. 

Diefelben Borfchriften finden Anwendung, wenn in Folge von Ers 
franfungen oder Todesfällen an Darmtyphus, bösartigem Scharlach oder 
bösartiger Nuhr durd die Behörde eine Desinfektion angeordnet wird. 

2. Iede Desinfektion ift fchleunigft auszuführen. 

3. Geprüfte Heildiener und amtlib als Desinfeftoren bezeichnete 
Perfönlichkeiten müſſen fehs, je 2 Kilogramm haltende jtarfe Flafchen mit 
Karbolſäurelöſung gefüllt bereit halten; drei Flafchen find mit 2prozentiger, 
drei Flaſchen mit Sprozentiger Karboljäurelöfung (nah $ 5 ce und d der 
Anmweifung bereitet) anzufüllen. 

Die Flaſchen müſſen in Delfarben- oder eingebrannter Schrift deutlich: 

2prozentige Karbolfäurelöfung — beziehentlih — 
Sprozentige Karbolfänrelöfung. 
Borficht! 
bezeichnet fein. 

4. Der Desinfeltor erhält für die Desinfektion eines einzelnen Kranken 
raumes 3 Mark; für die Desinfektion weiter folgender Räume find je 
2 Mark zu entrichten. Die baaren Auslagen für verbrauchte Desinfektiong- 
mittel find zu erjtatten. 

5. Gegen geprüfte Heildiener und amtlid) beftellte Desinfeftoren, welche 
ohne triftigen Grund die Hebernahme einer Desinfektion ablehnen bezw. eine 
übernommene Desinfektion ſäumig, nachläſſig oder unvollitändig zur Aus» 
führung bringen, wird nad) Maßgabe ver bejtehenden Beftimmungen ein— 
geſchritten werben. 

6. Die Anleitung zum Desinfeftions-Verfahren vom 15. Auguft 1883, 
fowie die Anweifung zur Ausführung der Desinfektion für geprüfte Heil 
Diener ꝛc. vom 22. Oktober 1883 find in Zukunft wicht mehr maßgebend. 

Der Bolizei- Präfident. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Befanntmahung vom 26. Dftober 1886. 
Am 1. November d. 98. wird die von der hiefigen Stadtgemeinde 
errichtete 
öffentliche Desinfektionds Anstalt in der Reichenbergerſtraße 66 (S0.) 
eröffnet. Im derfelben können Kleivungsftüde, Wäſche, Betten, Matragen, 
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Strohläde, Deden, Teppiche, Gardinen, Polſtermöbel ꝛc. der Desinfektion 
unterzogen werben. Diefelbe erfolgt dur heine Waſſerdämpfe bezw. bei 
foldhen Gegenftänten, welche, wie 3. B. Pelz: und Peverfachen, durch eine 
Dampfdesinfektion leiden, mittelit Chemikalien. 

Die zu besinfizirenden Gegenſtände werben durch dieſſeits gejtellte 
Arbeiter und Gejpanne aus ben betreffenden Wohnungen abgeholt und nad) 
jtattgehabter Desinfektion wieder dorthin zurüdgebradht, wobei &ine Ber: 
mengung von zu besinfizivenden mit bereits desinfizivten Gegenftänden auf 
das Sorgfältigite vermieden wird. 

Anträge auf Abholung von zu desinfizirenden Sachen find unter all 
gemeiner Bezeichnung derfelben, als z. B. „Betten, Matragen, Polſter⸗ 
möbel ꝛc.“ an den Berwalter der ftädtifchen Desinfetions » Anftalt, Reichen 
bergerftraße Nr. 66 hier, SO., zu richten. 

An Gebühren für die Desinfektion, einfchlieflid des Transports der 
Sachen von und nad den Wohnungen, find bis auf Weiteres zu entrichten: 

a. für die mittelit heißen Waſſerdampfes desinfizirten Gegenſtände 
4 Mark für jedes Kubikmeter des Raumes, welden die Saden im 
Desinfeftionsapparat einnehmen, in minimo jedoch 4 Mark. Die 
Berechnung erfolgt nah Zehntel: Kubilmetern; 

b. für bie mitteljt Chemifalien zu desinfizirenden Sachen 80 Pfennige 
für jede Stunde der auf die Desinfektion verwendeten Arbeitszeit, 
einfchließlih der verbrauchten Ghemifalien, in minimo jedod 
80 Pfennige. Die Berechnung erfolgt nach PViertelftunden. 

Obgleich zahlreiche Berfuche ergeben haben, daß eine Beſchädigung der 
Saden durd die Desinfektion nicht erfolgt, jo kann doch eine Garantie 
hierfür unfererfeits nicht übernommen werben. 

Magiftrat hiefiger Königliher Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(gez.) von Forckenbeck. 


D. Koſt- und Pflegekinder. 


Polizei-Verordnung vom 2. Dezember 1879. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 
über die Bolizei-Berwaltung (G.S. 1850, ©. 265) verordnet das Polizei: 
Präfivium nad Berathung mit dem Gemeinde-Borftand für den Polizei- 
Bezirk von Berlin, was folgt: 

81. 

Diejenigen Perſonen, welche gegen Entgelt fremde, noch nicht 
4 Jahre alte Kinder in Koſt und Pflege halten wollen, bedürfen 
bazu der Erlaubniß des Königlichen Polizei: Präfidiums. 
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82. 

Diejelbe wird nur auf Widerruf und nur folchen verheiratheten, ver: 
wittweten oder ledigen Frauen ertheilt, welche nad ihren perfünlichen Ver— 
hältniffen und nad der Bejchaffenheit ihrer Wohnungen geeignet erfcheinen, 
eine ſolche Pflege zu übernehmen. F 

Die Erlaubniß muß vor einem etwaigen Wohnungswechſel aufs Neue 
nachgeſucht werden. 

84. 

Im Falle einer übeln Behandlung der Kinder oder bei einer denſelben 
nachtheiligen Veränderung der häuslichen Verhältniſſe wird die Erlaubniß 
zurückgenommen. 

85. 

Den Beamten des Polizei-Präſidiums und den von demſelben be— 
auftragten Perſonen haben diejenigen, welche um die Erlaubniß, derartige 
Kinder ($ 1) in Pflege zu nehmen oder zu behalten, eingefommen find ober 
welde nah ertheilter Erlaubniß derartige Kinder in Pflege haben, Zutritt 
zu ihren Wohnungen zu geftatten, auf alle die Pflegefinder betreffenden Fragen 
Auskunft zu ertheilen und diefelben auf jedesmaliges Erfordern vorzuzeigen. 


& 6. 

Wer ſolche Kinder in Pflege genommen hat, muß diefelben bei dem 
Büreau desjenigen Polizei: Reviers, in welhem er wohnt, anmelden und, 
fobald dieſes Verhältniß, fei es durd Ableben des Kindes oder aus anderen 
Gründen, aufhört, wieder abmelven. 

S 7. 

Diefe Meldungen, bei melden der Name des Kindes, Ort und Tag 
feiner Geburt, Name und Wohnung feiner Eltern, bei unehelihen Kindern 
Name und Wohnung der Mutter und des Vormundes angegeben werben 
muß, find mitteljt der Meldeformulare zu erjtatten, weldye das Polizei- 
Präfidium für diefen Zwed druden läßt und weldye in jedem Polizei-Kevier- 
Büreau auf Verlangen unentgeltlich verabreicht werben. 


88. 

Durch die Beſtimmungen der 88 6 und 7 diefer Verordnung wird an 
der Verpflichtung zur Erftattung der durch die Polizei= Verordnungen vont 
6. Juni 1867*) und 10. Juni 1874*) vorgefchriebenen, jowie der in ber 
Befanntmahung vom 30. September 1874*) erwähnten Meldungen nichts 
geändert. 

* An Stelle diefer Polizei-Verordnungen ift die Polizei Verordnung vom 
18. Juli 1376 getreten (fiehe III. Theil, Melde. und Paßweſen). 

S 9. 

Diefe Polizei-Verordnung findet feine Anwendung auf diejenigen Kinder 
unter 4 Jahren, für welche die Fürforge der öffentlichen Armenpflege, ins- 
befondere der Armen- Direktion, Abtheilung für die MWaijen- Verwaltung, 


103 


jowie fonftiger öffentlicher Wohlthätigfeits: Anftalten eintritt, fowie nicht auf 
Perfonen, welche im ermweislichen Auftrage eines ftaatlich genehmigten Wohl: 
thätigfeits- Vereins oder ohne Verfolgung von Erwerbszweden im Auftrage 
eined Angehörigen oder eines VBormundes des Kindes die Fürforge für 
dafjelbe übernommen haben. Als Angehörige im Sinne diefer Beftimmung 
gelten die im $ 52 des Reichs-Strafgeſetzbuches bezeichneten Perfonen. 

8 10. 

Uebertretungen diejer Berordnung werden mit Geldbuße bis zu 30 Marf 
beftraft, an deren Stelle im alle des Unvermögens verhälmifmäßige 
Haft tritt. 

#11; 
Die gegenwärtige Berorbnung tritt mit dem 1. Januar 1880 in Kraft. 


$ 12. 
Die Polizei Verordnung vom 31. Januar 1876 ift aufgehoben. 
Berlin, den 2. Dezember 1879. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Mabai. 


E. Vorſchriften über das Verfahren mit Leichen und die 
Ausftellung der Todtenſcheine. 


(Vergl. Volizei-Berordnung über die Reichenbeftattung vom 16. Auguft 1872 und 
20. Mai 1875, Theil IV., Gewerbe. Polizei). 


Das öffentlihe Ausſtellen von Leihen und dad Deffnen der Särge. 
Polizei-Berorbnung vom 25. Februar 1864. 
Auf Grund des $ 11 des Gefeges über die Polizei- Verwaltung vom 
11. März 1850 verorbnet das Bolizei-Präfidium für den engeren und 
weiteren Polizei-Bezirf von Berlin und für den Bezirk des Polizeiamts zu 
Charlottenburg was folgt: 
Uebertretungen des auf Allerhöchſten Special Befehl erlafjenen 
Refkripts des Königlihen General-Direftoriums vom 24. No: 
vember 1801, Inhalts deſſen das öffentlihe Ausjtellen aller und 
jeder Leichen, ſowie überhaupt die Deffnung der Särge bei den 
Begräbniß-Ceremonien als ein der Gefundheit nachtheiliger Ge— 
brauch allgemein verboten if, werden mit Geldbuße von 5 bis 
10 Thalern, im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßigem Ge— 
fängniß beftraft. 
Berlin, den 25. Februar 1864. 
Königlihes Polizei: Präfibium. 
(ge3.) von Bernuth. 
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Beerdigung von Boden: Leiden, 
Bekanntmachung vom 7. November 1871. 


Da die Beerdigung der Leihen der an den Boden Berftorbenen bei 
mangelnder Borfiht und insbejondere dann, wenn das Yeichengefolge im 
Sterbehaufe ſich verſammelt, zur Verbreitung diefer überaus anjtedenden 
Krankheit beitragen kann, jo findet ſich das Polizei Präfidium veranlaft, 
auf die nachſtehende Beſtimmung des $ 48 des Allerhöchſt bejtätigten Re— 
gulativs vom 8. Augujt 1835, betreffend anftedenvde Krankheiten, hierdurch 
aufmerffam zu machen. 

Jede unnöthige Berührung der Leibe muß vermieden, dieſelbe daher 
mit den Kleidern, in denen der Krane gejtorben ift, in einen Sarg mit 
verpichten Fugen gelegt, nicht zur Schau gejtellt, fondern ftill zu Grabe ge: 
bracht, womöglich gefahren werden. Denjenigen, weldye mit der Leiche haben 
in Berührung kommen müfjen oder diejelbe etwa zu Grabe getragen haben, 
ift eine Reinigung zu empfehlen. 

Berlin, den 7. November 1871. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge5.) von Wurmb. 


Form der ärztlihen Todtenſcheine. 
Defanntmadbung vom 15. Oftober 1872. 

Nie Bolizei-Berorbnung vom 16. Auguft d. 9, betreffend vie Peichen- 
beitattung in Berlin und Charlottenburg, *) jchreibt im $ 9 vor, daß behufs 
Erlangung des Beerdigungsicheins dem Revier-Vorftande ein von einem 
approbirten Arzte oder Wundarzte ausgeitellter Todtenfchein vorzulegen tft. 
Demgemäß, und da nicht felten Todtenſcheine von Perfonen, welde, ohne 
im Befig der Approbation zu fern, Kranke behandeln, ausgejtellt werben, 
find die Revier: Vorftände angewiefen worden, nur ſolche Todtenfcheine 
anzunchmen, auf denen der Ausfteller mit dem nad feiner Approbation 
ihm zuftehenden Titel als Arzt oder Wundarzt oder mit feinem Amts— 
Charakter ſich bezeichnet hat. Die Herren Aerzte und Wundärzte werben 
hiervon mit dem Erfuchen in Kenntniß gefegt, bei Austellung von Todten- 
ſcheinen hiernach verfahren zu wollen. 

) Vergl. Polizei-Berordnung vom 16. Auguft 1372 und 20. Mai 1575, betreffend 
die Leichenbeftattung. 

Berlin, den 15. Dftober 1872. 

Königliches Bolizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Bekanntmachung vom 13. Auguſt 1879. 


Die Herren Aerzte Berlins bedienen ſich bei Angabe der tödtlich ge— 
wordenen Krankheit der Verſtorbenen auf den Todtenſcheinen in neuerer 
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Zeit häufig ausſchließlich nihtdeutfher Ausprüde. Dies Verfahren 
führt zu Unzuträglidykeiten, weil die Todtenfcheine vorzugsweife zum Zweck 
der polizeilichen Kontrole eingeführt find und diefem Zwed nur dann ent— 
fpredhen fünmen, wenn die Todesurfahe mit einem auch für den Nichtarzt 
verftändlihen Namen bezeichnet ift. 

Das Bolizei-Präafidium erſucht daher die Herren Aerzte, bei Ausfüllung 
der Todtenſcheine ſich thunlichit deutſcher Krankheitsnamen zu bedienen. 

Berlin, den 13. Auguſt 1879. 

Königlihes Polizei: Präfidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Schliedmann. 


Auszug aus dem Betrieb3:Reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
vom 11. Mai 1874. 
(Gentralblatt für das Deutſche Reih No. 21 vom 22. Mai 1874.) 


©. Beförderung von Leichen. 


8 34. 
Beförderungs- Bedingungen. 

Der Transport einer Leihe muß, wenn er von der Ausgangsftation des Zuges 
erfolgen foll, wenigftens 6 Stunden, auf einer Zwifchenftation mindeftens 12 Stunden 
vorher angemeldet werden. 

Die Leiche muß in einem Sarge luftdicht eingefchloffen und diefer von einer böl- 
zeruen Kite umgeben fein. Der Transport kann auch im Leichenwagen ftattfinden. 

Der Leiche muß ein Begleiter beigegeben werden, welcher ein Fahrbillet zu löſen hat. 

Bei der Aufgabe muß der vorjchriftsmähige Leichenpaß beigebradyt werden, welchen 
die Eifenbahn übernimmt und bei Ablieferung der Leiche zurüdtellt. Die tarifmäßigen 
Zransportgebühren müffen bei der Aufgabe entrichtet werden. 

Wer unter falfher Deklaration Leihen zur Beförderung bringt, hat außer der 
Nachzahlung der verkürzten Kracht vom Abgangs- bis zum Beftimmmmgsorte das Vier. 
fache diefer Frachtgebühr als Konventionalftrafe zu entrichten. 

Innerhalb 6 Stunden nad) Ankunft des Zuges auf der Beitimmungsftation muß 
die Leiche abgeholt werden, widrigenfalls fie nach der Verfügung der Orts» Obrigteit 
beigejegt wird. 


Vorſchriften über Ausfertigung von Leichenpäſſen behufs Transports 
von Leichen nad) auswärts.“) 
Genehmigt durch Verfügung des Polizei-Präſidiums vom 26. Juli 1880, 
Die Leiche eines Beritorbenen behufs der Beerdigung von Berlin nad aus. 
mwärts zu transportiren, ift nur auf Grund eines Leichenpaſſes zuläffig, welder bei 
der V. Abtheilung des Polizei- Prafivii (Pabbüreau) fchriftlih oder innerhalb der ges 
wöhnlichen Dienftftunden mündlich zu beantragen ift. Diefer Antrag muß enthalten: 


*) Nicht veröffentlicht. 
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1) die genaue Angabe der Perjonalien des Berftorbenen (d. h. des vollitändigen 
Namens, des Orts und der Zeit der Geburt, ſowie des Blaubensbetenntnifles), 
ferner die Bezeichnung der Wohnung oder Leichenhalle, in der die Leiche fich 
zur Zeit der Verfchließung des Sarges befindet, des Orts, wohin, und des 
Meges, auf dem die Leiche dorthin gebracht werden foll, und endlid) die Adreſſe 
derjenigen Perſon, an melde der Paß ausgehändigt werden joll; 

2) die Erflärung der Bereitwilligkeit zur Zahlung der Koften des Stempeld im 
Betrage von 6 Mauf und der Gebühren für die Befichtigung der Leiche durch 
den Phyſikus, falls das Polizei» Präfidium die Einholung der Phyſikatserklärung 
für geboten erachten follte. 

Mit dem Antrage find gleichzeitig dem Paßbüreau folgende Papiere vorzulegen, 

bezw, da der Paß nicht früher ausgefertigt werden kann, fchleunigft nachzureichen: 

1) der polizeilich geftempelte ärztlihe Todtenichein mit der Erflärung des Arztes, 
daß dem Transporte der Leiche fanitätspolizeiliche Bedenken nicht entgegen ftehen. 

Wird die Ueberführung und Einfargung der Leiche vor Ablauf der vor. 
geichriebenen Frift von dreimal 24 Stunden nach eingetretenem Tode beabfichtigt, 
dann muß die Zuläffigfeit deffen in der ärztlichen Erklärung ausdrücklich aus. 
geiproden fein. 

Bei Perfonen, die eines unnatürlihen Todes geftorben find, ift an Stelle 
des ärztlichen Todtenfheins ein gerichtlicher Beerdigungsfchein nothwendig, deſſen 
Beihaffung jedoch nicht dem Publitum, fondern dem Paßbüreau von Amts. 
wegen obliegt; es muß ferner 

2) die Beſcheinigung über die ftandesamtlihe Eintragung in das Gterberegifter 
mit vorgelegt werden. 

Ehe diefe Formalien nicht erfüllt find, wird der Transport der Leiche nicht ge- 
ftattet. Es wird fi) deshalb empfehlen, Anftalten zum Zransport und zur Beerdigung 
der Leiche nicht eher zu treffen, als bis die Ertheilung des Pafles erfolgt oder wenigftens 
fiher zugefagt if. 

Die Verſchließung des Sarges darf erit nad) Behändigung des Leichenpaſſes er- 
folgen, wenu nicht der Phyſikus oder ein approbirter Arzt eine Ausnahme für ftatthaft 
oder geboten erachtet. Es muß ein gut verpichter Sarg, verwendet und muß diefer in 
einen möglichſt luftdichten Kaften geftellt werden. 


Peihen : Transport. 
Belanntmahung vom 11. September 1882. 


Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß einem jeden 
Gefuhe um Gewährung der Erlaubniß zu einem Leichen Transport außer 
dem vorgefchriebenen Todtenfcheine eine Erflärung des befcheinigenden Arztes 
darüber beigefügt fein muß, daß dem Transporte der Leiche fanitätspolizei- 
lihe Bedenken nicht entgegenitehen. 

Berlin, ven 11. September 1882. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 
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F. Verkehr mit Giften, Arzneimitteln und Giftwanren. 


Verfehr mit Arzneimitteln. 
Katferlihe Berorbnung vom 4. Januar 1875. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen u. f. w., verordnen im Namen des Deutichen Reichs, auf Grund 
der Beflimmungen am Schluffe des $ 6 der Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni 1869 (Bundes-Geſetzblatt ©. 245), was folgt: 

sl. 

Das Feilhalten und der Verkauf der in dem anliegenden VBerzeihnig A 
aufgeführten Zubereitungen als Heilmittel ift nur in Apothefen geftattet, 
ohne Unterfchied, ob diefe Zubereitungen aus arzneilic wirkſamen oder aus 
folden Stoffen beftehen, welde an und für fi zum mediziniſchen Gebraud) 
nicht geeignet find. u: 


Das Feilhalten und der Berkauf der in dem anliegenden Verzeichniß B 
aufgeführten Droguen und demifhen Präparate ift nur in Apotheken 
geitattet. 

$ 3. 

Auf den Großhandel mit Arzneimitteln finden die Beitimmungen diefer 
Berordnung nicht Anwendung. 

84. 

Die Verordnung, betreffend den Verkehr mit Apothekerwaaren, vom 
25. März 1872 (Reichs-Geſetzblatt S. 85) wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Januar 1875. 

(L. S.) (gez.) Wilhelm. 
(ggez.) Bürft von Bismard. 


A. 

Balsama medicinalia mixta, gemifchte Arznei» Balfame. Capsulae 
gelatinosae medicamentis repletae, exceptis iis, quae simplicia libero 
commercio tradita continent medicamenta, mit Arznei gefüllte Gallert- 
tapfeln, mit Ausnahme derjenigen, welche einfache, dem freien Berfehr über: 
laſſene Stoffe enthalten. Decocta medieinalia, Arznei-Abkochungen. Elec- 
tuaria medicinalia, Arzneisfatwergen. Elixiria medicinalia, Arznei- 
Elirire. Emplastra medicinalia, exceptis emplastro adhaesivo anglico 
et emplastro adhaesivo extenso, Arznei-Pflafter mit Ausnahme von eng: 
liſchem Pflafter und geftrihenem Heftpflafter. Extracta medicinalia ex- 
ceptis extracto malthi et carnis et succo liquiritiae, Arznei-Ertrafte, 
mit Ausnahme vom Malz: und Fleiſch-Extrakt und Lafrigenfaft. Infusa 
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medicinalia, Arznei-Aufgüſſe. Linimenta medicinalia, excepto linimento 
volatili, Arznei-Pinimente, mit Ausnahme von flüchtigem Piniment. Mix- 
turae medicinales in usum internum et externum, exceptis aquis mine- 
ralibus artificiosis, spiritu aethereo, saponato et camphorato, flüffige 
Arznei-Mifhungen für den innerlihen und äußerlichen Gebrauch, mit Aus: 
nahme von künſtlich bereiteten Mineralwällern, Hoffmannstropfen, Seifen: 
und Nampherjpivitus. Pastilli et trochisci medicinales, exceptis pastillis 
ex aquis mineralibus paratis et rotulis menthae piperitae, Arznei: 
Paſtillen (Zeltcyen), mit Ausnahme der aus Mineralguellen bereiteten, und 
der Pfeffermünzfuchen. Pilulae, Pillen. Pulveres medieinales mixti, 
gemijchte Arznei-Bulver. Species medicinales, Mengungen von gröblich 
zerfleinerten Arznei-Subftanzgen. Syrupi medicinales, exceptis syrupis 
e succis fructuum paratis et syrupo simpliei, Arzuei-Sprupe, mit Aus— 
nahme der Fruchtſäfte und des weißen Zuderiyrups. Tineturae aethereae, 
aquosae, spirituosae et vinosae medicinales (vina medicinalia), ex- 
ceptis essentiis ad Jiquores parandos spirituosos domesticos et tinc 
turis Myrrhae, Benzoes, Arnicae et Valerianae et vino pepsini, 
ätheriſche wäſſerige, jpiritußfe und weinige Auszüge, mit Ausnahme von 
Eifenzen zur Anfertigung geiftiger Getränfe zur Haushaltung, ſowie ber 
Myrrhen-, Benzöe-, Arnifa- und Baldrian« Tinftur und des Pepfinweins. 
Unguenta medieinalia, exceptis unguento populi, Cold Cream et ce- 
rato cetaceo labiali, Arzneifalben und Gerate mit Ausnahme von Pappel- 
PBomade, Cold-Cream und Pippenpemabe. 


B. 

Acidum benzoicum, Sublimirte Benzoefäure. Acidum lacticum, 
Mildyfäure. Acidum suceinicum, Bernfteinfänre. Acidum valerianicum, 
Baldrianfäure. Aconitinum et ejus salia, Aconitin und deſſen Salze. 
Aethylenum chloratum, Aethylen-Chlorid. Ammonium chloratum fer- 
ratum, Ciienfalmiaf. Amygdalioum, Amygpalin. Aqua amygdalarum 
amararum, Bittermandelwafler. Aqua foetida antihysterica, zuſammen— 
gejegtes Stinfafantwafler. Aqua laurocerasi, Kirſchlorbeerwaſſer. Aqua 
opii, Opiumwaſſer. Asa foetida, Stinfafant. Atropinum et ejus salia, 
Atropin und dejien Salze. Bismuthum subnitricum purum, demijd) 
reines bafiiches jalpeterfaures Wismuthoryd. Bismuthum valerianicum, 
baldrianſaures Wismuthoryd. Bulbus scillae, Meerzwiebel. Calcaria 
phosphorica praeeipitata, gefällter phosphorjaurer Half. Cantharides, 
fpanifche Fliegen. Cantharidinum, Gantharidin. Castoreum canadense, 
canadiiches Bibergeil. Castoreum sibiricum, fibirifches Bibergeil. Chini- 
num et ejus salia, Chinin und deſſen Sale. Chinoidinum, Chinoidin. 
Chloralum hydratum erystallisatum, fryftallifirtes Chloralhypdrat. Chloro- 
formium, Chloroform. Cinchoninum et ejus salia, Ciuchonin und deſſen 
Salze. Codeinum, Codein. Cofleinum, Caffein. Collodium cantharida- 
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tum, blajenziehendes Collodium. Coniinum et ejus salia, Coniin und deſſen 
Salze. Cortices chinae, Chinarinden. Cortices mezerei, Geibelbaft- 
rinden. Cortices radieis granati, Granatwırzelrinden. Cubebae, Gubeben. 
Cuprum aluminatum, $upferalaun. Digitalinum, Digitalinum. Euphor- 
bium, Euphorbium. Faba calabarica, Galabarbohne. Fel tauri depuratum 
siccum, trodene gereinigte Ochfengalle. Ferrum carbonieum saeccharatum, 
zuderhaltiges fohlenfaures Eijen. Ferrum chloratum, Eiſenchlorür. Ferrum 
eitricum ammoniatum, citronenfaures Gifeneryd- Ammonium. Ferrum 
eitricum oxydatum, citronenfaures Eifenoryd. Ferrum jodatum saccha- 
ratum, zucderhaltiges Jodeiſen. Ferrum lacticum, milchſaures Eiſenoxydul. 
Ferrum oxydatum fuscum, Eifenoryphydrat. Ferrum oxydatum saccha- 
ratum solubile, Eifenzuder. Ferrum oxydatum dialysatum, bialyfirtes 
Eifenoryp. Ferrum reduetum, durch Waſſerſtoff reduzirtes Eifen. Ferrum 
sesquichloratum, Eijendlorid. Ferrum sulfuricum oxydatum ammonia- 
tum, ammoniafalifher Eijen-Alaun. Ferrum sulfuricum siecum, ent— 
wäſſertes jchwefelfaures Eifenorydul. Flores cinae, Wurmjamen. Flores 
Koso, Kuſſo. Folia belladonnae, Tolltirfchenblätter. Folia bucco, 
Buccoblätter. Folia digitalis, Fingerhutblätter. Folia hyoseyami, 
Bilfenfraut. Folia stramonii, Stechapfelblätter. Folia toxicodrendi, 
Giftjumachblätter. Fructus coloeynthidis, Goloquinten. Fructus saba- 
dillae, Sabadillfamen. Fungus larieis, Lärchenſchwamm. Galbanum, 
Mutterharz. Herba cannabis indicae, indifher Hanf. Herba conii, 
Scyierlingsfraut. Herba gratiolae, Öottesgnadenfraut. Herba lobeliae, 
Yobelienfraut. Hydrargyrum bijodatum rubrum, rothes QDuedfilber- 
jedit. Hydrargyrum chloratum mite, Queckſilberchlorür. Hydrar- 
gyrum chloratum mite vapore paratum, durch Dampf bereitetes 
Quedfilberdylorür. Hydrargyrum jodatum flavum, Quedfilberjedür. 
Hydrargyrum nitricum oxydulatum, falpeterfaures Quedfilberorydul. 
Hydrargyrum oxydatum via humida paratum, präcipitirte® Quedjilber- 
oxyd. Hydrargyrum praecipitatum album, weißer Quedfilber- Bräcipitat. 
Jodoformium, Jodoform. Kalium bromatum, Bromfalium. Kalium 
jodatum, Yodfalium. Kamala, Kamala. Kreosotum, Kreoſot. Lactu- 
carium, iftlattichfaft. Liquor ferri sesquichlorati, flüffiges Eiſenchlorid. 
Liquor plumbi subacetici, Bleiejfig. Magnesia citrica effervescens, 
Branjepulwer, aus citronenfauerer Magnefia bereitet. Magnesia lactica, 
milhjaure Magnefi. Manna, Manna. Morphinum et ejus salia, 
Morphin und deſſen Salze. Narceinum, Narcein. Narcotinum etc., 
Narcotin ꝛc. Natrum pyrophosphoricum, pyrephosphorfaures Natron. 
Natrum pyrophosphoricum ferratum, pyrophosphorfaures Eiſenoxyd— 
Natron. Natrum santonieum, Santonin-Ratron. Oleum cajeputi, 
Eajeput-Del. Oleum cajeputi rectificatum, rectificirtes ajeput-Del. Oleum 
chamomillae aethereum, ätberifches Kamillen- Del. Oleum chamomillae 
eitratum, citronenhaltiges Kamillen-Del. Oleum erotonis, Kroton-Oel. 
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Oleum eubebarum, Eubeben:Del. Oleum myristicae (seu oleum nucistae 
expressum), Musfat-Del oder Musfat- Butter. Oleum sabinae, Sade— 
baum-Del. Oleum sinapis, Senf-Del, ätherifches. Oleum valerianae, 
Baldrian:Del. Opium, Opium. Pasta Guarana, Guatana. Plumbum 
jodatum, Jodblei. Radix belladonnae, Tollfirfhenwurzel. Radix 
coloınbo, Kolombowurzel. Radix hellebori viridis, Grüne Nießwurzel. 
Radix ipecacuanhae, Bredmwurzel. Radix pyrethri, Bertrammurzel. 
Radix rhei, Rhabarber. Radix sarsaparillae, Saflaparillmurzel. Radix 
senegae, Senegawurzel. Radix serpentariae, virginiſche Schlangemmurzel. 
Resina guajaci, Öuajafharz. Resina jalapae, Jalapenharz. Resina 
scammoniae, Scammontaharj. Rhizoma filieis, Wurmfarrnwurzel. Rbi- 
zoma veratri, weiße Nießwurzel. Santoninum, Santonin. Secale cornutum, 
Mutterforn. Semen colchiei, Zeitlojenfaamen. Semen hyoseyami, Biljen« 
faamen. Semen stramonii, Stedyapfelfaamen. Semen strychni, Krähen— 
Augen. Stibium sulfuratum aurantiacum, Goldſchwefel. Stibium 
sulfuratum rubeum, Mlineralfermes. Stipites dulcamarae, Bitterfüßftengel. 
Strychninum et ejus salia, Strydnin und deſſen Salze. Sulfur jodatum, 
Jodſchwefel. Summitates sabinae, Sabebaumfpigen. Tartarus boraxatus, 
Borarweinftein. Tartarus natronatus, Seignettefalj. Tartarus stibiatus, 
Bredyweinftein. Tubera aconiti, ifenhutfnollen. Tubera jalapae, 
Salapenfnollen. Veratrinum, Beratrin. Zincum aceticum, ejfigjaures 
Zinforyd. Zincum chloratum, Chorzink. Zincum ferrocyanatum, 
Ferrocyanzink. Zincum laeticum, mildyjaures Zinforyd. Zincum sulfo- 
carbolicum, farboljchwefelfaures Zinforyd. Zineum sulfuricum purum, 
reines jchwefelfaures Zinforyd. Zincum valerianicum, baldrianfaures 


Zinforyp. 
Verkehr mit Honig : Präparaten. 
Kaiferlide Verordnung vom 3. Januar 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Deutjcher Kaifer, König von Preußen ıc. 
verordnen im Namen bes Reichs, auf Grund der Beftimmung am Schluſſe 
des $ 6 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (Bundes » Gefegblatt 
©. 245), was folgt: 

Zu denjenigen Zubereitungen, deren Feilhalten und Verkauf als Heil- 
mittel nad $ 1 der Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, 
vom 4. Januar 1875 (Reichs: Gejegblatt ©. 5) nur in Apotheken geftattet 
ift, ohne Unterjchied, ob diefe Zubereitungen aus arzneilid wirkſamen oder 
aus foldhen Stoffen beftehen, weldhe an und für ſich zum mediziniſchen 
Gebrauche nicht geeignet find, treten hinzu: 

die Honig» Präparate (mellis praeparata) mit Ausnahme des ge— 
reinigten Honigs (mel depuratum) und des Nofenhonigs (mel 
rosatum). 
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Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und bei. 
gebrudtem Kaiferlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Januar 1883. 
(L. S.) (gez.) Wilhelm. 
(gge3.) von Boetticher. 


Aufbewahrung und Berabfolgung der Giftwaaren. 
Polizei-Verordpnung vom 6. Dezember 1876. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei -Ber- 
waltung vom 11. März; 1850 verordnet das Polizei» Präftpium, nad Be— 
rathung mit dem Gemeinde-Vorſtande, für den Polizeibezirt von Berlin 
was folgt: 

81. 

Die in der Anlage A. namhaft gemachten Gifte und alle anderen, 
denfelben gleih wirkenden Stoffe dürfen von dem zum Handel mit Giften 
befugten Perſonen nur in eigenen abgejchloffenen Räumen in feiten Gefäßen 
aufbewahrt werden. Die Gefäße, welde die Gifte enthalten, find in ver- 
ſchloſſenen Behältniffen, und zwar jo aufzujtellen, daß jede der fünf Arten 
der Gifte, welche in der Anlage A. unterfchieden werben, in einem befonderen 
verſchloſſenen Behältnifie enthalten ift. Die Gefäße müſſen mit einer ihrem 
Inhalte entfpredyenden deutlihen Signatur verjehen fein, welde in Delfarbe 
ausgeführt oder eingebrannt fein muß. Die Farbe der Signaturen muß 
von der aller anderen auf jonftigen Gefähen befindlichen Signaturen ver: 
jhieden fein, Die Thür eines jeden der erwähnten fünf Behältniffe muß 
an ihrer äußeren Fläche die Signatur „Gift“ und das Bild eines Todten- 
fopfes tragen. 

82. 

Der Phosphor ift in Gefäßen von jtarfem Glaſe mit gläfernem Stöpjel 
unter Wafjer aufzubewahren. Die Gläfer müfjen mit Sand umſchüttet in 
Kapfeln aus Eifenbleh ftehen, und lettere find in einem feuerficheren, ver: 
fhlofienen Behältniß im Keller aufzubewahren. 


83. 

Für jede der fünf Arten der Gifte, welche in der Anlage A. unter: 
fhieden werden, müſſen eigene fignirte Waageſchalen, Gewichte, Mörſer, 
Löffel und font etwa erforderliche Geräthe gehalten und bei den betreffenden 
Giften aufbewahrt werben. 

84. 

Dieſe Gifte ($ 1) dürfen nur gegen einen Giftſchein und an Niemand 
anders, als an Kaufleute, Apotheker und an Fabrikanten, Künjtler und 
Handwerker, vie jolhe Waaren zu ihrem Gewerbe bevürfen und dem Ber: 
fäufer als zuverläffig befannt find, oder fi durch ein Zeugniß des Vor— 
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ftandes desjenigen Polizei-Reviers ausweifen, in weldem fie wohnen, ver: 
abfolgt werden. Nur die zur Vertilgung von Ungeziefer dienenden Zu— 
bereitungen der Gifte dürfen auch an andere Berfonen (ald Kaufleute, 
Apotheker u. ſ. w.) verkauft werden, jedoch gleichfalls nur, wenn dieje Per- 
fonen dem VBerfäufer als zuverläffig befannt find, oder ſich durch ein Zeug: 
niß des Vorſtandes desjenigen Polizei-Reviers, in welchem fie wohnen, aus⸗ 
weijen. 
S 5. 


Die eingehenden Giftfcheine müſſen von dem Verkäufer numerirt, in 
ein Giftbuch eingetragen und aufbewahrt werben. 


S 6. 

Das Giftbuch muß die Nummer und das Datum jedes Gifticheines, 
ben Namen und Stand des Bejtellers, ven Namen und Stand ver Perſon, 
welde das Gift in Empfang genommen bat, die Art und das Quantum 
des verabfolgten Giftes und die Angabe, zu welchem Zwed daſſelbe vers 
langt worden tft, enthalten. 

8 7. 

Die Gifte dürfen nicht in PBapierhüllen, fondern müfjen in feiten, gut 
verfchlofienen, verfiegelten und mit dem Namen des Giftes, der Auffchrift 
„Gift“ und drei im die Augen fallenden jchwarzen Kreuzen bezeichneten 
Gefäßen verabfolgt werden. Sie dürfen nicht Kindern und anderen 
unzuverläffigen Perſonen ausgehändigt werden. 

$ 8. 

Die in der Anlage B. nambaft gemachten, heftig wirfenden Stoffe und 
alle übrigen Stoffe von gleich heftiger Wirkung dürfen nur in eigenen ab» 
gefonderten und verfchloffenen Behältniffen oder in eigenen Räumen auf- 
bewahrt werben, jedoch nicht in demjenigen Naume, wo die Gifte der An: 
lage A. aufbewahrt find. Die Gefäße, in denen fie enthalten find, müſſen 
jet und mit einer dem Inhalte entiprechenden Signatur verfehen fein. Die 
Signatur muß in Delfarbe ausgeführt oder eingebrannt fein und die Farbe 
derjelben von ber aller anderen auf fonftigen Gefäßen befindlichen Signaturen 
verschieden fein. 

$ 9. 

Für die auf der Anlage B. aufgeführten Stoffe müflen eigene fignirte 
Waageichalen, Gewichte, Mörfer und jonft etwa erforderliche Geräthe ge- 
halten und bei den Stoffen diefer Art aufbewahrt werben. 


s 10. 

Diefe Stoffe ($ 8) dürfen zwar ohne Giftfchein, aber nur an Berfonen, 
welche dem Verkäufer als zuverläffig befannt oder von dem VBorftande des— 
jenigen Polizei Revier, in welchem fie wohnen, legitimirt find und nur 
unter guter, mit dem Namen bes Stoffes bezeichneter Umhüllung verabfolgt 
werben. 
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s ıl 
ift erſetzt durch die nachſtehende: 
Polizei-Verordnung vom 7. September 1885. 


Auf Grund der 88 143 und 144 des Gefeges über die all- 
gemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.-S, ©. 195 ff.) 
und der 88 5 ff. des Geſetzes über die Polizei» Verwaltung vom 
11. März; 1850 (G.S. ©. 265) wird hierdurch nah Zuftimmung 
des Gemeinde-Vorftandes für den Stabtkreis Berlin Folgendes 
verordnet: 

Einziger Paragraph. 

Der $ 11 der Polizei Verordnung vom 6. Dezember 1876, 
betreffend die Aufbewahrung und VBerabfolgung der Giftwaaren, 
lautet vom Tage der Beröffentlihung diefer Verordnung folgender: 
maßen: 

Konzentrirte Schwefelfüure (Bitrioleum, Dleum), fonzentrirte 
Salpeterfäure (Scheidewafler) und fonzentrirte Aetzlauge (Flaſchen— 
lauge, Bfundlauge), Zuderfäure (Dralfäure, Kleejäure) 
und Kleejalz dürfen in kleinen Ouantitäten, d. bh. in Mengen 
von weniger als einem Pfund, nur wie die Gifte der Anlage A. 
gegen Giftfchein und unter Beobachtung der VBorjchriften der SS 4, 
5 und 6 biefer Verordnung verkauft werden. — Die fonzentrirte 
Schwefel: und Salpeterfäure, fowie die fonzentrirte Aetlauge 
dürfen nur in Gefäßen, welche mittelft eines Stöpfels feſt ver- 
ſchloſſen und mit der Auffchrift „Gift“ bezeichnet find, Zuder- 
jäure und Kleeſalz niemals in Bapierdüten, jondern nur 
in tbönernen rufen, welde die Aufſchrift: „Gift“ tragen 
und fejt zugebunden find, verabfolgt werben. 

Berlin, den 7. September 1885. 

Der Bolizei-Präfident. 
In Bertretung: 
(ge3.) Friedheim. 

$ 12. 

Berdünnte Schwefel: und Salpeterfäure, ſowie verbünnte Aetzlauge, 
mworunter Mifchungen von einem Theile fonzentrirter Säure oder Pauge mit 
mindeftens fünf Theilen Waſſer zu verftehen find, dürfen in jeder beliebigen 
Menge ohne Pegitimation des Käufers verkauft werden. 


8 13. 

Wer den vorjtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, oder den durch 
diefe Verordnung ihm auferlegten Verpflichtungen nachzukommen unterläßt, 
wird, wofern er nicht nach den vorhandenen geſetzlichen Beftimmungen eine 
ſchwerere Strafe verwirft hat, mit Gelpftrafe bis zu 30 Marf oder mit 
verhältnigmäßiger Haft beitraft. 
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Ss 14. 

Die Polizei-Verordnung, betreffend die Aufbewahrung und Berabfolgung 
von Giftwaaren, vom 20. Dezember 1873 (Amtsblatt S. 24, Jahrgang 1874 
und Intelligenz= Blatt für 1874, Nr. 8) wird hierdurd aufgehoben. Im 
wie weit der Handel mit den in Anlage A. und Anlage B. angeführten 
Stoffen den Apotheken vorbehalten ift, ergiebt fihb aus der Reichs - Ver: 
ordnung vom 4. Januar 1875 (vergl. vorftehend Seite 107). 

Berlin, den 6. Dezember 1876. 

Königliches Polizei » Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Anlage A. 


Verzeichniß 
der direkten Gifte, welche nur in beſonderen abgeſchloſſenen 
Räumen (Giftkammern) aufbewahrt werden dürfen: 


1) Alealoide und deren Salze: Aconitin; Atropin; Cantharidin; 
Coniin; Digitalin; Strychnin; Veratrin und ähnliche. 

2) Arsenicalia (Arſen und deſſen Berbindungen): Scherbentobalt; 

Sliegenftein; Acidum arsenicosum (arjenige Säure); Acidum 

arsenicicum (Arfenfaure); Pulvis arsenicosus Cosmii (Gosme- 

ſches Pulver); Arfenhaltige Farben; Auripigmentum (Operment); 

Realgar (Raufchgelb); Schweinfurter, Schwediſches, Scheel’iches, 

Wiener, Kaifer-, Mitis- oder Papagei-Grün; Arfenifhaltige Anilin- 

farben u.f.w. Zum Vertilgen von Ungeziefer mit Arjen bereitete 

Mittel, wie Fliegenpapier, Fliegenwaſſer und dergleichen. 

Mercurialia (Quedfilber-Berbindungen): Hydrargyrum bichloratum 

corrosivum (Aegendes Duedjilberhlorid oder Sublimat); Hydrar- 

gyrum bijodatum rubrum (Rothes Queckſilberjodid); Hydrargyrum 
jodatum flavum (Gelbes Jodqueckſilber); Hydrargyrum praeeipi- 
tatum album (Weißer Quedjilber-Präcipitat); Hydrargyrum nitri- 
cum oxydulatum (Salpeterjaures Quedfilberorydul); Hydrargyrum 
oxydatum rubrum (Rothes Quedjilberoryd oder rother Präcipitat); 

Hydrargyrum oxydatum via humida paratum (Präcipitirtes Qued» 

filberoryd); Turpethum minerale (Bafifchefchwefelfaures Quedfilber- 

oxyd). 

4) Phosphor und die zum Vertilgen von Ungeziefer damit zubereiteten 
Gifte. 

5) Cyanata (Blauſäure und deren Salze, blauſäure-haltige Stoffe); 
Hydrargyrum cyanatum (Cyan-Queckſilber); Kalium cyanatum 
(Syanfali); Zineum eyanatum (Cyanzinf); Oleum amygdalarum 
acthereum (Bittermandel-Del); Oleum laurocerasi aethereum 
(Kirichlorbeer- Del). 
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Anlage B. 
Verzeichniß 
der heftig wirkenden Stoffe, welche von den übrigen 
abzufondern und vorſichtig aufzubewahren find. 


1) Alcalien und augen: Kalium; Kali causticum fusum (Aetfali); 
Liquor Kali caustici (Netfali-Pauge); Natrium; Natrum causti- 
cum (Wegnatron); Liquor Natri caustiei (Aetznatron⸗Lauge). 

2) Alcaloide und deren Salze: Codein; Morphin; Narcein; Nar- 
cotin etc. 

3) Antimonialia (Spießglanz: Präparate): Liquor stibii chlorati 
(Spiefglanz-Butter); Tartarus stibiatus (Brechſteinwein). 

4) Bleipräparate und bleihaltige Yarben: Liquor plumbi subacetici 
(Blei-Ejfig); Plumbum aceticum (Bleizuder); Plumbum jodatum 
(Jodblei); Cerussa (Bleiweiß); Lithargyrum (Bleiglätte, Silberglätte 
oder Maffitot); Minium (Mennige); Plumbum chromicum (Chrom: 
faures Bleioryd, Bleigelb, Chromgelb, Chromorange oder Chromrotb), 

5) Brom und deſſen Berbindungen, wie Kalium bromatum (Brom— 
Kali) u. 4. 

6) Cadmium-Berbindungen: Cadmium oxydatum (Cadmiumorxyd); 
Cadmium earbonicum, hydrochloratum, sulfuricum (fobhlenjaures, 
ſalzſaures, jchwefelfaures Cadmiumoryd.) 

7) Droguen und die aus denjelben bereiteten Ejfige, Ertrafte, Pulver, Säfte, 
Tinkturen, Weine: Anacardia (Elephantenläufe); Aqua amygdalarum 
amararum (Bittermandelmafler); Aqua laurocerasi (Kirjchlorbeer- 
waifer); Cantharides (Spanifche Fliegen); Cardol, Chloroformium 
(Chloroform); Chloratum hydratum crystallisatum (Choralhydrat); 
Euphorbium, Faba Calabarica (Galabarbohne); Faba St. Ignatii 
(Ignatiusbohne); Folia Belladonnae (Tolltirfhenblätter); Folia 
Digitalis (Fingerhutblätter); Folia Hyosceyami (Bilfenfraut); Folia 
Stramonii (Stedapfelblätter); Folia Toxicodendri (Giftfumad- 
blätter); Fructus Colocynthidis (Cologuinten); Fructus Sabadillae 
(Sabadilljaamen); Gutti (Gummigutt); Herba Aconiti (Eiſenhut— 
fraut); Herba Cicutae virosae (Wafjerfchterling); Herba Conii 
(Schierlingskraut); Herbagratiolae (Öottesgnadenfraut); Kreosotum 
(Kreofot); Natrum santonicum (SantoninsWatron); Nitrobenzolum 
(Mirban-Del); Oleum Crotonis (Groton-Del); Oleum Sabinae 
(Sabebaum-Del); Oleum Sinapis (Senf-Del); Opium, Oxalium 
(Kleejalz); Radix Belladonnae (Bellaponnawurzel); Radix Hellebori 
viridis (Örüne Nießwurzel) ; Radix Ipecacuanhae (Brechwurzel); Rhi- 
zoma Veratri (Weiße Niefwunrzel); Santoninum (Santonin); Semen 
Coceuli Indiei (Kodels-Körner); Semen Colchiei (Zeitlofenfaamen); 
Semen Hyosceyami (Bilfenfaamen); Semen Stramonii (Stedapfels 
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jaamen); Semen Strychni (Krähen-Augen); Summitates Sabinae 
(Sadebaumfpigen); Tubera Aconiti (Eifenhutfnolfen); Tubera 
Jalapae (Jalapenknollen). 

8) Goldſalze: Aurum chloratum (Chorgold); Auro Natrium chloratum 
(Chorgolp- Natrium). 

9) Jod und feine Präparate: Jodum (Jod); Ferrum jodatum 
saccharatum (Zuderhaltiges Jodeifen); Jodoformium (Jodoform); 
Kalium jodatum (Jodtalium); Sulfur jodatum (Jodſchwefel). 

10) Kupferjalze und fupferhaltige Farben: Aerugo (Grünjpan); Cuprum 
aceticum (fryftallifirter Grünfpan); Cuprum aluminatum (Kupfer: 
‚Alaun); Cuprum oxydatum ($upferoryd); Cuprum sulfuricum 
(Kupfervitriol); Cuprum sulfuricum ammoniatum. 

11) Duedjilberfalze: Hydrargyrum chloratum mite (Kalomel); Hydrar- 
gyrum chloratum mite vapore paratum (durch Daınpf bereitetes 
Queckſilberchlorür); Hydrargyrum phosphoricum (phosphorjaures 
Quedjilberoryd); Hydrargyrum bisulfuricum (doppelichwefeljaures 
Duedjilberoryp). 

12) Säuren: Acidum carbolicum (Karbolfäure); Acidum chromicum 
(Chromjäure); Acidum hydrochloricum (Salzfäure); Acidum 
nitricum (Salpeterfäure, Scheidewaſſer); Acidum oxalicum (Klee— 
fäure); Acidum pierieum (Pilrinfäure); Acidum sulfuricum 
(Scwefeljäure, Bitriol- Del). 

13) Silberjalze: Argentum aceticum (ejfigfaures Silberoryd); Argentum 
nitricum (Ööllenjtein); Argentum nitricum cum Kali nitrico 
(jalpeterhaltiger Höllenftein); Argentum chloratum (Ehlorfilber); 
Argentum sulfuricum (ſchwefelſaures Silberoryd) 

14) Zinffalzge: Zineum aceticum (effigfaures Zinforyp); Zineum 
chloratum (Chlorzinf); Zineum lacticum (mildfaures Zinforyp); 
Zinceum sulfocarbolicam (farbolichwefelfaures Zinforyd); Zincum 
sulfuricum (Zinfvitriol); Zineum valerianicum (baldrianfaıres 
Zinforyd). 

15) Zinnfalge: Stannum chloratum fumans (Zinnchlorid, Zinngeift); 
Stannum chloratum crystallisatum (Chlorzinn, Zinnfalz); Stannum 
ammoniacatum chloratum (Bintjalz). 


Rerwendung giftiger Farben. 
Kaiferlihe Verordnung vom 1. Mai 1882. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen u. ſ. w., verorbnen im Namen bes Reichs auf Grund des $ 5 des 
Sefetes vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden, nad) erfolgter Zuftimmung des 
Bundesraths, was folgt: 
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81. 

Giftige Farben dürfen zur Herſtellung von Nahrungs: und Genuß— 
mitteln, welche zum Verkaufe beftimmt find, nicht verwendet werben. Giftige 
Farben im Sinne diefer Verordnung find alle diejenigen Yarbftoffe und 
Zubereitungen, welde Antimon (Spiefglanz), Arfenif, Baryum, aus- 
genommen Schwerjpatb (jchwefelfauren Baryt), Blei, Chrom, ausgenommen 
reines Chromoryd, Kadmium, Kupfer, Quedfilber, ausgenommen Zinnober, 
Zinf, Zim, Gummigutti, Pilrinfäure enthalten. 


88 2 und 3 
find durch Kaiferlihe Verordnung vom 5. Mär, 1332 außer Kraft gefept. 


84. 

Die Verwendung der mit Arſenik dargeftellten Farben zur Heritellung 
von Tapeten, ingleichen der mit Arfenif dargeftellten Rupferfarben und der 
folde Farben enthaltenden Stoffe zur Herftellung von Befleivungsgegen- 
ftänden ift verboten. 

85. 

Das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Nahrungs- und 
Genußmitteln, welche den Vorſchriften der SS 1, 2 zuwider hergeſtellt, 
aufbewahrt oder verpackt ſind, ſowie von Spielwaaren, Tapeten und Be— 
kleidungsgegenſtänden, welche den Vorſchriften der 88 3, 4 zuwider her— 
geſtellt ſind, iſt verboten. 

86. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1883 in Kraft. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterjchrift und bei— 
gedrucktem Kaijerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Mat 1882. 

(L. S.) (ge3.) Wilhelm. 
(ge3.) von Bötticher. 


Befanntmahung vom 31. März 1883. 

Neben den "Beftimmungen dieſer Kaiferlihen Verorbnung (vom 1. Mai 
1882) bleiben bis auf Weiteres die in der nachfolgenden PolizeisBerorbnung 
vom 25. November 1878 fettgedrudten [nachjtehend gefperrt geprudten] Säge 
und Beitimmungen auch fernerhin in Straft: 


Polizei-Berorbpnung vom 25. November 1878, 
betreffend die Verwendung fhädlicher Farben zum Färben von Spielmaaren. 


Auf Grund des $ 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über bie 
Bolizei- Berwaltung verordnet das Polizei» Präafivium für die Polizeibezirke 
von Berlin und Charlottenburg, was folgt: 
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sl. 

Zum Färben von Spielwaaren und Genufmitteln dürfen Prä— 
parate und Farben, welde Antimon (Spießglanz), Arfenik, 
Baryım (mit Ausnahme von Schwerfpath), Blei, Chrom (mit 
Ausnahme von Chromoxyd), Kadmium, Kobalt, Kupfer, Molybvän, 
Nickel, Quedfilber (mit Ausnahme des reinen Zinnober), Uran, 
Wismuth, Wolfram, Zink (mit Ausnahme von Zinkweiß in Form 
von Del» und Yadfarbe), Zinn, ſowie Öummigutti, Pikrinſäure 
und arjenifhaltige Anilin« und Naphthalinfarben enthalten, 
nicht verwendet werden. 

s 2. 

Ebenjo dürfen Bapiere und andere Stoffe, welde mit den 
im $ 1 genannten Präparaten und Karben gefärbt find, zur 
Einhüllung von Genußmitteln nidt verwendet werden. 

$ 3. 

Wer die im $ 1 bezeichneten Präparate und Farben zum 
Färben von Spielwaaren und Genußmitteln, welde zum öffent- 
lihen Berfauf oder Berbraud beftimmt find, verwendet, in— 
gleihen, wer Spielwaaren und Genußmittel, welche mit diefen 
Präparaten oder Farben gefärbt find, verfauft oder feilhält, 
und wer Genußmittel, welde mit derartig gefärbten Ein- 
hüllungen verjeben find, verkauft oder feilhält, wird, wofern 
nit andere jtrafgefeglide Beftimmungen zur Anwendung 
fommen, mit Gelditrafe bis zu 30 Marf oder im Falle des 
Unvermögens mit verhältnißmäßiger Haft bejtraft. 

Berlin, den 25. November 1878. 

Köngliches Polizei» Präfidium. 


Zugleich wird nachſtehend ein Berzeichni der gebräuchlichſten ſchädlichen 
Farben, ſowie der an Stelle derfelben zu verwendenden unſchädlichen Farben 
veröffentlicht: 

A. Schädliche Karben. 


1) Blaue: Bergblau, blauer Streuglanz, Bremerblau, Eſchel, Kobalt- 
ultramarin, unreine Smalte, Königsblau, Leithnerblau, Mineralblau, 
Neumiederblau (Kalkblau), Sächſiſchblau, unreines Thenarpsblau. 

2) Gelbe: Antimongelb, Bleigelb, Chromgelb (chromſaures Blei), Englifch- 
gelb, Oummigutti, Jeaunebrillant, afjelergelb, Kölnergelb, Massikot, 
Mineralgelb, Citronengelb, Neapelgelb, Neugelb, Operment, (auri 
pigmentum) Raujchgelb, Perfiichgelb, Batentgelb, Barifergelb, Pikrin⸗ 
fäure, Schwefelfadmium (Kadmiumgelb), gelber Ultramarin, Zinfgelb. 

3) Grüne: Berggrün, Braunfchweigergrün, Bremergrün, Caſſelmann— 
grün, Chromgrün (mit Ausnahme von Chromoryd) Engliſchgrün, 
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Gelbholzgrün, Grünjpan, Kaijergrün, Kaſſelergrün, Yaubgrün, Minerals 
grün, Mitisgrün, Moosgrün, Neapelgrün, Neumiedergrün, Papagei— 
grün, Barifergrün, Patentgrün, Delgrün, Ouercitrongrän, Scheele'ſches 
Grün, Schweinfurtergrün, Seidengrün, Wienergrün, Zinfgrün, grüner 
Zinnober (Berlinerblau mit hromjaurem Blei). 

4) Rothe: Antimonzinnober (rother Spiehglanz), arfenhaltiges Fuchſin 
(Anilinroth), Amaranthroth, Berlinerroth, Cochenilleroth, Chromroth, 
Kupferroth, Mennige (Minium), Pariſerroth, Realgar, Chromorange, 
Wienerroth, bleihaltige Farblacke (ſogenannter Geraniumlack, Eoſin— 
lack). 

5) Weiße: Bleiweiß, Kremſerweiß, Schieferweiß, Schneeweiß, Silber— 
weiß, Zinkweiß (Zinkoxyd als Leimfarbe). 

6) Metallfarben: Goldbronce, unechtes Blattgold und Blattſilber 
(Schaumgold und Schaumſilber), bleihaltiger Staniol. 


B. Unſchädliche Farben. 


1) Blaue: Altaliblau, Anilinblau, Berlinerblau, Diesbacherblau, Indigo, 
Indigocarmin, Indigolöfung (Blautinftur), Lakmus, Neublau, PBarifer- 
blau, Saftblau, reine Smalte, Stablblau, Ultramarin, blauer Lad. 

2) Braune: Bifter, Cölnifshe Erde, Mahagonibraun, Manganbraun, 
Rehbraun, Umbra. 

3) Gelbe: Ambergergelb, Gelberve, Goldoder, Ddergelb, Schüttgelb, 
Saffran» Surrogat, Yade und Saftfarben aus Ablohungen von 
Berberigenwurzel, Curcuma, Fiſetholz, Gelbbeeren, Ginfter, Gelb- 
ſchoten, Martinsgelb, Duercitron, Ringelblume(Calendula officinalis), 
Saffran, Wau. 

4) Grüne: Berlinergrün, Grünerde, Saftgrün, reines Chromoryd, 
Ultramaringrän, grüner Garmin, Anilingrün, Maladitgrün, Cichorien— 
grün, ſowie Miſchungen von nicht Ihädlicyen gelben und blauen 
Farben. 

5) Rothe: Armeniſcher (rother) Bolus, Berlinerroth, Braunroth, 
Blutſtein (Caput mortuum), Eiſen-Mennige, Carmin colcothar, 
Drachenblut, Engliſchroth, Hausroth, Preußiſchroth, Polierroth, arjen- 
freie Lacke und Saftfarben, dargeſtellt aus Abkochungen von Alkermes 
(Scharlachbeeren), Cochenille, Fernambukholz, Krapp, Sandelholz, 
Rubin, Zinnober. 

6) Weiße: Gips, Kreideweiß, Schlemmkreide, präparirter Sped- und 
Talkftein, Schwerfpath, Permanentweiß (Blancfixe), weißer Thon, 
Zinfweiß als Del- oder Ladfarbe. 

7, Metallfarben: Echtes Blattgold und Blattfilber, Graphit. 

Berlin, den 31. März 1883. 

Königlihes Polizei Präfidium. 
(ge5.) von Madai. 
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Anwendung von Gift bei Ausübung des Kammerjäger: Gewerbes. 
Polizeir-Berordnung vom 27. Juni 1870. 

Auf Grund der 8$ 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Ber- 
waltung vom 11, März; 1850 (G.-5. ©. 265) verordnet das Polizei- 
Präfivium für den engeren Polizeibezirt von Berlin und den Polizeibezirk 
von Charlottenburg, was folgt: 

81. 

Die Giftſtoffe, welche die Kammerjäger beim Betriebe ihres Gewerbes 
gebrauchen, müſſen in verſchloſſenen Räumen und unter Beobachtung der 
den Apothefern für diefe Zwede gegebenen Vorſchriften aufbewahrt werden 
und die Büchfe, deren fih die Kammerjäger zum Aufbewahren und zum 
Transporte der Gifte bedienen, von fejter, nicht leicht zerbrechlicher Maſſe, 
wohl verfchloflen und mit der Auffchrift: „Gift!“, ſowie mit drei Kreuzen 
(Fr) bezeichnet fein. 03 


Ale Giftitoffe Dürfen nur in augenfällig als ungeniefbar ſich dar— 
ftellenden Miſchungen und Formen, welche feine Verwechſelung mit Nahrungs- 
mitteln für Menſchen und Hausthiere zulaffen, geführt und angewandt 
werden. Sie müſſen vielmehr ein vom Genuſſe abjchredendes Anfehen, 
Geruch und Geihmad haben. Andere Mifhungen als ein aus Arſen be- 
ftehendes, leviglidh in präparirtem Zuftande mit Kiehnruß und faftgrün ges 
mischt, aus einer Apothefe zu entnehmendes Präparat dürfen nur mit Ge— 
nehmigung des Polizei» Präfidiums angewandt werben. 

8 3. 

Beim Auslegen des Giftes zur Bertilgung des Ungeziefers muß ftets 
mit der gehörigen Vorficht verfahren werden, damit Menſchen und Haus— 
thiere feinen Schaden nehmen fünnen. 

SA. 

Die Kammerjäger dürfen das Gift nur felbft auslegen und unter feiner 

Bedingung dem Käufer zum Selbftgebrauche überlajien. 
85. 

Üebertretungen diefer Berordnung werden, fofern nicht nad) den Straf- 
gejeten höhere Strafen verwirft find, mit Geldftrafen bis zum Betrage von 
10 Thlr. geahndet. 

Berlin, den 27. Juni 1870. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Wurmt. 


Fliegenpapier. 
Bekanntmachung vom 14. Juni 1881. 
Das Feilhalten und der Verkauf des giftigen arſenikhaltigen Fliegen— 
papiers ift nur den Apothefern und den zum Handel mit Giften berechtigten 
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Kaufleuten und Gewerbetreibenden, und auch diefen nur unter den beim Gift: 
verfaufe vorgejchriebenen Borfihtsmaßregeln, insbejondere nicht ohne Gift: 
ſchein und ‚nicht ohne die Bezeichnung deſſelben mitteljt eines aufgedrüdten 
Stempels als „giftig geitattet. 

Die Uebertretung diefer Borjhriften wird auf Grund des Strafgeieg- 
budes $ 367 Ziffer 3 und 5 bejtraft werden. 

Berlin, ven 14. Juni 1881. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Fliegenteller. 


Bekanntmachung vom 15. April 1882. 

In neuefter Zeit kommen mehrfady jogenannte Fliegenteller aus weißem 
Papier over dünner Pappe in den Berfehr, welche mit Arjeniklöfung ge- 
tränkt, dazu bejtimmt find, mit feinem Zuder beftreut und mit Waſſer an- 
gefeuchtet, in Wohnräumen aufgeftellt zu werden, um ftatt des ſonſt wohl 
üblihen Fliegenpapiers zur Bertilgung der liegen zu dienen. Alle Be- 
theiligten werden darauf aufmerffam gemacht, daß auf diefe Teller die Be- 
treffs des Verkaufs von Fliegenpapier beſtehenden Beſtimmungen Anwendung 
finden und daß die Fliegenteller nur von Perfonen, welche zum Gifthandel 
befugt find, und zwar gegen Giftſchein, verkauft werden dürfen. Auch muß 
jeder Teller mit der Aufjchrift „Gift“ derart verjehen fein, daß dieſelbe 
völlig unverdedt und augenfällig iſt. 

Berlin, den 15. April 1882. 

Königliches Polizei - Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Geſundheitsſchädliche Kautihud:Mundftüde. 
Bekanntmachung vom 4. April 1862. 


Es kommen gegenwärtig nicht ſelten Kautfhud-Mundftüde für Saug— 
flaſchen im Handel vor, welche durch Gehalt an Zink- und Bleioryd die 
Geſundheit und das Leben Derer, die ſie benutzen, ernſtlich gefährden. Das 
Polizei⸗Präſidium ſieht ſich daher veranlaßt, das Publikum auf dieſe Ge— 
fahr aufmerkſam zu machen. Die ſchädlichen Mundſtücke haben nicht die 
dunkle Farbe, Glätte und Dehnbarkeit des reinen Kautſchucks und unter— 
ſcheiden fih von Mundjtüden aus reinem Kautſchuck insbefondere dadurch, 
daß fie, in Waſſer gelegt, unterfinfen. 

Berlin, den 4. April 1862. 

Königlihes Polizei» Präfidinnt. 
Im Auftrage: 
(gez.) von Winter. 
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Polizei-Berordnung vom 4. April 1862. 


Mit Bezug auf die vorftehende Bekanntmachung vom heutigen Tage 
wird auf Grund des $ 11 des Gejeges über die Bolizei-Bermaltung vom 
11. Mär; 1850 für den engeren Polizeibezirf von Berlin hierdurch ver- 
orbnet: 

Mit Geldbuße bis zu 10 Thalern wird beftraft, wer mit Zink— 
oder Bleioryd oder anderen ſchädlichen Subftanzen bereitete Kaut— 
ihud-Geräthfchaften, weldhe mit Nahrung und anderen Genußmitteln 
in Berührung fommen, oder als Spielzeug dienen (namentlih Mund- 
jtüde fir Saugflafhen, Warzenhütchen, Becher, Gigarrenfpigen, 
Kinderflappern ꝛc.) zum Verkauf anfertigt, verfauft oder feil hält. 

Berlin, den 4. April 1862. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
Im Auftrage: 
(gez.) von Winter. 


Gift:, beionders arjenhaltige Farben. 
Befanntmadung vom 12. Januar 1887. 


Obwohl es den Fortſchritten der Chemie gelungen ift, arjenif- und 
andere gifthaltige Farben durch giftfreie unſchädliche Farben zu erfeten, ges 
langen insbejondere arjenhaltige Farben noch immer häufig zur Ver— 
wendung, jo zur Herftellung grüner Tapeten, zum Bemalen der Zimmer- 
wände, geringwerthiger Fenjtervorhänge, Färben von Kleiderftoffen, fünfte 
lihen Blättern und Blumen u. dgl. m. 

Neuerdings iſt bejonders darauf hingewiefen worden, daß Tapezirer 
zur Bejeitigung des Hausellngeziefers dem Tapetenkleiſter Schweinfurter 
Grün (Schwabenpulver) hinzufügen, wodurd die Gefundheit der Be- 
wohner folder Zimmer ebenjo gefährdet wird, wie die Gejundheit derjenigen, 
welche in Zimmern mit arjeniffarbenen Wänden wohnen oder die oben be- 
zeichneten Gebrauchs« Gegenftände benugen. 

Das Publifum wird wiederholt auf die Gefahren aufmerkfam gemadt, 
welche der Gefundheit und dem Peben durdy die Verwendung gift“, befonders 
arjfenhaltiger Farben drohen, und vor der Benugung folder Gegenjtände 
bezw. dem Bewohnen von Räumen, deren Wände mit arfenhaltigen Farben 
bemalt find, ernftlid gewarnt. Die Gewerbetreibenden, welde 
derartige Farben zu vorgedadhten Zwecken verwenden oder in den Verkehr 
bringen, werben auf die Beftimmungen der 88 324 und 326 des Straf- 
geſetzbuches hingewiefen. 

Berlin, ven 12. Januar 1887. 

Der Polizei: Präfident. 
(ge5.) Freiherr von Richthofen. 
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Bleivergiftungen in Schriftgiehereien. 
Belanntmadhung vom 2. Mai 1881. 

Die auch in Berlin gemachten Erfahrungen haben gelehrt, daß die in 
den Scriftgießereien mit dem Abjchleifen des Gußgrats von den neuen 
Typen bejchäftigten Arbeiter ſehr leicht unter den Folgen von Bleivergiftungen 
leiden. In einem folhen alle ift der Tod einer Arbeiterin die Folge einer 
Bleivergiftung gewejen. Zur Bekämpfung diefes Uebelftandes müſſen zwar 
die Arbeiter in erfter Linie beitragen, indem fie häufige und regelmäßige 
Waſchungen mit Seife, namentlich vor Einnahme der Mahlzeiten vornehmen 
und ihre Kleider einer forgfältigen Reinigung unterwerfen; es ift aber 
auch Sache der Arbeitgeber, die Arbeiter, welche durch Bileivergiftungen 
bedroht werden, vor den Folgen derfelben zu warnen und fie zu der ges 
eigneten Borficht anzuhalten. Um die Arbeitgeber nach diefer Richtung hin 
zu unterjtügen, orbnet das Polizei: Präfidium auf Grund des $ 120 alinea 3 
der Gewerbe-Ordnung an, die nachſtehende Bekanntmachung, welche 
in Plakatform zu drucken der Druckerei von Litfaß — Adlerſtraße Nr. 6 — 
überlafjen worden ift, in allen Arbeitsräumen, in welden Typen gegofien 
oder abgejchliffen werben, an einer in die Augen fallenden Stelle an- 
zujchlagen. Die Polizei Revier» Vorftände find angewiefen, innerhalb vier 
Wochen zu berichten, ob die vorliegende Anordnung befolgt worden iſt. Die 
Säumigen würde die im $ 147 ad 4 angeordnete Strafe treffen. 


Berlin, den 2. Mai 1881. 
Königlihes Polizei» Präfidium, Abtheilung. I. 
(gez.) von Heppe. 


Belanntmadung. 

Die Erfahrung lehrt, dab die in Schriftgießereien befhäftigten Perfonen _ 
häufig an ſich jchleihend entwicelnden Bleivergiftungen erfranfen, welche 
langes Siechthum und, wie auch ein bierjelbft vor nicht langer Zeit vor- 
nefommener Fall wiederum gezeigt hat, den Tod zur folge haben fönnen. 
Um die üblen Einwirkungen des Bleis, von dem ein, namentlich beim Ab— 
fchleifen der Thpen erzeugter feiner Staub fi an die unbededten Körper. 
theile und die Kleider des Arbeiters feitfeht, zu vermeiden, iſt es nothmendig, 
dab die Arbeiter jedesmal vor Einnahme einer Mahlzeit Gefiht und Hände 
gründlich mit Seife waſchen und den Mund mit Wafler ausipülen, foviel 
als möglich aber das Effen und Trinken im Arbeitsraume überhaupt ver- 
meiden. Nach Beendigung der Arbeit muß der Arbeitsanzug einer gründ. 
lihen Reinigung unterworfen und der Körper ſorgſam gewaſchen werden. 
Außerdem werden von Zeit zu Zeit zu nehmende Bäder dringend empfohlen. 

Berlin, den 2. Mai 1881. 

Königlihes Polizei Präfidium. 
In Vertretung: 
(gez) von Heppe. 
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Verbot des Gebrauds des Zints bei Anlegung don Saugbrunnen. 


a. Bublifandum vom 21. Dezember 1833. 
(ABl. 1834, Stüd 1, ©. 2.) 

Da das Zink nicht nur ebenso leicht, fondern nod leichter orydirbar 
ift, als das Blei, wenn ed mit Waſſer und Luft in Berührung kommt, 
das Brunnenwaſſer aber ftets freie Kohlenjäure, fowie verfchievene Salze, 
nämlich Chlornatrium und Chlormagnefium, enthält, mithin eine Lösbarkeit 
des gebildeten Zinkoxyds und fein Uebergehen in das Waſſer unvermeidlich 
it, die Zinkſalze aber, wenn fie auch weniger giftig find, als die Bleifalze, 
doch Erbrechen erregend wirken, jo fann der Gebrauch des Zinks bei der 
Anlegung von Saugbrunnen in medizinalepolizeiliher Hinficht auf feine Weife 
für zuläffig erachtet werben, und wird foldyer in Gemäßheit eines Reſkripts 
des Königlichen Minifteriums der geiftlichen, Unterrichts und Mebizinal- 
Angelegenheiten vom 29. DOftober d. J. hierdurch unterfagt. Die Orts— 
polizeibehörden und die Baubeamten unferes Bezirks haben dies beim An- 
legen der Pumpbrunnen forgfältig beobachten zu laſſen. 

Potsdam, den 21. Dezember 1833. 

Königliche Negierung, Abtheilung des Innern. 


b. Bublifanpum vom 28. Februar 1834. 
(A.Bl. 1834, Stüd 10, ©. 67.) 

Das von der Königlichen Regierung zu Potsdam, im Amtsblatte vom 
3.0. M. unter Nr. 4 erlafiene PBublifandum vom 21. Dezember 1833, 
wegen Nichtgebrauch des Zinfs bei der Anlegung von Saugbrumnen, findet 
feine Anwendung auch auf den dieſſeitigen VBerwaltungsbezirk. 

Berlin, den 28. Februar 1834. 

Königliches Polizei- Präfidium. 


Schädlichkeit der Zinkgefäße. 
Bekanntmachung vom 24. November 1864. 


Die zunehmende Verwendung des Zinks zu mancherlei Wirthſchafts— 
gegenſtänden giebt dem Polizei-Präſidium Veranlaſſung, das Publikum darauf 
aufmerkſam zu machen, daß dieſe Verwendung nicht immer gefahrlos iſt. 
Vorzugsweiſe ift dies der Fall, wenn Zink zu Waſſer-Reſervoirs, Waſſer—⸗ 
Eimern, Gefäßen zur Aufnahme anderer zum Genuß dienenden Flüffigfeiten, 
zu Gemäßen und ähnlichen Gegenftänden verwendet wird. Denn die chemiſche 
Unterfuhung hat nadhgewiefen, daß Brunnenwaſſer, Fluß- und Wafferleitungs- 
wafler, falzhaltiges Wafjer und andere Flüffigfeiten, welche längere Zeit mit 
Zink in Berührung find, einen Theil deſſelben auflöfen. Durch den Genuß 
von Flüffigkeiten aber, in denen Zink gelöft ift, wird die menfhlihe Gefund- 
heit beſchädigt, jelbit dan, wenn nur äußerſt geringe Mengen, jedoch fort- 
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gelegt in den menfchlichen Körper gelangen. Es kann nicht unbemerkt 
bleiben, daß auch die Pöthungen der Zinfgefäße durch ihren Bleigehalt 
Ihäblid werben fünnen. Zur Berhütung diefer Gefahr ift es zweckmäßig, 
entweder Zinfgefäße zu dem bezeichneten Behuf ganz zu vermeiden, oder 
nur ſolche zu benugen, welche mit guter Delfarbe — jedoch nicht mit 
Mennige-, Bleiweiß- oder Zinfweißfarben, fondern mit Ockerfarbe oder mit 
Asphaltlad — geftrihen find. Bei den Zinf-Refervoirs aber empfiehlt es 
fih außerdem, daß die Mündung der Abflußröhre nicht über das Niveau 
bes Bodens des Reſervoirs hervorjtehe, damit das Waſſer ftets vollftändig 
daraus fließen fann. 
‚Berlin, den 24. November 1864. 
Königliches Polizei= Präfidium. 
(ge3.) von Bernuth. 


G. Yahrungs- und Genußmittel. 


Einrichtung und Beuutzung von Bierdrud: Vorrichtungen. 
Polizei-Berordnung vom 20. Januar 1883. 


Auf Grund der 88 5 und 6 des Gefetes über die Polizei» Verwaltung 
vom 11. März; 1850 (G.-©. ©. 265) und der 88 79 und 80 des Gefekes 
über die Organifation der Allgemeinen Pandes-Berwaltung vom 26. Juli 1880 
(G.S. ©. 291) verordnet das Polizei» Präfidium 


über Einrihtung und Benugung von Bierdrud-Borrihtungen 


für den Stadtfreis Berlin unter Zuftimmung des Gemeinde- Vorftandes 
was folgt: 
81. 

Bei ſämmtlichen zum Abzapfen von Bier benutzten Druckvorrichtungen 
müſſen die Leitungsröhren für das Bier einen inneren Durchmeſſer von 
mindeſtens einem Centimeter haben und dürfen nur aus reinem, nicht mehr 
als ein Prozent Blei enthaltendem Zinn hergeſtellt ſein. 

Die außer den Leitungsröhren zur vorübergehenden Auf— 
nahme von Bier beſtimmten Behälter der Druckvorrichtungen 
Dürfen, wenn ſie aus Metall gefertigt jind, entweder nur aus 
reinem, nicht mehr als ein Prozent Blei enthaltenden Zinn, 
oder aus in der inneren Fläde ftarf verzinnten Kupfer her— 
geitellt fein. 
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Die Einfhaltung einer Slasröhre zwiſchen Faß und Hahn 
ift zuläffig; aud darf der fogenannte „Stocher“ (das von dem Spund— 
auffag bis auf den Boden des Falles reihende Rohr) aus verzimmten 
Meifing bejtehen. 

Die zur Zuleitung von Luft dienenden Röhren fünnen aud aus anderen 
Metallen hergeftellt fein. Sie müſſen an ihrem Endpunkt außerhalb des 
Hauſes in einen mit einer feinen Siebplatte verfehenen Trichter auslaufen. 

Reines, nicht mit Metalljalzen bearbeitetes Kautſchuk, aber nur foldyes, 
darf an den Biegungsftellen der Bierleitungsröhren in Stüden bis zu 
15 em Länge, bei den Yuftleitungsröhren aber überall, ſoweit fie innerhalb 
bes Gebäudes liegen, zur Berwendung kommen. 


82. 

Als Drudmittel darf nur filtrirte atmofphärifche Yuft und unter 
den Borausjegungen des $5 aud flüſſige Kohlenfänre benußt 
werden. 

Zur Regulirung des Druds muß an ver Ausſchankſtelle ein Anzeiger 
(Indikator) vorhanden fein, welcher erkennen läßt, wie ftarf der Drud 
innerhalb der Leitung ift, und welcher nicht mehr als eine und eine halbe 
Atmoſphäre Ueberdrud erweilen darf. 


S 3. 

Die als Drudmittel zu benugende Puft muß aus dem freien, und 
zwar von einem Orte aus zugeführt werben, welcher feiner Page nach feine 
Berunreinigung der Puft befürchten läßt. 

Ehe die Luft in den Windkeſſel tritt, muß fie durd einen geeigneten 
Filtrir- Apparat geleitet werden. Die in bemjelben befindliche Watte oder 
Salicylwatte muß mindeftens allwöchentlich erneuert werben. 


84. 

Um Berunreinigungen des bei Verwendung atmoſphäriſcher Luft 
als Druckmittel zu benutzenden Windkeſſels zu verhüten, und nöthigen— 
falls zu beſeitigen, muß zwiſchen demſelben und der Luftpumpe ein Oelfänger 
eingeſchaltet und in dem Windkeſſel eine in geeigneter Weiſe verſchließbare 
Reinigungs-Oeffnung vorhanden, desgleichen muß zur Verhinderung des 
Eintritts von Bierſchleim in die Luftleitung an dem Spund des Faſſes oder 
in der Leitung ein Rückſchlags-Ventil angebracht fein. 


85. 

Bierdruckvorrichtungen, bei welchen flüſſige Kohlenſäure 
als Drudmittel dient, dürfen nur nach ertheilter beſonderer Erlaubniß 
des Bolizei- Präfiviums und nur unter Einhaltung der in diefer fhriftlich 
auszufertigenden Erlaubniß geftellten Bedingungen in Benutung genommen 
werben. Dem Antrage auf Ertheilung der Erlaubniß ift die Beicheinigung 
eines geeigneten Sachverſtändigen über die Prüfung der zur Aufnahme ber 
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flüffigen und gasförmigen Kohlenſäure bejtimmten Behälter beizufügen, aus 
welcher erhellen muß, daß Erplofionsgefahr nicht vorliegt. 


$ 6. 

Die Anwendung von Bierpumpen, welde das Bier unmittelbar aus 
dem Falle auffaugen, iſt verboten. 

87. 

Die Bierdrudvorrihtungen, und insbefondere die zur vorübergehenden 
Aufnahme des Bieres bejtimmten Yeitungsröhren und fonftigen Behälter 
derjelben find ftet8 in reinem Zuftande zu erhalten. 

Beträgt die Länge der Bierleitungsröhren mehr als ein Meter, fo hat 
die Reinigung diefer Bierleitungsröhren, vorbehaltlihd der im $ 9 vor- 
gejebenen Ausnahmen, allmonatlich zweimal, und zwar in Zmwifchenzeiten von 
höchſtens je drei Wochen, mittelft Durchleitens von gefpanntem heißen 
Dampf unter Nachſpülen von heifem und demnächſt kaltem Waffer zu er- 
folgen, und ift diefelbe jedesmal jo lange fortzufegen, bis das durchgeſpülte 
Waſſer volllommen Har erfcheint. 

Nach dem Reinigen ift jedesmal der Stoder ($ 1) berauszunehmen 
und auszumachen. 

Die Reinigung mittelft Durchleitens von gejpanntem heißen Dampf 
darf nur mitteljt folder Apparate ausgeführt werben, mweldye das Polizei— 
Präſidium als geeignet bezeichnet. 


88. 

Der Unternehmer, welcher die Reinigung einer Bierdrud- Vorrichtung 
mitteljt Durdpleitens von gefpanntem heißen Dampf durch die Bierleitungs- 
röhren übernimmt, bat für vechtzeitige, ordnungsmäßige und gewiſſenhafte 
Ausführung der Reinigung zu forgen, umd über die ausgeführten Reinigungen 
gefondert für jede Schantftätte, fir melde ihm die Reinigung übertragen 
ift, Buch zu führen. Den fontrolirenden Polizeibeamten muß er Einfiht in 
diefes Buch geftatten und jede etwa zu erfordernde Ausfunft bezüglich der 
ihm übertragenen Reinigungen ertheilen. 

Derjenige, welchem die unmittelbare Ausführung der Reinigung über- 
tragen wird, hat diefelbe genau nad) den Borfchriften des $ 7 zu bewirken, 
aud dem Inhaber der Bierdrud-Borrihtung über die ftattgehabte Reinigung 
eine mit Datum und Unterfchrift verjehene Beicheinigung zu ertheilen. 

Der Inhaber der Bierdrud-Borrihtung oder deſſen Stellvertreter im 
Gewerbebetriebe hat diefe Befcheinigungen ein Jahr lang im Ausjchanf- 
raum aufzubewahren und den fontrolirenden Beamten auf Erfordern vor— 
zuzeigen. 

89. 

Bon der Verpflichtung zur Reinigung der Bierleitungsröhren mittelit 
Durchleitens von gejpanntem heißen Dampf nad Borfchrift des $ 7 Abjat 2 
tönnen die Inhaber von Bierdrud: Vorrichtungen auf Antrag won Polizei- 
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Präfidium entbumden werden, wenn an den Bierleitungsröhren verfelben 
Borrihtungen angebradyt find, welde vom Polizei-Präſidium als zu jeder: 
zeitiger Ermöglihung zuverläffiger Feitftellung des Zuftandes im Innern 
diefer Röhren ausreichend anerkannt werden. 

8 10. 

Mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle ver- 
hältnißmäßige Haft tritt, wird bejtraft 

1) wer eine den SS 1 bis 6 oder den auf Grund des $ 5 Seitens bes 

Polizei- Präfidviums geftellten befonderen Bedingungen nicht ent: 
Iprechende, beziehungsweife nicht nad) Maßgabe der SS 7 bis 9 in 
reinem Zuftande erhaltene Bierdrud- Borrihtung als Inhaber ver: 
jelben oder Stellvertreter des Inhabers benutzt, oder Anderen die 
Benugung geftattet, 

2) wer jonjt den Bejtimmungen dieſer Verordnung zuwiderhandelt. 

gs. 

Borftehende Polizei-Berordnung tritt mit dem 1. April 1883 in Kraft. 
Bom gleihen Tage ab kommen die Beftimmungen der BolizeisBerordnung 
vom 1. April 1881, betreffend Einrichtung und Benugung der Bierdrud- 
leitungen, in Wegfall. 

Berlin, den 20. Januar 1883. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 
Giftige Pilze. 
Bekanntmachung vom 5. Oktober 1881. 

In neueſter Zeit find durch die Marktpolizei auf mehreren Marktplätzen 
zwei Arten von giftigen Pilzen bemerkt und befchlagnahmt worden, weldye 
als „Trüffeln“ zum Verkauf geitellt wurden. Um es dem Publitum zu 
erleichtern, die ſchädlichen Pilze jelbit zu erkennen, werden im Nachſtehenden 
die charakteriftiichen Stennzeihen ver beiden Pilzarten furz mitgetheilt: 
1) Der Pomeranzenhärtling (Scleroderma aurantiarum) iſt von der Größe 
einer Haſelnuß bis der einer mittelgroßen Kartoffel. Farbe am Grunde 
citronengelb (bet feuchten Liegen jedoch bald braun werbdend), am oberen 
Theil blaßgelb, aud braumröthlid. Geſtalt etwas breitgedrüdt, Fuglig. 
Aufgebrochen innen bei jungen Eremplaren derbfleiſchig und weißlich, ſpäter 
ſchwärzlich mit feinen weißen Adern. Der Pilz ijt ungeftielt und oberflädlich 
einer Heinen Startoffel nicht unähnlid. 2) Der Bovifthärtling (Scleroderma 
Bovista) von unregelmäßiger Gejtalt, in der Farbe, Größe und Gejtalt 
einer Kartoffel ähnlich. Ungeſtielt, kuglig. Hille oder Haut des Pilzes 
weih. Innen weiß und derbfleifchig, ſpäter erweichend. 

Berlin, ven 5. Oftober 1881. 

Königliches Polizei: Präftivium. * 
(gez.) von Madai. 


129 
Bejundheitsihädlihes Schweinefleiſch. 
Warnung vom 18. Mär; 1886. 

Wie die Erfahrung auch in neuejter Zeit wieder mehrfad erwiejen hat, 
beherzigt das Publikum die Thatfache immer noch nicht genügend, daß felbft 
dann, wenn eine gut organifirte und zuverläffige Fleifhihau am Wohnort 
für alle gefchlachteten Schweine bejteht, doch theild aus Orten, in welchen 
die Fleiſchſchau zwar eingeführt, aber nicht für alle geichlachteten Schweine 
vorgefchrieben ift, theils aus Orten ohne jede Fleiſchſchau, theils endlich 
mit Umgehung der bejtehenden Beftimmungen gar nicht oder mangelhaft 
unterfuchtes Schweincfleifch in den Verkehr gelangen und große Gefahren 
für Leben und Gefundheit der Konfumenten herbeiführen fan. 

Es wird daher vor dem Genuß jeglichen rohen Schweinefleiſches 
ernftlih gewarnt und ferner darauf hingewieſen, daß lediglich ein voll- 
fommenes Garkochen (Durchbraten) der Fleifchitüde wie ſämmtlicher Zu— 
bereitungen aus Scmeinefleih (Fleiſch-, Blut», Leberwürite, Klöße, 
Eülzen u. ſ. w.) im Stande ift, die etwa vorhandenen Trichinen zu töbten 
und dadurch jede Gefahr einer Geſundheitsſchädigung anszufchließen. Um 
das Garkochen, Durchbraten größerer diderer Stüde (Schinken, Genid- 
braten ꝛc.) zu ermöglichen, ift es nothwendig, tiefe, etwa 8 Gentimeter von 
einander entfernte Einjchnitte in die betreffenden Stüde zu machen, damit 
auf diefem Wege die Siedhitze auch auf die tiefit gelegenen Fleiſchſchichten 
hinreichend einzuwirfen vermag. 

Berlin, den 18. März 1886. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge3.) Breiherr von Richthofen. 
Verbot des Aufblaiens don Fleiſch. 
Siehe Marktpolizgei, Theil IV., Abſchnitt 4 B. 


Kinführung der Fleiſchſchau. 
Siche Viehmarkt, Theil IV., Abſchnitt 4. D. 


H. deterinair -Vorfriften. - 


Eutſchädigung für auf polizeilihe Verfügung getödtete Thiere. 
Reglement vom 2. Juni 1876 

zur Ausführung der Vorſchriften im $ 60 des Geſetzes vom 25. Juni 1875, 

betreffend die Abwehr und Unterbrüdung von Biehjeuchen in Berlin. 

Zur Ausführung der Beftimmungen im $ 60 des Geſetzes vom 
25. Juni 1875, betreffend die Abwehr und Untervrüdung von Biehfeuchen, 
treten für die Stadt Berlin die nachfolgenden Vorichriften in Kraft. 

9 
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81. 

Iſt durch die im 8 67 des Gefeges vorgefchriebene Unterſuchung der auf 
polizeilihe Anorbnung getödteten Thiere bei Pferden ein Fall ver Rotz— 
krankheit oder bei dem Rindvieh ein Fall der Lungenſeuche feitgeftellt, jo 
wird für die damit behafteten Thiere von der ftäbtifchen Kaffe eine Ent- 
ſchädigung nach folgenden Grundſätzen gewährt. 


82. 

Die Entſchädigung beträgt einſchließlich des Werthes derjenigen Theile, 
welche dem Beſitzer nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur Ver— 
fügung bleiben: 

1) bei den mit der Rotzkrankheit behafteten Pferden die Hälfte, 

2) bei dem mit der Lungenſeuche behafteten Rindvieh vier, Fünftel 
des nach Vorfchrift der 8862 ff. des Gefetes ermittelten gemeinen Werthes. 


8:3. 

Keine Entſchädigung wird geleiftet: 

a. für ſolche Thiere, weldye mit Rotz- oder Pungenfeudye behaftet in 
das Diefjeitige Staatsgebiet eingeführt find oder bei welden nad 
ihrer Einführung in das biejjeitige Gebiet innerhalb dreier Monate 
die Rotzkrankheit, oder innerhalb ſechs Monate die Lungenſeuche fejt- 
geftellt wird, 

b. für Thiere, welche der Militaiv- Verwaltung oder dem Preußijchen 
Staate gehören, 

e. für das in den Schlachtviehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern 
anfgeftellte, auf polizeilihe Anordnung geſchlachtete oder getöbtete 
Schlachtvieh. 

84. 

Es fällt ferner jeder Anſpruch auf Entſchädigung weg: 

1) wenn der Beſitzer des Thieres oder der Vorſteher der Wirthſchaft, 
welcher das Thier angehört, oder der Begleiter der auf dem Trans— 
port befindlichen Thiere die im 89 des Geſetzes vorgeſchriebene An— 
zeige wiſſentlich unterläßt oder länger als 24 Stunden, nachdem er 
von dem Ausbruh der Seuche oder von dem Seuchen -Berbadt 
Kenntnig erhalten hat, verzögert, 

2) im Falle des $ 23 des Gefeges, oder wenn dem Befiger oder deſſen 
Vertreter die Nichtbefolgung oder Uebertretung der polizeilid an- 
georpneten Schutmaßregeln zur Abwendung der Seuchengefahr zur 
Laſt fällt. 

85. 

Zur Beftreitung der zu leiftenden Entſchädigungen fiir die mit der 
Rotzkrankheit behafteten, auf polizeilihe Anordnung getödteten Pferde und 
zur Beftreitung der Berwaltungsfoften wird für ſämmtliche Pferde, melde 
in der Stadt Berlin ihren gewöhnlichen Standort haben, eimfhlieflich der 
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Fohlen von den Befigern derjelben alljährlid eine nad dem Bebürfniiie 
des Borjahres gleihmäßig zu bemejiende Abgabe erhoben. 
$ 6. 

Zur Beftreitung der zu leiftenden Entſchädigungen für das mit der 
Lungenſeuche behaftete, auf polizeilibe Anordnung getöbtete Rindvieh umd 
zur Bejtreitung der PVerwaltungsfoften wird für jedes Stück Rindvieh 
(Ochſen, Bullen, Kühe, Rinder und Kälber), weldhes in der Stadt Berlin 
jeinen gewöhnlichen Standort hat, von den Beſitzern deſſelben alljährlich eine 
nah dem Bedürfniſſe des Borjahres gleihmäßig zu bemeijende Abgabe 
erhoben. 

Die Einführung von Klaſſen, ſowohl bei den Pferden als beim Nind- 
vieh, nach weldhen die Höhe der Beitragspflict der größeren oder geringeren 
Gefahr oder dem Werthe entfprechend geregelt wird, bleibt fpäterer An— 
ordnung vorbehalten. 

87. 

Ergiebt die Ausſchreibung eines Jahres mehr oder weniger, als das 
Bedürfniß erforderte, ſo wird dies bei der nächſten Ausſchreibung aus— 
geglichen. 

88. 
Die Abgaben (8 5 und 6) werden nicht erhoben: 
1) für Thiere, welche der Militär-Verwaltung oder dem Preußiſchen 
Staate gehören, 
2) für das in Schlachtviehhöfen ober in den öffentlihen Schladhthäufern 
aufgeftellte Schlachtvieh. 
89. 

Die Stadtkaſſe ſchießt die Entihädigung für das laufende Jahr vor 
und zieht im I. Quartal des folgenden Jahres die geleifteten Vorſchüſſe 
nebft Zinfen und Verwaltungskoſten durch Umlage auf die Befiger von 
Pferden beziehentlic von Rindvieh wieder ein. 


8 10. 

Die Ausfchreibung, ſowie die Erhebung der Abgabe gefchieht, letztere 
durd die Steuer-Erheber, auf Anordnung des Magiftrats, die Beitreibung 
der Rückſtände erfolgt auf dem für die Beitreibung rüdftändiger Gemeinde: 
Abgaben vorgeſchriebenen Wege. 

gs II. 

Behufs Erhebung der Abgabe ſoll ein Berzeihnig des abgabepflichtigen 
Pferde: und Rindvieh-Beftandes aufgenommen werden, aus welchem fidy die 
Namen der Befiter und die Stüdzahl der Pferde und des Rindviehes er: 
geben. Entſcheidend iſt der gewöhnliche Standort der Thiere ohne Rückſicht 
auf den Wohnort des Befiters. 

Bor Erhebung der Abgabe müſſen die VBerzeichniffe zur etwaigen Be- 
rihtigung 14 Tage lang öffentlich ausgelegt werden. Ort, Zeit ımb Zwed 

gr 
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der Auslegung find durch üffentliche Bekanntmachung auf ortsüblihe Weife 
zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen. 

Innerhalb diefer Frift können Anträge auf Berichtigung des Verzeih- 
nifjes beim Magiftrat angebracht werben, welcher über dieſelben entſcheidet. 

Reklamationen gegen diefe Entjheidung müſſen binnen 10 Tagen bei 
der vorgejetten Auffichtsbehörde angebracht werden, weldye über dieſelben 
endgültig entſcheidet. 

$ 12. 

Das Königliche Polizei-Präſidium oder eintretenden Falls der betreffende 
Seuchen-Kommiſſarius hat dem Magiftrat von jedem Fall einer auf polizei- 
liche Anordnung vollzogenen Tödtung von Pferden oder Rindvieh, welcher die 
Entfhädigungspfliht der Stadtgemeinde begründet, unter Mittheilung des 
Sadyverjtändigen-Öutachtens über den Kranfheitszuftand des Thieres ($ 67° 
des Geſetzes) und der über das Ergebniß der Schägung aufgenommenen 
Urkunde ($ 65 des Gejeges) Kenntnig zu geben. Zugleich haben dieſelben 
zu befcheinigen, daß feiner der Fälle vorliege, in welchen nad den SS 3 
und 4 dieſes Reglements keine Entfhädigung geleiftet wird, oder jeder An— 
ſpruch auf Entihädigung wegfällt. 

8 13, 

Die Auszahlung der Entihädigungen erfolgt auf Anweiſung des 
Magiftrats durch die Stadtkaſſe. 

Borftehendes, von den ſtädtiſchen Behörden bierfelbft bejchlofjene Re— 
glement wird hiermit gemäß $ 60 des Gefeges vom 25. Juni 1875, bes 
treffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen*), genehmigt. 


*) Anmerkung. 


Auszug aus dem Geſetze vom 12. März 1881, 
betreffend die Ausführung des Neichögeiekes über die Abwehr und 
Unterdrüfung von Bichjeuden. 
8 16. 

Die in den einzelnen Landesiheilen beftehenden, auf Grund der Vor— 
ichriften in & 60 des Geſetzes vom 25. Juni 1375 (G.S. &. 306) erlaffenen 
Reglements bleiben bis zum Erlafie neuer Reglements mit der Maßgabe in 
Kraft, dab im Betreff der Entihädigung für auf polizeilihe Anordnung 
getödtete oder nad) diefer Anordnung an der Seuche gefallene Thiere die 
durd die 88 57 bis 64 des Meichsgefeßes und durd den 8 13 des gegen- 
wärtigen Geſetzes gebotenen Wenderungen mit dem 1. April 1881 eintreten 
und dab von demfelben Zeitpunfte ab in Betreff der Entihädigungs- und 
Beitragspflicht Efel, Maulthiere und Maulefel gleich den Pferden behandelt 


werden. 
Berlin, den 2. Juni 1876, 
Der Minifter des Innern. Der Minifter für die 
Im Auftrage: landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


(ge3.) Ribbed. (gez.) Sriedenthal. 
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Vejeitigung trichinöſer Schweine. 
PolizeisBerorpnung vom 24. März 1881. 

Behufs zwedmäßigerer Durchführung der öffentlihen Trichinenſchau 
werben von ben ftäbtifchen Behörden Fleiſchſchau-Aemter eingerichtet umd 
mit der nöthigen Zahl von Vorftehern, Fleifhbefhanern und Probenehmern 
bejegt werben. Im Anſchluß hieran verordnet das Bolizei-Präfidium 


zur anderweitigen Regelung der öffentlihen Trichinenſchau 


für den Polizeibezirf von Berlin auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Ge- 
fees über die Polizei» Berwaltung vom 11. März 1850 (G-S. ©. 265) 
nad) Berathung mit dem Gemeinde-Vorftande was folgt: 


88 1-9. 
(Aufgehoben durch Bekanntmachung vom 3. und bezw. 31. März 1333.) 
$ 10. 

Das [nad 88 8 oder 9] für trichinenhaltig erklärte Schwein ift inner- 
halb des Polizeibezirfs von Berlin unſchädlich zu befeitigen. 

Die Bejeitigung ift ausfchlieglih in der Weife auszuführen, daß das 
trihindfe Schwein bei einem Hitegrade von mindeftens 120° Gelfins und 
während einer Dauer von mindeftens acht Stunden gekocht wird. Nach 
erfolgtem Kochen dürfen die ausgefloffenen Fettmengen für gewerbliche 
Zwede jeder Art, die Rückſtände (Fleifh, Knochen, Eingeweide u. f. w.) 
nah vollfommener Auflöfung mit Schwefelfäure als Düngungsmittel ver- 
wendet werben. Jede andere Art der Benugung, insbefondere zur menſch— 
lichen oder thieriſchen Nahrung, ift verboten. 

Das Kochen ſammt den Nebengefhäften darf nur in ſolchen Räumlid- 
feiten und unter Benugung folder Behälter, Geräthichaften und Werkzeuge 
ausgeführt werden, welde in feiner Weife zur Ausübung des Schlächter- 
gewerbes oder zur ſonſtigen Bereitung von menfhlicher oder thierifcher 
Nahrung verwendet werden. Ein etwa erforberliher Transport darf mur 
in gejchloffenen Wagen, welche niemals zum Transport von menfchlicher oder 
thierifcher Nahrung benutt werden, erfolgen. 

Für Ausführung der Befeitigung hat der Befiger des Schmweines 
Sorge zu tragen. Diefelbe erfolgt unter polizeilicher Aufficht; die hierbei 
entftehenden befonveren Koften fallen dem Befiter des Schweines zur Laſt. 

Der Pächter ver fiskalifchen Abdederei ift verpflichtet, ven Geſuchen 
um Ausführung der Befeitigung Folge zu geben und dem Befiger des 
Schweines für den Cadaver eine Entfhädigung zu zahlen, welche fir Fäle, 
in denen eine Einigung nicht zu Stande kommt, ein für alle Male alljährlich 
feitens des Polizei-Präſidiums feitgejegt wird. 

88 11-15. 
(Aufgehoben durch Bekanntmachung vom 3. und bezw. 31. Mär; 1833.) 
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Ss 16. 

Zumwiderhandlungen gegen diefe PolizeisBerordnung werden, jofern nicht 
nad) allgemeinen Strafgefeten eine höhere Strafe verwirkt ift, mit Geld- 
ftrafe bis zu dreißig Mark oder im Falle des Unvermögens mit verhältnig- 
mäßiger Haft beitraft. 

s 17 
(ift gleichfalls aufgehoben). 

Berlin, den 24. März 1881. 

Königliches Polizei-Präfivium. 
(ge3.) von Madai. 


Befanntmahung vom 31. März 1883. 


Aus Anlaf des Inkrafttretens des durch Gemeinde: Beihluß vom 
22./23. Februar d. 3. feftgeitellten Regulativs*) für die Unterfuhung des 
in das öffentlihe Schlahthaus der Stadt Berlin gelangenden Schlachtviehs 
werben die $$ 1 bis 9, 11 bis 15 umd 17 ver Polizei» Berorbnung vom 
24. März 1881 „zur anderweitigen Regelung der öffentlihen Trichinen— 
ſchau“ — abgedrudt im Stüd 14 des Amtsblatts der Königlichen Re- 
gierung zu Potsdam und der Stabt Berlin vom 8. April 1881 — aud für 
die Bezirke der bisherigen Fleiſchſchau-Aemter Nr. 4, 5, 9, 10 und 11, in 
welden die Beftimmungen des Gemeinde-Beichluffes vom 15./16. Juni 1882, 
betreffend die Einführung des Schladhtzwanges in Berlin, am 1. April d. J. 
in Kraft treten, vom gleihen Tage ab hiermit aufgehoben. Es bleiben 
ſomit nur die Beftimmungen der 88 10 und 16 der genannten Berorbnung, 
und zwar für den ganzen Umfang des Stabtfreifes Berlin, bis auf Weiteres 
in Kraft. 

*) Bergl. Theil IV., Abſchnitt 4. 

Berlin, den 31. März 1883. 

Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez) von Madai. 


Ausführen von Hunden während der Hundeiperre. 


Belanntmahung vom 3. Juni 1881. 

Die in unmittelbarer Anlehnung an den Wortlaut der Inſtruktion 
des Bundesraths zum Viehſeuchen-Geſetz vom Polizei-Präſidium unterm 
26. April d. 9. erlaffene Bekanntmachung hat trog ihres Maren Inhalts zu der 
mißverftändlihen Auffaffung Anlaß gegeben, als ob es zum Umbherführen 
von Hunden im Bereich des gefährbeten Bezirks einer polizeilichen Erlaubnif 
bebürfe. 

Zur Bermeidung weiterer Mißveritändniffe wird baher darauf hin- 
gewiefen, daß eine polizeiliche Erlaubniß nur erforderlich ift, wenn die Aus— 
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führung von Hunden über die Grenzen des gefährdeten Bezirks hinaus ftatt« 
finden fol. 

Die Ertheilung diefer Erlaubniß erfolgt durch die II. Abtheilung bes 
PolizeisPräftdiums, jedoch erft, nachdem durch Befcheinigung eines approbirten 
(beamteten oder Privat-) Thierarztes nachgewiefen ift, daß der betreffende 
Hund der Tollwuth nicht verdächtig ift. 


Nach den bisher gemachten Erfahrungen liegt den betheiligten Hunde— 
befigern meift jehr viel daran, die Erlaubnif mit möglichft geringen Zeit 
verluft zu erhalten, weshalb es ſich empfiehlt, gleichzeitig mit dem Geſuch 
und der thierärztlichen Bejcheinigung zur Dedung des erforderlichen Stempels 
eine Stempelmarfe von 1,50 Mark einzureichen. Die Einreihung eines 
Stempelbogens über diefen Betrag ijt zwar ebenfalls zuläffig, bedingt aber 
nah Lage der Verhältniſſe eine minder fchleunige Ausfertigung der Er- 
laubnif. 

Schlieglih wird darauf aufmerffam gemacht, daß die Nummer ber 
Steuermarfe des aus dem Sperrbezirf auszuführenden Hundes in dem An: 
trage anzugeben ift. 

Berlin, den 3. Juni 1881. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge5.) von Mapai. 


Merkmale der Tollwuth. 


Belanntmahung vom 7. Dftober 1881. 


Es find neuerlih wiederum Fälle von Hundswuth vorgefommen. Dies 
veranlaßt das Polizei-Präſidium, nachſtehend diejenigen Ergebniſſe zu ver- 
öffentlichen, welde über die Kennzeichen der Hundswuth durch langjährige 
Erfahrungen der hiefigen Königlichen Thierarzneifdhule ſich herausgeftellt 
haben: 

1) Die Tolllrankheit der Hunde fommt nicht allein bei großer Sonnen 
hige oder bei ftrenger Winterfälte vor, wie viele Leute glauben, 
fondern fie entfteht im jeder Jahreszeit, und zwar entweder bireft 
aus Urfachen, welche man nod nicht fennt, oder durch Anfteden 
vermittelft des Biffes von tollen Hunden. Auf die letztere Weife 
kann die Kranfheit von einem tollen Hunde zu jeder Zeit auf viele 
andere Hunde übertragen werben. 

2) Unrichtiger Weife glaubt man, daß Hunde mit fogenannten Wolfs- 
Hanen, Hündinnen und faftrirte Hunde nicht toll werben Fünnen, bie 
Erfahrung lehrt aber, daß auch diefe Thiere, im Kal fie von einem 
wuthkranken Hunde gebiffen werben, nicht gegen die hierbei mögliche 
Anſteckung geſchützt find. 
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3) Waſſerſcheu, ein ſehr auffallendes Symptom bei den in die Wuth- 
Krankheit verfallenen Menfchen, fehlt bei diefer Kranfheit der Hunde 
jo gänzlich, dag man fagen fann: „Kein toller Hund ift waſſerſcheu“. 
Der Durft ift zwar bei vielen nur gering, aber alle leden over 
trinfen Waſſer, Milch und andere Tlüffigfeiten und einzelne tolle 
Hunde find fogar durch Waſſer geſchwommen. 

4) Die allgemeine Annahme, daß tolle Hunde Schaum vor dem Maule 
haben jollen, ift ganz umrichtig, denn die meiften folder Hunde jehen 
um das Maul ganz jo aus, wie gefunde Hunde, und nur diejenigen 
von ihnen, denen die Kaumuskeln jo erfchlafft find, daß ihnen das 
Maul offen fteht, laſſen etwas Speichel oder Schleim, aber nicht 
Schaum aus dem Maule fliegen. 

5) Ebenſo ift e8 umrichtig, daß tolle Hunde beitändig geradeaus laufen 
und daß fie immer den Schwanz zwifhen die Hinterbeine gebogen 
halten. 

Dagegen find als die wirflihen Merkmale der Hundswuth Krankheit 

folgende zu betrachten: 

a. Die Hunde zeigen zuerjt eine Veränderung in ihrem gewohnten Be: 
nehmen, indem mande von ihnen mehr jtill, traurig oder verdrießlich 
werden, mehr als jonft fi im dunkle Orte legen; andere Dagegen 
ſich mehr unruhig, reizbar und zum Beißen oder Fortlaufen geneigt 
zeigen. 

b. Viele wuthkranke Hunde verlaffen in den erjten Tagen der Krankheit 
das Haus ihres Herrn und laufen mehr oder weniger weit davon, 
fie fehren aber dann, wenn fie nicht hieran gehindert werben, nad) 
etwa 24 bis 48 Stunden wieder zurüd. 

c. Die meiften diefer Hunde verlieren ſchon in den erften zwei Tagen 
der Krankheit den Appetit zu dem gewöhnlichen Futter, aber fie ver- 
Ihluden von Zeit zu Zeit andere Dinge, welche nicht als Nahrung 
dienen, wie 5. B. Erde, Torf, Strob, Holzftüdchen, Pappen u. vergl. 

d. Alle tollen Hunde zeigen eine andere Art des Bellens; fie machen 
nämlich nicht mehrere von einander getrennte Yaute oder Schläge 
der Stimme, Jondern nur einen Anfchlag und ziehen den Ton etwas 
lang und in bie Höhe. Dieje Art des Bellens tft ein Hauptlennzeichen 
der Krankheit. 

e. Manche Hunde bellen fehr viel, andere jehr wenig. Bei den erfteren 
wird nad) und nach die Stimme heifer. 

f. Faft alle tollen Hunde äußern eine größere Beißſucht als im gefunden 
Zuftande. Diefelbe tritt gegen andere Thiere eher und mehr hervor, 
als gegen Menjchen, ift aber zuweilen jo groß, daß auch ſelbſt leb— 
loſe Gegenftände nicht verfchont werden. Doc behalten die Thiere 
hierbei oft noch jo viel Bewußtſein, daß fie ihren Herrn erfennen 
und feinem Zuruf folgen; zuweilen aber verfchonen fie auch ihn nicht. 
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g. Bei mandyen tollen Hunden findet fi bald gleich beim Eintritt der 
Krankheit, bald im weiteren Verlaufe derſelben eine lähmungsartige 
Erſchlaffung der Kaumusfeln ein und in Folge hiervon hängt ber 
Unterkiefer etwas herab und das Maul fteht etwas offen, doch können 
aud) diefe Hunde von Zeit zu Zeit noch beißen. 

h. Alle tollen Hunde magern in furzer Zeit fehr ab, fie befommen 
trübe Augen und ftruppige Haare; fie werben nad) etwa 5—6 Tagen 
allmählich ſchwächer im Kreuze, zulegt im Hintertheile gelähmt und 
jpäteftens nah 8 bis 9 Tagen erfolgt der Tod. 

Es ergiebt fi) hiernach, daß die Erfenntnig der Hundswuth nicht 
immer leicht if. Es ift daher jevem Befiger eines Hundes dringend an— 
zuratben, daß er, jobald an dem Hunde irgend welche Abweichungen feines 
gewöhnlichen Zuftandes oder Verhaltens bemerkbar werben, ſchleunigſt einen 
Thierarzt zu Rathe ziehe. 

Berlin, den 7. Oktober 1881. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Siehe außerdem „Abdeckerei“ unter Gewerbe: Polizei, Theil IV., 
Abſchnitt 6. F. 


Bmeiter Theil. 


Ban-Polizei. 


— 





Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Beitimmungen und Banbehörden. 


Verwaltung der örtlihen Strahen:Ban : Polizei. 
Allerhödfte Kabinets-Ordre vom 28. Dezember 1875. 


Auf Ihren Bericht von 19. Dezember d. 3. ertheile Ich Meine Zus 
ftimmung zum Abfchluß des nebſt dem Stadtverordneten-Beſchluſſe vom 
19. November 1874 zurüdfolgenden Vertrages zwiſchen dem Fiskus und 
der Stadtgemeinde Berlin, betreffend die Uebernahme der fisfalifhen Straßen 
und Brüden-, Bau⸗ und Unterhaltungslaft durch die Stadtgemeinde Berlin. 
Sleichzeitig ermächtige Ih Sie, den Minifter des Innern, die Örtliche 
Straßen» Bau-Polizei in Berlin, worunter die gefammte auf die Anlegung, 
Regulirung, Entwäſſerung und Unterhaltung der Straßen und Brüden be- 
züglicheförtliche Polizei daſelbſt begriffen tft, der Stadtgemeinde Berlin zur 
eigenen ‘Verwaltung nad $ 62 der Etädte- Ordnung vom 30. Mai 1853 
widerruflid; zu überlaffen. Soweit nicht die 88 5, 8, 9, 10 und 18 des 
Gefeges, betreffend die Anlegung und PVeränderung von Straßen und 
Pläten, in Städten und ländlichen Ortichaften vom 2, Juli 1875 (G.S. 
©. 561) bejondere Vorfchrifteu enthalten, verbleiben dem Polizei-Präſidium 
zu Berlin die Rechte einer Landespolizeibehörbe über die der Stadtgemeinde 
Berlin zur eigenen Verwaltung überlafjene Straßen +» Bau Polizei. 

Berlin, den 28. Dezember 1875. 

(gez.) Wilhelm. 
(ggez.) Camphauſen. Gr. Eulenburg Adenbad. 


An den 
Finanz» Minifter, ven Minifter des Innern 
und den Minijter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 
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Belanntmahung vom 23. Januar 1876. 

Nachdem in Gemäßheit der Allerhöchften Kabinets-Ordre vom 28. De- 
zember 1875 die örtlihe Strafen: Bau» Polizei Verwaltung auf die Stabt- 
gemeinde Berlin übergegangen it, gehen aud) die ſämmtlichen dem König— 
lichen Polizei-Präfidium durch die PBolizei-Berordnung vom 14. Juli 1874 
(Amtsblatt de 1874 ©. 239 und Intelligenz-Blatt de 1874 Nr. 164) über- 
wiefenen Funktionen, in Betreff der Hausanjchlüffe an die ſtädiſchen Kanäle, 
auf die neue Ortspolizei-Verwaltung für Straßenbau über. Es werben deshalb 
fortab die im $ 2 der gedachten Polizei-Verordnung vorgefchriebenen Befannt- 
machungen nicht mehr vom Polizei-Präſidium, fondern von diefer Verwaltung 
erlaffen werben, und es find außerdem alle in Folge der bereits erlaflenen 
beiden Bekanntmachungen vom 8. Auguft 1875 (Amtsblatt de 1875 S. 267, 
Intelligenz-Blatt de 1875 Nr. 185) und vom 1. September v. I. (Amts- 
blatt de 1875 ©. 301, Intelligenz-Blatt de 1875 Nr. 209, 211) nody nicht 
eingereichten Projekte dem hieſigen Magiftrate einzureichen. 

Berlin, den 23. Januar 1876. 

Königliches Polizei « Präfidium. 


Belanntmadhung vom 8. Januar 1881. 

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Königlichen Polizei- 
Präfidii hierjelbft vom 23. Januar 1876, die gemeinfchaftlihe Bekannt⸗ 
machung diefer Behörde und des Magiftrats vom 26. Januar 1876 und bie 
biefjeitige Befanntmachung vom 7. Februar 1876, bringe ich hiermit zur 
Öffentlihen Kenntniß, daR ich die durch Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 
28. Dezember 1875 der Stadtgemeinde Berlin übertragene örtlihe Straßen» 
Baus Polizei von Berlin hinfort unter der Benennung: 

„Dertlihe Straßen-Bau-Polizei-Berwaltung in Berlin” 
verwalten werde. 

Die Berwaltung zerfällt in zwei Abtheilungen, und zwar werben ausüben: 

Die I. Abtheilung alle diejenigen ftraßenbaupolizeilihen Funk— 
tionen, welche nidyt won der allgemeinen Ranalifation berührt werben, 
unter der Benennung: 

„Dertlihde Straßen-Bau-Bolizei-Verwaltung in Berlin, Abtheilung I.” 


Das Büreau diefer Abtheilung befindet fih im Neuen Nathhaufe, 
3 Zr. hoch, Zimmer 90. 


Die II. Abtheilung die Funktionen in Betreff der Hausanſchlüſſe 
an die ftädtifchen Kanäle, d. bh. Prüfung und event. Genehmigung 
der bezüglichen Projekte, unter der Benennung: 

„Dertlihe Straßen-Bau-Polizei-Verwaltung in Berlin, 
Abtheilung II. (Kanaliſation).“ 
Das Büreau diefer Abtheilung befindet fich Breiteftraße 10. 
Berlin, den 8. Januar 1881. 
Der Oberbürgermeifter. 
(gez.) von Fordenbed. 
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Norlegung von Ban: Projekten. 


Belanntmahung vom 4. November 1879. 

Hinſichtlich der PVorlegung von Bauprojeften zu baupolizeiliher und 
ftraßenbaupolizeiliher Prüfung wird hierdurd unter Aufhebung der Be— 
fanntmahung vom 26. Ianuar 1876 das folgende veränderte Verfahren 
feftgeftellt: 

a. Ale Projekte zu Neubauten auf Grundftüden, welhe an neuen 
Straßen und Straßentheilen oder an ſchon vorhandenen, bisher un— 
bebauten Straßen und Straßentheilen liegen, find in drei Eremplaren 
bei der jtädtifhen Straßen- Bau: Polizei» Verwaltung einzureichen. 
Die ftädtiihe Straßen- Bau = Bolizei » Verwaltung wird die betreffenden 
Projekte nad) event. ertheilter Zuſtimmung ihrerfeitS dem Polizei- 
Präfidium zu weiterer vejjortmäßiger Veranlaffung übermitteln; 

. alle übrigen Bauprojekte find beim Polizei» Präfivium einzureichen, 
welhes die nad Umſtänden gebotene Mitwirkung der ftädtifchen 
Straßen » Bau = Polizei » Berwaltung ſeinerſeits herbeiführen wird. 
Auch diefe Projekte find, jofern fie die Ausführung erheblicherer, für 
dauernde Zwecke beftimmter Gebäude, wie Wohnhäufer, Fabriken :c., 
betreffen, jowie ftets, wenn die Innehaltung einer Straßenfluchtlinie 
in Frage fommt, in drei Eremplaren vorzulegen. Für andere Fälle 
genügen zwei Exemplare; 

e. Bei Borlegung von Bauprojeften ift jedesmal gleichzeitig eine be- 
ftimmte Erflärung darüber abzugeben, in welcher Art und wohin bie 
Entwäſſerung jtattfinden foll. 

Berlin, den 4. November 1879. 

Königliches Polizei- Präfidium. Die Straßen: Bau = Polizei. 

(ge5.) von Madai. Der Oberbitrgermeifter. 

(ge3.) von Fordenbed. 


= 


Belanntmahung vom 8. Mai 1885, 


In Abänderung des durch die Bekanntmachung des Königlichen 
Bolizei-Präfidiums und der Straßen-Ban-Polizei-Verwaltung vom 4. No- 
vember 1879 (Nr. 266 des Berliner Intelligenz» Blattes vom 13. Novem- 
ber 1879) feſtgeſetzten Verfahrens wird hierdurch beftimmt, daß für bie 
Folge fünmtlihe Bauprojekte ohne Ausnahme behufs Einholung der 
baupolizeilihen Genehmigung beim Polizei-Präſidium einzureichen find, 
welches die nad Umſtänden gebotene Mitwirkung der örtlihen Straßen- 
Bau: Bolizei-Berwaltung jeinerfeit3 herbeiführen wird. 

Bei der Beitimmung, daß alle Projekte zu Neubauten auf Grundftüden, 
welche an neuen Straßen und Straßentheilen oder an ſchon vorhandenen, 
bisher umbebauten Strafen und Straßentheilen liegen, fowie diejenigen 
Pläne, welche die Ausführung erheblicherer, für dauernde Zwede beftimmter 


144 


Gebäude, wie Wohnhäufer, Fabriken ꝛc., betreffen, in 3 Eremplaren ein- 
zureihen find, behält es fein Bewenden. Für andere Fälle genügen 
2 Eremplare. 

In welcher Art die Entwäſſerung ftattfinden ſoll, barüber ift auch 
ferner fogleih bei Vorlegung des Bauprojefts eine beftimmte Erflärung 
abzugeben. 

Berlin, ven 8. Mai 1885. 

Königlihes Polizei- Präfidium. Dertlihe Straßen: Bau Polizei- 

(gez.) von Madai. Verwaltung. 
Der Ober-Bürgermeiſter. 
(gez.) von Forckenbeck. 


Bekanntmachuug vom 29. Juni 1885. 

Mit den Anträgen auf Ertheilung von Bau-Erlaubnißſcheinen gehen 
beim Bolizeis Präfivium häufig Zeichnungen und Pläne ein, welde auf 
Fihtpaufepapier oder einem ähnlichen unhaltbaren Material gefertigt find 
und fchon bei furzem Gebraud zerreißen beziehungsweife brechen, mithin 
zur Aufbewahrung in den Grundſtücks-Akten völlig unbraudbar find. 

Das bauende Publifum wird hierdurch darauf aufmerffam gemadt, 
daß für die Folge derartige ungenügende Vorlagen von vorn herein werben 
zurüdgewiejen und daß nur auf dauerhaften Material gefertigte Zeichnungen 
und Pläne zur Annahme gelangen werden. 

Berlin, ven 29. Juni 1885. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gg5.) von Mapdai. 


Befanntmahung vom 29. Januar 1887. 


Auf Grund des $ 27 der Baupolizei- Ordnung für Berlin vont 
15. Januar 1887 wird in Betreff der Bauvorlagen bei Nachſuchung bau— 
polizeiliher Genehmigungen noch das Folgende bejtimmt: 

1) Die Baupläne, fowie der Yageplan müſſen in je drei Eremplaren, 
welche auf dauerhaften oder mit Leinewand untergogenem Papier 
oder auf Kopir-Leinewand gezeichnet find, eingereicht werden. Der 
Lageplan muß eine Berechnung der ganzen Fläche des Grundſtücks 
und eine Berechnung der davon zu bebauenden Fläche enthalten. 
Die Maafe, welche diefen Berechnungen zu Grunde liegen, müffen 
in den Lageplan eingefchrieben fein. 

2) Bei Grundftüden, melde bereitS vor dem 23. Januar 1887 auf 
mehr als drei Biertel ihrer Grundfläche bebaut waren ($ 2 ber 
Baupolizeir Ordnung), muß, wenn diefelben auf einer gleidy großen 
Grundfläche wieder bebaut werben follen, ein von einem vereideten 
Feldmeſſer gefertigter oder beglaubigter Yageplan vorgelegt und bie 
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Berehnung der Flächen von demſelben aud) dahin beglaubigt fein, 
daß die darin als bebaut angegebenen Flächen mit Wohngebäuden 
von mindeſtens einem Stodwerf über dem Erdgeſchoß beſetzt find. 
3) Die Detail» Zeihnungen und die Berechnungen der Tragfähigkeit der 
Konftruftionen find in zwei Exemplaren einzureichen. Bei verbundenen 
Eifenfonjtruktionen müſſen diefe Vorlagen auch von demjenigen Sach— 
verftändigen, welcher die Anfertigung der Konftruftionen verantwortlich 
übernommen bat, durch Unterfchrift vollzogen fein. 
Berlin, den 29. Januar 1887. 
Der Polizei- Präfident. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Zuftändige Behörden bei Beſchwerden wegen Verſagung don 
Ban: Grlanbnifen. 
Belfanntmahung vom 11. Dezember 1884. 

In neuerer Zeit find dem Herrn Minijter der öffentlichen Arbeiten nicht 
jelten Gefuche von hiefigen Bauluftigen zugegangen, in denen dieſelben über 
Berjagung der Bau: Erlaubnif Beichwerde führen oder die Dispenfation 
von Vorſchriften der Berliner Baupolizei-Ordnung beantragen. 

Da hierdurch umnöthiger Zeitverluft und in den Beichwerdefällen die 
Gefahr der Friſtverſäumniß entiteht, fo wird das Publikum darauf auf- 
merkſam gemacht, daß nad) 88 127 ff. des Pandes » Berwaltungsgefeges vom 
30. Juli 1883 dem Bauluftigen, deſſen Baugefucd entweder abgelehnt oder 
an erſchwerende Bedingungen gefnüpft wird, entweder die Klage im Ber- 
waltungs» Streitverfahren bei dem Königlihen Bezirks-Ausſchuß für den 
Stadtkreis Berlin oder die Beichwerde bei dem Dber- Präfidenten von 
Berlin zufteht, in beiden Fällen aber die bezüglihen Schriftjtüde ftets bei 
dem Polizei» Präfidium, und zwar innerhalb zweier Wochen zur Vermeidung 
der Friftverfäunmig, einzureichen find, fowie daß nad) $ 145 des Zur 
jtändigfeits- Gejeges vom 1. Auguft 1883 über Dispenfe von Beftimmungen 
der Baus Ordnung der Bezirks-Ausſchuß für den Stadtkreis Berlin be- 
Ihliegt und gegen deſſen Beſchluß die Befchwerde an den Miniſter der 
öffentlihen Arbeiten jtattfindet. 

Berlin, ven 11. Dezember 1884. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez) von Madai. 


Heritellung von Fahrbahnen an Banitelleu. 
Polizei-Berordnung vom 26. Januar 1884. 
Auf Grund der 88 5 und 6 des Gefetes über die Polizei» Ver- 
waltung vom 11. März; 1850 (G.⸗S. ©. 265) und der 88 79 und 80 


des Gejeges über die Organifation der allgemeinen Yandesverwaltung vom 
10 
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26. Juli 1880 (G.-S. ©. 291 ff.) verordnet das Polizei-Präfidium mit Zus 
ftimmung des Gemeindevorftandes für den Stabtfreis Berlin, was folgt: 


81. 

Zum Ans und Abfahren von Baugrund und Baumaterialien zu und 
von Bauftellen, Lagerplätzen, Lehm-⸗, Kies- und Sandgruben mit von Pferden 
gezogenen Yaftwagen muß von der Ans oder Abfahrtsftelle bis zur nächſten 
befeftigten Straße eine das Erdreich bedeckende, feite Fahrbahn, weldye ſtets 
in dem zwedentjpredenden Zuftand zu erhalten it, hergeſtellt und aus— 
ſchließlich benugt werden. 

$ 2. 

Die Unternehmer von Bauten, ſowie die Inhaber von Lagerpläßen 
und Gruben, welche die Herftelung und Inftanphaltung der Fahrbahn ($ 1), 
fowie die Führer der Wagen, welde die Benutzung derfelben unterlaffen, 
oder vor deren Herftellung zu oder von den bezeichneten Stellen an- oder 
abfahren, werden mit Gelpftrafen bis zum Betrage von 30 Marf und im 
Unvermögensfalle mit entipredhender Haftitrafe beftraft. 


83. 

Ausnahmen von der Beftimmung des $ 1 fünnen vom Polizei-Präafivium 
auf Antrag zugelajjen werden, wenn nachgewiefen wird, daß die Herftellung 
der Fahrbahn mit überwiegenden Schwierigkeiten verbunden ift und ander- 
weitig Vorkehrungen zur Verhütung von Ueberanftrengung und Mißhandlung 
der Pferde getroffen werben. 

g 4. 

Auf Straßenbauten bezw. Pflafterungen findet die vorftehende Polizei— 
Berordnung Feine Anwendung. 

Berlin, den 26. Januar 1884. 

Königliches Bolizei-Präfidium. 
(gez.) von Mapdai. 


Neränderungen an den Façaden der auf Königliche Koiten 
erbauten Privathäuſer. 
(U.-Bl. 1829, Stüd 17 ©. 87.) 


Das auf Allerhöchſten Königlichen Immediatbefehl von dem wormaligen 
Dber- Hofbauamt unterm 31. Auguft 1787 erlaffene Publikandum, wodurd 
denen Einwohnern, welden Häufer auf Königlihe Koften erbaut worden 
find, verboten ift, 

an der Façade folder Häufer Veränderungen nach ihrem Gutbefinden 
vorzunehmen, die Attifen, Bafen, Statuen, Gruppen oder auch andere 
Berzierungen davon wegzunehmen oder zu verändern, 
wird hierdurch, als noch in feiner Kraft beftehend, zur genaueften Befolgung 
in Erinnerung gebracht, und dabei zugleich bemerkt, daß aud das Abfärben 
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und Abpugen jolder Häufer ohne vorgängige Anzeige bei der Polizei- 
Behörde und ohne deren fpezielle Erlaubniß nicht vorgenommen werden darf. 
Berlin, den 14. April 1829. 
Königliches Preußiſches Polizei-Präfidium. 
(gez.) von Eſebeck. 


Unterhaltung der Brunnen auf den Privat-Grundſtücken. 


Belanntmahung vom 7. März 1837. 

In Gemäßheit eines Erlafjes des Königlihen Minifteriums des Innern 
und der Polizei vom 8. Februar d. I. wird, mit Bezugnahme auf die 
Gaffen- und Brunnen-Ordnung für Berlin vom 14. Auguft 1660, Artikel J. 
$ 1. die gejeglihe Beſtimmung dem Publiftum in Erinnerung gebradt, daß 
fein Grundbefiger bei zehn Thaler Strafe für jeden Fall den auf feinem 
Grundſtück vorhandenen Brunnen, ohne vorherige fpezielle fchriftlihe Ge— 
nehmigung des Polizei-Präfidii, eingehen laffen darf. 

Berlin, ven 7. März 1837. 

Königlihes Polizei- Präftvium. 
(gez) Gerlad. 


10* 


Zweiter Abſchnitt. 


Straben- Bau: Polizei. 


A. Ruchtlinien und Bebauungspläne. 


Aufitellung von Fluchtlinien und Bebanungsplänen, 


Vorſchriften für die Aufitellung von Fluchtlinien und 
Bebauungsplänen vom 28. Mat 1876. 

Auf Grund des 8 20 des Gefeges, betreffend die Anlegung von 
Straßen und Plägen in Städten und Ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 
1875 (G.S. ©. 561 ff.) werben zur Herbeiführung eines zweckentſprechenden 
und möglichſt gleichförmigen Berfahrens bei Feſtſetzung von Fluchtlinien, 
ſowie zur Beſchaffung genügender Grundlagen für die Beurtheilung der 
Zwedmäßigfeit der beabſichtigten Fluchtlinien » Feftjegung nachſtehende Aus- 
führungs-Vorſchriften erlaſſen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
81. 
Für die Feſtſetzung von Fluchtlinien (88 1 bis 4 des Geſetzes vom 
9. Zuli 1875) find der Negel nad, und foweit nicht nachſtehend ($ 13) 
Ausnahme Beftimmungen getroffen werden, folgende Vorlagen zu machen: 
1. Sitwationspläne, und zwar: 

a. Sluchtlinienpläne, fofern es um die Feitjegung von Flucht⸗ 
linien bei Anlegung oder Veränderung von einzelnen 
Straßen oder Straßentheilen ſich handelt, 

b. Bebauungspläne, fofern e8 um die Feitfegung von Flucht— 
linien für größere Grundflächen und ganze Ortstheile ſich 
handelt, 

c. Ueberſichtspläne. 
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U. Höhen: Angaben. Hierunter werden verftanden: 
a. Längen: Profile, 
b. Quer- Profile, 
c. Horizontal⸗Kurven und Höhenzahlen in den Situationd- 
plänen. 
II. Erläuternde Schriftitüde. 


82. 
Diefe Vorlagen jollen A. den gegenwärtigen Zuftand, B. den Zuſtand, 
welcher durch die nad Maßgabe der beabfihtigten Fluchtlinien- Feftfegung 
erfolgende Anlegung von Straßen und Pläten herbeigeführt werben foll, 
far und beftimmt varftellen. Diefelben müſſen durch einen vereidigten 
Feldmeſſer aufgenommen oder als richtig befcheinigt und durch einen ger 
präften Baumeifter oder einen im Kommunaldienfte angeftellten Baubeamten, 
durch welche die Nichtigkeit der Aufnahme gleichfalls bejcheinigt werden 
fann, mindeftens unter der Mitwirkung eines folden bearbeitet und dem 
entjprechend unterfchriftlich vollzogen fein. 


A. Darftellung ded gegenwärtigen Zuftandes. 
I. Situationspläne. 
83. 

Der Mapitab, in welchem die Situationspläne (Fluchtlinten und Be— 
bauımgspläne) entworfen werben, darf in der Regel nicht Heiner fein, als 
1:1000. Zufammenhängende Straßenzüge find im Zufammenhange zur 
Darftellung zu bringen. Erhalten in Folge deſſen größere Bebauungspläne 
eine fir ihre Benugung unbequeme Auspehnung ($ 12), jo darf für bie- 
felben zwar ein Hleinerer Mafftab, bis 1:2500, angewendet werden, es ift 
in diejen Falle aber für jede Straße, deren Fluchtlinien feſtgeſetzt werben 
follen, ein befonderer Fluchtlinienplan im Maßſtabe von mindeftens 1:1000 
beizubringen. Jedes Projekt erfordert die Beifügung eines Ueberfichtsplanes, 
für melden ein vorhandener gedrudter oder gezeichneter Plan, oder aud ein 
Auszug aus einem foldhen verwendet werben fann. 


84. 

Durch die Situationspläne ſoll das in Betracht zu ziehende Terrain 
mit ſeinen Umgebungen in ſolcher Ausdehnung dargeſtellt werden, daß die 
im Intereſſe des Verkehrs, der Feuerſicherheit und der öffentlichen Geſund— 
heit zu ſtellenden Anforderungen ($ 3 des Geſetzes vom 2. Juli 1875) aus— 
reihend beurtheilt werden können. Alle vorhandenen Baulichkeiten, Straßen, 
Wege, Höfe, Gärten, Brunnen, offene und verbedte Abwäfjerungen zc., ferner 
alle Gemarkungs-, Befigitands- und Kultur-Grenzen müſſen in den Plänen 
mit Schwarzen Linien dargeftellt und, ſoweit es zur Deutlichkeit erforderlich, 
mit charafterifirenden Farben, jedoch mur blaß angelegt fein. Im die 
Situntionspläne find ferner die Nummern oder fonftigen Bezeichnungen, 
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welche die einzelnen Grundftüde im Grundbuche, bezw. wo Grundbücher 
nicht vorhanden find, im Grundſteuer-Kataſter führen, und die Namen der 
Eigenthiimer einzufchreiben. Die auf den gegenwärtigen Zuftand bezüglichen 
Schriftzeichen und Zahlen find ſchwarz zu jehreiben. Jeder Plan ift mit ver 
geographiichen Nordlinie und einem Mafjtabe zu verfehen. 


II. Höhen:Angaben. 
85. 

Die Höhen-Angaben müſſen ſich auf einen ſpeciell zu bezeichnenden, mög— 
lichſt allgemein bekannten feſten Punkt, etwa auf den Nullpunkt, eines in 
der Nähe befindlichen Pegels, am beſten auf den Nullpunkt des Amſter— 
damer Pegels beziehen und ausſchließlich in poſitiven Zahlen erſcheinen. 
Von jeder, in einem Fluchtlinien- oder Bebauungsplan projektirten Straße 
iſt, inſoweit nicht nach den Ausnahme-Beſtimmungen des $ 13 davon ab» 
geſehen werben darf, ein Längenprofil im Längen-Maßſtabe des dazu ge— 
hörigen Situationsplanes und im Höhen-Mafftabe von 1:100 beizubringen. 
Die Linie des in der Regel durd die Mitte des Straßendammes zu legen- 
ven und in Stationen von je 100 m Fänge mit den erforderlichen Zwijchen- 
jtationen von mindeftens je 50 m Entfernung einzutheilenden Nivellements- 
Zuges ijt mit ihrer Stationirung in den zugehörigen Situationsplänen roth 
punftirt anzugeben. Wo erhebliche Aenderungen in der Terrain-Oberfläche 
in Ausficdt genommen werden, oder wo nahe liegende Gebäude, Mauern, 
abgehende Wege u. |. w. eine bejondere Berüdjihtigung verlangen, find 
Duerprofile aufzunehmen. Diefe find zu einem Maßſtabe, der nicht kleiner, 
als 1:250 fein darf, zu zeichnen und zur Nummerirung, jowie zu den Ordi— 
naten des Längenprofils überfichtlic in Beziehung zu bringen. Sind diefelben 
nicht redhtwinkelig zum Hauptnivellement aufgenommen, fo iſt ihre Lage auch 
im Situationsplane anzugeben. In den Bebauungsplänen ift außerdem bei 
hügeligem oder gebirgigem Terrain auf Grund eines Nivellements-Neges 
die Geftaltung der Terrain-Oberfläche durch HorizontalsKurven in Höhen— 
abftänden von je lm bi 5 m mittelft ſchwarzpunktirter Linien und bei— 
gefchriebener Höhenzahlen überſichtlich darzuftellen. Ale Höhenzahlen werben 
in Metern angegeben und auf zwei Dezimalftellen abgerundet. 


Ss 6. 

Aus den Höhen: Angaben muß die Höhenlage, fowohl der vorhandenen 
Straßen und Wege, als au ihrer Umgebungen in folder Ausdehnung 
hervorgehen, daß die Forderungen des Verkehrs und der zufünftigen Ent— 
wäjjerung, nicht minder die Bedingungen einer etwaigen jpäteren Fortjegung 
vollftändig beurtheilt werden fünnen. Die höchſten und niebrigften Stände 
aller Gewäſſer, welche auf die projeftirten Anlagen von Einfluß fein können, 
fowie vorhandene Fahbäume und Pegel, insbefondere die Grundwaſſerſtände, 
foweit deren Ermittelung bereits ausgeführt ift, oder im fpeziellen Falle 
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nothwendig ericheint, die Tiefen der etwa vorfommenden Moore oder fonftiger, 
die Straßen: Anlegung benachtheiligender Bodenſchichten, die Thürfchwellen 
der vorhandenen Gebäude, die Schienenhöhe naheliegender Eifenbahnen u. f. m. 
ebenſo alle Feſtpunkte, an welche das Nivellement angefchloifen worden, 
müſſen in den Profilen vollftändig bezeichnet fein. In denjelben werden die 
Wafferfpiegel blau ausgezogen und befchrieben, dagegen alle fonftigen be— 
ftehenden Gegenftände, nicht minder die Ordinaten in Schwarzer Farbe und 
Schrift angegeben, die Terrainlinien braun unterwafchen, die Bodenſchichten 
mit charakterifirenden Farben angelegt. 


B. Darftellung des Zuftandes, welcher durch die nach Maß—⸗ 

gabe der beabfichtigten Fluchtliniensfeftfegung erfolgende Ans 

legung von Straßen und Blägen herbeigeführt werden fol. 
Allgemeines. 


87. 

Die Aufftellung der Projefte bedingt eine forgfültige Erwägung des 
gegenwärtig vorhandenen, jowie des in der näheren Zukunft vorausſichtlich 
eintretenden öffentlichen Bedürfniſſes unter bejonderer Berüdjichtigung der 
in dem $ 3 des Gefeges vom 2. Juli 1875 hervorgehobenen Gefichts- 
punkte. Im Intereſſe der Förderung der öffentlichen Geſundheit und Feuer: 
fiherheit ift auch auf eine zwedmäßige Vertheilung der öffentlihen Pläße, 
jowie der Brunnen Bedacht zu nehmen. Betreffs der Straßenbreiten empfiehlt 
e8 fich, bei neuen Straßen- Anlagen die Grenzen, über welde hinaus die 
Bebauung ausgeſchloſſen ift, 

a. bei Straßen, welche ald Hauptadern des DVerfehrs die Entwidelung 
eines lebhaften und durchgehenden Berfehrs erwarten laſſen, nicht 
unter 30 Meter, 

b. bei Neben = Berfehröftraßen von beträchtlicher Länge nicht unter 
20 Meter, 

ec. bei allen anderen Straßen nicht unter 12 Meter anzunehmen. 

Bei den ımter a. und b. bezeichneten Straßen ift ein Yängengefälle von 

nicht mehr als 1:50, bezw. von 1:40, bei Rinnfteinen ein ſolches von 
nicht weniger als 1:200, nad) Möglichkeit anzufireben. 


Befonderes. 
I. Eituationdpläane. 
88. 

Die anzulegenden oder zu verändernden Straßen und Plätze ſind in 
dem Ueberſichtsplane mit rother Farbe deutlich zu bezeichnen. In die 
Situationspläne ſind die projektirten Baufluchtlinien mit kräftigen zinnober— 
rothen Strichen einzutragen. Fallen dieſelben mit den Straßenfluchtlinien 
nicht zuſammen, ſo ſind die letzteren mit minder kräftigen Strichen aus— 
zuziehen und iſt der Raum zwiſchen beiden blaßgrün anzulegen. Die pro— 
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jeftirten Rinnſteine werden durch ſcharfe dunfelblaue Linien, verdedte Ab» 
wäflerungen punftirt unter Bezeihnung der Gefäll- Richtung mitteljt blauer 
Pfeile angedeutet, die Straßen und öffentlichen Pläge blaßroth, diejenigen 
Straßenfeiten, welche nicht bebaut werden follen, grün angelegt. Vorhandene 
Gebäude oder Theile derjelben, welche bei der jpäteren, nah Maßgabe ver 
Fluchtlinien- Feftfegung erfolgenden Freilegung nicht befeitigt zu werden 
brauchen, find in ihren dharafterifirenden Yarben dunkler anzulegen, als die 
abzubrechenden. Die Namen, Nummern oder fonftigen Bezeichnungen ber 
projeftirten Straßen und Pläte, ingleihen die Breiten derjelben, werben 
mit zinnoberrothen Schriftzeihen und Zahlen in die Situationspläne ein- 
geichrieben. 
Il. Höhen : Angaben. 
89. 

In den Pängenprofilen werden die projeftirten Höhenlagen der Straßen: 
züge, ipeziell die Kronenlinien der künftigen Strafenbefeftigung, mit zinnober- 
rothen Pinien ausgezogen und die Aufträge blafroth, die Abträge grau an— 
gelegt. Im diefelben find ferner die Brüden, Durchläſſe, unterirdiſchen 
Waſſerabzüge ꝛc. unter Angabe der lichten Weiten und Höhen einzutragen. 
An allen Bredpunften der Gefälle, an fämmtlichen Kreuzungs- oder 
Abzweigungspunften von Straßen und an jonft charafteriftiihen Stellen 
werden die betreffenden Ordinaten zinnoberroth ausgezogen und mit den 
zugehörigen Zahlen ebenfo beſchrieben. Dagegen erhalten die auf die Ab» 
wäjlerung bezügliden Höhenzahlen die blaue Farbe. Die Yüngen ber 
Straßenzüge von einem Bredpunfte des Gefälles bie zum nächſtfolgenden 
werden, zuſammen mit der Berhältnißzahl des Gefälles in zinnoberrother 
Farbe über das Profil, die Namen, Nummern oder fonftigen Bezeichnungen 
der Straßen, übereinftimmend mit dem Situationsplane, über oder unter 
dajjelbe gejchrieben. Wenn zu einem Gituationsplane mehrere Yängen- 
Profile gehören, jo ift auf eine deutliche und übereinftimmende Bezeichnung 
der Anſchlußpunkte unter jchärferer Hervorhebung der Anfchluß = Ordinaten 
zu achten. 

s 10. 

Bon jeder Straße, deren Fluchtlinien feſtgeſetzt werden follen, find 
mindeitens jo viele Querprofile zu entwerfen, wie dieſelbe von einander 
abweichende Breiten erhält. Wo die im $ 5 angegebenen beſonderen Ber: 
hältnifje obwalten, find die Querprofile entfpredend zu vermehren und zu 
erweitern. Die graphiiche Behandlung der Querprofile entjpricht derjenigen 
der Yängenprofile. 

Ill. Erläuternde Schriftſtücke. 
8 11. 

Den Fluchtlinien und Bebauungsplänen find Schriftliche Erläuterungen 
beizufügen, in welchen unter Darlegung der bisherigen Beichaffenheit, Be- 
nugungsart und Entwäſſerung des zu bebauenden Terrain und der Ver—⸗ 
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anlafjung zur Aufitelung des Projekts die bezüglid, der Yage, Breite und 
fonftigen Einrihtung der Straßen, der Entwäljerung derfelben zc. bes 
abfichtigten Anordnungen zu bejchreiben und, wo e8 erforderlich ift, ein— 
gehend zu motiviren find. Dem Erläuterungs- Bericht find beizufügen: 

1) Ein Straßen: Berzeihnif, d. i. eine tabellarijch georbnete Ueberficht 
der Straßen und Pläge, melde verändert, verlängert oder neu ans 
gelegt werden follen. Im das Verzeichniß find aufzunchmen: 

a. die Nanten, Nummern oder fonftigen Bezeichnungen, 

b. die Breiten jeder Straße zwiſchen den Bauflucht- bezw. den 
Straßenfluchtlinien, 

ec. die Gefäll- Berhältniffe und Pängen- Ausdehnung der Straßen 
nach ihren verfchiedenartigen Abfchnitten und im Ganzen. 

2) Ein Vermeſſungs-Regiſter des von der Feitfegung der neuen 
Fluchtlinien betroffenen Grundeigenthums. Daſſelbe muß gleidh- 
falls tabellarifch geordnet, umter angemefjener Bezugnahme auf den 
Situationsplan und das Straßen: Berzeichniß enthalten: 

a. den Namen, Wohnort ꝛc. des betheiligten Eigenthümers, 

b. die Nummer oder fonftige Bezeichnung, welche das Grundſtück 
im Grundbuche, bezw. im Grundftener-Katajter führt, 

c. die Größe der zu Strafen und Plägen für den öffentlichen 
Verkehr abzutretenden Grumdfläden, 

d. deren Benutungsart, 

e. die Bezeihnumg und Befchreibung der vorhandenen Gebäude 
oder Gebäudetheile, welhe von einer Straßen: oder Baus 
fluchtlinie getroffen werden oder fonjt zur Freilegung derfelben 

beſeitigt werden müſſen, 

f. die Größe der Reſtgrundſtücke, 

g. die Angabe, ob dieſelben nach den baupolizeilichen Vorſchriften 
des Orts noch zur Bebauung geeignet bleiben oder nicht. 

8 12. 

Die Zeichnungen und Schriftſtücke ſind nicht gerollt, vielmehr in einer 
Mappe oder in aktenmäßigem Formate zur Vorlage zu bringen. Den ein— 
zelnen Plänen, welche auf Leinewand zu ziehen, mindeſtens aber mit einem 
Band einzufaſſen ſind, iſt kein größeres Format als dasjenige von 0,50 zu 
0,66 m zu geben, und find dieſelben erforderlichen Falls klappenartig an 
einander zu fügen. 

Ausnahme: Bejtimmungen. 
8 13. 

Die beizubringenden Vorlagen können auf einen Situationsplan mit 
den erforberlihen Erläuterungen beſchränkt bleiben: 

a. bei einer einfadhen Regulirung oder Veränderung vorhandener 

Straßen, mit der eine Veränderung in der Höhenlage des Straßen- 
dammes nicht verbunden: ift, 
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b. bei einer nicht erheblichen Erweiterung ländliher Ortſchaften und 
Kleiner Städte, die nicht in unmittelbarer Nähe großer Städte liegen, 
jofern die Erweiterung nicht zu größeren Yabrifanlagen, zu Eifenbahn- 
böfen, Begräbnißſtätten oder fonftigen Anlagen, die auf die Feuer— 
jicherheit, die Verfehrsverhältnifie und die öffentliche Gelundheit von 
Einfluß fein können, in Beziehung ſtehen, 

c. bei einer Fluchtliniens Feitfegung, die wegen befonderer Dringlichkeit 
ſchleunig zu erfolgen hat und für die nad) dem übereinjtimmenden 
Urtheile des Vorſtandes und der Vertretung der Gemeinde, ſowie ber 
DOrtspolizeibehörde Die Beibringung ausführlicerer Vorlagen ent- 
behrlich erfcheint. 

Außerdem bleibt es derjenigen Behörde, welche zunächft über die Flucht— 
linien= Feftfegung zu befinden hat, vorbehalten, in fonjtigen, befonders moti« 
virten Fällen dte Vereinfahung der Vorlagen ausnahmsweiſe für zuläffig 
zu erflären und zu beftimmen, welche Theile der vorjtehenden — 
(88 1 bis 12) unausgeführt bleiben dürfen. 

In allen diefen Ausnahmefällen, einschließlich der unter a., b. und c 
aufgeführten, kann von den Behörden die über bie Hluctlinien« Feftfetsung 
nad) dem Geſetze vom 2. Juli 1875 zu befchliegen haben, in jedem Stadium 
des Berfahrens die weitere Bervollftändigung der Vorlagen nad) Maßgabe 
der in den 88 1 bis 12 gegebenen Vorſchriften gefordert werben. 

Berlin, den 28. Mai 1876. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) Ahenbad. 


B. Anlegung neuer Straßen und Bauen an denfelben. 


Bauten au nen angelegten Strafen. 


Befanntmahung vom 24. Dezember 1874. 


Die bisherige Duldung des Erbauens von Häufern an unregulirten, 
ungepflafterten, jeder orbentlihen Entwäſſerung entbehrenden, ja meift nicht 
einmal durchweg freigelegten Straßenftreden, hat jo erheblihe Nachtheile 
im geſundheits- und feuerpolizeilichen Intereſſe zur Folge gehabt, und gleidy- 
zeitig durch die nur fehr felten im Voraus genau zu beftimmende Höhen 
lage der Schwellen jo wejentlicdy zur Berunftaltung der Haupt: und Nefidenz- 
ftadt beigetragen, daß das unterzeichnete Polizei-Präſidium nach Berathung 
und im Einverftändniffe mit dem unterzeichneten Magiftrat zu dem wohl- 
erwogenen, in ben Gejegen begründeten Entſchluſſe gelangt ift, in Zufunft 
und jpeziell vom 1. April 1875 ab derartige Bauten nicht ferner zu geftatten. 
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Zur Befriedigung der berechtigten Bauluft wird der unterzeichnete 
Magiftrat fortfahren, geeignete freigelegte Straßenftreden im Voraus zu 
pflajtern und mit Entwäljerungs-Anlagen zu verjehen, außerdem aber durd) 
einen alljährli zu erlaſſenden öffentlichen Aufruf einzelne ganz oder theil- 
weile im Privatbefig befindlihe Straßen zu bezeichnen, welche, für ven 
Fall der unentgeltlihen Hergabe des Straßenlandes, im Laufe des nächſt— 
folgenden Jahres gepflaftert und entwällert werben follen. 

Die unterzeichneten Behörden geben fid der zuverfichtlichen Erwartung 
bin, daß diefe aus Gründen ver öffentlichen Wohlfahrt getroffenen Maß- 
nahmen bei der Eimwohnerichaft, und insbefondere bei dem grumbbefigenden 
Theile derfelben richtige Würdigung und kräftige Unterftügung finden werben. 

Der Aufruf für das Jahr 1875 wird nod) bejonders befannt gemacht 
werden. 

Berlin, den 24. Dezember 1874. 

Königliches Polizei: Präfivium. Meagiftrat hiefiger Kaiferlihen Haupt: 

und Kefidenzitadt. 


Bauen an nicht requlirten Strafen. 


Drts-Statut I. vom 8. Oktober 1875. 

Auf Grund des $ 11 der Städte: Ordnung vom 30. Mai 1853 und 
des 8 12 des Gejetes vom 2. Juli 1875 (G.-&. S. 561) wird für den 
biefigen Gemeindebezirk Folgendes beftimmt: 

| a ©? 

Wohngebäude dirfen an Straßen oder Straßentheilen, nach welchen fie 
einen Ausgang haben, nur errichtet werden, wenn dieſe Straßen oder 
Straßentheile den baupolizeilihen Borjchriften gemäß befeftigt, entwäſſert 
und mindeftens mitteljt einer regulirten Straße zugänglich find. 

Ss 2. 

Ausnahmen in Einzelfällen mit Rüdfiht auf Umfang, Beftimmung, 
Örtliche Yage u. ſ. w. der beabfidhtigten Bauten, fünnen vorbehaltlich der 
Zuftimmung der Baupolizeibehörde von der ſtädtiſchen Bauverwaltung be> 
willigt werben. 

Berlin, den 8. Oktober 1875. 

Magiftrat hiefiger Königl. Haupt: und Kefidenzitadt. 
(ge3.) Hobredt. 

BVorftehendes Orts: Statut wird auf Grund der 88 12 und 18 des 
Geſetzes vom 2. Juli d. J., betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Pläben in Städten und ländlichen Ortſchaften (G.S. ©. 561), 
hierdurch beftätigt. 

Berlin, den 19. November 1875. 

Der Minifter des Innern. 
(ge3.) Graf Eulenburg. 
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Anlage und Unterhaltung neuer Strafen. 


Orts-Statut II. vom 7./19. März 1877. 


Auf Grund des $ 11 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 und 
des 8 15 des Geſetzes vom 2. Yuli 1875 (G.-S. ©. 561) wirb für den 
biefigen Gemeindebezirt Folgendes beftimmt: 


A. Anlage neuer Straßen durd die Stadtgemeinde. 
1. Berpflihtung der Adjazenten zur Erftattung der Anlagekoften. 
81. 

Bei der ſeitens der Stadtgemeinde erfolgenden Anlage einer neuen, 
oder bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, welche zur Be— 
bauung beſtimmt iſt, ſind die Beſitzer der angrenzenden Grundſtücke, ſobald 
auf denſelben Gebäude an dieſen Straßen errichtet werden, verpflichtet, der 
Stadtgemeinde diejenigen Koſten zu erſtatten, welche ihr für die Frei— 
legung, erſte Einrichtung, Pflaſterung und Entwäſſerung der Straße er— 
wachſen. 

82. 

Zu den Koſten der Freilegung gehören auch die Koſten der Erwerbung 
des Grund und Bodens der Straße einſchließlich des Bürgerſteiges. 

Iſt das Straßenland zum Theil unentgeltlich von angrenzenden Grund— 
ſtücken abgetreten worden, ſo wird behufs Feſtſtellung des auf die einzelnen 
adjazirenden Grundſtücke entfallenden Antheils an den Grunderwerbskoſten, 
das unentgeltlich abgetretene Terrain mit dem vom Magiftrat, unter Be— 
rüdfihtigung des Preifes des entgeltlich erworbenen Terrains, feftgeitellten 
Werthe, bei der Ermittelung der Geſammtkoſten in Rechnung geftellt, dem— 
nächſt aber denjenigen Adjazenten auf ihren Beitrag zu den Geſammtkoſten 
in Abzug gebracht, von deren Grundftüden das Straßenland unentgeltlich 
abgetreten ilt. 

$ 3. 

Zu den Koften der erften Einrihtung und Pflafterung gehören ins- 
befondere auch diejenigen der Herftellung des Anfchluffes an Nebenftraßen, 
fowie der Ueberfahrts- und Uebertrittsbrücken. 

Als Koften des zur erjten Pflafterung verwendeten Materials inel. 
Arbeitslohn wird ein alljährlih dur Kommunalbeſchluß pro Quadrat: 
Meter feitzuftellender Preis in Rechnung geftellt. Derjelbe joll für Haupte 
und Nebenftraßen verfchieden fein ımdb den Preis der nad Kommunalbeſchluß 
für derartige Straßen zuläffigen geringften Qualität Pflafter nicht über: 
fteigen. 

Db eine Straße als Haupt oder Nebenftraße zu erachten, wird durch 
den Magiitrat feitgeftellt. 

Die Koften der Heritellung von Promenaden, Baum- und anderen 
Pflanzungen find nicht zu eritatten. 
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2. Schftellung und Vertheilung der Anlagefoften auf die zur Erftattung 
Berpflichteten. 
84. 
Für Bertheilung der Geſammtkoſten gilt derjenige zuſammenhängende 
Straßentheil als Einheit, deſſen Regulirung zu derſelben Zeit erfolgt iſt. 


85. 

Bei Straßen von mehr als 26 Metern Breite iſt von den Koſten der 
Geſammt⸗Anlage ein nach dem Verhältniß von 26 Metern zu der Gefammt- 
breite der Straßen berechneter Beitrag von den Adjazenten zu eritatten, der 
Ueberreft fällt der Stadtgemeinde zur Laft. 

S 6. 

Der nad SS 1 bis 5 zur Einziehung gelangende Betrag wirb durch 
den Magiftrat vorbehaltlid) des Beſchwerdeweges endgültig feftgeitellt und 
auf die angrenzenden Grundftüde nad Berhältnig der Länge ihrer, bie 
Straße berührenden Grenze vertheilt. 


8 7. 

Die Zahlung der nah SS 1—6 zu leiftenden Beiträge hat gegen Er- 
theilung der Bauerlaubniß zur Errichtung von Gebäuden an neuen Straßen 
resp. Straßentheilen zu erfolgen. 

Steht zur Zeit der Ertheilung derfelben der Beitrag des betreffenden 
Adjazenten noch nicht feit, jo ift von demfelben, fofern es der Magiitrat für 
erforderlid und angemejjen erachtet, eine von Pebterem der Höhe nach zu 
beftimmende Kaution in haarem Gelde oder in depofitalmäßigen Papieren 
zu bejtellen, aus welcher die Tilgung des demnächſt ermittelten Beitrags 
in erfter Linie erfolgt. Für den etwaigen Ueberreit bleibt das Grundſtück 
verhaftet. 

Ss 8. 

Der Magiftrat ift befugt, mit Rüdficht auf die PVermögenslage der 
Zahlungspflichtigen für die Entrichtung der Beiträge Ratenzahlung oder 
Zahlungsfrift bis zu höchſtens 2 Jahren von der Fälligkeit ab zu bewilligen. 


B. Anlage und Unterhaltung neuer, im Bebauungsplan 
feitgejtellter Straßen durh Unternehmer oder Adjacenten. 
I. Anlage der Straßen. 
89. 

Wenn Unternehmer oder Adjazenten eine im Bebauungsplan feitgeftellte 
Straße oder einen Theil einer ſolchen anlegen wollen, jo tft die Genehmigung 
dazu bei dem Magiftrat nachzuſuchen, abgefehen von der außerdem erforder- 
lihen Genehmigung der Baupolizei. 

Zu dem Behufe ift ein Situationspları und ein Nivellementsplan der⸗ 
felben, aus welchen insbejondere auch der Anfchluß der herzuftellenden Ent- 
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wäfjerungs: Anlagen an die beftehenden öffentlihen Anlagen erfihtlih ift, 
und zwar in je 5 Eremplaren einzureichen. 

Den Unternehmern ꝛc. ftehen fir die Ausarbeitung der betreffenden 
Pläne die bei dem Magiftrat befindlichen einfchlagenden Materialien zur 
Benugung auf ihre Koften durch ihre Sadverftänpigen offen, ſoweit Das 
Berwaltungs-Interefie es geitattet. 

Der Situationsplan muß die in die Strafe fallenden und an dieſelbe 
angrenzenden Grnundſtücke bis auf 30 Meter Entfernung von den Straßen: 
fluchtlinien, deren Grundbuch-Bezeichnung und Beſitzer erfichtlic machen. 

Die Genehmigung kann nur verfagt werben, wenn Gründe des öffent- 
lichen Imterefies der Herftellung der Straße entgegenitehen. 

Die betreffenden Gründe find in dem Verſagungs-Beſcheide anzugeben. 


8 10. 

Erflären ſich die Unternehmer resp. Adjazenten zur Ausführung der 
Straßenanlage gemäß der ertheilten Genehmigung bereit, oder nehmen fie 
die Ausführung thatſächlich im Angriff, fo find fie verpflichtet, die Straßen- 
anlage innerhalb der in der Genehmigung geftellten Friſt zu vollenden, 
widrigenfall8 die erforverlihen Arbeiten von der Stadtgemeinde für Red) 
nung der Unternehmer resp. Adjazenten ausgeführt werden fünnen. Das 
zur Straßenanlage erforderliche Terrain iſt vor Beginn der Arbeiten zur 
Herftellung derfelben an die Stadtgemeinde zu übereignen und auf beren 
Verlangen pfandfrei zu jtellen. 

Ob die Herftellung bedingungsmäßig erfolgt iſt, entjcheidet der Ma- 
giitrat, bei welhem die Abnahme, abgefehen von der baupolizeilicyen Ab- 
nahme, beantragt werben muß. 


2. Unterhaltung. 
8 11. 

Die Unterhaltung der gemäß $ 9 fi. angelegten Straßen geht, ſobald 
diejelben bedingungsmäßig hergeftellt find, auf die Stadtgemeinde über, da— 
gegen haben die Unternehmer resp. Adjazenten — lettere ſoweit fie nad 
diefem Statute zu den Koſten der neuen Straßenanlage beitragspflidtig 
find — entweder 

a. die Kojten diefer Unterhaltung oder 
b. einen alljährlich durch Kommunalbeſchluß feitzufegenden Beitrag 
zu benfelben 
bis zum Ablaufe des auf das Jahr des Beginnes der Unterhaltung folgenden 
vierten Kalenderjahres zu tragen. 

In dem Falle a. wird der Betrag der Koſten durch den Magijtrat 
definitiv feſtgeſtellt. 

Die Koften der Unterhaltung oder die Beiträge zu dieſen werben er- 
forderlihen Fals im Wege der adminiftrativen Grefution eingezogen. 
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Ss 12. 

Es ſoll geitattet fein, die im 8 11 auferlegte Unterhaltungspflict durch 
Zahlung eines Kapital abzulöfen, welches nad dem Flädheninhalte der zu 
unterhaltenden Straßenftrede und nad dem pro Quadratmeter alljährlich 
durch Kommunalbeſchluß feftzuftellenden Einheitsfate zu berechnen ift. 


C. Anlage neuer, im Bebauungsplane nod nicht feitgejtellter 
Straßen durd Unternehmer. 
8 13. 

Den Anträgen auf Genehmigung von Straßenanlagen in Abänderung 
oder Ergänzung des Bebauungsplans find Situations- und Nivellementd- 
pläne in der vom Magiftrat für nothwendig eradhteten Anzahl und Be— 
ſchaffenheit beizufügen. 

Auch ift auf Erfordern der Nachweis zu führen, in welcher Weife vie 
Ausführung der Anlagen gefihert iſt. 


D. Anbau an vorhandenen unbebauten Straßen. 
8 14. 

Don den Grundjtüden, melde an einer zur Zeit des Erlaſſes dieſes 
Statuts jhen vorhandenen, bisher unbebauten Straße oder einem folden 
Straßentheil liegen, ift, jobald diefe Grundftüde an der Straße bebaut werben, 
das zur Freilegung der Straße in der durch den Bebauungsplan oder jonjt 
in vorgefchriebener Weiſe feitgeftellten Breite erforderlihe Terrain bis zur 
Mittellimie der Straße unentgeltlich abzutreten, freizulegen, in das vor— 
gefchriebene Niveau zu bringen und zu pflaftern. Bei Straßen von mehr 
als 26 Metern Breite erjtredt ſich dieſe Verpflichtung auf 13 Meter der 
Straßenbreite. 


E. Allgemeine Borfhriften. 
$ 15. 

Der Stadtgemeinde fteht das Recht zu, in den Fällen ver SS 9 und 13 
diefes Statuts die Ausführung der Straßen-Anlagen im öffentlihen Interefje 
felbit für Rechnung der Unternehmer zu übernehmen. In diefem alle 
finden, joweit nicht bejondere Vereinbarungen getroffen find, die Vorſchriften 
der SS 1 bis 8 diefes Statuts Anwendung. 


$ 16. 

As Anlage einer neuen Straße im Sinne diefes Statuts gilt auch 
die Ummandlung eines unregulirten Weges oder einer Landftraße in eine 
ftäbtifche Straße. 

Berlin, den 7. März 1877. 

Magiftrat hiefiger Königlichen Haupt und Reſidenzſtadt. 
(gez.) Hobredt. 
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Borftehendes Drts-Statut wird auf Grund der SS 15 und 18 bes 
Geſetzes vom 2. Juli 1875, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plägen in Städten und ländlichen Ortſchaften (G.-©. ©. 561), 
hierdurch beftätigt. 

Berlin, den 19. März 1877. 

(L. $.) 
Der Minifter des Innern. 
(ge3.) Graf Enlenburg. 


Beihaffenheit der für den Anbau als fertig hergeitellten Strafen. 
PolizeisVerordnung vom 12. September 1879. 


Auf Grund des $ 5 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizei- Verwaltung wird, mit Nüdliht auf den $ 12 des Geſetzes vom 
2. Yuli 1875, betreffend die Anlegumg und Veränderung von Straßen ꝛc., 
und mit Bezug auf das Orts-Statut vom 8. Oftober 1875, für den Umfang 
des Gemeindebgzirfd von Berlin, nad Berathung mit dem Gemeinde-Vor— 
ftande Nachſtehendes verorbnet: 

81. 

Eine Straße oder ein Straßentheil ift für den öffentlihen Verkehr 
und den Anbau als fertig hergejtellt zu erachten, wenn folgende Bedingungen 
erfüllt find: 

I. Fir Straßen, welde nad Erlaß diefer Verordnung angelegt werden: 

1) Die zur Straße innerhalb der Straßenfludhtlinien erforderlichen 
Grundflächen müſſen der Stadtgemeinde übereignet fein. 

2) Die Straße muß 

a. in der Planlage, 

b. in ber Höhenlage, 

c. in der Breite und Breiteneintheilung 
ven Feftfegungen des Bebauungsplanes von Berlin und feinen 
Ergänzungen entiprechen. 

3) Der Straßendamm muß mit Pflafter (Stein, Holz, Eifen- ꝛc.) 
befeftigt oder asphaltirt fein. 

Bei Steinpflafterung müfjen rechtwinklig bearbeitete Bruch— 
fteine, deren Fußflächen mindeftens */, der Kopffläden betragen 
und die in den Höhen, fowie in den Breiten nicht mehr als 
1 cm von einander abweichen, verwendet fein. Das Pflafter 
muß wenigjtens eine Kiesbettung von 20 cm erhalten. 

4) Die Strafe muß mit einer genügenden, dem Bebauungsplan 
und feinen Ergänzungen entjprechenden, an eine vorhandene 
öffentliche ſich anſchließende Entwällerungsanlage verfehen fein. 

5) Die Straße muß am eine bereits regulirte Straße durch Her- 
jtellung des Kreuzdammes angefchloffen fein. 
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6) Die Herftellung der Bürgerfteige muß nad den Vorſchriften 
der Baupolizei-Orbnung vom 21. April 1853*) und ber Ver— 
ordnung vom 17. Januar 1873 gejchehen. 

U. Bei den gegenwärtig vorhandenen Straßen muß der Straßen: 
förper zwifchen den bejtehenden Straßenfluchten in feiner ganzen 
Breite als Bürgerfteig und Fahrdamm mit Steinen, Asphaltirung 
oder Macabamifirung vollftändig befeftigt, und es müſſen unter- 
irdiſche Entwäjlerungsfanäle oder ausgepflafterte Rinnfteine vor— 
handen jein, welche dem Bebauungsplane und feinen Ergänzungen 
entfprehen und fih an eine öffentliche Entwäſſerungsanlage ans 
ſchließen. 

) (Vergleiche jetzt Bau-Polizei-Ordnung vom 15. Januar 1887.) 


82. 

Straßen oder Straßenſtrecken, welche nur chauſſeemäßig unterhalten 
werden oder nur mit ſogenannten Bauerndämmen verſehen ſind, gelten nicht 
als für den Anbau fertiggeſtellt. 

83. 

Ob die vorſtehenden Bedingungen erfüllt ſind, unterliegt der gemein— 
ſchaftlichen Entſcheidung des Königlichen Polizei-Präſidiums und der Straßen— 
Bau-Polizei-Verwaltung. 

Berlin, den 12. September 1879. 

Straßen-Bau-Polizei-Verwaltung. 
Der Oberbürgermeiſter. 
(gez.) von Forckenbeck. 


C. Straßen-Arbeiten und -Bauten. 


Ausführung don Strafen: Arbeiten. 


Polizei-Berordnung vom 12. November 1866. 

Auf Grund der SS 5 und 6 des Gefeges über die Polizei» Berwaltung, 
vom 11. März 1850 (G.⸗S. ©. 265) verordnet das Polizei» Präfidium 
nad; Berathung mit dem Gemeinde» Borjtande für ben engeren Polizei— 
Bezirk von Berlin, was folgt: 

sl. 

Ale Straßenarbeiten, wegen deren nicht die völlige oder theilweife 
Abſperrung der betreffenden Straßen und Pläge vom Polizei- Präfidium 
angeorbnet ift, insbefondere die Ausbefjerungen des Straßendammpflafters, 

11 
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die Einfenfung und Herausnahme von Nöhren jeder Art, die Herftellung 
und Ausbefferung von Entwäljerungs » Anlagen, der Granitbahn, des 
Pflafters oder Asphalts auf den Bürgerfteigen, dürfen in den Monaten 
vom 1. April bis zum 30. September nit vor 8 Uhr Abends begonnen 
und nicht über 9 Uhr Morgens ausgedehnt, in den Monaten vom 1. Df- 
tober bis zum letten März nicht vor 6 Uhr Abends begonnen und nicht 
über 10 Uhr Morgens ausgedehnt werben. 

Der Fortfegung der Arbeiten die Nacht hindurch fteht bei entipredyen- 
der Beleuchtung und Vermeidung jedes jtörenden Lärmes Nichts entgegen. 

Abweihungen von diefer Beftimmung bebürfen der befonderen Ge— 
nehmigung des Polizei» Präfidiums. 


82. 

Die im $ 1 gedachten Arbeiten müſſen in der Art ausgeführt werben, 
daß während derſelben die halbe Breite des Straßendammes resp. des 
Bürgerfteiges dem öffentlihen Verkehr ohne jedes Hinderniß offen erhalten 
und daß nad 9 resp. 10 Uhr Morgens fein Theil derjelben unvollenvet 
zurückgelaſſen bleibt. 

Die zu diefen Arbeiten erforderlihden Materialien dürfen auch vor und 
nad jenen Stunden in Heineren Mengen am Orte der Verwendung ge— 
lagert resp. angefahren werben, dürfen aber den Verkehr in feiner Weile 
behindern. Bei Arbeiten, welche den Bürgerfteig nicht betreffen, darf dieſer 
in feiner Weiſe und weder zum Transport noch zum Lagern von Materialien 
in Anſpruch genommen werben. 


8 3. 

Keine diefer Arbeiten ($ 1) darf unter Beobachtung der Beftimmungen 
ad 2) gleichzeitig über eine Fläche von mehr als 10 Ruthen Pänge für 
Nöhrenleitungen und 5 Ruthen Fänge für alle übrigen Arbeiten ausgedehnt 
werden. Bei Ausbefjerungen des Strafendammpflafters ift jede der auf- 
genommenen Pflafterftellen fofert mit dem neuen Pflafter zu verfehen, von 
den nicht verwendeten Materialien zu befreien und dem Berfehr wieder zu 
übergeben. 

84. 

Die mit der Leitung der Arbeiten ($ 1) betrauten Perſonen müſſen 
die jchriftliche polizeilihe Erlaubnik zur Vornahme der betreffenden Ar: 
beiten bei fich führen und auf Verlangen den Polizei» Auffichtsbeamten 
vorzeigen. 

85. 

Kann die polizeilihe Erlaubnif ($ 4) nicht vorgewieſen werden, fo ift 
der Polizei» Auffichtsbeamte befugt, die ſofortige Einftellung der Arbeit, 
die Wiederherſtellung der Straße in den vorigen Stand und die Entfernumg 
ter Arbeiter und des Arbeitsmaterials im Wege der Erefution auf Koſten 
und Gefahr des betreffenden Meifters oder Bauherrn zu veranlafien. 
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8 6. 

Wer den vorftehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, verfällt der Strafe 
des $ 344 Nr. 8 des Strafgefegbuchs.*) 

*) Iept 8 366 Nr. 10 des Strafgefepbuhs für das Deutſche Reich. 

87. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1867 in Kraft. 
Berlin, den 12. November 1866. 

Königliches Polizei-Präſidinm. 
(gez.) von Bernuth. 


Anlage der Bürgerſteige und Rinnſteine. 


Polizei-Verordnung vom 17. Januar 1873. 

Auf Grund ber 88 5, 6 Litt.B. und 11 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei- Präfidium nad) 
Berathung mit dem hiefigen Gemeinde-Borftande für die Stadt Berlin und 
deren Weichbild, was folgt: 

81. 

Jeder Grundbeſitzer iſt verpflichtet, vor ſeinem Grundſtück, daſſelbe 
mag bebaut ſein oder nicht, den Bürgerſteig einſchließlich des Rinnſteins auf 
Anordnung des Königlichen Polizei-Präſidii nach folgenden Beſtimmungen 
anzulegen, zu verbeſſern und zu unterhalten. 


82. 
Die Befeſtigung des Bürgerſteiges hat, außer in den Fällen des 
Aufrufs (83) des Neu- und Umbaues (8 4), durch Pflaſterung und, ſoweit 
erforderlich, mit Einlegung einer 1 Meter breiten Granitbahn zu erfolgen. 


83. 

Das Königliche Polizei-Präſidium wird alljährlich nach Vereinbarung 
mit dem Gemeinde-Vorſtande eine Reihe von zuſammenhängenden Straßen⸗ 
ſtrecken öffentlich unter Angabe des Endtermins für die Ausführung aufrufen, 
in welchen die Herſtellung des Bürgerſteiges und des Straßengerinnes ent— 
ſprechend den in 88 5 und 6 getroffenen Beſtimmungen zu erfolgen hat. 


84. 

Bor jedem Grundſtücke, auf welchem an der Straße ein Neu— oder 
Umbau ausgeführt wird, müſſen Bürgerfteig und Straßengerinne gleichzeitig 
mit der Vollendung des Baues den in den 88 5 und 6 getroffenen Be 
ftimmungen gemäß hergejtellt werben. 

Die für ven Anflug an vie nachbarlichen Bürgeriteige etwa erforder: 
lihen Vorſchriften werden in jedem einzelnen Falle von dem Königlichen 
Polizeis-Präfidium ertheilt. 

11° 
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85. 

In den Fällen der SS 3 und 4 find für die Herſtellung der Bürger: 

fteige und Straßengerinne als Regel folgende Vorſchriften maßgebend: 

a. Das Längengefälle der Bürgerfteige folgt dem Längengefälle ver 
Straße. Bürgerfteige unter oder von 2 Metern Breite find voll- 
ftändig mit Granitplatten zu belegen. 

Bürgerfteige von mehr als 2 Metern Breite erhalten in ber 
Mitte eine wenigftens 2 Meter breite Granitbahn und find im 
Uebrigen mit Mofaikpflafter, Asphalt oder einem anderen zweck— 
entiprechenden Material, deſſen Anwendung jedoch der bejonderen 
Genehmigung des Polizei» Präfivii bedarf, zu verjchen. 

Das Königliche Polizei» Präfivium behält ſich vor, zu geftatten, 
daß der ganze Bürgerfteig unter Fortlaſſung der Granitplatten mit 
einem ber genannten Materialien, namentlid) Asphalt allein, belegt 
werden darf. 


b. Längs der Straßengerinne find die Bürgerfteige mit Bordſchwellen 
von mindeſtens 30 cm Breite und 25 cm Höhe einzufaffen, welche 
überall, auch vor den Thorwegen, mindeſtens 7 cm über das Straßen- 
pflafter hervortreten müffen. 

Diejelben müjjen aus bejtem Granit, möglichſt vollfantig und 
fauber bearbeitet fein, auch müſſen fie gute Pagerflächen, ſowie fcharf 
ſchließende Stoßfugen haben. 

Die obere in den Bürgerjteig fallende Fläche ift gegen bie 
vordere nicht winfelrecht, jondern in die Durch das Quergefälle des 
Bürgerfteiges bedingte Neigung zu ftellen. 

Die Vorderfläche ijt 15 cm breit von oben derartig abzufchrägen, 
daß die obere Kante 4 cm breit aus dem Yothe zurüdtritt. 

Die Bordfchwellen müſſen, wenn nicht andere Beftimmung 
jeitens des Polizeis-Präfidit getroffen worden, dem Yängengefälle der 
Straße folgend in gleicher Höhe mit der Kronenlinie des Straßen- 
dammes gelegt und gehörig untermauert werben. 

Bor den Einfahrten find fie derartig zu fenfen, daß Erhebungen 
(Anpflafterungen, Rampen) auf dem Straßendamm vermieden 
werben. 

Die durchgehende Höhenlage ift mit der gefenften Stelle durd) 
ein Gefälle von höchſtens 1:20 zu vermitteln. 

Die Bordſchwellen ſämmtlicher Gebäude auf einer Seite der 
Straße find genau übereinftimmend und möglichſt gleihmäßig zu 
legen und find Abweichungen vor einzelnen Gebäuden nicht geitattet. 

Verſchiedene Richtungslinien der Borbfchwellen find nicht im 
Winkel, fondern ſtets in einem, diefelben tangirenden Bogen zu— 
fammen zu führen. 
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c. Die zu verwendenden Granitplatten müfjen überall möglihft voll 
und fcharffantig bearbeitet fein, die Oberfläche derſelben darf Feine 
Unebenheiten, namentlich Feine Bertiefungen enthalten, in denen fich 
Waſſer fammeln kann. 

Die einzelnen Platten müffen an den Kanten minbeftens 6 cm 
jtarf jein und find möglichſt ſcharf und dicht an einander zu ftoßen; 
auch müſſen vdiefelben in einer mindeſtens 8 cm ftarfen Page von 
Kiesjand feitgebettet und mit einem uergefälle von 1:40 verlegt 
werben. 

d. Die zu verwendenden Moſaikſteine dürfen höchftens 5 cm im Quadrat 
groß und müſſen von ſehr feften und fcharffantig gefpaltenen Steinen 
mit glatten Köpfen bergeftellt fein. 

Mofaikpflafter von groblörnigem Steine mit rauben oder un- 
ebenen Oberflächen ift nicht geftattet. 

Es ift auf einer mindeftens 8 cm ftarfen Page von Kiesſand 
feft und dicht fchließend zır vwerpflaftern und muß nad gehörigem 
Abrammen eine durchaus ebene Oberfläche mit Duergefälle von 1:40 
bilden. 

Ein gleiches gilt von dem in den Einfahrten an Stelle der 
Trottoirplatten etwa anzulegenden Kopffteinpflafter, deſſen Steine 
rechtwinklig, 10—15 cm breit, ebenfo lang und 15—20 cm hoch 
fein müſſen. 

e. Bei Berwendung von Asphalt darf nur natürlicher Asphalt gewählt 
werben; derfelbe muß von bejter Qualität fein und eine gehörig feite 
und ebene Unterlage erhalten. Diefelbe muß hergeftellt werben: 

1) durch eine mindeftens 10 cm jtarfe Betonlage, wohl geitampft 
und oben abgeglichen, oder 

2) durd ein hochfantiges Ziegelpflaſter, wofür auch zwei über- 
einander liegende Flachſchichten gewählt werben fünnen. 

Die Ziegel müſſen hart gebrannt fein und mit vollen Fugen 
in gutem Mörtel vermauert werden, au find die Fugen fauber 
und voll auszuflreichen, oder 

3) durch ein auf Kiesfand gehörig gerammtes Steinpflafter, welches 
mindeftens 2 cm ftarf mit Sementmörtel abgeglidhen wird. Eine 

Unterlage blos von Felditeinpflafter ift nicht geftattet. 

Auf dieſe Unterbettung ift, nachdem fie gehörig ausgetrodnet, 
der Asphalt mit einer durchaus ebenen Oberflähe in einer 
Stärfe von mindeftens 2 cın zu verlegen. Das Duergefälle 
beträgt für Asphalt ebenfalls 1:40. 

Das Belegen mit Asphalt iſt auf Bürgerfteigen, in welden 
Bäume ftehen, welde nicht Privat-Eigenihum find, unftatthaft. 

f. Die Abführung des Tagewaſſers aus den Abfallröhren kann, wo es 
die Tiefe des vorhandenen Rinnjteins resp. Kanals gejtattet, unter: 
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irdifch geſchehen, jedoch ijt Dabei die Anlage von Schlammgruben auf 
dem Bürgerfteige unterfagt. 

Sonft find oben aufgefchliste, genau im Niveau des Bürger: 
jteiges eingelegte und gut fundamentirte gußeiferne Röhren zu vers 
wenden, welche jowohl mit angegoffenen Fallkeſſeln für die Abfall» 
rohre, wie auch mit Kopfftüden verjehen fein müſſen, die den Profile 
der Bordichwellen entſprechen und nirgends über die legteren vorftehen. 

g. Zungen-Rinnfteine, ſowie Ueberfahrts- und Uebertrittsbrüden find mit 
Öranitwangen zu verfehen. 

Rampen oder fonftige, den Verkehr auf dem Fahrdamme bindernde 
Anfteigungen im Pflafter find zu vermeiden. 

Die Abdeckung ift mit eifernen, tief gereifelten Platten oder mit 
Holzbohlen zu bewirken. Ein Berjchieben verfelben ift durch Quer— 
jchienen zu verhindern. 

h. Die Schle der Rinnjteine ift von hart gebrannten Klinfern auf 
hoher Kante herzuftellen. Die Wandung des Rinnfteines am Bürger: 
jteige ift von Granitplatten oder von Klinfermauerwerk in Gement, 
und zwar nicht flacher als 60 Grad gegen die Horizontale her— 
zuftellen. 

i. Prelljteine, Prellpfühle oder andere ähnliche Verkehrs-Hinderniſſe 
find ohme bejondere Erlaubnig des Polizei- Bräfidit weder auf ven 
Bürgerfteigen, noch vor denjelben an den Rinnjteinbrüden ꝛc. ges 
ftattet. Wo dieſelben bereits bejtehen, find fie, jofern fie weiter, als 
die Bau-Ordnung es geftattet, vor die Hausflucht vortreten, zu bes 
feitigen oder entſprechend einzuziehen. 

$ 6. 

Das Polizei Präfidium behält fi vor, wenn es befondere Verhältniſſe 
nothwendig machen oder geftatten, Abweihungen von den Beitimmungen des 
$ 5 feitzufegen, welche gegen diefe eine Erfchwerung der Verpflichtungen des 
Grundbefigers nicht enthalten. er 

ST. 

Die Polizei- Berordnung vom 13. Dftober 1866, betreffend die An— 
legung, Berbeiferung und Unterhaltung der Bürgerfteige und Straßengerinne 
im Gemeindebezirk von Berlin, abgedrudt in Nr. 246 des „Berliner Intelligenz« 
Blattes“ vom 14. Dftober 1866 und im Stüd 43 des Amtsblattes der 
Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin vom 26. Dftober 1866, 
wird aufgehoben. 

Ale BürgerfteigeRegulirungen, welhe auf Grund jener Verordnung, — 
fei es in Folge des erlaſſenen Aufrufs, einfhlieglih des unter dem 
14. Dezember 1872 ergangenen, und in Nr. 302 des „Intelligenz-Blattes" 
von 1872 publizirten, ſei e8 in Folge einer Bau-Erlaubniß, vorzunehmen 
find, müfjen jedoch nach den bisher gültigen Beftimmungen zu Ende geführt 
werben. 
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88. 

Wer gegen die Beſtimmungen der vorſtehenden Polizei-Verordnungen 
verſtößt, oder den auf Grund derſelben erlaſſenen Aufforderungen nicht Folge 
leiſtet, verfällt der im F 366, 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich vom 15. Mai 1871 feſtgeſetzten Strafe. 

Außerdem hat er zu gewärtigen, daß die im $ 20 al. 2 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 über die Polizei: Berwaltung gedachten Zmwangsmittel 
gegen ihn zur Anwendung gebracht werden. 

Berlin, den 17. Januar 1873. 


Königliches Polizei-Präfidium. 


Befanntmahung vom 23. Februar 1880. 


Die unterzeichneten Berwaltungen bringen den Hauseigenthümern und 
den betreffenden Werfmeiftern hiermit ihre Beranntmahungen vom 21. No— 
vember 1878 und 4. April 1879 in Erinnerung. 

Es find hiernach und den Beſtimmungen der Polizei-Verordnung vom 
17. Januar 1873 entiprehend, bei Regulirung von Bürgerjteigen 
vor Neubauten resp. in Folge öffentlihen Aufrufs die zu verlegenden 
Bordſchwellen vier Schichten hoch, einen Stein ſtark mit Klinfern in 
Gementmörtel zu untermauern :c. 

Berlin, den 23. Februar 1880. 


Magiitrat, Straßen-Bau-Polizei-Berwaltung. 
Bauverwaltung, Abtheilung II. Der Oberbürgermeifter. 
(gez.) Dr. Weber. g. 2.: 


(gez.) Romſtädt 


Bekanntmachung vom 1. Februar 1882. 
(Intelligenz. Blatt Nr. 32 vom 7. Februar 1882.) 


Unter Bezugnahme auf die Polizei-Verordnung vom 17. Januar 1873, 
betreffend die Herjtelung der Bürgerfteige, wird hiermit gejtattet, daß vor 
den Hauseinfahrten ohne Einfahrtsbrüden die vordere Kante der 
Bordſchwelle, melde beftimmungsmäßig bier 7 cm über das Straßenpflafter 
hervortreten muß, zur Grmöglichung einer bequemen Einfahrt nad einem 
Radius von 12 cm derart abgerundet werden darf, daß von ber vorderen 
und oberen Fläche ver Bordſchwelle je 0,04 m abgenommen werben. 

Eine Zeichnung für derartige Abrundungen kann von den Werkmeiftern 
in der ſtädtiſchen Planfammer in Empfang genommen werden. 

Berlin, den 1. Februar 1882. 

Dertlihe Strafen-Bau-Polizei:Berwaltung, Abtheilung I. 
Der Oberbürgermeifter. 
(gez.) von Fordenbed. 
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Bereitigung der Bürgeriteige. 


Belanntmahung vom 20. Mai 1882. 
(Intelligenz-Blatt Nr. 120 vom 25. Mai 1882.) 


Durd die jett mehr und mehr Pla greifende Negulirungsweije der 
Straßendämme und Bürgerfteige mit einer undurdläffigen Unterlage von 
Cement und Beton oder mit einer Bedeckung von Asphalt tritt die nicht zu 
unterfhätende Gefahr ein, daß bei einem Bruche der Rohrleitungen der 
MWallerwerfe und Gas-Anftalten das Wafler resp. Gas, welches nicht, wie 
bei der früheren Regulirungsweiſe, nach der Oberfläche entweichen kann, ſich 
einen Ausweg feitwärts fucht und durch die Fundamente der Häufer in 
dieſe einbringt, Diefem Eindringen wird bei dem größtentheils pordfen 
Sanduntergrunde namentlich auch dadurch Vorſchub geleiftet, daf das Mauer- 
werk durd Abs und Zuleitungsröhren in den Grundſtücken gelodert wird. 

Die betheiligten ſtädtiſchen Verwaltungen find zwar veranlaft, biejer 
Angelegenheit ihre unausgefegte Aufmerkfamfeit zu widmen und Mittel aus- 
findig zu maden, durch weldye bei der Regulirung der Straßen resp. Ver- 
legung der Rohrleitungen eine Möglichkeit gefchaffen werde, daß das etwa 
ausjtrömende Gas und Waſſer möglichit Schnell und direkt an die Oberfläche 
treten fann. 

In ganz erheblicher Weile wird aber dem Uebelitande ſchon dadurch 
vorgebeugt werden, wenn die Hauseigenthümer ihre Bürgerfteige nicht in 
der ganzen Breite mit liefen, Asphalt oder einem auberen, waſſerundurch— 
läffigen Material belegen laſſen, wozu, was nicht immer beachtet ift, es nad) 
dem alinea 3 des $ 5a der Polizei-Berorbnung vom 17. Januar 1873 
überhaupt der befonderen Genehmigung der zuftändigen Polizei-Verwaltung 
auch bisher bedurfte. 

Ich erwarte daher, daß die Eigenthümer ſchon in ihrem eigenen wohl: 
verjtandenen Interefle die nachftehenden Bestimmungen jtreng beachten werben: 

Bei Regulirung der Bürgerfteige nah den Vorſchriften des $ 5 der 
Polizeis: Verordnung vom 17. Januar 1873 iſt e8 nicht gejtattet, dem ganzen 
Bürgerfteig von der Granitbordfchwelle bis an die Bauflucht resp. Vor— 
gartenlinie mit Öranitplatten, Asphalt oder einem anderen Material zu bes 
feftigen, welches ein Eindringen von Feuchtigkeit in den Erdboden verhindert. 
Es iſt vielmehr bei den mehr als 2 m breiten Bürgerfteigen zwifchen Bord» 
fhwellen und den nach $ 5a alinea 2 in der Mitte zu verlegenden Granit- 
bahnen ein Terrainftreifen von mindeftens 0,50 m mit Mofaikpflafter in 
Kiesunterbettung zu veguliven, während es den Eigenthümern nad wie vor 
geftattet ift, den ven Grundſtücken zu gelegenen Theil des Bürgerfteiges 
zwifchen Granitbahn und Grundſtücksgrenze mit Moſaik, Asphalt oder einem 
anderen zwedentiprechenden Material, deſſen Anwendung jedoch der bejonderen 
Genehmigung der örtlichen Straßen: Bau-Polizei- Verwaltung bedarf, zu 
verjehen. 
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In welcher Weife bei Fortlafjung der Granitbahn die Abgrenzung des 
Asphaltes zc. gegen das Mofaikpflafter ftattzufinden hat, darüber wird vie 
Straßen: Bau: Polizei Berwaltung in jedem einzelnen Falle bei der noth- 
wendigen fpeziellen Genehmigung diefer Regulirungsweife Beftimmung 
treffen. Ebenfo behält fih die Verwaltung vor, darüber in jedem einzelnen 
Valle zu beſtimmen, in welcher Weife und Breite bei den weniger als 2 m 
breiten Bürgerfteigen der vorgefhriebene Mofaikjtreifen längs den Bord— 
ſchwellen herzuftellen ift. 

Berlin, den 20. Mai 1882. 

Oertliche Straßen-Bau-Polizei-Berwaltung, Abtheilung 1. 
Der Oberbürgermeifter. 
(ge3.) von Fordenbed. 


Aufnahme und Wiederheritellung des Bürgeriteigpilaiters. 


Befanntmabung vom 12. Auguft 1882. 
(Intelligenz Blatt Nr. 195 vom 22. Auguft 1882.) 


Bei den vielfach nothwendig werdenden Aufnahmen des Strafien- und 
Bürgerfteigpflafters zum Zwede der Verlegung von Röhren, Telegraphen- 
fabeln ꝛc. ift die Wahrnehmung gemacht, daß das Pflafter nicht immer mit 
der erforderlichen Sorgfalt aufgenommen und wieberhergeftellt wird, wo- 
durch die nach der Bau» Polizei > Ordnung für Berlin zur Unterhaltung der 
Bürgerfteige verpflichteten Grundſtücks-Eigenthümer oft nicht unerheblich 
gejhädigt werden. Dies veranlaft die Straßen- Bau: Polizei: Verwaltung, 
hiermit zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, daß die zur Aufnahme des 
Pflafters erforderlihe ftraßenbaupolizeilibe Genehmigung fortan nicht nur 
unter der Bedingung der fofortigen ordnungsmäßigen Wiederherſtellung des 
Pflafters ertheilt werben wird, daß vielmehr mit Nüdficht darauf, daß er- 
fahrungsmäßig oft erft nach längerer Zeit die durd die Aufnahme ver- 
anlaßten Reparaturbedürftigkeiten ſich herausftelen — aud) die Verpflichtung 
auferlegt werden wird, alle in dem Zeitraum von drei Jahren ſich ergebenden 
Mängel an dem Pflafter zu befeitigen. Ueber die Dauer diefer Garantie- 
pflicht wird bei der unterzeichneten Verwaltung fortan eine genaue Kontrole 
ausgeübt und während derfelben jede Aufforderung wegen etwa nothwendig 
werbender Reparaturen, wenn biejelben als eine Folge der ftattgefundenen 
Aufnahmen des Pflafters anzufehen find, nicht an den Grundftids > Eigen: 
thümer, fondern an diejenigen Berwaltungen oder Unternehmer gerichtet 
werden, auf deren Beranlafjung die Aufnahme des Pflafters ftattgefunden bat. 

Damit aber endlich auch die Grundſtücks-Eigenthümer in Die Lage 
verjegt find, ihre Rechte ſelbſt wahren zu können, namentlich zu Eontroliren, 
ob das Pflaftermaterial unbeſchädigt geblieben ift, wird die weitere Be— 
dingung geftellt werden, dak den Grundſtücks-Eigenthümern resp. deren 
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Stellvertretern vor der Aufnahme des Bürgerfteigpflafters ſchriftlich ans 
gezeigt wird, wann und im weſſen Auftrage resp. für weſſen Rechnung vie 
Arbeiten zur Ausführung kommen. 

Den Grundſtücks-Eigenthümern muß hiernach überlaflen bleiben, ſich 
erforberlihen Falles mit dem betreffenden Auftraggeber in Einvernehmen zu 
jegen, etwaige Beſchwerden aber im Einzelnfalle bei der unterzeichneten 
Verwaltung anzubringen. 

Berlin, den 12. Auguſt 1882. 

Dertlihe Straßen» Bau: Polizei- Berwaltung, Abtheilung I. 
Der Oberbürgermeifter. 
(gez.) von Forckenbeck. 


Aufbrechen des Straßendammes behufs Aufitellung von Baugerüſten. 


Bekanntmachung vom 6. November 1884. 

Das Publiftum wird hierdurch davon in Kenntniß geſetzt, daß in allen 
Straßen, welde mit Asphalt-, Holz oder Granitpflajter auf Beton= oder 
Steinunterbettung verfehen find, das Aufbrehen des Straßendammes 
zum Zwed der Aufftellung von Baugerüften ferner nidht gejtattet 
werben iwirb. . 

Berlin, den 6. November 1884. 

Königliches Polizei- Präfidium. Dertlihe Straßen: Bau: Polizei» 
(gez.) von Madai. Verwaltung. 
(gez.) von Forckenbeck. 


Dritter Abſchnitt. 


Banu:-Ordnung. 


A. Bau-Ordnung für Berlin nebſt den diefelbe 
ergänzenden Beſtimmungen. 


Rau: Ordnung. 
PolizeisBerorpnung vom 15. Januar 1887. 

Auf Grund des $ 6 des Gejeges über die Polizei» Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.S. ©. 265) und der 88 43, 143 und 144 des Geſetzes 
über die allgemeine Pandes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 (G.-©. S.195 ff.) 
wirb hiermit, nachdem die vom Gemeinde-Vorſtande verfagte Zuftimmung 
durch Beihluß des Herrn Ober-Präfidenten der Provinz Brandenburg vom 
21. Dezember 1886 ergänzt worden ift, für ben Stadtkreis Berlin nad» 
ftehende Bau Polizei» Ordnung erlaffen. 

Titel 1. 
Polizeiliche Anforderungen und Beſchränkungen bei Bauten. 
#4, 
Verbindung mit der Straße. 

Der Regel nady jollen nur Grunpftüde bebaut werden, welche un- 
mittelbar an eine öffentlihe Straße grenzen. 

Die Straßenfronten der Gebäude müfjen in der Baufluchtlimie oder 
parallel derjelben errichtet werden. Soll die Bebauung in einer Tiefe von 
mehr als 30 m von der Baufluchtlinie ab geſchehen, jo müſſen alle hinteren 
Gebäude und Seitenflügel mittelft einer Zufahrt von mindeftens 2,30 m 
lichter Breite oder einer durch die vorliegenden Gebäude führenden Durchfahrt 
von durchweg 2,80 m lichter Höhe und 2,30 m lichter Breite mit der Straße 
in Berbindung gebradht und in allen ihren Theilen bis auf eine Entfernung 
von 20 m, in gerader Linie gemeffen, zugänglich gemacht werben. 

Für Grundftüde, welde nicht unmittelbar an öffentlihe Straßen 
grenzen, oder welche hinter der Bauflucht mehr als 1:20 anfteigen, oder 





172 


welde auf eine größere Tiefe ald 50 m mit Gebäuden befegt werben 
follen, ift die Bauerlaubnig nur im Einverftändniß der Bau-Polizei-Behörde 
mit der ftädtiihen Straßen- Bau- Polizei und dem Magiftrat zu ertheilen. 


82. 
Zuläffige Bebauung der Grundftüde. 
Hofraum. 

Bisher nicht bebaute Grundftüde dürfen bis auf zwei Drittel, bei Ver— 
öffentlihung diefer Bau-Polizei-Ordnung bereits bebaute Grundftüde bis auf 
drei Viertel ihrer Grundfläche bebaut bezw. wieder bebaut werben. 

Die Bebauung muß durch Höfe von mindeftens 60 qm Grundfläche, 
deren geringfte Abmeſſung 6 m beträgt, derart unterbrochen werden, daß die 
zwifchen den Höfen liegenden Gebäudetheile — fofern nicht befondere Um— 
jtände Ausnahmen begründen — eine Tiefe von höchſtens 18 m aufweifen. 
Auf Eckgrundſtücken ift für den vorderften Hof eine Ermäßigung auf 40 qm 
Grundfläche bei mindeftens 6 m geringfter Abmeſſung zuläffig. Hierbei gilt 
jedoch die Beſchränkung, daß ein vorhandener Hof nidyt unter das Maß von 
60 qm verkleinert werben darf. 

Grundſtücke, welche bei Veröffentlihung diefer Bau = Polizei= Ordnung 
bereits auf mehr als drei Biertel ihrer Grundfläche bebaut find, dürfen auf 
einer gleich großen Grundfläche wieder bebaut werden, wenn binfichtlidh der 
Höhe der Gebäude die im $ 3 unter c. gegebenen Beſtimmungen befolgt 
werben, und die Bebauung in der im Abſatz 2 bejchriebenen Art duch Höfe 
von mindeftens 6m fleinfter Abmejjung unterbrochen wird. Etwa vorhandene 
größere Höfe dürfen nur verkleinert werben, wenn fie mehr als 60 qm 
Grundfläche haben. Eine Einfhränfung bis auf diefes Maß iſt alsdann 
zuläffig. 

Auf bereits bebauten Grundftüden von weniger ald 15 m Tiefe hinter 
der Baufluchtlinie darf bei ihrer Wiederbebauung von der Anlage eines 
- Hofes abgefehen werden, wenn die vorliegende Strafe mindeftens ebenfo 
breit ift, als das zu errichtende Gebäude hoch werden fol und alle zu 
dauerndem Aufenthalte von Menfchen beftimmten Räume Luft und Licht 
unmittelbar und ausjchließlid von der Straße ber in ſolchem Maße erhalten, 
daß die Größe der im Lichten gemeſſenen Fenſterflächen mindeftens ein 
Siebentel der Grundflähe des zugehörigen Raumes erreicht, wenn endlich 
alle vorübergehend benugten Räume Licht und Luft von einem ausreichend 
gelüfteten Yichtichachte von den im $ 37 unter b vorgejchriebenen Abmeſſungen 
empfangen. Grundſtücke, melde nad) Veröffentlihung diefer Bau-Polizei— 
Ordnung freihändig verkleinert werben, bleiben von einer folden Vergünftigung 
unbedingt ausgejchlofien. 

Die Frontwände aller hintern Gebäude und Seitenflügel, fowie die mit 
Venftern verfehenen Nüdfeiten der Vordergebäude müſſen an einem den vor: 
ftehenden Beitimmungen entſprechenden Hofraum liegen. 
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Als bereit8 bebaut im Sinne der vorftehenden Beftimmungen find 
alle diejenigen Grundſtücke anzufehen, welde bei Veröffentlihung diefer 
Bau -Polizei- Ordnung mit Wohngebäuden von mindeftens einem Stodwerf 
über dem Erdgeſchoß befegt waren. 


Bei Feititellung des Umfangs der bisherigen Bebauung find ausſchließlich 
die Grundflächen derartiger Wohngebäude in Rechnung zu ziehen. 

Bei Feititellung der unbebaut zu laffenden Grumpftüdstheile werben bie 
Grundflächen von Vorgärten jeder Art von der Gefammtfläche vorweg ab» 
gezogen, im Uebrigen aber die in Ausficht genommenen Baulichkeiten jeder 
Art ebenfo wie diejenigen Theile der Grundflähe als bebaut in Rechnung 
geftellt, weldhe dur VBorbauten, Umgänge, Galerien u. f. w. in den Stod- 
werfen nad den Höfen zu überbaut oder durch Gefimsvorfprünge über 
30 cm hinaus eingenommen find. 


83. 
Höhe. 

Gebäude dürfen in den Frontwänden ſtets 12 m hoch und nicht höher 
als 22 m errichtet werden. Innerhalb diefer Grenzen gelten folgende Be— 
ftimmungen: 

a. Gebäude an Straßen dürfen jo hoch fein, als die Straße zwifchen 
den Straßenfluchtlinien breit ift. MUeberfchreitet die Ausladung des 
Dach- bezw. Hauptgefimjes das Maß von 50 em, fo wird das 
Uebermaß bei der Ermittelung der zuläffigen Höhe in Abzug gebracht. 
In Straßen, welche mr an einer Seite zum Anbau bejtimmt find, 
darf die Höhe bis 22 m betragen. Iſt die Straßenbreite ungleich 
oder liegt ein Gebäude an mehreren Straßen, fo ift, falls es nicht 
vorgezogen wird, die einzelnen Gebäudetheile in entiprechend ver— 
jchiedener Höhe aufzuführen, ein einheitliches mittleres Höhenmaß 
für das ganze Gebäude fefizuftellen. Fir Vordergebäude, welche ganz 
oder mit einzelnen Theilen hinter der Bauflucht zurüdbleiben, kann 
ausnahmsweife ein entiprechend gefteigertes Höhenmaß zugelafjen 
werben. 

b. Hintere Gebäude und Geitenflügel dürfen in der Höhe die Aus— 
dehnung des nothwendigen ($ 2) Hofraums vor ihnen um nicht 
mehr als 6 m überjchreiten. Iſt der Hofraum ungleich geftaltet, 
jo tritt Duchhfchnittsberehnung ein. Diejenigen Theile der Seiten- 
flügel, welche zu der im Borderhaufe belegenen fogenannten „Berliner 
Stube“ gehören, dürfen nebjt einer ſich an lettere unmittelbar ans 
Ichliegenden Hintertreppe die gleiche Höhe erhalten, wie das Vorder: 
haus ſelbſt. 

Baulichkeiten, welde bis zur oberiten Dachkante die Höhe von 
5 m nicht überfchreiten und eine Grundflähe von nicht mehr als 
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40 qm haben, bleiben bei der Berechnung der zuläfligen Höhe der 
Frontwände der hinteren Gebäude und Seitenflügel außer Betracht. 


e. Bei einer Wiederbebauung von Grundftüden auf mehr als drei Viertel 
ihrer Grundfläche (vergl. $ 2 Abi. 3) darf die Höhe der zu er- 
richtenden neuen Gebäude hödjtens das Maß von 14 m erreichen, 
jofern fid) nicht aus den unter a und b aufgeführten Vorjchriften ge» 
ringere Abmeffungen ergeben. 

Eine größere Höhe, über 14 m hinaus, welche jedoch die der ab- 
zubrechenden Gebäude nicht überfteigen darf, auch bezügli ver an 
der Straße liegenden Gebäude den Beftimmungen unter a genügen 
muß, ift unter der Bedingung ftatthaft, daß im folden Gebäuden 
nur Diejenigen vom Hofe Licht und Luft erhaltenden Räume zu 
dDauerndem Aufenthalte von Menſchen benutt werden dürfen, deren 
Fußboden nicht tiefer al8 um das Maß der vorliegenden Hofbreite 
unter der Oberkante des Hauptgefimjes bezw. der Attifa des be- 
treffenden Gebäudes oder eines andern auf demfelben Grundftüde 
gegenüber ftehenden höhern Gebäudes angeordnet werden. 


d. Bei einer Wiederbebauung von Grundftüden, unter Einhaltung der 
für die Größe der Höfe und den Umfang der Bebauung im $ 2 
Abi. 1 und 2 gegebenen Beftimmungen, darf die Errichtung neuer 
Gebäude bis zur früheren Höhe jedoch nicht über 22 m nachgelaſſen 
werden, wenn die Pit und Luft vom Hofe erhaltenden Räume der 
neuen Gebäude nur foweit zu dauerndem Aufenthalte von Menſchen 
benugt werden, als die Höhenlage ihrer Fußböden den Beitimmungen 
unter c bei Zulaflung eines um 3 m über die Hofbreite hinaus— 
gehenden Maßes entſpricht. 


Unter Höhe der Gebäude wird in den vorſtehenden Beſtimmungen das 
Maß von Oberkante Bürgerſteig bez. Oberkante Hofpflaſter dicht am Ge- 
bäude gemeſſen, bis zur Oberkante des Hauptgeſimſes, und wo eine Attika 
vorhanden ift, bis zu deren Oberkante mit der Maßgabe verftanden, daß 
bei geneigter Oberfläche des Bürgerfteiges, bez. des Hofes in der Längs— 
richtung der betreffenden Frontwand die mittlere Höhenlage in Rechnung zu 
ftellen ift. 

Dberhalb der zuläffigen Fronthöhe dürfen die Dächer über eine in 
einem Winkel von 45 Grad zu der Front gedachte Luftlinie nicht hinaus: 
gehen. Wird der Aufbau von Thürmen, Giebeln, Dachluken u.f. w. auf 
einer an der Strafe liegenden Frontwand über die zuläffige Höhe hinaus 
beabfichtigt, fo findet Durchſchnittsberechnung für die Fronthöhe ftatt, jedoch 
dürfen die höheren Aufbauten die zuläffige Durchſchnittshöhe nicht um mehr 
als ein Fünftel derfelben überfchreiten und zufammen nicht mehr als ein 
Biertel der Gebäudefrontlänge bezw. im Einzelnen nicht mehr als 5 m Breite 
einnehnten. 
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84. 
Entfernung zwiſchen Gebäuden. 

Zwiſchen allen nicht unmittelbar bei einander ſtehenden Gebäuden 
und allen unter einander nicht unmittelbar verbundenen Theilen deſſelben 
Gebäudes muß durchweg ein freier Raum bleiben: 

von mindeſtens 2,50 m Breite, wenn die einander gegenüberliegenden 
Umfaflungswände feine Deffnungen haben, 

von mindeitens 6,00 m Breite, wenn Deffnungen in jenen Wänden 
vorhanden find. 

Auch von offenen Nachbargrenzen find Gebäude, welche an diefelben nicht 
unmittelbar herantreten, 2,50 m bezw. 6 m weit entfernt zn halten. 


85. 
Maffive Wände. 
a. Im Allgemeinen. 

Die Umfaffungswände ımd die belafteten Wände der Gebäude ebenfo 
wie alle Borbauten find, ſoweit 88 6 und 7 nicht Anderes beftimmen, maffiv 
berzuitellen. 

Die Räume, in welden nothwendige Treppen liegen (vergl. $ 14), 
müſſen mit maffiven, nur durch die erforderlichen Verbindungs- und Licht: 
Öffnungen unterbrohenen Wänden umfchlofien fein. Neben einander belegene 
Treppenräume dürfen durch Feinerlei Deffnungen mit einander in Verbindung 
ftehen. 

Im Innern von Gebäuden muß mindeftens auf je 40 m Entfernung 
eine maffive Brandmauer von durchweg nicht unter 25 cm Stärke in 
ganzer Tiefe durd alle Geſchoſſe 20 cm über Dad geführt werben; Ber: 
bindungsöffnungen in denfelben müjfen in ven Dadhräumen mit eifernen, jelbit- 
thätig zufallenden Verſchlußvorrichtungen verfehen fein. 

Ausnahmsweife kann von Herftellung folder Brandmauern abgefehen 
werben, joweit und fo lange der befondere Nutungszwed eines Gebäudes 
dem Beftehen derſelben miderftrebt. 


b. An Nachbargrenzen insbefondere. 

Wenn Gebäude unmittelbar an die Nahbargrenzen herantreten oder 
benfelben in Entfernung von weniger ald 6 m lothrecht gegemüberftehen, 
find fie mit Brandmauern ohne Deffnungen von der oben erwähnten Kon— 
ftruftion abzuſchließen. 

Zum Zwede der Erleuchtung von Innenräumen find jedoch Deffnungen 
mit mindejtens 1 cm ftarfem, feft eingemanertem Glasverſchluſſe ftatthaft, 
wenn diefelben nicht mehr als 500 gem Inhalt haben und auf einer Wand— 
länge von 3 m in jedem Geſchoſſe nur einmal vorfommen. 

Nahbargebäude, welche an der gemeinfamen Grenze unmittelbar 
bei einander jtehen, müſſen je durch eine befondere, den vorjtehenven 
Vorſchriften entfprehende Grenzmauer abgeſchloſſen fein. 
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Ausnahmsmweife fann geftattet werben, daß aneinanderſtoßende Räume 
in Nachbargebäuden zum Zmede und für bie Dauer einer beftimmten ein- 
heitlihen Nutzung durch Deffnungen mit einander verbunden werden. Dies 
jelben find dann mit eifernen, jelbftthätig zufallenden Verſchluß-⸗Vorrichtungen 
zu verjehen. 

$ 6. 
Fachwerksbau. 

Gebäude, welche eine Länge von 12 m, eine Tiefe von 8 m und eine 
Fronthöhe von 6 m nicht Üüberfchreiten, fünnen an Stelle maffiver Wände 
(vergl. 8 5) folde von ausgemauertem Fachwerk erhalten. 

Die Umfaflungsmwände von Fachwerksgebäuden find, foweit fie von 
öffentlihen Straßen, Nachbargrenzen oder Gebäuden auf demfelben Grund- 
ftüde nicht mindeftens 6 m entfernt bleiben, 12 cm ſtark mafjiv zu ver- 
blenden. 

Ueber die vorftehenden VBorfchriften hinaus können Fachwerksbauten nur 
ansnahmsweife und vorübergehend für beftimmte Nutungszwede geftattet 
werben. In diefem Falle muß jedoch zwifchen den Fachwerksgebäuden mins 
deitens eine Entfernung von 6 m eingehalten werben. 


8.7. 
Holzbauten. 

Mit hölzernen Umfaffungswänden dürfen nur Schuppen, Buben und 
ähnliche, als eigentliche Gebäude nicht anzufehende Baulichkeiten hergejtellt 
werben. 

Diefelben follen der Kegel nad eine Grundfläche von 25 qm, fowie 
eine Fronthöhe von 3 m nicht überfchreiten und von anderen Holzbauten, 
Nahbargrenzen und öffentlihen Straßen überall 6 m entfernt gehalten 
werben. 

Hierüber hinaus werden Holzbaulichkeiten nur ausnahmsmeife und vor— 
übergehend für beftimmte Nugungszwede geftatte. Es bleibt daun vor: 
behalten, je nad Umftänden befondere weitere Bedingungen zu ftellen, 
namentlich die feuerfichere Bekleidung oder Verblendung von Außenwänden 
vorzufchreiben. 

Auch die Errihtung von Schutzdächern und ähnlichen offenen Holz> 
fonftruftionen wird über die Regel des Abjates 2 hinaus nır nad Maß— 
gabe der jevesimaligen Umftände und unter den danach erforderlichen be- 
jonderen Bedingungen gejtattet. 

88. 
Scheidewände. 

Hölzerne Scheidewände im Innern von Gebäuden müſſen mit Kalk— 
mörtel abgeputzt oder in ſonſtiger gleich wirkſamer Weiſe gegen die Ueber— 
tragung von Feuer geſichert ſein. 
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Hohlräume in hölzernen Sceidewänden find mit unverbrennlichen 
Materialien auszufüllen. 

Schyeidewände auf dem Dachboden und im Keller, fowie auch fonft in 
wirtbichaftlihen Nebenräumen find in ungepugtem Holzwerk zuläffig. 


89. 
Deden. 

Balkendeden find zwiſchen den Balfen auszuftaafen, mit unverbrennlichem 
Materiale in einer Stärke von mindeftens 13 cm auszufüllen und unterhalb 
entweder durchweg mit Mörtel zu puten oder mit einer in gleihem Maße 
feuerfeften Verkleidung zu verfehen. 

Die Materialien zur Berfüllung von Balfendeden und Gewölben dürfen 
durch feine der Geſundheit ſchädlichen organiſchen Beftandtheile verunreinigt 
fein; namentlidy ift die Berwendung von Baufchutt jeder Art ausgefchloffen. 

Sonftige Dedenkonftruftionen müſſen in mindeitens gleich wirkſamer 
Weiſe den Anforderungen der Feuerſicherheit und Geſundheitspflege ent- 
ſprechen. 

Auf vorſchriftsmäßig ausgeführten Decken iſt eine Bekleidung mit Holz— 
täfelung erlaubt. 

In Gebäuden ohne Feuerungen können nach Umſtänden ungeputzte Holz— 
decken zugelaſſen werden. 


8 10. 
Dachdeckung. 

Die Dächer der Gebäude, ſowie auch der Holzbaulichkeiten und offenen 
Holzkonſtruktionen (vergl. $ 7) müſſen mit einem gegen die Uebertragung 
von Feuer hinreichenden Schug bietenden Materiale (Stein, Metall, Theer- 
pappe, Holzcement, Glas u. ſ. w.) gededt werben. 

Deffnungen in Dächern unterliegen in Hinfiht der Entfernung von 
Nahbargrenzen den gleihen Bedingungen wie die Deffnungen in Um— 
fafjungswänden (vergl. $ 5 zu b). Dieje Beftimmung findet jedoch auf 
Lichtſchachte keine Anwendung. 

Je nad) Beſchaffenheit und Page der Dächer bleibt vorbehalten, Schuße 
vorrichtungen gegen das Herabfallen von Schnee und Eis vorzufchreiben. 


s ıl. 
Bortretende Bautheile. 

Bautheile, weldhe über die Umfafjungswände und Dächer vortreten, 
unterliegen binfichtlid des Materials den gleichen Vorſchriften wie die Um— 
fafjungswände und Dächer jelbit. 

Die Dachgeſimſe dürfen jedoch in Holzkonjtruftion hergeftellt werben, 
mit der Maßgabe, daß an Nachbargrenzen bis auf eine Entfernumg von 
einem Meter durchweg umverbrennlihes Material verwendet wird. 

12 
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Ziertheile aus Stud, Steinpappe, Cementguß und dergleichen dürfen 
an ben Außenfronten auf Holz nidyt befeitigt, fondern müſſen in einer voll 
ftändig und dauernd ficheren Weife mit dem Manerwerfe verbunden werben. 

Das PVortreten von Dadkfonftruftionen über die Gefimfe wird nur ge- 
jtattet, foweit e8 den Umftänden nach nicht bedenklich erfcheint. 


8 12. 
Vortreten einzelner Theile über die Bauflucht. 
a. An Bürgerfteigen. 

Das Vortreten einzelner Bautheile in die Bürgerfteige und bis 3 m 
oberhalb der leßteren ift unftatthaft, foweit nicht überall ein mindeftens 3 m 
breiter Raum des Bürgerfteiges für ven Verkehr frei bleibt. Jedoch kann 
ein Bortreten der Gebäudeplinthen, bis zu 13 em einſchließlich der Gefimfe, 
auch an Bürgerfteigen nachgelafjen werden, welche die Breite von 3 m nicht 
erreichen. 

Ferner dürfen bei einer Bürgerfteigbreite von mehr als 4 m ZTreppen- 
ftufen bis zu 20 cm vorfpringen. 

Thüren, Fenfter over Fenfterladen dürfen in die Bürgerfteige und bis 
3 m in den Raum oberhalb derſelben nicht aufjchlagen. 

Balkons und Erker dürfen an Bürgerfteigen nur in den oberen Ge— 
{hoffen von Gebäuden und nur in Straßen von mehr als 15 m Breite 
über die Bauflucht vortreten, wenn bis zu ihrer Unterfante von der Ober- 
fante des Bürgerſteiges ab mindeſtens eine lihte Höhe von 3 m verbleibt. 

Someit ein Bortreten von Bautheilen an und oberhalb von Bürger: 
fteigen hiernach nicht überhaupt ausgefchloffen ift, fann es nad Maßgabe 
der jebesmaligen PVerhäftnijje für Balfons und Erker bis höchſtens 
1,30 m, fir Sellerhälfe bis höchſtens 0,30 m, für andere Bautheile bis 
höchſtens 0,60 m über die Bauflucht hinaus geftattet werben. 


b. An Straßen, an denen die Bauflucdten hinter die 
Bürgerfteige zurüdtreten, 

(vergl. $ 1 Abſatz 4 des Straßen und Baufluchtengefeges vom 2. Yuli 
1875) fann je nady Umftänden ein über die Beitimmungen unter a hinaus— 
gehendes Vortreten von Bautheilen, höchſtens jedoch bis 2,50 m über bie 
Banfluht unter der Bedingung gejtattet werben, daß die Vorgärten wirf- 
lid angelegt und als ſolche unterhalten werden. Die auf Vorgartenland 
befinvlihen Vorbauten müſſen bei freiwilliger, aber polizeilich genehmigter 
Befeitigung der Vorgärten durd den Eigenthümer mit den Vorſchriften 
über Vorbauten an Bürgerfteigen in Uebereinftimmmg gebradht werden. 


c. Allgemeines. 
Erfer und andere gejchlojjene VBorbauten dürfen über die Baufluchten 
hinaus höchſtens den dritten Theil der Frontlänge eines Gebäudes einnehmen. 


179 


Alle Vorbauten, weldye mehr als 30 cm über die Bauflucht vortreten, 
müſſen von Nachbargrunpftüden um das 1'/,fadhye ihrer Ausladung entfernt 
bleiben. 

$ 13. 
Deffnungen vor Gebäuden. 

Lichtöffnungen für Kellerräume dürfen nur in Bürgerfteige von mehr 
als 3 m Breite und höchſtens bis 30 cm vorjpringen. Diefelben find 
dann in Zmwifchenräumen won hödftens 3 cm in der Oberfläche des 
Bürgerfteiges mit Eifenftäben zu überbeden, oder mit einer minpeftens 1 m 
hohen glatten, metallenen Bergitterung zu umfchließen. 

Kellerftufen dürfen in Bürgerfteige keinenfalls vorfpringen. 

Auch Deffnungen vor den nit an Bürgerfteigen liegenden Gebäube- 
theilen find genügend zu überbdeden oder zu vergittern bezw. zu ummähren. 

Hinfihtlih der Anlage von Lichtgräben vergleiche die Beftimmungen 
in & 37. 

8 14. 
Treppen. 


Jedes Gebäude, in deflen oberftem Gefchofle der Fußboden höher ala 
2 m über dem Erbboden liegt, muß mindeftens mit einer Treppe verjehen 
fein, welche jedoch aus Holz beſtehen fann. 

Gebäude, in deren oberftem Geſchoſſe der Fußboden höher ald 6 m 
über dem Erdboden liegt, müſſen minbeftens zwei in gefonderten Räumen 
befindlihe Treppen oder eine feuerfeite Treppe enthalten. Dod fol, 
wenn ber oberfte Fußboden über 10 m body belegen ift, eine Treppe, jelbft 
wenn fie feuerfeft ift, nur in Ausnahmefällen als genügend erachtet werben. 

Bon jedem Punkte des Gebäudes aus muß eine Treppe auf höchſtens 
25 m Entfernung erreichbar fein. 

Für Gebäude, deren einzelne Geſchoſſe in verfchiedene Wohnungen u. ſ. m. 
abgetheilt find, ergeben ſich nad $ 37 noch befondere Anforderungen. 

Jede nad den BVorfchriften dieſer Bau-Ordnung nothiwendige Treppe 
muß mit den Räumlichkeiten, für welche fie beitimmt ijt, unmittelbar Ber: 
bindung haben, im einer freien Breite von mindeftens 1 m ficher gangbar 
durch alle Geſchoſſe führen, aud dem Tageslicht überall hinreichenden Zus 
tritt gewähren. 

Alle Treppenläufe müffen mit ſchützenden Geländern verjehen werben. 

Im oberften Geſchoſſe muß fih an jede nothwendige Treppe eine 
weitere geeignete feuerfiher abgefchloffene Verbindung zum Dachboden an— 
Schließen. 

Als feuerfeft gilt eine Treppe, deren tragende Theile, Tritt: und Futter: 
ftufen, maffiv oder in Eifen hergeftellt find. 

Die Stufen dürfen, wenn fie maſſiv oder in durchbrochener Eiſen— 
fonftruftion ausgeführt find, mit Holz belegt jein. 

12: 
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Nothwendige hölzerne Treppen find unterhalb entweder zu rohren und 
zu pugen oder mit einer in gleihem Maße fenerfeften Verkleidung zu vers 
jehen. Es dürfen unter ihnen feine Holzverſchläge angelegt werben. 

Die Breite der zu den Treppen gehörigen Podeſte, wie der Zugänge zur 
ben Treppen von außen her, darf nicht geringer fein, als die freie Breite 
ver Treppenläufe. 

8 15. 
Licht: und Aufzugsichachte, Lüftungsfchlote. 

Lichtſchachte (Lichthöfe) müſſen eine Grundfläche von mindeftens 6 qm 
bei einer geringften Abmejjung von 1,50 m aufweijen, durchweg bis zur 
Dachfläche mit maffiven Wänden umfchloffen werben und an ihrem unteren 
Ende eine Einridtung erhalten, durch welche denfelben von einem benach— 
barten Hofe u. ſ. w. friſche Luft dauernd zugeführt wird. 

Sind die Lichtſchachte oben mit einer Glasdecke oder font in geeigneter 
Art geſchloſſen, ſo müſſen auch an ihrem oberen Ende Vorkehrungen getroffen 
werben, welche einen ausreichenden Puftwechjel zu bewirken vermögen. 

Für ſolche Pihtihachte, welche einem Raum Picht unmittelbar durdy die 
Dede zuführen, genügt es, wenn diejelben von dem betreffenden Raum bis 
zur Dachfläche mit Wellbledy oder fonft einem unverbrennliden Material 
ummantelt werden; auch ift es gejtattet, die Grundfläche derartiger Licht— 
ſchachte Heiner als oben angegeben zu bemefjen. 

Aufzugsſchachte find in gleiher Weife, wie die erfterwähnten Licht 
ihadhte in ihrer ganzen Ausdehnung mit maffiven Wänden zu umſchließen, 
während allein der Lüftung dienende Schlote und Röhren auch zwijchen 
Wänden mit Metallbekleivung zuläffig find oder mit einem unverbrenne 
lihen Materiale ummantelt werden dürfen. 

Ale dieſe Schachte u. j. m. werben bei Berehmmg der auf jedem 
Grundſtücke nah $ 2 unbebaut zu laſſenden Fläche nicht berüdfichtigt. Su 
denjelben müſſen etwaige Oeffnungen innerhalb des Dachraums mit eijernen 
Thüren verſchloſſen fein. 

8 16. 
Feuerftätten. 

Feuerftätten in Gebäuden müſſen in allen Beftandtheilen feuerfeft her— 
geftellt ſein. 

Unter Feuerheerben, fowie unter den zugehörigen, mindeftens 5 cm breit 
anzuordnenden Umfajjungsftreifen verfelben müſſen die Deden einſchließlich 
des Fußbodens von durchweg unverbrennlihen Material bergeftellt werben. 

Andere Feuerftätten, welche auf einem nicht durchweg feuerfeften Boden 
ruhen, find von demfelben durd eine mindeſtens 5 cm ſtarke Maffivfhicht und 
oberhalb verjelben durch einen mindeftens 5 cm hohen, den Durchzug der 
Luft geitattenden Hohlraum zu trennen. 
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Dffene Heerde find fenerfeit zu übermanteln. Die zu den Feuerſtätten 
führenden Deffnungen find mit zweckentſprechenden Verſchlußvorrichtungen zu 
verjehen. 

Bor den Deffnungen derjenigen Yeuerftätten, welche nicht einen Um— 
faflungsftreifen der oben erwähnten Art erhalten, ift der Fußboden in einem 
Borjprunge von 50 cm und in einer über die Deffnungen nady beiden Seiten 
bin vortretenden Breite von 30 cm feuerfejt zu befleiden. 

Bor Stubenfeunerungen von gewöhnlihem Umfange find ftatt deſſen 
metallene VBorfäße zuläjfig. Vor offenen Heerben ift eine Bekleidung ringsum 
im Vorfprunge von 50 em erforberlid). 

Bon verputtem oder verblendetem Holzwerfe find Feuerftätten aus Stein 
oder Kacheln 25 cm, eiferne Feuerſtätten 50 cm entfernt zu halten; gegenüber 
freiem Holzwerfe find diefe Entfernungen mindeftens zu verdoppeln. 

Werden Tenerftätten von erheblihem Umfange (große Kochheerbe, 
Waſchküchen u. ſ. w.) angelegt, jo bleibt vorbehalten, in Hinſicht ber 
euerficherheit der umgebenden Wände und Deden weitergehende Ans 
forderungen zu ftellen. 

g 17. 
NRauchröhren. 

Der Rauch tft von Feuerſtätten durd Dichte feuerfefte Röhren innerhalb 
des betreffenden Stodwerfs feitlih in Schernjteine zu leiten. 

Als Stüte der Röhren darf nur feuerfeites Material verwendet werben. 

Die Rauchröhren find von gepußtem oder verblenvetem Holzwerke 
50 cm, von freiem Holzwerke 100 cm entfernt zu halten. 

Sind die Rauchröhren ummantelt oder find Jonftige gleidy wirffame Schuß» 
vorrichtungen getroffen, fo ift eine Verminderung diejes Entfernungsmaßes 
zuläffig. 

Ale Rauchröhren müſſen mit den’ zu ihrer Reinigung nöthigen Ein- 
richtungen verfehen fein. 

Bei Heizöfen in bewohnten oder zum dauernden Aufenthalte von 
Menſchen beftimmten Räumen find Berfchlußvorrichtungen in den zur 
Ableitung der Fenergafe bejtimmten Kanälen unzuläffig. 


Ss 18, 
Schornfteine. 

Schornjteine find durchweg feuerfeft berzuftelen. Sie müſſen von 
Grund auf fundamentirt fein und auf feuerfeften Konftruftionen ruhen. 

Jeder Schornftein ift in einem fich gleichbleibenden rechtwinfligen oder 
freisrunden Querſchnitt von mindeftens 250 gem im Yichten bis mindejtens 
30 cm über Dad zu führen. 

Befteigbare Schornfteine müfjen einen vechtedigen Querſchnitt von min» 
deitens 42 bis 47 cm Weite aufweifen. Bei größeren Abmefjungen ift bie 
Anbringung von Steigeifen unerläßlid. 
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Eine andere als ſenkrechte Richtung darf den Schornfteinen nur ge— 
geben werben, ſoweit fie ringsum zwijchen maffiven Wänden belegen find, 
oder wenn fie durch gemauerte Bögen oder eiferne Träger von entiprechender 
Stärfe unterftügt werben. 

Gemauerte Schornfteine müſſen eine Wangenftärfe von mindeftens 12 cm, 
an Nacbargrenzen eine foldhe won mindeftens 25 cm erhalten. 

Für Schornjteine von Gentralbeizungen oder anderer großer Feuerungs— 
anlagen fünnen ftärfere Wangen vorgejchrieben werden. 

Fir ımmittelbar bei einander ftehende Schernfteine genügt eine gemeine 
ſame Sceidewange der vorgejchriebenen Stärke. 

Die Schornfteine find auf ven Außenfeiten zu pugen, auf den Innen— 
jeiten glatt zu fugen. 

Bon Balfenlagen und ſonſtigem Holzwerfe müfjen ihre Außenſeiten, falls 
die Wangenftärfe unter 25 cm beträgt, überall mindeftens 10 cm entfernt ge— 
halten, oder durch Doppelte, im Verband gelegte Dachſteinſchichten getrennt 
werden. 

Nicht gemauerte Schornfteine find entweder mit Mauerwerk zu ums 
geben, für deſſen Stärke und Entfernung vom Holzwerfe dann die gleichen 
Beſtimmungen wie für gemauerte Schornjteine gelten, oder aber unter Frei— 
haltung eines Yuftraumes von überall mindeftens 10 em feuerfejt zu ums 
manteln. 

Freiftehende Schernfteine außerhalb von Gebäuden, ſowie Auffagröhren 
zur Erhöhung von Scornfteinen bevürfen einer Ummanerung oder Um— 
mantelung nicht; auch kann von einer folhen bei Schernfteinen in nicht 
feuergefährlichen gewerblichen Betriebsftätten, deren Dede gleichzeitig das 
Dad des Gebäudes bildet, unter Voransfegung gehöriger Iſolirung von 
allem Holzwerfe der Dede, ausnahmsweife abgefehen werden. 

Ale Scornfteine find fo einzurichten, daß fie im ganzer Ausdehnung 
beftiegen, oder aber von außen her in allen Theilen orbnungsmäßig reingehalten 
werden fünnen. 

Unbefteigbare Schornfteine müſſen behufs ihrer Reinigung außer unten 
und oben auch bei Nichtungsveränderungen, fofern die Steigung gegen die 
Horizontale weniger als 60 Grad beträgt, hinlänglich große Deffnungen 
erhalten. 

Alle feitlihen Einfteige- und Neinigungsöffnungen find mit eifernen 
Sciebern oder in Falze ſchlagenden Thüren dicht zu verſchließen. 

Auffäge irgend welcher Art find auf Schornfteinen nur zuläffig, foweit 
fie die ordnungsmäßige Neinigung nicht behindern 

In einem Schornfteine von 250 gem lichtem Querfchnitte dürfen höchſtens 
3 Raudröhren gewöhnlicher Zimmeröfen einmünden. Jede hinzutretende 
Rauchröhre diefer Art bedingt einen um 80 gem vergrößerten Flächeninhalt 
des Querſchnittes. Minden Rauchröhren aus Feuerftätten von erheblichem 
Umfange ein, jo bleiben weitergehende Anforderungen vorbehalten. 
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Die Schornfteine find fo anzulegen umd derartig zu benugen, daß in 
den Gebäuden umd deren Umgebung durch Rauch, Ruf und Funken keine 
Gefährdung hervorgerufen wird. 

In Küchen mit geſchloſſener Feuerung und engen Schornfteinen ift ein 
befonderes Rohr zum Abzuge der Waſſerdämpfe einzurichten. 

Mauerfanäle und Röhren, deren künftige Verwendung als Schornfteine 
nicht ausgefchloffen erfcheint, find, auch wenn bie Einleitung von Rauch— 
röhren zunächſt nicht beabfichtigt wird, den vorjtehenden Beftimmungen ent- 
ſprechend auszuführen. 

$ 19.*) 
Konftruftion und Material. 

Gebäude find in allen Theilen in ficherer Konjtruftion und in guten 
zwedentiprechenden Material auszuführen. 

In Bezug auf die Befihaffenheit und zuläffige Beanfpruchung ver bei 
Ausführung von Bauten zur Verwendung kommenden Materialien, jowie 
binfichtlih der Belaftung des Baugrundes und bezüglich aller bei der Aus: 
führung ſonſt noch zu beachtenden fonftruftiven Anordnungen wird, foweit 
erforberlid, das Nähere durch Bekanntmachung des Polizei-Präfidiums zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

*) Anm. Bezüglicd der Bekanntmachung zu 8 19 ſiehe „Anhang“. 


Ss 20. 
Behälter für Abfall und Aſche. 

Behälter zu vorläufiger Unterbringung wirthſchaftlicher und gewerblicher 
Abgänge und Abfallitoffe find nah unten und nad den Seiten bin undurch— 
läffig herzuftellen, nady oben hin dicht und feſt zu überdeden. 

Aſchbehälter müſſen fenerfeit hergeftellt und überdeckt werden. 


8 21. 
Abwäfferung. 

Das Tagewaſſer und die flüſſigen Wirthichaftsabgänge find von be— 
bauten Grundſtücken durd Röhren mit undurdläffigen Wandungen oder durch 
Rinnen in Kanäle oder Straßenrinnfteine zu leiten. 

Dod find die Wirthſchaftsabgänge auf Grundſtücken, melde noch nicht 
an die allgemeine ſtädtiſche Kanalifation angefchloffen find, zuvörderſt durch 
einen mit engvergitterter Ausflußöffnung und mit Waflerverfchluß verfehenen 
undurdläffigen Schlammfang zu leiten. 

8 22. 
Bedürfniganftalten. 

Die Erfremente find durd Röhren der allgemeinen ftädtifchen Kanalifation 
abzuführen oder in beweglichen Behältern zur Abfuhr zu fammeln. Bei 
Tonnenabtritten muß der Tonnenftand dicht umfchloffen fein und einen un— 
durdläffigen glatten Fußboden haben. 


184 


S 23. 
Ställe. 

In Ställen muß der Fußboden undurdläffig befleivet fein. Zur Auf- 
nahme der Stallabgänge müſſen ſich ausreichende Abfallbehälter (vergl. $ 20) 
in zmwedentjprechender Nähe befinden. 

Nach öffentlihen Straßen hin dürfen Ställe keine Deffnungen haben. 


8 24. 
Wafferbedarf. 
Auf jedem bebanten Grundftüde, welches nicht Anſchluß an bie ftädtijche 
Waſſerleitung hat, ſoll eine eigene Mafjerleitung oder ein Brunnen beftehen, 
ber jederzeit reichliches, auch zum Genuffe geeignetes Waſſer darbietet. 


S 25. 
Zu: und Ableitungsröhren. 

Ale Zuleitungs- und Ableitungsröhren in und an Gebäuden find 
undurhläffig und feuerfeſt herzuftellen. Sofern fie zur Ableitung unreiner 
Stoffe benutt werden, müflen fie mit einem bis über das Dach zu führenden 
Dunftrobre verjehen werden. Die befonderen Erfordernifje für Kanaliſations-, 
Waſſer- und Gasleitungsröhren find anderweit feftgeftellt. 


Titel TI. 
Polizeiliche Kontrole bei Kanten. 


S 26. 
Baupolizeiliche Genehmigung. 

Einer baupolizeilihen Genehmigung bedarf es 

a. zu allen neuen baulichen Anlagen, 

b. zu Umbauten und Reparaturbauten, fofern dabei die Heritellung oder 
Beränderung von maffiven oder Fachwerkswänden, Deden, Eifen- 
fonftruftionen, vortretenden Bautheilen, Treppen, Licht, Lüftungs: 
und Aufzugsichachten, Feuerſtätten oder Schornfteinen ftattfindet, 

c. zu Veränderungen oder Reparaturen aller Gebäudetheile, deren Be- 
Ihaffenheit den Beitimmungen dieſer Bauordnung nicht entſpricht. 

$ 27. 
Bauvorlagen. 

Bei Nahfuhung der baupolizeilihen Genehmigung (vergl. 8 26) ift 

a. ein Bauplan vorzulegen, welcher unter Darftellung der Grundriſſe 
ſämmtlicher Geſchoſſe, jowie der erforderlihen Querfchnitte und einer 
Anfiht der Strafenfront, Konftruftion und Abmefjungen des be- 
abſichtigten Baues im Ganzen, fowie in feinen Theilen und die Art 
und Stärke Des zu verwendenden Materiald genau erkennen läßt und 
außerdem auch bejtimmt über die beabfichtigte Benugungsart der 
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Käume Auskunft giebt. Auch muß jedesmal die Höhenlage des 
geplanten Baues gegenüber der Straßendammfrone und der Ober— 
fante des Bürgerfteiges erfichtlih gemacht fein. Soweit es zur 
baupolizeilihen Prüfung erforderlid, ift der Bauplan in feinen 
einzelnen Theilen durch Detailzeichnungen zu erläutern und bie 
Tragfähigkeit ver Konftruktionen vedinungsmäßig nachzuweiſen. 

Baupläne find im der Negel im Maßftabe von 1:100, Detail- 
pläne im Maßſtabe von 1:20 zu fertigen. 

Bei Errihtung neuer Gebäude und bei Um: und Reparatur- 
bauten, welde eine Durchbrechung oder wefentlihe Veränderung 
äußerer Umfaffungswände bedingen, fowie auf Erfordern aud in 
jonftigen Fällen, ijt außerdem 

b. ein Pageplan vorzulegen, welder — der Regel nad) im Maßſtabe 
von mindeftens 1:500 — die Page des betreffenden Grundftüds zu 
öffentlichen Strafen und Nahbargrundftüden unter Einzeichnung 
der feſtgeſetzten Bauflucht, ſowie die Entfernung des beabfidhtigten 
Baues von anderen Gebäuden auf demſelben Grundjtüde, von 
Straßen, Nachbargrenzen und den Gebäuden auf Nahbargrundftüden 
genan erfennen läßt und auf Berlangen durch einen vereideten Yeld- 
mejjer beglaubigt werden muß. 

Das Grundftüd, auf welchem gebaut werben fol, muß jtets nad 

Haus, Grundbuch- und Grundfteuerkatafternummer bezeichnet werben. 

Stehen Neu- oder Erweiterungsbauten in Frage, jo ift bei Einreichung 

der Bauvorlagen auch darzuthun, auf welchem Wege die Abwäſſerung itatt- 
finden fol. 

Die Pläne find in einer die Ueberficht erleichternden Weiſe farbig an— 

zulegen. 

Sämmtlihe Banvorlagen find von dem Bauherrn und dem leitenden 

Bauunternehmer zu vollziehen. 

Weitere Vorſchriften wegen Beichaffenheit der Bauvorlagen, der Zahl 

der vorzulegenden Cremplare u. ſ. w. werden je nad Bedürfniß durch 
Bekanntmachung getroffen werben. 


$ 28. 
Baufcheine. 

Wird em Bauplan baupolizeilic genehmigt, fo erhält der Bauherr 
einen, die Baubedingungen fejtitellenden Baufchein und ein mit Ge— 
nehmigungsvermert verjchenes Eremplar der von ihm eingereichten Bau— 
vorlagen. 

Baufchein und Bauvorlagen müſſen während der Bauausführung und 
bis zum Abjchluffe des Abnahmeverfahrens (vergl. 88 32 und 39) ftets auf 
der Bauftelle bereit gehalten werben. 
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Die Giltigkeit des Baufcheins erlischt, falls nicht ein anderer Termin 
ausdrücklich angegeben ift, durch einjährigen Nichtgebrauh. Das Gleiche 
gilt, Jobald ein begonnener Bau länger als ein Jahr liegen bleibt. 


8 29. 
Anzeige vom Beginn der Bauarbeiten. 

Bevor mit der Bauausführung begonnen wird, ift der Polizeibehörbe 
unter Angabe des Datums und der Nummer des Baufcheines fchriftliche 
Anzeige zu maden. 

$ 30. 
Baugerüfte und Bauzäune. 

Baugerüfte und Bauzäune dürfen nur auf Grund und nad Maßgabe 
einer bei ber Polizeibehörde ſchriftlich nachzufuchenden Genehmigung errichtet 
und benutt werben. Doc, bleibt vorbehalten, ihre Heritellung, joweit noth— 
wendig, auch ohne Antrag polizeilih anzuordnen. 

Das Vortreten von Baugerüften und Bauzäunen auf Bürgerfteige wird 
nur geftattet, inſoweit es mit den Verfehrsrüdfichten vereinbar ift und fo 
lange es die Bauausführung nothwendig bedingt. 

Im Mebrigen find für die Konftruftion und Benugung der Gerüfte die 
bezüglichen bejonderen Vorſchriften maßgebend. 

Ss 3l. 
Sicherung im Innern und in der Umgebung von Neubauten. 

Im Innern von Neubauten find die Balfenlagen eines jeden Geſchoſſes 
fofort nad ihrer Verlegung auszuftaafen, Treppen und fonftige offene Räume 
aber fiher zu überdeden oder zu umfriedigen. 

Die Bauftellen find, joweit es zur Verhütung von Unglüdsfällen er— 
forderlih it, während der Dunkelheit zu beleuchten. 

$ 32. 
Sicherung vorhandener Gebäude. 

Ber Ausführung von Bauten in der Nähe vorhandener Gebäude find 
die zur Sicherheit der legteren nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. 

Die demgemäß polizeilicherfeits an den Bauherrn oder die fonft Be— 
theiligten zu richtenden Anforderungen (allmälige Ausführung der Grunde 
mauern in furzen Streden, Unterfahren oder Abfteifen der Mauern an— 
jtoßender Gebäude u. f. w.) müſſen je den Umftänden nach vorbehalten bleiben. 


$ 33. 
Rohbauabnahnte. 

Wenn ein Bau in feinen Mauern und Eifenkonftruktionen (einſchließlich 
der fenerfeften Treppen), ſowie in Dach- und Balfenlagen vollendet iſt, liegt 
dem Bauherrn ob, denfelben bei der Polizeibehörde jhriftlich zur Abnahme 
anzumelden. 

Es wird dann Termin zur baupolizeilihen Prüfung anberaumt. Zu 
demjelben werden der Bauherr und der bauleitende Unternehmer vorgelaben; 


187 





mindeftens der Eine derjelben muß perſönlich anmefend oder in geeigneter 
Weife vertreten fein. Im Termine müſſen alle Theile des Baues ficher zu— 
gänglic fein und die Balfenveranferungen im Innern durchweg, Eiſen— 
fonftruftionen aber infoweit offen liegen, daß die Abmeſſungen geprüft werden 
fönnen. 

Ergeben fid bei der baupolizeilihen Prüfung Mängel, jo hat der 
Bauherr diefelben abzuftellen und den Bau demnächſt wiederholt zur Ab— 
nahme anzumelden. 

Nah vorfhriftsmäßiger Ausführung wird dur eine von der Polizei- 
behörde ausgefertigte Bejcheinigung die Abnahme des Rohbaues aus: 
geiprocen. 

Anträge auf vorläufige Abnahme einzelner Bauarbeiten und Bautheile 
werden nur ausnahmsweiſe berüdjichtigt. 

8 34. 
Bugarbeiten. 

Bei Ertheilung des Rohbau-Abnahmeſcheins wird gleichzeitig jedesmal 
der Zeitpunkt beftimmt, an welchem mit den inneren und äußeren Butarbeiten 
begonnen werden darf. Gebäude, weldye ganz oder theilweife die Be— 
ftimmung haben, zu dauerndem Aufenthalt von Menjchen zu dienen, jollen 
feinenfalls früher ald 6 Moden nad Vollendung des Rohbaues geputzt 
werben. 

S 35. 
Genehmigung au Nebenanlagen. 

Auf bauliche Anlagen, welde als Gebäude nicht anzufehen find, finden 
die Beftimmungen der SS 27 bis einjchließlih 34 Feine Anwendung. 

Es find jedoch dem Genchmigungsgefuche die jedesmal zur Ber: 
deutlihung nöthigen Vorlagen beizufügen. 


S 36. 
Abbruch von Gebäuden. 
Bei Abbruch von Gebäuden finden Die Vorfchriften der 88 30 bis ein- 
jchlieglih 32 finngemäße Anwendung. 
Auch mit Abbruchsarbeiten darf nicht begonnen werden, ohne daß der 
Polizeibehörde vorgängige fchriftliche Anzeige gemacht ift. 


Titel II. 
Beſondere Beſtimmungen mit Rückſicht auf die Kennung von Gebäuden. 
Ss 37. 
Zum Aufenthalte von Menfchen beftimmte Räume. 
a. Dauernd benugte Räume. 
In einem Gebäude dürfen niemals mehr als fünf zu dauerndem 
Aufenthalte von Menjchen beftimmte Geſchoſſe angelegt werben; aud darf 
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der Fußboden des oberjten Geſchoſſes diefer Art nie mehr als 17,50 m über 
dem Bürgerfteige liegen. 

Ale zu dauerndem Aufenthalte von Menfchen beftimmten Räume in Ge- 
bäuden müſſen troden fein und durch Fenſter von ausreichender Größe und 
zwedentfprechender Lage unmittelbar Luft und Licht von der Straße ober 
einen den Beſtimmungen des $ 2 entipredyenden Hofe erhalten. 

Räume, deren Lage und Zwedbeftimmung eine Beleuchtung unmittelbar 
von oben bedingt, dürfen durch Dedenlicht erhellt werden, wenn Vorkehrungen 
getroffen find, welche einen ausreichenden Yuftwechjel ficherftellen. 

Ferner müſſen Räume, die zu dauerndem Aufenthalte von Menfchen bes 
ſtimmt find, eine — bei ungleicher Höhenlage der Dede oder des Fuß— 
bovdens im Durchfchnitt zu berechnende — Höhe von mindeitens 2,50 m 
haben umd nirgends tiefer ale 0,50 m unter dem umgebenden Erbboden 
liegen. 

Das legtere Maß kann auf 1 m erhöht werden, wenn an ber zu den 
betreffenden Räumen gehörigen Frontwand ein durchgehender Lichtgraben 
hergeſtellt wird, deſſen Breite mindeftens 1 m beträgt und deſſen gut zu ent» 
wäjlernde Sohle um 15 cm tiefer als der Fußboden der anftogenden Räume 
angeordnet ift. 

Zu danerndem Aufenthalte von Menſchen beftimmte Räume, deren Fuß 
boden in den Erdboden eingejenft werden fell, dürfen an Höfen nur ans 
gelegt werben, wenn die Längen bezw. Breitenabmeiiung des Hofes nicht 
fleiner ift, als die zugehörigen Fronten der umgebenden Gebäude hoch find. 

Der Fußboden jedes zum dauernden Aufenthalte von Menſchen be— 
ftimmten Raumes muß mindeftens 0,40 m über dem höchiten befannten 
Grundwaſſerſtande angeordnet und gegen aufjteigeude Erbfeuchtigfeit bezw. 
Erddünſte durch Herftellung einer undurchläffigen maffiven Sohle geſchützt 
werden. 

Ebenfo find auch die Umfaffungswände folder Räume gegen aufiteigende 
Erpfeuchtigfeit durch Iſolirſchichten zu fihern. Piegen die Fußböden derartiger 
Räume tiefer ald der umgebende Erdboden, fo find ihre mit dem Erdreich 
in unmittelbare Berührung kommenden Umfaffungswände — fofern nicht ein 
Lichtgraben vor denſelben angelegt ift — auch gegen das Eindringen feit- 
licher Erpfeuchtigfeit durch bewährte Mittel zu verwahren. 

Dachräume dürfen zu dauerndem Aufenthalte für Menjchen nur dienen, 
wenn fie den Beitimmungen der Abjäge bis einſchließlich 3 entfprechen und 
außerdem unmittelbar über dem oberjten Stodwerfe belegen, auch von den 
angrenzenden Theilen des Dachbodens durch mafjive Wände geſchieden find. 

Jeder als Wohnung oder fonft zu dauerndem Aufenthalte von Menſchen 
gelondert genutzte Gebäudetheil muß unmittelbaren, feuerfiheren Zugang zu 
zwei Treppen oder zu einer fenerfeften Treppe haben. 

Die Grundftüde, auf denen ſich bewohnte oder jonft zu dauernden 
Aufenthalte von Menfchen bejtimmte Gebäude befinden, müſſen mit vor 
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Ihriftsmäßigen, ausreichenden und für alle Betheiligten leicht zugänglichen 
Eniwäjlerungsanlagen, Bedürfniganftalten, Abfallröhren und Brunnen oder 
BWafferleitungsverbindung verjeben jein. 


b. Borübergebend benugte Räume. 


Berürfniganftalten und Badeftuben dürfen nur in Räumen angelegt 
werden, welche Picht und Luft unmittelbar von der Straße oder von einem 
den Beitimmungen des $ 2 entiprechenden Hofe oder von einem oben offenen 
Lichtſchachte mit einer Grundfläche von mindeftens 10 qm bei einer geringften 
Abmejjung von 2 m erhalten. Berirfniganftalten dürfen ſich nicht unmittelbar 
unter Räumen befinden, welche zu dauerndem Aufenthalte von Menſchen be— 
ftimmt find. 

Flure und Korridore, welche durch Fenſter oder Oeffnungen nicht in 
unmittelbarer Verbindung mit der Strafe, einem Hofe oder einem nad) 
Maßgabe der Beftimmungen in $15 gelüfteten Lichtſchachte won mindeftens 
6 qm Grundfläche ftehen, müſſen zu ihrer Püftung befondere Rohre von 
mindeitens 250 gem Querſchnitt erhalten. 


$ 38. 
Gewerbliche Betriebeftätten, ſtark befuchte Gebäude, 
Yagerftätten. 

Bejondere über die Vorfchriften des Titels I. hinausgehende bau— 
polizeilihe Anforderungen bleiben vorbehalten für Gebäude bezw. Ge— 
bäudetheile: 

1) in denen fid gewerbliche Betriebsflätten befinden, welche ungewöhn— 
lich ſtarke Feuerung erfordern, zur Berarbeitung leicht brennbarer 
Materialien dienen oder einen jtarfen Abgang unreiner Subjtanzen 
bedingen. Es gehören dahin zunächſt die nach den 88 16 und 24 der 
Reichs» Gewerbe: Ordnung von bejonderer gewerbepolizeiliher Ge— 
nehmigung abhängigen Betriebsjtätten und außerdem namentlich: 

Glüh- und Schmelzöfen aller Art, Schmieden, Tiegelgießereten, 
Theer- und Delkochereien, Badöfen, Räucherkammern, Holze 
bearbeitungs: Werkjtätten (Tiſchlereien, Drecdslereien, Stell: 
machereien), Drudereien, Färbereien, Guttapercha-, Licht-, 
Kautſchuck-, Wachstuch-Fabriken, gewerbsmäßig unterhaltene 
Stallungen; 

2) welche beſtimmungsmäßig eine große Anzahl von Menſchen vereinigen 
(Theater, Verſammlungsſäle, Gaſthäuſer, Schulen, Krankenhäuſer, 
Gefängniſſe u. ſ. w.); 

3) in welchen beſtimmungsmäßig größere Mengen brennbarer Stoffe 
aufbewahrt werden (Speicher, Lagerräume). 

Die binfichtlich folder Gebäude bezw. Gebäudetheile je den Umftänden 

nad zu erhebenden bejonderen Anforderungen werden vornehmlidy betreffen: 
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Die Stärke und Feuerfejtigkeit von Wänden, Deden, Dächern, Fuß: 
böden, Treppen, Feuerſtätten und Scornfteinen, die Zahl und Anordnung 
der Treppen und Ausgänge, die Art der Aufbewahrung bezw. Befeitigung 
breunbarer Abfälle und unreiner Abgänge, die regelmäßige Zuführung frifcher 
Luft, die Unterhaltung von Brunnen und Waflerbehältern. 

Es wird nah Umftänden die Verwendung eiferner Defen, wie frei» 
liegender Rauchröhren unterfagt und die Beheizung gewiffer Räume überhaupt 
nur von außen oder innerhalb feuerfeiter Vorgelege gejtattet werden. 

Die Einrichtung von Tifchlereien und anderen gleich feuergefährlicen 
Arbeitsftätten, fowie die Anordnung von Pagerräumen zur Aufnahme feuer- 
gefährlicher Waaren wird in Wohngebäuden davon abhängig gemacht werben, 
daß ſämmtliche oberhalb belegene Wohnungen mindeftens einen mit den be= 
treffenden Betriebstätten gänzlich außer Berührung ftehenven Treppenzugang 
haben und durch feuerfeite Deden von den Arbeitsjtätten und Pagerräumen 
getrennt find. 

$ 39. 
Gebrauchhsabnahme. 

Gebäude, bezw. Gebäudetheile, welche zu dauerndem Aufenthalte von 
Menjhen oder zu Zweden der in $ 38 angegebenen Art benugt werden 
follen, dürfen — infoweit nicht nah Maßgabe der Gewerbeorbnung ander: 
weite Beftimmungen Platz greifen — nit in Gebrauch genommen werben, 
bevor nad) Vollendung der baulichen Einrichtung eine befondere baupolizeiliche 
Prüfung vorgenommen und auf Grund derfelben ein Gebrauhsabnahme- 
ſchein ertheilt ift. 

Festerer darf der Regel nad nicht früher als 6 Monate nad Zu— 
ftellung des Rohbau: Abnahmefcheins ausgefertigt werben. 

Im Mebrigen finden bezüglich der Anmeldung zur Gebraudhsabnahme 
und des dabei ftatthabenden Verfahrens die in $ 33 wegen Rohbauabnahme 
getroffenen Beftimmungen finngemäße Anwendung. 


Titel IV. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$ 40. 
Anwendungen der vorftehenden Beltimmungen auf fchon 
vorhandene Gebäude. 

Veränderungen und Reparaturen der bei Veröffentlichung diefer Bau— 
Polizei-Drdnung bereits vorhandenen baulichen Anlagen find in der Kegel 
nah Maßgabe der nunmehr geltenden VBorfchriften zu bewirken. 

Sollten vorhandene Gebäude oder Gebäudetheile in Veränderung der 
bisherigen Nutungsweife zu dauerndem Aufenthalte von Menfchen oder 
zu Zweden der im $ 38 angegebenen Art in Gebraudy genommen werden, 
jo fommen die Bejtimmungen des $ 39 zur Anwendung. 
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Bei erheblichen Veränderungsbauten bleibt vorkehalten, die banpolizei- 
lihe Genehmigung aud davon abhängig zu maden, daß gleichzeitig die 
durch den Entwurf an fich nicht berührten älteren Gebäubdetheile, ſoweit fte 
den Vorſchriften diefer Bau-Bolizei-Orbnung widerfprecdhen, mit denfelben in 
Uebereinftimmung gebracht werben. 

Außerdem finden die Borfchriften diefer Bau-Polizei- Ordnung Thon 
beftehenden baulichen Anlagen gegenüber nur infomweit Anwendung, als über: 
wiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit e8 unerläßlich und unaufſchieb— 
bar maden. 

8 41. 
Grenzveränderungen. 

Werden durch eintretende Veränderungen der Grenzen bebauter Grund— 
ſtücke Verhältniſſe geſchaffen, welche den Vorſchriften dieſer Bau-Polizei— 
Ordnung zuwiderlaufen, ſo ſind die betreffenden Gebäude bezw. Gebäude— 
theile entſprechend umzugeſtalten oder aber zu beſeitigen. 


8 42. 
Ausnahmen. 

Ausnahmen von den Beltimmungen dieſer Bau« Polizei- Ordnung 
fönnen, joweit fie in Vorſtehendem vorgefehen find, von der BausPolizei- 
behörde zugelaflen werben. 

Zur Ertheilung von Dispenjen ift der Bezirksausſchuß überall zu: 
ftändig. 

8 43. 
Uebergangsbeftimmungen. 

Diefe Bau: Polizei» Ordnung tritt am Tage der amtlichen Beröffent- 
lichung unter gleichzeitiger Aufhebung aller entgegenftehenden Beftimmungen, 
insbefondere der Bauordnung vom 21. April 1853 nebft allen viefelbe 
ändernden oder ergänzenden bisher erlaffenen Beitimmungen in Kraft. 

Die nad diefen älteren Beftimmungen bereits ertheilten Baufcheine 
verlieren, unbeſchadet der im 8 28 enthaltenen Vorſchriften, auch dann ihre 
Giltigkeit, wenn mit der Bauausführung nicht innerhalb dreier Monate 
vom Tage der Beröffentlihung dieſer Verordnung ab erntlih begonnen 
worben ift. 

s 4. 
Strafen. 

Uebertretungen der vorftehenden Borfchriften werden, joweit nicht fonftige 
weitergehende Strafbeftimmungen, insbefondere der $ 367 zu 12—15 und 
$ 368 zu 3—4 des Reichsſtrafgeſetzbuches vom 15. Mat 1871 Plag greifen, 
mit einer Oeldftrafe bis zu 30 Mark oder tm Unvermögensfalle mit ver- 
hältnigmäßiger Haft geahndet. 

Berlin, den 15. Januar 1887. 

Der PolizeisPräfident. 
(gez.) Breiherr von Richthofen. 
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Aufhebung von banpolizeilidien Verordnungen. 
Befanntmahung vom 23. Januar 1887. 


Nachdem unterm 15. Januar d. 98. für den Stadtkreis Berlin eine 
neue Baus Polizei- Ordnung erlaffen worden ift, habe ich auf Grund des 
$ 145 des Gejeßes über die allgemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.S. ©. 195) in Verbindung mit $ 16 des Geſetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März; 1850 (G.“S. S. 265) befchlofien, die hierdurch 
gegenftandslos gewordenen, von dem Königlichen Polizei Präfidium zu Berlin 
erlafjenen baupolizeilichen Verordnungen, und zwar: 

1) die Bau Polizei» Ordnung für die Stadt Berlin vom 21. April 1853 

(Beilage zum 19. Stüd res Amtsblatts der Königlichen Negierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin für das Jahr 1853), 

2) die Polizei-Berordnung vom 29. Dftober 1856, betreffend die Abnahme 
von Roh-, Reparatur: und VBeränderungsbauten (Amtsblatt S. 392), 

3) die Polizei-Berordnung vom 23. Januar 1860 (Amtsblatt ©. 49), 
betreffend die Abänderung des $ 33 der Berliner Bau-Polizei-Ordnung 
vom 21. April 1853, 

4) die Polizei» Berordnung vom 12. März 1860 (Amtsblatt ©. 123), 
betreffend Abänderungen einiger Beftimmungen der Bau = Bolizei- Ord- 
nung für Berlin vom 21. April 1853, 

5) die Polizei Verordnung vom 29. Januar 1861 (Amtsblatt ©. 52), 
betreffend das Berbot der Anwendung von Sparfalf zum Bauen, 

6) die Polizei Verordnung vom 2. Auguft 1864 (Amtsblatt S. 248), 
betreffend Abänderung der 88 13 und 53 der Bau: Polizei» Ordnung 
für Berlin vom 21. April 1853, 

7) die Polizei= Verordnung vom 11. April 1865 (Amtsblatt ©. 179), 
betreffend Abänderung des $ 30 der Baur Polizei» Ordnung für 
Berlin vom 21. April 1853, 

8) die Polizei-Verordnung vom 4. Mai 1865 (Amtsblatt S. 227), 
betreffend die Abnahme der Rohbaue und das Abpuben neuer Ge— 
bäude in Berlin, 

9) die Polizei: Berorduung vom 13. Juli 1865 (Amtsblatt S. 319), 
betreffend die Bauhöhe und die Konftruftion der Manſardendächer 
in Berlin, 

10) die Bolizei- Verordnung vom 10. Dezember 1865 (Amtsblatt ©. 532), 
betreffend die Aufbewahrung und Borzeigung der Bau-Erlaubnigjcheine 
und der dazugehörigen Zeichnungen, 

11) die Polizei» Verordnung vom 22. März 1866 (Amtsblatt ©. 122), 
betreffend verfchiedene Vorſichtsmaßregeln bei Ausführung von Bauten 
in Berlin, 

12) die Polizei» Berordnung vom 19. Auguft 1866 (Amtsblatt S. 348), 
betreffend die Anwendung von Eifenkonftruftionen bei Bauten, 
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13) die Polizei-Verordnung vom 4. Juni 1867 (Amtsblatt ©. 207), 
betreffend die Ergänzung der 88 70 ff. der Bau-Polizei-Ordnung 
für Berlin vom 21. April 1853, 

14) die Polizei» Berordnung vom 30. März 1872 (Amtsblatt ©. 101), 
betreffend die Anlage von PVentilationsröhren in den innerhalb der 
Wohnungen liegenden Abfallröhren, 

15) die Polizeis Verordnung vom 23. Auguft 1872 (Amtsblatt S. 291), 
betreffend die Abänderung der Polizei-Verordnung vom 11. April 1865 
m Bezug auf die Treppenanlagen in den Gebäuden in Berlin, 

16) die Rolizei - Verordnung vom 29. November 1877 (Amtsblatt S. 394), 
betreffend die Bejeitigung der Klappen, Schieber und dergleichen an 
Defen in Wohn: und Schlafräumen für die Stadt Berlin, und 

17) die Polizei-Berordnung vom 12. Dftober 1881 (Amtsblatt ©. 406), be= 
treffend den Ausbau der Räume unter den Stadt » Eifenbahn- 
Viadukten, 

wie hiermit geſchieht, außer Kraft zu ſetzen. 
Vorſtehendes wird hierdurch zur öffentlichen Keuntniß gebracht. 
Berlin, den 23. Januar 1887. 
Der Miniſter des Innern. 
(gez.) von Puttkamer. 


Anlage und Einfriedigung von Vorgärten. 
Polizei-Verordnung vom 27. Oktober 1855. 

Auf Grund der 88 6 md 11 des Gefetes vom 11. März 1850 über 
die Polizei-Berwaltung und zur Ausführung der 88 78 und 82, Titel 8, 
Theil I, des Allgemeinen Yandredits verordnet das Polizei» Prafidium für 
den Bau: Polizei Bezirf Berlins, was folgt: 

$ı. 

Wo Vorpläße zwiſchen den Baufluchtlinien (vergl. $ 10 und 12 der 
Berliner Bau-Ordnung vom 21. April 1853) und den Bürgerfteigen resp. 
Vahrbämmen der öffentlihen Straßen und Pläte zugelajien worden find, 
dürfen diefelben nur zu Gartenanlagen benugt und nur mit einer aus 
Gitterwerk beftehenden Einfriedigung verfehen werden. Zu Abweichungen 
von dieſer Vorſchrift ift befondere polizeiliche Erlaubniß erforderlich. 

82. 

Wer den vorftehenden Beftimmungen entgegen handelt, oder den ihm. 
dadurch auferlegten Verpflichtungen nachzukommen unterläßt, verfällt in eine 
Geldbuße bis zu 10 Thlr. oder im Unvermögensfalle in eine Gefängniß— 
ftrafe bis zu achttägiger Dauer. 

Berlin, den 27. Oktober 1855. 

Königliches Boligei- Prãſidium. 
(gez.) Lüdemann. 
13 


194 


Dinaufwinden von Balken. 
Befanntmadung vom 23. Dezember 1873. 

Bei den vielen Bauten im Innern der Stadt wird der Verkehr auf 
den Straßen dadurch erheblicy geftört, daß Balken ꝛc. von der Strafe aus 
durch Pferde auf die verfchtedenen Stodwerke hinaufgewunden werben. 

Zur Vermeidung diefes Verfehrshinvernijfes wird bei den an verfehre- 
reihen Straßen vorkommenden Bauten zu einem derartigen Hinaufwinden 
durch Pferde von der Straße aus die polizeilihe Erlaubnig vom 1. Fe— 
bruar 1874 ab nur nod im dringenden Fällen und während der Stunden 
der Nadıt ertheilt werden. 

Berlin, den 23. Dezember 1873. 

Königlihes Bolizei- Präfidium. 
(gez.) von Mapdai. 


Aufitellung von Fahnenſtangen auf den Gebäuden. 
Befanntmahung vom 5. November 1882. 

Zur Verhütung von Unglüdsfällen, welche durch das Abbrechen ver 
auf Gebäuden befindlichen hölzernen Fahnenftangen herbeigeführt werben 
fünnen, wird das Polizei-Präfidium in Zufunft auf Gebäuden nur noch die 
Aufftellung ſchmiedeeiſerner Fahnenftangen geftatten, welche ficher befeftigt 
und mit einem Bligableiter verjehen jein müſſen. Zu letterem fann ein 
Metallpraht verwendet werden, welcher mindeſtens diefelbe Leitungsfähigkeit 
wie die Fahnenftange ſelbſt befist, und mit dem im Haufe befindlichen 
Rohrſyſtem der Waflerleitung in guter metallifcher Verbindung fteht. Die 
Herren Hausbefiger, welche die Aufjtelung von Fahnenftangen beabfichtigen, 
werben hierauf aufmerffam gemacht. 

Berlin, ven 5. November 1882. 

Königliches Polizei-Präfipium. 
(gez.) von Madai. 


Verwendung don gußeiſernen Säulen. 


Belanntmahung vom 4. April 1884. 


Das bauende Publifum wird bierdurd; davon in Kenntniß geſetzt, daß 
das Polizei⸗Präſidium aus feuerpolizeilihen Gründen ſich veranlaft ſieht, 
bei Prüfung und Genehmigung von Bauprojeften hinſichtlich der Verwendung 
gußeiferner Säulen nach folgenden Grundfägen zu verfahren: 

In Gebäuden, deren untere Gefchofje zu Geſchäfts- und Pagerzweden 
und deren obere Geſchoſſe zu Wohnzweden benugt werden, dürfen gußeiferne 
Säulen, welde gegen die unmittelbare Einwirkung des Feuers nicht ge— 
Ihüst find, unter den Tragewänden des Haufes fernerhin feine Verwendung 
finden. 
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An Stelle verfelben werden gejtattet werden: 

a. Säulen aus Schmiedeeifen, 

b. Säulen aus Gußeifen, ſobald viefelben mit einem durch eine Yuft 
ſchicht von der Säule ifolirten, unentfernbaren Mantel von Schmiede 
eijen umgeben find, 

c. Pfeiler aus Klinkern in Gementmörtel. 

Berlin, den 4. April 1884. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Mabdai. 


Sicherung der Studtheile an den Fagaden der Gebäude. 


Befanntmahung vom 21. Januar 1885. 


Das neuerdings vorgelommene Abfallen einzelner Studtheile von den 
Fucaden der Gebäude macht es dem Polizei» Präflvium zur Pfliht, Maß: 
nahmen gegen eine Wiederholung derartiger, die Sicherheit des Publikums 
gefährdender Vorkommniſſe zu treffen. 

In Zukunft wird daher bei jeder von den Hausbefigern vorzunehmenden 
baulichen Veränderung, mit welder eine Reparatur an der Äußeren Façade 
eines Haufes verbunden ift, die Forderung geftellt werden, daß die an ber 
lettteren vorhandenen Studtheile durch einen Sachverſtändigen auf ihre gute 
Beichaffenheit und fihere Befeftigung unterſucht und die ſchadhaften Theile 
durc neue erjegt, beziehungsweife die lofe gewordenen von Neuem ficher 
befeftigt werden, über diefe Unterfuhung und deren Ergebniß aber ein Atteft 
des Sachverſtändigen dem Polizei-Präfidium vorgelegt wird. 

An allen Häufern, wo Studtheile abfallen, wird eine folde Unter: 
fuhung beziehungsmeife Herftellung unverzüglich angeorbnet werben. 

Berlin, ven 21. Januar 1885. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Mapai. 


B. Baugerüſte. 


Benußung und Beihaffenheit der Baugerüite. 
PolizeisBerorpnung vom 14. September 1855. 
Auf Grund ver 88 6 und 11 des Gefetes vom 11. März; 1850 
über die Polizei» Verwaltung und zur weiteren Ausführung der Beltimmungen 


in Nr. 6, 7 und 8 8 344 des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851, jowie 
13° 
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bes Titels 5 der Berliner Bau-Ordnung vom 21. April 1853 verorbnet 
das Polizei» Präfivium unter Aufhebung der Polizei» Verordnungen vom 
1. Juli 1812 (Berliner Intelligenz » Blatt de 1812, Nr. 160), vom 
16. April 1840 (Berliner Intelligenz» Blatt de 1840 Nr. 100) und vom 
19. März 1844 (Berliner Intelligenz: Blatt de 1844, Nr. 77) für den 
engeren Polizeibezirf, fowie für den Baus-Polizeibezirk von Berlin, was folgt: 


81. 

Die Stelle einer öffentlichen Paflage oder einer außer dem Eigenthümer 
ober den betreffenden Arbeitern nody anderen Perfonen zugänglichen Oert— 
lichkeit, welche durch Ausbefjerung des Pflafters, der Waflerabzüge, Auf- 
werfung von Gruben, Ablagerung von Materialien, Aufftellung ven Gerüften, 
Aufwinden von Sachen, Herunterfhaffen won Schutt und Abgang und 
dergleichen zeitweife der öffentlichen Benutzung ganz oder theilweife entzogen 
wird, muß zur Verhütung jedes Unglüds oder der Gefährdung von Ver: 
fonen, Thieren und Sachen äußerlich auffällig, nad Bewandniß der Um— 
ftände durch Schugwehren, Warnungszeihen, Erleudtung kenntlich 
gemacht und das Publikum vor derjelben gewarnt, resp. abgehalten werben. 


82. 

Jedwede ausſchließliche Benutzung einer öffentlichen Paſſage muß durch 
eine feſte und dichte Einfriedigung (Bretter-, Lattenzaun) bezeichnet, 
während der Dunkelheit und jederzeit bei Nacht hell erleuchtet und die in 
derſelben angebrachten Zugänge müſſen während der Arbeitseinſtellung feſt 
verſchloſſen werden. 

83. 

Zu jeder ausſchließlichen Benutzung eines öffentlichen Weges iſt die 
polizeiliche Erlaubniß vorher einzuholen; dieſelbe wird zur Zeit von der 
polizeilichen Revier-Berwaltung und zwar nur auf einen begrenzten Raum 
und fir eine beftimmte Zeit ertheilt. Der Polizei jteht die Berechtigung 
zu, die Art der Schuteinfriedigung vorzufchreiben. 

84. 

Liegen Gruben und Aushebungen des Erdreichs an oder in einem 
öffentlichen Wege, ſo müſſen ſie außer dem im 8 98 der Berliner Bau— 
Ordnung vorgeſchriebenen Schutze in der Regel mit einem feſten Bauzaun 
gegen die Straße umfriedigt werden. Daſſelbe gilt von Neubauten und 
Gebäuden, welche abgetragen werden, wenn ſie an oder in einem öffentlichen 
Wege liegen. Für Ausnahmefälle bedarf es einer beſonderen polizeilichen 
Erlaubniß. 

85. 

Oeffentliche Anlagen, als: Denkmäler, Brunnen, Laternen, Prell- 
pfähle, Gitter, Rinnfteine, Brüden, Hausnummern und dergleihen müſſen bei 
jevem Bau, jeder Reparatur oder Reinigung ausreichend geſchützt und wor jeder 
Beſchädigung ſicher geftelt werden. Bezieht fi die Bau-Ausführung oder 
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Reparatur nicht gerade auf die öffentlichen Entwählerungs- Anlagen (Rinn- 
feine, Kanäle zc.) oder ift die Veränderung diefer Anlagen nicht Durch den 
Bau felbft bevingt, fo müſſen dieſe Peitungen offen gehalten und es darf 
nichts ausgeführt werden, wodurd der freie Waflerabfluß gehemmt oder 
unterbrochen wird. Den mit der öffentlichen Straßenreinigung beauftragten 
Perjonen bleibt jederzeit der Zutritt zu den Peitungen unbehindert. 


Ss 6. 

Sollen Gerüfte über einem öffentlihen Wege in der Art angebracht 
werden, daß unter den Gerüften die Benugung des Weges durd das 
Publifum frei bleibt, jo muß in einer Höhe von mindeftens 8 Fuß vom 
Boden ein Schugdad zur Verhinderung des Herabfallens von Materialien, 
Schutt und Ylüffigfeiten auf die frei gelafjene Paſſage angebracht werden. 
Daſſelbe muß mindeftens 2 Fuß über die größte Breite des Gerüftes nad 
dem Straßenraume hinüber ftehen, von allen freien Seiten mit einer 2 Fuß 
hohen geſchloſſenen Brüftung verfehen und mit °%/, Zoll ftarfen und derartig 
über einander gelegten Brettern abgevedt fein, daß durch die oberen Bretter 
die Fugen der unteren bebedt werben. 

87. 

Wenn trodener Schutt, der nah $ 97 der Bau-Ordnung unter feinen 
Umftänden nad der Straße hin frei hinunter geworfen werden darf, beim 
anberweitigen Transport jehr ftäubt und die Vorübergehenden auf ver 
Straße oder die Nachbaren beläftigt, fo muß er zuvor angefeuchtet werden. 


88. 

Die im $ 96 der Bauorbnung*) bei Aushebung des Erdbodens, Auf— 
führung von Grundmauern ꝛc. zur Sicherheit der Nahbargrundftüde vor— 
gefchriebenen Sicherheitsmaßregeln find von dem zu treffen, der den Bau 
als geprüfter Meifter leitet; iſt ein folder nicht vorhanden, von dem, ber 
die Ausgrabung vorgenommen oder angeordnet bat. Gruben, welde über 
5 Fuß tief find, müſſen entweder eine ihrer Tiefe und dem umgebenden 
Erdreich entiprechende Doffirung erhalten, oder fie müſſen feft ausgejchalt 
werden, damit das Nachftürzen des Erdreichs verhindert wird. Aus dem— 
felben Grunde muß das der Grube zunächſt liegende Terrain bis auf das 
1'/,fadhe ihrer Tiefe frei von ſchweren Materialien erhalten werden. 

*) Bergleihe 8 32 der Baupolizei-Ordnung vom 15. Ianuar 1337. 

89. 
Allein zuläffige Gerüfte zur Benutung bei Bauten und Reparaturen find: 
1) verbundene 
2) Stangen- 
3) Bock⸗ Gerüſte. 
4) Fliegende 
5) Hänge⸗ 


198 


s 10, 

Berbundene Gerüfte find folde, die aus vechtfeitigen, regelrecht 
bearbeiteten Hölzern vom Erdboden aus fonftruirt find. Diefe Gerüfte 
müſſen unter Yeitung eines Zimmermeiſters nad den Regeln der Kunſt be— 
arbeitet, verbunden und anfgeftelt werden. Sie dürfen bei allen Bau— 
ausführungen benutzt werden. Nur auf fo fonftruirten Gerüſten iſt die Auf— 
jtellung einer Windevorridtung zum Transport von Baumaterialien und 
anderen ſchweren Körpern zuläſſig. 

811: 

Unter Stangengerüfte werben diejenigen verftanden, welde aus un— 
bearbeiteten und mittelft Strängen vder Draht an einander befeitigten 
Baumftangen bejtehen. Bei ihrer Herftellung und ihrem Gebrauche find 
folgende Vorſchriften zu beachten: 

a. Die dazır zu benutzenden Baumftangen (Spiegbäume, Streichſtangen, 
Negriegel,) müjlen an ihrem oberen Ende mindeflens einen Durch— 
meſſer von 4 Zoll haben. 

b. Die Spießbäume müfjen im PVerhältnig zu der Höhe des zu bes 
rüftenden Gebäudes vom oberen Ende nad unten zu an Stärke zus 
nehmen, mindejtens 3 Fuß tief eingegraben und zur Verhinderung 
des Einfinfens auf ftarke, gut unterjtopfte Bretterjtüde gejtellt und 
mit Erde und Steinen feft umftanpft werden. Ihre Entfernung von 
einander und von dem zır. berüftenden Gebäude darf nicht über 
10 Fuß betragen. Soll ein Spiekbaum durch Verbindung mit 
einem andern verlängert (aufgefeßt, gepfropft) werben, jo müſſen die 
Enden beider Bäume auf eine Länge von mindeftens 6 Fuß neben- 
einanberitehen und wenigftens zweimal durch Draht oder eiferne 
Zicehbänder verbunden fein. Der obere Spiegbaum muß auf einer 
Streichſtange ftehen und durch ftarfe Knacken unterjtügt oder von 
Streihftange zu Streichftange bis zum Erdboden auf ein feites 
Unterlager abgefteift fein. Die Steifen müſſen fo jtarf fein, oder 
fo mit dem untern Spießbaum verbunden werden, daß fie ſich nad) 
feiner Seite hin biegen können. 

e. Mindeitens an jedem Stodwerf des berüfteten Gebäudes, jedenfall® 
nicht mehr als 15 Fuß von einander entfernt, müſſen zwiſchen ven 
Spießbäumen Pängenverbindungen angebradyt werden. Hierzu dürfen, 
wenn fie nicht belaftet werben, angenagelte Bretter, wenn fie jedoch 
belaftet werden follen, Streihftangen, d. h. Baumftangen von ber 
unter a. angegebenen Stärke benugt werben. 

Sie müſſen an den Spießbäumen durch Kreuzbänder von Strängen 
befeftigt und gegen den Erdboden, wie oben bei b. angegeben, ab» 
gejteift fein. 

Bei Rüftungen, die länger als drei Monate ftehen, muß jedes 
dritte Kreuzband von Eifendraht gefertigt werden. Iſt eine Streich» 
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ftange nicht jo lang, daß fie mit ſämmtlichen Spießbäumen verbunden 
werden fann und wird deshalb das Anſtoßen einer zweiten erforderlich, 
jo müjjen die Enden der zujammen geftoßenen Streichftangen nicht 
allein wenigitens 3 Fuß übereinander wegreichen, fondern es muß 
auch die Verbindung an emen Spießbaum bewirkt und müſſen die 
zufammengeftoßenen Streidhitangen zweimal unter ſich und einmal 
mittelft Strängen an dem Spiekbaum befeftigt werben. 

d. Die Nebriegel, d. h. die Stangen, welche“ die Streidhftangen mit 
Baumwerf verbinden und auf welche die Gerüjtbretter gelegt werben, 
dürfen nicht über 6 Fuß von einander entfernt fein. Diefelben müfjen 
jo befeitigt werden, daß fie fich weder auf den Streiditangen noch 
auf ihrem Auflager in oder an dem Bauwerk feitwärts bewegen 
fünnen. 

e. Der Gerüftbelag, d. ſ. die Gerüfibretter, welde den Fußboden ver 
einzelnen Gerüſtlagen bilden, müſſen wenigftens 1'/, Zoll ſtark fein 
und jo auf die Nesriegel gelegt und befeftigt werden, daß die Bretter 
nicht auffippen oder ausweichen fünnen. Desgleichen find fie jo dicht 
an einander zu legen, daß dadurch das Durchfallen des Materials 
verhindert wird. 

. Eine Seitenverfchiebung des ganzen Gerüftes muß durch Diagonal- 
verjtrebungen verhindert werben. 

g. Die zur Berbindung der Gerüftlagen dienenden Leitern müſſen aus 
gefunden Holz gearbeitet, mit unbeſchädigten Sproſſen verjehen und 
an der Stelle, wo fie aufitehen, fowie an der oberen, wo fie an— 
liegen, jo befejtigt werben, daß jie unten weder abrutfchen, noch oben 
überjchlagen fünnen. Das Biegen derjelben muß durd befeftigte 
Steifen verhindert werden. 

Stangengeräfte fünnen zu Bauwerken jeder Art verwendet werden, doch 

darf auf ihnen eine Windevorrichtung nicht angebracht werden. 


8 12. 

Bodgerüfte dürfen nur zu Rüftungen bis zu 15 Fuß Höhe, fonft 
aber zu allen Bauausführungen ohne Ausnahme benugt werben. Die Böde 
müffen durd Befeftigung des Belages (Bretter), die Füße der Böde durch 
Berftrebungen gegen das Berfchieben gefichert und fo ftarf angefertigt fein, 
daß fie die jedesmalige Belaftung ficher zu tragen vermögen. Wegen der 
Stärke des Belages, jowie der Entfernung der Böde von einander, gilt das 
im $ 11 unter Littr. b. und f. Gejagte. 


8 18. 

Fliegende Gerüfte find ſolche, welche an jtehenden Gebäuden auf 
Baumftangen oder Balfen (Negriegel) ruhen, die aus dem Gebäude vor- 
gefhoben find und nicht durch Steifen vom Erdboden aus geftügt werben. 
Die Negriegel müſſen gegen Gerüfte, Balfenlagen, Gewölbe oder andere 
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fejte Gegenftände im Innern des Gebäudes jo abgefteift und von folder 
Stärke und Tragfähigkeit fein, daß eine Bewegung eder Schwankung der- 
jelben nad) irgend einer Seite hin nicht ftattfinden kann; fie find mit einer 
3 Fuß hohen Brüftung und mit einem Belag zu verſehen, der fo eingerichtet 
und befeftigt fein muß, wie im $ 12 unter Littr. c. vorgefchrieben worden. 

Diefe Gerüjte dürfen nur zu Reparaturen, zur Reinigung und weniger 
erheblichen Arbeiten an Façaden, Dächern und Gefimjen gebraucht und mit 
Materialien nur ſoweit belaftet werden, als zur Fortfegung der Arbeit un- 
umgänglid erforderlich ift. 

$ 14. 

Zu gleihen Zweden, infonderheit zum Abpugen der Häuſer und unter 
denfelben Bedingungen find auch zu benugen die beweglichen, aus zufammen- 
geftemmten Schwellen und Riegeln mit feften Belag Fonftruirten Hänge» 
gerüfte, d. 5. Fußböden, welde mittelit Tauen an Balfen (Auslagern) 
hängen, die aus bereits ftehenden Gebäuden vorgeftredt find; der Fußboden 
fann, je nach dem Bedürfniß, höher gezogen oder tiefer herabgelafien werben. 
Die Stredbäume zu diefen Gerüften müſſen mindeftens 9 Zoll ftark fein 
und höchſtens eine Entfernung von 10 Fuß von einander haben. Die 
Riegelhölzer, welde den Gerüftbelag tragen, müſſen mit eifernen Bügeln 
von mindeftens %/, Zoll Stärke an den von den Stredbäumen herunter: 
hängenden Tauen befeftigt fein. Der Belag muß aus Zoll ftarfen, genau 
gefugten Brettern beitehen. Wegen der erforderlichen Brüftung, ſowie wegen 
Abjteifung der Stredbäume gelten die im vorigen $ 13 über Brüftung resp. 
Negriegel gegebenen Vorſchriften. . 

S 15. 

Sofern Strafgefege feine höheren Strafbeftimmungen enthalten, follen 
Uebertretungen der vorjtehenden Schuß und Sicherheitsvorfchriften — wenn 
Sadverftändige mit der Bau- Ausführung beauftragt waren, an biefen — 
wenn nicht ſolchen, ſondern Tagenrbeitern die Ausführung der Arbeiten über: 
tragen war, an dem Auftraggeber, und in Ermangelung eines folden, an dem 
Ausführenden ſelbſt mit der im 8 344 des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 
(jebt 8 366 des Reichs. Strafgefepbuche) Feitgefeßten Geldbuße bis zu zwanzig 
Thalern oder im Fall des Umvermögens mit Gefängniß bis zu vierzehn 
Tagen geahndet werden. 

Berlin, den 14. September 1855. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) Yüdemann. 


Hängegerüite. 
PolizeirBerordnung vom 16. Auguft 1882. - 


Auf Grund der 88 5 und 6 des Gejetes über die Polizei: Verwaltung 
vom 11. März 1850 und ver 88 79 und 80 des Gefeges über die 
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Drganifation der allgemeinen Landes» Verwaltung vom 26. Juli 1880 ver: 
orbnet das Polizei» Präfivium mit Zuftimmung des Gemeinde Borftandes 
in Ergänzung beziehungsweife Abänderung des 8 94 der Berliner Bau-Polizei- 
Drdnung vom 21. April 1853 und*) der Polizei-Verorbnung vom 14. September 
1855 (Amtsblatt der Regierung zu Potsvam vom Jahre 1855, Stüd 40 
Seite 369) für den Stadtkreis Berlin was folgt: 

*) Die Bau-Polizei-Ordnung vom 21. April 1853 ift aufgehoben. 


81. 

Wer ein Hängegerüſt anbringt oder benutzt, ſei es in eigener Perſon 
oder durch von ihm angenommene Arbeiter, bedarf in jedem Falle hierzu 
einer ſchriftlichen polizeilichen Erlaubniß. 

82. 

Derſelbe muß einen mit der Handhabung von Hängegerüſten vertrauten 
Sachverſtändigen beauftragen, die Befeſtigung und Benutzung des Gerüſtes 
dauernd zu beaufſichtigen, auch muß er dafür ſorgen, daß das Gerüſt nebſt 
Zubehör in der in 8 3 vorgeſchriebenen Beſchaffenheit ſich befindet und daß 
zur gleichmäßigen Bedienung der an demſelben befindlichen Fahrſeile ſtets 
ſoviel Arbeiter zur Verfügung ſtehen, als Fahrſeile vorhanden ſind. 


83. 

Das Hängegerüſt nebſt Zubehör muß aus gutem und genügend ſtarkem 
Material beſtehen. 

Die Gerüſtbrücke, deren Balken auf den hochkantigen Außenſeiten mit 
Eifen bejchlagen fein müflen, it an der vorderen und hinteren Geite 
mit Brüftungen zu verjehen. Jede diefer Brüftungen hat aus zwei ftarfen, 
an den Zargen befeftigten Latten zu beftehen, von denen die untere 0,50 m, 
bie obere 1 m über dem Brüdenbelag anzubringen ift. Die Patten müſſen 
auf der Außenfeite mit einer aus einem Stüd beftehenden jchmiedeeijernen 
Schiene befchlagen jein. 

An jeder Brüde find ebenfoviel Führungstaue anzubringen, als Fahr— 
taue daran vorhanden find. Erftere müſſen durch am der Brüde befindliche 
eiferne Defen hindurch gezogen, oben im Hauptgefims und unten im Erd— 
boden ficher befejtigt werben. 

Zum Aufhängen des Gerüftes find Auslager zu benugen, welche jedoch 
bei Ziegel- und Schieferdächern buch fogenannte „Böcke“ erjeßt werben 
dürfen. 

84. 

Wer nah Maßgabe des $ 1 der polizeilichen Erlaubniß bedarf, hat 
diefelbe bei dem Borftand desjenigen PolizeisReviers, in welchem das 
Hängegerüft Verwendung finden fol, mündlid unter Nambaftmahung und 
perjönliher Vorſtellung des von ihm mit der Beauffihtigung des Gerüftes 
beauftragten Sachverſtändigen nachzuſuchen. 
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85. 

Diefer Sadjverftändige muß, fo lange die Befeftigung und Benugung 
des Gerüftes währt, dauernd bei demjelben anweſend fein, aud mährend 
diefer Zeit den polizeilihen Erlaubnißſchein, in weldem er felbit nambaft 
gemacht jein wird, bei fidh führen und den Beamten der Polizeibehörde auf 
Erfordern vormeiien. 

Er hat darüber zu wachen, daß die Befeftigung und Benugung des 
Gerüftes in einer ſachgemäßen und den Beltimmungen diejer Verordnung 
entiprechenden Weiſe ftattfindet und ift für die vorfchriftsmäßige Beſchaffen— 
beit des Gerüſtes nebft Zubehör mit verantwortlich. 


S 6. 

Wer die Anbringung oder Benutung eines Hängegerüftes vornimmt 
oder vornehmen läßt, ohne die hierzu erforderliche Erlaubniß erlangt, oder 
ohne die VBorjchriften der SS 2 umd 3 beachtet zu haben, wird, joweit nicht 
allgemeine Strafbeftinnmungen Anwendung finden, mit Geldſtrafe bis zu 
30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger Haft geftraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher die ihm als Sadhverftändigen 
nah $ 5 zufallenden Pflichten verlegt. 


Ss 7. 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1883 in Kraft. 
Berlin, den 16. Augujt 1882. 
Königliches Polizei - Präfidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Heppe. 


Vierter Abfchnitt. 


Gas-, Kanaliſations- und Waſſerleitungen. 


Verhütung don Beſchädigungen der Gasleitungsröhren. 
Berordnung vom 19. März 1851. 


Es ift mehrjeitig wahrgenommen worden, daß bei Bau-Ausführungen, 
namentlih bei Aufgrabung der Fundamente, Auswerfen von KRalfgruben, 
Aufftellung von Rüftitangen und Bauzäunen eine Beſchädigung der Gas: 
leitungsröhren dadurch herbeigeführt worden, daß diefelben von dem fie um: 
gebenden Erdreich entblößt und frei zu Tage gelegt find. Zur Vermeidung 
dieſes Uebelitandes, fowie zur Abwendung etwaiger Entſchädigungs-Anſprüche 
der biefigen beiden Gas-Erleuchtungs-Anſtalten, werden die betreffenden 
Srunpdftüdsbefiger hierauf aufmerkffam gemacht und zugleih mit dem Be» 
merfen, daß die Anlage von Kalfgruben in der Nähe von Gasleitungs- 
röhren unter allen Umftänden vermieden werden muß, aufgefordert, in vor— 
fommenden YFäleu je nah Verhältniß, entweder der ſtädtiſchen Gas- 
Erleuhtungs- Anftalt oder der Agentichaft der Imperial: Continental: Gas: 
Aſſociation ohme Verzug die gehörige Mittheilung zu machen, damit von 
denjelben Beranlafjung genommen werben kann, die nöthigen Borfichts- 
Mafregeln zum Schug der Oasleitungsröhren gegen Beſchädigung zu 
treffen. 

Berlin, den 19. März 1851. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
Im Auftrage: 
(gez.) Yüdemann. 


Ginrihtungen der Gasleitungen. 
PolizeisBerordnung vom 21. Februar 1868. 


Auf Grund der 8$ 5 und 6 des Gefetes über bie Polizeis Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.-S. S. 265) verordnet das Polizei» Präfidium 


204 


nad Berathung mit dem Gemeinde» Borftand für den engeren Polizeibezirk 
von Berlin, wie folgt: 
Sl. 

Bor jedem Gebäude, in welchem fi eine Gasleitung von mehr als 
25 Ausjtrömungen befindet, ift die Gaszuleitungsröhre mit einem Verſchluß 
zu verfehen, durch welchen bei entjtehender Feuersgefahr das Gas leicht 
und ſicher abgefperrt werden fann. Mehrflammige Leuchter gelten als eine 
Ausfrömung. Die Stelle, an welcher der Verſchluß Liegt, ift äußerlich zu 
bezeichnen. 

82. 

Die Einrihtung ift bei neu zu errichtenden Anlagen fofort, bei ſchon 
beitehenden innerhalb Yahresfrift nach Erlaß dieſer Verordnung im zu— 
verläffiger Weile zur Ausführung zu bringen. Als zuverläjfig werden vor: 
läufig der Block'ſche Apparat, fowie der hydrauliſche Verſchluß der ſtädtiſchen 
Sasanftalt bezeichnet. 

83, 

Ale offenen Flammen, Beleuchtungsgegenftände zc., welche auf öffent» 
lihen Straßen und Pläten über die Baufluchtlinie hinausragend oder fonft 
in einer dem Publikum leicht zugänglichen Weife angebracht werden, müſſen 
eine Höhe von mindeſtens 5'/, Fuß über dem Niveau bes Straßenpflafters 
resp. Bürgerfteiges oder Fußbodens erhalten. ine Ausnahme hiervon 
findet nur mit polizeiliher Genehmigung ftatt. 


84. 
Bei den Gasleitungen, welche im Innern der Häuſer ausgeführt 
werden, dürfen fortan nur eiſerne Röhren in Anwendung gebracht werden. 


85. 

Für die Befolgung dieſer Vorſchriften find die Hausbeſitzer, beziehungs- 
weiſe die mit der Verwaltung der betreffenden Häuſer beauftragten Stell- 
vertreter verantwortlich. 

$ 6. 

Uebertretungen diefer Verordnung unterliegen nad $ 347 Nr. 9 und 
8 344 Nr. 8 des Strafgefeßbuhs vom 14. April 1851*) einer Geldbuße 
bis zu 20 Thalern oder Gefängnißftrafe bis zu 14 Tagen. Wer es unter- 
läßt, den nad) diefer Verordnung ihm obliegenden Verpflichtungen nach— 
zufonmen, bat, abgejehen von der Beftrafung, zu gewärtigen, daß das Ber: 
fäumte im Wege der Erefution auf feine Koften zur Ausführung gebradt 
wird, 

*) Bergl. 8 366 Nr. 10 und 8 368 Nr. 8 des Strafgeſetzbuchs für das Deutiche 
Reid. 
Berlin, ven 21. Februar 1868. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Wurmb, 
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Auszug aus den Bedingungen, unter denen die ſtädtiſche Gasanitalt 
Gas zum Privatgebraude adgiebt. 


81. 

Die bei Anfertigung von Gaslidht-Einrihtungen erforderlihen Rohr. 
leitungen von dem auf der Strafe Fiegenden Hauptrohre ab bis zu den Gaszählern, 
die Aufftelung der Gaszähler felbft, fowie die Einrihtung zu ſolchen Flammen, welde 
ohne Gaszähler benutzt werden follen, dürfen nur von den Arbeitern der ftädtifchen 
Basanftalten ausgeführt werden. 

Sind diejer Beſtimmung zuwider derartige Rohrleitungen dennoh von Privat. 
Unternehmern angelegt, jo muß die Zuleitung des Gafes fo lange verjagt bleiben, bis 
die Röhren wieder entfernt find und die Leitung durch die Arbeiter der Gasanftalt zu- 
fammengejebt iſt. 

In gleiher Weiſe dürfen Veränderungen oder Ausbeijerungen an den 
vorgedadhten Rohrleitungen oder an den Gaszählern, ſelbſt wenn diejelben Eigenthum 
der Gasabnehmer find, nur durd Arbeiter der Gasanſtalt ausgeführt werden. 

Die Brenner zu den Tarifleitungen dürfen gleichfalls nur durch Arbeiter der 
Anftalt aufgefchraubt oder verändert werden. Wenn die Durchmeffer der Deffnungen 
der Brenner resp. die Schnitte der Straßenbrenner, weldhe nah Tarif benugt werden, 
durch den Gebrauch oder durch andere Urfachen erweitert find, fo werden diefelben auf 
Koiten des Gasabnehmers durd; andere normalmäßige Brenner durd die Arbeiter der 
Anftalt eriept. 

Die Eröffnung einer abgefperrten Leitung, aud wenn für diefelbe ein Gaszähler 
aufgejtellt jein jollte, darf nur durch Arbeiter der Anftalt bewirkt werden. 


82. 

Für alle durch Privat. Unternehmer hinter den Gaszählern ausgeführte Arbeiten 
übernimmt dagegen die Verwaltungs-Direktion keinerlei Verantwortung; aud behält fie 
fih das Recht vor, die Zuführung des Gafes zu verweigern, falls die Gaslicht-Ein- 
richtung mangelhaft angelegt fein follte. 


83. 

Die Zuleitungsröhren vom Hauptrohre bis 6 Fuß von der polizeilich feit- 
geftellten Strafenflucdhtlinie werden auf Koſten der Basanftalt gelegt und verbleiben 
Eigentum derjelben. 

Ebenfo bleiben diejenigen ZBuleitungsröhren, welde an Stelle einer früheren 
engliihen Zuleitung vom Hauptrohr der ftädtifchen Basanftalt ab bis zur Straßen. 
fluhtlinie behufs Verbindung mit der inneren Leitung gelegt werden, Eigenthum der 
Gasanjtalt, und werden dem Gasabnehmer für die Legung einer folhen Zuleitung keine 
Koſten berechnet. 

89. 

Der Gaszähler wird den Gasabnehmer zu einem feitgeftellten jährlichen 
Miethöpreife geliehen und verbleibt Eigentbum der Gasanftalt. Jedoch fteht ed dem 
Basabnehmer frei, den Gaszähler von der Basanftalt käuflich zu erwerben oder fich 
durch die Anftalt einen andern von ihm als Eigenthum erworbenen vorjcrifts. 
mäßig geaichten Gaszähler aufftellen zu laffen; in letzterem alle muß jedoch der 
Baszähler zuvor auf der Anftalt einer Umterfuhung auf feine Richtigkeit unterworfen 
werden. 
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Die Koften der Reparaturen an den miethsweiſe überlaflenen Gaszählern trägt 
die Gasanftalt, Sofern nicht die Beſchädigung durch die Schuld des Gasabnehmers herbei. 
geführt worden, in welhem Falle derfelbe zum Erſatz der Koften verpflichtet iſt. 
Reparaturen an den als Eigenthum erworbenen Gaszählern werden von den Arbeitern 
der Anitalt auf Koften des Gasabnehmers ausgeführt und müſſen von demfelben ſofort 
nad vollendeter Ausführung bezahlt werden. 

Der Direktion fteht allein die Entfcheidung über die Größe ſowie über die Art der 
Aufftellung des zur Benugung erforderlichen Baszählers zu. 

86 

Die Direktion verpflichtet fich, zu jeder Tages- und Nacıtzeit den Gasabnehmern 
das erforderlihe Gas in hinreihender Menge zu liefern. 

Sollte diejelbe jedoch durch Feuersgefahr, Natur-Ereigniffe, Krieg, überhaupt durch 
Urfachen, deren Verhinderung nicht in ihrer Macht ſtand, in der Gasbereitung und der 
Kortleitung des Gaſes zu den Abnehmern behindert fein, fo hört die Verpflichtung zur 
Baslieferung fo lange auf, bis die Störungen befeitigt worden find, und kann der Gas— 
abnehmer in einem folden Falle keinerlei Entihädigung beanspruchen. 


87, 

Sofern die Gaslicht- Einrichtung des Gasabnehmers mit den Hauptröhren der 
ſtädtiſchen Gasanftalten nicht in direkter Verbindung ſteht, fondern mit einer oder 
mehreren Leitungen nur ein gemeinfames Gaszuführungsrohr befikt, oder erft durch 
einen von einem andern Abnehmer benußten Hauptgaszähler gefpeifet wird, jo kann 
der betreffende Gasabnehmer feinen Anfpruch gegen die Direktion geltend machen, wenn 
aus irgend einer Veranlaffung die Zuführung des Gaſes zu dem gemeinfamen 
Gaszuführungsrohre oder zu dem Hauptgaszähler verjagt werden muß. 


88. 
Die Lieferung des Gaſes erfolgt im Allgemeinen nur unter Benußung eines von 
der Direktion aufgeftellten ordnungsmäßig geaichten Gaszählers. 
Nur wo die Aufftellung eines Gaszählers mit zu großen Schwierigkeiten verfnüpft 
ift, kaun ausmahmsweife der Gasverbraud auch ohne Gaszähler geftattet werden, 
worüber die Direktion die jedesmalige Beitimmung fi vorbehält. 


89. 

Der Preis für das durh Gaszähler verbrauchte Gas wird von den Kommunal- 
Behörden feftgeitellt. 

810, 

Am Scluffe eines jeden Quartals, oder fofern mit dem Basabnehmer eine andere 
Friſt verabredet ift, nach Ablauf diefer Frift, wird von den Beamten der Anftalt der 
Gaszählerftand aufgenommen und dem Gasabnehmer ein Standzettel, auf 
welchem der Stand des Gaszählers verzeichnet ift, ausgehändigt. 


g 12, 

Wenn der Gaszähler wegen Neparatur entfernt wird und ein anderer wicht fofort 
wieder aufgeftellt werden kann, alfo die Benutzung des Gaſes ohne Gaszähler erfolgen 
muß, fo wird ein Verbindungsrohr angelegt und der Gasberbrauch während diefer Zeit 
dadurch ermittelt, daß derjenige Confum angenommen wird, den der Gaszähler innerhalb 


einer gleichen Anzahl Tage, als er entfernt war, vom erften Tage der Wiederaufftellung 
ab, als verbraudt nachweiſet. 
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Findet fich bei der Reviſion des Gaszählers, dab derfelbe ftillfteht und aus dieſer 
Urſache zu wenig oder gar nicht gezählt hat, fo wird der Gasverbraud eines der 
Jahreszeit entiprechenden vorangegangenen Quartals zu Grunde gelegt und hiernach 
der Konfum, von der legten Aufnahme des Gaszähleritandes ab, feitgeftellt. 

8 14. 

Der Gasabnehmer ift verpflichtet, fobald er das Gas in feinem Lokale fernerhin 
nicht bemußen will, dies der Direktion fchriftlicd) anzuzeigen. Meldet derjelbe die Gas— 
benugung nicht ab, fo bleibt er jo lange für die Bezahlung des von feinem Nachfolger 
verbrauchten Gafes verpflichtet, bis diefe Anzeige erfolgt oder der lebergang der Gas— 
leitung auf einen anderen Basabnehmer von den Beamten der Anitalt ermittelt wird. 

815. 

Es fteht der Pirektion das Recht zu, die Gaszähler und Rohrleitungen, ſowie die 
Näume, welche mit Gaslidht - Einrichtungen verfehen find, von Zeit zu Zeit revidiren 
und wenn es erforderlich ift, Wafler auf die Baszähler füllen zu laflen, fowie den Ge— 
brauch von Gas zu kontroliren. Der Gasabnehmer muB unmeigerlid den Beamten 
den Zutritt zu dem Gaszähler und den Rohrleitungen geftatten. 

8 16. 

Der Pirektion ſteht das Necht zu, in den Fällen, in welden der Gasabnehmer 
fi) willfürlihe Abänderungen der Einrichtung erlaubt, welche die Basanitalt benad)- 
theiligen können (8 1) oder den Beamten und Auffehern der Anftalt den Zutritt zu 
den Rohrleitungen, Gaszählern und den durch Gas erleuchteten Räumen verweigert 
(8 15), insbefondere aber in dem Falle, wo die in 88 4, LI und 13 feitgefehten 
Zahlungen nicht pünktlich geleiftet werden, ohme vorherige richterlihe Entſcheidung die 
Buleitungsröhren abiperren und abſchneiden zu laffen und die fernere Gaslieferung ein- 
zuftellen. 

Berlin, den 25. April 1370. 

Die Berwaltungs- Direktion der ftädtifhen Erleucdhtungs- Angelegenheiten. 


Die Durdhführung der Kanalifirung. 
PolizeirVerorpnung vom 14. Juli 1874. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefetes über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei Präfidium nad Ans 
hörung des Gemeinde-Borftandes für den Stadtbezirk von Berlin, was folgt: 

64; 

In denjenigen Stabttheilen und Straßen, welde bei der bevorſtehenden 
Kanalifirung der Stadt mit unterirdifcher Entwällerungs- Anlage verfehen 
werben, ift jedes bebaute Grundftüd durch ein im daſſelbe einzuführendes 
Rohr (Hausableitungs-Rohr) an das Straßenrohr resp. den Straßenfanal 
anzufchliegen. Durch das Hausableitungsrohr ift das NRegenwafler, Haus- 
und Wirthihaftswafler in das Straßenrehr resp. den Kanal abzuführen. 
Feite Stoffe, wie Küchenabfälle, Müll, Kehricht, Schutt, Sand, Aſche und 
dergleichen dürfen in das Hausableitungsrohr nicht abgeführt werden. Aus 
allen Waſſerkloſets müjlen auch die menfchliden Erfremente durch das 
Hausableitungsrohr in das Straßenrohr resp. den Kanal abgeführt werden. 
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82. 

Auf den Grundſtücken derjenigen Straßenftreden, melde durch öffent: 
liche Bekanntmachung des Polizei-Präfiviums als ſolche bezeichnet werben, 
in denen die Kanalifation zur Ausführung gelangt, ift die Anlegung neuer 
Abtrittsgruben nicht geftattet. Die auf ſolchen Grundftüden vorhandenen 
Abtrittsgruben dürfen in feiner Weife mit der Haus-Entwäfjerung in Vers 
bindung ftehen oder gejett werden. Jede Verbindung einer Abtrittsgrube 
mit einer Entwällerungs- Anlage ift innerhalb 4 Wochen nad gefchehener 
Aufforderung zu bejeitigen. 

83. 

Innerhalb ſechs Wochen nach erfolgter öffentlicher Bekanntmachung 
($ 2) haben die Beſitzer resp. Verwalter der in den betreffenden Straßen- 
fireden belegenen, bebauten Grundftüde dem Königlichen Polizei-Präfidium 
eine volljtändige Zeichnung des Entwällerungs- Projekts mit eingejchriebenen 
Maßen entfprechend dem $ 5 ver Baus» Polizei: Ordnung vom 21. April 
1853 — in duplo mittelft fchriftlihen Antrages auf Konfens- Ertheilung 
vorzulegen. Erft nady Ertheilung des Konfenfes ift die Entwäflerungs-An- 
lage nach den Bedingungen dejfelben, und zwar innerhalb 6 Wochen nach 
Behändigung des Konjenjes auszuführen. 


$ 4. 

Nah Fertigitelung der Entwäfjerungs- Anlage ift davon dem König: 
lichen Polizei-Präſidium fchriftlihhe Anzeige behufs der Reviſion derjelben 
zu machen. Die Anlage darf nicht früher in Betrieb gejegt werden, ale 
bis das Königliche Bolizei-Präfivium fie für genügend und den polizeilihen 
Vorſchriften entfprechend anerkannt und demgemäß die Erlaubnig zu ihrer 
Benugung gegeben hat. 

85. 

Bei der Ausführung der unterirdiſchen Entwäſſerung werden alle vor— 
handenen Arten offener Entwäſſerung der Straßen und der dadurch be— 
dingten Bauten, wie der Rinnſteine, der Rinnſteinbrücken, Uebergänge u. ſ. w. 
bejeitigt. 

$ 6. 

Für die Anlage der Grundſtücks-Entwäſſerung gelten folgende Bor: 
Schriften: 

a. die Zungen Rinnfteine, fowie alle etwa vorhandenen, mit Haus— 
ableitungs» Röhren in Verbindung ftehenden Sammel» oder Senf- 
gruben find zu bejeitigen; 

b. alle Abfallröhren in den Häufern find über dem höchſten Einfluß 
durch Berlängerung über das Dach hinaus oder durd Anſchluß an 
Rauchröhren zu ventiliren; 

e. jeder Ausguß ift mit einem unbeweglihen Roſt (Sieb) zu 
verjehen; 
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d. unter jedem Ausguß, fowie unter jedem Wajlerklojet find Waſſer— 
verfchlüffe anzuordnen; die Abflugöffnung des Wailerflofet: Bedens 
darf nicht mehr als 7 Centimeter Durchmeſſer haben; 

e. die Ableitung des Regenwaſſers von den Höfen darf nur durch 
Waſſerkaſten (Gullies) gefchehen, deren Konftruftion im Konſens 
vorgefchrieben werden wird; 

f. diefe Waſſerkaſten dürfen nur zur Aufnahme des Regenwaſſers dienen; 

g. in das Hausableitungsrohr ift unmittelbar hinter der Frontwand des 
Gebäudes und zwiſchen biefer und einer felbjtthätigen Klappe (ver: 
gleiche unter h) ein Waſſerverſchluß anzubringen; 

h. unmittelbar hinter dem Waſſerverſchluß ift in das Hausableitungs- 
Kohr eine jelbftthätige hängende metallene Klappe einzufchalten. 

Diefer Theil des Hausableitungsrohrs, wie der Waflerverfhluß muß 
zugänglich fein; 

. die Regenabfallrähren dürfen nicht über dem Pflafter der Höfe und 
des Bürgerfteiges münden, find vielmehr in das unterirdiſche Hans— 
Ableitungsrohr resp. Direft in das Straßenrohr zu führen; in bie 
Negenabfallrähren iſt ein Wailerverfchluß nach worzufchreibender 
Konftruftion zur Abhaltung der von den Dächern abgefpülten Sinf- 
ftoffe einzufchalten; 

k. der lichte Durchmeſſer des Öausableitungsrohrs darf 16 Gentimeter 
nicht überfteigen; bejonderen Falls können zwei oder mehrere Haus- 
ableitungsröhren gejtattet werben. 

Anlagen, welche bei der Reviſion (efr. $ 4) diefen Vorſchriften und 
den jonftigen Bedingungen des Konſenſes nicht entiprehend befunden 
werben, find unzuläffig und müſſen auf Verlangen des Polizei» Präfidiums 
abgeändert oder befeitigt werben. 


87. 

Für die Einleitung von Fabrik-Abwäſſern und Kondenſations-Waſſer 
in die öffentlichen Kanäle iſt beſondere Erlaubniß des Polizei-Präſidii er— 
forderlich. 

88. 

Die Begrenzung des Bürgerſteiges gegen den Straßendamm hin iſt 
durch Granit-Bordſchwellen von 0,25 Meter Höhe und 0,30 Meter Breite, 
an welche ſich mit gleihmäßigen Gefälle unmittelbar die Wölbung des 

Straßendammes anſchließt, zu bilden. 


89 
Alle den vorftehenden Beitimmungen entgegenftehenden Vorſchriften 
werden hiermit für die auf Grund des $ 2 aufgerufenen Straßenftreden 
aufgehoben. 
8 10. 
Ueberall, wo die allgemeinen Strafgejege feine andere Strafbeftimmung 
enthalten, jollen Uebertretungen der Borfchriften diefer Verordnung mit 
14 


210 


einer Geldbuße bis zu 10 Thalern, oder im Falle des Umvermögens 
mit verhältnißmäßiger Haft geahndet werben, Unabhängig von der Be: 
ftrafung kann die erefutivifhe Durbführung der Vorſchriften viefer Ber: 
ordnung erfolgen. 
Berlin, den 14. Juli 1874. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
In Bertretung: 
(gez.) Freiherr von Hertzberg. 


Orts-Statut vom 4.8. September 1874. 


Auf Grund des 8 11 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 werden 
in Betreff der in der Ausführung begriffenen Nanalifation Berlins 
folgende ortsjtatutariiche Anordnungen getroffen. 


5:1; 

Nah $ 1 der Polizeis Verordnung vom 14. Juli d. 38. it in den— 
jenigen Stabttheilen und Straßen, weldye bei der bevorftehenden Kanalifirung 
der Stabt mit unterivdiicher Entwäſſerungs-Anlage verfehen werben, jedes 
bebaute Grundſtück durch ein im daſſelbe einzuführendes Rohr (Haus 
Ableitungsrohr) an das Etrafenrohr resp. den Straßenkanal anzufchließen. 
Die Legung diejes Haus -Ableitungsrohres, joweit folhes in dem Bürger: 
fteig liegt und bis zu der in dem Rohr befindlichen felbitthätigen Klappe 
innerhalb der Gebäude (vergl. $ 6 unter h. der Polizei» Verordnung vom 
14. Juli d. Is.), jowie die Herftellung diefer Klappe erfolgt durch den 
Magiftrat für Rechnung des Eigenthümers. 

Die fonjtigen, innerhalb der Grunpftüde zur Abführung der Unreinig- 
feiten derjelben erforderliben Einrichtungen berzuitellen, ift Sadye des 
Eigenthümers. 

82. 

Die Befeitigung der Kinnfteine (vergl. $ 5 der Polizei- Verordnung 
vom 14. Juli d. Is.), die Pegung der Granit-Bordſchwellen, ſowie ber 
Anſchluß des Straßendamm-Pflafters (vergl. $ 7 der Polizei» Verordnung) 
erfolgt durch den Magiftrat. 

Die hierbei für Yieferung und Verlegung der Granit-Bordſchwellen, 
für Herftellung des Segenpflafters auf den Bürgerfteigen, für Befeitigung 
der Privat-Uebergänge und Rinnfteinbrüden entftandenen Auslagen find 
von Demjenigen zu tragen, welder den betreffenden Bürgerfteig zu unter: 
balten hat. 

83. 
An der gefammten Grundftüds-Entwärlerungs-Anlage dürfen ohne vor— 
gängige Genehmigung des Magifirats Feine Aenderungen vorgenommen 
werben. 


84. 

Den ſtädtiſchen Bau- resp. Verwaltungs-Beamten der Kanaliſation 
muß jederzeit der Zutritt behufs Reviſion der Haus-Entwäſſeruug geftattet 
werden. 

85. 

Grundſtücke, welche nah SS 1 und 3 der Polizei-Verordnung vom 
14. Juli d. I8. den Strafenfanälen ſich anzufchliegen haben und mit der 
in der gedachten Bolizei-Berordnung vorgejchriebenen Entwäljerungs- Anlage 
verfehen werden, müſſen — fofern ihre Bewäſſerung nicht bereits durch die 
Berbindung eines Hausrohrs mit den Waſſerleitungsröhren der ftäbtiichen 
Waflerwerfe oder, durch die Anlegung von Waſſerkloſets ermöglichende, 
private Einrichtungen fichergeftellt ift —— der öffentlichen Waiferleitung an— 
geſchloſſen werden, 

Ss 6. 

Wegen des Anſchluſſes an die öffentlihe Waſſerleitung haben die Be- 
figer derjenigen Grundſtücke, auf welche die Beftimmung im $5 Anwendung 
findet, die erforderlichen Anträge bei dem Direktor der ftädtifchen Waſſer— 
werfe zu Stellen und iſt der Anſchluß nad den bei der Verwaltung Diefer 
Werke beftebenden Borfchriften zu bewirken. 

Wird ein folder Antrag nicht binnen 6 Wochen nach der in Gemäßheit 
88 2 und 3 der Polizei» Verordnung vom 14. Juli d 38. erlaffenen Bes 
kanntmachung gejtellt, jo wird der Auſchluß von Amtöwegen durch die Bere 
waltung der ftäntifhen Waſſerwerle auf Koften des Eigenthümers, nad) 
Mapgabe des für diefe Arbeiten bei der Verwaltung der ftädtifchen Waſſer— 
werfe bejtehenden Tarife bemirft. 


87. 
Abänderung des Orts-Statut vom 4./8. September 1874, 
enthaltend Anordnungen in Betreff der in der Ausführung be— 
griffenen Kanalifation Berlins. 


Der bisherige $ 7 wird hierburd aufgehoben. Es tritt an 

Stelle deſſelben vom 1. April 1879 ab nadhftehender 
87. 

Von jedem der Kanaliſation angeſchloſſenen Grundſtücke iſt 
für die Benutzung der öffentlichen Entwäſſerungs-Kanäle eine an 
dem erſten Tage jeden Quartals des Etatsjahres (1. April eines, 
bis 31. März des folgenden Kalenderjahres) fällige Abgabe zu er- 
heben, welche nach dem Nußertrage des Grundftüds in dem zuletzt 
verfloifenen Kalenderjahre berechnet wird. 

Den Nugertrag der einzelnen Grundſtücke ftellt der Magiitrat 
alljährlih Feit. Derſelbe macht am Anfang jedes Etatsjahres 
Öffentlich bekannt, welche Quote des Nugertrages zur Dedung der 

11* 
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laufenden Ausgaben der Kanalifation einfchließlih der Verzinfung 
und Amortifation des Anlagefapitals für das betreffende Etatsjahr 
zu erheben ift. 

Berlin, den 12. Februar 1879. 

Magiftrat hiefiger Königlihen Haupt» und Refidenzftadt. 

(gez.) Dunder. 

Die vorftehende Abänderung des Orts-Statuts vom 4/8. Sep⸗ 
tember 1874, betreffend die Kanaliſation Berlins, wird hierdurch 
genehmigt. 

Potsdam, den 24. Februar 1879, 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
$ 8. 

Die Berehnung der Koften für die durd den Magiftrat fir Rechnung 
des Eigenthümers auszuführenden Arbeiten (vergl. $ 1, Abjag 1, und $ 2) 
erfolgt nad Maßgabe eines fejten, vom Magiftrat befannt zu machenden, 
alljährlich der Reviſion unterliegenden Tarifs. 

89. 

Die von den der Kanalifation angefchlofjenen Grundftüden für die Ent- 
wäjlerung und Bewäſſerung zu entrichtenden Abgaben (vergl. SS 7 und 10), 
fomwie die im $ 8 gedachten Koften werden von den Befigern der betreffenden 
Grundftüde, nad vergebliher Aufforderung zur Zahlung, im Wege der 
abminiftrativen Erefution eingezogen. 


8 10. 

Gegen die von den betreffenden ſtädtiſchen Verwaltungs - Deputationen 
erfolgende Feftfegung der Bewäſſerungs- und Entwäjlerungsabgabe findet 
innerhalb einer präflufivifchen Friit von 6 Wochen nach der Zuftellung der 
Feſtſetzungs-Verfügung der Rekurs an die Königliche Regierung zu Pots- 
dam ftatt. 

Die Zahlung der Abgabe darf durch Einlegung des Rekurſes nicht 
aufgehalten werden, muß vielmehr mit Vorbehalt der ſpäteren Erjtattung 
des etwa zu viel gezahlten Betrages zu den beftimmten Terminen (vergl. $ 7) 


erfolgen. 
i g 11. 


Eine Revifion diefes Statuts foll nach 2 Jahren ftattfinden. 
Berlin, den 4. September 1874. 

Magijtrat hiefiger Königliben Haupt: und Refidenzftabt. 

(gez.) Hobredt. 
Potsdam, den 8, September 1874. 
Borftehendes Drts- Statut wird bierdurd genehmigt. 
(L. S.) 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(gez.) von Brauchitſch. 
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Verbot der Nbtrittägrnben. 
PolizeisBerorpnung vom 11. Dezember 1875. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges vom 11. März 1850 
verorbnnet das Polizei Präfipium nah Anhörung des Gemeinde: Borftandes 
der Haupt und Reſidenzſtadt Berlin für den Bezirk diefer Stadt in Er- 
gänzung der Polizei» Verordnung vom 14. Juli 1874 (Nr. 164 des Berliner 
Intelligenz» Blattes und Stüd 30 des Potsdamer Amtöblattes de 1874), 
was folgt: 

es 

Auf den Grundftäden derjenigen Straßenftreden, welche durch öffentliche 
Bekanntmachung des Polizei Präfidviums als ſolche bezeichnet worden find 
und in Zukunft werben bezeichnet werden, in denen die neue Kanalifation 
zur Ausführung gelangt, find die vorhandenen Abtrittsgruben innerhalb 
Yahresfrift zu befeitigen. 

“2 

Die einjährige Frift wird rüdfichtlic derjenigen Grundftüde, welche 
zur Zeit des Anſchluſſes an die neuen ſtädtiſchen Entwäflerungs: Aulagen 
bereits mit der ſtädtiſchen Waiferleitung in Verbindung ftehen, vom Tage 
des betriebsfähig bewirkten Anſchluſſes, rüdjichtlih aller übrigen Grund» 
ftüde vom Tage der Herftellung eines Verbindungsrohrs mit den Röh— 
ren der ſtädtiſchen Waſſerwerke berechnet ($ 5 des Orts-Statuts vom 
4./8. September 1874). 

S 3. 

Abtritte mit Tonnen» PVorridtung, jedod ohne Grube, werben, fofern 
fie nah baupolizeiliher Borfchrift hergeftellt find, durch das Verbot des 
& 1 nicht betroffen. 

84. 

Für Gruben, welche ausſchließlich zur Aufnahme von Stalldünger 
dienen, bewendet es bei der Vorſchrift des $ 85 der Bau-Polizei-Ordnung 
vom 21. April 1853.*) 

) Bergl. jept 88 20 und 23 der Bau. Bolizei-Ordnung vom 15. Januar 1837, 


85. 

Wer den Vorſchriften dieſer Verordnung zuwiderhandelt, wird mit 
Geldbuße bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger 
Haft beftraft, und hat überdies die erefutivifche Befeitigung der Abtritts- 
grube, ſowie die Herftellung einer dieſelbe erjegenden Anlage auf feine 
Koften zu gewärtigen. 

Berlin, den 11. Dezember 1875. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 
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Beſtimmungen und Grläuterungen der Ortspolizei-Verwaltung. 


1. Ein Waſſerkloſet muß fo eingerichtet fein (efr. Polizei: Verordnung 
vom 14. Yult 1874), daß deſſen Spülung durch die Benugenven jelbit 
während und nad jevesmaligem Gebrauch erfolgen kann. 

Alte Abtrittsgruben find nach der Berfügung des Polizei-Präfidiums 
vom 11. Dezember 1875 binnen Jahresfriſt zu befeitigen. 

Abtritte mit Tonnenvorrichtung, jedoch ohne Grube, werden — fofern 
fie nach baupolizeiliher Vorſchrift bergeftellt find — geftattet (efr. Polizei— 
Verordnung vom 11. Dezember 1875). 


2. Der Anſchluß eines Grundſtückes an die öffentlibe Waflerleitung 
(Orts-Statut $ 5) ift dann ald vorhanden zu erachten, wenn jedes bewohnte 
Haus auf dem qu. Grundſtück mindeftens mit einem den betreffenden Haus: 
bewohnern zugänglichen Wailerleitungshahn und darunter befindlichen Aus— 
gußbeden verfehen iſt. Ob etwa vorhandene private Waiferleitungs-Ein- 
richtungen, welde die Anlegung von Waflerflofets ermöglichen (Orts— 
Statut 8 5) gemügen, entjcheidet die Ortspolizei-Verwaltung für die 
Ranalifation. R 


3. Wo vorhandene Anlagen bei der Ausführung der neuen Hausent- 
wäfjerung benugt werden jollen, wird das neue Hausableitungsrohr nicht 
eher durch die Anfchlußleitung mit der Straßenleitung verbunden, bis die 
alten Klofet und Ausguß-Einrichtungen ven jegigen polizeilichen Vorſchriften 
entjprechend umgeändert find. Dazu gehört, daß alle Ausgüffe unabhebbare 
Siebe, alle Klofetbeden Abflußöffnungen von nur 7 em Durchmeſſer, alle 
Abfallröhren Bentilation erhalten haben. 


Berlin, den 26. März 1879. 
Drtspolizei:Vermwaltung für die Kanaliſation von Berlin. 


3 B.: 
Der Stabtrath. Der Banmeifter. 
(gez.) Meubrinf. (ge3.) Laſſer. 


Grfordernifje der Entwäflerungsprojefte. 


Nach den Seitens der Dertlihen Strapen-Bau-Poligei-VBerwaltung, Abtheilung IL 
(Kanalifation), den Hausbefigern formularmäßig zugeftellten Aufforderungen, muß das 
vollftändige Entwäflerungsprojeft doppelt mit ſchriftlichem Autrag auf Genehmigung 
für das betreffende Haus vorgelegt werden. 

Das eine der beiden GEremplare des Projefts muß auf Zeichen. Leinewand ge 
zeichnet fein. 

Auf hektographiſchem Wege bergeftellte Zeichnungen werden nit angenommen. 

Das Projeft muß enthalten: 

1) den Situationsplan des Grundftüds in Y/sop natürlicher Größe, mit Angabe 

ſämmilichet auf demfelben befindliden Gebäude, Höfe, des Gartens ıc.; 
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2) die Zeichnung in oo matürliher Größe von dem Grundriß des unterften 
resp. Kellergejhoß eines jeden mit der Sausentwäflerung zu verbindenden Ge- 
bäudes. Die Beltimmung der einzelnen Gebäude, fowie der einzelnen Räum— 
lichkeiten (Waſchkeller, Küche, Werkitatt, Pferdeitall, unterfellerter Sof u. f. m.) 
iſt einzufchreiben ; 

3) die Zeichnung, ebenfalls in ",,0o natürlicher Größe, von dem Profil eines jeden 
diefer Gebäude in der Richtung des Hausentwäfferungsrohres, und zwar durd) 
das unterfte resp. Kellergeſchoß bis einſchließlich der Dede deffelben (die Schnitte 
durd; das Gebäudemauerwerf find zu Eoloriren); 

4) die Entwäflerungs. Anlagen felbit, welche in die Zeichnungen I—3 Har und ver- 
ftändlich einzutragen find. Im Befonderen iſt Folgendes zu beachten: 

a. die Zahl der Einmündungsftellen der Hausentwäflerung in den ver— 
ſchiedenen Stodwerken, fowie ibre befondere Art (Küchen-Ausguß, Kloſet, 
Waich- oder Bade-Ausguß u. dergl.) ift anzugeben; desgleihen die Lage 
der Entwäfferungsröhren, ıhr innerer Durchmeſſer (in Millimetern) und 
ihr Material (dur paflende Kolorirung kenutlich gemadht) ; 

b. im Brofil muß die abfolute Höhe des Terrains (Bürgerfteigs, Hofes, 
Bartens rc.) und der Kellerfohlen (nicht durchſchnittene find zu punftiren) 
über dem Normal-Nullpunft erfichtlich fein. Die durch qu. Nullpunkt 
gehende Horizontale ift auszuziehen. Außerdem tft die Xieflage der 
Kellerfohlen unter Terrain noch befonders zu vermerken; 

ce. die Entfernung des Austrittes des Hausentwäflerungsrohre® aus dem 
Grundſtück von der nachbarlichen Grenze muß eingeſchrieben werden; 

d. die Lage des bereits vorhandenen oder bei Anfchluß des Grundftüds an 
die Wafferleitung zu verlegenden Waflermeffers ift anzugeben. 

5) Die vorgelegten Zeihnungen müflen außerdem enthalten: 

a Mapitäbe zu den Zeichnungen; 

b. die Angabe der Straße, in welcher das Grundftücd gelegen ift, und die 
Hausnummer. Bei Ed- (oder durchgehenden) Grundftüden find beide 
Straßen und event. zwei Hausnummern anzugeben; 

e. die Unterfchrift des Befigers resp. Verwalters des Grundftüdes und den 
Namen des Ilnternehmers, welcher mit der Bauausführung der Ent- 
wäfferungs-Anlagen bertraut ift. 

Die vom Magiftrat von Berlin ausjuführenden Haus und Frontdach- Wafler- 

ableitungen werden nad dem vom Magiftrat aufgeftellten und alljährlich revidirten 
Zarife beredjnet. 


Auszug aus dem Tarif und Regulativ der ftädtiihen Waſſerwerke. 


81. 

Die ftädtiihen Wafferwerfe liefern das Waffer nur unter Anwendung bon der 
Stadt gehörigen Waffermeffern. er 

Der Stand des Waſſermeſſers wird gegen Ende eines jeden Bierteljahrs auf- 

genommen. 

2 85. 

Wechſelt ein Grundftüd, welches der allgemeinen Kanalifation nod nicht angeſchloſſen 

ift, den Befiger, jo bleibt der Befteller der Wafferlieferung deffenungeachtet verpflichtet, 
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für das an feinen Nachfolger weiter gelieferte MWafler zu zahlen, und zwar fo lange, 
bis er die Lieferung abbeftellt oder die Direktion ihn von feinen Verpflichtungen ent- 
bunden hat. Es fteht jedoch der Direktion fehon beim Eintritt eines ſolchen Befik- 
wechſels frei, die fofortige Zahlung für das ſchon gelieferte Waffer von dem Befteller 
zu verlangen nnd bei Nichtzahlung die Lieferung einzuftellen. 


86. 

Erheben fih Zweifel über die Richtigkeit der Angaben des Waffermeflers, fo wird 
derjelbe abgenommen, in der Fabrik der Herren Siemens & Halske bierfelbft, und 
zwar auf Wunfch des Grundftädsbefigers in deſſen Beifein mitteljt des dazu aufgeftellten 
Apparats geprüft, und danach event. die Angabe des Waſſermeſſers berichtigt. Dem 
Nefultat diefer Prüfung bat fid) fowohl der Konjument wie die Direktion zu unter 
werfen. Ergiebt fid) hierbei eine Unrichtigkeit der Notirung des Waffermeflers, fo wird 
das dur denjelben für das vorige Vierteljahr und bis zur Prüfung zu viel angezeigte 
MWafferquantum dem Konfumenten in Abzug gebradt, bezw. das zu wenig Gezeigte 
nachträglich berechnet; die Direktion trägt alsdann die Koften der Prüfung. Im ent. 
gegengejegten Fall hat der Konfument, injofern die Prüfung von ihm RE worden 
ift, die Koften derfelben zu zahlen. 

87. 

Jede Beftellung über Waflerlieferung gilt auf unbeftimmte Zeit. Eine Kündigung 
fann nur mit dreimonatlicher Friſt und immer nur dergeftalt gefcheben, daß die Lieferung 
mit dem Ende eines Kalender-Vierteljahrs abſchließt. Die Kündigungen müffen fchrift- 
lih von Seiten der Wafferentnehmer erfolgen, von Seiten der Direktion der Waffer- 
werfe erfolgen fie dur Belanntmachung in den von dem Magiftrat zu feinen Bekaunt- 
machungen benugten öffentlichen Blättern. 


88. 

Die Direktion der ftädtiihen Waſſerwerke ift ermächtigt, demjenigen Konfumenten, 
deffen Grundſtück nicht der allgemeinen Kanalijation angeſchloſſen ift, vorbehaltlich 
ihrer fonftigen Entſchädigungs-Anſprüche, jofort den ferneren Waſſerzufluß abzuſchneiden: 

a. bei Nichtbeachtung des Regulatıvs; 

b. bei Nichtzahlung der den Konfumenten etwa gemäß 8 

treffenden Kojten; 

c. bei Nichtzahlung der Koften für Einridtungen und Reparaturen an Röhren und 

Waflerleitungs. Apparaten. 


6 dieſes Negulativs 


89. 
Sollte durd ungewöhnliche, von der DPirektion nicht verfchuldete Zufälligkeiten die 
Zuführung oder Benugung des Waſſers unterbroden werden, fo begründet diefe Unter- 
bredung keinen Entihädigungs-Anfpruch für die Konfumenten 


8 10. 

Kein Grundſtück darf von einem Neben. oder Nachbar -Grundſtück aus gejpeift 
werden. Ein jedes muß feine befondere Verbindung mit den Straßenröhren der Maffer- 
werfe haben. 

8311. 

Die Zuleitung vom Hauptrohre auf der Strafe bis zu einer Entfernung von zwei 
Metern von der Haus. bezw. Grundjtüdsfront wird auf Koften der Waflerwerfe, von 
diefem Punkte ab jedod bis einen Meter hinter den Maffermefler, einichließlidy der 
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Anbringung deffelben nebſt Zubehör auf Koften des Konfumenten durd die ftädtiichen 
Wafferwerfe nad) Ermefjen derfelben eingerichtet, nach Vorſchrift derfelben in Stand 
gebalten und auf Verlangen derfelben abgeändert. 


8 12. 

Jedes Zuleitungsrohr muß zum Schuß des Grundftüds vor Ueberſchwemmung u. ſ. w. 
mit einem innerhalb des Haufes bezw. Grundftüdes anzubringenden Haupt-Abfperrhahn 
verjehen Sein. 

813. 

Der Haupt-Abfperrhahn muß an der Stelle, wo das Zuleitungsrohr in das Grund. 
ftüd eintritt, wo möglich nicht weiter als 1 Meter von der Strakenfront des Grundſtücks 
entfernt, angebracht werden. 

f 8 14. 

Es muß dafür geforgt werden, daß der Haupt-Abfperrhahn ftets und Leicht zu— 

gänglich ift, alfo aucd über dem Niveau des Grundwaflers zu liegen kommt. 


815 
Bei der Anlage von Leitungen für Waffermefler muß daher möglichit darauf 
Bedacht genommen und ein folder Raum für den Waflermeffer angewieſen werden, daß 
derfelbe zwar nahe beim Eintritt des Zuleitungsrohrs in das Grundftüd dicht hinter 
dem Haupt-Abjperrhbahn, aber doch an einer ſolchen Stelle aufgeftellt werden fann, wo: 
a. das Grundwafler, Abfluswafler, Shmuß u. f. w. nicht in das Gehäufe dringen, 
b. wo der Meffer nicht dem Froſte, oder anderen jhädlichen Einflüffen ausgejept 
ift, wie 3. B. in Bier- oder Effigkellern, 
c. wo der Zutritt zu dem Meffer, das Ablefen der Notirungen vom Zifferblatt und 
die Aufftellung und Abnahme ohne Behinderung erfolgen kann. 


8 16. 

Der Konfument darf an dem Waffermeffer und deffen Zubehör keinerlei Ber- 
änderungen vornehmen und hat für jede durch feine Schuld oder Vernachläſſigung ent 
ftandene Beihädigung deſſelben aufzukommen Er ift verpflichtet, das Meſſer -Gehäuſe 
nebft Zubehör froftfrei und in gutem Zuftande zu erhalten und darf daffelbe zu Feinem 
anderen Zwecke benußen, ald zu dem, wozu es beftimmt ift 


8 17. 

Vor dem Meffer oder innerhalb des Waffermeffer-Gehäufes, und bis au einer Ent- 
fernung von weniger als 1 Meter hinter dem Gehäuſe, darf Feinerlei Veränderung 
oder Zufag zu der Leitung gemadt, namentlich weder Hahn nod Abzweig angebracht 
werden. 

818. 

Die Hauptleitungsröhren im Innern der Grundftüde müffen eine ihrer eigenen 
Länge, der Größe des Konfums, bezw. dem Durchmeſſer und der Anzahl der Ausflub- 
hähne (Deffnungen) entiprehende Weite haben. 

Als Regel gilt hierbei, daß bei einer Ränge des horizontalen Hauptzuführungsrohres 
von unter 3O Meter und Anlage von 

1 bis 20 Stüd 10 bis 20 mm weiten Zapfhähnen ein Hauptrohr von mindeftens 
25 mm Durchmeſſer, 

20 bis 40 Stüd 10 bis 20 mm weiten Zapfhähnen ein Hauptrohr von mindeftens 
30 mm Durchmeſſer, 
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40 bis 60 Stüd 10 bis 20 mm weiten Zapfhähnen ein Hauptrohr von mindeitens 
40 mm Durchmeffer, 
über 60 Stüd 10 bis 20 mm weiten Zapfhähnen ein Hauptrohr von mindeftens 
50 mm Durchmeſſer 
angewendet werden muB, wobei 


1 Kloſethahn . . . . . . .. gleich 2 Zapfhähnen, 
1 Piffoir für den Stand = 2 F 

1 Badewanne ....... «e 1 3apfbahn, 
1 Waſchtiſchhahn . . ... 21 


gerechnet werden ſoll; Schwimmfugelhähne, Springbrunnen ꝛc. werden nach beſonderer 
Abſchätzung in Anſchlag gebracht. Beträgt die Länge des in der Erde liegenden Theils 
des Zuführungsrohres mehr als SO Meter, fo darf dieſes Rohr überhaupt nicht unter 
40 mm Weite haben. 
819. 

Für größere Einrichtungen, insbejondere zu gewerblichen Zwecken, wird die er— 
forderlide Minimalmeite der Hauptröhren, in jedem einzelnen alle durch die Direktion 
der ftädtifchen Waſſerwerke beftimmt. 


8 20 
Es fteht dem Konfumenten frei, größere ald die vorgefchriebenen Minimal. Rohr- 
Durchmeſſer zur Anwendung zu bringen. 
821. 
Die Beftimmung der Weite des Verbindungsrohres zwifchen dem Straßenrohre 
und dem Anſchluß an das Hauptrohr jedes Grundftüds bleibt in allen Fällen dem Er- 
meffen der Direktion der ſtädtiſchen Waſſerwerke vorbehalten. 


8 22. 

Die Wandftärte der im Innern der Häufer oder Grundftüde als Buleitungs- 
röhren zu verwendenden Bleiröhren ift dem Ermeffen des Hausbefigers überlaffen. Es 
wird jedoch dringend empfohlen, nur Röhren zu verwenden, welche mindeftens nad- 
ftehendes Gewicht haben: 

Bleirohr mit 12 mm Durdlaf pro Meter, 2,2 Kilogramm, 
= “ 20 s [3 ® = 38 »” 
“ £ 25 s E ⸗ 2— 6,3 * 
= = 30 = . * * 75 s 
⸗ s 40 5 = ® 11,0 ⸗ 


“ 


8 23. 
Die zu verwendenden gußeifernen Röhren müffen nach der als die befte anerfannten 
Methode asphaltirt fein. 
8 24. 
Scmiedeeifernes Rohr darf in keinem Falle zur Anwendung fommen. 


2 
Ale von dem Rohrſyſtem der Wafferwerte nad Reſervoirs geleiteten Speifungs- 
röhren müflen oberhalb des MWafferfpiegels des Refervoird in diefelben einmünden, fo 
daß das einmal in die Reſervoirs gefloffene Wafler nicht wieder in die Zuleitungs- 
röhren resp. in das Rohrfyftem zurüdtreten kann. 
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8 26. 

Zum Abfchließen des Waflerzufluffes zu Reſervoirs, ſowie als Abzapf- und Durdlab- 
hähne, gleichviel ob diefelben in Küchen oder Wohnungen, oder in Gärten, auf Höfen, 
in Fabriken oder fonftwo angebracht werden, dürfen nur Hähne verwendet werden, 
melde ohne Rückſchlag ſchließen. 

8 27. 

Dampfteffel dürfen unter feinen Umftänden, budraulifhe Hebemaſchinen und 
Motoren nur mit befonderer Genehmigung der Direktion mit den durd die MWafler- 
werke gejpeiften Zuleitungsröhren in direkte Verbindung gebradyt werden. 


8 28. 

Der Konfument iſt verpflichtet, den Beamten der ſtädtiſchen Waſſerwerke jederzeit 
freien Zutritt zu den Räumlichkeiten, in welden die Wafferleitung, Mefier und Zubehör 
angebracht find, zu verfchaffen, und die IUmmechfelung oder Reinigung des Waffermeflers 
jederzeit zu geitatten. 

Berlin. den 16. Mai 1878 

Die Direktion der ftädifchen Waſſerwerke. 
(gez.) Henry Bill. 


Vorftehender Tarif und Regulativ werden von uns genehmigt. 
Berlin, den 31. Mai 1878. 
Magiftrat hiefiger Königlihen Haupt und Nefidenzitadt. 
(ge) Dunder. 


Fünfter Abfchnitt. 
Konzeſſionen zu Wailer- Anlagen. 




















jungen, unter welchen Konzeflionen zu Mafjer- Anlagen an 
entlichen Waſſerſtraßen im Bezirk der Königlichen Minifterial- 
au Kommiffion zu Berlin fünftighin ertheilt werden. 
Verfügung vom 17. November 1884.*) 


ligemeine Bedingungen, unter denen die Erlaubnif 
zu Waffer: Anlagen ertheilt wird. 
81. 

P Ausführung neuer, fowie zur Erweiterung oder Veränderung ſchon 
ener Anlagen an, in, auf oder über den öffentlihen Waflerftraßen, 
, Treppen zum Wafjer, Abflufrinnen, Abflußröhren, Abflußfanälen, 
öhren, Ausladerampen, Karrbahnen zum Aus: und Einladen, Aus— 
ppen, Uferbefeftigungen aller Art, Wafchbanfen, Pfeilern und Pfählen 
er, Estraden und Balkons über demſelben u. ſ. w. ift die Genehmigung 
eombehörvden erforderlich. 

agen, welde vor die Uferböfhungen und Schälungen vortreten, 
Fahrwaſſer beengen oder den Leinpfad unterbrechen oder beſchränken, 
ajch= und Spülbänke, Badeverſchläge, Fiſchkaſten u. ſ. w bürfen in 
ifffahrtskanälen überhaupt nicht errichtet werben. 
Sgleihen wird zur Einleitung von Koth- und Urinfanälen und von 
aus Sclahthausanlagen und Ställen, zu Abzugsröhren von Gas— 
oder Ableitungen anderer gewerblicher Anlagen, durch welde das 
bes öffentlichen Waflerlaufs verumreinigt werben fünnte, eine Er- 
nicht ertheilt. 
: Ableitung von Fabrifabwäfjern, insbefondere aus Färbereien und 
n Fabriken, wird nur geftattet, wenn diefe Abwäller durch ein, den 
hörden in allen Einzelnheiten vargelegtes und von diefen genehmigtes 
einer, den zu jtellenden Anforderungen entjprechenden Reinigung 
en find. 


ie Bedingungen find bisher nicht veröffentlicht. 
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82. 

Die Genehmigung zur Errichtung neuer oder zur Erweiterung oder 
Veränderung bereits beſtehender Anlagen ift bei dem Königlichen Domainen- 
Rentamt Berlin nachzufuchen. 

Dem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung ift eine genaue Ber 
fchreibung der beabfichtigten Anlage, ſowie die Grundriß- und die Profil- 
Zeichnungen derfelben unter Angabe des Heinften und höchſten Wailerftandes 
je dreifach beizufügen. 

Für die Nahfuchung der Erlaubniß zu Reparaturen ſchon bejtehender 
Anlagen genügt die Angabe des Umfanges der Arbeiten und der Art der 
Ausführung unter Vorlegung des hinfihtlih der Anlage urfprünglid er— 
theilten Erlaubnißſcheines. 


Die Konzeffion zur Errihtung, Beibehaltung und Benutzung der ger 
ftatteten Anlage ift an die Perſon des Konzeffionirten gebunden und auf 
einen Anderen nur mit Genehmigung der Strombehörden übertragbar. Bis 
zur ertheilten Genehmigung haftet der Erjtfonzeffionirte aus den übernommenen 
Verpflichtungen. 

84. 

Bei Errichtung der Anlage hat der Konzeſſionirte ſich genau nad den 
unter Wr. II. gegebenen Borjchriften und nad den Anweifungen der be— 
treffenden Waflerbau- Beamten zu richten, aud) die etwa vorhandenen Bäume 
und lebenden Heden jorgfältig zu fchonen. 

Bei Anlagen, die auf der Doffirung errichtet werden, muß der Kon— 
zeſſionirte diejelbe auf jeder Seite der Anlage drei Meter breit auf feine 
Koften erhalten. 


85. 

Für die Benutzung der fiskaliſchen Gewäſſer, Ufer u. ſ. w. durch die 
genehmigte Waſſeranlage hat der Konzeſſions-Inhaber einen nach dem Um— 
fange und der Ausdehnung diefer Benugung in jedem einzelnen Falle zu 
bemeijenden jährlichen Zins auf die Dauer der Denugung an die Kaffe des 
Königlihen Domainen= Rentamts Berlin zu entrichten. 

Diefer Zins muß vom Tage der Errichtung der Anlage an alljährlich 
im Anfange jeden Jahres bis zum 15. Januar praenumerando gezahlt 
werben. Erfolgt die Zahlung nicht bis zum 15. Januar, jo wird der fällige 
Zins ohne Weiteres im Wege der Zwangsvollitredung durch das Königliche 
Domainen- Rentamt Berlin eingezogen. Cine Berufung auf richterliches 
Gehör findet hiergegen nicht ftatt. 

Eine auch nur antheilige Rüdzahlung des jährlich praenumerando 
gezahlten Zinfes wird bei einer Bejeitigung der Anlage im Laufe des Ka— 
lenderjahres, wenn fie auf eigene Beranlaffung des Konzejfions- Inhabers 
geſchieht, nicht gewährt. 
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Ss 6. 

Die Neinhaltung des Waſſerbettes bleibt Sache der Königlichen Mi- 
nifteriale Bau: Kommiffion. Der Yesteren fteht auch allein die Beſtimmung 
darüber zu, in welchem Umfange und bis zu welcher Tiefe die Räumung 
zu erfolgen bat; befondere Abweichungen im Intereſſe einzelner Konzeſſions— 
Empfänger find bei der Konzeſſions-Nachſuchung zu beantragen und bleiben 
einem fpeziellen Abkommen vorbehalten. In allen Fällen hat aber em 
Jeder, welcher eine Anlage neu errichtet, den Waſſerlauf ſofort nad 
Bollendung der Anlage einmal zu räumen; der Umfang der Räumung richtet 
ſich nach der Art und Größe der Anlage und der durd Errichtung der 
Anlage geſchaffenen Verunreinigung. Ebenfo hat ein Jeder, weldem eine 
Konzeifion für eine Wafleranlage ertheilt worden ift, einen Beitrag zu den 
Koften der gemöhnlihen Räumung des Waſſerlaufs jährlich praenumerando 
an die Königliche Baukaſſe zu entrichten; bei nicht pinktliher Zahlung wird 
der füllige Räumungsfoftenbeitrag chne Weiteres im Wege der Zwangs— 
vollftrefung durch das Königliche Domainen-Nentamt Berlin eingezogen. 
Der Näumungskoftenbeitrag des Konzeffions-Inhabers wird nad) Maßgabe 
der Pänge des Grundſtücks an der Wafferfeite, bezw. bei jolhen Anlagen, 
welche zu nicht unmittelbar am Waſſer liegenden Grundftüden gehören, nadı 
Maßgabe der bebauten Frontenlänge des Grundſtücks an der Straße, in 
welcher e8 zählt, und wenn es an zwei Straßen grenzt, am derjenigen, an 
welcher e8 die größte bebaute Ausdehnung hat, bemeſſen. Und zwar find 
zu entrichten fir jedes laufende Meter der Grunbftüds> bezw. bebauten 
Trontenlänge auf das Jahr 


a. 80 Pf., wenn die Anlage nicht Über 4 Meter, 
b. 1 Mark 60 Pf, wenn die Anlage mehr als 4 Meter, aber nicht 
über 8 Meter, 
. 2 Mark 40 Pf, wenn die Anlage mehr als 8 Meter, aber nicht 
über 12 Meter, 
d. 3 Marf 20 Pf., wenn die Anlage mehr als 12 Meter 
in den Wafferlauf oder deffen Luftraum hineinragt. Bei Babeanitalten, 
ähnlichen und anderen außergewöhnlichen Anlagen wird der Räumungsfoften- 
beitrag befonders feſtgeſetzt. ine auch nur theilmeife Rüdzahlung des 
Räumungskoſtenbeitrags findet auch dann nicht ftatt, wenn die Anlagen im 
Laufe des Jahres wieder befeitigt werden. Für Anſchlüſſe von Grundſtücken 
an ſtädtiſche Kanäle, welche in eine der öffentlihen Waflerftraßen münden, 
wird ein Räumungsfoftenbeitrag nicht erfordert. 


87. 

Jeder Beſitzer einer Konzeffion zu Entwäfjerung feines Grundftüds tt 
verpflichtet, bei Entwäflerung der Nachbargrundſtücke den Anflug vor 
Zweigröhren in feine ihm erlaubte Entwäfjerungs- Anlage gegen eine ans 
gemefjene, event. von der Königlihen Minifterial: Bau -Kommiffion feſt— 


[<) 


ui 
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zujegende Entſchädigung für Die Herftellung und Unterhaltung des Haupt— 
Fanals zu geftatten und daranf zu jehen, daR die erforderliche Konzeſſion 
für den Entwäſſerungs-Auſchluß bei dem Königlichen Domainen-Rentanit 
Berlin nachgeſucht wird. Bei Entwäſſerungs-Anſchlüſſen an ſtädtiſche, im 
eine der öffentlihen Waſſerſtraßen mündende Kanäle bedarf es in dem Falle 
der Genehmigung der Strombehörben, daß der betreffende Kanal nicht mehr 
der allgemeinen Entwäflerung, fendern nur als Nothauslaß für die ſtädtiſche 
Kanalifation dient. 

Bei Entwällerung von Straßen feitens Privater und dabei gejtattetem 
Anſchluß der angrenzenden Grundſtücke durch Zweigröhren an die Straßen- 
Entwällerumgs: Anlage ift der Unternehmer verpflichtet, in Betreff der von 
diefem Kompler ab veräußerten, an die Entwärlerungs: Anlage angeſchloſſenen 
Grundſtücke die ſolidariſche Haftbarkeit für den von den Erwerbern diefer 
Grundftüde zu entrichtenden Beitrag zu den Koſten der Räumung ber be- 
treffenden Waiferitraße zu übernehmen. 


88. 

Sofern durch eine konzeſſionirte Waſſer-Anlage oder aus Veranlaſſung 
derſelben ſchon vorhandenen Anlagen oder Bauwerken ein Schaden zugefügt 
wird, ift der Konzejfions- Inhaber zum Erſatz deſſelben verpflichtet. Ueber- 
haupt erfolgt die Genehmigung der in Rede ftehenven Anlagen nur unter 
Borbehalt der Rechte Dritter, und ohne daß die Auffichtsbehörde nach irgend 
einer Seite die Vertretung übernimmt. 


89. 
Die Konzeſſion erlifcht ohne Weiteres, wenn die betreffende Anlage 
nicht innerhalb dreier Monate nad Aushändigung der Konzeffion zur Aus— 
führung gebracht worden ilt. 


8 10. 

Die ertheilte Konzeffion ift jederzeit widerruflic. 

Findet ein folder Widerruf aus from» oder verfehrspolizeilihen oder 
anderen durch das öffentlihe Wohl bedingten Rüdfichten ftatt, fo ift der 
Konzeffionirte bezw. deſſen Befignachfolger verpflichtet, die errichteten Anlagen 
ohne Anfprud auf Entſchädigung fortzufchaffen. 

Inhabern von fonzeffionirten Waffer: Anlagen, welche den ihnen in diefer 
Verordnung gemachten Auflagen nadhzufommen verabjäumen, fann die Kon- 
zeifton entzogen werden, in welchem Falle fie zur Wegihaffung der Anlage 
gleihfalls ohne Anſpruch auf Entſchädigung verpflichtet find. 

Erfolgt eine Erneuerung der Uferihälung oder Doſſirung auf fisfaltiche 
Koſten, und ift zu diefem Behuf die Befeitigung einer fonzeifionirten Waſſer— 
Anlage erforderlich, oder wird lestere bei ſolcher Gelegenheit beſchädigt, jo 
fteht dent Konzeffions=- Inhaber ein Anſpruch auf Wiederherftelung bezw. 
Scadenerfag nicht zu. 
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Wird hingegen die Wegſchaffung der fonzeffionirten Anlage aus anderen 
Gründen al8 den vorgedachten verlangt, jo erhält deren Eigenthümer einen 
Anjprud auf Entihädigung durch Erftattung des zeitigen Bauwerthes nad) 
der Tare des zuftändigen Yofal-Baubeamten unter Berüdjihtigung der vom 
Eigenthümer glaubwürdig nachzuweiſenden Anlagefoften. 

Der Konzeffions- Inhaber jelbft kann die Konzeffion unter Rüdgabe 
derjelben kündigen. 

In allen Fällen, wo das Konzeſſions-Verhältniß durch Widerruf oder 
Entziehung feitens der Behörde oder durd Kündigung ſeitens des Kon— 
zejfionirten aufgelöft wird, hat der Letztere die errichteten Anlagen jofort 
zu bejeitigen und den früheren Zuftand des Ufers im vollen Umfang wieder 
herzuſtellen. 

8 11. 

Behufs der Kontrole, ob die vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt 
werden, wird jeder einzelnen Waſſer-Anlage eine Nummer von der Auffichts- 
Behörde beigelegt, welde an der äußerſten, dev Waſſerſtraße zugefehrten 
Seite der Anlage in weißen 16 em hohen Ziffern auf jchwarzem Grund 
angebracht und deutlich erfennbar gehalten werden muß. 

Auf den mit Wafler- Anlagen verfehenen Grundftüden, welche nicht an 
einer öffentlichen Strafe liegen, muß außerdem an einem Gebäude oder an 
einer vom Waſſer aus fichtbaren Stelle eine blaue Tafel angebracht werden, 
anf welcher mit gelber Farbe die Nummer gejchrieben ift, welde das 
Grundſtück an der Strafe führt. 

$ 12. 

Diejenigen, welde ohne Genehmigung der zuftändigen Strombehörden 
dergleichen Anlagen ausführen oder ſchon vorhandene verändern oder er— 
weitern, verfallen vorbehaltlich ihrer Verbindlichkeit zur Wiederfortſchaffung 
der errichteten Anlage bezw. der ausgeführten Beränderungen oder Er- 
weiterungen und vorbehaltlich ihrer Verpflichtung zur Wiederberftellung des 
früheren Zuftandes in eine von dem Gericht feitzufegende Strafe. 


U. Bedingungen, welche bei der Ausführung von Waſſer— 
Anlagen zu beachten find. 


1. Durch die Errichtung neuer Waffer- Anlagen darf der Nachbar in 
der ihm nach Mafgabe der Gefege geftatteten Benugung des Waſſers nicht 
beeinträchtigt werben. Die Anlagen find daher thunlichſt vor der Mitte 
des betreffenden Grundſtücks zu errichten. 

2. Wenn Anlagen, wie 3. B. Abzugskanäle und Saugeröhren, von dem 
Privatgrundftüd aus unter einem fisfalifhen Straßendamm oder Fußweg, 
resp. duch eine fisfalifche Uferfhälung durdgeführt werben follen, jo be— 
hält ſich die Königliche Minifterial- Bau: Kommijfion vor, die ſämmtlichen 
innerhalb des fisfalifchen Gebietes erforderlichen Arbeiten nebjt ven hierzu 
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nothwendigen Materiallieferungen dur ihre eigenen Organe auf Koften des 
betreffenden Konzefjionars ausführen zu laſſen. Letzterer ift verpflichtet, 
auf Verlangen einen von der Königlichen Minijteriale Bau -Kommiffton fet 
zufegenden Koftenvorfchuß innerhalb der zu ftellenden Friſt vor Beginn ber 
Arbeiten zu leiften umd einen etwa darüber noch hinausgehenden Betrag der 
Ausführungskoften binnen 14 Tagen nad) Zuftellung der von der Königlichen 
Minifterial: Bau Kommifjion revidirten und feitgefetten Koftenrehnung an 
die Königlihe Miniſterial-Bau-Kaſſe bei Vermeidung der zwangsweifen 
Einziehung zu bezahlen. 

Segen die Koftenfeftljegung feitens der Königlichen Minifterial> Baus 
Kommiffion ftehen dem Konzejlionar feinerlei Einwendungen zu; und gilt 
diefe vielmehr mit Ausſchluß Des Rechtsweges ald endgültig. 

Die Koften der an der fisfaliihen Strafe oder Uferfchälung ꝛc. vor: 
fommenden Reparaturen während der Dauer der Konzejjion hat der Kon— 
zeiftonar, falls hierüber nicht durch die jpeziellen Konzeffions- Bedingungen 
andere Feſtſetzungen getroffen werden, nur in dem Falle zu tragen, daß 
diefe Reparaturen nachweislich durch die ausgeführte Waller: Anlage er: 
forderlich geworben find. 

3. Auch beim Eingehen der fonzeffionirten Anlage ſteht der Königlichen 
Miniſterial-Bau-Kommiſſion das Recht zu, die innerhalb des fisfalifchen 
Gebietes zur Heritellung des urfprünglichen Zuftandes erforderlichen Arbeiten 
resp. Materiallieferungen wie ad 2 auf Koften des Ktenzeffions= Inhabers 
ausführen zu laſſen, und gelten auch hier die obigen, hinſichtlich der Yeiftung 
eines Koſtenvorſchuſſes und Feſtſetzung, ſowie Bezahlungen ver Koften an- 
geführten Grundſätze. 

4. Durch Abzugskanäle darf den öffentlihen Gewäſſern nur reines 
Kondenfationswaifer oder nad Vorſchrift gereinigte Wäſſer anderer Art zu— 
geführt werben. 

Die Abzugsfanäle müſſen maſſiv ausgeführt, an ihrer Ausmündung, 
deren Sohle in der Regel in der Höhe des mittleren Waſſerſtandes an- 
zulegen ijt, mit Flügelmauern verfehen werden, deren Abdeckung aus Granit: 
platten beſteht und in der Ebene der Uferböfhung anzuordnen ift. 

Bor der Ausmündung des Abzugsfanals ift, um eine Unterfpülung ber 
Fundamente zu vwerhüten, eine vorihriftsmäßige Spunbwand zu jchlagen. 
(Siehe ad 17.) 

Das Profil des Abzugsfanals muß eine Höhe von mindeſtens 0,80 m 
und eine Breite von nicht unter 0,65 m im Pichten haben. 

Zur Abhaltung der gröberen Stoffe ift auf dem betreffenden Grund» 
ſtücke felbft, nicht auf dem Bürgerfteige oder VBorgartenterrain, ein leicht zu— 
gängliher Schlammfang mit Waſſerverſchluß nad Anweifung der Aufſichts- 
behörben anzulegen. Auch bleibt es vorbehalten, einen doppelten Schlamm— 


fang zur abwechjelnden Benugung zu verlangen. 
15 
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5. Abflußrinnen oder Abflußröhren Dieſe müſſen aus Metall 
oder glafirten Thonröhren beftehen und mit den Uferfchälungen resp. den 
Doffirungen abſchneiden, mit ihrer Sohle in der Regel in Höhe des mittleren 
Waſſerſtandes liegen und auf dem betreffenden Grundſtücken wie die Abzugs: 
fanäle ad 4 mit vorfohriftsmäßigen Schlammfängen verfehen werben. 

Bei Röhren, die nur zur Abführung von Niederſchlagwaſſer bejtinmt 
find, ift eine lichte Weite von mindeftens 0,16 m erforderlich. 

Nöhren, welche die Entwällerung eines Grundftüds bezweden, oder 
zur Abführung von Flüffigfeiten gewerblicher Anlagen dienen jollen, müſſen 
eine lichte Weite von nidyt unter 0,32 m haben. 

Im Betreff der Konſtruktion der Mündung auf der Uferböſchung gelten 
die Beitimmungen für die Abzugsfanäle. 

6. Ausladetreppen müjlen 1,60 m breit, mit einem Podeſte in ber 
Höhe und Breite des Leinpfades umd mit Wangen zu beiden Seiten durch— 
weg von Granit ausgeführt werden. Die unterfte Stufe ift durch eine 
Spundwand (fiehe ad 17) gegen Unterfpülung zu fichern. 


7. Ausladerampen dürfen den Leinpfad nicht unterbrechen. Sie find 
mindeftens 3,80 m breit, maſſiv von Klinkern und mit abgerundeten Eden 
auszuführen. 

Die Abdedung resp. Behrönung der Nampen muß von Granit und 
die Pflafterung dazwifhen aus rechtwinkelig behauenen, feſten Steinen be- 
ftehen. Auch das Fußgängerbanfett ift in der ganzen Breite der Auslade- 
rampe mit dergleichen Steinen abzupflaftern. An der ftromabwärts gelegenen 
Seite der Ranıpe muß eine 1,30 m breite Waflertreppe nach der für die 
Ausladetreppen ad 6 vorgefchriebenen Konftruftion angelegt, und ſowohl die 
Rampe, wie die Treppe mit einer vorihriftsmäßigen Spundwand verfehen 
werben. 

Wenn die Ausladerampen bis an das Waffer reihen, alfo über den 
Leinpfad hinaus aufgeführt werben jollen, muß auf beiden Seiten berjelben 
je eine maffive Treppe angebracht werben, mittelft welcher die Rampe vom 
Treidelmege aus bequem erjtiegen werden fann. 


8. Karrbahnen auf den Uferböfhungen müſſen mit 1,00 m breiten 
Granitplatten und 0,65 m breitem Gegenpflafter von Kopffteinen belegt, bis 
zum niebdrigften Waflerftande hinunter geführt und hier mit einer vorſchrifts— 
mäßigen Spundwand verfehen werden. 


Zu 6, 7 und 8. Die an den Fluß: resp. Kanalufern befindlichen 
Helden und Baumanlagen müſſen forgfältig gefchont werden. Zu ihrem 
Schutze find am Eingange der Treppen, Rampen und Karrbahnen, in gleicher 
Höhe mit denjelben neben den Alleebäumen und bei dem Durchbruche der 
Heden nad) Angabe des Lokalbaubeamten Prellfteine aufzuitellen, und lettere 
nit der Ordnungsnummer der Anlage zu verjehen. 
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Auf dem Fußgängerbanfett muß vor jeder Ansladetreppe oder Karrbahn 
eine Bahn von 1,00 m breiten Granitplatten mit 0,65 m breitem Gegen- 
pflafter von rechtedig bearbeiteten Steinen angelegt werben. 

Ferner find zur Schonung der Uferböfhung und zum bequemen Ans 
legen der Kähne bei jeder Auslade-Borrichtung drei Anlegepfähle von je 2,00 m 
Länge fo tief in die Doffirung einzurammen, daß fie nur noch 0,70 bis 
0,80 m hervorragen. Bon diefen Pfählen ift der eine 4,00 m oberhalb, 
ein zweiter 4,00 m unterhalb der Auslade- Vorrihtung und der dritte im 
30,00 m Entfernung nah Angabe des zuftändigen Baubeamten einzufchlagen. 

Bei Befeitigung der Ausladevorrihtung ift die Uferböſchung felbit- 
verftändlicd wieder ordnungsmäßig herzuftellen; auch find bie fortgenommenen 
Theile der Hede wieder anzupflanzen und die Pflanzen jo lange zu unter 
halten, bis ihr Wachsthum vollftändig gefichert ift. 

9, Saugeröhren müſſen aus Metall oder glafirten Thonröhren be— 
ftehen und dürfen vor die Uferböfchung nicht vortreten. Die zum Schuß 
derfelben etwa erforberlihen Bewährungen (Seiher) müſſen in die Böſchung 
eingelegt werden und mit, der Fläche der Böſchung abfchneiden. 

10. Waffertreppen dienen nur als Zugang zum Waffer. Diefelben 
find 1,30 bis 1,90 m breit anzulegen und erhalten viejelbe Konftruftion, 
wie die Ausladetreppen. 

11. Badeanftalten. Badehäufer müſſen eine folhe Einrichtung er- 
halten, daß fie fih mit dem Waflerfpiegel des Flufies heben und jenfen; 
fie müſſen daher jhwimmen und in der Pegel auf Prähmen errichtet 
werden, welche dabei jtromlängs und überhaupt fo zu legen find, daß ver 
freie Abflug des Waſſers möglichft wenig behindert wird. Aus gleichem 
Grunde dürfen die Badebaſſins unter Waſſer nur durd; Ratten oder Gitter: 
werf begrenzt werben. 

Die obere, Äußere Bekleidung der Anlage, wenn eine ſolche erforderlich 
it, um die Badenden den Bliden der Anwohner resp. des Publikums 
überhaupt zu entziehen, muß bis auf den Waflerfpiegel berabreichen und 
fefte Leinewand dazu verwendet werben. 

Die Zahl der zur Befeftigung folder Anlagen in das Flußbett ein- 
zurammenden Pfähle ift auf das unumgänglidfte Bedürfniß zu bejchränfen. 
Dhne befondere Erlaubniß darf die Zahl der Pfähle daher nicht vermehrt 
werben. 

12. Waſch- und Spülbänfe müſſen wie die vorerwähnten Bade— 
anftalten Schwimmen, mit der langen Seite ftromlängs geftellt und möglichft 
nahe am Ufer errichtet werben. 

Die zur Befeftigung diefer Anlagen dienenden Pfähle dürfen nicht nad) 
der Mitte des Fluſſes hin vortreten; fie müjjen vielmehr mit ihrer Äußeren 
Seite im Alignement der Waſchbank ꝛc. eingeichlagen werden. 

Zur Herftellung von Bedachungen auf dergleichen Anlagen ift eine 
bejondere Erlaubniß erforderlich. 

15° 
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As Zugang zu Waſch- und Spülbänfen können Treppen oder Stege 
benußt werden, welche aber in dieſem Falle ohne befondere Erlaubniß nicht 
gleichzeitig anderen Zweden dienen dürfen. Ebenſo dürfen Waſch- und 
Spülbänfe lediglih zum Spülen von Wäſche oder Waaren benugt werben. 

13. Altane oder Balkone müflen mindeftens 0,50 m über den höchften 
Wafjerftand des Jahres 1855 und in ber Regel auf Konſolen, ohne Ein- 
fhränfung des Flußprofils angelegt werben. In Ausnahmefällen, in denen 
eine anderweite Unterftügung für zuläffig erachtet wird, find dazu eiferne 
Säulen von geringem Durchmeffer zu verwenden. Diefe Beftimmungen 
gelten auch 

14. für Galerien, welde im Uebrigen weder zu gewerblichen Zwecken 
benugt, noch mit Abtritten oder mit anderen Baulichfeiten bejett werben 
dirfen. 

15. Holzaufſchwemmen und Schiffsbaupläge find auf der Ufer- 
grenze mit einer 0,25 m unter dem niedrigften Wafjerftande zu verholmenden 
Spundwand, fowie mit landeimwärts einfpringenden Flügelſchälungen zu 
verjehen und vollftändig abzupflaftern. 

16. Durch Fifchfaften oder Dröbel darf bie Stromſchifffahrt nicht 
behindert werden. Ebenfo ift es unzuläffig, diejenigen Fifcherfähne, durch 
weldhe den Fifchkaften Fiſchwaaren zugeführt werden, dauernd neben ven 
Fiſchkaſten ꝛc. aufzuftellen. 

17. Spundwände, welche zum Schutze der Fundamente, der Treppen 
und Rampen u. ſ. w. gegen Unterſpülung eingeſchlagen werden, dürfen 
das Fluß- resp. Kanalprofil nicht beſchränken. Sie müſſen 0,16 m ſtark 
und mit Feder und Nuth verfehen fein; jowie mindeftens 1,60 m unter die 
Sohle des Fluſſes ꝛc. eingetrieben und 0,25 m unter dem niedrigften Waffer- 
ftande abgefchnitten und verholmt werden. 

18. Pfähle, die ald Abmeijepfähle, Warnungszeihen resp. zum Bes 
feftigen von Badehäufern, Waſchbänken u. f. w. in das Flußbett eingefchlagen 
werden, müſſen minvejtens 0,32 m im Durchmeffer ftarf und fo lang fein, 
daß fie mindeftens 0,60 m über den befannten höchſten Wafferftand (1855) 


bervorragen. 
Berlin, den 17. November 1884. 
Königliches Polizei-Präfidium. Königliche 
(gez.) von Madai. Miniſterial-⸗Bau⸗Kommiſſion. 


(gez.) Kaiſer. 
Königliches Domänen-Rent-Amt Berlin. 
(gez.) Koch. 


Dritter Theil. 


Ordnungs-Polizei. 
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Erfter Abſchnitt. 
Melde- und Paßweſen. 


PolizeisBerorpnung, betreffend das Meldeweſen, 
vom 18. Juli 1876. 

Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 
(G.S. ©. 265) verordnet das Polizei-Präfidium nach Berathung mit dem 
Gemeinde: Borftande für den Bolizeibezirf von Berlin Folgendes: 

Befanntmahung vom 3. Dftober 1876. 

Mit Genehmigung des Herrn Minifters des Innern wird ber 
Abſchnitt I. der Polizei-Verordnung, betreffend das Meldeweſen, 
von 18. Juli c., welder von ver Einführung der Haus: 
bücher handelt, hiermit bis auf Weiteres fuspendirt. Im 
Uebrigen bleibt die Polizei-Berordnung vom 18. Juli c. unverändert 
im Kraft. 

Berlin, den 3. Oktober 1876. 

Königliches Polizei» Präfipium. 
(gg) von Madai. 


1. Meldungen in Bezug auf Wohnungs: Veränderungen. 
Ss 4. 

Zu melden find das Beziehen einer Wohnung und das Ausziehen aus 
einer Wohnung. Bezieht Jemand eine Wohnung, ohne jeine bisherige auf- 
zugeben, jo ift zwar nur das Beziehen der neuen Wohnung, jedoch mit der 
ausprüdlichen Angabe zu melden, daß die alte Wohnung nicht aufgegeben 
wird. 

$5. 

Die Meldung muß gefchehen ſowohl bei dem Büreau des WPolizei- 
Neviers, in welchem die neu bezogene, als auch bei dem Büreau bes 
PolizeisReviers, in weldem die aufgegebene Wohnung liegt. 

S 6. 

Jede Meldung muß innerhalb jehs Tagen nady Eintritt der Wohnungs: 
Veränderung von dem DVerpflichteten (8 7) erftattet werben. Dabei wird 
der erſte Umzugstag nicht mitgerechnet. 
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87, 

Zum Melden verpflichtet iſt der Hausbuchführer (8 1) binfichtlich 
fünmtliher auf dem Grundſtück vorkommender Wohnungs» Veränderungen, 
weldye den Hauseigenthümer, deſſen Familienglieder, Dienftboten, Gejellen, 
Gehülfen, Lehrburſchen, Schlafleute oder aber die Miether und deren An— 
gehörige, Aftermiether, Schlafleute betreffen. Wenn ein Hausbuchführer 
zeitweilig nicht vorhanden ift, jo ilt der Hauseigenthümer, bezw. der von 
ihm over für ihn beftellte Hausverwalter zum Melden verpflichtet. 

88. 

Die Meldung muß genau nach Maßgabe der Anlage-Muſter unter 
rollſtändiger und deutlicher Ansfüllung ſämmtlicher Spalten derſelben er— 
ſtattet werden, und zwar bei Anmeldungen nach Muſter II., bei Abmeldungen 
nach Muſter III. In Betreff der Vollſtändigkeit der Namenbezeichnung und 
der Bezeichnung des Familienſtandes, ſowie in Betreff der Aufnahme des 
Steuervermerks in Spalte 6 finden die Beſtimmungen des $ 2 aud bier 
Anwendung. Bei Wohnungs: Veränderungen, welde von Familien vor: 
genommen werben, hat die Anmeldung des Ehemannes, der Ehefrau und 
der Kinder anf einem und demfelben Blatte zu erfolgen; in die Abmeldung 
find dagegen die Namen der Ehefran und der Kinder nicht aufzunehmen, 
fondern nur das Familienhaupt (Ehemann, Wittiwe) mit dem Zuſatze „nebſt 
Familie“. Abgefehen von diefen Falle, ift es nicht geftattet, mehrere Per— 
fonen auf einem und demfelben Blatte zu melden. Meldungen, welche den 
vorftehenden Beſtimmungen nicht entipredyen, gelten als nicht erftattet. 

89. 

Die Meldungen find in 2 Eremplaren bei der Meldeſtelle ($ 5) ein- 
zureichen. Der Meldende fann verlangen, daß ihm em drittes Eremplar 
behufs des Nachweiſes der geihehenen Meldung abgeftempelt zurüdgegeben 
wird. 


II. Beiondere Borihriften in Bezug auf die von auswärts neu anzichenden 
und die aus Berlin verzichenden Berjonen. 
8 10. 

Neben der nad SS 7 und 8 zu erftattenden Meldung find die von 
auswärts nen anztehenden Perfonen verpflichtet, innerhalb 8 Tagen nad 
dem Beziehen einer Wohnung ſich bei dem Bolizei-Revierbitreau, in deſſen 
Bezirk ihre Wohnung belegen it, perfönlih oder fdhriftlih zu melden und 
über ihre und ihrer Angehörigen perfönlichen und Militärs Berhältniffe Aus— 
funft zu geben. Die aus einem anderen Gemeindebezirfe des Preußiſchen 
Staates nen Anziehenden find außerdem verpflichtet, bei der im Abſatz 1 
diejes Paragraphen vorgefchriebenen fchriftlihen oder perfünlihen Meldung 
gleichzeitig dem Polizei» Revier» Büreau ein Atteft der Behörde ihres legten 
Wohnortes über ihre daſelbſt erfolgte Abmeldung, bezw. über ihre Steuer: 
verbältniffe (Abzugs- Atteft) einzureichen. 
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811. 

Neben der nad SS 7 und 8 zu erſtattenden Meldung find die aus 
Berlin nad einem anderen Gemeindebezirke verziehenden Perjonen vers 
pflichtet, vor ihrem Abzuge ein ferneres Eremplar der Anmeldung in der in 
8 8 vorgefchriebenen Form bei dem Polizei-Revier-Büreau, in deſſen 
Bezirk ihre Wohnung belegen tft, einzureichen. Diejes Exemplar wird 
polizeilih abgeftempelt zurüdgegeben und ift zur Yegitimation ber Ber: 
ziehenden bei der Behörde ihres neuen Wohnorts beftimmt. 


IV, Meldungen in Bezug auf Neiiende. 
$ 12. 

Zu melden find die Ankunft und Abreife von Reiſenden. Berjonen, 
welde in einem Verwandtſchafts⸗ oder Schwägerſchafts-Verhältniß zu den— 
jenigen jtehen, bei welchen fie abgeftiegen find, brauchen, fefern ihr Aufents 
halt nidyt über drei Monate währt, nicht gemeldet zu werben. 


8 13. 

Die Meldung ($ 12) muß gefchehen bei dem Büreau desjenigen Polizei- 
Neviers, in welchem der Reiſende abgeftiegen ift. 

8 14. 

Die Ans und Abmeldung eines Keifenden muß innerhalb vier und 
zwanzig Stunden nad der Ankunft, bezw. der Abreife dejielben, erfolgen. 
Saftwirthe und Inhaber von Hotelgarnis haben jedoch über Ankunft und 
Abreife von Keifenden zweimal an jedem Tage Meldung zu machen, in der 
Art, daß diejenigen Reiſenden, welde zwilchen 6 Uhr Morgens und 5 Uhr 
Nachmittags zu= oder abgereift find, bis 6 Uhr Nachmittags deſſelben Tages 
und diejenigen Reiſenden, weldye zwiſchen 5 Uhr Nachmittags des einen umd 
6 Uhr Morgens des nächſtfolgenden Tages zus oder abgereift find, big 
7 Uhr Morgens des legteren Tages zu melden find. 

8 15. 

Zur Meldung ift derjenige verpflichtet, welcher dem Reiſenden über 

Nacht, ſei ed entgeltlich oder umentgeltlih, Obdach gewährt. 


S 16. 

Die Meldung der Ankunft erfolgt nah dem Diufter IV., die Meldung 
der Abreife nah dem Mufter V. Hinfihtlih der Benugung der Mufter 
gelten die im $ 8 enthaltenen Beftimmungen, jedody bedarf es hier der Ans 
gabe des Familienftandes, ſowie des Steuerzeihens (efr. Spalte 2 und 6 
in Muftern I., IT. und III.) nidt. Die Meldung mehrerer Reiſenden kann 
auf dem nämlichen Blatte erfolgen. 

$ 17. 

Jeder Gaftwirth oder Inhaber eines Hotelgarni ift verpflichtet, ein 

Fremdenbuch zu führen, in welches er gleich nad) der Ankunft des Reiſenden 
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deſſen Vor- und Zunamen, Stand und Gewerbe, Wohnort, den Ort, woher 
er gekommen ift und wohin er geht, fowie den Tag der Ankunft und Abreife 
einträgt. Das Fremdenbuch muß foliirt und polizeilich abgeftempelt fein. 
Die Abftempelung erfolgt auf dem Büreau desjenigen Polizei-Reviers, in 
weldhem ver Gafthof oder das Hotelgarni belegen ift. Die Fremdenbücher 
find nad) der Schließung noch ein Jahr. lang aufzubewahren. 


$ 18. 
Das Fremdenbuh muß den Beamten der Polizei auf Verlangen zur 
Einficht vorgelegt werden. 


V. Meldungen in Bezug auf Schiffer und ſolche Perjonen, welde auf Schiffs— 
gefäßen und Flößen fih aufhalten. 
$ 19. 

Die Führer von Schiffsgefäßen und Flößen, melde innerhalb des 
Polizeibezirts von Berlin anlegen, find zur Anmeldung und, fobald fie die 
Anlegeftelle verlaffen, zur Abmeldung aller Perſonen verpflichtet, welche 
mit dem Fahrzeuge angefommen find, bezw. mit demjelben abfahren. 


82%. 
Die Meldung muß bei dem Königlichen Polizei- Schifffahrts- Büreau 
geichehen. 
821. 
Die An- und Abmeldung ift jofert nad der Ankunft bezw. unmittelbar 
vor der Abfahrt zu erjtatten. 


8 22. 

Die Anmeldung erfolgt nad) dem Mufter VI., die Abmeldung nad) 
dem Mufter VII. Hinfichtli der Benugung der Muſter gelten die im $ 8 
enthaltenen Bejtimmungen, jedoch bedarf es hier der Angabe des Familiens. 
ftandes, jowie des Steuerzeihens (cfr. Spalte 2 und 6 in Muftern L, II. 
und III.) nicht. 

$ 23. 

Außer den Perfonen, welde mit dem Sciffsgefäße und Floße an— 
gefommen find oder mit demjelben abreifen, darf Niemandem der Aufenthalt 
über Nacht dort gejtattet werben. 


VI Sicherung der Bollftändigkeit und Richtigkeit, jowie der rehtzeitigen 

Gritattung der Meldungen, bezw. der Eintragung in die Hausbücher 

und Fremdenbücher. 
8 24. 

Jeder, in Bezug auf deſſen Perjon oder Angehörige nad) den Vor— 
Ichriften diefer Verordnung eine Meldung, bezw. Eintragung in das Haus- 
oder Fremdenbuch gejchehen muß, ift verbunden, dem zur Meldung oder Anzeige 
behufs der Meldung, bezw. Eintragung in das Haus: oder Fremdenbuch 
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Verpflichteten alle zur vorfchriftsmäßigen Erfüllung diefer Verpflichtung er» 
forderlihen Angaben zu machen, demfelben aud zum Zwecke der Eintragung 
des Steuerzeiheng in der im 8 2 bezeichneten Weife die betreffenden 
Steuerzettel vorzulegen. Jeder Miether hat alle einer Meldung, bezw. 
Eintragung in das Hausbuch bevürfenden Beränderungen (SS 1, 7), welde 
ihn felbft, die zu feinem Hausftande gehörigen Perfonen, Aftermiether, 
Schlafleute betreffen, dem zur Meldung ($ 7), bezw. Eintragung in Das 
Hausbuch ($ 1) BVerpflichteten innerhalb 3 Tage nad Eintritt des Falles 
anzuzeigen. 

Daſſelbe findet auf den Hauseigenthiimer und die zu feinem Haus» 
ftande gehörigen Perfonen Anwendung, fofern er in dem betreffenden Haufe 
wohnt und nicht felbft das Hausbud führt. Bei Wohnungs-Veränderungen 
wird der erjte Umzugstag in bie dreitägige Friſt nicht mit eingerechnet. 


vu. Strafbeftimmungen. 
8 25. 

Sofern nit nad allgemeinen Strafgefegen höhere Strafen verwirft 
werden, unterliegen Zumiderhandlungen gegen die vorftehenden Beftimmungen 
einer Gelditrafe bis zu 30 Markt. Auf Gelvftrafe nicht unter 5 Mark ift 
zu erfennen, wenn die Meldung (SS 6, 14, 21) oder Anzeige behufs der 
Meldung ($ 24) länger als zwei Tage über die vorgefchriebenen Friften 
hinaus verabfäumt wird. Gelpftrafe nicht unter 20 Mark trifft denjenigen, 
welcher in der Meldung, der Anzeige behufs der Meldung, beziehungsweife der 
Eintragung in das Haus- oder Fremdenbuch wilfentlih falfhe Angaben über 
den Verbleib einer Perfon gemacht hat. Wer ungeachtet feiner Verpflichtung 
(S$ 1, 17) e8 unterläft, ein Haus» oder Fremdenbuch zu führen, hat eine 
Geldſtrafe von mindeftens 15 Marf verwirft. Im Unvermögensfalle tritt 
überall an Stelle der Gelpftrafen verhältnißmäßige Haftitrafe. 


VII. Aufhebung älterer Polizei-Verordnungen. 
S 26. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt im Betreff des Abſchnitts I. (Eins 
führung der Hausbücher) am 15. Dftober 1876,*) im Uebrigen jofort nad) 
der Beröffentlihung in Kraft, mit ver Maßgabe, daß der im $ 7 ermähnte, 
zum Melden VBerpflichtete bis zur Einführung der Hausbüder der 
Dauseigenthbümer, beziehungsweife Hausverwalter if. Mit 
dem Inkrafttreten diefer Verordnung verlieren die Polizei» Verordnungen 
vom 23. Februar 1859 (Amtsblatt Stüd 13), vom 20. Augujt 1866 
(Amtsblatt Stüd 35), vom 6. Juni 1867 (Amtsblatt Stüd 26, Beilage) 
und vom 10. Juni 1874 (Amtsblatt Stüd 25) ihre Geltung. 

*) 3u 8 26. vergl. Bekanntmachung vom 3. Oktober 1876, Seite 231. 

Berlin, den 18. Juli 1876. 

Königlihes Polizei Präfidium. 
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(Rüdieite.) 


Bemerkungen. 


Die Meldungen find in zwei Eremplaren bei dem Polizei» Revier: 
Püreau einzureihen. Site müſſen innerhalb ſechs Tage nad dem Eintritt 
der Wohnungs: Beränderung erftattet werden, dabei wird der erfte Umzugs: 
tag nicht mitgerechnet. Bei Wohnungs-Veränderungen, welde von Familien 
vorgenommen werden, hat die Anmeldung des Ehemannes, der Ehefrau und 
der Kinder auf einem und demfelben Blatte zu erfolgen. Zur Bollftändig- 
feit der Namenbezeihnung in der eriten Spalte der Anmeldung gehört bei 
Frauen die Angabe des Zunamens, weldyen fie bei ihrer Geburt, und des— 
jenigen, welchen fie in etwaigen früheren Chen geführt haben; bei Minder— 
jährigen die Angabe der Namen, jowie des Standes oder Gewerbes ber 
Eltern bezw. der Mutter. Der FJamilienjtand, Spalte 2, wird dur die 
Angabe bezeichnet, ob Jemand verheirathet, Wittwer (Wittwe) oder ledig ift. 
In die Spalte 6 ift in den Fällen des $ la. bei den zur Klaſſenſteuer ver— 
anlagten Perſonen die Klaffenjteuer- Nummer des laufenden Jahres ein- 
zutragen. Erfolgt der Umzug eines Klafjenftenerpflichtigen vor Zuftellung 
der Klajjenjteuer» Beranlagungs > Benahrichtigung oder einer Klaffenfteuer: 
Quittung des laufenden Jahres, jo ijt jtatt der Ktlaffenfteuer- Nummer des 
laufenden Jahres diejenige aus dem Vorjahre unter Beifügung der Jahres» 
zahl einzutragen. Zu diefem Zwecke find die zur Klaffenfteuer veranlagten 
Perfonen verpflichtet, ihre Klafjenftener» Beranlagungs- Benahrichtigung oder 
eine Klaffenjteuer-Duittung des Vorjahres fo lange aufzubewahren, bis ihnen 
die Klaſſenſtener-Veranlagungs-Benachrichtigung oder eine Klaffenfteuer- 
Quittung für das laufende Jahr zugegangen iſt. Bei gar nicht befteuerten 
Perſonen ift in Spalte 6 O., bei Staatseinfommenfteuerpflichtigen E. ein« 
zutragen. Bei Eintragung aus einem anderen Gemeindebezirte neu an— 
ziehender Perfonen bedarf es der Aufnahme eines Vermerks in Spalte 6 
nicht. Die Eintragungen gejhehen nad) der Reihenfolge. Die Namen der 
im Haufe mitwohnenden Ehefrau und Kinder folgen unmittelbar auf den— 
jenigen des Ehemannes bezw. des Vaters oder der Mutter. 
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(Rücdieite.) 


Bemerkungen. 


Die Meldungen find in zwei Eremplaren bei dem Polizei: Revier: 
Bürean einzureihen. Sie müſſen innerhalb jehs Tagen nach Eintritt der 
Wohnungsveränderung erftattet werden. Dabei wird der erfte Umzugstag 
nicht mit gerechnet. Bei Wohnungsveränderungen, welde von Familien vor- 
genommen werden, find in die Abmeldung die Namen der Ehefrau und der 
Kinder nicht mit aufzunehmen, ſondern nur das Familienhaupt mit dem 
Zufage: „nebft Familie”. Zur Vollftändigfeit der Namensbezeihuung in 
der erften Spalte der Abmeldung gehört: bei frauen die Angabe des Zu— 
namens, welchen fie bei ihrer Geburt, und desjenigen, welchen fie in 
etwaigen früheren Ehen geführt haben, bei Minderjährigen die Angabe ver 
Namen, fowie des Standes oder Gewerbes der Eltern, beziehungsweife der 
Mutter. Der Familienftand, Spalte 2, wird durd die Angabe bezeichnet: 
ob Jemand verheirathet, Wittwer (Wittwe) eder ledig ift. In die Spalte 6 
ift in den Fällen des $ 1a bei den zur Klaſſenſteuer veranlagten Perſonen 
die Klaffenfteuer- Nummer des laufenden Jahres einzutragen. Erfolgt ver 
Umzug eines Klaſſenſteuerpflichtigen vor Zuftellung der Klafjenfteuer» Ber» 
anlagungs- Benachrichtigung oder einer Steuerfaffen- Quittung des laufenden 
Jahres, fo ift ftatt der Klaffeniteuer- Nummer des laufenden Jahres die- 
jenige aus dem Vorjahre unter Beifügung der Jahreszahl einzutragen. Zu 
biefem Zwede find die zur Klaffenftener veranlagten Perfonen verpflichtet, 
ihre Slaffenftener- VBeranlagungs- Benachrichtigung oder eine Klaſſenſteuer— 
Quittung des Vorjahres fo lange aufzubewahren, bis ihnen die Klaſſenſteuer— 
Beranlagungs- Benachrichtigung oder eine Klaffenfteuer- Quittung für bas 
laufende Jahr zugegangen ift. Bei gar nicht befteuerten Perſonen ift in 
Spalte 6 O., bei Staatseinfommenfteuerpflichtigen E. einzutragen. Bei 
Eintragung der aus einem anderen Gemeindebezirk neu anziehenden Perfonen 
bedarf es der Aufnahme eines Vermerks in Spalte 6 nidt. Die Ein: 
tragımgen gefchehen nach der Reihenfolge. Die Namen der im Haufe mit- 
wohnenden Ehefrau und Kinder folgen unmittelbar auf diejenigen des Ehe— 
mannes beziehungsmweife des Vaters oder der Mutter. 
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Baspflihtigfeit und Meldung Nenanziehender. 


Polizei-VBerordnung von 9. Juli 1878. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei: VBer- 
waltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizeis Präfidium, nad Bes 
rathung mit dem Gemeinde» PVorjtande, für den Polizeibezirf von Berlin, 
was folgt: 

Für die Dauer der durch die Kaiferlide Verordnung vom 
26. Juni d. I. (Reichs-Gefegblatt S. 131) eingeführten Paßpflichtig— 
feit der in der Stadt Berlin anfommenden fremden und Neu— 
anziehenden werden bie Borjchriften der Polizei» Verordnung über das 
Melvewejen in Berlin vom 18. Juli 1876 (Amtsblatt der Königlichen Re— 
gierung zu Potsdam ©. 279) dahin abgeändert: 


1. Meldungen in Bezug auf Nenanzichende, 


Someit die Vorfhriften der SS 4 bis 11 und 24 jener Verordnung 
fih auf die Meldung Neuanziehender beziehen, treten nachſtehende Ber 
ftimmungen an beren Stelle. 


gl. 

Jede von auswärts nenanziehente Berfon, welche hier Wohnung nimnit, 
oder in einer Wohnung, oder Sclafitelle aufgenommen wird, ift binnen 
24 Stunden nad dem Beziehen der Wohnung oder Schlafftelle bei dem 
Polizei-Revier-Büreau, in deſſen Bezirke die Wohnung oder Schlafitelle bes 
legen ift, nadı dem Mufter II. der Polizei» Verordnung vom 18. Juli 1876 
zu melden. 

82. 

Zur Meldung verpflichtet ift der Hauseigenthümer bezw. ter Haus- 
verwalter. Er hat dabei den Paß oder die Paßkarte des Neuanziehenven 
mit vorzulegen oder anzuzeigen, daß derſelbe ſolche Papiere nicht befitt. 


83. 

Der Nenanziehende ift verpflichtet, dem Hauseigenthümer, bezw. dem 
Hausverwalter alle zur vorfchriftsmäßigen Erfüllung diefer Verpflichtung 
($ 2) erforderlichen Angaben zu maden, demfelben auch feinen Paß oder 
feine Paßkarte zur Borlegung bei dem PolizeisRevier-Büreau zu übergeben. 


84. 

Neben der Meldung durch den Hauseigenthümer bezw. den Haus- 
verwalter bat der Neuanziehende ſich ſelbſt perfünlich oder fchriftlich binnen 
3 Tagen nah dem Beziehen der Wohnung oder nad) der Aufnahme in die 
Wohnung oder Schlafitelle bei den Polizei Revier: Büreau zu melden, 
über feine und feiner Angehörigen perjönlichen und Militär- Berhältnijje 


245 


Auskunft zu geben und im Falle des Anzugs aus einem anderen Gemeinde: 
Bezirke des Preußiſchen Staats ein Atteft der Behörde des legten Wohn- 
ſitzes über die daſelbſt erfolgte Abmeldung, bezw. über feine Steuer» Ber: 
hältniſſe (Abzugs-Atteft) zu überreichen. 

85. 

Zu melden iſt nah Maßgabe der Vorſchriften in den 88 12 bis 18 
der Polizei Verordnung vom 18. Juli 1876 binnen ber bort beftinmten 
Frift die Ankunft von Reiſenden aud dann, wenn biefelben in einem Ber: 
wandtihafts- oder Schwägerfchafts-Berhältniffe zu demjenigen ftehen, bei 
welchem fie abgeftiegen find. 

$ 6. 

Gaftwirthe, Inhaber von Hotelgarnis und andere Perfonen, ſobald fie 
Keifende aufgenommen haben, find verpflichtet, bei der von ihnen nach ben 
88 12 bis 17 der Polizei-Verordnung vom 18. Juli 1876 innerhalb ver 
bort beftimmten Frijt zu erftattenden Meldung bei dem Polizei» Revier: 
Büreau den Paß oder die Pahfarte des Neifenden mit vorzulegen oder ans 
äuzeigen, daß derfelbe ſolche PBapiere nicht befigt. 


8 7. 
Der Reifende ift verpflichtet, dem Gaftwirthe, Inhaber eines Hotel- 
garni oder demjenigen, welder ihn fonft aufgenommen hat, feinen Paß oder 
feine Paßkarte zur Borlegung bei dem Polizei-Revier-Büreau zu über 
geben, 
$ 8. 
Uebertretungen diefer Polizei» Verordnung unterliegen einer Gelpitrafe 
von 5 bis 30 Marf. 
Berlin, ven 9. Juli 1878. 
Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Meldung von Sterbefällen. 


Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1878. 


Damit die Eintragung der Sterbefälle in das Standesregifter mit der 
im $ 59 des Gefeges über die Beurkundung des Perfonenftandes und die 
Eheihließung vom 6. Februar 1875 angeordneten Bollftändigfeit erfolgen 
fönne, iſt es erforderlih, daß bei der Anmeldung des Sterbefalled dem 
Standesbeamten zugleih der von einem approbirten Arzte oder Wundarzte 
ausgeftellte Todtenſchein ($ 9 der PolizeisBerorbnung vom 20. Mai 1875*) 
zur Einficht vorgelegt wird. 

) Berg. Theil IV., Abſchnitt 5, D. 
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Das betheiligte Publitum wird daher aufgefordert, fi vor der Aue 
meldung des Sterbefalles beim Standesamte zunächft den Todtenfchein zu 
verſchaffen und letteren fodann bei der Anmeldung des Sterbefalles mit 
vorzulegen. Indeſſen wird darauf aufmerffam gemadt, daß nad $ 56 bes 
Geſetzes vom 6. Februar 1875 jeder Sterbefall fpäteftens am nächſtfolgenden 
Wochentage dem Standesbeamten anzuzeigen ift. Diefe Frift ift unter 
allen Umjtänden inne zu halten und darf insbefondere durch die vorgängige 
Beihaffung des Todtenfcheins nicht verabjäumt werben. 

Berlin, ven 1. Yuguft 1878. 

Königlihes Polizer-Präfivium. 
(gez.) von Mabdai. 


Zweiter Abſchnitt. 
Geſinde-Weſen. 


Geſinde-Dienſtbücher. 
Bekanntmachung. 

Es iſt mehrfach im Publikum der Glaube verbreitet, daß Dienſtboten 
nicht mehr verpflichtet ſeien, vor Antritt eines Geſindedienſtes ſich durch die 
Polizei-Behörde des Aufenthaltsortes ein Dienſtbuch ausfertigen zu laſſen. 
Dieſe Meinung iſt jedoch nicht zutreffend. Es hat vielmehr Jedermann, 
der in Geſindedienſt treten will, durch ein Zeugniß ſeiner Heimathsbehörde, 
den Vorſchriften der $$ 5—10 der Geſinde-Ordnung vom 8. November 1810 
entſprechend, der Polizeibehörde feines Aufenthaltsortes darzuthun, daß 
feiner Annahme als Gefinde fein Bedenken entgegenfteht, und auf Grund 
diefes Atteſtes nach Vorfchrift der Verordnung vom 29. September 1846 
(G.S. 1846, ©. 467) die Ausfertigung eines Gefinde » Dienjtbuches zu bes 
antragen. Es ift demnach jeder Dienftbote verpflichtet, im Beſitze eines 
Dienſtbuchs zu fein, und machen fih Herrichaften, welche Dienftboten ohne 
Dienftbücher annehmen, ftrafbar, worauf bejonders hingewiejen wirb unter 
Einfhärfung ber 


Polizei-Verordnung vom 14. Juni 1867, 
welche folgendermaßen lautet: 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei» Ber: 
waltung vom 11. Mär; 1850 (G.“S. ©. 265) verordnet das Polizeis 
Präfidium nad Berathung mit dem Gemeinde -Borftande für ben engeren 
Polizeibezirt von Berlin, was folgt: 


81. 
Kein Dienftbote darf in einen Gefindedienft treten oder die Dienft- 
herrſchaft wechjeln, ohne ſich vorher mit einem von der zuftändigen Polizei- 
behörde ausgefertigten Gefinde-Dienftbuch verjehen zu haben. 
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Beim Ausſcheiden aus dem Dienjte, fei es auf Zeit oder auf immer, 
hat jeder Dienftbote die Herrfchaft um die Eintragung eines volljtändigen 
Abſchiedszeugniſſes in das Dienftbuh zu erfuhen und, fall daſſelbe ver- 
weigert wird, den Borftand vesjenigen Polizei Nevierd, in weldem die 
Herrſchaft wohnt, davon in Kenntniß zu jegen. 


83. 

Binnen acht Tagen nad) dem Antritt eines Dienftes, beziehungsmeife 
nah dem Austritte aus einem Dienfte, gleichviel, ob letterer auf Zeit oder 
auf immer erfolgt it, hat der Dienftbote das Dienftbuch, mit dem Abjchieds- 
zeugniffe der legten Herrjchaft verfehen, dem Vorſtande desjenigen Polizei- 
Reviers, in welchem feine derzeitige Herrſchaft, oder — falls er feinen 
Dienft wieder angetreten hat — er felbft wohnt, zur Viſirung vorzulegen. 


84. 

Dienſtboten, welche den vorſtehenden Beſtimmungen nicht nachkommen, 
desgleichen Dienſtherrſchaften, welche einen Dienftboten, der ſich nicht im 
Beſitze eines orbnungsmäßigen Dienftbuches befindet, in Dienft nehmen, 
werben mit Geldbuße von 1 bis 10 Thalern beftraft. 

Berlin, den 14. Juni 1867. 

Königlihes Polizei > Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 


Ausfertigung don Geſinde-Dienſtbüchern. 
Belanntmahung vom 16. April 1875. 


Zur Erleichterung der Dienjtboten hat das Polizei» Präfivium nad- 

ftehende, mit dem 1. Mai d. I. in Kraft tretende Anordnungen getroffen: 

1) Die Revier-Vorſtände find ermächtigt und angewiefen, den Ein- 
wohnern ihrer Reviere die Gefinde-Dienftbüher im Auftrage 
des Polizei-Präſidiums anszufertigen. Als Einwohner des Reviers 
ift jede Perſon anzufehen, welche entweder jelbftftändig ift und eine 
fefte Wohnung oder Schlafftele im Revier hat, oder welche zu einer 
im Revier wohnenden Familie gehört. Die Beihaffung des Formulars 
zu dem Dienftbudye iſt Sache besjenigen, welder die Ausfertigung 
verlangt. 

2) Dem Gefinde- Amt der V. Abtheilung des Polizei- 
Präjidiums (im Haufe Poftftraße 16, 2 Treppen hoch) verbleibt 
die Ausfertigung der Geſinde-Dienſtbücher 

a, für diejenigen Einwohner von Berlin, welche feinem beftimmten 
Reviere angehören, weil fie nirgends eine feite Wohnung oder 
Sclafitelle haben; 
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b. für fremde, melde von auswärts nach Berlin kommen, um 
fih hier zu vermiethen und nicht bereits im Befige eines von 
einer preußischen Behörde ausgeftellten Dienftbuhs find ($ 2 
des Gejeßes vom 21. Februar 1870); 

c. in dem Falle, wo ein Gefinde- Dienftbuch verloren geht und an 
deſſen Stelle ein neues Dienſtbuch ausgejtelt werben fol ($ 7 
des Gefeßes von 29. September 1846) oder wenn die Aus» 
fertigung eines Dienftbuchs von einer Perfon nachgeſucht wird, 
welche früher im Gefinde- Dienft geitanden hat und das alte 
Dienftbuch nicht vorlegen kann oder will. 

3) Befonvdere Dienſt-Erlaubnißſcheine werben ferner nicht mehr 
ausgeftellt. Perfenen, welche im Befige eines gültigen Dienftbuche 
find, bedürfen feiner bejonderen Erlaubniß zur Vermiethung und den» 
jenigen, welche in Gefinde-Dienft treten wollen und noch fein Dienft- 
buch befigen, ift ein foldhes an Stelle des Dienſt-Erlaubnißſcheines 
auszufertigen. 

4) Fremde, welde von auswärts nah Berlin fommen, um 
ih hier zu vermiethen und bereits im Befige eines Gefinde- Dienit- 
buches find, haben fi in Zukunft auf dem Gefinde- Amt des Polizei 
Präfiviums nicht mehr zu melden. Sobald fie einen Dienft gefunden 
haben, müſſen fie fih aber in Gemäßheit des $ 3 der Polizei-Ver— 
ordnung vom 14. Juni 1867 bei dem Borftande desjenigen Polizei 
Reviers melden, in welchem die Dienſtherrſchaft wohnt und haben ſich 
dafelbjt über ihre bisherige Führung auszumeifen. 

Berlin, den 16. April 1875. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Geſinde-Belohnungs-Fonds. 
Allerhöchſte Kabinetsordre vom 27. Dezember 1826. 

Zur Errichtung eines Prämienfonds für wohlverdientes Geſinde 
in hieſiger Reſidenz, will Ich auf Ihren Bericht vom 21. d. M. die Er— 
hebung von 5 Sgr. von jedem in Berlin neu anziehenden oder die Herr— 
ſchaft wechſelnden Dienſtboten genehmigen und Ihnen das Weitere überlaſſen. 

Berlin, den 27. Dezember 1826. 

gez. Friedrich Wilhelm. 


Bekanntmachung vom 10. September 1872. 

Der nach der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 27. Dezember 1826 
von jedem Dienſtboten hierſelbſt beim Antritt oder Wechſel eines Dienſtes 
zu entrichtende Beitrag an den Geſinde-Belohnungs-Fonds iſt 
bisher in den Geſinde-BVermiethungs-Comtoiren bei Ausfertigung des ſo— 
genannten Comtoirſcheins mit eingezogen worden. 
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Einer Anweifung des Königliben Minifteriums entiprechend ſoll künftig 
die Zahlung derfelben in befonderen Annahmeftellen gejhehen und find 
nunmehr ſolche Annahmeftellen errichtet. 

Ueber die erfolgte Zahlung wird eine bejondere, auf die betreffende 
Perfon und das eingegangene Dienft-Berhältnig lautende Beſcheinigung aus— 
geitellt werben. 

Die Dienftboten werden von diefer neuen Einrihtung mit dem Er— 
juchen in Kenntniß gejegt, nunmehr nad) Eingang eines Dienſt-Verhältniſſes 
fofort in einer der vorangegebenen Annahmeftellen die Zahlung zu Leiften 
und fich die Beſcheinigung darüber ausftellen zu laſſen, da legtere bei der 
polizeilichen Meldung gefordert werden wird. 

Berlin, den 10. September 1872. 

Deputation zur Berwaltung des Gefinde-Belohnungs- und 
Unterſtützungs-Fonds. 
(gez.) Matthes. 


Bekauntmachung vom 16. November 1872. 

Seitens des Herrn Miniſters des Innern iſt durch Reſkript vom 
5. d. M. genehmigt worden, daß die Kontrole über die Zahlung der 
beim Dienſt-Antritte zu entrichtenden Beiträge an den Geſinde— 
Belohnungs-Fonds wie früher in den Polizei-Revieren ſtattfinden ſoll. 

Demnach haben die Dienſtboten bei der Meldung eines Dienſt-Antritts 
im Polizei-Revier-Büreau ſich gleichzeitig über die erfolgte Einzahlung 
der gedachten Beiträge durch Vorzeigung der desfallſigen Quittung aus— 
zuweiſen. 

Indem wir die Herrſchaften und Dienſtboten hiervon in Kenntniß ſetzen, 
machen wir zugleich darauf anfmerkſam, daß nach unſerer Bekanntmachung 
vom 10. September d. J. die Zahlung dieſer Beiträge nicht mehr in den 
Geſinde-Vermiethungs-Comtoiren, ſondern lediglich in den hierzu er— 
richteten beſonderen Zahlſtellen zu geſchehen hat und daß in dieſen 
Zahlſtellen die mit unſerm Stempel verſehenen Quittungen ausgegeben 
werden. 

Berlin, den 16. November 1872. 

Deputation zur Verwaltung des 
Geſinde Belohnungs- und Unterſtützungs-Fonds. 
(gez.) Kunz. 


Dienſthücher der Dienſtmannen auf Preußiſchen Flußſchiffen 
oder Flößen. 
Polizei-Verordnung vom 14. September 1856. 


Auf VBeranlaffung der Herren Minifter für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten, des Innern und der Finanzen verordnet das Königliche 
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Polizei-Präſidium auf Grund der 88 6, Litr. b., und 11 des Geſetzes über 
die Polizei» Verwaltung vom 11. März 1850 zur befferen Beauffichtigung 
der Schiffsleute auf Preußischen Flußichiffen und zur Hebung der Disziplin 
für den engeren Polizeibezirt Berlins Nachitehenvdes: 


$ 1. 

Jeder Dienftmann auf einem Preußiſchen Flußichiffe oder Floſſe — 
Lehrling, Junge, Schiffsfnecht, Zugknecht, Heizer, Gefelle, Matrofe, Boots» 
mann, Steuermann — muß mit einem Dienftbud) verfehen jein und das» 
jelbe auf jeder Reife bei ſich führen. 


82. 

Die Dienftbücher werden nad dem anliegenden Mufter geprudt. Sie 
gewähren Raum zur Eintragung von 6 Dienft-Atteften und find bei den» 
jenigen Königlihen Zoll» und Stenerämtern käuflich zu haben, welche dem 
nächſt werben bezeichnet werben. 

8 3. 

Wer nad den Beftimmumngen diefer Verordnungen mit einem Dienft- 
buche verfehen fein muß, hat ſolches der Polizeibehörde feines Wohnortes 
behufs der Ausfertigung und Eintragung des Signalements vorzulegen. 
Die Eintragung erfolgt koftenfrei. 


84. 

Schiffseigner, Schiffs- oder Floßführer haben bei jeder Annahme eines 
Dienſtmannes ſich deſſen Dienſtbuch vorlegen zu laſſen und darin über das 
einzugehenve Dienſtverhältniß das Erforderliche einzutragen. In Beziehung 
auf die Shen vor Publikation der gegenwärtigen Verordnung eingegangenen 
Dienftverhältniife it die Befolgung diefer VBorfhriften binnen 3 Monaten - 
nachzuholen. 

85. 

Der Dienſtmann darf in ſeinem Dienſtbuche keine Aenderungen oder 

Zuſätze machen oder durch Unberechtigte machen laſſen. 


86. 

Das Dienſtbuch muß ſowohl dem Dienſtherrn, als einer jeden Polizei— 
behörde auf Verlangen jederzeit vorgelegt werden. Die nach dem Muſter 
zu 8 2 vorſchriftsmäßig ausgefüllten Dienſtbücher gelten für ihre Inhaber, 
jofern fie Preußifhe Unterthanen find, in den dieffeitigen Staaten als ge— 
nügenber perjönlicher Ausweis und vertreten die Stelle der paßpolizeilichen 
Legitimation. 

87. 

Den Polizeibehörden liegt es ob, Beſchwerden des Dienſtmannes über 
ein demſelben ertheiltes oder verweigertes Zeugniß zu erledigen und die 
dadurch etwa herbeigeführten Aenderungen und Zuſätze im Dienſtbuch nach— 
zutragen. 
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$ 8. 

Auf jedem Preußifchen Flußſchiffe ift ein Verzeihniß der Perfonen, 
welche auf demfelben in Dienft getreten find, zu führen und aufzubewahren. 
Dem Namen jedes entlaffenen Dienftmannes ift eine Bemerkung über Ans 
fang und Ende jeiner Dienftzeit und eine wörtliche Abfchrift des ihm bei 
feinem Abgange ertheilten Zeugniffes beizufegen. Dieſes Verzeichniß iſt 
jeder Schifffahrts- und Polizeibehörde auf Berlangen zur Einſicht vor— 
zulegen. 

89. 

Uebertretumgen der obigen Vorſchriften werden mit Geldſtrafen bis zu 
dem Betrage von 10 Thalern oder im Unvermögensfalle mit verhältnig- 
mäßiger Gefängnißftrafe geahndet. 


$ 10. 
Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Februar 1857 in Kraft. 
Berlin, ven 14. September 1856. 
Königliches Polizei - Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Zedlig. 


(Erite Seite.) 

Dienftbuch für den (Sciffsgejellen, Schiffsjungen ꝛc.). Ausgefertigt 
zee dee 18... — (Unterfchrift der ausfertigenden 
Behörde). 

(Zweite Seite.) 


(Dritte Seite.) 

Bezeihnung des Inhabers. — Name. — Geburtsort. — Alter. — 
Größe. — Haare. — Augen. — Befondere Zeihen. — Eigenhändige 
Unterfchrift des Inhabers. (Vor: und Zuname.) — Unterzeichnet in Gegen- 
wart und atteftirt von dem Beamten. 


(Vierte Seite.) 
Abdruck der Verordnung wegen Einführung von Dienftbühern für die 
Schiffsleute vom ....... 


(Fünfte Seite.) 


(Sechste Seite.) 

Zeugniß. — Name des Schiffseigners oder Schiffsführers (Flofführers) 
und des von ihm geführten Schiffs. Angabe der Nummer, welde das 
Fahrzeug bei der Vermeſſung erhalten hat. Iſt daflelbe zugleich für bie 
Befahrung der Elbe mit einem Sciffspatent verjehen, fo ift zu vermerken, 
unter weldem Datum und von weldyer Behörde das Patent if. — Tag 
des Dienftantritts. — Inhaber dient ald ..... auf die Zeit von. ...... 
gegen einen Lohn von ...... — Tag der Dienft-Beendigung. — Angabe 
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des Entlafjungsgrundes. — Eigenhändig mit vollem Namen zu unterfchreiben- 
des Zeugniß des Schiffseigners oder Schiffsführers (Floßführers) über 
Betragen und Tüchtigkeit des Dienftmannes. — Bemerkungen der Polizei 
Behörde. 

(Siebente Seite.) 
a ———— — Zeugniß No. .......... 


(Achte Seite.) 


Debit der Schiffer-Dienſtbücher. 
Bekanntmachung vom 27. Januar 1873. 


Nachdem in Veranlafjung des Gejeges vom 22. Februar 1872 (G.-©. 
©. 160) der Debitspreis der für den Gebrauch im Binnenfcifffahrtsverfehr 
beftimmten Dienftbüher — unter Einjtelung der Stempelung — von 
10 auf 1 Sgr. ermäßigt und der Debit dieſer Bücher den Organen der 
SteuersBerwaltung abgenommen und den Orts-Polizeibehörden übertragen 
ift, wird dem betheiligten Publifum hierdurch bekannt gemadt, daß dieſe 
Schiffer-Dienftbücher hier in Berlin durch das Königliche Polizei-Schifffahrts— 
Büreau, Probſtſtraße Nr. 8, zum Preiſe von 1 Sgr. für jedes Stüd ver- 
fauft werben. 

Berlin, ven 27. Januar 1873. 


Königlihes Bolizei-Präfidium. 


Dritter Abſchnitt. 
Sitten: Polizei. 





Aeußere Heilighaltung der Sonn: und Feittage. 
Befanntmahung vom 20. November 1844. 


Nach der Verordnung über die äußere Heilighaltung der Sonn- und 
Velttage vom 18. Mai 1837 war das Deffnen der Verkeufslokale an jenen 
Tagen mit Ausnahme der Vormittagsftunden von 9 bis 11 Uhr und der 
Nachmittagsitunden von 2 bis 4 Uhr allgemein gejtattet. Mit höherer 
Genehmigung wird diefe Beitimmnng hierdurch außer Kraft geſetzt, und 
dagegen Folgendes allgemein verorbnet: 


1) Der öffentlihe Gewerbe: Verkehr, namentlih das Oeffnen der Ver— 
faufslofalien und das Ausjtellen von Waaren an den Labenthüren 
und Schaufenftern, ift an Sonn- und Felttagen nur bis 9 Uhr Vor» 
mittags geftattet, von da ab aber allen Gemwerbetreibenden, mit allei= 
niger Ausnahme derer, welche Lebensmittel feilhalten, unbedingt ver- 
boten. Dieſen Letzteren ift geftattet, außer den Hauptfirchenftunden 
von 9 bis 11 Uhr und Nachmittags von 2 bis 4 Uhr ihre Fäden 
zu öffnen. 

2) Rüdfichtlih der Apothefen und Stuben der Wundärzte bleibt es bei 
den früheren Beitimmungen, wonadh deren Eröffnung feiner Be— 
ſchränkung unterliegt. 

3) Ebenſo ift der Verkehr auf den des Sonntags in den Frühftunden 
ftattfindenden und in den Monaten Mai, Juni, Juli, Auguft bis 
8 Uhr, in den übrigen Monaten aber bis 8", Uhr dauernden 
Morgen» Biltualien- Märkten, mit Einfluß des Fleiſchverkaufs in 
den Scharren, fowie 

4) der Berfauf auf den Jahrmärften und dem Weihnadytsmarkte außer 
den vorbezeichneten Stunden des Gottespienftes auch fernerhin ges 
jtattet. 
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5) Deffentlibe Arbeiten während des Gottesdienſtes bleiben wie früher 
verboten, ebenjo dürfen 

6) an den Vorabenden der drei großen Feſte, Weihnachten, Oftern umd 
Pfingften, des allgemeinen Buß» und Bettages, des dem Andenken 
der Berftorbenen gewidmeten Tages, ſowie an den Abenden diefer 
legten beiden Tage und in der Charwode feine Bälle oder andere 
öffentliche Luſtbarkeiten ftattfinden. 

7) Wer biergegen handelt, verfällt in eine Polizeiftrafe bis zu 5 Thalern, 
die im Wiederholungsfalle erhöht wird. 

Berlin, den 20. November 1844. 

Königlihes Polizei Präfidium. 
(gej.) von Puttfammer. 


Oeffentliche Puitbarfeiten. 


Polizei-Berorpnung vom 10. Juli 1851. 

Auf Grund der $$ 6 und 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über 
die Polizei: Verwaltung und des $ 10 Th. II. Tit. 17 des Allgemeinen 
Landrechts verorbnet das Königliche Polizei-Präſidium für den engeren und 
weiteren Berliner PolizeisBezirt, was folgt: 


81. 

Ohne ausdrückliche Erlaubniß des Königlichen Polizei-Präſidiums darf 
keine öffentliche Luſtbarkeit irgend einer Art (Ball, Tanzmuſik, Redoute, 
Maskerade, Konzert, Theater und Aehnliches) veranftaltet werden.*) 

*) Bergleihe Minifterinl- Erlaffe vom 26. November 1359, Minifterial- Blatt von 
1359 Seite 338/339 und vom 2. November 1834, Minifterial- Blatt von 1384 
Eeite 251, nadı welchen aud die von Vereinen und Privat-Gefellichaften veranftalteten 
Ruftbarkeiten, zu denen ein Ieder gegen Erlegung eines beftimmten Eintrittögeldes zu« 
gelaflen wird, als öffentliche Luftbarfeiten anzufehen und zu behandeln find. 


$ 2. 

Für Concerte und Tanz: Puftbarfeiten, mit Ausnahme der Redouten 
und Maskeraden, muß diefe Erlaubniß bei dem Polizei-Pieutenant desjenigen 
Reviers, in welder die Luftbarkeit ftattfinden fol, für alle übrigen öffent- 
lihen Luftbarkeiten aber bei dem Polizei-Präſidium unmittelbar nachgefucht 
werben. 

$ 3. 

Wird die öffentliche Luftbarkeit in dem weiteren Polizeibezirke ver- 
anftaltet, jo ijt bei Nachſuchung der polizeilichen Erlaubniß die Beſcheinigung 
ber Ortsbehörbe darüber beizubringen, daß dieſe gegen bie beabfichtigte 
Quftbarfeit nichts zu erinnern hat. 

84. 

Wenn die polizeiliche Erlaubniß an gewiſſe Bedingungen geknüpft iſt, 

ſo müſſen dieſe Seitens des Unternehmers ſtreng inne gehalten werden. 
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$ 5. 

Den mit der Beauffihtigung der öffentlichen Luſtbarkeit beauftragten 
Beamten müſſen angemeilene Pläge in dem Lokale unentgeltlid eingeräumt 
werben. Der Unternehmer muß den Beamten auf Erfordern jede auf die 
Luſtbarkeit bezügliche Auskunft ertheilen. Der Unternehmer und jeder Theil 
nehmer muß den Anordnumgen der Auffictsbeamten ummeigerlich und bei 
Vermeidung von Zmangsmaßregeln und gejeglicher Beftrafung Folge Leiften. 


$ 6. 

Wer ohne Genehmigung eine öffentliche Luftbarfeit veranftaltet, oder 
die bei der Genehmigung geftellten Bedingungen nicht einhält oder über- 
fchreitet, wird, außer der nad) den Strafgefegen etwa verwirkten Strafe, 
mit Geldbuße von 1 bis 10 Thalern oder im Unvermögensfalle mit ver- 
bältnigmäßigem Gefängniß beftraft. Gaſt- und Schanfwirthe, in deren 
Lokalen öffentliche Luſtbarkeiten ohne polizeilihe Erlaubniß flattfinden, in 
gleichen diejenigen, welche ſich wiederholter Uebertretungen diefer Verordnung 
Ihuldig machen, haben die Nichtverlängerung ihrer Konzeffion, nad Um— 
ftänden auch deren fofortige Entziehung (in Gemäßheit des $ 71 der All 
gemeinen Gewerbe-Orbnung von 17. Januar 1845) zu gemwärtigen.*) 

*) jept 8 53 der Neich6-Gewerbe-Ordnung. 

87. 

Das Königliche Polizei-Präſidium behält ſich den Erlaß beſonderer 

Vorſchriften für einzelne Arten von öffentlichen Luſtbarkeiten vor. 


88. 
Die Berorbnung vom 2. März 1844 (Amtsblatt 1844 Stüd 11 ©. 57, 
Berliner Imtelligenz-Blatt vom 12. März 1844 Nr. 62) iſt aufgehoben. 
Berlin, den 10. Juli 1851. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Hinckeldey. 


Aeußere Heilighaltung der Sonn: und Feittage. 


Polizei-Berorpnung vom 24. November 1853. 


Auf Grund der 88 6 und 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.S. 
S. 267) verordnet das Polizei: Präfidium für den engeren Polizeibezirf von 
Berlin, was folgt: 

a. Auch der nicht öffentlihe Gewerbe» Verkehr, d. i. der Gewerbe- Ber- 
fehr resp. Betrieb innerhalb der Betriebs: MWerkftätten, ſowie die 
Ausführung von Arbeiten innerhalb der Häufer und aufgefchlofienen 
Privat: Grundftüde ımterliegt nach 9 Uhr Vormittags dem polizei 
lihen Verbote injoweit, als damit ein außergewöhnlicher Verkehr nad 
Außen oder ein lautes, die allgemeine Sonntagsruhe ftörendes Ge— 
räuſch verbunden ıft; 
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b. desgleihen ift nach 9 Uhr Vormittags die Ablohnung der Handwerker, 
Tagelöhner und Arbeiter, ſowie 

ce. die Ausübung der Jagd und das Scheibenſchießen mit Feuergewehren 
verboten; 

d. die Befiter von Gaft: und Kaffeehäufern, Konditoreien, Schanf: 
und überhaupt ſolchen Berkaufslofalien, in welchen jogenannte figende 
Säfte gehalten werden dürfen, fünnen ihre Gaſträume an Some 
und Feſttagen zwar während der ganzen Tageszeit offen halten und 
Lebensmittel an ihre Gäfte zum Verzehren auf der Stelle verkaufen, 
fie dürfen jedocdy während der Hauptkirchenſtunden weder das Kegel-, 
Billard, Karten und dergleichen Spiele, noch auffällige und laute 
Luitbarkeiten in ihren Lokalen dulden, auch müſſen während dieſer 
Zeit die nah der Straße führenden Thüren der leßteren ein- 
geklinkt jein; 

e. die Thüren der Verfaufsitellen, in welchen Lebensmittel feilgehalten 
werden, mit Ausnahme derer der Bäder und Schlächter, müſſen 
nad 9 Uhr Vormittags außer den Hauptkirchenſtunden, in welchen 
fie gänzlich zu ſchließen find, mindeftens eingeflinft fein. Dem 
Handel mit Yebensmitteln wird der mit Tabad gleichgeftellt; 

f. der Transport von Saden auf den Straßen, welde ein befonvderes 
Auffehen erregen oder ein erhebliches Geräuſch verurfachen, wozu 
insbejondere Bier» und Rollwagen, Wagen mit leeren Fäſſern, 
Eijenftangen, Ketten u. ſ. w. zu rechnen find, ift als ein Zubehör 
des „öffentlichen Gewerbe: Berfehrs" anzufehen und deshalb ver- 
boten. Vieh darf an Sonn: und Feſttagen innerhalb der Stadt: 
maner gar nicht, außerhalb derfelben nur vor 9 Uhr Morgens und 
nad) 4 Uhr Nachmittags getrieben werben; 

g. wem in Folge von Natur- Ereigniffen oder Unglüdsfällen das Be— 

dürfniß entjteht, den Sonn over Felltag, insbeſondere die Zeit 

während des Gottesdienſtes zum öffentlichen Gewerbebetrieb oder 

Ausführung „öffentlicher Arbeiten” zu benugen, jo iſt dazu vorher 

befondere Erlaubniß von dem polizeilihen Revier-Vorſtande ein» 

zubolen, over, wenn die jchwebende Gefahr die Einholung der Er— 
laubniß nicht geftattet, eine nachträgliche Anzeige binnen 24 Stunden 
zu machen; 

h. wer gegen dieſe Vorſchriften handelt, verfällt der in der VBerorbnung 
vom 20. November 1844 fejtgejetsten Geldbuße bis zu 5 Thaler, 
welche im Wiederholungsfalle bis zu 10 Thaler zu verfchärfen ift. 
Im Fall des Unvermögens tritt verhältnigmäßige Gefängniß— 
ftrafe ein. 

Berlin, ven 24. November 1853. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Hinckeldey. 


258 


Verbot von Bällen und öffentlichen Luſtbarkeiten an beitimmten Tagen. 
Polizei-Verordnung vom 12. Juni 1856. 


Auf Grumd der 886 und 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über 
die Polizei Verwaltung (G.“S. ©. 267) verordnet das Polizei- Präfivium 
für den engeren Polizei» Bezirk von Berlin, was folgt: 


sl. 

Das Verbot der Polizeis-Berordnung vom 20. November 1844 (Amtsblatt 
vom Jahre 1844 Stüd 48 und Berliner Intelligenz-Blatt vom Jahre 1853 
Nr. 278), daß an den Vorabenden der drei großen Fefte, Weihnachten, 
Dftern und Pfingften, des allgemeinen Buß- und Bettages, des dem Andenken 
der Berjtorbenen gewidmeten Tages, fowie an den Abenden diejer legten 
beiden Tage und in der Charwode Feine Bälle oder andere öffentliche 
Luſtbarkeiten ftattfinden bürfen, wird auf die erften Feiertage der drei Feſte 
Weihnachten, Oſtern und Pfingiten, auf den ganzen Tag des Buß- und 
Bettages, des dem Andenken der Berftorbenen gewidmeten Tages, jowie 
auf Tanzmufif jeder Art ausgedehnt. 


Ss 2. 
Wer gegen diefes Verbot handelt, verfällt einer Geldbuße bis zu 
10 Thlr. oder im Unvermögensfalle einer N bis zur Dauer 
von 14 Tagen. 
Berlin, den 12. Yuni 1856. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) Freiherr von Zedlitz. 


Verbot des Hauſirhandels an Sonn: und Feſttagen 
nad 9 Uhr Vormittags. 


Polizeis-Berorpnung vom 18. September 1858. 


Auf Grund der 88 11 und 12 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 
die Polizei» Verwaltung (G.“S. ©. 267) und im Anſchluß an die Polizei- 
Berordnungen vom 20. November 1844, 24. November 1853 und 12. Juni 
1856 wegen äußerer Heilighaltung der Sonn- und Felttage verorbnet das 
Polizei» Präfivium für den engeren Polizei» Bezirk von Berlin: 


u 

Jedwede Ausübung des Haufirhandels it an Sonn» und Fefttagen 

nah 9 Uhr Vormittags verboten. Auf die Ausübung diefes Handels, die 

im Austragen von Lebensmitteln und Bodenerzeugniflen außerhalb ver 

Haupt Kirhenjtunden befteht, findet diefes Verbot Feine Anwendung, jedoch 
muß das Ausrufen auch ſolcher Berfaufsgegenftände unterbleiben. 
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8 2. 

Wer diefem Verbote entgegenhandelt, verfällt der im 8 340 Nr. 8 des 
Strafgejegbuchs für die Preußiſchen Staaten beftimmten Strafe der Geld— 
buße bis zu 50 Thalern oder Gefängniß bis zu 6 Wochen.*) 

*) Bergl. 8 366 Nr. 1 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Neid. 

Berlin, den 18. September 1858. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) Lüdemann. 


Verweilen in Schaukſtuben u. ſ. w. zu einer von der Polizei 
verbotenen Zeit. 


Polizei-Berorpnung vom 9. März 1866. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeßes vom 11. März 1850 
(8.5. ©. 265) und nad Berathung mit dem Gemeinde: Vorjtande ver- 
orbnet das Polizei» Präfivium für den engeren Polizei-Bezirk von Berlin, 
was folgt: 

81. 

Mit Bezug auf 8 342 des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851,*) 
weldher lautet: „Wer in Schanfituben oder an öffentlichen Vergnügungs- 
orten zu einer von der Polizei verbotenen Zeit, ungeachtet der Wirth, fein 
Stellvertreter oder ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufgefordert hat, 
verweilt, ift mit Geldbuße bis zu 5 Thlr. zu beftrafen. Die Wirthe, weldye 
das Verweilen ihrer Gäſte zu einer von der Polizei verbotenen Zeit dulden, 
haben Geldbuße bis zu 20 Thle. oder Gefängniß bis zu 14 Tagen ver- 
wirft“, wird beftimmt, daß die „verbotene Zeit“ die Stunden von 11 Uhr 
Abends bis 4 Uhr Morgens umfaßt. 

*) Vergl. jebt 8 365 des Strafgefepbüchs für das Deutſche Neid. 


82. 
Ausnahmen von diefer Regel finden nur unter Genehmigung des 
Polizei» Präfivii und nah Maßgabe diefer Genehmigung ftatt. 


83. 
Die Polizeis Verordnung vom 27. März 1865 wird aufgehoben. 
Berlin, den 9. März 1866. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge3.) von Bernuth. 
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Vierter Abſchnitt. 
Forit-, Feld: und Thierſchutz. 


Nerbot des Tödtens, Cinfangens, Verkaufens und Feilbaltens 
nützlicher Vogelarten. 


PolizeicBerordnung vom 19. Dftober 1867. 

Nach den gemadten Erfahrungen hat das durch die Polizei: Ber: 
ordnung der Königlichen Regierung zu Potsdam vom 24. April 1860 
(Amtsblatt Seite 157) ausgejprochene Berbot des Einfangens und Tödtens 
gewiſſer nütlichen Vogelarten feinen ausreichenden Schuß für Diefe Vögel 
gewährt, denn es werden die Märkte nady wie vor mit vielen Arten der— 
jelben in Menge verſehen. Aud) ift die Zahl diefer für die Land- und Forft- 
Kultur jo wichtigen Thiere notoriſch in fortwährender Abnahme begriffen. 
Das Polizei» Präfidium fieht fi daher veranlaßt, auf Grund der 88 5, 6, 11 
und 12 des Geſetzes über die Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 
(G.S. ©. 265) für den engeren und weiteren Polizeibezirf von Berlin und 
den Polizeibezirf von Charlottenburg hiermit zu verordnen, was folgt: 


81. 
Das Tödten und Einfangen der nachbenannten Vogelarten: Blanfehlchen, 
Rothkehlchen, Nachtigall, Grasmüde, Rothſchwanz, Steinfhmäter, Wiefen- 
ſchmätzer, Badhitelze, Pieper, Zaunkönig, Pirol, Goldhähnchen, Meife, 
Ammer, Fink, Hänfling, Sperling, Zeifig, Stieglig, Baumläufer (Kleiber), 
Wiedehopf, Schwalbe, Tagichlaf, Staar, Dohle, Saatkrähe, Rake (Manvel- 
krähe), Fliegenſchnäpper, Würger, Kuckuk, Specht, Wendehals, Buſſard 
(Mäuſefalk) und Eule (mit Ausnahme des Uhu) ift unterſagt. 


$ 2. 

Ingleihen ift das Ausnehmen ber Eier oder der Brut, fo wie das 
Zeritören der Nefter der im $ 1 aufgeführten Vögel verboten. Daſſelbe 
gilt auch) von allen Vorbereitungen zum Fangen diefer Vögel, insbejondere 
von dem Aufftellen von Bogelnegen, Schlingen, Dohnen, Sprenfeln, Käfigen 
und Leimruthen. 
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8 83. 
Zuwiderhandlungen gegen obige Beitimmungen werben mit Geldbuße 
von 1 bis 10 Thlr. oder mit verhältnigmäßigem Gefängniß beitraft. 
Ss 4 | 
Bom 1. Januar 1868 an dürfen die im $ 1 aufgeführten Bogelarten 
auf den Wochenmärkten nicht mehr feilgehalten werden. Wer dieſes Ber- 
bot übertritt, hat in Gemäßheit des 8 187 der allgemeinen Gewerbe » Ord- 
nung vom 17. Januar 1845*) Geldbuße bis zu 20 Thlr. oder verhältnißs 
mäßige Gefängnißitrafe zu gemwärtigen. 
*) jetzt 8 149 Biffer 6 der NReichsgewerbe-Ordnung. 
85. 
Die Polizei-VBerordnungen vom 23. September 1852 (Amtsblatt S. 40) 
und 3. Juni 1858 (Amtsblatt Seite 26) werden -aufgehoben. 
Berlin, den 19. Oftober 1867. 
Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Wurm. 


Abranpen der Bäume, 
Polizei-Berorpnung vom 9. Februar 1856. 

Auf Grund der S$ 6 Litt. h und 11 des Gefeges vom 11. März 
1850 über die PolizeisBerwaltung verordnet das Polizei: Präfldium für 
den engeren Polizeibezirk von Berlin, was folgt: 

81. 

Jeder Befiger eines Gartens, in welchem überwiegend die Obſt-, Ger 
müſe- oder Blumenzucht betrieben wird, ift verpflichtet, alljährlich 

a. alle in demfelben befinvlihen Bäume ohne Unterfchied in der Zeit 
vom 1. Oktober bis 31. Dezember an den Stämmen und Aeſten 
bis zu einer Höhe von 15 Fuß vom Erdboden aus durd Abfragen 
und Abfehren von den daran befindlichen Raupen: Gejpinften fammt 
Eiern zu befreien; 

b. in ber Zeit vom 1. November bis 15. März des darauf folgenden 
Jahres Die an den Zweigen der Bäume und Sträucher befinblicyen 
Raupennejter abzufchneiden und zu vertilgen. 

$ 2. 

Wer den vorftehend getroffenen Verordnungen nachzukommen unterläßt, 
verfällt der im $ 347 Nr. 1 des Strafgeſetzbuchs vom 14 April 1851 
feſtgeſetzten Geldbuße bis zu 20 Thalern oder im Falle des Unvermögens 
einer Gefängnißitrafe bis zu 14tägiger Dauer.*) 

*) Iept 8 368 Nr. 2 des Strafgefegbuhs für das Deutſche Neid. 

Berlin, den 9. Februar 1856. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) Lüdemann. 
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* 


Verkauf von Wild nach eingetretener Schonzeit. 
Polizei-Verordnung vom 25. März 1873, 

Um die ontrole darüber, ob die im $ 1 des Geſetzes über die Schon: 
zeiten des Wildes vom 26. Februar 1870 (G.-S. ©. 120) hinfichtlich der 
Schonung des weiblihen Roth, Damm und Rehwildes enthaltenen Vor: 
Schriften beobachtet werben, zu erleichtern, beziehungsweife zu ermöglichen, 
iſt es erforderlih, daß wenigjtens bei dem im ungzerlegten Zuftande zur 
Berfendung oder zum Berfaufe kommenden männlichen und weiblichen Rothe, 
Damm- und Rehwilde das Geſchlecht derfelben nod mit Sicherheit er- 
kennbar und nicht durd Entfernung aller oder einiger feiner wefentlichen 
äußeren Merkmale verdunfelt jet. 

Auf Grund der 886, 11 und 12 des Geſetzes über die Polizei- Ver: 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. S. 265) verorbnet Daher das Polizeis 
Präfivium für den engeren Polizeibezirt von Berlin und für den Polizei- 
bezirf von Charlottenburg, was folgt: 


sl. 

Wer nah Ablauf von 14 Tagen nad eingetretener Schonzeit a. des 
weiblichen Roth» und Dammmildes unzerlegtes männliches oder weibliches 
Roth- oder Dammwild, b. des weiblichen Rehwildes unzerlegtes männliches 
oder weibliches Rehwild, bei welchem das Geſchlecht nicht mehr mit Sicher- 
heit erfennbar ift, verjendet, verkauft, zum Verkaufe herumträgt, in Läden, 
auf Märkten, oder fonft auf irgend eine Art zum Verlaufe ausjtellt oder 
feilbietet, oder aber den Verkauf derjelben vermittelt, verfällt in eine Geld: 
itrafe bis zu 10 Thalern. 

g 2. 

Die Vorſchrift im $ 1 findet Feine Anwendung auf das Seitens der 
zuftändigen Behörde konfiszirte und dasjenige Wild, von dem auf die im 
$ 7 alinea 2 des oben gedachten Gefeges vom 26. Februar 1870 vor- 
gefchriebene Weiſe nadhgewiefen wird, daß es in den $3 a. a. D. gedachten 
Ausnahmefällen erlegt ift. 

Berlin, den 25. März 1873. 

Königliches Polizei: Prafidium. 
(gg) von Madai. 


Vieh : Transport. 
Polizei-Berorpnung vom 13. Februar 1875. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei: Ber- 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. 1850 ©. 265) verorbnet das Polizei 
Präfivium nad Berathung mit den Gemeinde» Borftänden für die Städte 
Berlin und Charlottenburg in Erwägung der Polizei: Verordnungen vom 
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1. Mai 1871 (Intelligenz. Blatt Nr. 209) und vom 1. Auguft 1873 (Berliner 
Intelligenz - Blatt Nr. 215), was folgt: 


81. 
Die mittelſt Eiſenbahn oder Fuhrwerk transportirten, ſowie die auf 
den Markt gebrachten oder dort befindlichen Kälber, Schafe und Schweine 
dürfen nicht geknebelt oder gefeſſelt werden. 


82. 

Die zur Beförderung von Vieh benutzten Fuhrwerle müſſen jo ge— 
räumig ſein, daß die Thiere, ohne gepreßt oder geſchnürt zu werden, neben— 
einander ſtehen oder liegen können. An Raum iſt zu nehmen: 1 Quadrat— 
meter auf 2 Kälber, 1 Quadratmeter auf 3 Schafe, 2 Quadratmeter auf 
3 Schweine gewöhnlicher Art. 

83. 

Geflügel jeder Art darf nur in Käfigen oder anderen luftigen Behältern 
befördert werden, für deren ausreichende Geräumigkeit die Beſtimmung des 
8 2, alinea 1, gilt. Der Transport in Säcken iſt unterſagt, ebenſo das 
Zuſammenbinden einzelner Thiere, ſowie das Tragen der Thiere an den 
Füßen. 

84. 

Bei der Beförderung des Schlachtviehs, mag dieſelbe durch Tragen, 
Treiben oder Fahren ftattfinden, und bei der Behandlung deſſelben iſt jedes 
brutale Benehmen gegen die Thiere, insbejondere das Heben von Hunden 
ohne Maulkörbe auf diefelben, heftiges Zerren an Peitfeilen, Prügeln mit 
Knütteln, Stoßen mit Fäuften und Fühen unterfagt. Beim Ein» und Aus- 
laden find die Thiere zu heben, nicht zu werfen. 

85. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Anordnungen werden, ſoweit ſie 
nicht auf Grund des Strafgeſetzbuchs eine höhere Strafe nach ſich ziehen, 
mit Geldbuße von 1 bis 30 Mark oder verhältnißmäßiger Haft geahndet. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 


Lorihriften über den MWildhandel in Berlin. 
Befanntmahung vom 12. Februar 1886. 

Ueber die bezüglid” des Wildhandels für den Polizeibezirt Berlin 
geltenden gejeglihen Vorſchriften ift anfcheinend in dem betheiligten Kreiſen 
nicht die erforderliche Klarheit vorhanden. 

Es wird deshalb Nacitehendes hiermit zur öffentlihen Kenntniß ge— 
bradt: 

Nah 8 7 des Gejeges über die Schonzeiten des Wildes vom 26. Fe— 
bruar 1870 (G.-S. ©. 120 ff.) wird die Verfaufszeit des Wildes durch 
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die Schonzeit deflelben in der Weiſe beitimmt, daß der Verkauf, das Feil- 
halten ꝛc. 14 Tage nad eingetretener Schonzeit der betreffenden Wildart 
verboten ift. 

Bon dieſem Verbote findet nur eine Ausnahme bezüglich des nad Maß— 
gabe des $ 3 des vorangeführten Gefeges zum Schuge gegen Wildſchaden 
abgeſchoſſenen Wildes ftatt, zu deſſen Verkauf ꝛc. es jedody des im $ 7 
a. a. D. bezeichneten Attejtes bedarf. 

Alles andere Wild, mag dafjelbe im Inlande an einem Orte, wo bie 
betreffende Jagdart bereits eröffnet ift, erlegt oder aus dem Auslande be- 
zogen fein, darf während der bezüglichen für den Polizeibezirk Berlin geltenden 
Schonzeit zur Vermeidung der im $ 7 a. a. D. angebrohten Strafen nicht 
feilgehalten ꝛc. werden. 

Die Schonzeiten des Wildes, nad) denen fid), wie bemerkt, die Ber- 
kaufszeit richtet, find für den Polizeibezirt Berlin die gefeglicen des $ 1 
a. a. O. Nur bezüglich der Rebhühner ift von der Befugniß zur ander 
weiten Feſtſetzung des Anfangs und des Scluffes der Schonzeit ($ 2 
a. a. D.) in der Weife bisher Gebraud gemacht worden, daß der Herr 
Dberpräfident der Provinz Brandenburg für diefe Wildart denſelben Jagd— 
Eröffnungs- Termin feitfett, wie dies für den Negterungsbezirf Potsdam 
geichieht. — Die bezüglihe Bekanntmachung wird alljährlih im Auguſt 
rechtzeitig zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Hinfichtlic des Verkaufs ꝛc. des weiblichen Roth-⸗ Damm» und Reh— 
wildes bleibt die Polizei» Verordnung vom 25. März 1873 zu beachten. 


Berlin, ven 12. Februar 1886. 
Königliches Polizei-Präſidinm. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Finführen von Holz in Berlin. 
Befanntmahung vom 20. November 1886. 


Mit Bezug auf die Bekanntmachungen von 19. Juni 1788 und 2. Ok— 
tober 1836 werben nadjtehende Bejtimmungen hierdurch in Erinnerung 
gebradit: 

1) Wer Brennholz, unverarbeitetes Bau- und Nugholz, Birfenreis, 
Bejen, Kien, Raff- und Leſeholz in die hiefige Refidenz einbringt, 
hat fi auf Erfordern der Forft- und Polizeibeamten durch eine 
Beicheinigung der Polizeibehörbde feines MWohnortes oder durch ein 
glaubwürdiges Atteft des Eigenthümers vdesjenigen Waldes, aus 
welchem die einzubringenden Gegenftände kommen, oder deſſen Stell- 
vertreters, über den rechtlichen Erwerb derjelben auszuweiſen. 

Im dieſen Atteften müſſen Quantität und Gattung des Holzes zc., 
und zwar bie erftere mit Buchſtaben, ausgedrüdt fein. 
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2) Holzberechtigte haben ſich mit einem gleichen Atteft zu verſehen, in 
weldhem außerdem der Tag, an weldem, und die Transportmittel, 
mit welchen das Holz eingebracht wird, anzugeben find. 


Zumwiderhandlungen gegen diefe Beftimmungen unterliegen, ſoweit nicht 
andere ftrafgefegliche Vorſchriften Plat greifen, der Beftrafung auf Grund 
des $43 des Feld» und Forft-Polizei-Gefepes vom 1. April 1880, welder 
dahin lautet: 


Mit Geldtrafe bis zu fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Jagen wird bejtraft, wer den Geſetzen oder Polizei-Berordnungen über ven 
Transport von Brennholz oder unverarbeitetem Baus oder Nußholz zuwider: 
handelt, oder den Geſetzen oder Polizei» Verordnungen zuwider Brennholz 
oder unverarbeitetes Bau- oder Nugho in Ortfchaften einbringt. Dies 
gilt insbefondere auch von Bandfiöden (Reifſtäben) jeder Holzart, birfenen 
Keifern, Korbruthen, Faſchinen und jungen Nadelhölzern. Das Holz it 
einzuziehen, wenn nicht der rechtmäßige Erwerb deſſelben nachgewiejen wird. 

Berlin, ven 20. November 1886. 

Königliches Polizei: Präftvium. 





Fünfter Abſchnitt. 


Ordnungspolizeiliche Vorſchriften 
verſchiedenen Inhalts. 


— — 


Kollektenweſen. 


Polizei-Verordnung vom 19. Februar 1867. 


Unter Aufhebung der das Kollektenweſen betreffenden Polizei-Ver— 
ordnung des Polizei-Präſidiums vom 9. Oktober 1851 (Amtsblatt der König— 
lihen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin pro 1851 Nr. 42 
©. 323 und Berliner Intelligenz» Blatt pro 1851 Nr. 241) wird mit Bes 
zugnahme auf den 811 Nr. 4 der Ober: Bräfivdial- Inftruftion vom 31. Des 
zember 1825 (G.⸗S. pro 1826 ©. 4) und die 88 6 und 11 des Gejeges 
vom 11. März 1850 (Ö.-©. pro 1850 ©. 265) für den engeren und 
weiteren Bezirk des Königlichen Polizei: Präfidiums zu Berlin verordnet, 
was folgt: 

1) Das öffentlihe Kolleftiren von Haus zu Haus, von Perſon zu 
Perſon umd insbejondere das öffentlihe Ausjchreiben von Kollekten, 
und zwar Haussfolleften, bebürfen der Genehmigung des Ober- 
Präfidenten. 

2) Wer ohne eine jolhe Genehmigung in der vorjtehend bezeichneten 
Weiſe folleftirt oder dergleichen Kollekten öffentlid ausfchreibt, wird 
nit Geldbuße von 1 bis 10 Thalern oder mit verhältnigmäßigem 
Gefängniß beftraft. 

Berlin, ven 19. Februar 1867. 

Königliches Polizei-Präfidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Abſtempelung der Sammelliſten für milde Zwede. 


Befanntmahung vom 20. Dezember 1869. 


Es iſt in neuerer Zeit mehrfady der Fall vorgefommen, daß Sammel» 
liften für milde Zmwede zwar mit dem Stempel des Polizei- Präfidit 
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verfehen präfentirt worden find, daß aber dennoch die Einfammler nicht zur 
Annahme von Geldern zu den benannten Zweden legitimirt waren. Vor: 
ausfichtlich ift dDiefer Betrug dadurd; verübt worden, daß mit Stempeln des 
Polizei-Präſidii, deren im Laufe der Zeit mehrere entwendet worden find, 
Mißbrauch getrieben worden iſt. Das Polizei» Prafidium bat daher zur 
Stempelung diefer Sammelliften einen neuen Stempel mit der Umfcrift: 
„Rönigliches Polizei-Präſidium zu Berlin, Kolleften- Stempel” ans 
fertigen lafjeu und wird für jedes Kalenderjahr eine andere Farbe zur Ab» 
ftempelung gewählt werden. Für das Jahr 1870 wird die Abjtempelung 
mit blauer Farbe erfolgen. Diejenigen Inititute und Vereine, welche der— 
gleichen Sammelliften umherſchicken, werden daher erfucht, ihre Liſten unter 
gehöriger Yegitimation der Ueberbringer vor dem 1. Januar 1870 in ber 
Kanzlei des Polizei» Präfivii abſtempeln zu lafjen, da die Auflichtsbeamten 
angewieſen find, alle Liſten, melde nad dem 1. Januar 1870 ohne diejen 
neuen Stempel betroffen werden, mit Beſchlag zu belegen. Ebenjo wird 
das Publikum, in deſſen Interefie dieſe Mafregel erfolgt, erſucht, nach dem 
1. Januar 1870 Feine anderen, als die in oben augegebener Weiſe ges 
ftempelten Piften, anzunehmen und Zahlungen darauf zu leiften. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 


Umzugstermine beim Wohnungswechſel. 
Berordnung vom 26. März 1870. 
Auf Grund des 8 2 des Geſetzes vom 30. Juni 1834 über die 
Termine bei Wohnungs: Miethöverträgen (G.-S. 1834 ©. 92) wird hier— 
nit für den engeren Polizeibezirt von Berlin Folgendes feitgefegt: 


sl. 
Wenn Umzugs- Termine bei Wohnungsmiethen auf den 1. Januar, 
1. April, 1 Juli oder 1. Oftober fallen, jo muß die Räumung der Wohnung 
Seitens des abziehenden Mierhers: 
1) bei Heinen, d. h. aus höchſtens 2 Wohnzimmern und Zubehör be- 
ftehenden Wohnungen, am erjten Duartaltage, 
2) bei mittleren, d. b. aus 3 bis 4 Wohnzimmern und Zubehör be— 
ftehenden Wohnungen, am zweiten Quartaltage um 12 Uhr Mittags, 
3) bei großen, d. h. mehr wie 4 Wohnzimmer umfafjenden Wohnungen, 
am dritten Duartaltage um 12 Uhr Mittags 
beendigt fein. 
82. 
Die im $1lad2 und 3 nachgelaſſene Bergünftigung einer verlängerten 
NRäumungsfrift wird den betreffenden Wohnungs-Inhabern indeſſen nur mit 
der Maßgabe gewährt, daß 
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a. bei Wohnungen, welche aus 3 Wohnzimmern und Zubehör beftehen, 
1 Wohnzimmer, 
b. bei Wohnungen von mehr ald 3 Wohnzimmern und Zubehör 
2 Wohnzimmer 
ſchon am erften Quartaltag vollftändig geräumt dem beziehenden Miether 
für die Unterbringung feiner Möbel und Effeften zur Verfügung geftellt 
werben. 
S 3. 
Unter Zubehör einer Wohnung find Altoven, Küchen, Kammern, Boden- 
räume, Berjchläge und Borrathsfeller zu verftehen. 


s4 
Die diefleitige Bekanntmachung vom 12. Februar 1835 (Amtsblatt 
1835 ©. 54) wird hiermit außer Kraft gefet. 
Berlin, den 26. Mär; 1870. 
Königlihes Polizei-Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 


Deffentlihe Anſchlagſäulen. 
Polizei-Verordnung vom 26 Januar 1880. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes vom 11. Mär; 1850 
(8.:5. ©. 265) verordnet das Polizei» Präfivium nad Berathung mit 
dem Gemeinde-Vorſtande für den engeren Polizeibezirt von Berlin, was 
folgt: 

81. 

Deffentlibe Anzeigen bürfen auf öffentlichen Straßen und Plätzen nur 
an die zu dieſem Zwed beitimmten Vorrichtungen (Anſchlagſäulen, Anſchlag— 
tafeln 2c.) angefchlagen werden. Die Befugniß hiefiger öffentlicher Behörden, 
ihre Bekanntmachungen, Erlafje und Anzeigen auch an anderen Orten ans 
zufchlagen, wird hierdurch nicht berührt. Auch bleiben Grunpftüdsbefiger 
und Miether berechtigt, Anzeigen, welde lediglich ihr eigenes Intereſſe be— 
treffen, an ihren Örundjtüden oder Miethsräumen auszuhängen oder an: 
zufchlagen. 

$ 2. 

Die im $ 1 bezeichneten Borrichtungen dürfen nur unter gleichzeitiger 
Genehmigung des Bolizei-Präfidit, des hiefigen Magiftrats und der ftäptifchen 
Strafen-BausBolizei-Berwaltung errichtet werben. Einer gleihen Genehmi— 
gung bedürfen die Beftimmungen wegen des Formats der anzuſchlagenden Ans 
zeigen und wegen der für das Anſchlagen derfelben zu erhebenden Gebühren. 
Hiefige öffentliche Behörden können für ihre Bekanntmachungen, Erlaffe und 
Anzeigen die unentgeltliche Ueberlafiung des erforderliben Raumes und ben 
unentgeltlihen Anſchlag derjelben beanſpruchen. 
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V 

Zu den anzuſchlagenden Anzeigen darf Papier von rother Farbe nicht 
verwandt werden, welches für die Bekanntmachungen hieſiger öffentlicher 
Behörden vorbehalten bleibt. 

84. 

Anzeigen an die im 8 1 erwähnten Publikations-Vorrichtungen an— 
zufchlagen oder von denfelben zu entfernen, ift nur denjenigen Perſonen ges 
ftattet, welche von dem Eigenthilmer oder defjen Bertreter dazu beauftragt 
find. Jedoch find vie biefigen äffentlihen Behörden berechtigt, in dring— 
lihen Fällen ihre Bekanntmachungen durd ihre eigenen Beamten oder durch 
bejonbers von ihnen zu beauftragende Perfonen zu jeder Tageszeit anſchlagen 
zu laſſen. 

85. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werben, ſo— 
weit ſie nicht in den allgemeinen Strafgeſetzen mit höheren Strafen bedroht 
ſind, mit Geldbuße bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Falle des Un— 
vermögens verhältnißmäßige Haft tritt, geahndet. 

56. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1880 in Kraft, von dieſem Zeit— 
punft ab wird die Polizei-Verordnung vom 18. Juni 1855 aufgehoben. 

Berlin, ven 26. Januar 1880. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Schlafſtellen-Weſeu. 
Polizei-Verordnung vom 17. Dezember 1880. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das Polizei= 
Präſidium nad) Berathung mit dem Gemeinde-Porftande in Bezug auf das 
Scylafjtellenwejen für den PolizeisBezirf von Berlin, was folgt: 

81. 

Niemand darf in den von ihn und feinen Familien Angehörigen benugten 
Wohnräumen Anderen gegen Entgelt Schlafſtelle gewähren, wenn nicht bie 
von ihm jelbit, feinen Samilien- Angehörigen und den Schlafleuten zu be- 
nugenden Schlafräumlichkeiten folgenden Anforderungen entſprechen: 

a. Jeder Schlafraum muß für diejenigen Perfonen, welche derjelbe für 
die Sclafzeit aufnehmen foll, mindeftens je drei Quadratmeter 
Bodenfläche und je zehn Kubifmeter Luftraum auf den Kopf ents 
halten. Für Kinder unter ſechs Jahren genügt ein Drittel, für 
Kinder von ſechs bis zu vierzehn Jahren gemügen zwei Drittel 
jener Maſſe. 

b. Kein Schlafraum darf mit Abtritten in offener Verbindung ftehen. 
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82. 

Schlafleute dürfen, ſoweit nicht das Verhältniß von Eheleuten oder von 
Eltern und Kindern vorliegt, nur in ſolchen Räumen zum Schlafen unter— 
gebracht werden, welche nicht zugleich für Perſonen des anderen Geſchlechts 
zum Schlafen dienen. 

83. 

Wer Schlafleute aufnimmt (8 1), iſt verpflichtet, innerhalb ſechs Tagen 
nad) der Aufnahme des erjten auf dem Büreau desjenigen Polizei» Revters, 
in welchem die Wohnung belegen ift, eine fchriftliche, wahrheitsgetrene Anz 
zeige nad) Mafgabe des beifolgenden Mufters (in der Größe von einem 
Biertelbogen gewöhnlihen Screibpapiers) niederzulegen. Die Polizei— 
Behörde ertheilt hierauf dem Wohnungs: Inhaber nah Prüfung der von 
demfelben vorzuweiſenden Schlafräume und foweit die Aufnahme 
der Schlafleute nach diefer Polizei-Berordnung zuläffig ift, eine Beicheinigung, 
melde in der Wohnung aufzubewahren und auf polizeilides Erfordern jedes— 
mal jofort vorzuzeigen ift. Im gleicher Weife muß der Wohnungs-Inhaber 
die Namen feiner Yamilien- Angehörigen, wie auch feiner Schlafleute auf 
polizeilihes Erfordern jederzeit angeben. Sind den Beftimmungen ber 
SS 1 und 2 zuwider Schlaflente aufgenommen, fo orbnet die Polizei- 
Behörde deren Entlaffung mit jehstägiger Frift an. 

Tritt jpäter eine Vermehrung in dem Yamilienftande des Wohnungs: 
Inhabers oder in der durch die polizeiliche Beſcheinigung für zuläffig er 
Härten Zahl der Schlaflente ein, oder werben die angezeigten Schlafräume, 
wenn auch nur theilmeife verringert, fo it eine neue Anzeige unter Bei- 
fügung der früheren polizeilichen Bejcheinigung erforderlih, auf welde 
ebenjo, wie auf das weitere Verfahren, die Beftimmungen des vorigen Ab- 
ſatzes Anwendung finden. 

Formulare für die Anzeigen werben zum Zwecke ber fofortigen Be- 
nußung auf ven Polizei-Revier- Büreaur unentgeltlich verabfolgt. 


Sg 4. 

Mit Gelpftrafe bis zu dreißig Mark oder im Falle des Unvermögens 
mit verhältnigmäßiger Haft wird beitraft, wer den in $ 3 bezeichneten 
Pflichten zumiderhandelt oder den in Gemäßheit des $ 3 ergehenden polizei= 
lihen Anordnungen und Aufforderungen Folge zu leiften umterläßt, bes» 
gleichen, wer Schlafleute der Beftimmung des $ 2 zuwider unterbringt. 

Diefe Strafbeftimmungen finden auch auf Denjenigen Anwendung, 
welder mit oder ohne Auftrag des Wohnungs» Inhabers als deilen Ver— 
treter handelt, oder welder in Abwefenheit des Wohnungs: Inhabers als 
dejjen Vertreter zu betrachten ift. 

85. 

Dieſe Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft, mit 

der Maßgabe, daß die alsdann vorhandenen Schlafleute als an jenem Tage 
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aufgenommen gelten, die Anzeige bezüglich derjelben jedoch erjt bis zum 
1. Mai 1881 zu erfolgen braucht, und fofern die Schlaflente vor dieſem 
Tage entlaffen werden, gänzlich unterbleiben fann. 
Die Strafbeftimmung des $ 4-findet entſprechende Anwendung. 
Berlin, ven 17. Dezember 1880. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Anzeige über Aufnahme von Schlafleuten. 


D.. Unterzeichnete nimmt in feiner — ihrer — Wohnung ......... 
——— ERER Strafe Nr. ... ....... Gebäude, .... Treppen, Schlaf: 
leute bis zur Zahl von .... Perſonen männlihen, .... weiblichen Ge— 
ſchlechts auf. 

Der eigene Familienftand de.. Unterzeichneten beiteht aus .... Per: 
fonen, darunter .... Knaben und .... Mäpdden unter 6 Jahren und 
.... Knaben und .... Mädchen von 6 bis 14 Jahren, von den übrigen 
Perfonen .... männlichen und .... weiblichen Gefchledhts. 

Folgende Räume follen zum Schlafen dienen: 


J JJ. brett hoch, 

NE JJ.. RER MAL naar hoch, 

TEE Tate, au DIE een hoch 
Werten, Dei Wu 


Unterfchrift (Vor: und Zuname). 
Stand oder Gewerbe. 


Polizeiliche Behandlung der Fundſachen. 


Reglement, die polizeilihe Behandlung der Fundſachen im 
Geltungsgebiete des Allgemeinen Landrechts betreffend, 
vom 21. April 1882. 


Nachdem durdy $ 23 des zur Deutfchen Civilprozeß⸗Ordnung erlaffenen 
Preußiſchen Ausführungsgefeges vom 24. März 1879 (G.S. ©. 281) die 
88 23 — 48, 57 — 60, 76 — 80 Allgemeinen Landrechts, Theil I, Titel 9, 
durch die dort an deren Stelle gefegten Beftimmungen abgeändert und bie 
88 49 — 56 a. a. D. aufgehoben worden find, wird über die polizeiliche 
Behandlung der Fundſachen Nachſtehendes angeordnet: 


81. 

Anmeldung der Funde bei der Polizeibehörde. Der Finder 
iſt nach SS 20, 22 und 70 Allgemeinen Landrechts, Theil I, Titel 9, ver: 
pflichtet, binnen 3 Tagen bei Berluft der Belohnung, welder abgefehen von 
ber fonft etwa verwirkten Strafe der Fund-Unterfchlagung eintritt, den 
Bund der Polizeibehörde anzuzeigen unter beftimmter Angabe, wie und wo 


er zum Befige der gefundenen Sache gelangt ſei. Die Polizeibehörde hat 
über diefe Anzeigen ein Verzeichniß zu führen und dem Verlierer oder 
Eigenthiimer einer Sahe auf Nachfrage über die Seitens des Finders er- 
folgte polizeilihe Anmeldung des Fundes Auskunft zu ertheilen. Wenn die 
gefundene Sache nad ihren Merkmalen oder wenn die befonderen Umftände, 
unter welchen die Sache gefunden worden, auf die Perfon des BVerlierers 
ſchließen laffen oder zu polizeilihen Nahforfhungen irgend welchen Anhalt 
geben, hat die Polizeibehörde fih die Ermittelung des Verlierers angelegen 
jein zu lafjen. 
$ 2. 

Die Polizeibehörde hat ein Verzeichniß der angemeldeten Funde, uns 
beſchadet fonftiger Publikation, mindejtens mittelft Aushangs oder Auslegung 
in dem Polizeilofale durch 14 Tage mit der an die Verlierer und, joweit 
die Finder unbekannt find, auch an diefe zu richtenden Aufforderung befannt 
zu maden, fi zur Geltendmahung ihrer Rechte binnen 3 Monate zu 
melden. MUeberfteigt der Werth ver gefundenen Sache den Betrag von 
3 Mar, fo muß diefe Bekanntmachung außerdem durch die zu polizeilichen 
Bekanntmachungen bejtimmten öffentliben Blätter erlafjen werden. Iſt vie 
gefundene Sadye von befonderem Werthe, jo tft die in der polizetlichen 
Belanntmadhung zu bejtimmende Frift zur Anmeldung der Aniprücde auf 
den Fund angemefjen zu verlängern und die Bekanntmachung nad) Umftänden 
zu wiederholen und in nod andere Blätter einrüden zu lafjen. Bon jedem 
Funde im Werthe von mehr als 300 Mark ift der Ortsarmenkaſſe des 
Fundortes befondere Mittheilung zu maden. 


$ 3. 

Annahme gefundener Sachen in polizeilide Verwahrung. 
Die Polizeibehörde hat fi der Verwahrung der gefundenen Sache zu 
unterziehen, wenn der Finder die gefundene Sache zur polizeilichen Ver: 
wahrung anbietet. Bei der Annahme des Fundes iſt eine ausprüdliche 
Ihriftlihe oder protofollarifhe Erklärung des Finders darüber zu fordern, 
ob er ſich jelbft die Fundrechte vorbehalte oder die ihm zuftehenden Rechte 
der Ortsarmenkaſſe des Fundorts abtrete. 


Ss 4. 

?iefert Der Finder die gefundene Sache nicht an die Pelizet- 
behörde ab, fo bleibt ihn die Verwahrung überlaſſen. Im Falle des Ber: 
dachts einer Fundunterſchlagung erfolgt die Bejchlagnahme gefundener 
Sachen nach den Borfchriften der Strafprozeß-Orbnung 88 94, 95, 98. 


85. 
In den Fällen, wo die often der Unterhaltung den Werth einer ge— 
fundenen Sache überfteigen oder unverhältnißmäßig zu vermindern drohen, 
oder wo dieſe Sache bei längerer Aufbewahrung dem Verderben ausgefegt 
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it, oder wo die Sache nirgends in geeigneter und ficherer Weile untergebracht 
werden kann, hat die Polizeibehörde alsbald die gefundene Sache beſtmöglichſt 
zu werfaufen. 

$ 6. 

Schließliche Verfügung über den Fund. 1) Wenn der Ber- 
lierer oder Eigenthümer ſich meldet. Meldet ſich der Verlierer oder 
Eigenthümer der Sache, ſo hat die Polizeibehörde, melde die Sadhe in 
Berwahrung hat, die Pegitimation des ſich Meldenden zu prüfen und über 
die Herausgabe der gefundenen Sache, zugleid aber über die Gewährung 
eines Fundgeldes, jomweit foldes vom Finder gefordert und vom BVerlierer 
oder Eigenthümer bewilligt wird, zu befinden. In Ermangelung einer 
Einigung über das Fundgeld ift der Finder auf den Rechtsweg zu ver- 
weiſen; aud kann die Fundſache, jomweit es zur Dedung des Fundgelves er- 
forderlich erjcheint, bis zur Entſcheidung im polizeiliher Verwahrung behalten 
oder hinterlegt werben. 

87. 

Wenn der Finder die gefundene Sache in feiner Verwahrung behalten 
hat und diefelbe nicht herausgeben will oder einen Auſpruch auf Ueberlaffung 
der Sade oder auf einen Werthantheil unter einjtweiliger Zurüdbehaltung 
derjelben erhebt, jo ijt dem fich meldenden Berlierer oder Eigenthümer bie 
Verftändigung mit dem Finder Über die Herausgabe der Sache oder die 
Befchreitung des Rechtsweges gegen den Finder zu überlafjen. 


88. 

2) Wenn der Verlierer oder Eigenthümer ji nicht meldet. 
Meldet fi der Verlierer oder Eigenthümer innerhalb der in der polizei- 
lihen Bekanntmachung feitgejetsten Abhebungsfrift nicht, jo ift, 

A. wenn der Werth der in polizeiliher Verwahrung befindlichen Fund» 
fahe den Betrag von 300 Marf überfteigt, dem Finder und 
der Ortsarmenkaſſe des Fundortes zu überlajien, zu ihren Gunjten 
das Aufgebotsverfahren zu veranlaffen, nad deſſen Beendigung die 
gefundene Sache dem Berechtigten ausgehändigt wird, 

B. wenn der Werth der Fundſache weniger beträgt, fo ift 
dieſelbe 

a) entweder dem Finder, ſofern derſelbe auf die Ueberlaſſung der 
Sache Anſpruch macht, zurückzugeben; 

b) oder, ſofern der Finder keinen Anſpruch auf die Ueberlaſſung der 
Sache macht oder ſich gar nicht gemeldet hat oder ſich nicht 
erklärt, nach Ablauf der Abhebungsfriſt beſtmöglichſt zu ver— 
faufen und der Erlös einſtweilen in polizeiliche Verwahrung 
und Verwaltung zu nehmen. Beſteht die Fundſache in Geld, 
fo ift mit demfelben ebenfo wie mit den Erlöje aus dem Ver— 
faufe zu verfahren. Die in Verwahrung und Verwaltung ges 
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nommenen Beträge find durd ein Jahr von der Anzeige des 
Fundes ab aufzubewahren. Nach Ablauf diefer Zeit, falls der 
Verlierer oder Eigenthümer ſich nicht nachträglich meldet und 
die Nüdgabe verlangt, fließen diefe Beträge zur Kaffe der 
Polizei» Berwaltung, vorbehaltlich der Ansprüche, welche fonft 
noch etwa von irgend welcher Seite auf diejelben gemadyt werben 
fünnen; 

e) jofern der Finder feinen Anſpruch auf Ueberlaffung der Sache 
an die Armenkaſſe abtritt, iſt die Sade nad Ablauf der Ab— 
hebungsfrift der Ortsarmenfafle des Fundorts zu überlaffen, 
vorbehaltlich aller etwaigen Anſprüche, welche nachträglich von 
dem Verlierer oder Eigenthümer an die Fundſache oder deren 
Erlös erhoben werben follten; 

d) fofern in den Fällen zu b) und c) der Finder Anfprud auf 
das gefeglihe Finderlohn erhebt und dieſes Anſpruchs nicht 
durch unterlaffene rechtzeitige Anzeige des Fundes bei ber 
PBolizeibehörde verluftig gegangen ift, hat die Polizeibehörde 
das Finderlohn aus dem Funde oder deſſen Erlöfe zu zahlen. 


8 9. 

Roften des Berfahrens Alle von der Polizeibehörvde für die 
Ermittelung des Verlierers oder Eigenthümers oder für die Aufbewahrung 
und Verwaltung der Fundſachen verwendeten Ausgaben, wie die Koften der 
Belanntmabung, des Berfaufs und der etwaigen Hinterlegung find aus 
dem Funde oder deſſen Erlöfe zu entnehmen oder von dem Empfänger, 
welchem Seitens ber Polizeibehörde die gefundene Sache ausgehändigt wird, 
hierbei einzuziehen. 

Der Minifter des Innern. 
(ge5.) von Puttfamer. 


Belanntmahung vom 23. Juni 1882. 


Unter Bezugnahme auf vorfiehendes Reglement wird unter 
Aufhebung der Belanntmahung vom 8. Juli 1880 Folgendes zur öffent 
Iihen Kenntniß gebradht. Die Anzeigen der Finder über den Fund 
find entweder ſchriftlich an die Abtheilung V. des Polizei-Präſidiums zu 
richten, oder, nah Wahl der Finder, in den Polizei-Revier-Büreaux oder 
dem Fund-Büreau des Polizei: Präfidviums am Mühlendamm 
Nr. 2—4 während der Gefchäftsftunden von Vormittags 9 Uhr bis Nach— 
mittags 3 Uhr zu Protofol zu geben. Die jchriftlihen Fund» Anzeigen 
müſſen eine möglichft genaue Beichreibung der Fundſache enthalten und be— 
ftimmt angeben, wann, wie und wo der Finder zum Beſitz vderfelben ge- 
langt ift. Verzeichnilfe der angemeldeten Funde, jowie der Anzeigen über 
verlorene Gegenftände werden im Intelligenz» Blatt alsbald nad Erjtattung 
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der Anzeigen veröffentlicht. Ein PVerzeihnig der angemeldeten Funde 
liegt außerdem durch 14 Tage feit Erjtattung der Anzeige im Fund-Büreau 
des Polizei» Präfidiums zur Einficht für das nachfragende Publikum offen. 
Nachfragen von Verlierern oder Eigenthümern verlorener Saden nad) den— 
jelben find von hiefigen Einwohnern ausſchließlich mündlich im Fund-Büreau 
des Polizei-Präfivtums während der angegebenen Gefchäftsitunden zu jtellen; 
von Auswärtigen fünnen diefelben auch fchriftlih an die Abtheilung V. des 
Polizei: Präfidiums gerichtet werden. Die Annahme zur polizeilichen Vers 
wahrung angebotener Fundſachen erfolgt fowohl Seitens ver Polizei Revier: 
Büreauy, als auch auf dem Fund-Büreau. Die weiteren Verfügungen über 
diefelben werben nah Maßgabe des Neglements von der Abtheilung V. des 
Polizei» Präfidiums getroffen. In Droſchken zurüdgelafjene Sachen 
find von den Rutfchern in Gemäßheit des 8 39 des Drojchken : Bolizei- 
Reglements vom 20. Januar 1873 im Fund» Büreau des Polizei« Präfiviums 
oder in den Polizei: Revier-Büreanır abzuliefern und Nachfragen nad) ben- 
felben im Fund» Bireau oder im Kommiffariat für öffentliches Fuhrweſen, 
Lindenftraße Nr. 43, zu halten. In Omnibuswagen zurückgelaſſene 
Saden find zufolge Bolizeis Verordnung und Belanntmadyung vom heutigen 
Tage im Büreau der Allgemeinen Berliner Ommibus : Aktien Gefellichaft, 
Potsdamerſtraße Nr. 139, abzuliefern und Nachfragen nad) denjelben dort 
oder im Kommiſſariat für öffentliches Fuhrweſen zu halten. In Pferde— 
bahnwagen zurüdgelajiene Sachen find in den Büreaur der betreffenden 
Unternehmer abzuliefern und bezüglihe Nachfragen bei diefen oder dem 
Kommiljariat für öffentliches Fuhrwefen zu halten. 
Berlin, ven 23. Juni 1882. 
Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Muthwillige Störungen der Stadtfernſprech-Einrichtungen. 


Bekanntmachung vom 19. September 1882. 


In neuerer Zeit iſt die Störung des Betriebes einer Stadtfernſprech— 
Einrihtung dadurd veranlaßt worden, daß ein Handwerker bei Gelegenheit 
feiner Beihäftigung auf dem Dache eines Haufes muthwilligerweife bie 
über dieſes Dad) hinweggeführten Fernſprech-Leitungen zufammengebimden 
bat. Solche und ähnliche Handlungen unterliegen den Beltimmungen der 
88 317 bezw. 318 des Strafgefegbuches für das Deutſche Reich ‚und haben 
eine Gefängnißſtrafe bis zu drei Jahren oder eine Geldſtrafe bie zu neun- 
hundert Mark zur Folge. Das Polizei-Präfidvium nimmt daher Veranlafjung, 
die mit den ſtädtiſchen Fernſprech-Anlagen in Berührung kommenden Per: 
fonen, als: Schornfteinfeger, Maurer, Daddeder ꝛc., auf die Folgen aufs 
merffam zu machen, welde eine vorſätzliche oder fahrläffige Handlung der 
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vorgedachten Art, durch welche Die Benutung der Stabtfernipred- Einrichtung 
verhindert oder gejtört werden kann, nad) ſich ziehen würde. 
Berlin, den 19. September 1882. 
Königliches Polizei-Präfibium. 
(gez.) von Madai. 


Aichung der Gasmefer. 
Belanntmahung vom 3. Juli 1886. 


Die im Verkehr befinplihen Gasmefjer ſollen aihamtlich geprüft und 
gehörig geftempelt fein. Im Verkehr find jedoch vielfah Gasmeſſer vor: 
gefunden worden, weldye unzureichend oder gar nicht gejtempelt find. 

Da die Gasmeſſer einer Kontrole Seitens der Polizeibeamten nicht 
unterliegen, jo wird das Peuchtgas verwendende Publiftum wohl daran 
thun, die in feinem Gebraud befindlichen Gasmefjer felbit in Bezug auf 
vorſchriftsmäßige Stempelung zu prüfen und in Zweifelsfällen eine amtliche 
Unterfuhung herbeizuführen. 

Die Stempelung eines Gasmeljers kann nur dann für zureichend er: 
achtet werden, wenn jeder Eingriff in das Innere des Umfchlußgehäufes 
ohne Berlegung eines Aichftenipels unmöglid if. Bei den Feineren Gas: 
mejjern, bei welden das Gehäufe meiftentheild aus mehreren durch Löthung 
zufammengefügten Theilen befteht, find ſoviel Aichungsſtempel nöthig, daß 
feiner jener Theile ohne Vernichtung eines Stempels abgetrennt werben 
fann. Bei den naſſen Gasmefjern, welche zur Zeit in Berlin ausſchließlich 
in Gebrauch find, follen in der Regel fidy drei Aihungsftempel vorfinden. 
(Trodene Gasmefjer, deren zufünftige Verwendung am biefigen Orte nicht 
ausgejchloffen ift, follen wenigitens fünf Aichftempel tragen.) Bei den in 
neuefter Zeit geaichten Gasmefjern bleiben hierbei diejenigen Stempel außer 
Rechnung, weldye das die Herkunft, den Faffungsraum u. f. w. bezeichnende 
Schild gegen Abtrennung ſchützen. 

Berlin, ven 3. Juli 1886. 

Königliches Polizei - Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Sechster Abſchnitt. 
Straben-Verfehr- Polizei. 


A. Straßen-Polizei-Reglement nebſt den zu demfelben 
ergangenen Abänderungen und Ergänzungen. 


Straßen-Polizei-Reglement vom 7. April 1867. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei -VBer- 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und im Hinweis auf den 
$ 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich vom 15. Mai 1871 
verordnet das Polizei: Präftvium nach Berathung mit dem Gemeinde» Bor: 
ftande für den engeren Polizei-Bezirk von Berlin, was folgt: 


I. Abſchnitt. 
Erhaltung der Sicherheit und Bequemlichkeit auf den 
Öffentlichen Strafen, Wegen und Blägen. 
A. Fuhrwerks-BVerkehr. 
a. Fuhrwerke. 
$1ı. 

Die Breite eines Fuhrwerks darf ſechs, die Yänge, mit Einfluß der 
Deichfel, jehsundzwanzig Fuß nicht überfteigen, 

Mer nah dem 31. Dezember 1869 Fuhrwerk von größeren 
Abmefjungen auf öffentliher Straße benugt, ift ftrafbar. 

Auf Fuhrwerk, welches auf den die Stadt berührenden Chauſſeezügen 
bier anfommt, durchgeht oder von hier abfährt, findet diefe Beftimmung 
feine Anwendung. 

Unter der Bezeihnung „örfentlihe Straßen“ find hier, wie überall in 
den nachſtehenden Beſtimmungen, aud öffentliche Pläge, Wege, Brüden und 
Durdgänge, jowie ſolche im Privat-Eigenthum ftehende Straßen, Wege ꝛc. 
begriffen, in welchen thatſächlich ein öffentliher Verkehr ftattfindet. 
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S 2. 
Jedes durch Zugthiere bewegte Fuhrwerk muß, falls es nicht von 
Sattel gefahren wird, jo eingerichtet fein, daß der Pla des Führers dem— 
jelben freie Ausſicht nad) allen Seiten gejtattet. 


Ss 3. 

Jedes Fuhrwerk, welches nicht jeiner Beſtimmung gemäß zur Bes 
förderung von Perfonen dient, muß mit dem Vor- und Zunamen und der 
Wohnung (Ortſchaft, Straße und Hausnummer) des Eigenthümers und, 
wenn berjelbe mehr derartige Fuhrwerke hält, mit einer bejonderen Nummer 
bezeichnet fein. 

Die Bezeichnung ift auf der rechten Seite an dem Fuhrwerke ſelbſt, 
oder auf einer an demfelben befetigten Tafel im deutlicher und unverwiſch— 
barer Schrift von mindeitens 2 Zoll Höhe dergeftalt anzubringen, daß fie 
beſtändig fichtbar ift. 

| 84. 

Während der Dunkelheit muß jedes auf öffentlicher Straße befindliche 
Fuhrwerk vorſchriftsmäßig beleuchtet ſein. Die „Dunkelheit“ beſtimmt ſich 
nad) der Zeit, während welcher die Straßenlaternen brennen. 

Die Beleuchtung gefchieht: 

a. bei Fuhrwerk, welches zur Perfonen= Beförderung dient, dur zwei 
Paternen, welche an den Seiten jo weit wie möglich nach vorn an— 
zubringen find; 

b. bei anderem Fuhrwerk in der Kegel durd eine Laterne, welche in 
der Mitte der Borberfeite an oder auf dem Fuhrwerk vergeftalt ans 
zubringen ift, daß ihr Licht unbehindert durch das Geſpann nad) 
vorn fallt. 

Wo vermöge der Bauart oder. der Yadung des Fuhrwerks die Be— 
leuchtung nicht an legterem felbft angebracht werben kann, iſt es geftattet, 
fie an oder auf den Pferden, oder an der Spitze der Deichjel zu führen. 
Im erjteren Falle find zwei, in den anderen Fällen nur eine Paterne er: 
forderlich. 

Die Laternen müſſen in ordnungsmäßigem Stande und mit hell leuchten- 
dem Lichte verjehen jein. 

$ 5. 

Schrotleitern, welde zum Auf und Niederfchlagen eingerichtet find, 
müflen während der Fahrt mit mindejtens zwei haltbaren fetten bes 
feftigt fein. 

b. Seipanne. 
S 6. 

Mit anftedenden Krankheiten oder augenfälligen äußeren Schäden be> 
haftete, lahme und abgetriebene Pferde dürfen nicht als Zugthiere benugt 
werben. 


279 


87. 
Rindvieh als Zugthier zu benugen, ijt unterfagt. 


c. Geſchirre und Art und Weile der Anipannung. 
88. 
Die Geſchirre müſſen haltbar und in ordnungsmäßigem Stande fein. 
Aufbhalter von Stridwerf find unjtatthaft. 
Das Fahren mit einfacher Yeine, oder mit Aufzäumung ohne Mund— 
ftüd, ift unterfagt. 
Zwei- und mehrfpänniges Fuhrwerk muß mit der Sireuzleine gefahren 
werben. 
89. 


Das Koppeln von Fuhrwerken und das Anhängen von Handwagen tft 
nicht erlaubt. 


d. Yadung. 
88 10 und 11 find erjegt durch bie: 
Polizei-Berordnung vom 4 Mai 1875. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizeis 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.-©. 1850 ©. 265) und 
unter Hinweis auf den $ 366 Nr. 10 des Strafgejegbuchs für 
das Deutihe Reich verordnet das Polizei: Präfivium nah Bes 
rathung mit dem Gemeinde Vorftande für den Polizeibezirf von 
Berlin, was folgt: 

Einziger Artikel. 

In dem Straßen: Bolizei- Reglement vom 7. April 1867 
werden die 88 10 umd 11 aufgehoben und durch folgende Para- 
graphen erjegt: 

8 10a. 

Die Ladung eines Fuhrwerks darf nicht mehr als 2,5 Meter 
Breite und, von der Erde gerechnet, 3,7 Meter Höhe haben. Die 
Beihränfung binfichtlich der Breite findet auf Fuhrwerk, weldes 
auf den die Stadt berührenden Chauffeezügen hier anfommt, durch— 
geht oder von hier abfährt, feine Anwendung. Das Gewicht der 
Yadung und des Fuhrwerks zufammen darf 6000 Kilogramm nicht 
überfteigen. 

g 10b. 

Fuhrwerke, deren Ladung die Fänge von 5,5 Meter über- 
jchreitet, dürfen in der Zeit von 11 Uhr Vormittags bis 8 Uhr 
Abends die Brummenftrape zwiſchen Pothringer und Anklamer— 
ftraße, die Rofenthaler:, Neue Schönhaufer-, Münz-, Alerander:, 
Weinmeiſter-, Kleine Hamburger:, Landsbergerſtraße zwifchen dem 
Aleranderplag und der Kleinen Frankfurterſtraße, Köntgsbrüde, 
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Königsitraße, Yangebrüde, Friedrihsbrüde, Burgftraße, Neue 
Friedrichsſtraße zwiſchen Burg- und Königstraße, Spandauer: 
brücke, die Straße an der Spandauerbrücke, die Neue Promenade, 
Herkulesbrüchke, Große Hamburger-, Spandauer-, Poſt-, Stralauer-, 
Rofitraße und Roßftraßenbrüde, ven Mühlendamm, die Gertraudten— 
ſtraße und Brüde, Neue Roß-, Wallſtraße zwiſchen Spittelmarft 
amd Injelftraße, Kommandantenftraße zwiſchen Beuth- und Peipziger- 
ftraße, Yerufalemerftraße, das Brandenburger Thor, den Parijer- 
plag, die Straße Unter den Linden, den Plag am Opernhauſe, 
den Plag am Zeughaufe, vie Schloßbrüde, die Schloffreiheit, die 
W erderſtraße, den Werderſchen Markt, die Leipziger-, Jeruſalemer-, 
Friedrichsſtraße zwiſchen Weidendammerbrücke und Leipzigerſtraße, 
Bellevue-, Thiergarten-, Potsdamerſtraße zwiſchen Königin-Auguſta— 
ſtraße und Potsdamerplatz, Wilhelmsſtraße zwiſchen der Leipziger— 
ſtraße und der Straße Unter den Linden und die Neue Wilhelms— 
straße zwifchen der Straße Unter den Pinden und der Dorotheen- 
ſtraße nicht palfiren, fondern nur im Zuge von denjelben jchneidende 
Querſtraßen über diefelben hinwegfahren. 

s1. 

Dem Polizei» Präfidium*) jteht Die Befugniß zu, in einzelnen 
Fällen Ausnahmen von den Verboten der 88 10a. und 10b. zu 
geſtatten, ſowie eine Ausdehnung des Verbots des $ 10b. für 
beftimmte Zeiten und Gelegenheiten ftattfinden zu lafjen. 


Königlihes Polizei: Präfidium. 


*) Befanntmahung vom 18. Mai 1883. 
Unter Hinweis auf den 8 11 der Polizeir Verordnung vom 4 Mai 1575 
(Amtsbl. vom Iahre 1875 ©. 149, 150), wonady mit Genchmigung des 
— zolizei-Präſidiums ausnahmsweiſe auch Fuhrwerke und Ladungen mit einem 
Gewichte von zufammen mehr als 6000 Kilogramm durch die Straßen Berlins 
jefördert werden dürfen, wird hiermit beftimmt, daß diefe Genehmigung, 
n das Geſammtgewicht 15,000 Kilogramm nicht überfteigt und bei der 
Beförderung feine hölzernen Brüden berührt werden, von den Polizei-daupt- 
mannfchaften, im Webrigen aber von dem Polizei-Präfidium felbjt ertheilt 
wird. Geeignete Anträge find deshalb bei der ihrer Art nad) zuftändigen 
Stelle rechtzeitig einzureichen. 
l Königliches Polizei - Präfidinm. 

(gez.) von Madai. 


8 12. 

dadung muß im richtigen Verhältniſſe zur Peiltungsfähigfeit des 
9 jtehen. Ueberladung des Fuhrwerks, in Folge deren das Ge— 
‚gehörigen Fortſchaffung deſſelben unvermögend wird, ift jtrafbar. 
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8 13. 

Die Padung muß derartig vertheilt und befeftigt fein, daß fie weder 
ganz ned theilweife herabfallen, nod ein Umfchlagen des Fuhrwerfs ver- 
urfahen fann. 

Ebenfowenig darf fie ganz oder theilweife auf der Erde fchleifen. 


e. Kührer. 
aa. Eigenſchaften. 
S 14. 
Des Fahrens und der Behandlung der Pferde Unfundigen, ſowie 
ſolchen Perſonen, welche das ſechszehnte Febensjahr noch nicht überſchritten 
haben, darf die Führung von Fuhrwerk nicht anvertraut werden. 


bb. Verpflichtungen. 
8 15. 
Während der Fahrt hat der Kutſcher, falls er nicht vom Sattel fährt, 
ben im $ 2 bezeichneten Platz auf dem Fuhrwerke einzunehmen. 
Das Einhergehen neben den Pferden oder dem Fuhrwerk ift unterfagt. 
Führer, welche, während ihr Fuhrwerk auf öffentlicher Strafe ſich be- 
findet, fchlafen oder in trunfenem Zuftande betroffen werden, find ftraffällig. 


Ss 16. 

Die Abſicht des Stillhaltens, des Umwendens und des plöglichen Vers 
laſſens der bisher verfolgten Fahrrichtung it dem Hintermanne durch Empor« 
halten der Peitjche Fund zu geben. 

Das Kinallen mit der Peitſche und das Schlagen nad) fremden Pferden 
ijt unterfagt, 

8 17. 

Die in der Fahrrichtung ftehenden oder fich bewegenden Perfonen find 
durch lautes und rechtzeitiges Anrufen auf die Annäherung des Fuhrwerks 
aufmerfjam zu maden. 

8 18. 

Befpanntes Fuhrwerk darf auf öffentliher Straße nicht ohne Auf: 
fiht bleiben. 

Ausnahmen find nur infoweit zuläffig, als der Führer behufs Be- over 
Entladens feines Fuhrwerks genöthigt iſt, ſich zeitweile von demfelben zu 
entfernen. In ſolchem alle muß jedoch das Fuhrwerk vor dem betreffen- 
den Grundjtüd, oder, falls bier die Dertlichkeit nicht geeignet ift, in un» 
mittelbarer Nähe deſſelben aufgeftelt, das Geſpann kurz angebunden und 
wenigftens ein Rad mittelft einer zwedmäßigen und haltbaren Vorrichtung 
gehemmt werben. 

Zugthiere , welche ſchon einmal durdhgegangen find, darf der Führer 
unter feinen Umſtänden ſich ſelbſt überlaſſen. 
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819. 
Fuhrwerke, auf denen Mil und andere Nahrungsmittel des tägliden 
Bedarfs, behufs des Einzelverfaufs, von Haus zu Haus gefahren werben, 
dürfen nur bis zehn Uhr Vormittags ohne Aufficht auf der Straße bleiben. 


8 20. 

In der Merander:, Briden:, Dresdener, Neuen Friedrichs-, Ger- 
traudten⸗, Holzmarft:, Alten Jakobs⸗, Königs-, Neuen Könige, Landsberger-, 
Feipziger-, Poſt-⸗, Potsdamer, Roß-, Spandauer, Stralauer, Wall- und 
Neuen Wilhelmsftrage, auf dem Mühlendamm, Unter den Linden, in der 
Großen Friedrichsitraße von der Behrenſtraße bis zur Weidendammer- 
brüde, in der Burgſtraße von der Herfulesbrüde bis zur Heinen Burgftraße 
und in der Kommmandantenftraße von der Ede der Alten Jakobsſtraße big 
zum Thorwege des Grundſtücks Nr. 77-79 dürfen bejpannte Fuhrwerke zu 
feiner Zeit ohne Aufficht bleiben. 

8 21. 

Der Fuhrwerköverkehr bat fih ausſchließlich auf die dafür beftimmten 
Fahrdämme und Fahrwege zu bejchränfen. 

Wo in diefer Beziehung durch öffentlichen Anſchlag binfichtlic gewiller 
Arten von Fuhrwerk oder gewilfer Zeiten noch weitere Beſchränkungen eins 
geführt find, hat die betreffende Ankündigung verbindlide Kraft. 


$ 22. 
Bon der Benugung durch Fuhrwerk find ausgefchloflen: 
1) die beiden äußeren Portale des Verbindungs- Gebäudes zwiſchen 
dem alten und dem neuen Mufeum; 
2) vie beiden Äußeren Bortale des Brandenburger Thores; 
3) die über die Mitte des Belleallianceplages führenden Wege; 
4) die um den Wilhelmsplag führenden Reitwege; 
5) alle Wege, weldye ein öffentlicher Anfchlag als Neit- oder Fußwege, 
ſowie 
6) alle Wege, welche ein öffentlicher Anſchlag oder eine Warnungs— 
tafel als „geſperrt“ bezeichnet. 


8 23. 
Für nachſtehende Wege finden hinſichtlich gewiſſer Arten von Fuhrwerk, 
beziehungsweiſe gewiſſer Zeiten, beſondere Beſchränkungen ſtatt: 

1) Die Fahrdämme auf der Nord- und Südſeite der Straße „Unter 

den Linden“ vom Pariſerplatz bis zum Denkmal Friedrichs des 

Großen dürfen von Fuhrwerk, für welches das Schrittfahren 
vorgeſchrieben iſt ($ 39), nicht benutzt werden. Fuhrwerk dieſer 

Art hat ſich ausſchließlich auf dem unmittelbar an der Süpdſeite 

der mittleren Promenade befindlichen gepflafterten Wege zu halten. 
Ausnahmen finden nur für ſolches Fuhrwerk jtatt, welches von 
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einem „Unter den Pinden’ belegenen Grundſtücke fonımt, oder dahin 
bejtimmt ift. Dergleichen Fuhrwerk hat jedoch, um nach dieſem 
Wege, beziehungsweife nad) dem betreffenden Grundftüd zu ge: 
langen, überall den nächſt gelegenen Uebergang zu benuten. 

2) Der dauffirte Weg im Luftgarten zwiſchen der Scloß- und 
Eifernenbrüde darf nur von folhem Fuhrwerk benugt werben, 
welches PBerjonen nah den Königlihen Mufeen bringt, oder von 
dort abholt. 

3) Durch das Mittel: Portal des Brandenburger Thores dürfen nur 
Königliche und Prinzliche Equipagen fahren. 

4) Der von der Poſtſtraße nach der Breitenſtraße führende Ver— 
bindungsmweg darf nur von Fuhrwerfen benutzt werden, welche 
Getreide oder Müblenfabrifate nad ven Söniglihen Mühlen 
bringen, oder von dort abholen. 

5) Die weſtliche, dem Thiergarten zunächſt gelegene Fahrſtraße zwifchen 
dem Brandenburger Thore und der Sculgartenjtraße darf von 
Fracht: und Laſtfuhrwerk, beladenem und unbeladenem, nicht bes 
nugt werden. 

6) An den in die Zeit des Weihnachtsmarktes fallenden Sonn- und 
Feittagen, am Tage vor Weihnacten, ſowie an allen übrigen Tagen 
der Marftzeit, wo ein ungewöhnlidy ftarfer Verkehr dort ftattfindet, 
darf die Breiteftraße von 4 Uhr Nadmittags bis nad erfolgter 
Schließung der Marftbuden nicht befahren werben. 


Polizei-Verordnung vom 30. Dezember 1872. 

Die von dem Kemperplag nadı dem Siegesdenkmal auf dem 
Königsplage führende Sieges-Allee mit Laft- und Arbeitsfuhr- 
werk zu befahren, ift verboten. Webertretungen werden mit Geld— 
itrafe bis zu 10 Thalern geahndet. 

Königliches Polizei» Präfidium. 


Polizei-Berordnung vom 23. Februar 1876. 


Auf Grund ver 88 5, 6 und 11 des Gefetes über die 
Polizei> Berwaltung vom 11. Mär; 1850 (©.-©. 1850 ©. 265) 
verordnet das Polizei-Präſidium nad Berathbung mit dem Ges 
meinde=Borjtande für den Polizeibezirt von Berlin, was folgt: 


Ss 1. 
Die haufjirte Straße vor dem Krankenhauſe Bethanien, 
zwilchen ver Waldemarſtraße und dem Bethanien-Ufer, mit Laft- 
und Arbeitsfuhrwerk zu befahren, ift verboten. 
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82 
Uebertretungen der Vorſchrift in $ 1 werben gemäß 8 366 
Nr. 10 des Strafgefegbuches für das Deutfche Reich mit Geldbuße 
bis zu 60 Marf oder mit Haft bis zu 14 Tagen beftraft. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez) von Madai. 


Polizei-Berorpnung vom 23. Dftober 1876. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefetres über Die 
Polizeie Verwaltung vom 11. März 1850 (G.-&. pro 1850 
S. 265) verordnet das Polizei» Präfidium nah Berathung mit 
dem Gemeinde- Vorftande für den Polizeibezirf von Berlin, was 
folgt: 

sl. 

Die hauffirten Straßen auf dem Königsplage mit Yaft- 

und Arbeits- Fuhrwerf zu befahren, ijt verboten. 


82. 

Uebertretungen ber Vorſchrift im $ 1 werben gemäß $ 366 
Ar. 10 des Strafgefetbudhes für das Deutſche Reich mit Geld— 
buße bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen bejtraft. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Polizei-Verordnung vom 11. Dezember 1879. 

Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Geſetzes über bie 
Polizei- Verwaltung vom 11ten März 1850 (G.-©. 1850 ©. 265) 
verordnet das Polizei » Präfidinm nach Berathung mit dem Gemeinde- 
Borftande für den Polizeibezirt von Berlin, was folgt: 


81. 

Die Sommerwege der Franffurter Allee und Franf- 
furter Chauffee dürfen mit Wagen jegliher Art, Schlitten oder 
Karren nicht befahren werden. 

$ 2. 

Ausgenommen von dem Verbot des 8 1 find Wagen, melde 
in ein angrenzendes Grundſtück einfahren oder aus demfelben auf 
die Straße ausfahren. 

Ss 3. 

Außerdem ift die Benugung des ſüdlichen Sommermweges 
geitattet: 

a. Möbelwagen behufs Be- und Entladens; 

b. an» und abfahrendem Perſonen- und Leichen: Fuhrmerf. 
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Ss 4. 

In den Fällen ver 88 2 und 3 ift jedesmal die nächte Ueber- 
fahrtsjtelle zu benugen. 

Ss». 

Uebertretungen der vorftehenden Beitimmungen werben gemäß 
$ 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuches für das deutſche Reich mit 
Geldbuße bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
beitraft. 

$ 6. 


Diefe Berordnung tritt mit dem 1. Januar 1880 in Kraft. 
Mit demfelben Tage verliert der $ 16 der für den Amtsbezirk 
Lichtenberg unterm 24. Februar 1875 erlaflenen Ortspolizei= Ber- 
orbnung bezüglich der im Polizeibezirt von Berlin belegenen Frank— 
furter Chaufjee feine Geltung. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Polizei» Berordnung vom 8. Juli 1880. 

Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Geſetzes über die 
Polizei Verwaltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei- 
Präſidium nad) Berathung mit dem Gemeinde» Borftande, was 
folgt: 

81. 

Das Befahren des Vorplatzes des neuen Perſonen-Bahn-— 
hofes der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn*) zwiichen 
Fruchtſtraße und Koppenitraße mit Laſt- und Arbeits-Fuhrwerk ift 
verboten. 

*) Dem jebigen „Schlefifhen Bahnhofe*. 


’ 82. 

Uebertretungen werden mit einer Geldbuße bis zu 30 Mark, 
an deren Stelle im Falle des Unvermögens entſprechende Haft 
tritt, beſtraft. 

83. 
Dieſe Verordnung tritt am 13. Juli 1880 in Kraft. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
In Bertretung: 
(gez.) von Heppe. 


Polizei-Verordnung vom 17. Oktober 1883. 
Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vem 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und der 88 79 
und 80 des Geſetzes Über die Organifation der allgemeinen Landes— 
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Verwaltung vom 26 Yuli 1880 (G.-S. ©. 291 ff.) verordnet das 
Polizei-Präſidium mit Zujtimmung des Gemeinde-Vorſtandes für 
den Stabtfreis Berlin, was folgt: 


=: 1. 

Die Oberwallſtraße von dem Plag am Zeughaufe bis zur 
Werderſchen Roſenſtraße mit Paft: und Arbeits-Fuhrwerk zu be 
fahren, ift verboten. 

2 

Uebertretungen der VBorjchrift im $ 1 werben gemäß $ 366 
Nr. 10 des Strafgefegbuhs für das Deutſche Reich mit Geldbuße 
bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen beitraft. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
In Bertretung: 
(gez.) von Heppe. 


Polizei-Berordbnung vom 19. Novenber 1886. 

Auf Grund der 88 5 und 6 des Gefetes über die Polizei- 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.“S. ©. 265) und der 88 143 
und 144 des Geſetzes über die allgemeine Landes-Verwaltung vom 
30. Juli 1883 (G.-©. ©. 195 ff.) wird unter Zuftimmung bes 
Gemeinde» BVorftandes Folgendes verordnet: 


8.1. 
Fuhrwerke, deren Ladung die im $ 10a. des Straßen=Polizei« 
Reglemente vom 7. April 1867 für Berlin vorgefchriebene Breite 
von 2,5 m überfchreitet, vürfen in den Neuen Mühlenmweg nidt 


einfahren. 
82. 


Uebertretungen der Vorſchrift des $ 1 werden mit Gelpftrafe 
bis zu 30 Mark oder mit Haft beitraft. 
Königliches Polizei» Präftpium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


8 24. 

Alles Fuhrwerk hat während der Fahrt, foweit nicht örtliche Hinder— 
nifje entgegenftehen, jtetS die rechte Seite der Fahrbahn zu halten. Nach 
ber entgegengejegten Seite darf, wenn dort angehalten werden fol, nicht 
früher abgebogen werben, als der Zwed es durdaus erfordert. 

Das Einbiegen aus einer Straße in die andere nah rehts muß in 
kurzer Wendung, nad links in weiten Bogen geichehen. 

Auch beim Baffiren von Thoren und Durchfahrten ift überall die rechte 
Seite, und, wenn mehrere Bortale vorhanden find, das redhtsfeitige zu 
wählen. 


287 


Polizei-Verordnung vom 26. Februar 1876. 

Yuf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeßes über bie 
Bolizei: Berwaltung vom 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) und 
im Hinweis auf den $ 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuches für das 
Deutſche Reich verordnet das Polizei: Präfidium nach Berathung 
mit dem Gemeinde: Vorftande für den Polizeibezirt von Berlin, 
was folgt: 

s 1. 


Diejenigen Fuhrwerke, welde auf der Fahrt nah und von 
der Friedens: Allee den Plag vor dem Brandenburger Thor 
freuzen, haben eine derartige Fahrrichtung einzufchlagen, daR der 
auf demjelben befindliche nördliche Perron links von ihmen bleibt. 


82. 

Ausgenommen von der Vorſchrift im $ 1 find nur diejenigen 
Fuhrwerke, welhe von der Charlottenburger Chauffee nad der 
Friedens-Allee fahren. 

83. 

Diejenigen Fuhrwerke, welche auf der Yahrt von der König— 
grägerftraße nad) der Chauffee nach Charlottenburg oder nad) ver 
driedens- Allee und in umgekehrter Richtung den Pla vor dem 
Brandenburger Thore freuzen, haben eine derartige Fahrrichtung 
einzufchlagen, daß der auf demfelben befindliche ſüdliche Perron 
links von ihnen liegen bleibt. 

84. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der 88 1 bis 3 
werden mit Geldbuße bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 
14 Tagen beftraft. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


8 25. 
Das Ausweichen geſchieht nach rechts, in der Regel mit halber 
Spur. 
Unbeladene Fuhrwerke weichen beladenen, falls der Raum es geſtattet, 
mit ganzer Spur aus. 
In gleicher Art weichen bei abſchüſſiger Fahrbahn bergauffahrende 
Fuhrwerke bergabfahrenden aus. 


8 26. 

Geſchloſſen marſchirenden Militär-Abtheilungen, Leichen- und anderen 
öffentlichen Aufzügen, Königlichen und Prinzlichen Equipagen, Poſtwagen, 
im Dienſte befindlichen Fuhrwerken der Feuerwehr, ſowie Fuhrwerken, 
welche die Beſprengung der öffentlichen Straßen beſorgen, iſt ſowohl von 





288 


vorfahrenden, als von entgegenfommenden Fuhrwerfen überall vollftändig 
Raum zu geben. Geſtattet dies die Dertlichkeit nicht, jo muß fo lange 
gehalten werben, bis jene vorüber find. 

Fuhrwerken der Feuerwehr gegenüber find, auf das übliche Gloden- 
fignal, auch die worbezeichneten Fuhrwerke, Aufzüge u. |. w. in gleicher Art 
Raum zu geben, beziehungsweife anzuhalten verpflichtet. 


PolizeisVerordnung vom 11. November 1851. 

Damit die Perfonenwagen ber hiefigen Feuerwehr, bie Sprigen, 
Mafcinenleitern, Waflerwagen, Utenfilienwagen und andere Fahr- 
jeuge der Feuerwehr gefahrlos und ungeſtört die Straßen 
pajfiren fönnen, wird hierdurd auf Grund des 8 11 des Gefetes 
über die Polizei-Berwaltung vom 11. März 1850 für den engeren 
und weiteren Polizeibezirk verorpnet: 


81. 
Fußgänger, Neiter und Fuhrwerke müſſen dem Fuhrwerfe der 
hiefigen Feuerwehr die Paſſage frei machen. Diefelben müſſen 
entweder ſofort ausweichen oder, fir den Fal, daß dies unmöglich 


ist, in einem rafchen Tempo vorwärts eilen und an der nädhiten 
geeigneten Stelle das Fuhrwerk der Feuerwehr vorbeilafien. 


$ 2. 

Daß lich Fuhrwerk der Feuerwehr nähert, wird durd Läuten 
mit einer Glocke oder durch eine brennende Fadel dem Publikum 
angedeutet werben. 

8 3. 

Wer den Beftimmungen des $ 1 zumiderhandelt, wird mit 
einer Geldbuße von 1 Thlr. bis 10 Thlr. oder verhältnigmäßigem 
Gefängniß beftraft. 

Königlihes Polizei-Präſidinum. 


S$ 27. 
Das BVorbeifahren geichieht links, und zwar im Trabe. 


g 28. 

Un Eden und Kreuzungspunkten von Straßen, auf Brüden, in Thoren, 
jowie überall, wo die Fahrbahn durch entgegenfommende Fuhrwerke verengt 
ift, Darf nicht worbeigefahren werben. 


8 29. 

Fuhrwerke, deren Bauart, Einrichtung oder Yadung kein Umwenden 
auf der Stelle zuläßt, dürfen auf öffentliher Straße überhaupt nicht, alle 
übrigen Fuhrwerke nur in den Fällen ummenden, wo andere Fuhrwerke Das 
durch in der Fahrt nicht geftört werben. 
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Das Zurüdftoßen zum Zmede des Umwendens, ſowie bei der Aus— 
fahrt aus Gehöften ift unftatthaft. 


8 30. 

Inmitten des Fahrbammes, auf Brüden, in Thoren, auf Damme- 
Uebergängen, welde fir Fußgänger bejtimmt find, an Straßenfreuzungen, 
fowie überall, wo ein öffentliher Anſchlag das betreffende Verbot ausſpricht, 
ift das GStillhalten unterfagt. 


Polizeis-Berordnung vom 19. Mai 1879. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefetes über die Polizei- 
Verwaltung vom 11. März 1850 und unter Hinweis auf $ 366 
Nr. 10 des Strafgefegbuhs für das Deutfche Reihb vom 15. Mai 
1871 verordnet das Polizei» Präfidium nad Berathung mit dent 
Gemeinde: Borftande von Berlin, was folgt: 


81. 
In nachfolgenden Straßen: 
a. In der Alexanderſtraße, von der Blumen- bis zur 
Magazin: und von ber Kaiſerſtraße bis zum Alexanderplatz, 
‚b. in der Königsſtraße, von der Neuen Friedrichs bis zur 
Klofter- und von der Poftftraße bis zur Kurfürjtenbrüde, 
e. in der Spandanerftraße, von der Rathhaus- bis zur 
Parochialſtraße, 
d. auf dem Mühlendamm, von dem Molken- bis zum 
Köllniſchen Fiſchmarkt, 
e. in der Gertraudtenſtraße, von dem Köllniſchen Fiſch— 
markt, jedoch mit Ausſchluß des Petriplatzes, bis zur Ger- 
traudtenbrücke, 
in der Straße an dem Spittelmarkt, von der Ger— 
traudtenbrüde bis zur Kurftraße, 
g. in der Friedrihsftraße, von der Behren- bis zur 
Dorotheenftraße, 
h. in der Neuen Wilhelmsftraße, von Unter den Linden 
bis zur Dorotheenftraße, 
wird für die Zeit won 11 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abende das 
Beladen und Entladen der Fuhrwerke, weldhe zum Transport 
von Laften, Waaren oder Gegenftänden irgend einer Art dienen, 
fowie das Stillhalten diefer Fuhrwerke, gleichgültig, ob fie beladen 
find oder nicht, verboten. Das Gleiche gilt von den Handwagen, 
Karren und Hundes Fuhrmwerfen. 
Dem Berfonen- Fuhrwerk ift das Anhalten in den ges 
dachten Straßenftreden nur fo lange gejtattet, als das Aufnehmen 
19 


* 
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oder das Abiteigen von Perfonen nothwendig macht, das Umher— 
fahren oder das Warten aber verboten. 


$ 2. 

Ausgenommen find von dem Verbot des $ 1: 
a. die Königlichen und PBrinzlihen Wagen, 
b. die Militär: Fubhrmwerte, 
ce. die Fuhrwerke der Feuerwehr und der Straßenreinigung, 
d. die Bolt: Fuhrwerfe, 
e. die Feichenwagen, 
f. Diejenigen Fuhrwerke, weldhe zum Umzug aus einer Wohnung 
in eine andere benugt werben, für die Bewirkung dieſes 
Umguges. 

Es muß jedoeh unmöthiger Aufenthalt thunlichſt ver- 
mieden werben. 


- 


8 3. 
Dem Polizei-Präſidium bleibt vorbehalten, entweder im All 
gemeinen für gewiſſe Zeiten oder in jpeziellen Fällen Ausnahmen 
von den Beftimmungen des $ 1 zır gejtatten. 


S 4 
Borftehende Beltimmungen treten am 1. Juli d. 9. in Kraft. 
Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


831. 

Zum Zwecke des Stillhaltens muß das Fuhrwerk hart an den Rinn— 
ſtein gebracht und in der Art aufgeſtellt werden, daß Vorder- und Hinter— 
wagen gleich weit von demſelben abſtehen. 

Auch unter Beobachtung dieſer Vorſchrift bleibt das Stillhalten un— 
zuläſſig, ſobald dem betreffenden Punkte gegenüber auf der anderen Seite 
des Fahrdammes bereits ein Fuhrwerk hält, es ſei denn, daß der Fahrdamm 
breit genug iſt, um zwiſchen zwei an den Seiten haltenden Fuhrwerken 
noch Raum für den gleichzeitigen Durchgang zweier anderen Fuhrwerke übrig 
zu laſſen. 

832. 

Vor Brücken, deren Klappen gezogen ſind, muß ſo lange gehalten werden, 

bis die vollſtändige Schließung der letzteren erfolgt iſt. 


833. 

Sind Eiſenbahn-Uebergänge durch Barrieren geſperrt, oder iſt das 
Herannahen eines Zuges ſignaliſirt, ſo muß mindeſtens fünfundzwanzig 
Schritt vor dem Bahnkörper angehalten und das Oeffnen der Barrieren, 
beziehungsmeife der Durchgang des Zuges abgewartet werben. 
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8 34. 
Strafen, an deren Eingang ein üffentlicher Anfchlag die Einfahrt ver 
bietet, dürfen von der betreffenden Seite aus nicht befahren werden. 


Zuſatz: 

Folgende Straßen dürfen daher nur befahren werden: 

die Parochialſtraße in der Richtung von der Waiſen- nach der Spandauer: 
ſtraße, 

die Kleine Poſtſtraße in der Richtung von der Spandauer- nad) der Heiligen— 
geiſtſtraße, 

die Holzmarktgaſſe in der Richtung von der Köpnicker- nach der Michaels 
firchitraße, 

die Gollnowſtraße in der Richtung von der Georgenkirch- nach der Neuen 
Königsſtraße, 

die Schendelgaſſe in der Richtung von der Alten Schönhauſer- nach der 
Grenadierſtraße, 

die Mulackſtraße in der Richtung von der Roſenthaler- nach der Schön— 
hauſerſtraße, 

die Kleine Auguſtſtraße in der Richtung von der Auguſt- nach der Linien— 
ſtraße, 

die Kleine Burgſtraße in der Richtung von der Burg- nach der Heiligen— 
geiſtſtraße, 

die Rosmarinſtraße in der Richtung von der Charlotten- nach der Fried— 
richsſtraße, 

die Falkoniergaſſe in der Richtung von der Werderſchen Roſen- nach der 
Werderſtraße, 

die Schornſteinfegergaſſe in der Richtung von der Roß- nach der Fiſcher— 
ſtraße, 

die Gormannſtraße in der Richtung von der Weinmeiſter- nach der Stein— 
ſtraße, 

die Köllniſcheſtraße in der Richtung von der Fiſcherbrücke nach der Fiſcher— 
ſtraße. 


Bekanntmachung vom 24. September 1878. 


Unter Bezugnahme auf 8 34 des Straßen-Polizei-Reglements 
für die Stadt "Berlin vom 7. April 1867, welcher lautet: 
„Straßen, an deren Eingang ein öffentlicher Anfchlag die Ein« 
fahrt verbietet, dürfen von der betreffenden Seite aus nicht be— 
fahren werben“, 
wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnig gebradht, daß die Ein- 
fahrt zu der Spreegaffe nicht wie bisher von der Brüderſtraße, 


ſondern nur von der Straße An der Schleufe oder von der Straße 
19* 
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An der Friedrichsgracht aus, und daß ferner die Einfahrt zu der 
Neumannsgaffe nidt von der Breitenftraße, fondern nur von 
der Brüderftraße aus ftattfinden darf. 
Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Belanntmadhung vom 11. November 1879. 

Unter Bezugnahme auf $ 34 des Straßen-PolizeirReglements 
für die Stadt Berlin vom 7. April 1867 wirb hierdurch zur 
öffentlihen Kenntniß gebracht, daß die weftlihe Einfahrt in bie 
Splittgerbergajfe verboten ift. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Mapai. 


Belanntmahung vom 3. März 1881. 

Unter Bezugnahme auf $ 34 des Straßen-Polizei-Reglements 
für die Stadt Berlin vom 7. April 1867 wird hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die Einfahrt in die Petri- 
ftraße von der Gertraudtenftraße aus verboten ift. 

Königliches Polizei-Präfivium. 
(gez.) von Madai. 


Bekanntmachung vom 24. Mai 1886. 
Die Einfahrt in die Kalandegajfe von der Kloſterſtraße aus 
ift von jetzt ab verboten. 
Königliches Polizei-Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Belanntmahung vom 2. Juni 1886. 

Die Einfahrt in die Sophienftraße von der NRofenthaler- 
ftraße aus ift von jet an nur für Wagen mit überftehender 
Ladung verboten. 

Königliches Polizei-Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Befanntmahung vom 10. Auguft 1886. 
Die Einfahrt in den Mühlenweg von ber Breitenftraße 
aus ift von jett ab verboten. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
In Bertretung: 
(ge3.) Friedheim. 
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S 35. 

Während der Dauer des Weihnachtsmarktes barf die Breiteftraße, 
foweit dafelbft nah $ 23 Nr. 6 der Fuhrwerksverfehr nicht Überhaupt ver- 
boten ift, nur in der Richtung vom Schlofplag nad dem Köllniſchen Fifch- 
markt befahren werben. 

8 36. 

In Fahrbahnen, welche fo eng find, daß zwei Wagen nicht neben- 
einander Raum haben, darf nicht eher eingelenft werben, als bis der Führer 
fi überzeugt hat, daß die Fahrbahn frei if. 


$ 37. 

Auf enger Fahrbahn hat unbeladenes Fuhrwert, fobald ihm belabenes 
entgegenfonmt, jo lange hart amt vechtsfeitigen Ninnfteine zu halten, bis 
das beladene vorüber ift. Iſt überhaupt kein Raum für zwei Fuhrwerke 
vorhanden, jo muß das unbeladene zurüdgezogen werben. 


S 38. 

It beim Anbrängen von Fuhrwerken nach dem nämlichen Ziele eine 
Reihenfolge polizeilich angeordnet worden oder von felbft entitanden, fo hat 
jedes neue hinzufommende Yuhrwerf dem legten in der Reihe fih an— 
zufchliegen. 

Kein Fuhrwerk darf aus der Reihe ausbrechen, vorfahrende überholen 
oder ſich in die Reihe eindrängen. 


8 39. 

Fuhrwerk, welches nicht auf Federn ruht oder in Federn hängt, bes- 
gleichen joldyes, weldhes vermöge jeiner Bauart oder Ladung bei fchnellerer 
Bewegung ein ftarkes Geräuſch verurſacht, darf überall nicht anders wie 
im Schritt fahren. 

g 40. 

Auch alles übrige Fuhrwerk muß im Schritt fahren: 

1) durch die Stadtthore, 

2) über die Zugflappen der Brüden, 

3) beim Einbiegen aus einer Straße in Die andere, 

4) bei der Ausfahrt aus Grundftüden, welche an die öffentliche Straße 

grenzen, 

5) bei ver Einfahrt in dergleichen Grundſtücke, 

6) in der Nähe der Kirchen während des Gottesdienſtes, 

7) überall, wo ein ungewöhnlic ftarfer Verkehr von Wagen, Reitern 

oder Fußgängern ftattfindet, 

8) an allen Orten, wo ein öffentlicher Anſchlag (Schritt- Tafel) das 

Fahren in jchnellerer Gangart unterfagt. 
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f. Schlitten. 
8 Al. 
Die Beftimmungen der S$ 1 bis 38 umd 40 finden aud auf Schlitten 
Anwendung. 


g. SchubFarreu, Hand: und Hundewagen. 
8 42. 

Das Schieben von flarren ift nur gejtattet, wenn deren Padung dem 
Führer Die freie Ausfiht nah vorn nicht befchränft. Anderenfalls müſſen 
fie gezogen werben. 

g 4. 

Bei Hand» und Hundewagen hat während der Fahrt der Führer bie 

Deichjel bejtändig in der Hand zu halten. 


g 44. 
Perjonen auf Hundewagen zu befördern ift unterfagt. 
8 4. 

Soweit diefelben überhaupt darauf anwendbar find, gelten vie Be- 
flimmungen der $$ 1, 10, 13, 21, 22, 24, 26, 30, 31, 32, 33 auch für 
Schubfarren, die Beftimmungen der SS 1, 3, 4, 9, 10, 12, 13, 17, 21, 
22, 23 Nr. 3, 4, 6, 24 bis 33 auch für Hand» und Hundewagen. 


B. Reiten. 
s 46. 
Für RNeitpferde ift die Anwendung von Zäumen ohne Gebif nicht 
geftattet. 
8 47. 
Der Reitverkehr hat fi auf die Fahrdämme und die durd öffentlichen 
Anschlag als ſolche kenntlich gemachten Neitwege zu beichränfen. 


S 48. 
Keiter mit Handpferben dürfen nicht anders wie im Schritt reiten. 
Bei Benugung der Keitwege auf dem Wilhelmsplag ift das Mitführen 
von Handpferden nicht geitattet. 


PolizeirBerorpnung vom 26. Juli 1873. 

Auf Grund der SS 5, 6 und I1 des Geſetzes über die Polizeis 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und im Hinweis 
auf $ 366 Nr. 10 des Strafgefetbuches für das Deutſche Reich 
vom 15. Mai 1871 (R.G.Bl. ©. 127) verordnet das Polizei— 
Präſidium nach Beratung mit dem Gemeinde-Borjtande für ven 
engeren Polizeibezirt von Berlin im Anflug an den $ 48 des 
Straßen: Polizei-Reglements für die Stadt Berlin vom 7. April 
1867 (Amtsblatt Stüd 18 de 1867), mas folgt: Bei Benugung: 
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1) der beiden Neitwege längs der Königgrägerftraße zwifchen dem 
Brandenburger Thor und der Penneitrafe; 2) des Reitweges längs 
der Penneftraße Bis zur großen Avenue; 3) der Reitwege zu beiden 
Seiten der großen Avenue; 4) des Neitweges längs der Sommers 
ftraße und 5) des Reitweges (resp. der Keitbahn) um den Flora— 
plat ift das Mitführen von Handpferden nit geftattet. Zus 
widerhandlungen biergegen werden in Gemäßheit des $ 366 Nr. 10 
des Strafgefegbudyes vom 15. Mai 1871 mit ‚Geldbuße bis zu 
20 Thlr. oder mit Haft bis zu 14 Tagen bejtraft. 

Königliches Polizei-Präfidium. 

In Vertretung: 
(ge3.) Freiherr von Hertzberg. 


Polizei:Berorpnung vom 23. April 1875. 

Auf Grund der 88 5, 6 umd 11 des Gefeges über die Pos 
lizei Verwaltung vom 11. März 1850 (8.5. ©. 265) und im 
Hinweis auf $ 366 Nr. 10 des Strafgefegbuhs für das Deutfche 
Neid verordnet das Polizei: Präfidium für den Polizeibezirf von 
Berlin, was folgt: 

Bei Benugung des neu angelegten Reitweges längs der Thier- 
gartenftraße zwijchen dem Kemperplatz und der Hohenzollerntraße 
ift das Mitführen von Handpferden nicht geftattet. Zumider- 
bandlungen hiergegen werden in Gemäßheit des $ 366 Nr. 10 des 
Strafgefeßbuchs vom 15. Mai 1871 mit Geldbuße bis zu 60 Mark 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen bejtraft. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Mapdai. 
8 49. 
Die Beitimmungen der 88 22 Nr. 1, 2, 3, 6, 23 Nr. 3, 4, 6, 26, 
30, 32, 33 und 40 finden aud auf Reiter Anwendung. 


C. Beſchädigung und Beläftigung durch Thiere. 
a. Viehtrieb. 
88 50—61 
find aufgehoben und erjegt durch die 
1. PolizeisBerorpnung vom 1. Auguſt 1873 
(Amtsblatt 1873 ©. 232), welche lautet: 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Po- 
lizei-Berwaltung vom 11. Mär; 1850 (G.S. ©. 265) verorbnet 
das Polizei» Präfivium nad Berathung mit dem Gemeinde-Bor- 
ftande für den engeren Polizeibezirt von Berlin, was folgt: 
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#1, 
Vom 1. Dftober d. J. ab tft alles Viehtreiben auf den äffent- 
lichen Straßen und Pläten Berlins bis auf die im $ 2 aus— 
ſchließlich für Schafvieh beftimmte Ausnahme verboten. 


82 
(betreffend die Treibeſtraßen nach dem früheren Berliner 
Viehmarkt in der Brunnenſtraße iſt jetzt gegenſtandslos 
geworden). 


83 
iſt erſetzt durch nachſtehende 
Polizei-Verordnung vom 15. November 1877. 

Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Po— 
lizei-Berwaltung vom 11. März 1850 (G.S. von 1850 ©. 265) 
verordnet das Polizei: Präfidium nad) Berathung mit dem Ge- 
meinde-Borftande, unter Aufhebung des 8 3 der Polizei-Verordnung 
vom 1. Auguit 1873, betreffend das Viehtreiben auf den Straßen 
Berlins (Intelligenz: Blatt Nr. 182, Stüd 32 des Amtsblatt) 
für den Polizeibezirf von Berlin, was folgt: 

$ 1. 

Bom 1. Januar 1878 ab ift während der Zeit von 9 Uhr 
Vormittags bis 10 Uhr Abends an Sonn und Feittagen das 
Treiben von Schafvich auf den Straßen und Plägen Berlins, 
alfo auch auf den im der Polizei-Berordnung vom 1. Auguft 1873 
angegebenen Triftftraßen, verboten. 


8 2. 
Zumiderhandlungen gegen die Vorſchrift im 81 werben nad 
8 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutfche Weich mit 
Selpftrafe bis zu 60 Marf oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
beitraft. 
Königlihes Polizei-Präfidinm. 
(gez.) von Mapdai. 


Ss 4. 
Die mittelft Eifenbahn oder Fuhrwerk transportirten Kälber 
und Schafe dürfen nicht gefmebelt werben. 


85. 

Am 1. Dftober d. J. treten die SS 50—61 des Straßen 
Bolizei- Reglements für die Stadt Berlin vom 7. April 1867 
(Beilage zum 18. Stüd des Amtsbl. von 1867), fowie die Polizei- 
Berordnung vom 26. November 1869 (Amtsbl. S. 378) aufer 
Gültigkeit. 
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$ 6. 

Zumiderhandlungen gegen die worjtehende Verordnung werden 
nad $ 366 Nr. 10 des Strafgefegbuhs vom 15. Mai 1871 mit 
Geldſtrafe bis zu 20 Thalern oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
geahndet. 

Berlin, den 1. Auguft 1873. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
Polizei-Berorpnung vom 18, Februar 1881. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeßes über die 
Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. ©. 265) ver- 
ordnet das Polizei-Präſidium 

über Zulaffung von Treibeftraßen für Schafvieh 
für den Stadtbezirk von Berlin nad Berathung mit bem Gemeinde: 
Vorftande, was folgt: 

ALS weitere Ausnahmen von dem in $ 1 der Polizei» Ver: 
orbnung vom 1. Auguft 1873 enthaltenen Berbot des Viehtreibens 
auf den öffentlihen Straßen und Plätzen Berlins und zugleich mit 
ber in der PBolizei- Verordnung vom 15. November 1877 enthaltenen 
Beſchränkung rüdfichtlic der Sonn» und Feſttage, werben für das 
Treiben von Schafvieh von den Weiden in der Umgebung Berlins 
nad) dem ftädtifchen Viehhofe und in umgefehrter Richtung folgende 
Treibewege zugelaffen: 

1) Die Straße 57 in Abtheilung XIII, 2 des Bebauungsplan 
(der Weidenweg) von der Weichbildgrenze bis zur Straße 68 
derſelben Abtheilung, und dieje lettere Strafe jelbit. 

Straße 57 und 68 jet: Eldenaerftraße. 

2) Die Frankfurter Allee von der (zur Gemeinde Friedrichsberg 
gehörigen) Kreugigerftraße ab bis zur Straße61 der nämlichen 
Abtheilung des Bebauungsplanes und diefe lettere Strafe 
jelbft bis zum Einmünden in den Treibeweg 1. 

Strafe Hl jept: Prosfauerftraße. 

3) Die Prenzlauer Allee von der Weichbildgrenze bis zur 
Danzigerftraße, von bier ab die Danzigerjtraße bis zur 
Elbingerftraße, von hier ab die Elbingerftraße bis zur 
Straße 25 in Abtheilung XIII, 1 des Bebauungsplans (dev 
verlorene Weg), von hier ab dieje Straße 25 (der verlorene 
Weg) bis zur Straße 30 derjelben Abtheilung, von hier ab 
diefe Straße 30, von dieſer ab die Yandsberger Allee bis 
zur Straße 51 in Abtheilung XIII, 2 des Bebauungsplans, 
von bier ab dieſe Straße 5l, von diefer ab die Straße 50*) 
berjelben Abtheilung des Bebauungsplans bis zum Ein- 
münden in den Treibeweg 1. 

*) Die Straße 50 führt jept den Namen: Thaeritraße. 
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4) Die Greifswalderftraße, von der Weichbildgrenze bis zum 
Einmünden in den Treibeweg 3. 

5) Die Strafe 25 in Abtheilung XIII, 1 des Bebauungsplans 
(der verlorene Weg), von der Weichbildgrenze bis zum Eins 
münden in den Treibeweg 3. 

Königliches “Polizei = Präftdium. 
(gez.) von Madat. 


b. Yaft: und Jugthiere. 
$ 62. 

Biffige Laſt- und Zugthiere müſſen mit Maulkörben verjehen fein. 

Auc bei ledigen Laſt- und Zugthieren ift die Anwendung von Zäumen 
ohne Mundſtück unterfagt- 

c. Hunde. 
S 63. 

Wer Hunde auf öffentlicher Strafe oder an Orten, wo Menſchen zu 
verfehren pflegen, ohne Maulforb umbherlaufen läßt, it ftrafbar. Bei 
Zughunden trifft die Strafe den Führer des bezüglihen Fuhrwerks. 

Der Maulkorb muß jo eingerichtet fein, daß er das Beißen verhindert, 
ohne das Saufen unmöglih zu maden. 

Hunde ohne Maulforb, oder mit einem ungenügend eingerichteten Maul« 
forbe werben von den polizeilich dazu bejtellten Berjonen mweggefangen, dem 
Scharfrichter überliefert und, falls nicht bimmen drei Tagen gegen Erlegung 
der Futterfoften und eines Fanggeldes von einem Thaler ihre Auslöfung 
erfolgt, getödtet. 

8 64. 

In den Blumen» Anlagen am Denkmal König Friedrich Wilhelm II. 
im Thiergarten darf, bei Vermeidung der im $ 63 angedrohten Nachtheile, 
Niemand Hunde frei umberlaufen lajjen. 


Polizei-Berorpnung vom 27. Auguft 1877. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850 verorbnet das Polizei - Präftdiun 
nach Berathung mit dem Gemeinde-Borftande für den Polizei— 
Bezirk von Berlin, was folgt: 

81. 

In den Anlagen des Thiergartens und des Königsplages, ſo— 
wie des Heinen Thiergartend, des Humboldts- und Friedrihshains 
darf Niemand Hunde umberlaufen laſſen. 

82. 

Auf den Wegen im Thiergarten und auf dem Königsplage 

mit Einſchluß der Promenadenwege längs der Königgrägerftraße, 
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der Sommerftraße und der Straße „In den Zelten“, fowie in der 
Ihiergartenftraße und Pennejtraße und auf den Wegen im Fleinen 
Ihiergarten, den Humboldts- und Friedrichshain ift es nur ges 
ftattet, Hunde mit fidy zu führen, wenn dieſelben an einer Peine 
gehalten werden. 

$ 3. 


Uebertretungen vdiefer Polizei» Verordnung werden mit Geld— 
buße bis zu 30 Marf, an deren Stelle im Falle des Unvermögens 
verhältnigmäßige Haft tritt, beitraft. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(ge3.) von Madai. 


Ss 69. 
Diefelben Nachtheile (8 63) hat zu gewärtigen, wer Hunde zur Nachts 
zeit aus dem Haufe ausſperrt oder zur Marktzeit nad den Märkten oder 
Fleiſch-Scharren mitbringt. 


D. Zerjtörung und Defhädigung öffentliher Wege, 
Anlagen u. ſ. w. 
$ 66. 

Mer öffentlihe Wege, dazu gehörige Baulichkeiten, Brüden, Durch— 
läffe, Sclagbäume, Barrieren, Wegweifer, Tafeln, Warnungszeichen, 
Nummerfcilder, Paternen, PBrelliteine, Bäume, Pflanzumgen, Materialien 
und fonftige Einrichtungen und Anftalten, welche beftimmt find, die öffent: 
Iihen Wege zu ſchützen, zu bezeichnen, gangbar zu erhalten oder zu zieren, 
oder welche ſonſt zum öffentlihen Nuten dienen, aus Fahrläffigkeit zerfiört 
oder beſchädigt, ift ftrafbar. 

8 67. 

Auch das Ueberſteigen von Barrieren und Einfriedigungen, welde 
zum Scute öffentliher Wege, Denkmäler und Anlagen dienen, das eigen= 
mächtige Verändern der im $ 66 aufgeführten Gegenftände, das Beſchmutzen 
und Beichreiben derfelben, jowie jede Handlung oder Unterlaffung, durch 
welche der freie Zugang zu denjelben erfchwert oder verfperrt wird, gilt als 
Beihädigung im Sinne der vorftehenden Beftimmung. 

8 68. 

Die Hausnummern und die zur Andentung der Nummernfolge an 
einzelnen Häufern angebradıten Nummerpfeile find von den betreffenden 
Grundſtücksbeſitzern in ordnungsmäßigem Stande zu erhalten. 

Ingleihen haben die Grundftüdsbefiger dafür zu jorgen, daß Das 
Auffinden der Hausnummern, der Nummerpfeile und der an den Häufern 
oder Umzäunungen befindlihen Marken, welche die Lage der Waſſerſtöcke 
und Hähne der Berliner Wafjerwerfe bezeichnen, durch Anbringung von 
Schildern, Marquifen oder auf andere Weife nicht verhindert oder er- 
jchwert wird. 
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$ 69. 
Wegen des Anheftens von Plafaten auf öffentliher Straße verbleibt 
es bei den Beltimmungen der Polizei- Verordnung vom 18. Juni 1855 
(Amtsblatt S. 242) und der Belanntmahung vom 12. Juli 1862 (Im: 
telligenz» Blatt Nr. 169). *) 
*) Anm. An die Stelle diefer Verordnungen ift die Polizei-Verordnung vom 
26. Ianuar 1880 getreten. (Siehe Seite 268.) 


Belfanntmahung vom 16. Mai 1871. 


Wer außerhalb der Thiergartenwege geht, oder auf ben 
Fußwegen reitet, anf den Neitwegen oder Fußwegen fährt, außer: 
halb der Charlottenburger Chauffee, der Brüden » Allee, der 
Bellevue, Zelten-, Lichtenftein- und Yafanerie- Allee, der Kleinen 
Duer: Allee, außerhalb der zwijchen der Charlottenburger Chauſſee 
und der Porzellan: Manufaktur belegenen Chauffee, außerhalb ber 
Ihiergartenftraße umd außerhalb der Penneftraße mit Paft- und 
Aderwagen fährt, jowie wer die Anlagen befdhäbigt oder ver- 
unreinigt, hat Beftrafung nad) Maßgabe des $ 360 Wr. 11 resp. 
$ 366 Nr. 10 des Strafgefeßbuhs vom 31. Mai 1870 zu ges 
wärtigen. 

Königliche Thiergarten - Berwaltung. 


E. Beeinträchtigung des Verkehrs durd andere Handlungen 
oder Unterlaffungen. 


a. Hinſichtlich der öffentlihen Straße überhaupt. 
s 70. 
Gegenftände, welche den freien Verkehr zu hindern oder zu beeinträch— 
tigen geeignet find, auf öffentlicher Straße aufzuitellen, hinzulegen oder 
liegen zu lafjen, ijt unterfagt. 


-& Tu 

Der zum Pagern von Materialien, Abfahren von Dünger, Aufitellen 
von Gerüften, Auf» umd Abwinden von Gegenftänden, Herabwerfen von 
Schnee und Eis von Dächern, Gefimfen und Balfonen, ober zu anderen 
derartigen Berrichtungen bie öffentlihe Straße, oder Theile derfelben im 
Intereife eines Einzelnen vorübergehend benugen und dadurch der all» 
gemeinen Benugung zeitweife entziehen will, bedarf dazu polizeilidher Er— 
laubniß. 

Während der Benutzung ſelbſt muß der betreffende Theil der Straße 
in zweckentſprechender Weiſe durch Warnungszeichen, Schutzwehren, Ein- 
friedigungen oder dergleichen äußerlich kenntlich gemacht und während der 
Dunkelheit vorſchriftsmäßig ($ 72) beleuchtet werben. 
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8 72. 

Die Beleuhtung der im $ 71 bezeichneten Dertlichfeiten muß, 
nah Bewandniß der Umftände, durd eine oder durch mehrere Laternen 
gefhehen, vom Eintritt der Dunkelheit bis zum Anbruch des Tages dauern 
und wirffam genug fein, um während diefer Zeit die betreffende Dertlich- 
feit beftändig im ihrer ganzen Ausdehnung deutlich erfennbar zu machen. 
Die dazır verwendeten Laternen müſſen mittelft zweckentſprechender Vor— 
rihtungen fünf Fuß über dem Erbboden angebracht, gehörig befeftigt fein 
und Scheiben von mindeftens 72 ) Zoll Leuchtflähe haben, von denen die 
der Yängenrichtung der betreffenden Straße zugefehrten von rother Farbe find. 

Für die Herftellung der Beleuchtung ift, wenn ein Sacverftändiger 
die betreffenden Arbeiten ausführt, diefer, wenn Tagearbeiter dabei be— 
theiligt find, deren Auftraggeber, in Ermangelung folder Perfönlichfeiten 
aber Derjenige verantwortlidy, in dejien Interefje die fraglichen Vorkehrungen 
getroffen worden find. 

8 73. 

Die Benugung des Fahrdammes und des Bürgerfteiges zum Zer— 
Hleinern des Brennholzes hängt von polizeiliher Erlaubniß ab, melde von 
den Hauswirth oder deſſen Stellvertreter nachzufuchen ift und zugleich für 
bie übrigen Hausbewohner Gültigfeit hat. (Vergleiche $ 74.) 

Für Strafen von geringer Breite oder befonders lebhaften Verkehr 
wird die Erlaubniß überhaupt nicht, für die übrigen Straßen nur in 
Betreff folder Häufer ertheilt, welche feinen zu diefem Zwede tauglichen 
Hof- oder Gartenraum haben. 

Welche Straßen zu der erfteren Klaſſe zu rechnen find, wird von Zeit 
zu Zeit in ortsüblicher Weife zur öffentlihen Kenntniß gebracht werben. 

ALS Bedingungen der Erlaubniß gelten: 

a. Diefelbe bezieht fih nur auf das für den eigenen Wirthichafts- 

gebrauch der Hausbewohner beftimmte Holz. 

b. Das Holz muß fogleidh beim Anfahren über oder dicht an dem 

Rinnfteine in Haufen von der Tiefe der Klobenlänge aufgefett werben. 
Das Auffegen hat der Art zu gefchehen, daß weder ein Umftürzen 
des Haufens, noch ein Herabfallen einzelner Lagen oder loben 
ftattfinden fann. 

c. Pflöde oder Pfähle behufs Befeftigung der Hauflöge in das Straßen» 

pflafter zu fchlagen, ift unzuläffig. 


8 74. 
Bom 1. Januar 1870 an ift das Zerfleinern des Brennholzes auf 
öffentlicher Straße überhaupt nicht mehr geitattet. 


$ 75. 
Das Sägen und Bereiten von Baus und Nutholz auf öffentlicher 
Straße ift unterjagt. 
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8 76. 

Auf öffentliher Strafe auferhalb der Marktpläge over ver ber: 
kömmlichen Marktzeit Handelsftellen einzunehmen, tft nur auf Grund 
polizeilicher Erlaubniß geftattet. Es macht dabei feinen Unterſchied, ob die 
Handelsjtelle mit einem von dem Inhaber in einem offenen Laden betriebenen 
Geſchäfte in unmittelbarer Verbindung fteht, oder nicht. Zur öffentlichen 
Straße im Sinne diefer Beftimmung werden andy die vor der Straßenfront 
ber Häufer belegenen Treppen und Rampen gerechnet. 

Die Erlaubniß wird nur ſolchen Perſonen, welche zum ftehenden Handel 
befugt find, und im der Negel nur für ſolche Waaren ertheilt, welche zu 
den Gegenftänden des Wochenmarktverkehrs gehören. 


Ss 77. 

Zur Abhaltung von Auktionen auf öffentliher Strafe it polizeiliche 
Genehmigung erforderlich. 

S 78. 

Unbefpannte Fuhrwerfe dürfen auf öffentliher Straße nicht auf: 
gejtellt werben. 

8 79. 

Fuhrwerke auf öffentliher Straße zu beladen oder zu entladen, ift 
nur gejtattet, wenn das betreffende Grundſtück feinen zu dieſem Zwede ge- 
eigneten Hofraum, beziehungsweife feine geeignete Einfahrt hat. Solchen 
Falls muß jedoch das Geſchäft des Be» und Entladens fofort nad Auf: 
ftellung des Fuhrwerks begonnen, mit hinreichenden Arbeitskräften ohne 
Unterbredung zu Ende geführt, und demnächſt das Fuhrwerk jofort entfernt 
werden. 

Befanntmadhung vom 15. Juni 1886. 

Zur Aufrechterhaltung des Straßen-Berfehrs in der unmittele 
baren Nähe der Markfthallen it es unbedingt erforderlich, daß 
das Ent: und Beladen der Markt-Fuhrwerke mit größtmöglicher 
Beichleunigung erfolgt und jedes unnöthige und übermäßig lange 
Halten der Wagen unterbleibt. Die Erefutiv- Beamten find ans 
gewiejen, hieranf ihr befonderes Augenmerk zu richten und event. 
auf Grund der 88 18 und 117 des Straßen» Bolizei » Reglements 
mit unnachſichtlicher Strenge einzufchreiten und Straf Auzeige zu 
erjtatten. 

Königlihes Bolizei- Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Ss 80. 
8 
Das Werfen mit Bällen, Schnee zc., das Schießen mit Armbrüſten 
und Blasröhren auf öffentlicher Straße, ſowie das Aufhoden auf Fuhrwerke, 
welche fih in Fahrt befinden, ift nuterſagt. 


303 


881. 

Das Rollen von Fäſſern, Rädern und dergleichen Gegenſtänden, das 
Steigenlaſſen von Drachen, das Fortſchaffen unverhüllter Spiegel, ſowie 
alle ähnlichen Handlungen, welche geeignet ſind, Thiere ſcheu zu machen, 
ſind auf öffentlicher Straße nicht geſtattet. 

Auch an Gebäuden dürfen Spiegel nur in der Art angebracht werden, 
daß die abprallenden Sonnenſtrahlen nicht im Stande find, Menfchen oder 
Thiere zu blenden. 

$ 82. 

Der Transport von Mineralſäuren (Schwefelfänren, Salzfäure, 
Ealpeterfäure:e.) mittelft Wagen iſt nur unter Beobachtung folgender Borfichts- 
maßregeln gejtattet: 

a. Die Wagen müſſen in Federn hängen oder auf Drudfedern ruben. 

b. Die Ballens müſſen wohl verpadt in einem bejonderen Behälter 

(wozu auch geflochtene Körbe dienen können) eingeſchloſſen jein. 

ce. Jedem Transport ift eine Quantität Sand beizugeben, ausreichend, 

um entjtehenden Falls der Borfchrift unter f. genügen zu können. 

d. Feder Wagen muß außer dem Kutjcher von einer erwachjenen Perſon 

begleitet werden. 

e. Die Wagen dürfen nur im Schritt fahren. 

. Tritt ver Fall ein, daß Säure aus den Ballons fih auf die Straße 
ergießt, jo iſt der Kutſcher verpflichtet, jofort beim nächſten Polizei— 
Revier» Düreau von dem Borgange Anzeige zu machen, während ber 
Begleiter die betreffende Stelle ungefäumt mit Sand genügend zu 
überdeden, das Publitum vor der Berührung derjelben zu warnen 
und fo lange dabei zu verweilen hat, bis die zur Befeitigung der 
Gefahr erforderlichen polizeilichen Anordnungen getroffen worden find. 


— 


d. Hinſichtlich der Bürgerſteige und Granitbahnen insbeſondere. 
883. 
Zum Aushängen und Ausſtellen von Verkaufs- und anderen Gegen— 
ſtänden an Gebäuden, Thüren, Fenſtern, Umzäunungen u. ſ. w., welche 
ſtraßenwärts liegen, iſt polizeiliche Genehmigung erforderlich. 


8384. 
Daſſelbe ($ 83) gilt von Schaukäſten, Aushängeſchildern und anderen 
Ankündigungsmitteln des Gewerbebetriebes, der Kunft und Induſtrie, ſobald 
biejelben jo angebracht werden, daß fie von der Straße aus fihtbar find. 


Ss 85. 

Die in den Fällen der 88 71, 73, 76, 77, 83, 84 und 115 erforderliche 
polizeilihe Erlaubniß it, wenn es fih um das Pagern von Materialien 
in der Nähe von Ausladevorridhtingen handelt, bei dem Borftande des 
Polizei Schifffahrts- Büreaus, in den übrigen Fällen bei dem betreffenden 
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Polizei-Revier-Vorſtande nachzuſuchen. Sie wird überall unter Vorbehalt 
des Widerrufs ertheilt. 

Wo die Ertheilung, außer den in den 88 71, 72 und 73 vorgefchriebenen 
allgemeinen, noch von befonderen Bedingungen abhängig gemacht wird, find 
auch diefe für den Nachſuchenden verbindlich. 


$ 86 
ift erfegt Durch die nachſtehende 
PolizeisBerordpnung vom 19. März 1879. 

Auf Grund der 88 5 und 6 des Gefeges über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) und der $$ 79 
und 80 des Gejeges über die Organifation der allgemeinen Landes» 
Berwaltung vom 26. Juli 1880 (G.S. ©. 291 ff.) verordnet das 
Polizei: Präfidium mit Zuftimmung des Gemeinde-Vorjtandes für 
den Stadtkreis Berlin, was folgt: 


Einziger Artifel. 

Der $ 86 des Straßen: Polizei» Neglements für Berlin vom 
7, April 1867 wird aufgehoben; an feine Stelle treten folgende 
Vorſchriften: 

Die Anbringung von Vorhängen zum Schutze gegen die Sonne 
(Marquiſen) vor Thüren und Fenſtern des Erdgeſchoſſes bedarf, 
ſofern dieſe Vorhänge in das dem öffentlichen Verkehr freigegebene 
Vorgartenland oder in den Bürgerſteig hineinragen, der polizeilichen 
Erlaubniß, welche von dem zuſtändigen betreffenden Polizei-Revier— 
Borftande ertheilt wird und jederzeit widerruflich ift. 

Die Schutvorhänge dürfen nur fo angebracht werben, daß fie, 
ganz heruntergelafjen, mit feinem Theile ihrer Unterfanten — Bes 
bang und GSeitenftüde einbegriffen — in geringerer Höhe als 
2,20 m über dem Bürgerfteig hängen und ben Luftraum über 
letzterem nur bis auf 0,60 m Entfernung von der Grenze des 
Fahrdammes im Anfpruc nehmen. Bei Regen und fo lange die 
Hausfront von der Sonne nicht bejchienen werden kann, bürfen 
die Schugvorhänge nicht heruntergelaſſen fein. 

Diefe Berordnung tritt am 1. April 1883 in Kraft. 

Königliches Polizei-Präfidiumt. 
(gez.) von Madai. 


8 837. 

Thüren, Fenfter, Fenfterläden, Klappen u. f. w. im Erdgeſchoß, welche 
ſtraßenwärts auffchlagen, müſſen beftändig dergeftalt feftgelegt fein, daß fie 
weder die Borübergehenden beihädigen, nod dem freien Verkehr hinderlich 
werden können. 
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Ss 88. 

Bei eintretender Winterglätte müſſen die Bürgerfteige, Granitbahnen 
und Rinnfteinbrüden mit Sand, Ajche oder anderem abftumpfenden Material 
beftreut werben. Das Streuen bat jo zu geſchehen, daß während ver 
Stunden von Morgens 7 bis Abends 10 Uhr der Entftehung gefahrbringen- 
der Glätte vollftändig vorgebeugt wird. 

Die Verpflichtung zum Strenen liegt den Befigern derjenigen Grund— 
ftüde ob, welche und foweit diefelben an die öffentliche Straße grenzen. 


PolizeisBerordnung vom 28. November 1876. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei 
Berwaltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei-Präſidium 
nach Anhörung des Gemeinde-Borftandes für den Polizeibezirk von 
Berlin, was folgt: 

sl. 

Das Beitreuen der Bürgerfteige und Rinnſteinbrücken mit 

Seefalz, Viehſalz oder Kochſalz ift verboten. 


82. 
Uebertretungen dieſer Vorſchrift werden mit Geldbuße bis zu 
30 Mark, an deren Stelle im Falle des Unvermögens entſprechende 
Haft tritt, beſtraft. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez). von Madai. 


889. 

Auf Granitbahnen, Bürgerſteigen und allen ſonſtigen, ausſchließlich für 
Fußgänger beſtimmten Wegen dürfen Gegenſtände, welche durch Form, Größe 
oder Beſchaffenheit die Vorübergehenden zu gefährden oder zu beläſtigen 
geeignet ſind, oder zwelche beim Anſtreifen abfärben oder abſchmutzen, nicht 
befördert werden. 

Perſonen, welche dergleichen Gegenſtände befördern, haben ſich auf dem 
Fahrdamm, und zwar an der linken Seite hart am Rinnſtein zu halten. 

Bei Frojiwetter gilt daſſelbe von ſolchen Perfonen, welche Waller oder 
andere gefrierbare Flüffigkeiten in offenen Gefäßen fortichaffen. 


$ 0. 

Das Antreten und Marjchiren geſchloſſener Abteilungen, Züge u. |. w. 
auf den Bürgerfteigen, jowie das Stehen von Perjonen auf den Öranit- 
bahnen ift unterfagt. 

s 9. 
Bon Berjonen, deren Kleidung beim Anjtreifen abfärbt oder abſchmutzt, 


dürfen die Bürgerfteige nicht benußt werben. 
20 
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8 92. 
Wo durd öffentlichen Anſchlag das Nechts= oder Linksgehen angeorbnet 
iit, hat Jedermann ſich auf der vorgejchriebenen Straßenfeite zu haltet. 


Belanntmahung vom 22. Februar 1883. 

Im gefumdheitlichen Intereſſe der ganz jungen Kinder hat das 
Polizei» Präfivium verfuchsweije die Anordnung getroffen, daß die 
Erlaubniß zur Beförderung von Nindern unter zwei 
Jahren in Handwagen, welde auf den Bürgerjteige fort: 
bewegt werden, Fünftighin auch ohne Phylifats- oder jonftige ärzt- 
liche Beicheinigung auf mündlichen Antrag von den Vorftänden der 
Polizei-Reviere ertheilt werden fell. Zuftändig it das Nevier, in 
welchem die Wohnung des zu befördernden Kindes belegen ift. 

Die Erlaubniß für Kinder höheren Alters und für Erwachſene 
wird Dagegen nur ertheilt auf Grund der Beſcheinigung eines 
Königlichen Phyſikus dahin, dak ein D—ringendes gejundheitliches 
Bedürfniß zur Gewährung der in Rebe ftehenden Bergünftigungen 
vorhanden fei. 

Anträge diefer Art find fchriftlih an Abtheilung II. des 
Polizei» Präfidiums zu richten. 

Königliches Polizei= Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


II. Abſchnitt. 
Erhaltung der Reinlichkeit auf den öffentlichen Strafen, 
Wegen und Blägen. 
A. Verhütung von Berunreinigung. 
a. Der Straßen überhaupt. 
8 9. 

Jede PVerumreinigung ber öffentlihen Straße ift unterfagt. 

AS Verunreinigung gilt auch das Ausgießen, beziehungsweiſe Aus- 
werfen von Flüffigfeiten, Schnee, Eis, Schutt und Abgängen jeder Art, 
gleichviel, ob daſſelbe abfihtlidh oder aus Fahrläffigkeit gefchieht, und ob bie 
betreffende Straße gepflaftert ift oder nicht. 

s 94. 

Das Abladen von Schnee und Eis ift nur an denjenigen Orten ge: 
ftattet, welche durch öffentliche Bekanntmachung oder durd öffentlihen Ans 
ſchlag diefem Zwede überwiejen find. Schutt, Scherben und andere nicht 
düngende Stoffe dürfen mit dem Schnee und Eis nicht vermengt werden. 

89. 

Kellerthüren und Luken, veren Deffnungen nad der Straße gehen, 
dürfen von außen nicht mit Dünger, Stroh oder dergleichen Stoffen belegt 
oder verftopft werben. 
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Ss 96. 

Das Füttern von Zugthieren auf öffentlicher Straße iſt unterfagt. 

Fuhrwerk, welches mit Gegenſtänden des Wochenmarkts: Verkehrs von 
außerhalb zu Markte kommt, iſt binfichtlih der Marktpläge; öffentliches 
Fuhrwert (Omnibus, Droſchken, Thorwagen) hinſichtlich der polizeilid an— 
gewiefenen Haltepläge diefer Befchränfung nicht unterworfen. 

8 97. 

An öffentlihen Brummen Gefäße, Wäſche, Gemüfe oder andere Gegen- 

ftände zu wajchen oder zu jpülen, iſt unterjagt. 
Ss 98. 

Auf öffentliher Straße, ſowie an Thüren, Fenſtern und Balfonen, 
welche ſtraßenwärts belegen find, it das Aufbängen von Wäſche, ſowie das 
Sonnen, Klopfen und Ausſtäuben von Betten, Matragen, Fußdecken und 
dergleihen Gegenſtänden nicht geitattet. 

Als öffentlihe Straße im Sinne diefer Bejtimmung werden aud) Die 
öffentlihen Wafferläufe angejeben. 

s 99. 

Fleisch darf in und an ftraßenwärts belegenen Thüren nicht ausgehängt 

oder ausgelegt werden. 


Bolizeir-Berorpnung vom 18. Juli 1879. 


Auf Grumd der 88 5 und 11 des Gefeges vom 11. März 
1850 verordnet das Polizei: Präfivium für den Polizeibezirf von 
Berlin nad Berathung mit dem Gemeinde-Borftande, was folgt: 


81. 

Geſchlachtetes Vieh und Theile von ſolchem, ins— 
beſondere auch einzelne Fleiſchſtücke, müſſen, wenn ſie in Fuhrwerk 
jeglicher Art, mit Einſchluß von Handwagen und Karren, trans— 
portirt werden, berartig vingsumfchloffen oder verbedt fein, daß 
fie dem Anblid von außenher volljtändig entzogen find. 

82. 

Tücher und andere Deden, welche zu diefem Zwede verwandt 

werden, müſſen durchaus fauber fein. 
Ss 3. 

Zuwiderhandlungen gegen diefe Vorſchriften werden mit Geld- 
jtrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle ver 
hältnigmäßige Haftitrafe tritt, geahndet. 

84. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt d. J. in Kraft. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Schlieckmann. 
20* 
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s 100 
ift durch die nachfolgende Volizei-Verordnung vom 28. November 1332 
bezw. 27. Auguſt 1886 erſetzt. 


g 101. 
Gebrannter Kalt im ungelöſchten Zuftande darf nur in Säden oder 
verſchloſſenen Fäſſern abgeladen werden. 


$ 102 
ijt erfegt durch die nachfolgende 


Polizei: Berordnung vom 28. November 1882. 

Auf Grund der 88 5 und 6 des Gefetes über die 
Polizei- Verwaltung vom 11. März; 1850 (G.-S. ©. 265) und 
der 88 79 und 80 des Gefeges über die Organifation der all: 
gemeinen Pandes=- Verwaltung vom 26. Yuli 1880 (G.⸗S. ©. 291) 
verordnet das Polizei-Präſidium unter Zuſtimmung des Gemeindes 
Borftandes für den Stadtfreis Berlin, was folgt: 

An Stelle der 88 100 und 102 des Straßen» Polizei- 
Neglements für die Stadt Berlin vom 7. April 1867 resp. der 
Polizeis Verordnung vom 17. Mai 1879 treten vom 1. Juni 1883 
an die nachfolgenden Vorſchriften. 


$ 100 
ift wiederum aufgehoben durd die nachfolgende 


Befanntmahung vom 27. Auguſt 1886. 


Im Einverftändniffe mit dem biefigen Gemeinde: Vorftande 
wird der erfte Paragraph der Polizeis Verordnung vom 28. No: 
vember 1882, betreffend die Fortſchaffung flüffiger, leicht verſtreu— 
barer oder Staub entwidelnder Materialien, wie folgt abgeändert: 


$ 100. 

Der Transport flüffiger, leicht verftreubarer, oder 
folder Gegenftände, welde leicht abbrödeln oder Staub 
entwideln, darf nur in folhen Behältniffen oder Umhüllungen 
erfolgen, welche verhindern, daß von-.ihrem Inhalt irgend etwas 
aus oder überfließt, durch- oder berabfällt, verweht wird oder 
fonjt wie verloren geht. Müll, Ace und Schutt, melde in fo 
trodenem Zuftande find, daß fie während des Auf: oder Abladens 
oder während des Transports Staub erzeugen fünnen, find ſo— 
weit anzufenchten, daß jede Staub» Entwidelung vermieden wird. 

Die Abfuhr von menſchlichen und thieriſchen Erfrementen mit 
Ausnahme des kurzen und des trodenen Pferdedüngers, ſobald 
berjelbe nicht mit anderem Dünger wermifcht ift, von Küchen- und 
Fleiſchabfällen, Knochen, Müll, Aſche, Schladen, Abraum, Schutt, 
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Kehricht, Modder und anderen ähnlichen, wie allen tibelriechenven 
Stoffen muß in Wagen gefchehen, deren Dbergeitell aus einem 
undurchläffigen, mit gut fchließenden Dedeln verfehenen Kaften be- 
fteht. Bei den zum Transport flüjfiger Gegenftände beftimmten 
Wagen muß das Obergeitell derfelben auf Federn ruhen. Die 
Kajtenbretter müſſen gelpundet, die Kaftenwände untereinander und 
mit dem Boden durch eiferne Bänder und Bolzen gehörig ver: 
bunden, auch die Dedel durch Charniere befeftigt fein. Zum Zweck 
ber Entladung fann in einer oder in beiden Seitenwänden eine 
Deffnung vorhanden fein, die durch eine in Charnieren gehende 
Klappe wafjerdicht verſchließbar iſt. 

Die Padung ift fo zu bemeifen und zu vertheilen, daß bie 
Dedel, jobald fie gejchloffen werden, gut aufliegen. Die Dedel 
find jedesmal zu fchließen, fobald der Wagen Ladung genommen 
hat, und müſſen geichloffen bleiben, bis er die neue Aufladeitelle 
resp. die Abladeftelle erreicht hat. 

Die Kehrichtwagen der jtädtifhen Straßenreinigung dürfen 
die Dedel fo lange offen laffen, jo lange fie behufs Beladens von 
einer Ladeſtelle zur andern rüden. 

Bei den Wagen, melde mit Sand, Erde, Pehm, Kies, Lohe, 
Grus, kurzem oder trodenem Pferdedünger, Schnee, Ziegel-, Bruch, 
Kalk-, Pflafter- oder anderen Steinen, kleingeſchlagenen Mauer: 
ziegeln und ähnlichen Gegenftänden beladen find, müſſen die Boden— 
und Geitenbretter jowohl untereinander wie gegenfeitig dicht zu— 
fammenjcließen. 

Born und hinten ift eine gut paflende Schüße anzubringen. 
Sie muß zwiſchen zwei Schüßenleiften eingefhoben fein, die auf 
den Boden: und Seitenbrettern befeitigt find. Der Borber- und 
Hinterrungichemel müſſen durch Spannketten zufammengehalten 
werben. 

Die Pabung darf über die Seitenbretter und die Schüten 
nicht berausragen. 

Berlin, ven 27. Auguft 1886. 

Königliches Polizei-Präfidium. 
In Bertretung: 
(gez.) Friedheim. 


$ 102. 

Das Fortfchaffen von Gegenftänden, welche einen üblen Ge- 
ruch verbreiten oder einen efelerregenden Anblid gewähren, 
insbejondere von menfchlichen oder thieriihen Erfrementen, darf 
nur von Nachts 12 Uhr bis Morgens 5 Uhr erfolgen. 
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Auf das Fortichaffen von furzem oder trodenem Pferbedünger, 
ſobald derjelbe nicht mit anderem Dünger vermifcht ift, findet die 
vorſtehende Zeitbeſchränkung Feine Anwendung. 

Berlin, den 28. November 1882. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


8 103. 

Menſchliche Exkremente, ſowie Dünger und Abgangsſtoffe aller Art, 
welche mit menſchlichen Exkrementen vermiſcht ſind, müſſen vor der Ab— 
fuhr durch geeignete Mittel vollſtändig geruchlos gemacht (desinfizirt) 
werden. Ingleichen ſind Wagen und Gefäße, mittelſt welcher derartige 
Stoffe fortgeſchafft werden, ſofort nach dem jedesmaligen Gebrauche zu 
desinfiziren. 

s 104. 

Das Aufbringen der im $ 103 gedachten Stoffe auf Aecker, Wiejen, 
Unland u. j. mw. ift nur unter der Bedingung geftattet, daß diefelben ſofort 
unterpflügt, oder auf andere Art genügend mit Erbe überdedt werben. 
Zu Ausırahmen bedarf es polizeiliher Genehmigung. 


b. Der Rinniteine, Kanäle und Waferläufe inshriondere. 
8 105. 
slüffigfeiten, welde emen üblen Gerud verbreiten, namentlih Blut, 
Blutwaſſer, Jauche u. ſ. w., ingleichen feite Körper und ſolche Abgänge, 
welche ſich nicht im flüffigen Zuftande befinden, oder welche beim Stehen 
einen Bodenſatz bilden, in die Ninnfteine, Straßen: Kanäle und Waſſerläufe 
zu leiten, beziehungsweife zu werfen, it umterfagt. 


$ 106. 

Die Ableitung des Grunde, Schnee» und Regenwaſſers von ben 
an die öffentliche Straße grenzenden Grundſtücken nah den Straßen: Rinn- 
jteinen und Kanälen darf, fofern diefelbe nicht durch Zungen: Rinnfteine bes 
wirkt wird, nicht anders, wie mittelft verfenft einzulegender eiferner Röhren 
oder Rinnen gefchehen, welche bis unmittelbar an den Rinnftein, beziehungs- 
weife Nanal reihen und volllommen dicht find. Abfallröhren müſſen in 
diefe Röhren oder Rinnen unmittelbar einmünden. 


8 107. 

Haus- und Wirthſchaftswaſſer, fowie alle fonjtigen flüffigen 
Abgänge der Wirthichaft und des Gewerbebetriebes dürfen nit unmittelbar 
in die Ninnfteine, Straßenfanäle, natürlichen oder künſtlichen Waſſerläufe 
gelangen, ſondern müſſen, nachdem fie zuvor durd einen Schlammkaſten 
gegangen, mittelft verſenkt einzulegender eiferner Röhren oder Zungen Rinne 
jteine torthin geleitet werden. Die Nöhren, beziehungsweife Zungen Rime 
jteine ſind mit tief gereifelten Eifenplatten zu überbeden. 
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Polizei-Verordnung vom 25. Januar 1869. 
$ 1. 

Waſſer oder andere Flüffigkeiten, welche eine höhere Wärme 
als 34 Grad nad Neaumur haben, dürfen in den Straßen-Rinne 
jteinen nidyt abgelaſſen werden. 

82. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldbuße bis zu 20 Thlr. 

oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Wurmb. 


Die Anſprüche auf Vergütigung, welche dritten Perſonen für die Auf— 
nahme dieſer, ſowie der im $ 106 bezeichneten Flüſſigkeiten in die von 
ihnen angelegten oder unterhaltenen Waflerabzüge etwa zuftehen, werden 
durch diefe Beftimmungen nicht berührt. 


8 108. 

Die Schlammkäſten müffen waſſerdicht, mit einem vor der Ausfluß— 
Öffnung anzubringenden Gitter: und einem Waſſerverſchluß verfehen fein 
und jo oft ausgeräumt werden, wie erforderlich ift, um tie Sinkſtoffe nicht 
bis zur Sohlenhöhe der Abflußöffnung ſich ablagern zu lafjen. 


8 109. 

Mit Einrichtungen, wie die in den 88 107 und 108 vorgejchriebenen, 
muß jedes Grundſtück verjehen fein, auf welchem zu Wohnungen ein- 
gerichtete Baulichfeiten vorhanden find. 

Bei Grundſtücken an ſolchen Straßen, welde noch nicht mit Rinn— 
jteinen oder anderen zur Ableitung des Hauswaflers geeigneten Entwäflerungs- 
Anlagen verfehen find, tritt Die Verpflichtung zur Anlegung von Zungen- 
Rinnfteinen zwei Monate nad dem Zeitpunfte ein, an welchem die Straßen» 
Entwäljerungs- Anlagen zur Ausführung gekommen find. 


$ 110. 

Hinfihtlih derjenigen Grundſtücke, welche feinen oder fo beſchränkten 
Hofraum haben, daß die Anlegung von Schlammkäſten nicht ausführbar ift, 
können die Eigenthümer, auf Antrag, von der betreffenden Verpflichtung 
entbunden werben. 

8 ııl. 

Die in den 88 106 und 107 bezeichneten Flüffigkeiten dürfen nicht in 
größerer Menge den Ninnjteinen und Straßenkanälen zugeführt werben, als 
die leßteren, ohne überzutreten, faſſen fönnen. 

Bei Froftwetter darf die Zuleitung flüffiger Abgänge aus gemerb- 
lihen Anlagen überhaupt nicht jtattfinden. 
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B. Wiederherſtellung der Reinlidfeit. 
g 112. 

In den Stunden von Morgens 7 bis Abends 8 Uhr müfjen Bürger: 
fteige und Ninnfteinbrüden frei von Eis und Schnee fein. 

Die Berpflihtung zur Abräumung des Eifes und Schnees liegt den 
Befigern derjenigen Grundſtücke ob, welche an die öffentlibe Straße grenzen, 
und erjtredt fi für den Cinzelmeu auf die ganze Ausdehnung dieſes 
Grenzzuges. 

Der Abraum kann auf den Fahrdamm geſchafft, darf dort aber nur 
längs des Rinnſteins bis auf drei Fuß Entfernung von dem Borde nieder— 
gelegt werben. Dabei müſſen die Ninnjteine jelbft, die Rinnfteinbohlen, 
die Einflußöffnungen der Straßenfanäle und die Wafjerftodspedel ver 
Wafferleitung frei bleiben. Auch dürfen die Durchſtiche nicht verfchüttet 
werben, welche in bie an den Rinnfteingefällen zum Scute gegen ſchleudern— 
des Fuhrwerk ftehen bleibenden Schleuderkanten gemacht zu werden pflegen. 


$ 113. 

Iſt durch Benutzung der öffentlihben Strafe zum Yagern oder Hin— 
und Herichaffen von Waaren und Materialien, zum Zerfleinern des Brenn 
holzes, zur Abfuhr von Dünger u. f. w. oder durd Pedwerben oder Zer- 
breden von Gefähen die Straße verunreinigt worden, jo muß dieſelbe fo. 
fort wieder befenrein hergeftellt werden. 


g 114. 

Tritt der Fall ein, daß in Folge außergewöhnlicher Witterungsver- 
hältniife die Mittel der öffentliben Strafenreinigungs- Anftalt nicht aus— 
reichen, um bie Reinigung der Straßen gehörig zu bewirken, fo find bie 
Grundſtücksbeſitzer verpflichtet, auf polizeilihes Erfordern die Straßen— 
reinigung in der polizeilich zu beftimmenden Frift und Ausdehnung bewirken 
zu laſſen. 


III. Abſchnitt. 
Erhaltung der Ruhe auf den öffentlichen Straßen, 
Wegen und Blägen. 
$ 115. 
Mufit-Aufführungen auf öffentliher Straße dürfen nur mit Genehmi- 
gung der Polizeibehörde ftattfinden. 


8 116. 

Gegenftände, welche, wie Bleche, Ketten, Metalljtangen und dergleichen, 

beim Transport mittelft Wagen ein jtarfes Geräufh verurſachen, müſſen 
berartig verpadt fein, daß der Entftehung des legteren vorgebeugt wird. 
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IV. Abfchnitt. 
Eingreifen der Auffichtsbeamten. 
$ 117. 
Den zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Neinlichfeit und 
Ruhe auf der öffentlihen Straße ergehenden Anordnungen der Auffichts- 
Deamten ift unbedingte Folge zu leiften. 


V. Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 
8118. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden in 
Gemäßheit des 8 366 Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich 
vom 15. Mai 1871 mit Geldbuße bis zu 20 Thalern oder Haft bis zu 
14 Tagen beſtraft. 

Wer es unterläßt, den nach dieſem Reglement ihm obliegenden Ver— 
pflichtungen nachzukommen, hat, abgeſehen von der Beſtrafung, zu gewärtigen, 
daß das Verſäumte im Wege der Exekution auf ſeine Koſten zur Ausführung 
gebracht wird. 


VI. Abſchnitt. 
Aufhebung älterer Verordnungen. 
8119. 

Das gegenwärtige Reglement tritt am 1. Juni 1867 in Kraft. 

Mit demſelben Tage verlieren nachſtehende polizeiliche Beſtimmungen 

ihre Geltung: 

1) Die Verordnung vom 3. Januar 1806, betreffend das Aushängen 
von Fleiſch und die Aufſtellung von Tiſchen mit Fleiſcherwaaren auf 
den Straßen zc. — von Neuem bekannt gemacht unter dem 12. Fe— 
bruar 1836 — (Amtsblatt von 1836 ©. 55); 

2) die Polizei» Verordnung vom 15. Juli 1816, betreffend das Führen 
der Hunde an der Peine (Intelligenz Blatt Nr. 171); 

3) die Befauntmahung vom 31. März 1822, betreffend die Verſetzung 
der öffentlihen Straßenlaternen (Amtsblatt ©. 98, Intelligenz-Blatt 
Nr. 89); 

4) die Bekanntmachung vom 3. September 1822, betreffend das Umher— 
laufen der Hunde im Thiergarten (Intelligenz Blatt Nr. 218); 

5) die Befanntmahung vom 25. Januar 1825, betreffend den Transport 
des Schladtvieh8 zum Viehmarkt (Amtsblatt S. 30, Intelligenz- 
Blatt Nr. 35); 

6) die Verordnung vom 10. Mat 1826 wegen des Transports kranker 
Hunde nad der Thierarzueifchule (Amtsblatt S. 146); 

7) die Befanntmahung vom 1. Juni 1826, betreffend die Paſſage durch 
das Brandenburger Thor (Intelligenz Blatt Nr. 136); 
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8) das Publifandum vom 17. Juli 1829, betreffend das Ausfperren 
der Hunde zur Nachtzeit (Amtsblatt S. 180, Intelligenz= Blatt 
Nr. 173); 

9) die Verorduung von 21. November 1831, betreffend das Aushängen 
von Schildern vor den Häufern (Intelligenz » Blatt Nr. 284); 

10) die Befanntmahung vom 1. Mai 1835, betreffend das Somnen 
und Klopfen von Betten ꝛc. (Amtsblatt S. 118, Intelligenz Blatt 
Nr. 107); 

11) die Bekanntmachung vom 13. Mai 1835, betreffend die Einführung 
von Maulförben für Zughunde (Amtsblatt ©. 131, Intelligenz: 
Blatt Nr. 119); 

12) die Bekanntmachung vom 28. Juni 1837, betreffend das Ausfeten 
von Blumentöpfen vor den Fenjtern (Amtsblatt S. 206, Intelligenz- 
Blatt Nr. 158); 

13) die Bekanntmachung vom 7. Auguft 1837, betreffend Die — 
von Schildern an den Häuſern (Amtsblatt S. 255); 

14) das Publikandum vom 2. Dezember 1837, betreffend das Spülen 
von Wäſche an den öffentlichen Brunnen — von Neuem befaunt ge— 
macht unter dem 16. Dezember 1842 — (Intelligenz-Blatt von 1842 
Nr. 311); 

15) die polizeiliche Verordnung vom 23. Mai 1839, betreffend die Ver- 
unreinigumg ungepflafterter Wege (Amtsblatt ©. 207, Intelligenz- 
Blatt Nr. 132); 

16) die Verordnung vom 17. September 1840, betreffend das Aufjtellen 
beipannter Wagen zur Abwartung von Betellungen auf Holz- und 
Zorffuhren (Amtsblatt 5. 285); 

17) die Bekanntmachung vom 3. Augujt 1842, betreffend die Einführung 
von Maulförben für Bulldoggen (Amtsblatt ©. 227); 

18) die Bekanntmachung vom 5. Juli 1843, betreffend das Umherlaufen 
der Hunde im Thiergarten (Amtsblatt ©. 205, Intelligenz: Blatt 
Nr. 168); 

19) die Bekanntmachung vom 28. Januar 1844, betreffend das Fahren 
bei den Kirchen während des Gottesdienftes (Intelligenz » Blatt 
Nr. 54); 

20) die Polizeis-Berorduung vom 19. März 1844, betreffend das Lagern 
von Materialien, Aufjtellen von Gerüften u. j. w. (Amtsblatt S. 76, 
Intelligenz» Blatt Nr. 77); 

21) die Bekanntmachung vom 9 April 1844, betreffend die Erhaltung der 
Hausnummern und die Nummerpfeile (Intelligenz - Blatt Nr. 92); 

22) die Bekanntmachung vom 12. September 1845, betreffend das Auf- 
boden auf fahrende Wagen (Amtsblatt ©. 296, Intelligenz: Blatt 
Nr. 224); 
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23) die Bekanntmachung vom 6. Juni 1846, betreffend das Fahren auf 
den Ererzierplate vor dem Brandenburger Thore (Amtsblatt S. 193, 
Intelligenz» Blatt Nr. 139); 

24) die Befanntmahung vom 28. Juni 1846, betreffend die Paſſage durd) 
das Brandenburger Thor (Intelligenz: Blatt Nr. 171); 

25) die Bekanntmachung vom 8. September 1846, betreffend Das Steigen- 
lajfen von Drachen (Amtsblatt S. 300); 

26) das Publifandum vom 14. Januar 1847, betreffend die Bornahme 
eigenmächtiger Veränderungen an den Straßenlaternen (Amtsblatt 
S. 40, Sutelligenz-Blatt Wr. 18); 

27) die polizeilihe Berorbnung vom 27. Ianuar 1847, betreffend den 
Schub der öffentlihen Wege (Amtsblatt S. 52, Intelligenz: Blatt 
Nr. 31); 

28} die Bekanntmachung vom 19. Juni 1847, betreffend die Unterhaltung 
der Nummerpfeiler (Intelligenz-Blatt Nr. 150); 

29) die Verordnung von 3. Dezember 1847, betreffend das Befahren 
der Breitenftraße zur Zeit des Weihnachtsmarttes (Intelligenz-Blatt 
Nr. 299); 

30) die Belanntmahung vom 6. Januar 1848, betreffend die Nieder: 
legung von Berfaufsgegenftänden zc. auf den Bürgerjteigen (Amts— 
blatt ©. 8, Intelligenz Blatt Nr. 11); 

3l) die Berordnung vom 19. Dezember 1848, betr. die Einnahme 
dauernder Handelsjtellen (Intelligenz Blatt Nr. 306); 

32) die Verordnung von 12. Juli 1849, betreffend das Anheften von 
Plakaten (Intelligenz:Blatt Nr. 168); 

33) die Verordnung vom 12. Unguft 1850 wegen Benupung des Mühlen: 
weges zwifchen der Breiten» und Poſtſtraße (Amtsblatt ©. 297, In— 
telligenz-Blatt Nr. 203); 

34) die Polizei: Berordnung vom 1. Mat 1852, betreffend das An— 
einanderhängen von Wagen (Amtsblatt S. 185, Intelligenz = Blatt 
Nr. 108); 

35) die Polizei» Verordnung vom 2. Juli 1853, betreffend die Einführung 
von Hunde» Maulförben (Amtsblatt S. 277, Intelligenz » Blatt 
Nr. 153); 

36) die Befanntmahung von 24. Dezember 1853, wegen Beitreuens 
der Bürgerjteige bei Winterglätte (Intelligenz-Blatt von 1854 Nr. 10); 

37) die Polizei- Verordnung vom 9. Auguft 1855 wegen Tragens von 

Paten auf dem Bürgerjleige (Amtsblatt S. 314, Intelligenz» Blatt 

Nr. 188); 

die Polizei» Berordnung vom 24. April 1856 wegen Umherlaufens 

der Humde in den Blumen » Anlagen beim Denkmal Friedrich 

Wilhelms UI. im Thiergarten (Amtsblatt S. 156, Intelligenz- Blatt 

Wr. 102); 


38 


— 
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39) die Bekanntmachung vom 7. Mat 1856, denfelben Gegenſtand be= 
treffend (Intelligenz » Blatt Nr. 109); 

40) die Polizei- Verordnung vom 10, Oktober 1856, betreffend bie Zer- 
ftörung, Beihädigung ꝛc. der Wafferftodsmarfen (Amtsblatt ©. 371, 
Intelligenz» Blatt Nr. 271); 

41) die Polizei-Verordnung vom 24. Oftober 1856, betreffend die Rein— 
haltung der öffentlichen Straßen ꝛc. (Amtsblatt ©. 390, Intelligenz- 
Blatt Nr. 256); 

42) die Polizei Verordnung vom 28. Januar 1857, betreffend die Des 
klaration der $$ 9 und 13 der Polizei» Verordnung vom 24. Dftober 
1856 (Amtsblatt S. 56, Intelligenz - Blatt Nr. 29); 

43) die Poltzei-Verordnung vom 25. Mai 1857, betreffend die Sus- 
penfion der 88 8 und 9 der Polizei» Berordnung vom 24. Dftober 
1856 (Amtsblatt S. 207, Intelligenz «Blatt Nr. 123); 

44) die Befanntmadung vom 26. Oktober 1858, betreffend die Lagerung 
von Materialien in der Nähe von Ausladeftellen (Amtsblatt ©. 385, 
Intelligenz: Blatt Nr. 257); 

45) die PoltzeisVerorbnung vom 21. Dezember 1858, betreffend den 
Schlahtviehtransport nad dem Kläger'ſchen Viehmarkt (Amtsblatt 
©. 443, Intelligenz: Blatt Nr. 303); 

46) die Polizei- Verordnung vom 28. Juli 1859, denjelben Gegenftand 
betreffend (Amtsblatt S. 292, Intelligenz: Blatt Nr. 188); 

47) die Polizei: Verordnung vom 5. Oftober 1861, betreffend die An- 
bringung von Marquifen (Amtsblatt S. 324, Intelligenz Blatt 
Nr. 238); 

48) die Polizei-Berordnung von 19. Dftober 1861, betreffend das 
Fahren an der rechten Seite des Fahrdamms (Intelligenz Blatt 
Nr. 249); 

49) die Bolizeis Berorbnung vom 4. Dezember 1862 wegen Beftreneng 
der Bürgerfteige bei Winterglätte (Amtsblatt ©. 354, Intelligenz: 
Blatt Nr. 288); 

50) die Polizei» Berorbnung vom 2. Januar 1863, betreffend die Reinigung 
der Bürgerfteige von Schnee und Eis (Amtsblatt ©. 12, Intelligenz- 
Blatt Nr. 6); 

51) die Polizei-Verordnung vom 26. April 1863, betreffend die Re— 
gelung des Straßen» Berfehrs (Amtsblatt ©. 138, Intelligenz » Blatt 
Nr. 109); 

52) die Polizer- Verordnung vom 21. Juni 1863, betreffend den Schladht- 
viehtransport nach dem Kläger'ſchen Viehmarkt (Amtsblatt ©. 177, 
Intelligenz- Blatt Nr. 227); 

53) die Polizei Verorpnung vom 18. September 1863, betreffend das 
Zerkleinern des Brennholzes auf der Strafe (Amtsblatt ©. 313, 
Intelligenz- Blatt Nr. 227); 


317 


54) die Polizei Verordnung vom 9. September 1864, betreffend das 
Bejahren der Straßen in beftimmter Richtung (Amtsblatt ©. 284, 
Intelligenz Blatt Nr. 219); 

55) die Polizei- Verordnung vom 16. September 1864 wegen des Vieh— 
trieb8 und der Bichtransporte (Amtsblatt S. 294, Iutelligenz- Blatt 
Nr. 231); | 

56) die Polizei- Verordnung vom 26. September 1864, betreffend die 
Beleuchtung gefperrter Straßentheile (Amtsblatt S. 300, Intelligenz> 
Blatt Nr. 236); 

57) die Polizei» Verordnung vom 8. Januar 1865, betreffend das An- 
binden von Vieh an der zum Schutze des Friedrichshains errichteten 
Barriere (Amtsblatt S. 35, Yutelligenz- Blatt Nr. 19); 

58) die Bekanntmachung vom 13. April 1865, betreffend den Transport 
von Pferdedünger (Amtsblatt S. 191, Intelligenz» Blatt Nr. 100); 

39) die Polizei- Verordnung vom 28. Mai 1865 wegen Ableitung des 
Haus: und Wirthſchaftswaſſer in die Straßenrimnfteine ꝛc. (Amts- 
blatt S. 259, Intelligenz Blatt Nr. 134); 

60) die Polizei-Verordnung vom 22. Juni 1865, betreffend den Trans: 
port von Mineralfänren (Amtsblatt S. 290, Intelligenz » Blatt 
Nr. 152); 

61) die Polizei Verordnung vom 3. Juli 1865, betreffend die Paflage 
durd das Brandenburger Thor (Amtsblatt S. 300, Intelligenz: 
Dlatt Nr. 157); 

62) die PolizeisBerorduung vom 19. Dezember 1865, betreffend den 
Fuhrwerks-Verkehr Unter den Pinden (Amtsblatt von 1866, ©. 2, 
Iutelligenz= Blatt von 1865 Nr. 305); 

63) die Polizei- Verordnung vom 13. Juli 1866, betreffend die Des-, 
infeftion und Abfuhr menſchlicher Exfremente (Amtsblatt S. 287, 
Intelligenz Blatt Nr. 162); 

64) das Straßen: Polizei: Reglement vom 29. Oktober 1866 (Amtsblatt 
©. 46, Intelligenz: Blatt Nr. 258). 

Berlin, den 7. April 1867. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Anordnungen der Aufſichtsbeamten zur Beſeitigung von Stockungen 
des Verkehrs auf den Strafen. 
Bekanntmachung vom 23. Dezember 1873. 

(Amtsblatt Stüd 3 von 1874 ©. 23.) 


In dem Straßen» Bolizei: Neglement vom 7. April 1867 find mehrere 
Beſtimmungen enthalten, welche noch fortwährend won dem betheiligten 
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Publitum häufig übertreten werden. Das Bolizet-Präfidinm fieht ſich deshalb 
veranlaßt, dieſe Beitimmungen, welche folgendermaßen lanten sc. in Erinnerung 
zu bringen mit dem Bemerfen, daß die Erefutivbeamten angewieſen find, Die 
Beobachtung diefer VBorfchriften auf das Strengfte zu kontroliren. 

Gleichzeitig wird darauf aufmerffam gemacht, daß die Auflichtsbeamten 
das Recht haben, um Stodungen des Berfehrs auf den Straßen 
zu bejeitigen, jowie um den Berfehr zu regeln, auf ver Stelle 
bie nothwendigen Anordnungen zu treffen. Diefe letteren können bei dem 
Geräuſch der Straßen der Natur nad meiftens nur im Hochheben der 
Hand oder in Winfen mit derfelben bejtchen. Es wird deshalb Das 
betheiligte Publikum aufgefordert, ummweigerlih den aud nur durd Zeichen 
gegebenen Anordnungen der auf der Straße ftationirten oder patrouillirenden 
Auffichtsbeamten zum Halten, zum Anfahren, zum Vorfahren, zum Aus— 
biegen, zu fchnellerem oder langjfamerem Fahren, jowie zum Bilden einer 
Reihe Folge zu leiften, widrigenfalls eine unnachfichtliche Beſtrafung des 
Kontravenienten außer nad den allgemeinen Strafgefegen nad) $ 117 des 
Strafen» Polizei: Neglements herbeigeführt werben wird. 

Berlin, den 23. Dezember 1873. 

Königliches Bolizei-Präfidium. 


Ausladen von Bullen aus den Gijenbahn: Waggons. 


Befanntmahung vom 2. Juni 1862, 

Es iſt wiederholt vorgefommen, daß Bullen, welde auf den Eilen- 
bahnen hierher befördert worden, bei dem Ausladen aus dem Waggon 
entlaufen find und das auf den Straßen verfehrende Bublitum iu Schreden 
und Gefahr verjett haben. Um dies für die Zufunft nad) Möglichkeit zu 
verhindern, beftimmt das Polizei-Präfidium, daß fein Bulle von den Eiſen— 
bahnwagen abgeladen werden darf, bevor er nicht mit zwei ftarfen und 
feften, zum Anbinden und Führen geeigneten Striden, ingleihen mit einem 
baltbaren Spannjeil (Kniefeil) verfehen ift. Auch dürfen zu dem Abladen 
und Treiben von Bullen nur erwachſene und ftarfe Perſonen verwendet 
werden. 

Die auf den Eifenbahnhöfen ftationirten Schutleute find angewieſen, 
über die Befolgung diefer Anordnung zu wachen und das Abladen von 
Bullen, welde nicht mit dem vorgedachten Seile verfehen find, zu ver: 
hindern. 

BVorftehendes wird dem dabei betheiligten Publikum Behufs der Nach— 
achtung hierdurch zur Kenntniß gebradt. 

Berlin, den 2. Juni 1862. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
Im Auftrage: 
(gez.) von Winter. 


319 


Fortſchaffung von auf der Strafe verunglüdten Schlacht: oder 
Zugthieren. 
Polizei-Verordnung vom 7. Auguſt 1867. 

Es fommt nicht felten vor, daß Thiere, namentlid Pferde, welde 
Knochenbrüche oder andere Beihädigungen erlitten haben und dadurch uns 
fähig geworden find, fi fortzubewegen, zum öffentlichen Aergernig längere 
Zeit auf der Straße liegen bleiben, weil fein geeignetes Transportmittel zu 
ihrer Fortichaffung vorhanden ift. Das Polizei-Präſidium hat deshalb den 
Pächter der hiefigen Abvederei*) veranlaft, einen Wagen zu beichaffen, 
dejien eigens zu diefem Zwecke berednete Bauart und Einrichtung es 
ermöglicht, dergleichen Thiere mit thunlichfter Schonung aufzuheben und 
fortzuſchaffen. Der Wagen ift auf dem Grundſtück Joachimſtraße Nr. 4 
aufgeftelt. In Betreff der Benutung deijelben wird nunmehr auf Grund 
ber $$ 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 
1850 (G.S. ©. 265) nad Berathung mit dem Gemeinde-Borftande für den 
engeren Bolizeibezirf von Berlin Folgendes verordnet: 

°) Eiche Abdederei unter Gewerbe-PBolizei, Theil IV., Abſchnitt 6, F. 

sl. 

Zur Fortihaffung von Schlacht- und Zugthieren, welche auf öffentlicher 
Straße verımglüdt, aber noch am Leben find, ift als ausichliehliches Trans» 
portmittel der zur Zeit auf dem Grundſtücke Joachimſtraße Nr. 4 auf: 
geftellte Transportwagen zu benugen. 

$ 2. 

Der Befiger, beziehungsmeife der Führer oder Begleiter des ver: 
unglüdten Thieres ift verpflicptet, den Fall, unter genauer Angabe des Orts, 
wo das Thier ſich befindet, unverzüglich bei dem nächſten Revier: Bolizei- 
büreau zur Anzeige zu bringen, von wo aus die Herbeifhaffung des Trans _ 
portwagens veranlaft werden wird. 

$ 3. 

Dem Befiger, bez. dem Führer oder Begleiter bleibt die Beſtimmung 
überlafjen, wohin das verunglüdte Thier gefchafft werben joll. Zögert der— 
felbe jedoch mit der Abgabe der bezüglichen Erklärung länger als eine halbe 
Stunde nad dem Eintreffen des Wagens am Ort des Unfalls, fo wird das 
Thier bis anf Weiteres nach der Königlichen Thierarzneifchule geichafft. 

84 

Für jede Transportfuhre nad einem innerhalb des engeren Polizei— 
Bezirks von Berlin belegenen Bunfte find 2 Thlr. an den Abdedereipächter 
zu entrichten. Bei Transportfuhren nad Orten des weiteren Bolizeibezirts 
tritt der Sag von 4 Thlr. ein. Weitere Gebühren für Pöhnung der bei 
dem Transporte beſchäftigten Perſonen oder dergleichen ift der Abdederei- 
pädhter nicht zu erheben befugt. 





85. 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen ber S$ 1 bi 3 werben 
mit Geldbuße bis zu 10 Thle. oder verhältnigmäßigem Gefängniß beitraft. 
Berlin, den 7. Augujt 1867. 
Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 


Handel mit Theaterbillets auf Straßen u. }. w. 
PolizeisBerorpnung vom 22. März 1880. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Ber- 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. 1850 ©. 265) und des $ 366 
Nr. 10. des Strafgefegbuches für das Deutſche Reid) vom 15. Mai 1871 
(R-G.-Bl. 1871 ©. 127 seq.) verordnet das Polizei-Präfidium nah Bes 
rathung mit dem Gemeinde: Borftande für ven engeren Polizeis-Bezirf von 
Derlin unter Aufhebung der Polizei-Berordnung vom 19. Dezember 1873, 
was folgt: 

81. 

Das Feilhalten, das Anbieten und der Berfauf von Billets zu den 
Theater: und Cirfus-Borftellungen auf den öffentlihen Straßen 
und Plägen, jowie in den Vorräumen, Zugängen und auf den Borplägen 
der Theater und des Cirkus iſt unterjagt. 

82. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des $ 1 werden mit 
Geldbuße bis zu 6O Mark oder Haft bis zu 14 Tagen bejtraft. 

Berlin, den 22. März 1880. 

Königlihes Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Mabdai. 


Handel mit Stadteiienbahn:Billets auf Strafen ı. ſ. w. 
PolizeisBerordnung vom 1. Mai 1882. 
Auf Grund der 88 37 und 76 der Reihs-Gewerbe-Ordnung vont 
21. Juni 1869 (R.G.Bl. ©. 245), der 88 5 und 6 des Gejeges über 
die Polizei»Bermaltung vom 11. März; 1850 (G.S. ©. 265) und ber 
88 79 und 80 des Gefeges über die Organifation der allgemeinen Pandes- 
Berwaltung vom 26. Juli 1880 (G.-S. ©. 291) verordnet das Polizeis 
Präfivium unter Zuftimmung des Gemeinde-VBorftandes für den Stabtkreis 


Berlin, was folgt: 
81. 


Das Feilhalten, das Anbieten ımd der PVerfauf von Fahrkarten der 
Königlichen Stadt- und Ningbahn auf den öffentlien Straßen und Plätzen, 
fowie in den Borräumen, Zugängen und auf den Borplägen ver Bahnhöfe 
und Halteftellen der Stadt» und Ringbahn iſt verboten. 
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$ 2. 
Uebertretungen der vorjtehenden Beltimmungen werben mit Geldbuße 
von drei bis dreißig Mark, im Falle des Unvermögens mit verhälmigmäßiger 


Haft beitraft. 
83. 


Dieſe Polizei-Verordnung tritt am 6. Mai 1882 in Kraft. 
Berlin, den 1. Mai 1882. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Fahren auf Velocipeden. 


Polizei-BVerordnung vom 24. März 1884. 

Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und der $$ 79 und 80 des Gefetes 
über die Organifation der Allgemeinen Yandes:Berwaltung vom 26. Juli 1880 
(8.:5. ©. 291) verorbnet das Polizei-Präſidium nah Zuftimmung des 
Gemeinde» Vorjtandes für den Stabtfreis Berlin, was folgt: 


81. 
Das Fahren auf Belocipeden iſt auf den öffentlichen Straßen, Plätzen 
und Wegen innerhalb desjenigen Theiles des Polizeibezirks von Berlin 
verboten, welcher ſüdlich durch den Schifffahrtskanal von der Bärwaldſtraße 
bis zur Charlottenburger Grenze, weitlih durch den Stadtkreis Charlotten- 
burg, ſowie nördlih und öſtlich durch Die Spree, von dem Austritt auf 
Charlottenburger Gebiet bis zur Herkulesbrüde, und durch die Straßen: 
Neue Promenade, Rofenthalerftraße, Neue Schönhauferftraße, Münzftraße, 
Alexanderſtraße, Iannowigbrüde, Brüdenftraße, Neanderftraße und Prinzen» 
ftraße begrenzt wird. Dieſe Straßen find in das Berbot einbegriffen. 
Ebenfo ift das Fahren auf Belocipeden in nachfolgenden Straßen 
unterjagt: 
Belleallianceftrane, 
Breslauerftraße, 
Brunnenftraße, bis zur Demminerftraße, 
Chauſſeeſtraße, 
Elſaſſerſtraße, 
Kleine und Große Frankfurterſtraße, 
Friedrichſtraße (außer der in Abſatz 1 berührten Strecke auch zwiſchen 
Weidendammerbrücke und Oranienburger Thor), 
Garten-Ufer, 
Holzmarktſtraße, 
Invalidenſtraße, 
Karlſtraße, 
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Neue Königftrake, 
Köpenickerſtraße, 
Landsbergerſtraße, 
Lothringerſtraße, 
Lützowſtraße, 
Lützow-Ufer, 
Louiſenſtraße, 
Oranienſtraße, 
Oranienburgerſtraße, 
Pionierſtraße, 
Potsdamerſtraße, 
Roſenthalerſtraße (auch in dem nicht ſchon im 1. Abſatz betroffenen 
Theile), 
Schleſiſcheſtraße, 
Schöneberger Ufer, 
Alte Schönhauſerſtraße, 
Tempelhofer Ufer. 

Dagegen iſt das Kreuzen dieſer letztgenannten Straßen mit Velocipeden 
geſtattet. 

82. 

Das Fahren auf Velocipeden in den öffentlichen Straßen iſt, ſoweit 
es nah 8 1 zuläffig ift, nur Perſonen geftattet, welche das 16. Lebensjahr 
vollendet haben. Das Wettfahren, Umfreifen von Fuhrwerken und ähn- 
lihe Handlungen, welche geeignet find, den Verkehr zu ftören oder Pferde 
fheu zu machen, find verboten. 


83. 
Uebertretungen vorflehender Beftimmungen werben mit Geldbuße von 
3 bis 30 Mark, im Falle des Unvermögens mit verhältnigmäßiger Haft 


beftraft. 
84 


Diefe Polizei- Verordnung tritt am 15. April 1884 in Straft. 
Berlin, ven 24. März 1884. 
Königliches Polizei» Präfipium. 
(gg) von Madai. 


B. An- und Abfahrten an den Cheatern und der Börſe. 


Ans und Abfahrt am Königlihen Opernhauſe. 
Polizei-Berordnung vom 12. April 1872. 

Unter Aufhebung der Polizei» Verordnung vom 5. Juni 1865 (Amts- 
blatt ©. 260, Intelligenz» Blatt Nr. 138) verordnet das Polizeis Präfidium 
auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) nach Berathung mit dem Gemeinde— 
Vorſtande, was folgt: 

Anfahrt der Wagen, welde Berjonen nah dem Opernhauſe 
bringen. 
81. 

Hof: Equipagen und Equipagen der zum Eintritt in die Hofloge be— 
rechtigten Perfonen fahren an der Waflerfeite (Ditfeite) des Dpern- 
hauſes vor. 

Die Anfahrt aller übrigen Wagen gefhieht am Portale Nr. 1 
(der Univerfität gegenüber) in der Nichtung von der Straße Unter den 
Linden nach der Schlofbrüde und am Portale Nr. 3 (der Königlichen 
Bibliothef gegenüber) in der Richtung vom Plage am Opernhaufe nad) der 
Behrenftraße. 

Aufftellung der Wagen behufs des Abholens von Perfonen. 
$ 2. 

Hof: Equipagen und Equipagen der zum Eintritt in die Hofloge be 
rechtigten Perfonen ſtellen fid) zwiſchen der St. Hebwigsfirhe und dem 
Dpernhaufe, mit der Front nad dem Plage am Opernhaufe, unb zwar 
bergeftalt auf, daß die Erfteren die vordere Reihe bilden. 

Privat: Equipagen werden aufgeflellt: vor der Univerfität nebeneinander 
mit der Front gegen das Opernhaus, und auf dem gepflafterten Theile des 
Plates amı Dpernhaufe auf der Seite der Behrenftraße, mit der Front 
gegen das Opernhaus in Reihen neben- und hintereinander. 

Die Droſchken werden aufgeftellt: hinter den Equipagen vor der 
Univerfität in einer Reihe hintereinander und in der Richtung nach der 
Neuen Wache und, joweit e8 der Raum geftattet, auf dem gepflafterten 
Theile des Plages am Opernhaufe hinter den Equipagen in gleicher Art 
wie biefe. 

Bor: und Abfahrt der Wagen beim Abholen von PBerfonen. 
S 3. 

Die Vor» und Abfahrt erfolgt: bei den Hof» Equipagen und den Equi—⸗ 
pagen der zum Eintritt in die Hofloge berechtigten Verfonen an der Waſſer— 
feite (Dftjeite) des Opernhaufes in der Nichtung nad) dem Plage am 
Opernhauſe; bei den Privatwagen und Droſchken: am Portal Nr. 1 in der 
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Richtung von der Schloßbrüde nah der Straße Unter den Linden und an 
Portal Nr. 3 in der Richtung von der Behrenftraße nad dem Plage am 
Dpernhaufe. 

Kein Wagen darf früher vorfahren, ald bis Die aufzunehmenden Per- 
fonen zur Abfahrt bereit find. 


Strafbeitimmung. 
84. 
Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden mit 
Geldſtrafe bis zu 10 Thalern geahndet. 
Berlin, ven 12. April 1872. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge) von Wurmb. 


Schauſpielhaus. 
Bekanntmachung vom 26. März 1882. 


Unter Abänderung der Bekanntmachung des Königlichen Gouvernements 
und des Polizei-Präſidiums vom 13. Februar 1836 (Berliner Intelligenz— 
Blatt vom 7. März 1836) werden hiermit für die An- und Abfahrt zur 
den Vorftellungen im Königliden Schaufpielhaufe nachſtehende An- 
ordnungen getroffen. 

1) Anfahrt der Wagen, welde Berfonen nah dem Scaujpiel- 

hauſe bringen: 

a. die Equipagen des Königlichen Hofes fahrenglbei den in der 
Taubenſtraße befindlichen Seiten: Eingängen des Theaters an; 

b. die Anfahrt aller übrigen Wagen erfolgt an der Seite ber 
Jägerſtraße durch die bevedte Durchfahrt unter der Freitreppe 
nad der Taubenjtraße zu. 

2) Aufftellung der Wagen behufs Abholens von Perfonen: 

a. Hof-Equipagen und Equipagen der zum Eintritt in die Hofloge 
berechtigten Perfonen nehmen Aufftelung in der Taubenftraße 
an der Seite des Theaters. 

Ferner ftellen fi auf: 

b. Privat» Equipagen in der Jägerftraße an der Seite des Theaters, 
mit der Epige nad) dem Scillerplage, in zwei Reihen; 

c. bejtellte Droſchken I. und II. Klaſſe an der nördlichen Seite der 
Jägerſtraße mit der Spite nad) der Marfgrafenftraße zu, in der 
Höhe der Freitreppe des Franzöfiichen Domes, in einer Keihe; 

d. Droſchken I. Klaffe in der Jägerſtraße an der Seite bes 
Schilferplages und in der Tanbenftraße, gleichfalle an der 
Seite des Schillerplages, an beiden Stellen mit der Richtung 
nah dem Schaufpielhaufe und in einer Reihe; 
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e. Droſchken II. Klaſſe in der Jägerſtraße auf der Seite des 
Gendarmenmarktes bezw. des Franzöſiſchen Domes, im ber 
Höhe der Freitreppe des Pranzöfifchen Domes, und in ber 
Zaubenftraße an der Seite des Gendarmenmarftes bezw. des 
Deutſchen Doms, an beiden Stellen mit der Spite nad) der 
Charlottenftraße und in einer Reihe. 

3) Berfonen, welde fih zu Fuß nah dem Schaufpielhaufe be 
geben und daſſelbe zu Fuß verlaffen, dürfen weder vor noch nad der 
Vorſtellung in die bededte Durchfahrt unter der Freitreppe eintreten. 
Denjelben fteht nur die Benugung der für die Fußgänger beftinnmten 
Ein- und Ausgänge in dem Borbau an der Seite der Jäger- und 
Zaubenftraße, und an ven Jagen, an denen der Ausgang über bie 
Freitreppe geöffnet ijt, auch die Benntzung des Peßteren frei. 

4) Den Anordnungen der Auffichtsbeamten behufs Ausführung diefer 
Verordnung ift bei Bermeidung der Beitrafung in Gemäßheit des 
$ 117 des Straßen-Polizei-Reglements vom 7. April 1867 Yolge 
zu geben. : 

Berlin, ven 26. März 1882. 

Königlibes Polizei-Präſidinm. 
(gez.) von Madai. 


An: und Abfahrt bei Kroll's Etabliſſement. 
Publifanpdum vom 19. März 1852. 


In Bezug dauf das Kroll'ſche Pokal auf dem Ererzierplag werben 

folgende Beftimmungen zur Nachachtung bekannt gemacht: 

1) Die Anfahrt gefchieht von der Zelten-Allee auf dem neu aufs 
gejhütteten und durch Paternen bezeichneten Wege; die Wagen fahren 
in einer Reihe hintereinander, ohne dieſelbe verlaffen zu dürfen. 
Nachdem die Herrfchaften unter der Durdfahrt ausgeftiegen find, 
nehmen die Wagen ihren Weg in gerader Richtung bis zur großen 
Durer-Allee, d. h. dem Wege, der nad dem Beer'ſchen Grundftüde 
führt, und auf diefem nach der Charlottenburger Chauſſee. Auf der 
Zelten-Allee dürfen fie nicht zurüdfahren. 

2) Die zum Abholen der Herrfchaften beftimmten Equipagen jtellen fid) 
an der Ausfahrt auf der großen Quer-Allee in der Richtung nad 
dem Beer'ſchen Etablifjement einzeln hintereinander, die öffentlichen 
Straßen-Fuhrwerfe auf dem Wege, welder von der Ausfahrt in 
gerader Richtung nach den Zelten Nr. 5 führt, auf. 

3) Die Abfahrt geſchieht von dem Halteplage nad) der Durchfahrt und 
von dort auf dem nen aufgefchütteten Wege nad) der Zelten-Allee 
zurüd. 

4) Die Hof-Equipagen fahren vor der Hinterfront des Gebäudes vor. 
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5) Wagenführer, welde den Anordnungen der die Auffiht führenden 
Polizeis-Beamten nicht Folge leiften, haben fofortige Verhaftung zu 
gewärtigen. 

Berlin, den 19. März; 1852. 

Königliches Polizei Präfivinm. 
(gez.) von Hindelden. 


Ans und Abfahrt am Wallner Theater. 
Befanntmahung vom 10. Februar 1875. 

Unter Aufhebung ver polizeilichen Bekanntmachung vom 16. November 
1865 (Berliner Intelligenz Blatt Ar. 279) werben für die An- und Abfahrt 
am Wallner: Theater nachſtehende Beitimmungen zur Nahadtung bekannt 
gemacht: 

1) Die Vorfahrt anı Theater ift nur von der, der Blumenftraße zunächſt 

gelegenen Seite aus gejtattet; 

2) die Abfahrt der vorgefahrenen Wagen erfolgt durch die Raupach- oder 

Marfusjtraße; 

3) Die zum Abholen beitimmten Wagen dürfen nur in der Richtung 

von der Raupachſtraße heranfabren; 

4) ift aufgehoben und erſetzt durch die nachftchende : 

Befanntmahung. 

Unter Aufhebung der sub Nr. 4 der Bekanntmachung vom 
10, Februar 1875 (Berliner Intelligenz Blatt Nr. 39), betreffend 
die Anz und Abfahrt am Wallırer-Theater, getroffenen Beſtimmung 
wird Nachftehendes hiermit angeordnet und zur Nachachtung bes 
kannt gemacht: Die zum Abholen der Beſucher des Wallner: 
Theaters erſcheinenden Wagen ftellen fihb nad ber näheren Ans 
weiſung der Auffichtsbeamten folgendermaßen auf: 

a. Die Privat-Equipagen längs der nördlichen Seite der Wallner» 
Theaterſtraße vor dem Haufe Nr. 11 in zwei Reihen, mit der 
Front gegen das Wallner-Theater; 

b. die Droichfen I. Klaſſe ebenfall® am der nördlichen Seite der 
Wallner: Theaterjtraße vor den Häufern Nr. 12 und 13, mit 
6 Schritt Abſtand von den Equipagen und wie diefe, in zwei 
Reihen, nit der Front gegen das Wallner-Theater, von da ab 
jedoch in einer Neihe hintereinander längs der öftlichen Seite 
der Ifflandſtraße, mit der Spitze nad) der Wallner» Theater: 
itraße; 

ce. die Drofchken IT. Klaſſe in einer Reihe längs ber füplichen 
Seite der Wallner-Theaterftraße, der weitlihen der Raupach— 
und der nördlichen der Holzmarftftraße, mit der Spite an 
der Hausthür des Haufes Wallner» Thenterftraße Nr. 38; 
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d. bie bejtellten Droſchken ebenfalls in einer Neihe längs der 
füplichen Seite der Wallner: Theaterftraße vor den Häufern 
Nr. 36 und 37, mit der Spitze nad der Blumenjtrafe. 
Berlin, den 18. April 1878. 
Königlihes Polizei-Präfidiunt. 
(ge3.) von Madai. 
5) Die Abfahrt bei Schluß des Theaters it nur in der Richtung nad) 
der Blumenftraße zu geftattet. 
Berlin, den 10. Februar 1875. 
Königliches Volizei = Präfivium. 
(ge5.) von Madai. 


An: und Abfahrt am Dftend» Theater. 
Befanntmadhung vom 21. Dezember 1877. 
Für die Ans und Abfahrt am Dftend» Theater werden nachfolgende 
Beftimmungen zur Nachachtung bekannt gemacht: 

1) Die Anfahrt erfolgt auf dem füplihen Fahrdamm der Großen 
Frankfurterſtraße in der Richtung nad dem Frankfurter Thor, be— 
ziehungsweiſe der Fruchtſtraße. 

2) Die Abfahrt erfolgt in entgegengeſetzter Richtung. 

Die zur Abholung der Theaterbeſucher beſtimmten Fuhrwerke 
ſtellen ſich in folgender Weiſe auf: 

a. Das Privat-Fuhrwerk und die beſtellten Droſchken I. und 
II. Klaſſe auf der Theaterfeite hart am Rinnſtein hintereinander, 
bei dem Eingange zum Theater anfangend und mit der Spige 
der Stadt zugemwendet; 

b. die nicht beitellten Droſchken II. Klaſſe im derſelben Weife auf 
dem nördlichen Fahrdamm der Großen Frankfurterſtraße, hart 
an der Bordſchwelle der Promenade; 

c. die nicht beſtellten Droſchken J. Klaſſe an der Oſtſeite der 
Koppenſtraße, zwiſchen der Rüdersdorfer- und der Großen Frank— 
furterſtraße, hart am Rinnſtein, mit der Spitze der letzteren 
Straße zugewendet und bei dem Edhaufe begumend. 

3) Die Hof-Equipagen können im Garten des Theaters Aufftellung 
nehmen. 

Berlin, den 21. Dezember 1877. 

Königliches Polizei: Präfidiunt. 
(gez.) von Madai. 
An- und Abfahrt am Deutſchen Theater. 
Belanntmahung vom 14. März 1881. 


Unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 8. Juni 1852 wird hier— 
durch in anderweitiger Regelung des Verkehrs zum Befuch der Vorftellungen 
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des Friedrich-Wilhelmſtädtiſchen Theaters (jepigen Deutſchen Theaters) 
Nachſtehendes beſtimmt: 


1) 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


7) 


Die Fußgänger, welde von der Albrechtsſtraße fommen, gehen durch 

den im Haufe Schumannſtraße Nr. 12 befindliden Durchgang, 

weldyer rechts neben dem für die Wagen eingerichteten Hauptportal 

gelegen ift, die auf dem freien Platz ftehenden Markpfähle links 

lajiend. Diejenigen hingegen, welche von der Louiſenſtraße fommen, 

biegen am Haufe Schumannftraße Nr. 14b. linfs ein und bemegen 

fi innerhalb der Markpfähle bis zum Eingange in das Theater. 
Der Rückweg wird in verjelben Weife genommen. 

Die anfahrenden Wagen müſſen ſämmtlich im Schritt in das große 

Portal des Haufes Schumannftraße Nr. 12 einbiegen und über ben 

freien Plag vor dem Friedrich-Wilhelmſtädtiſchen Kaſino (jetzt Heinrich's 

Salon) zur Schumannftraße zurüdfahren. 

Die Königlihen Equipagen halten zwifchen den Thüren zum Theater 

und dem Aufgange zur Königlichen Loge, die Deichjel nach letzterem 

gerichtet, in einer oder mehreren Neihen hintereinander. 

Die Privat: Equipagen halten auf dem freien Pla vor dem ſoge— 

nannten Friedrich-Wilhelmſtädtiſchen Kaſino in zwei bis drei Reihen 

hintereinander, die Deichjel nad) der Front des Kaſinos gerichtet. 

Die beftellten Drojchfen I. und II. Klaſſe halten vor den Häufern 

Schumannftraße Nr. 14b, 15 und 15a, Spitze nad) der Albredhtsitraße. 
Infofern der Platz für die beitellten Droſchken ausnahmsweife 

nicht ausreicht, bleibt den Auffihts- Beamten die Anweifung eines 

anderweiten Aufftellungsortes vorbehalten. 

Die unbeitellten Droſchken I. Klaſſe halten: 

a. vor dem Haufe Nr. 13, Spite nad der Albrechtsſtraße, 
b. in der Verlängerung der beftellten Droichfen nady der Louifen« 

ftraße zu, erfte Drofchle vor dem Haufe Nr. 15b. 

Die unbeftellten Droſchken II. Klaſſe halten unmittelbar an ver 

Kaſerne des 2ten Garde-Negiments zu Fur, Spige nad) ber 


Albrechtsſtraße, die erſte Droſchle dem Theaterdurchgang gegenüber. 


Sämmtlihe Equipagen fahren durd) das im Haufe Schumannftraße 
Nr. 12 befindliche große Portal zurück und bleiben bis zur Ein- 
biegung im die legtere im Schritt, fie alle, ohne Ausnahme, wie 
auch die Droſchken fahren in der Richtung nad der Albrechtöftraße 
weiter; die Abfahrt direkt nah der Louiſenſtraße zu ift nicht 
gejtattet. 


Berlin, den 14. März 1881. 


Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


329 


Anz und Abfahrt am Victoria: Theater. 
Befanntmadung von 24 Februar 1881. 

Unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 4. Dezember 1865 wird 
hierdurch in anderweitiger Regelung des Wagenverfehrs zum Beſuch der 
Borftellungen des VBictoria-Theaters Nachſtehendes beftimmt: 

1) Die Anfahrt zu den Vorftellungen erfolgt durch das linfe, der Gre— 

nabierftraße zunächit belegene Bortal; 

2) die Anfahrt behufs Abholung der Theaterbeſucher erfolgt durd das 

rechte, der Stleinen Aleranderftraße zunächit belegene Portal; 

3) die zum Abholen ver Theaterbefucher bejtimmten Fuhrwerke ftellen 

fi in folgender Weife anf: 

a. die Königlichen und Prinzlichen Equipagen im arten des 
Theaters; 

b. die Privat-Equipagen, fowie ſämmtliche beftellten Wagen in 
der Minze und Kleinen Aleranderftrafe hintereinander an ber 
Theaterjeite hart am Rinnſtein, längs ver Münzftraße bis zur 
Kleinen Aleranderitrafe und dann in der Kleinen Alerander- 
ſtraße an der Nordfeite, die Spige der Wagenreihe eine Wagen: 
länge hinter dent der Kleinen Aleranderftraße zunächit belegenen 
Bortal; 

©. die refervirten Droſchken auf dem Vorhofe des Theaters fünlich 
an der Mauer neben und hintereinander, doch darf die Zahl 
der Drojchfen „zwölf“ nicht überfteigen; 

d. die Droichfen I. Klaſſe auf der ſüdöſtlichen Seite der projektirten 
Kaifer- Wilhelmftraße, die Spige nad der Münzſtraße, eine 
Pferbelänge hinter der Flucht des Grundftüds Nr. 15 diefer 
Strafie;*) 

) Die Raffung zu 3d. entfpricht der Bet. v. 8. Juli 1386, 

e. die Drojchfen Il. Klaſſe in der Grenadierftraße auf der ſüd— 
lihen Seite, die Spige der Wagenreihe bis an die Ede der 
Miünzftraße. 

Bon den auf dem SHalteplag Königsgraben befindlichen 
Droſchken II. Klaſſe dürfen 4 derfelben furz vor Schluß der 
TIheater-Vorftellung Aufftelung vor dem Haufe Münzftraße 
Nr. 17 — Spitze nad) dem Haufe Nr. 16 — nehmen. 
Berlin, ven 24. Februar 1881. 
Königlihes Polizei-Präſidium. 
(ge) von Madai. 


Ans und Abfahrt am Girfus Renz. 
Bekanntmachung vom 18. November 1880. 


Für den 20. d. M. ift von dem Cirfus- Direktor Herm Ernſt Renz 
ber Wiederbeginn einer Reihe von Borftellungen im Cirkus an der 
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Karlsſtraße in Ansficht genommen. Mit Rüdfiht hierauf wird Nach— 
ftehendes hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 

I. Die Anfahrt zum Cirkus erfolgt durdy den Zugang zur Marfthallen- 
ſtraße, von der Karlsſtraße in der Richtung nach dem Schiffbauer— 
damm, die Abfahrt durch den Zugang vom Schiffbauerdamm in der 
Richtung nad der Karlsſtraße. 

II. Die zur Abholung der Cirfusbefuher anfahrenden Wagen nehmen 
folgende Aufftellungen: 

1) die Hof: Eguipagen in der Mearfthallenjtraße, binter dem 
Hauſe E.; 

2) die Privat: Equipagen in der Marfthallenitraße, Oftfeite, von 
dem Haufe D. big zum Sciffbauerdamm, Spige vor dem 
Haufe D. und am Sciffbauerdamm vor den Häufern 3, 2 
und 1; 

3) die beitellten Drojchfen erſter Klaſſe in der Markthallenſtraße, 
Eirkusjeite, Spige nad dem Süd-Eingange zur Durdfahrt; 

4) die bejtellten Droſchken zweiter Klaffe ebenda, Häuferfeite, 
Spige vor dem Hauſe D.; 

5) die unbeflellten Droſchken erjter Klaſſe auf dem Schiffbauer- 
damm, weitlid der Marfthallenftraße, Häuferfeite, Spige vor 
dem Haufe Nr. 4; " 

6) die unbejtellten Drofchfen zweiter Klaſſe ebenda, Waflerfeite, 
Spite gegenüber dem Haufe Nr. 4. 

Berlin, den 18. November 1880. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez) von Madai. 


Anz und Abrahrt am Girfus Krembſer. 
Befauntmadhung vom 20. November 1386. 

Für den 24. d. M. ift von dem Girkus- Juhaber Herrn Krembſer der 
Beginn der Vorftellungen in dem neuerbauten Cirkus auf dem Grumpftüd 
Unterbaumjtraße, Ede Friedrichs-Karls-Ufer, in Ausficht genommen. Mit 
Rückſicht hierauf wird Nachftehendes zur öffentlichen Kenntniß gebradt: 

I. Die Anfahrt der Wagen beim Beginn der VBorftellungen geſchieht in 
der Richtung von der ironprinzenbrüde bezw. von der Karlsſtraße 
her nach der Chariteftraße zu; die Abfahrt nach beendigter Vor— 
ftellung erfolgt in umgekehrter Richtung. 

II. Die zur Abholung der Girfusbefucher anfahrenden Wagen ftellen 
ſich auf: 

a. die Hof-Equipagen am Friedrich-Karls-Ufer vor dem Eingange 
zur Hof-Loge; 
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b. die Privat-Eyquipagen und die beftellten Droſchken in der 
Unterbaumftraße, Weftfeite, hinter dem Eingange zum Cirkus, 
Spige nach der Spree; 

c. die unbeftellten Drofchfen I. Klaffe dieſen gegenüber auf der 
Dftfeite der Unterbaumftrake, Spite gleichfalld nah der Spree; 

d. die unbeftellten Drofchken II. Klaſſe au der Waflerfeite der 
Straße Friedrich Karls-Ufer, etwa 20 Schritte hinter ber 
Kronprinzenbrüde, mit der Spitze nach diejer hin. 

Berlin, den 20. November 1886. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Hegelung des Wagenverkehrs während der Vörſenzeit. 
Polizei-Verordnung vom 20. Februar 1874. 

Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei> Ber: 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und im Hinweis auf $ 366 
Nr. 10 des Strafgefebbuchs für das Deutſche Neich verordnet das Polizei- 
Präſidium nad) Berathung mit dem Gemeinde: Borjtande für den engeren 
Polizeibezirf von Berlin, was folgt: 

Ss 1. 

An Börfentagen zwiichen 11 Uhr Vormittags und 3 Uhr Nachmittags 
dürfen Wagen, welche Perfonen nad der Börſe bringen, nur vor dem 
Haupteingange in der Burgſtraße vorfahren. 

g 2. 

An Börſentagen darf zwifchen 11 Uhr Vormittags und 1 Uhr Nach— 
mittags der Theil der Burgftraße zwifchen ver Neuen Friedrichsſtraße und 
Königsftraße nur in der Richtung von der Neuen Friedrichsſtraße zur 
Königsſtraße und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags nur in der Richtung von 
der Königsſtraße zur Neuen Friedrichstraße befahren werden. 


5 3 

Diejenigen Wagen, Equipagen und Droſchken, welche Perfonen von der 
Börſe abholen, haben fi) an der Dftfeite der Burgſtraße hintereinander 
vergejtalt aufzuftellen, daß die Spige der Wagenreihe dem Abjchluffe der 
Spreeüberbrüdung vor der Börſe gegenüber jteht. 

84. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der 88 1 bis 3 werden 
mit Geldbuße bis zu 20 Thlr. — 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
beftraft. 

Berlin, den 20. Februar 1874. 

Königlihes Bolizer-Präfidium, 
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Polizei-Berordpnung vom 9. November 1880. 

Auf Grund der 88 5, 6 umd 11 des Gefeges über die Polizei: Ber- 
waltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei» Präfitium nach Be- 
rathung mit dem Gemeinde» VBorftande für den Polizei« Bezirf von Berlin, 
was folgt: 

u 1; 


Un Börjentagen müſſen in den Stunden von 11 Uhr Vormittags bie 
3 Uhr Nachmittags alle Wagen, melde nicht unter das Verbot des $ 39 
des Straßen: Polizei Reglements für Berlin vom 7. April 1867 fallen, 

a. in der Burgitraße, zwifchen der Herkules- und der Kavalierbrüde, 

b. in der Neuen Friedrichsſtraße, zwijchen der Friedrihsbrüde und der 

ESpandaueritraße 
im Trabe fahren. 
82. 

Die in den bezeichneten Stunden an der Börfe vorfahrenden Wagen 
dürfen nicht ummenden, fondern müſſen in der Richtung der Anfahrt ab— 
fahren. 

Ss 3. 

Die Aufitellung der Gefährte, welche Perfonen von der Börſe abholen 

jollen, erfolgt in der Burgftrafe nad Anweifung der Auffihtsbeamten. 


S 4. 

Zuwiderhandlungen werben, infoweit nicht nach $ 366 Nr. 10 des Reichs: 
Strafgefegbuhes eine jtrengere Beitrafung eintritt, mit Geldbuße bis zu 
30 Mark, an deren Stelle im falle des Umvermögens entjpredende Haft 
tritt, beitraft. 

Berlin, den 9. November 1880. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge5.) von Madai. 


C. Wagenverkehr an den Bahnhöfen. 
Anz und Abfahrt am Potsdamer Berjonen Bahnhof. 
Befanntmahung vom 5. Oktober 1872. 
Behufs Regelung des Wagen:Berfehrs am Potsdamer Perfonen-Bahn- 
hofe wird Folgendes angeorbnet: 
I. Unfahrt zu den Abgangs- Hallen, weldhe auf der Seite 
der Linkſtraße liegen. 


Ale nad den Abgangs- Hallen fahrenden Perfonen » Fuhrwerfe fahren 
durch Die weitjeitigite Einfahrt vom Potspamerplag. Bon der Einfahrt bis 
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zur Ausfahrt wird die linfe Seite der Fahrbahn innegehalten. Die Hof- 
Equipagen fahren vor der zweiten, die Privat- Wagen und öffentlichen 
Fuhrwerke vor der erjten Beltibule vor. 


II. Abfahrt von den Abgangs= Hallen. 


Sämmtliche Fuhrwerke fahren durch den Durchgang nad) der Linkſtraße 
zu ab, mit Ausnahme der Hof-Equipagen, wenn ſolche zur Rüdfahrt benutzt 
werben jollen. 


III. Aufitellung und Abfahrt der Wagen, welde Perſonen 


von den Abgangs- Hallen zurüdbefördern wollen. 


1) Die Hof-Equipagen jtellen fib vor dem Eilgut- Schuppen, Front 


2 


— 


gegen die Rampe zur zweiten Veſtibule, auf und fahren in der Rich— 
tung nach dem Potsdamerplatz zu ab; 

die Privat-Equipagen und beſtellten öffentlichen Fuhrwerke, welche 
von den Abgangs-Hallen Perſonen abholen wollen, fahren von Pots— 
damerplag Durch den mittleren Eingang vor das Haupt-Bortal des 
Bahnhofes und ftellen fich, Front gegen das Gebäude auf der Mitte 
des Vorplages, zu dreien nebeneinander und in Reihen hintereinander 
auf, fahren dann zur Aufnahme der Perfonen vor dem Haupt- 
Portale vor und durch die rechts belegene Ausfahrt nady dem Pots- 
damerplaß zu ab. 


IV. Anfahrt zu den Anfunfts- Hallen. 


abgeändert durch die nachſtehende: 


Befanntmahung vom 21. Mai 1873. 

Die Belanntmahung vom 5. Dftober 1872 (Berliner In— 
telligenz» Blatt Nr. 236) behufs Regelung des Wagen-Verkehrs 
am Potsdamer Perfonen: Bahnhofe wird sub IV. wie folgt ge> 
ändert: Die Anfahrt zu den Ankunfts-Hallen ift für 1) die Hof— 
Equipagen und Hotelmagen durch den Durdigang in der Köthener- 
jtraße; 2) die öffentlichen Fuhrwerke von der Königgrägerftraße 
durdy das ſüdliche (Links gelegene) Thor, die linfe Seite der Fahre 
bahn bis zum Aufftellungs » Plag innehaltend; 3) die Private 
Equipagen und referwirten öffentlichen Fuhrmwerfe, wie sub III. 2 
bejtimmt worden. Ferner wird sub V. der Bekanntmachung Nr. 4 
Tolgendes beftimmt: Die Abfahrt fänmtlicher Fuhrwerfe erfolgt 
in der Richtung der Königgrägerftraße durch das nörbliche und 
Mittel» Thor. 

Berlin, den 21. Mai 1873. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 
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V. Aufftellung und Abfahrt der Wagen an den Ankunfts-Hallen. 
1) Die Hof-Equipagen ftellen ſich ſüdlich der Beftibule der Königs— 
zimmer, Front gegen dieſelbe, 
2) die öffentlichen Fuhrwerke in fchräger Front bis zu drei Reiben, und 
3) die Hotelwagen dicht an der öjtlihen Begrenzung des Bahnhofes 
hintereinander auf; 
die Abfahrt ſämmtlicher Fuhrwerfe erfolgt in der Richtung nad der 
Königgrägerftraße; 
die Brivat- Equipagen und beftellten öffentlichen Fuhrwerfe nehmen 
Aufftellung und bewirken die Abfahrt wie sub III. 2 beftimmit 
worden. 


VI Bewegung der Wagen, welde Eilgut anbringen oder abholen. 
1) Wagen, melde Eilgut der Bahn zuführen, fahren von der Linfitraße 
Nr. 14 dur das ſüdliche Thor ein und die leeren Wagen nad) der 
Königin-Auguftaftraße aus; 
2) Wagen, welche Eilgut abholen, fahren durch das mittlere Thor von 
der Köthenerftraße Nr. 10 ein und beladen durch das ſüdlichſte Thor 
nad) der Köthenerftraße aus. 


VII Allgemeine Beftimmungen. 

1) Die weſtlichſte Einfahrt vom Botsdamerplat darf zur Ausfahrt nur 
von Hof-Equipagen benußt werben. Laſtfuhrwerke dürfen dieſelbe 
in feiner Richtung paffiren; 

2) die mittlere Einfahrt nad) dem Haupt-Bortal darf nur vom Pote- 
damerplat aus paffirt werden und ift für Yajtfuhrwerfe verboten; 

3) das Einfahren durd die öftlihe Einfahrt nad) dem Haupt- Portal ift 
unterfagt, ebenfo 

4) das Einfahren durch den Zugang von der Königgräßerftraße aus; 

5) von den Anfunfts-Hallen dürfen Laftfuhrwerke die Ausfahrt nach ver 
Königgrägerftraße zu nicht paffiren; 

6) den Anordnungen der Auffihts-Beamten ift ummeigerlid Folge zu 
leiften. 

Berlin, den 5. Oktober 1872. 
Königliches Polizei Präfipium. 
(ge) von Madai. 


4 
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Anhalter Bahnhof. 
Bekanntmachung vom 6. Juni 1880. 
Zur Regelung des Verkehrs an dem neuen Anhalter Bahnhofe 
treten vom 15. d. M. an die nachfolgenden Beftimmungen in Kraft. 
Die Anfahrt von Wagen, welche abreifende Berfonen nad dem Bahn 
hofe bringen, erfolgt unter dem Empfangs-Veſtibül am Askaniſchenplatze in 
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ber Richtung von der Schöneberger- resp. Anhaltſtraße; die Abfahrt der 
entleerten Wagen erfolgt in derfelben Richtung, mithin nad der Mödern- 
ftraße zu. 

Den außerhalb des Empfangs- Beitibüls wartenden Wagen, ſowie dem 
zur Abholung von Reifenden beftimmten Fuhrwerk wird durch das Auffichts- 
Perjenal an Drt und Stelle der geeignete Standplag angewiefen werben. 

Berlin, den 6. Juni 1880. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gg) von Madai. 


Schleſiſcher Bahnhof. 
Belanntmahung vom 8. Yuli 1880. 


Zur Regelung des Verkehrs auf dem Vorplatze des neuen Frankfurter 
Perfonen= Bahnhofs treten mit dem Tage der Eröffnung deſſelben die nach— 
folgenden Borfchriften in Kraft: 

Die Anfahrt des Perſonen-Fuhrwerks erfolgt ausfhlieklih von der 
Koppenftraße aus, und zwar zu den abgehenden Zügen nörblicd des dem 
Abfahrts- Beftibül gegenüber liegenden Infelperrons, zu den anfommenden 
Zügen füplih von dem Imfelperren. Die Abfahrt des Perſonen-Fuhrwerks 
erfolgt ausfchlieflid nad der Koppenftraße zu, und zwar füblich von dem 
Infelperron; das Umwenden zwijchen Infelperron und Abfahrts-Veſtibül ift 
mithin nicht geftattet. Das zu den anfommenden Zügen anfahrende Fuhr— 
werf wird feinen Standplag an Ort und Stelle durd die Auffihtsbeamten 
angewiejen erhalten, es haben ſich die Gepächdroſchken zunächſt der Frucht— 
ſtraße aufzuftellen, denen ſchließen ſich weftlich die Drofchten I. Klaſſe und 
bieran ferner die Drofchlen II. Klaſſe, ſowie die beftellten Drofchlen und 
Equipagen an. Die Fuhrwerke, welche Eilgut holen, ftellen jid) an der 
Fruchtſtraße auf und fahren über die Fruchtſtraße an und ab. 

Berlin, ven 8. Juli 1880. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
In Bertretung: 
(ge3.) von Heppe. 


Stadtbahnhof Nleranderplak. 
Befanntmahung vom 10. Mai 1882. 

Für die Ans und Abfahrt am Stadtbahnhofe Aleranderplag und die 
Aufjtelung der Wagen auf dem Vorplatz bejfelben werden folgende Be- 
flimmungen zur Nachachtung befanut gemacht: 

1) Die Anfahrt derjenigen Wagen, welche Reifende oder Gepäd zu den 
abgehenden Zügen bringen, erfolgt in der nordöſtlichen Barallelftraße 
des Bahııhofes, allein von der Seite der Königsſtraße, bezüglich des 
Aleranderplages her. 
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2) Die Abfahrt der Wagen zu 1) erfolgt in der Richtung der Anfahrt 
entweder dur die Straße Am Königsgraben oder durch die Neue 
Friedrichsſtraße, in dieſer letteren jedoch nur in der Richtung nad) 
der Papenjtraße resp. der Spandanerbrüde. 

3) Die Wagen, welde zur Abholung von Reijenden der anfommenden 
Züge bejtimmt find, fünnen fowohl von der Königsjtraße bezw. dem 
Aleranderplag, als auch durch die Strafe Am Königsgraben und 
durch die Neue Friedrichsſtraße, im dieſer jevoh nur aus der 
Richtung der Papenftraße resp. der Spandauerbrücke her, anfahren. 

4) Die Abfahrt der Wagen zu 3) kann ſowohl dur die Neue Friedrichs— 
ftraße, in diefer jedoch nur in der Richtung der Papenſtraße resp. der 
Spandanerbrüde, als aud) durch die Straße Am Königsgraben erfolgen. 

5) Die Aufjtelung der Wagen zu 3) auf dem Bahnhofsvorplag wird 
dur die Auffichtsbeamten geregelt werden. 

6) Das Befahren der norpöftlicen Varallelftrafe des Bahnhofes und 
der Berbindungsftraße zwifchen der Neuen Frieprihsftraße und ber 
Strafe Am Königsgraben mit anderen Fuhrwerken, als den vor- 
bezeichneten, einſchließlich der Hand-, Hundewagen und Karren, it 
nicht gejtattet.. 

Bekanntmachung vom 14. April 1883. 

Unter Abänderung der Ziffer 6 der dieſſeitigen Bekanntmachung 
vom 10. Mai 1882, betreffend die An- und Abfahrt vom Stabt> 
bahnhof Aleranderplat ıc. wird das in derjelben enthaltene Verbot 
des Befahrens der Verbindungsſtraße zwifchen der Neuen Friedrichs 
ftraße und der Straße Am Königsgraben, melde jett die Be— 
zeihnung Panoramaftraße führt, hiermit aufgehoben. 

Berlin, den 14. April 1883. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Mabdai. 

7) Den Anordnungen der Auffichtsbeamten behufs Ausführung diefer 
Beitimmungen ijt bei Vermeidung der Beftrafung in Gemäßbeit des 
$ 117 des Straßen: Polizei: Reglements vom 7. April 1867 Folge 
zu geben. 

Berlin, den 10. Mat 1882, 

Königliches Polizei = Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Stadtbahnhof Friedrichsſtraße. 
Bekanntmachung vom 10. Mai 1882. 
Tür die An» und Abfahrt am Stadtbahnhof Frievrihsitraße und die 
Aufftellung der Wagen auf dem PVorplage deijelben werden folgende Be— 
ftimmungen zur Nachachtung bekannt gemadht: 
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1) Die Equipagen des Königlihen Hofes haben ihre An- und Abfahrt 
auf der der Georgenftrake zugewenbeten Seite des Bahnhofes von 
der Friedrichstraße her, bezüglich dorthin. 

2) Die Anfahrt aller anderen Wagen, welde Reiſende oder Gepäd zu 
den abgehenden Zügen bringen, erfolgt in der nördlichen Parallel- 
jtraße des Bahnhofes nur von der Friedrichöftraße her. 

3) Die Abfahrt der Wagen zu 2) findet in der Richtung der Anfahrt 
durch die nörblihe Parallelftraße des Bahnhofes und weiter durch 
die Georgenftraße nad) der Neuftäbtiichen Kirchſtraße ftatt. 

4) Die Wagen, welche zur Abholung von Reifenden der ankommenden 
Züge bejtimmt find, fahren: 

a. die Droſchken durch die Neuftädtifche Kirch und Georgenftraße, 
b. die Privat-Equipagen und Hotelmagen ebenda und durch die 
nördliche Parallelftraße des Bahnhofes 
an. 

5) Die Abfahrt der Wagen zu 4) erfolgt durch die Georgenftraße nad) 
der Neuſtädtiſchen Kirchſtraße. 

6) Die Aufſtellung der Wagen zu 4) auf dem Bahnhofs-Vorplatz resp. 
in den angrenzenden Straßen wird durch die Aufſichtsbeamten ge— 
regelt werden. 

7) Das Befahren der nördlichen Parallelſtraße des Bahnhofes mit 
anderen Fuhrwerken, als den vorbezeichneten, einſchließlich der Hand— 
und Hundewagen und Karren, iſt nicht geftattet. 

8) In dem Theil der Georgenitraße, der zwifchen der Neuftädtifchen 
Kirhftraße und dem Bahnhofs: Borplat liegt, darf Fein Fuhrwerk 
halten oder fih zum Zwecke des Be—- oder Entlabens aufitellen. 

9) Bon einer Biertelftunde vor der Ankunftszeit der Kourier- oder 
Schnellzüge der Stadtbahn an bis zu einer Viertelftunde nach deren 

“ Ankunft dürfen leere Drojchfen oder anderes unbefegtes öffentliches 
Fuhrwerk die Friedrichsſtraße zwiſchen der Dorotheenftraße umb der 
MWeidendammerbrüde nicht befahren, wenn nicht nachgewiefen werben 
fann, daß fie nach einem in diefem Theile der Friedrichsſtraße be» 
legenen Haufe beftellt find. 

10) Den Anoronungen der Auffihtsbeamten behufs Ausführung diejer 
Beflimmungen it bei Bermeidung der Beftrafung in Gemäßheit 
des $ 117 des Straßen: Polizei NReglements vom 7. April 1867 
Folge zu geben. 

Berlin, den 10. Mai 1882. 

Königliches Polizei» Präfivium. 
(gez.) von Madai. 
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D. Bahn-Polizei. 


Polizei-Berorpnung vom 21. Januar 1879, 
betreffend die Zmweigbahn vom Bahnhofe Berlin der Nieder- 
ſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn nad den Gasanftalten in der 

Gitfchinerftraße. 

Nachdem auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reihsverfaflung im 
Anflug an 8 74 des Bahnpolizei-Neglements für die Eifenbahnen Deutfche 
lands vom 4. Januar 1875 vom Bundesrath unterm 12. Juni v. 9. die 
in Nr. 24 des Gentralblattes für das Deutſche Reich vom 14. Juni 1878 
und im Stüd 29 des Regierungs-Amtsblattes vom 19. Juli 1878 publizirte 
Bahnordnung für deutſche Bahnen umtergeorpneter Bedeutung erlafjen 
worben ift, wird unter Zurüdziehung der im Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Potsdam vom Jahre 1878 Nr. 20 ©. 155, fowie im Kom— 
munalblatt der Haupt und Refivenzitatt Berlin Nr. 18 vom Jahre 1878 
publizirten Polizeis Verordnung vom 14. März 1878 die Zweigbahn vom 
Bahnhofe Berlin der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn nah den Gas— 
anftalten in der Gitjchinerftraße den Beftimmungen dieſer Bahnordnung 
mit der Maßgabe unterworfen, daß die Beftimmungen im $ 7 Abfag 2 
diefer Bahnordnung auf die in Rede ftehende Zweigbahn feine Anwendung 
finden, und daß mit Bezug auf $ 21 diefer Bahnordnung die Annäherung 
eines Zuges oder einer einzeln fahrenden Lokomotive außer durch Ertönen 
des Läutewerks der Lokomotive au durd dem Zuge worangehende Beamte 
bemerklic gemacht wird. 

Zugleid find in Gemäßheit des $ 45 diefer Bahnordnung für die 
bezeichnete Bahnftrede die nachjtehenden Anordnungen getroffen worben, 
deren Uebertretung der Strafandrohung des $ 45 unterliegt: 


Zu $ 43 und 44. 

1) Die zwiſchen dem Bahnhofe der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifen- 
bahn und der Köpnickerſtraße belegene Strede der Zweigbahn darf, 
mit Ausnahme des in die Mühlenftraße ſelbſt fallenden Theiles der- 
jelben, zur Paflage von Fußgängern, Reitern und Fuhrwerken nicht 
benutt werben. Der Uebergang über die Drehbrüde über den 
Louiſenſtädtiſchen Kanal ift für Reiter und Fuhrwerke überhaupt, für 
Fußgänger aber nur bei der Annäherung und während des Paffirens 
eines Zuges verboten. 

Im Uebrigen ift der Verkehr über das Geleis für Fußgänger, 
Reiter und Fuhrwerke an jeder beliebigen Stelle gaeftattet, ſofern 
nicht die Annäherung eines Zuges nad Maßgabe des nachjtehend 
unter 2) Angeorbneten, oder auch die eines Pferdebahnwagens ein 
Ausweichen reſp. Anhalten bebingt. 
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2) Beim Ertönen des Läutewerks der Lokomotive rejp. auf Anweiſung 
der dem Zuge vorangehenden, fowie der fonft zur Anfficht beitellten 
Beamten bat Jedermann ſofort das Bereich des Geleifes zu ver: 
lajjen. Fußgänger müſſen mindeftens 5 Schritte vom Öeleife zurüd» 
treten, Reiter und Fuhrwerke aber in größerer und ausreichender 
Entfernung von demfelben bleiben, beziehungsweife halt machen und 
abwarten, bis der Zug palfirt ift, wobei vie Pferbeführer die Pferde 
Iharf im Zügel zu fallen haben. 

Das Weberfchreiten der Geleife vor dem in Bewegung befind- 
lihen Zuge it für Fußgänger bei einer Entfernung vom Zuge von 
nur 20 Schritt, für Reiter und Fuhrwerke von nur 50 Schritt nicht 
mehr gejtattet. 

3) Das Stehenlaffen bejpannter Fuhrwerke ohne genügende Auffict, 
namentlih ver Droichfen auf den Halteplägen in der Nähe ver 
Zweigbahn, it unterſagt, ebenfo ift das Abladen von Holz, Steinen 
und fonftigen bindernden Gegenftänden innerhalb einer Entfernung 
von 2 m von der Geleismitte verboten. 

4) Der $ 60 des Bahnpolizei-Reglements für die Eiſenbahnen Deutſch— 

4. Januar 1875 

12. Juni 1878’ 
und fonftige den Betrieb jtörende Handlumgen, findet auch auf die 
Zweigbahn Anwendung. 

5) Das unbefugte Bejteigen des Zuges und Aufbringen von Gegen: 
jtänden auf denſelben ift verboten. 

6) Mit Rüdficht auf den Schifffahrtsverfehr unter den beiden Brüden 
der Zweigbahn ijt Folgendes bejtimmt: 

Die Drehbrüde über die Spree wird in der Regel für vie 
Schifffahrt offen gehalten und nur dann gefchloffen, wenn ein Eijen- 
bahnzug erwartet wird, die Drehbrüde über den Louiſenſtädtiſchen 
Kanal dagegen wird gejchlofien gehalten und nur dann geöffnet, 
wenn die Durbfahrt von Schiffen es nöthig macht. 

Die Schiffer und Kahnführer müſſen, jofern ihre Fahrzeuge 
nicht fo niedrig find, daß fie die feften Joche der Brüde ohne Hinder- 
niß paffiren können, unbedingt halten, wenn fie das Drehjoch ver 
Brüde geſchloſſen finden, oder ihnen rothes Picht aus den Signals 
laternen auf der Brüde entgegenleuchtet, bis das Jod) wieder ge— 
öffnet iſt. 

Beim Durdpaffiren durch das geöffnete Ich haben alle Schiffe 
und Kühne ſich ftet? in der Mitte des Fahrkanals zu halten und 
jeve Berührung und Beſchädigung der Brückenjoche zu vermeiden. 

Beim Paſſiren der Brüde dürfen ferner die Anfer nicht ſchleppen. 
Das Feithalten mit Hafen oder das Einftenmen von Rudern in 

22° 





lands vom betreffend die Beihädigungen der Bahn 
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das Gitterwerf der Brüde oder das Mauerwerk der Pfeiler, ſowie 
jede Beihädigung des die Fahrſtraße begrenzenden Pfahlwerks ift 
verboten. 

Zu 8 4. 

Die Bahnpolizei-Beamten find befugt, einen eben vorläufig feſtzu⸗ 
nehmen, der auf der Uebertretung der im $ 45 der Bahnordnung vom 
12. Juni 1878 gegebenen Beftimmungen und des vorjtehend ad 43 und 44 
Angeordneten betroffen, oder unmittelbar nah der Uebertretung verfolgt 
wird und ſich über jeine Berfon nicht auszumeifen vermag. Derfelbe ift 
mit der Feſtnahme zu verfchonen, wenn er eine angemejiene Sicherheit bes 
ftellt. Die Sicherheit darf den Höchſtbetrag der angedrohten Strafe nicht 
überfteigen. 

Enthält die ftrafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, jo kann 
fi der Schuldige durd eine Sicherheitsbeftellung der vorläufigen Feſtnahme 
nicht entziehen. Deder Feſtgenommene ift ungeſäumt an die nächite Polizeis 
behörbe oder an den Staats- oder Polizei:Anwalt abzuliefern. 

Dem Bahnpolizeir Beamten ijt geftattet, die fejtgenommenen Perjonen 
durch Mannfchaften aus dem auf der Eijenbahn befindlichen Arbeitsperfonale 
in Bewahung nehmen und an den Beſtimmungsort abliefern zu laſſen. Im 
diefem Falle hat der Bahnpolizei- Beamte eine mit feinem Namen und mit 
feiner Dienjtqualität bezeichnete Feſtnehmungskarte mitzugeben, welcde vor: 
läufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung vertritt, die int der Negel 
an bemfelben Tage, an dem bie Uebertretung Eonftatirt wurde, jpäteftens 
aber am VBormittage des folgenden Tages an die Polizeibehörde oder den 
Staats- oder Polizei-Anmwalt eingefendet werden muß. 


Zu $ 52. 
Außer den BahnpolizeisBeamten find aud die Staats- und Gemeinde- 
Polizeibeamten berechtigt und verpflichtet, fürldie Beobadytung dieſer Ver— 
ordnung Seitens des Publikums zur jorgen. 


Mit Bezugnahme auf $ 85 der Provinzial-Ordnung für die Provinzen 
Preußen u. f. w. vom 29, uni 1875 wird diefe Polizei-Verordnung hier— 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 21. Januar 1879. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) Maybad. 


PolizeisBerordnung vom 23. Juni 1886, 
betreffend vie Geleis-Anlagen auf den dem Publikum 
geöffneten Pläßen des neuen Badhofes in Berlin. 


Auf Grund des $ 74 des Bahıı- Polizei» Neglements für die Eifen- 
bahnen Deutjchlands vom 30. November 1885 ift mit Zuftimmung des 
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Reichs: Eifenbahn: Amtes die Anwendung der Bahn-Ordnung für Deutfche 
Eijenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 — publizirt in 
Nr. 24 des Gentralblattes für das Deutjche Reid vom 14. Juni 1878 und 
in Nr. 29 des Amtsblattes der Königlichen Regierung zu Potsdam und der 
Stadt Berlin vom 19. Juli 1878 — mit Ausihluß des $ 7, Abfatz 2, des 
8 12, des $ 21, Abfaß 4, und des 8 35, Abſatz 2, an deren Stelle die 
Beitimmung tritt: 

Jedem in Bewegung befindlihen Zuge und jeder einzeln 
fahrenden Lokomotive hat ein Bahnmärter in etwa 15 Meter Ent- 
fernung voraufzugehen, welcher eine helltönende Handglocke zu 
läuten bat, 

auf die Öeleife- Anlagen auf den dem Publikum geöffneten Pläten des Pad- 
hofes zu Berlin von mir genehmigt worden. 

Zugleid) find in Gemäßheit des F 45 der Bahn- Ordnung, melde 
mit dem Tage der Betriebs: Eröffnung des Padhofes in Kraft tritt, für 
bie bezeichneten Eifenbahn - Anlagen die nachftehenden Anordnungen ges 
teoffen, deren Uebertretung den dafelbft angedrohten Strafen unterliegt. 

1) Der Berfehr über die Geleiſe oder auf und ımmittelbar neben den» 
felben ift für Fußgänger und Fuhrwerke nur dann gejtattet, wenn ſich 
fein Zug oder feine Lokomotive nähert. 

2) Beim Ertönen des die Annäherung eines Zuges oder einer Lokomotive 
anzeigenden Glodenzeihens hat Jedermann fofort den Bereich der 
zu befahrenden Geleife zu verlaffen. Sich nähernde Fußgänger oder 
Fuhrwerke müſſen in mindeftens 4 Meter Entfernung von der nächſten 
Schiene Halt machen und abwarten, bis der Zug paffirt ift, wobei 
bie Pferdeführer die Pferde feft im Zügel zu halten haben. 

Das Ueberfchreiten der Geleife vor einem in Bewegung befind- 
lihen Zuge oder einer einzeln fahrenden Lofomotive, jowie das 
Durhjchreiten und Durdfahren des im Niederlags- Gebäude befind- 
lihen Thores, wenn ſich diefem ein Zug oder eine Lokomotive nähert, 
ift verboten. 

3) Es ift unterfagt, befpannte Fuhrwerke ohne genügende Aufficht in der 
Nähe der Geleiſe ftehen zu lajien. 

4) Die Lagerung von Waaren jeglicher Art und fonjtigen Gegenftänden 
auf den Geleifen ift verboten, neben denſelben nur in einem Abftand 
von zwei Metern von der nächſten Schiene geftattet. 

5) Ale Beihädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, 
fowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, ingleihen das Auflegen von 
Steinen, Holz und fonftigen Sachen auf die Schienen oder das An- 
bringen fonftiger Fahrhinderniffe find verboten, ebenfo die Erregung 
falſchen Alarms, die Nahahmung von Signalen, die Berftellung 
der Ausweiche- Vorrichtungen und überhaupt die Vornahme aller 
den Betrieb ftörenden Handlungen. 
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6) Das unbefugte Befteigen des Zuges oder einzelner Wagen, jowie 


7 


— 


— 


9 


— 


das unbefugte Aufbringen von Gegenſtänden auf dieſelben iſt ver— 
boten. 

Die Bahn-Polizeibeamten ſind befugt, einen Jeden vorläufig feſt— 
zunehmen, der auf der Uebertretung der in den SS 43 und 44 der 
Babn- Ordnung für Deutſche Eifenbahnen untergeorpneter Bedeutung 
vom 12. Juni 1878 oder einer der in dieſer Bolizeis: Verordnung ent- 
haltenen Bejtimmungen betroffen, oder unmittelbar nach der Ueber— 
tretung verfolgt wird und ſich über feine Perfon nicht auszumeijen 
vermag. 

Derjelbe ift mit der Feſtnahme zu verichenen, wenn er cine 
angemejiene Sicherheit beſtellt. Die Sicherheit darf den Höchſtbetrag 
der angedrohten Strafe nicht überjteigen. 

Enthält die jtrafbare Handlung ein Verbrechen, fo kann ſich der 
Schuldige durd eine Sicherheitsbeftellung der vorläufigen Feſtnahme 
nicht entziehen. 

Leder Feltgenommene ift ungeſäumt an die nächſte Polizei— 

bebörde oder an den Staats- oder Polizeianmwalt abzuliefern. 
Dem Bahn Polizeibeamten ift geitattet, die feftgenemmenen Perfonen 
durch Mannfchaften aus den auf dem Packhofe befindlidyen Arbeits- 
perfonale in Bewachung zu nehmen und an den Beſtimmungsort ab» 
liefern zu laflen. 

In diefen Kalle hat der Bahn» Polizeibeamte eine mit jeinem 

Namen und mit feiner Dienftbezeichnung verjehene Feitnehmungsfarte 
mitzugeben, welcde vorläufig die Stelle der aufzunehmenden. Ber: 
handlung vertritt, Die in der Negel an demſelben Tage, an dem bie 
Uebertretung feitgeftellt worben tft, jpäteltens aber am Vormittage 
des folgenden Tages an die Polizeibehörde oder den Staats- oder 
PBolizeianwalt eingejendet werden muß. 
Ein Abdrud der 88 43 bis 45 der Bahn: Ordnung für Deutiche 
Eijenbahnen untergeorbneter Bedeutung, jowie der vorjtehenden 
‘Polizei= Verordnung it mindeitens an einer dem Publikum zugäng- 
lichen Stelle innerhalb des Padhofes anzubringen. 


Mit Bezug auf 8 136 des Gefeges über die allgemeine Landes— 
Verwaltung von 30. Juli 1883 (G.-S. S. 195) wird dieſe Polizeie 
Verordnung hierdurd zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Rerlin den 23. Juni 1886. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 





Vierter heil. 


Gewerbe-Polizei. 


— — 





Digitized — 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


— 


Verpflichtung zur Vorlegung der gewerblihen Konzejfionen. 
Polizei-Berordnung vom 5. Januar 1876. 


Auf Grimd der 88 5, 6 und 11 des Gefeges vom 11. März 1850 
über die Bolizei-Berwaltung (G.“S. 1850 ©. 265) verordnet das Polizei: 
Präfidium nad) Berathung mit dem Gemeinde-Vorſtande für den Polizei: 
Bezirk von Berlin, was folgt: 

—— 

Diejenigen Gewerbetreibenden, welche eine Konzeſſion zur Errichtung 
einer der im $ 16 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 in der Be— 
fanntmachung des Neichsfanzlers vom 20. Juli 1873 (R.G.Bl. 1873 
S. 299) und in dem Geſetze vom 2. März 1874, betreffend die einer be- 
jonderen Genehmigung bepürfenden gewerblihen Anlagen (R.-G.-Bl. 1874 
©. 19) bezeichneten gewerblihen Anlagen, nämlih von: Schießpulver— 
Fabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von Zündftoffen 
aller Art, Gasbereitungs- und Gasbewahrungs- Anftalten, Anftalten zur 
Deftillation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung von Braunkehlentheer, Stein- 
fohlentheer und Koaks außerhalb ver Gewinnungsorte des Materials, Glas: 
und Rußhütten, Kalk-, Ziegel: und Gyps-Oefen, Anlagen zur Gewinnung 
roher Metalle, Nöflofen, Metallgiegereien, ſofern fie nicht bloße Tiegel— 
Giekereien find, Hammerwerfen, chemiſchen Fabriken aller Art, Schnell» 
bleihen, Firnißſiedereien, Stärkefabrifen mit Ausnahme der Fabriken zur 
Bereitung von Kartoffelſtärke, Stärkejyrups- Fabriken, Wahstuche, Darm: 
faiten, Dadpappen- und Dadfilz- Fabriken, Yeim:, Thran- und Geifen- 
Siedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und 
Knochenbleichen, Zubereitungs-Anſtalten für Thierhaare, Talgſchmelzen, 
Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten- und Dungpulver- 
Fabriken, Stau-Anlagen für Waſſertriebwerke, Hopfen-, Schwefeldörren, 
Asphaltkochereien und Pechſiedereien außerhalb der Gewinnungsorte des 
Materials, Strohpapierftoff-Fabrilen, Darmzubereitungs-Anftalten, Fabriken, 
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in welchen Dampffeffel oder andere Blechgefähe durch Vernieten hergeftellt 
werden; zur Anlegung eines Dampffejiels oder zu einer der im $ 25 
der Gewerbe» Ordnung aufgeführten Veränderung der Anlage oder nad) 
$ 27 der Gewerbe-Ordnung zur weiteren Ausübung ihres Gewerbes an 
der gewählten Betriebsjtätte erhalten haben, beziehentlih im Befige einer 
ſolchen fonzeffionirten Anlage find, jind verpflichtet, die ertheilten Kon— 
zejfionen auf Erfordern den Beamten, welde die gewerbliche Anlage 
befichtigen, jederzeit umd unverzüglich bei der Anlage ſelbſt zur Einficht 
vorzulegen, beziehentlich vorlegen zu laſſen. Sollte das vorftehende Ber: 
zeihnig nad Abſatz 3 des $ 16 der Gewerbe-Ordnung abgeändert werden, 
fo tritt das abgeänderte Verzeichniß ohne Weiteres an die Stelle deilelben. 


g 2. 

Unternehmer von Privat» Kranken, Brivat- Entbindungs- und Privat: 
Irren-Anſtalten, Scaufpiel= Unternehmer, Gaftwirthe, Schanfwirthe und 
Kleinhändler mit Branntwein oder Spiritus find verpflichtet, die ihnen er— 
theilten Konzeffionen auf Erfordern den befichtigenden Beamten jederzeit und 
unverzüglih im den Räumlichkeiten, in welchen das betreffende Gewerbe 
betrieben wird, zur Einficht vorzulegen, bezichentlich vorlegen zu lafien. 


Ss 3. 

Zuwiderhandlungen gegen die VBorfchriften der SS 1 und 2 werben mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle Haft bis 
zu 14 Tagen tritt, beftraft. 

Berlin, den 5. Januar 1876. 

Königliches Bolizet- Bräfidium. 
(gez.) von Mapdai. 


Dienitanweifung für Gewerberäthe. 
Bekanntmachung vom 24. Mat 1879. 


Zur Regelung des Dienftes der nah Mafgabe des $ 139b. der 
Gewerbe-Ordnung anzuftellenden befonderen Auffichtsbeamten (Gewerberäthe) 
beftimme ich im Einverftändnig mit den Herren Miniftern der geiftlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten und des Innern Folgendes: 


we 

Der Wirkungsfreis der Gewerberäthe umfaßt: 

I. innerhalb der durd die 88 139b. und 154 der Gewerbe-Orbnung 
bezeichneten Grenzen mit Ausjchluß der unter der Aufficht ver Berg: 
Behörden ftehenden Anlagen: 

A. die Auffiht über die Ausführung der die Beihäftigung der 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter betreffenden Beſtim— 
mungen der Gewerbe-Ordnung; 
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B. die Aufficht über die Ausführung des $ 120 Abf. 3 der Ge 
werbe-Ordnung; 
II. die Beauffihtigung derjenigen Anlagen, welde den Bejtimmungen des 
$ 16 der Gewerbe-Ordnung und feiner Ergänzungen unterliegen. 


82. 

Die Gewerberäthe follen in dem ihnen zugewiefenen Wirfungsfretie 
nicht an die Stelle der ordentlichen Polizeibehörden treten, vielmehr durd) 
Ergänzung deren Thätigfeit, jowie durch ſachverſtändige Berathung der— 
jenigen ProvinzialeBehörden, melden fie zugeordnet find, eine fachgemäße 
und gleihmäßige Ausführung der Beltimmungen der Gewerbe- Orbnung 
und der auf Grund berjelben erlafienen Vorfchriften in dem ihnen über: 
wiejenen Auffichtsbezirk herbeizuführen ſuchen. Dabei follen fie ihre Auf— 
gabe vornehmlich darin ſuchen, durch eine wohlwollend kontrolirende, be— 
vathende und vermittelnde Thätigkeit nicht nur den Arbeitern Die Wohlthaten 
des Geſetzes zu ſichern, jondern auch die Arbeitgeber in der Erfüllung der 
Anforderungen, welche das Geſetz an die Einrichtung und den Betrieb 
ihrer Anlagen ftellt, taftwoll zu unterjtügen, zwifchen den Interejfen der 
Siewerbe: Unternehmer einerfeits, der Arbeiter und des Publikums anderer: 
jeit8 auf Grund ihrer technischen Kenntniſſe und amtlihen Erfahrungen in 
billiger Weile zu vermitteln und fowohl den Arbeitgebern als den Arbeitern 
gegenüber eine Bertrauensftellung zu gewinnen, welde fie in den Stand 
jet, zur Erhaltung und Anbahnung guter Beziehungen zwiſchen beiden 
mitzuwirken. 

83. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe haben ſich die Gewerberäthe durch fort— 
laufende Reviſion der ihrer Aufſicht unterſtellten Anlagen von dem Zuſtande 
und Betriebe derſelben eingehende Kenntniß zu verſchaffen, auf die Abſtellung 
der dabei vorgefundenen Geſetzwidrigkeiten und Uebelſtände hinzuwirken und 
ſich ein Urtheil darüber zu bilden, ob und welche Vorſchriften oder Ein— 
richtungen erforderlich ſind, um die Aufſicht der ordentlichen Polizeibehörden 
zu einer erſprießlichen zu machen, ſowie ob und welche auf Grund der 
SS 120 Abſatz 3 und 1394. der Gewerbe-Ordnung zu erlaſſende Vorſchriften 
im Intereſſe der Induſtrie einerſeits, der Arbeiter andererſeits wünſchens— 
werth erſcheinen, oder in wiefern eine Abänderung bereits beſtehender der— 
artiger Vorſchriften ſich empfiehlt. 

Einer ſpeziellen perſönlichen Reviſion ſollen ſie vornehmlich ſolche 
gewerbliche Anlagen unterziehen, bezüglich deren eine, den geſetzlichen An— 
forderungen ohne Schädigung der gewerblichen Intereſſen gerecht werdende 
Aufſicht durch techniſche Kenntniſſe und Erfahrungen bedingt iſt, welche bei 
den Organen der ordentlichen Polizeibehörden nicht vorausgeſetzt werden 
können, ſowie ſolche, deren Betrieb mit beſonderen Gefahren für die Arbeiter 
oder die Nachbarſchaft verbunden iſt. 
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Ss 4 

Den Gewerberäthen ftehen nach $ 139 b. Abf. 1 der Gewerbe-Orbnung 
die amtlihen Befugnifje der Ortspolizei- Behörde zu. Sie follen indeſſen 
von dem Rechte, Strafmandate oder polizeiliche event. im Wege abmini- 
ftrativen Zwanges durchzuführende Berfügungen zu erlaffen, feinen Gebraud) 
machen. 

Die Abftellung einzelner Gejetwidrigfeiten und Uebelſtände jollen fie 
zunächft durch gütliche Vorftellungen und geeignete Rathſchläge herbeizu- 
führen fuchen. 

Iſt auf diefem Wege die Erfüllung der gefeslihen Anforderungen nicht 
zu erreichen, fo haben die Gewerberäthe, foweit es fih um die Beſchäftigung 
der jugendlichen Arbeiter oder Arbeiterinnen handelt, die mwahrgenommenen 
Berfiöße den ordentlihen Polizeibehörden mit dem Erſuchen um Herbei— 
führung des weiteren Verfahrens zur Kenntniß zu bringen. 

Soweit es fih um Ausführung des F 120 Abſatz 3 der Gewerbe: 
Ordnung handelt, haben fie in denjenigen Fällen, wo die auf Grund dieſer 
Beitimmung vom Bunbesrath oder von den zuftändigen Landesbehörden er- 
lafienen Vorſchriften nicht beachtet werden, an ben betreffenden Gewerbe- 
Unternehmer die im $ 147 ad 4 der Gewerbe» Ordnung vorgefehene Auf- 
forderung zu richten, und fofern derjelben innerhalb einer angemeſſenen Frift 
nicht entſprochen wird, die ordentlichen Polizeibehörden um Herbeiführung 
des weiteren Verfahrens zu erſuchen. Im foldhen Fällen dagegen, in denen 
es ſich um Einrichtungen handelt, deren Herftellung zur Sicherung der 
Arbeiter gegen Gefahren für Peben und Geſundheit von ihnen für noth— 
wendig gehalten wird, aber noch nicht für alle Anlagen ver fraglichen Art 
vorgejchrieben ift, haben fie jene Aufforderung erit zu erlafjen, wenn fie eine 
bahin gehende Entſcheidung der zuftändigen höheren Berwaltungsbehörbe 
herbeigeführt haben (vergl. $ 9.) 

85. 

Die im $ 1 unter II. bezeichnete Aufficht haben die Gemwerberäthe als 
ftändige Kommiſſarien derjenigen Regierungen (Landdroſteien), denen fie zus 
georbnet find, wahrzunehmen. Sie haben als ſolche bei den von ihnen vor» 
zunehmenden Reviſionen feitzuftellen, ob fir die den Beftimmungen des $ 16 
der Gewerbe-Ordnung und feiner Ergänzungen unterworfenen Anlagen die 
erforderliche Genehmigung erwirft ift, und ob der Beſtand und Betrieb ber- 
felben mit dem Inhalte der Genehmigung bezw. mit den vorgefchriebenen 
Bedingungen übereinjtimmt. Die wahrgenommenen Berftöße haben fie, wenn 
deren Bejeitigung auf ihre desfallfige Aufforderung nicht erfolgt, den orbent- 
lichen Polizeibehörden mit dem Erfuchen um Herbeiführung des weiteren 
Berfahrens zur Kenntniß zu bringen. 

Allgemeine, aus dem Betriebe gewiljer Arten von Anlagen bervor- 
gehende Uebeljtände haben fie mit ihren auf Abhülfe derſelben gerichteten 
Vorſchlägen zur Kenntniß der zuftändigen Regierung (Landdroſtei) zu bringen. 
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$ 6. 

Den Kreis: und Ortspolizeibehörben gegenüber haben die Gemwerberäthe 
innerhalb ihres Wirfungskreifes die Stellung von Kommifjarien der zu— 
jtändigen Regierung (Panbdroftei). 

Die Ortspolizeibehörden haben ihnen bet Ausübung ihrer Amtsthätigkeit 
die innerhalb ihrer Zuftändigfeit liegende Unterftügung zu Theil werden zu 
lafjen, infonverheit auf desfallfiges Erfuchen 

1) die nad Maßgabe der Anweifung für die Ortspolizeibehörden, bes 

treffend die Ausführung der Vorfchriften der Gewerbe» Orbnung über 
die Beihäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter 2c. zu 
führenden Berzeichniffe, jowie die ihnen nad Maßgabe des $ 138 
Abjag 2 erftatteten Anzeigen vorzulegen, 

2) bei der Kevifion gewerblicher Anlagen Aſſiſtenz zu leijten, 

3) NRevifionen und Nachrevifionen bejtimmter gewerblicher Anlagen vor- 

zunehmen und über das Ergebniß Miittheilung zu machen, 

4) ihnen über den Ausgang des auf ihr Erſuchen eingeleiteten weiteren 

Verfahrens Kenntniß zu geben. 
" 87. 

Mit den techniſchen Beamten der Kreiſe (KKreisphyſikus, Kreis-Schul— 
inſpektor, Kreisbaumeiſter) haben ſich die Gewerberäthe über die den amt— 
lichen Wirkungskreis derſelben berührenden Fragen ins Benehmen zu ſetzen. 
Halten ſie in beſonderen Fällen eine Mitwirkung derſelben bei den von ihnen 
vorzunehmenden Reviſionen für erforderlich, ſo haben ſie ihre darauf ge— 
richteten Anträge bei der zuſtändigen Regierung (Landdroſtei) einzubringen. 


88. 

Die Gewerberäthe ſollen die Regierungen (Landdroſteien), denen ſie 
zugeordnet ſind, von allen in das Bereich ihrer Wirkſamkeit fallenden 
Wahrnehmungen, welche für die Gewerbe-Verwaltung von Bedeutung ſind, 
in fortlaufender Kenntniß erhalten und bei den Geſchäften der letzteren mit 
ihrem ſachverſtändigen Rathe unterſtützen. 

Zu dem Ende ſollen fie, ſoweit die ihnen obliegende Inſpektions— 
tbätigfeit es zuläßt, an ven Sigumgen der Regierungen (Landdroſteien) und 
an denjenigen Gefchäften verfelben, bei denen die technifchen oder die Betriebs— 
Berhältniffe der Induſtrie oder die Verhältniſſe der gewerblichen Arbeiter 
in Betradht kommen, gleich den technifchen Räthen der Regierung Theil 
nehmen. Inſenderheit foll ihre Zuziehung, abgefehen von den durch be— 
fondere Anordnung vorgefehenen Fällen, in der Negel bei denjenigen Ge: 
ſchäften erfolgen, welche betreffen: 

1) den Erlaf von Polizei» Verordnungen oder von Anweiſungen an bie 
nachgeorbneten Behörden, welche ſich auf die Ausführung der in den 
Wirkungstreis der Gewerberäthe fallenden Beitimmungen der Ge— 
werbe» Ordnung beziehen; 
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2) die Genehmigung der unter die Beſtimmungen des $ 16 der Gewerbes 
Ordnung und feiner Ergänzungen fallenden Anlagen und die auf 
Grund des $ 27 dafelbit zu erlaffenden Entfcheidungen und Ber: 
fügungen; 
3) Beſchwerden, welche durch den Betrieb der unter 2) erwähnten An: 
lagen veranlaft find. 
Die Zuziehung fol im Wege mündlicher Berathung, wo dieſe nicht 
thunlich ift, in den einfachiten Geſchäftsformen erfolgen. 
In denjenigen Fällen, in welchen ein Gewerberath mehreren Regierungen 
(Landdroſteien) zugeordnet ift, wird die Zuziehung des erfteren zu ven 
Sitzungen der legteren durch bejondere Beſtimmungen geregelt. 


$9. 

In ſolchen Fällen, wo der Erlaß der in $ 147 ad 4) der Gewerbe: 
Ordnung vorgejehenen Aufforderung durch die Entſcheidung der höheren 
Berwaltungs» Behörde bedingt ijt (vergl. $4 i. f.), fol diefer Entſcheidung, 
wenn es fih um erjtmalig anzuordnende Cinrichtungen handelt, Die Ber- 
nehmung geeigneter Sachverſtändigen voraufgehen. Bei diefer und bei ven 
auf Grund derjelben jtattfindenden weiteren Berhandlungen ift der Gewerbe- 
rath in der Regel perſönlich zuzuziehen; wo dies nicht thunlich, vor Abgabe 
der Entſcheidung nad) beendigter Inſtruktion der Sade feine fchriftliche 
Aeußerung zu veranlaffen. 


8 10. 

Im Geltungsbereih der Provinzial-DOronung vom 29. Juni 1875 
fönnen die VBorfigenden der Provinzial» und Bezirköräthe bei den in $ 8 
bezeichneten, zur Zuftändigfeit der leteren gehörenden Geſchäften die Mit: 
wirfung der zuftändigen Gewerberäthe in Anfprud nehmen und zu dem 
Ende jowohl die Theilnahme derjelben an den betreffenden Sigungen Des 
Provinziale bezw. Bezirksrathes, als aud die Erftattung ſchriftlicher Gut— 
achten anordnen. 

Im Gleichen ift im Bereihe der Provinzial Ordnung den Kreis- und 
Stadt-Ausſchüſſen bezw. den Magijtraten, in der Provinz Hannover ven 
Aemtern und Magiftraten bei den die Genehmigung gewerblicher Anlagen 
betreffenden Verhandlungen die Zuzichung der Gewerberäthe nad denjenigen 
Grimpjägen geitattet, nady welchen den Kreis-Ausſchüſſen mittelft Cirkular— 
Erlafies vom 9. Mai 1874 die Zuziehung Königlier Beamten bei Er- 
ledigung von Gejchäften der allgemeinen Yandes:Berwaltung geftattet iſt. 
Diefe Zuziehung iſt im der Regel auf ſolche Fälle zu befchränfen, in denen 
entweder die Zahl der zu beichäftigenden Arbeiter oder die bejonders ge— 
fährliche oder gejundbeitsjchädlice Natur des Berriebes befondere Sorgfalt 
bei Feſtſtellung der Konzefjiong» Bedingungen fordern. Anträge auf ſolche 
Zuziehung find an den nächſten VBorgefegten des Gewerberaths zu richten. 
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s 11. 

Der unmittelbare Vorgeſetzte des Gemerberathes iſt der Präſident 
(Landdrojt) derjenigen Regierung (Landdroſtei), weldyer der Gewerberath zus 
geordnet iſt. Dit eim Gewerberath mehreren Regierungen (Yanddroiteien) 
zugeordnet, jo wird der unmittelbare Vorgefegte deijelben bejonders beftimmt. 


$ 12. 


Die Inhaber und Peiter der Fabriken und der in $ 154 aufgeführten 
Anlagen, welche der Aufjicht der Gewerberäthe unterliegen, find verpflichtet, 
den legteren den Zutritt zu denfelben, zu jeder Zeit, namentlich aud in 
der Nacht, während die Anlagen im Betriebe find, zu geftatten, und, joweit 
ed fih um die unter den $ 16 der Gewerbe: Ordnung und feiner Er- 
gänzungen fallenden Anlagen handelt, auf Erfordern die Genehmigungs- 
Urkunde nebft den dazu gehörigen Plänen und Zeichnungen vorzulegen. 


8 13. 

Den Nachweis feiner amtlihen Eigenfhaft führt der Gewerberath 
durch Vorzeigung einer ihm von feinem unmittelbaren Vorgeſetzten auszu— 
ftellenden Yegitimationsfarte und im jchriftlichen Berfehr durch Anwendung 
des ihm verliehenen Dienftjiegels. 


Ss 14, 

Die Gemwerberäthe find vorbehaltlid der Anzeige von Gejegwidrigfeiten 
zur Geheimhaltung der amtlid zu ihrer Kenntniß gelangenden Geſchäfts— 
und Betrieböverhältniffe der ihrer Auffiht unterliegenden Anlagen ver: 
pflichtet. 

8 15. 

Aljährlih haben die Gewerberäthe einen das abgelaufene Kalender: 
jahr umfaſſenden Jahresbericht über ihre amtliche Thätigkeit zu eritatten, 
welder bis zum 1. März durd Vermittelung ihres unmittelbaren Vor— 
gelegten dem Minifter für Handel und Gewerbe vorzulegen ift. 


Der Jahresbericht it in folgenden Abtheilungen zu eritatten: 

I. Allgemeine kurze Ueberſicht über die geſammte Dienjtthätigfeit unter 
Angabe der Zahl der vorgenommenen Revifionen und der auf Dienit- 
reifen verwandten Tage. 

11. Thätigfeit und Erfahrungen in Beziehung auf Beihäftigung ver 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter. 

III. Ausführung des $ 120 Abj. 3 der Gewerbe » Ordnung. 

IV. Die nah 8 16 der Gewerbe» Ordnung genehmigungspflichtigen 
Anlagen. 


J 
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Mittheilungen über Arbeiter- und andere Verhältniſſe, welche für 
den Wirkungskreis der Gewerberäthe von Bedeutung ſind, aber nicht 
zu den unter II.—IV. aufgeführten Gegenſtänden gehören. 


Berlin, den 24. Mai 1879. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Im Allerhöchſten Auftrage. 
(ge) Maybad. 


Staatszuſchüſſe zu Ausitellungen von Arbeiten der Handwerker: 


Lehrlinge. 
Bekanntmachung vom 17. April 1880. 


Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe beabſichtigt, um die 
neuerdings vielfach mit günſtigem Erfolge veranſtalteten Ausſtellungen 
von Arbeiten der Haudwerks-Lehrlinge wirkſamer, als es durch 
die bisher in Folge einzelner Anträge bewilligten Prämien gejchehen konnte, 
zu fördern, bis auf Weiteres alljährlich eine beftimmte Summe aus den 
für gewerblihe Zwede zu feiner Verfügung ftehenden Mitteln nach fol- 
genden Grundfägen zu Staatszufchüifen für ſolche Ausftellungen zu ver: 
wenden. 

1) Denjenigen PVeranftaltern folder Ausstellungen, welche fir eine 


2) 


zweckmäßige Einrichtung derjelben und für die fachkundige und un— 
parteiifche Benrtheilung der ausgeftellten Arbeiten die erforderlichen 
Bürgichaften bieten, wird, ſoweit die Mittel reihen, ein Staats— 
zufchuß, welcher in der Regel 100 Mark betragen fol, zur Bildung 
von Staatspreifen zur Berfügung geftellt werden. Wo Innungen 
beitehen, welche die Pflege und Beaufjichtigung des Yehrlingsmejens 
zum Gegenſtande ihrer forporativen Thätigkeit gemacht haben, werben 
die Ausftellungen, welche von einer Vereinigung derfelben veranftaltet 
werben, bei der Bewilligung der Staatszuſchüſſe in erfter Linie bes 
rüdfichtigt werden. Wo folde Innungen nicht beftehen, kann der 
Staatszuſchuß auch Gemwerhe- Vereinen zur Verfügung gejtellt 
werden, weldye die Förderung des Handwerks unter ihre ftatuten- 
mäßigen Zwecke aufgenommen haben und zu dem Ende Ausjtellungen 
von Arbeiten der Handwerks: Lehrlinge veranftalten. Nur mo Ber: 
einigungen der vorbedachten Art nicht beftehen, kann die Bewilligung 
von Staatszujhüffen an befonders zum Zwecke der Beranftaltung 
folder Ausftellungen gebildete Bereinigungen in Frage kommen. 

Mit den Anträgen auf Bewilligung des Gtaatszufchufleg, 
welche über die unter Nr. 1 erwähnten Verhältniije, über Ort, Zeit 
und Daner der Austellung, über den Kreis der dabei betheiligten 
Handwerke, über die Koften der Austellung und deren Dedung Aus- 
kunft geben müſſen, it ein Ausjtellungs- Plan vorzulegen, aus 
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welhem die Beftimmungen über die an die Ausitellungs- Gegenftände 
zu jtellenden Anforderungen und über die Bildung des Preisgerichtes 
zu erjehen find. 
Bei der Bemeffung der zu ftellenden Anforderungen ift zu 
beachten, daß e8 bei der Ausbildung der Handwerks-Lehrlinge neben 
Aneignung der erforderlichen techniſchen Kenntnifje und Fertigkeiten 
vor allem auf die Gewöhnung an forgfältige und genaue Yusführung 
der verlangten Arbeiten ankommt, daß daher bei den Ausitellungen, 
deren alleiniger Zwed die Förderung der Yehrlings-Ausbildung fein fell, 
das Abfehen darauf zu richten ift, zur Aneignung diefer Eigenschaften 
anzufpornen. Es iſt deshalb jchon durch die Faſſung der zu ftellenden 
Anforderungen und der Grundjäge für die Preisvertbeilung darauf 
hinzuwirken, daß mur im allgemeinen Verkehr gangbare und ver- 
fäufliche Erzeugnifje des Handwerks, deren befriedigende Ausführung 
von Yehrlingen bei normalem Stande ihrer Ausbildung gefordert 
werden kann, zur Ausjtellung gelangen, dagegen bloße Schauftüde 
und Arbeiten, deren Ausführung nur durch einfeitige Beſchäftigung 
mit Spezialitäten auf Koſten einer regelrechten Ausbildung ermöglicht 
werden fann, thunlichtt fern gehalten werden. Unbedingt ift zu fordern, 
daß die ausgeftellten Arbeiten in ihrem ganzen Umfange 
von den Yehrlingen ohne fremde Hülfe angefertigt find, und es 
müjjen die Beranftaltungen und Mittel, durch welche in dieſer Bes 
ziehung eine Kontrole geführt wird, in dem Ausjtellungsplane vor: 
gejehen fein. Dagegen iſt nicht, wie es bisher oftmals gefchehen, 
die Anforderung zu ftellen, daß die angefertigten Arbeiten von dem 
ausjtellenden Lehrling auch ſelbſt entworfen fein jollen, höchſtens kann 
die Anfertigung der etwa erforderlichen, nach dem gegebenen Entwurfe 
herzuſtellenden Werkzeichnungen verlangt werden. 

4) Bei den Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung und das Verfahren 
des Preisgerichts ift darauf Bedacht zu nehmen, dak eine ſach— 
fundige und unparteiiſche Beurtheilung aller den verſchiedenen Hand» 
werfen angehörenden Ausſtellungs-Gegenſtände gefichert werde. In 
der Regel wird es fih empfehlen, den Vorfig einer mit ber er— 
forderlihen Sachkeuntniß und Geſchäftstüchtigkeit ausgejtatteten, 
feinem der betheiligten Handwerke angehörenden Perſönlichkeit, wenn 
möglicd einem Mitglieve der Gemeindebehörde, zu übertragen. 

5) Der Staatszuſchuß ift ausschließlich zur Bildung von Staats» 
preifen zu verwenden, von denen der Kegel nad) einer den Werth 
von mindeitens 50 Mark, die übrigen einen Werth von mindeſtens 
10 Mark haben jollen. Der „erjte Staatspreis“ fol jtets der 
erite aller für die betreffende Ausjtellung überhaupt ausgeſetzten Preije 
fein und fann, foweit es zu dem Ende erforderlich, über den Betrag 


von 50 Darf hinaus bis zu der Summe des ganzen für die Aus— 
23 


3 


— 
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jtellung bewilligten Staats-Zuſchuſſes erhöht werden. Er darf nur 
für Arbeiten bewilligt werben, welche durch ihre ganze Ausführung 
die Annahme begründen, daß der Ausfteller etwas befonders Tüch— 
tiges im feinem Handwerk leiften werde. Sind ſolche Arbeiten auf 
der Ausjtellung nicht vorhanden, worüber unter Umſtänden vie lette 
Entfheidung dem Polizei» Präfidio oder einer von demfelben damit 
zu beauftragenden Stelle vorbehalten werben kann, fo ift der „erfte 
Staatspreis” nicht zu verleihen. Auf diefen Ausfall fann geeigneten 
Falls bei etwaigen jpäteren Anträgen und Bewilligungen billige 
Rüdficht genommen werben. Die Staatspreife fünnen in Geld ober 
auch in geeigneten, zur weiteren Ausbildung des Lehrlinge oder zur 
Ausübung des Handwerks dienlichen Gegenftänden (Unterrichtsmittel, 
Werkzeuge, Geräthe) ertheilt werden. Die Entſcheidung, in welder 
Form die Preife ertheilt werden ſollen, kann das Preisgericht ſich 
bis dahin vorbehalten, daß die Preis- Empfänger beftimmt find. 
Erfolgt die Ertheilung des Preifes in Geld, fo ift fie in der Regel 
durd Einlage in eine Sparkaffe zu Ounften des Preis - Empfängers 
zu bewirken. Dabei iſt thunlichſt Vorſorge zu treffen, daß die ein- 
gelegte Summe erft mit dem Zeitpunfte gehoben werden kann, wo 
der Lehrling in den Gefellenftand übertritt. 

6) Es ift wünſchenswerth, daß die Berleihung der Preife in einer 
Form gejchehe, welche auch äußerlich erkennen läßt, wie der tüchtigen 
Ausbildung der Lehrlinge ein lebhaftes Intereſſe feitens der Staats: 
Regierung zugewendet wird, und melde zugleidy geeignet ift, die 
Meifter, wie die Lehrlinge zur Erreihung diefes Ziels anzufpornen. 
Das Polizei» Präfidium behält fih vor, an der Verleihung der 
Preife durch einen Vertreter Theil zu nehmen. 

7) Die Anträge auf Bewilligung des Staatszufhuffes aus dem bies- 
feitigen Bezirk müſſen fpäteftens am 1. September jeven Jahres bei 
dem Bolizei- Präfidium eingereicht werden, damit biefelben fpäteftens 
bis 1. Dftober jeden Jahres dem Herrn Minifter vorgelegt werben 
fönnen. Später eingehende Anträge fönnen nur noch berüdfichtigt 
werden, wenn die für Staatszuſchüſſe beftimmte Summe durch die 
auf die rechtzeitig eingehenden Anträge erfolgten Bewilligungen noch 
nicht erſchöpft if. 

Berlin, den 17. April 1880, 

Königliches Polizei- Präafidium. 
(gez.) von Madai. 


Ortsüblicher Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter in Berlin. 
Bekanntmachung vom 25. März 1884. 
Auf Grund des 8 8 des Neichögefeges, betreffend die Krankenverſicherung 
der Arbeiter, vom 15. Juni 1883 und der Beftimmung in Nr. 6 der zur Aus- 
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führung diefes Gefeges erlafjenen Anweifung vom 26. November 1883 (Ertra- 
Beilage zum 50. Stüd des Amtsblattes der Königlichen Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin), bringe ich hierdurch zur öffentlihen Kenntniß, daß 
ih für den Stabtfreis Berlin nad Anhörung des dortigen Magijtrats als 
Geldbetrag für den ortsüblihen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter feit- 
geſetzt babe: 

1) für erwachſene (d. h. mehr als 16 Jahre alte) männliche 


2 ERBEN ENGE BEI NE SEER TEE EEIUBEN 2,40 Matt, 
2) für erwachlene weiblihe Arbeiter ................ 150 =» 
3) für jugendliche (d. h. unter 16 Jahren ſtehende) männ- 

liche DE ee een 1,30 = 
4) für jugendliche weibliche Arbeiter ................ 1,0 = 


Der vorjtehend feftgeftellte ortsübliche Tagelohn bildet den Mafitab, 

nach welchem 

a. bei der Gemeinde-Srankenverfiherung ($ 4) das Krankengeld ($ 6) 
und die Berficherungs- Beiträge ($ 9), 

b. bei Ortskrankenkaſſen ($ 20 Nr. 3), Betriebs: (Fabrik: )Krankenkafjen 
(8 64), Bau-Krankenkaſſen ($ 72), Innungs » Krankenfaffen ($ 73) 
und Knappichaftsfaflen ($ 74) das Sterbegeld, 

c. bei den im Stadtkreife Berlin bomizilirten eingefchriebenen und 
fonftigen Hülfskaſſen ohne Beitrittszwang ($ 75), wenn deren Mit- 
gliever von der Gemeinde-Srankenverfiherung und von der Ber- 
pflihtung, einer nah Maßgabe der Borfchriften des Geſetzes er- 
richteten Krankenkaſſe mit Ausnahme der Knappſchaftskaſſe beizutreten, 
befreit fein follen, das Krankengeld zu gewähren ift. 

Potsdam, den 25. März 1884. 

Der Ober: Präfibent. 
(gez.) Staatsminifter Ahenbad. 
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Zweiter Abfchnitt. 


Dampjfeilel- Anlagen. 


— —— 


Bau-Konzeſſionirung, Aufſtellung und Prüfung von Dampfkeſſeln. 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 29. Mai 1871. 


Auf Grund der Beitimmung im $ 24 der Gewerbe-Ordnung für den 
Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869 hat der Bundesrath nachftehende 
Allgemeine polizeiliche Beſtimmungen über die Anlegung von Dampffeijeln 
erlaſſen. 

I. Bau der Dampffkeſſel. 
1. 

(Keijelwandungen.) Die vom feuer berührten Wandungen ber 
Dampffefiel, der Feuerröhren und der Siederöhren dürfen nicht aus Guß— 
eifen bergeftellt werden, jofern deren lichte Weite bei eylinderiſcher Geſtalt 
25 Centimeter, bei Kugelgeſtalt 30 Gentimeter überiteigt. Die Verwendung 
von Meffingbleh ift nur für Feuerröhren, deren lichte Weite 10 Gentimeter 
nicht überjteigt, gejtattet. 

82. 
(Der Abjak 1 ift erjegt durch die nachfolgende Beſtimmung der Be- 
fanntmadhung des Herrn Neichsfanzlers vom 18. Juli 1883): 


Die um oder durch einen Dampffejjel gehenden Feuerzüge 
müſſen an ihrer höchſten Stelle in einem Abjtand von mindejtens 
10 Gentimeter unter dem feitgefegten niedrigften Waſſerſpiegel des 
Kteijels liegen. Diefer Minimalabitand muß für Keſſel auf Fluß— 
und Pandfeefchiffen bei einem Neigungswinfel der Schiffsbreite 
gegen die Horizontal-Ehene von 4 Grad, für Keſſel auf Seeſchiffen 
bei einem Neigungswinfel von 8 Grad noch gewahrt fein. 
Diefe Beftimmungen finden feine Anwendung auf Dampfkejiel, welche 
aus Siederöhren von weniger ald 10 Gentimeter Weite bejtehen, fowie auf 
ſolche Feuerzüge, in welden ein Erglühen des mit dem Dampfraum in 
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Berührung ftehenden Theiles ver Wandungen nicht zu befürchten ift. Die 
Gefahr des Erglühens ift in der Negel als ausgeichloffen zu betrachten, 
wenn die vom Waſſer beſpülte Keilelfläche, weldhe von dem Feuer vor Er- 
reihung der vom Dampf beipielten Keſſelfläche beftrichen wird, bei natür— 
lihem Luftzug mindeftens zwanzigmal, bei künſtlichem Luftzug mindejtens 
vierzigmal jo groß ift, als die Fläche des Feuerroſtes. 


1. Ausrüſtung der Dampffkeſſel. 
88. 

(Speifung.) An jedem Dampffeifel muß ein Speifeventil ange— 
bradyt fein, welches bei Abftellung der Speifevorrihtung durd den Drud 
des Keſſelwaſſers geichloffen wird. 

84. 

Jeder Dampfkeſſel muß mit zwei zuverläſſigen Vorrichtungen zur Spei— 
ſung verſehen ſein, welche nicht von derſelben Betriebsvorrichtung abhängig 
ſind, und von denen jede für ſich im Stande iſt, dem Keſſel die zur 
Speiſung erforderliche Waſſermenge zuzuführen. Mehrere zu einem Be— 
triebe vereinigte Dampfkeſſel werden hierbei als ein Keſſel angeſehen. 

85. 

(Waſſerſtandszeiger.) Jeder Dampffejiel muß mit einem Wafler- 
ftandsglafe und mit einer zweiten geeigneten Vorrichtung zur Erkennung 
feines Waflerftandes verjehen fein. Jede dieſer Vorrichtungen muß eine 
gefonderte Verbindung mit dem Innern des Keſſels haben, e8 fei denn, daß 
die gemeinschaftliche Verbindung durch ein Rohr von mindeftens 60 Quadrat⸗ 
centimetern lichtem Querſchnitt hergeftellt ift. 


Ss 6. 

Werden Probirhähne zur Anwendung gebracht, jo ift der unterfte 
berjelben in der Ebene des feitgefetten niedrigften Waſſerſtandes anzubringen. 
Ale Probirhähne müſſen jo eingerichtet fein, daß man Behufs Entfernung 
von Keifelftein in gerader Richtung hindurchſtoßen kann. 

87 
ift erfeßt durch den folgenden & 7 der Belanntmahung des Herrn Reidh& 
fanzlerd vom 18. Iuli 1883: 

Der für ven Dampfkeffel feitgefette niedrigfte Waflerftand ift 
an dem Waſſerſtandsglaſe, jowie an der Keſſelwandung oder dem 
Keſſelmauerwerk durch eine in die Augen fallende Marke zu bes 
zeichnen. 

An der Außenwand jedes Dampffchiffskeifels ift die Page ver 
höchſten Fenerzüge nad der Richtung der Schiffsbreite in leicht 
erfennbarer, dauerhafter Weile kenntlich zu machen; ferner find an 
derfelben zwei Wafleritandsgläfer in einer zur Yängenridtung des 
Schiffes normalen Ebene, in gleicher Höhe, ſymmetriſch zur Keſſel— 
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mitte und möglichft weit von ihr nad) rechts und links abjtehend 
anzubringen. Durd das hierdurch bei Dampfſchiffskeſſeln geforderte 
zweite Wafferftandsglas wird die im $ 5 angeordnete zweite Bor» 
richtung zur Erkennung des Wafjerftandes nicht entbehrlich gemacht. 


88. 

(Sicherheitsventil.) Jeder Dampfkeſſel muß mit wenigjtens einem 
zuverläffigen Sicherheitsventil verfehen fein. Wenn mehrere Keſſel einen 
gemeinfamen Dampfſammler haben, von weldem ſie nicht einzeln abgejperrt 
werben fünnen, jo genügen für diefelben zwei Sicherheitsventile. Dampf: 
ſchiffs- Lokomobil- und Lokomotivkeſſel müſſen immer mindeftens zwei Sicher— 
heitsventile haben. Bei Dampfſchiffskeſſeln, mit Ausſchluß derjenigen auf 
Seeſchiffen, iſt dem einen Ventil eine ſolche Stellung zu geben, daß die vor— 
geſchriebene Belaſtung vom Verdeck aus mit Leichtigkeit unterſucht werden 
kann. Die Sicherheitsventile müſſen jederzeit gelüftet werden können. Sie 
find höchſtens fo zu belaſten, daß fie bei Eintritt der für den Keſſel feſt— 
gejegten Dampfipannung den Dampf entweichen laflen. 


Ss 9. 

(Manometer) An jedem Dampfkeſſel muß ein zuverläffiges Mano— 
meter angebracht fein, an welchen die feftgefegte höchſte Dampfipannung 
durch eine in die Augen fallende Marke zu bezeichnen it. An Dampf- 
ſchiffskeſſeln müſſen zwei dergleihen Manometer angebracht werden, von 
denen ſich das eine im Gefichtsfreife des Keſſelwärters, das andere, mit 
Ausnahme der Seejchiffe, auf dem Verdeck an einer für die Beobachtung 
bequemen Stelle befindet. Sind auf emem Dampfichiffe mehrere Keſſel 
vorhanden, deren Dampfräume mit einander in Verbindung ftehen, jo genügt 
es, wenn außer den an den einzelnen Keſſeln befindlichen Manometern auf 
dem Berded ein Manometer angebradt ift. 


s 10 
ift erſetzt durch den nadfolgenden 8 10 der Bekanntmachung des Herrn 
Reichskanzlers vom 18. Juli 1883: 

(Keffelmarte) An jedem Dampfkeſſel muß die feitgejette 
höchſte Dampfjpannung, der Name des Fabrikanten, die laufende 
Fabrifnummer umd das Jahr ver Anfertigung, bei Dampfichiifs- 
feifeln außerdem vie Mafziffer des feſtgeſetzten niedrigften Waſſer— 
ftandes auf eine leicht erkennbare und dauerhafte Weife ange» 
geben jein. 


HI, Brüfung der Dampfleiiel. 
8 ı1l. 
(Drudprobe) Jeder neu aufzuftellende Dampfkeſſel muß nad feiner 
legten Zufammenjegung vor der Einmauerung oder Ummantelung unter 
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Verſchluß ſämmtlicher Deffnungen mit Waflerdrud geprüft werden. Die 
Prüfung erfolgt bei Dampffeijeln, welche für eine Dampfipanmmg von 
nicht mehr als fünf Atmoſphären Ueberdrud beftimmt find, mit bem zwei— 
fahen Betrage des beabfichtigten Ueberdrucks, bei allen übrigen Dampf- 
fejfeln mit einem Drude, welcher den beabfichtigten Ueberdrud um fünf 
Atmofphären überfteigt. Unter Atmofphärendrud wird ein Drud von einem 
Kilogranım auf den Onadratcentimeter verftanden. Die Keſſelwandungen 
müſſen dem Probedruck widerſtehen, ohne eine bleibende Veränderung ihrer 
Form zu zeigen und ohne undicht zu werben. Sie find für umbicht zu 
eradhten, wenn das Waſſer bei dem höchſten Drude in anderer Form als 
der von Nebel oder feinen Perlen durd) die Fugen dringt. 


8 12. 

Wenn Danıpffeffel eine Ausbefjerung in der Keſſelfabrik er 
fahren haben, oder wenn fie Behufs der Ausbeflerung an der Betriebsftätte 
ganz bloß gelegt worden find, jo müſſen fie in gleicher Weije, wie neu aufs 
zuftellende Keſſel, der Prüfung mittelſt Waſſerdrucks unterworfen werben. 
Wenn bei Keſſeln mit innerem Feuerrohr ein ſolches Rohr und bei den nad 
Urt der Lokomotivkeſſel gebauten Keſſeln die Feuerbüchſe Behufs Aus— 
beſſerung oder Erneuerung herausgenommen, oder wenn bei cylindriſchen 
und Siedekeſſeln eine oder mehrere Platten nen eingezogen werden, fo iſt 
nach der Ausbejjerung oder Erneuerung ebenfalls die Prüfung mittelft 
MWaflerdruds vorzunehmen. Der völligen Bloßlegung des Keſſels bedarf es 
hier nicht. 

$ 13. 

(Prüfungs-Manometer.) Der bei der Prüfung ausgeübte Drud 
darf nur durch eim genügend hohes offenes Duedjilber- Manometer oder 
durch das von dem prüfenden Beamten geführte amtliche Manometer feft- 
geftellt werden. An jedem Dampfkeſſel muß fich eine Einrichtung befinden, 
welche dem prüfenden Beamten die Anbringung des amtlichen Manometers 
geitattet. 


IV. Aufitellung der Dampfkeſſel. 
8 14. 

(Aufftellungsort.) Dampffeijel, welche für mehr als vier Atmefphären 
Ueberbrud beitimmt find, und ſolche, bei welchen das Produft aus der 
fenerberührten Fläche in Quadratmetern und der Dampffpannung in 
Atmofphären Ueberdruck mehr als zwanzig beträgt, dürfen unter Räumen, 
in welchen Menſchen fih aufzuhalten pflegen, nicht aufgejtellt werben. 
Innerhalb folder Räume ift ihre Aufſtellung nur zuläſſig, wenn diefelben 
überwölbt oder mit fejter Balfendede verfehen find. An jedem Dampfkeſſel, 
welcher unter Räumen, in welden Menſchen ſich aufzuhalten pflegen, aufs 
geftellt wird, muß die Feuerung jo eingerichtet jein, daß die Einwirkung 
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des Feuers auf den Keſſel fofort gehemmt werden farm. Dampffeflel, 
melde aus Siederöhren von weniger als zehn Centimeter Weite beftehen 
und foldye, welche in Bergwerken unterirdifh oder in Schiffen aufgeftelt 
werden, unterliegen diefen Beftimmungen nicht. 


8 15. 
(Reffelmauerung.) Zwiſchen dem Mauerwerk, mweldes den Feuers 
raum und die Feuerzüge fejtftehender Dampffejiel einſchließt und den daſſelbe 
umgebenden Wänden muß ein Zwiſchenraum von mindeftens adıt Gentimetern 
verbleiben, welcher oben abgededt und an den Enden verjchloffen werden darf. 


V. Allgemeine Beitimmungen. 
$ 16. 

Wenn Dampffeilel- Anlagen, die fih zur Zeit bereits im Betriebe bes 
finden, den vorftehenden Beftimmungen aber nicht entiprecdhen, eine Ver— 
änderung der Betriebsftätte erfahren jollen, jo kann bei deren Genehmigung 
eine Abänderung in dem Bau der Keſſel nah Maßgabe der SS 1 und 2 
nicht gefordert werben. Dagegen finden im Uebrigen die voritchenden Bes 
ftimmungen auch für ſolche Fälle Anwendung. 


s 17. 
Die Gentralbehörvden der einzelnen Bundesftaaten find befugt, im 
einzelnen Fällen von der Beachtung der vorftehenden Beſtimmungen zu 


entbinden. 
S 18. 


Die vorftehenden Beftimmungen finden Feine Anwendung: 

1) auf Kochgefähe, im welchen mittelit Danıpfes, der einem anderweitigen 
Dampf» Entwidler entnommen ift, gekocht wird; 

2) auf Dampfüberhiger oder Behälter, in welchen Dampf, der einem 
anderweitigen Dampf-Entwidler entnommen it, durch Einwirkung 
von Feuer bejonders erhitt wird; 

3) auf Kochkeflel, in welden Dampf aus Waſſer durch Einwirkung von 
Neuer erzeugt wird, wofern diejelben mit der Atmofphäre durch ein 
unverjchließbares, in den Waſſerraum hinabreichendes Standrohr von 
nicht über fünf Meter Höhe und mindeitens acht Gentimeter Weite 
verbunden find. 

g 19. 

In Bezug auf die Keſſel in Eifenbahn-Pofomotiven bleiben auch ferner 
noch die Beftimmungen des Bahn Polizei-Neglements für Eifenbahnen vom 
3. Juni 1870 in Geltung. 

Berlin, ven 29. Mat 1871. 

Der Reichskanzler. 
In Bertregung: 
(gez.) Delbrüd. 
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Befanntmadhung vom 18. Juli 1883. 


Auf Grund der Vorschrift im 8 24 der Gewerbe-Orbnung für das 
Deutihe Reich hat ver Bımbesrath die nachſtehenden polizeilihen Be— 
ftimmungen erlaſſen: 

1) 8 2 Abfag 1, $ 7 und $ 10 der Bekanntmachung, betreffend all» 
gemeine polizeiliche Beftimmungen über die Anlegung von Dampf: 
feiieln, vom 29. Mai 1871 (Reichs-Geſetzblatt S. 122) werben durch 
nachftehende Beftimmungen erjegt: 

(Die neuen Beftimmungen find oben in die Bekanntmachung an gehöriger 
Stelle eingefchaltet worden.) 

2) Für Dampfſchiffskeſſel, weldye zur Zeit bereits fertig hergeftellt find, 
hat e& bei den bisherigen Vorjchriften dergeftalt ſein Bewenden, daß 
eine Abänderung folder Keſſel nah Maßgabe der vorftehenden Be— 
ſtimmungen nicht gefordert werben kann. 

3) Die für Dampffchiffsfeffel getroffenen Beftimmungen finden auf alle 
Dampffefiel, welche mit einem Schiffe dauernd verbunden find, An: 
wendung. 

Berlin, den 18. Juli 1883. 

Der Reichsfanzler. 
In Vertretung: 
(gez.) Ed. 


Belanntmahung des Polizei-Präfidiums vom 31. Auguſt 1871 
zu den vorſtehenden Borjchriften vom 29. Mai 1871. 


Durd die vorftehenden Beftimmungen treten die Borfchriften 
bes Regulativs, betreffend die Anlage von Dampffeffeln vom 31. Auguft 
1861 nebft den daſſelbe modifizirenden Nadtragsbeftimmungen und die 
anderweit über die Aufftelung feftitehender oder beweglicher Dampfkeſſel 
ergangenen Vorſchriften außer Anwendung. Auch die Polizei - Verordnung 
vom 18. November 1855 wird hierdurch aufgehoben, und für die Folge 
Nachſtehendes angeorpnet*): Geſuche um Genehmigung zur Erridtung 
oder Beränderug von Dampfkefjel-Anlagen find für den Gemeinde: 
bezirk von Berlin durch das betreffende Polizei-Nevier, für Charlottenburg 
durd das dortige PVolizei-Amt bei dem Bolizei- Präfidium anzubringen. 
Aus dem Geſuche muß der vollftändige Name, der Stand und die Wohnung 
des Unternehmers erfichtlich fein. Dem Geſuche find eine Bejchreibung und 
eine Zeichnung des Keſſels in einfachen Yinien, außerdem, wenn die Anlage 


*) Vergleiche die Verfügung der Herren Minifter für Handel und Gewerbe, fowie 
des Innern vom 19. Juli 1334, betreffend die Abänderung der Ausführungs-Anmweifung 
zur Gewerbe» Ordnung vom 21. Iumi 1869. (Siehe Anhang zur Gewerbe. Rolizei.) 
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eines feftftehenden Dampfkeſſels beabfichtigt wird, eine Sitwationszeihnung 
und ein Bauriß, ſämmtlich in 2 Eremplaren, beizufügen. In der Be- 
Ihreibung*) find die Dimenfionen des Keſſels, die Stärke und Gattung 
des Materials, die Art der Zufammenfegung, die Dimenfionen der Ventile 
und deren Belajtung, die Einrichtung der Speifevorrichtung und der Feuerung, 
fowie die Kraft und Art der Dampfmafchine anzugeben. Aus der Zeihnung*) 
muß die Größe der von euer berührten Fläche zu berechnen und bie 
Höhe des niedrigiten zuläffigen Waſſerſtandes über den Feuerzügen zu er 
jehen fein. Auf vie Einrichtung der Dampfmaschine braucht die Zeihnung 
ſich nicht zu erſtrecken. 

Die Sitwationgzeihnung hat die an den Ort der Aufftellung des Keſſels 
ftoßenden Grundftüde zu umfallen. Aus dem Bauriß muß ſich der Stand» 
punft der Machine und des Keſſels, der Standpunkt und die Höhe des 
Scornfteins, ſowie die Page der Feuer- und Rauchröhren gegen die benach— 
barten Grundſtücke deutlih ergeben; den Umftänden nad kann ein einfacher 
Grundriß und eine Yängenanficht oder ein Durchfchnitt genügen. Für bie 
Zeichnungen, welche auf dauerhaften Zeichenpapter oder auf Zeichenleinewand 
anzufertigen find, ift ein Maßſtab zu wählen, weldyer eine deutliche Ans 
ſchauung gewährt. Der Maßſtab iſt ftets auf die Zeichnungen einzutragen. 
Zeichnungen und Bejchreibungen find ſowohl von dem Unternehmer, als 
von dem Yabrifanten mit Unterfchrift zu verfehen. Soll mit dem Geſuch 
um ©enehmigung der Dampffejielanlage ein Antrag auf Banerlaubniß 
für die zugehörigen Baulichkeiten verbunden werden, jo müſſen die betreffenden 
Zeichnungen den Beltimmungen der Baus Ordnung entipreden und ber 
Antrag auf Bauerlaubnig, ohne weldhe die Ausführung der betreffenden 
Banlichfeiten unzuläffig wäre, ausdrüdlic ausgeiprocdhen werden. Zweck— 
mäßig iſt es, diefen Antrag von dem Geſuch um Genehmigung der Dampf- 
fejjel- Unlage ganz zu trennen. Bor Ertheilung der Genehmigungsurfunde 
ift die Ausführung der Dampffeffel-Anlage nicht gejtattet. Für 
die Ausführung it in Rückſicht der oben angegebenen allgemeinen polizei= 
lichen Borfehriften zu bemerken, daß die zuläffige Belaftung der Sicher— 
heitswentile nad der VBorfchrift des $ 8 Abjag 4 ver neuen Bejtimmungen 
nicht mehr im Voraus normirt werden, ſondern erft, wenn die Keſſel vor 
dem Beginn des Betriebes der vorfchriftsmäßigen Abnahme unterzogen 
werben, mit Hülfe des Kontrol-Manometers oder eines Quedjilber- 
röhren-Manometers nad Maßgabe der genehmigten Dampfipannung 
vegulirt, an dem Ventile marfirt und in der Genehmigungsurkunde vermerkt 
werden kann. Die mit der Abnahme und Revifion der Dampffejiel be— 
trauten Beamten find mit einem Kontrol- Manometer verjehen, deſſen fie 
fih bei allen denjenigen Unterfuhungen bevienen, bei denen bisher das 
Uuedjilberröhren- Manometer zur Anwendung gefommen if. Mit Hilfe 


*) Eiche Anmerkung auf Seite 361. 
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des Kontrol-Manometers wird daher nicht nur die Prüfung der an jedem 
Dampflejfel anzubringenten Manometer, jondern auch die Drudprobe neu 
gebauter oder ausgebejjerter Keſſel ausgeführt. 

Die Einrihtung diejer Manometer und des an dem Keſſel er- 
forderlihen Manometerftänders ift in dem 46er Jahrgang (1867) der Ver— 
bandlungen des Bereins zur Beförderung des Gewerbefleiges in Preußen 
bejchrieben und im Heft 37 der Deutſchen Reichsgeſetze (Verlag Fr. Kort- 
fampf, Berlin 1871) abgedrudt. An jedem neu aufzuflellenden Dampfkeſſel 
muß nad 8 13 der Beftimmungen ein Manometerftänder fich befinden, 
welder dem prüfenden Beamten die Anbringung des Kontrol- Manometers 
geftattet. Im Uebrigen wird durch die Einführung des Kontrol- Manometers 
die Anwendung der Quedfilberröhren- Manometer nicht unzuläffig. Es bleibt 
auch fernerhin geftattet, ſich der letteren bei den Unterfuchungen ver Keſſel, 
insbejondere bei der Wafjerdrudprobe und der Prüfung der an den Keſſeln 
angebrachten Manometer zu bedienen. 

Bon der Beobachtung der im 8 13 Abſatz 2 der obigen Beftimmungen 
getroffenen Anordnung wird aber fein Unternehmer durch den Befig eines 
Uuedjilber- Manometers entbunden. Für die beſtehenden Anlagen ift, fo 
lange eine Abänderung ihrer fonzeffionirten Einrichtung nicht beantragt 
wird, die gedachte Borfchrift ebenfowenig wie der übrige Inhalt der Be 
ſtimmungen maßgebend, fo daß die Beſitzer zur Haltung eines Duedfilber- 
röhren- Manometers nad wie vor verpflichtet bleiben. Das Polizei: 
Präſidium behält ſich vor, diejenigen Keffelbefiger, welde ihre Keſſel nad» 
täglich mit einer zur Anbringung des Kontrol-Manometers geeigneten 
Einrichtung verfehen laffen, von der Haltung eines Quedfilberröhren- 
Manometers zu entbinden. Für die im 8 18 bezeichneten, als Dampfkeſſel 
im gejeglihen Sinne nit zu betrachtenden Kejiel-Konftruftionen ift eine 
Genehmigung als Dampfkejjel- Anlage nicht erforderlich, fondern nur eine 
Bau» Erlaubniß für die mit denfelben verbundene Yeueruags = Anlage. 
Jeder Dampffeffel muß vor dem Beginn des Betriebes einer 
doppelten Unterfuhung unterzogen werden, in welder feitzuftellen 
it, daß die Ausführung den Bedingungen der ertheilten Genehmigung ent- 
ipricht. Die Unterfuhung des Keſſels in Betreff der vorjchriftsmäßigen 
Konftruftion muß vor deſſen Aufjtellung erfolgen und kann in der Fabrik, 
wo berjelbe verfertigt if, oder an dem Drte gejcheben, wo er aufgeftellt 
werden fol. Zur Ausführung derfelben ift jeder Königlihe Baubeamte 
und Bergrevierbeamte, ſowie jeder Königliche Eiſenbahn-Maſchinenmeiſter 
befugt. 

Die mit diefer Unterfuhung zu verbindende Prüfung des Dampf— 
fejjels mittelft Waſſerdruckes erfolgt nach $ 11 bis 13 der Allge— 
meinen polizeilichen Beftimmungen. Die zweite Unterfuhung (Ab- 
nahme) wird nad der Aufftellung des Dampffejjels vorgenommen. Die 
Ausführung diefer Unterfuhung liegt, ſoweit nicht befondere Beamte dafür 
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berufen find, dem für ben Drt der Anlage zuftändigen Baubeamten ob. 
Diefelbe hat fpäteftens 3 Tage nad Empfang der Anzeige zu erfolgen, 
daß die Dampffeffel- Anlage zur Unterfuhung fertig und bereit geftellt ift. 
Die Beiheinigung über die erſte Unterfuhung ift dem Beamten hierbei vor- 
zulegen, und über den Ausfall der zweiten Unterfuchung ift von demfelben 
binnen 3 Tagen eine fchriftliche Bejcheinigung an den Unternehmer zu er 
theilen, mit welcher die Erlaubniß, den Keſſel in Betrieb zu nehmen, ver: 
bunden ift. Für jede Unterfuhung bat der Befiter des Keſſels eine 
Gebühr von drei Thalern, und wenn die Unterfuhung außerhalb des 
Wohnortee des Beamten erfolgt, die demfelben zufommenden Keifefoften zu 
entrichten. Zur Verhütung eines Brand: Unglüds vurd Pofomobilen 
ift der Unternehmer verpflichtet, geeignete Vorrichtungen anzubringen, um 
dem Berwehen glühender Stohlentheile vorzubeugen. Zu dem Ende em— 
pfehlen fich, ähnlich wie bei den Lokomotiven, die verſchließbaren Ajchfäften. 
Im Fall begründeter Beihwerde der Nachbarn über Naucdbeläftigungen 
müfjen auf Erfordern des Polizei» Bräfivii ſolche Anordnungen getroffen 
werden, durch weldye dergleichen Beläftigungen ficher vermieden werben. 
Die Erlaubniß zur zeitweifen Aufftellung und zum Gebraud 
der Lokomobilen an einem beftimmten Orte ertheilt, nachdem die vor« 
fchriftsmäßige Unterfuhung (Abnahme) erfolgt ift, im Gemeindebezirk von 
Berlin der Polizei- Hauptmann des Bezirks, in weldem die Aufitellung 
zum Gebrauch erfolgen joll, im Charlottenburger Polizeibezirt das Polizei— 
Amt dafelbft. Die beftehenden Vorſchriften, durch melde die im 
Betriebe befindlichen Dampffefiel einer regelmäßigen Reviſion unter: 
worfen find, behalten auch ferner ihre Gültigkeit. 
Berlin, den 31. Auguft 1871. 
Königliches Polizei = Präfidtum. 
(gez.) von Wurmb. 


Befanntmahung vom 29, Februar 1884. 

Mit Bezug auf die im hiefigen Intelligenz« Blatt vom 24. September 
1871 (Mr. 223 8. Beilage) abgeprudte dieſſeitige Bekanntmachung vom 
31. Auguſt 1871 wird das Publikum darauf aufmerffam gemadıt, daß, wenn 
ein beweglidher Dampffefjel (Lofomobile) an einem beftimmten Orte 
zur Benugung aufgeftellt und in Betrieb genommen werben fol, hierzu 
— abgejehen von der Konzeffionirung und Unterfuhung des Keſſels — noch 
eine ortspolizeilihe Erlaubniß erforderlich ift, welde bei dem zuftändigen 
Polizeibezirks- Hauptmann nachgeſucht werden muß. 

Berlin, den 29. Februar 1884, 

Königlihes Polizei - Präfidium. 
In Vertretung: 
(ge3.) Friedheim. 
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Nenfonzeifionirung alter Dampffkeſſel. 


Befanntmahung vom 10. Februar 1885. 


Um ben in neuerer Zeit mehrfady hervorgetretenen Migbräucen beim 
Berfauf und bei der Wiederanlegung von alten Dampffeffeln 
entgegenzuwirken, erfcheint es erforderlich, bei Neufonzeffionirung aller bereits 
anderweit in Betrieb gewefener fogenannter alter Keſſel thunlichſt voll— 
ftändigen Nachweis über folgende Punkte zu verlangen: über den Erbauer 
des Keſſels, über die früheren Betriebsftätten deſſelben, ferner über die Zeit, 
während welcher der Keſſel iiberhaupt ſchon betrieben worden, fowie über 
die Gründe, welche f. 3. zur Ausrangirung deſſelben geführt haben. 

Es wird jedoch eine ſolche Auskunft in der Negel nicht als ausreichend 
erachtet, vielmehr fortan darauf gehalten werden, daß außerdem bei ver 
wiederholten Konftruftions = Prüfung des Keſſels (Nr. 6 der allgemeinen Ans 
weifung zur Ausführung der Gewerbe: DOrbnumg vom 4. September 1869) 
eine innere Unterfuhung mit genauer Ermittelung der Beſchaffenheit des 
verwendeten Materials und der in dem einzelnen Keifeltheilen vorhandenen 
Blechſtärken (durch Anbohren oder vergl.) vorgenommen werde. Exit auf 
Grund diefer Ermittelung it die höchſte Dampfipannung feitzufegen und 
nad Maßgabe der 88 11 und 12 der allgemeinen polizeilichen Beitimmungen 
über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 29. Mai 1871 die vorgejchriebene 
Waſſerdruchprobe mit bejonderer Sorgfalt auszuführen. 

Bei denjenigen alt angefauften Dampffefleln, deren frühere Dampf: 
ſpannung und Herkunft überhaupt nicht nachgewiejen werden fann, darf bie 
Miederkonzeffionirung nur ansnahmsweiſe auf Grund einer nach obiger Aus 
leitung bejonders forgfältig ausgeführten Unterfuhung der gefammten Des 
ichaffenheit des Keſſels und überdies nur dann erfolgen, wenn der Antrage 
fteller jelbft die Aufftelung und Benutzung des Keſſels beabfichtigt und bie 
Erlaubniß hierzu unter Einveihung der erforderlichen Vorlagen bei ver 
zujtändigen Behörde nachſucht. 

Berlin, den 10. Februar 1885. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Bekanntmachung vom 31. Oktober 1886. 


Es find Zweifel darüber entſtanden, in wie weit die in der Bekannt— 
mahung vom 10. Februar v. J. betreffend die Neufonzeffionirung alter, 
bereits auderweit gebrauchter Dampfkeifel gegebene Anweifung aud auf die- 
jenigen Keſſel, welche nur Theile alter Keſſel enthalten, alfo vor dem Wieder: 
gebrauch unter Hinzufügung neuen Materials einen Umbau erfahren haben, 
Anwendung finden fol. 
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Zur Befeitigung diefer Zweifel hat der Herr Minifter für Handel und 
Gewerbe daher beftimmt, daß jene Anweifung fortan auch auf die theilweife 
alten Keſſel auszudehnen ift. 

Berlin, den 31. Oftober 1886. 

Königliches Polizei - Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Dampffefjel:Revifionen. 
Verordnung vom 24. Juni 1872. 

Auf Grund der Vorſchrift im 8 3 des Geſetzes vom 3. Mai 1872, 

den Betrieb der Dampfkeſſel betreffend, wird Nachfolgendes verorbnet: 
J. 

Ein jeder im Betriebe befindliche Dampfkeſſel ſoll von Zeit zu Zeit 
einer techniſchen Unterſuchung unterliegen. 

Es bleibt vorbehalten, Ausnahmen hiervon nachzulaſſen, inſoweit dies 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit unbedenklich erſcheint. 

2. 

Die techniſche Unterſuchung hat zum Zweck, den Zuſtand der Keſſel— 
Anlage überhaupt, deren Uebereinftimmung mit dem Inhalt der Ge— 
nehmigungs-Urfunde und bie beftimmungsmäßige Benutung der bei Ge— 
nehmigung der Anlage oder allgemein vorgefchriebenen Sicherheits-Bor- 
richtungen fejtzuftellen. R 

Die Unterfuhung erfolgt binfichtlid der Dampfkeſſel auf Bergmwerfen, 
Aufbereitungs- Anftalten und Salinen, auf welde die Vorſchriften des All- 
gemeinen Berggefeges vom 24. Yuni 1865 Anwendung finden, durch bie 
Bergrevier- Beamten, im Uebrigen durch die von der zuftändigen Staats— 
behörde dazu berufenen Sadverftändigen. 

Namen und Wohnort derfelben wird, umter Bezeichnung des Bezirks, 
auf weldhen ihr Auftrag ſich erftredt, durch das Amtsblatt befannt gemacht. 

Bewegliche Dampfkeſſel gehören zu demjenigen Bezirke, in welchem ihr 
Befiger oder deſſen Vertreter wohnt, Dampfſchiffskeſſel zu demjenigen, in 
weldhem die Schiffe überwintern, oder falls dies außerhalb Landes geſchieht, 
zu demjenigen, in welchem ihr Haupt-Anlegeplag ſich befindet. 

4. 

Dampffefjel, deren Befiger Bereinen angehören, welde 
eine regelmäßige und forgfältige Ueberwachung der Keffel vornehmen laſſen, 
Können mit Genehmigung des Minifters für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten von der amtlichen Revifion befreit werben. 

Es bebarf einer öffentlihen Belanntmahung durch das Amtsblatt, 
wenn einem Vereine eine ſolche Bergünftigung gewährt oder dieſelbe wieder‘ 
entzogen worben ift. 
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Ausnahmsweije kann aud einzelnen Dampfteflelbefigern, melde für 
eine regelmäßige Ueberwachung ihrer Dampfkeſſel entiprehende Einrichtungen 
getroffen haben, die gleiche Vergünftigung zu Theil werben. 

Nach den Beftimmungen des Herm Minifters für Handel und Ge- 
mwerbe vom 31. Mai 1875 bezw. vom 29. Dezember 1880 bleiben Dampf- 
teffel, deren Beſitzer dem Märkiſchen Verein zur Prüfung und Ueberwachung 
von Dampftefieln in Frankfurt a. D. bezw. dem Dampftefiel- Revifions- 
Verein „Berlin“ als ordentliche Mitglieder angehören, von der periodifchen 
amtlihen Unterfuchung befreit. 


5. 

Die vorgedadhten Vereine haben den Königlichen Regierungen (resp. 
Landdrofteien, Ober-Bergämtern, in Berlin dem Königlichen Polizei-Präfipium) 
ein Berzeichniß der dem Verein angehörenden Keffelbefiger unter Angabe 
der Anzahl der von denfelben in dem Bezirke betriebenen Keflel, ſowie eine 
Ueberfiht aller in dem Laufe des Jahres ausgeführten -Unterfuchungen, 
weldye zugleich deren Art und Ergebniß erfehen läßt, am Jahresſchluß eins 
zureichen. 

Sie haben ferner von jeder Aufnahme eines Ktefjels in den Verband 
und von jedem Ausfcheiden aus demfelben dem zur amtlichen Unterfuchung 
der Dampffeffel in dem betreffenden Bezirke berufenen Sacverftändigen 
unverzüglich Nachricht zu geben. 

Die veröffentlichten Jahresberichte find regelmäßig dem Minifterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorzulegen. 

Die Vorſchriften im eriten Abſatze finden auch auf einzelne von der 
amtlichen Aufficht befreite Kefjelbefiger (4) Anwendung. 


6. 

Die amtlihe Unterfuhung der Dampfkeſſel ift eine äußere und eine 
immere. Jene findet alle zwei Jahre, diefe alle ſechs Jahre ftatt und ift 
dann mit jener zu verbinden. 

Te . 

Die äußere Unterfuhung befteht vornehmlich in einer Prüfung 
der ganzen Betriebsweife des Keſſels, eine Unterbredung des Betriebes 
darf dabei nur verlangt werben, wenn Anzeichen gefahrbringender Mängel, 
deren Dajein und Umfang anders nicht feftgeftellt werden fann, ſich er- 
geben haben. m 

Die Unterfuhung ift vornehmlich zu richten: 

auf die Vorrichtungen zum regelmäßigen Speifen des Keſſels; 

auf die Ausführung und den Zuftand der Mittel, ven Normal: 
Waſſerſtand im dem Keſſel zu allen Zeiten mit Sicherheit beur- 
theilen zu fönnen; 

auf die Vorrichtungen, welche gejtatten, den etwaigen Niederjchlag 
an ben Kejjelmandungen zu entdeden und den Keſſel zu reinigen; 
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auf die Vorrichtungen zum Erkennen der Spannung ber Dämpfe int 
Keſſel; 
auf die Ausführung und den Zuſtand der Mittel, den Dämpfen 
einen freien Abzug zu geſtatten, wenn die Normal-Spannung 
überſchritten wird; 
auf die Ausführung und den Zuſtand der Feuerungs-Anlage ſelbſt, 
die Mittel zur Regelung und Abjperrung des Zutritts der atmo— 
Iphärifchen Luft und zur thunlichit ſchnellen Bejeitigung des Feuers. 
Auch iſt zu prüfen, ob der Kefjelmärter die zur Sicherheit des Be— 
triebes erforderlichen Vorrichtungen fennt und anzuwenden verfteht. 


8. 

Die innere Unterfuhung eritredt fid) auf den Zuftand der Keſſel— 
Anlage überhaupt; fie umfaßt aud die Prüfung der Widerftandsfähigfeit 
der Keſſelwände und des Zuftandes des Keſſel-Innern. 

Sie iſt ſtets mit einer Probe duch Wafferdrud nah $ 11 der all 
gemeinen Bejtimmungen für die Anlage von Dampffefjeln vom 29. Mai 1871 
zu verbinden. Behufs ihrer Ausführung muß der Betrieb des Keſſels ein— 
gejtellt werben. 

Die Unterfuhung ijt vornehmlid zu richten: 

auf die Beichaffenheit der Keffelmandungen, Nieten und Anfer im 
Aeußeren wie im Innern des Keſſels, jowie der Heiz- und Rauch— 
rohre und der VBerbindungsftügen, wobei zu ermitteln iſt, ob die 
Dauerhaftigfeit viefer Theile durd den Gebrauch gefährvet iſt, 
und die nad) Art der Lokomotiv-Feuerröhren eingefegten Röhren 
nöthigenfalls herauszuziehen find; 

auf das Borhandenfein und die Natur des Keſſelſteins; 

auf den Zuftand der MWaljerzuleitungsröhren und der Reinigungs— 
Deffnungen; 

auf den Zuftand der Epeife- und Dampf-Bentile; 

auf den Zuftand der Verbindungsröhren zwijchen Keſſel und Mano— 
meter resp. Wafjerftandzeiger, jowie der übrigen Sicherheits« 
Borrihtungen; 

auf den Zuftand des Koftes, der Teuerbrüde außerhalb wie inner: 
halb des Keſſels. 

Die Ummauerung oder Ummantelung des legteren muß, wenn bie 
Unterfuchung fi durd Befahrung der Züge oder auf andere einfache Weife 
nicht zur Genüge bewirken läßt, an einzelnen zu unterfuchenden Stellen oder, 
wenn es ſich als nothwendig herausjtellt, gänzlich befeitigt werben. 


9. 
Werden bei einer Unterfuchung erhebliche Unregelmäßigfeiten in dem 
Betriebe ermittelt, jo Faun nad Ermeſſen des Beamten in dem folgenven 
Dahre die äußere Unterfuchung wiederholt werben. 
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Hat eine Unterfuhung Mängel ergeben, welche Gefahr herbeiführen 
Können, und wird dieſen nicht fofort abgeholfen, jo muß nad Ablauf der 
zur Herftelung des vorfhriftsmäßigen Zuftandes erforderlihen Friſt die 
Unterfuhung von Neuem vorgenommen werben. 

Befindet fid) der Kefjel bei der Unterfuchung in einem Zuſtande, welder 
eine unmittelbare Gefahr einjchließt, jo ift die Fortiegung des Betriebes 
bis zur Befeitigung der Gefahr zu unterfagen. Bor der Wiederaufnahme 
des Betriebes ift in dieſem alle Die ganze Unterſuchung zu wiederholen 
und der vorfchriftsmäßige Zuftand der Anlage feitzuftellen. 


10. 

Die äußere Unterfuhung erfolgt ohne vorherige Benachrichtigung des 
Kejielbefigers. 

Bon der bevorftehenden inneren Unterfuhung ift der Beſitzer mindeftens 
vier Wochen vorher zu unterrichten, über die Wahl des Zeitpunftes für 
diefe Unterfuhung fol der Sadverftändige fih mit dem Befiger zu ver- 
jtändigen juchen, um den Betrieb der Anlage jo wenig wie möglich zu 
beeinträchtigen. 

Beweglihe Dampfkeſſel find von den Befiern oder deren Vertretern 
im Paufe des Nevifionsjahres nad) ergangener Aufforderung an einem be— 
liebigen Orte innerhalb des Reviſionsbezirks für die Unterfuchung bereit 
zu jtellen. 

Durdy die Unterfuchung der Dampfſchiffskeſſel dürfen die Fahrten der 
Schiffe nicht geitört werden. Die innere Unterfuhung von Dampfſchiffs— 
feffeln ift vor dem Beyimm der Fahrten des betreffenden Jahres zu be— 
wirfen. 

Hals ein Keflelbefiger der Anforderung des zur Unterfuchung berufenen 
Beamten, den Keſſel für die Unterfuchung bereit zu ftellen, nicht entſpricht, 
fo ift auf Antrag des Beamten der Betrieb des Keſſels bis auf Weiteres 
polizeilich ftill zu legen. 

Die zur Ausführung der Unterfuhung erforderliche Arbeitshülfe hat ver 
Befiger des Kefjeld dem Beamten auf Berlangen unentgeltlih zur Ver— 
fügung zu jtellen. 

13; 

Für jeden Kejjel hat der Kefjelbefiger ein Reviſionsbuch zu halten, 
welches bei dem Keſſel aufzubewahren ijt. 

Dem Buche ift die nach Maßgabe ver Nr. 6 der Anmweifung zur Aus— 
führung der Gewerbe» Ordnung vom 21. Juni 1869 oder der früheren ent— 
ſprechenden Beſtimmungen ertheilte Abnahme: Bejhyeinigung anzuhängen. 

Der Befund der Unterfuchung wird in das Reviſionsbuch eingetragen. 
Abſchrift des Vermerkes überjender der Sachverſtändige der Polizeibehörbe 
des Ortes, an welchem der Keſſel fich befindet. Dieje hat für die Abſtellung 
der feitgejtellten Mängel und Unregelmäßigfeiten Sorge zu tragen. 

24 
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12. 

Der Sadywerftändige überreiht am Jahresſchluß der Königlichen Re— 
gierung (Tandproftei) des Bezirks, in Berlin dem Königlihen Polizei-Prä- 
fipium, eine Nachweiſung der von ihm im Laufe des Jahres unterfuchten 
Dampftejiel, welche den Namen des Ortes, an welchem der Keſſel ſich be— 
findet, den Namen des Kefjelbefigers, die Beftimmung des Keſſels, den Tag 
der Kevifion und in kurzen Worten den Befund derfelben erjehen läßt. 

13. 

Für die äußere Unterfuchung eines jeden Dampfkeſſels ift eine Gebühr 
von 5 Thalern zu entrichten. Gehören mehrere Dampffeffel zu einer gewerb: 
lihen Anlage, fo ijt nur für die Unterfuchung des erjten Keſſels ver volle Sag, 
für die jedes folgenden aber die Hälfte zu entrichten, wenn die Unterfuhung 
innerhalb deſſelben Jahres erfolgt. Letteres hat zu gefchehen, fofern er« 
beblihe Anftände nicht obwalten. 

Iſt die Unterfuhung zugleih eine innere, fo beträgt die Gebühr in 
allen Fällen zehn Thaler für jeden Keſſel. 

14. 

Bei denjenigen außerordentlihen Unterfuhungen (9), welche außerhalb 
des Wohnortes des Sadverjtändigen erfolgen, bat diefer auch auf vie be— 
ftimmungsmäßigen Tagegelver und Reiſekoſten Anſpruch. 

15. 

Gebühren und Koften (13, 14) werden bei der Polizeibehörde des Orts, 
wo bie Unterſuchung erfolgt iſt, liquidirt, durch —* feſtgeſetzt und von dem 
Keſſelbeſitzer eingezogen. 

Berlin, den 24. Juni 1872. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) von Itzenplitz. 


Bekanntmachung vom 8. Oktober 1873. 

Nachdem ſich ergeben hat, daß die in der Anweiſung zur Ausführung 
der Gewerbe-Ordnung unter Nr. 6 alinea 5 für die erſte auf Grund des 
8 24 alinea 4 der Gewerbe-Ordnung ftattfindende Unterfuhung neu auf- 
geftellter Dampfkeſſel feitgefegte Gebühr mit Rüdfiht auf die feit ihrer 
eriten Feititellung eingetretene Steigerung aller Preife und auf die durch 
das Regulativ vom 24. Juni 1872 herbeigeführte Erhöhung der Gebühren 
für die periodiſche Reviſion der Dampfkeffel gleichfalls einer Erhöhung 
bedarf, jo beftimme ich hiermit, daß diefe Gebühr in Zufunft fünf Thaler 
betragen joll. 

Berlin, den 8. Oktober 1873. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) Dr. Achenbach. 





Dritter Abſchnitt. 
Gewerbliche Arbeiter und Lehrlinge. 


A. Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern, 
Arbeitsbücer und Arbeitskarten. 


Befanntmahung vom 27. Dezember 1878. 


Auf Anoronung des Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und öffent: 

liche Arbeiten werden nachfolgend: 

a. die Anmweifung für die Ortspolizei-Behörden, betreffend die Aus- 
führung der Beftimmungen der Gewerbe-Ordnung über die Arbeits- 
bücher und die Beihäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeiter in den Fabriken, fowie 

b. ein Auszug aus den Beltimmungen über die Befhäftigung jugend» 
liher Arbeiter in der nah Maßgabe des $ 138, Abſatz 3 der Ge- 
werbe- Ordnung feftgejegten Faſſung 

zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, ven 27. Dezember 1878. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


a. Anweifung für die Ortspolizeis Behörden, 
betreffend die Ausführung der Vorfchriften der Gewerbes 
Ordnung über die Arbeitöbücher und die Befchäftigung der 

Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter in Fabrifen zc, 


A. Urbeitsbüder. 
I. Eines Arbeitsbuches bedürfen die aus der Volksſchule (vd. h. den 
gewöhnlichen Werktagsfchulen, mit Ausnahme der Yortbildungs- und ähn- 
lihen Schulen) entlaffenen gewerblichen Arbeiter unter 21 Jahren ohne 


Unterſchied des Geſchlechts. 
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Ob die Arbeiter ausprüdlih als „Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge oder 
Tabrif- Arbeiter” angenommen find, oder nur thatfächlic als joldye beſchäftigt 
werden, ob fie von Handwerkern oder von größeren Gewerbe-Unternehmern 
angenommen find, ob fie in deren Behaufung, ob fie in Werkſtuben, Werk— 
ftätten, in Fabriken, im Freien, imsbejondere aud auf Bauplägen und bei 
Bauten arbeiten, ift unerheblich. 

Die Arbeiter in Hüttenwerken, in Bauhöfen und Werften gehören zu 
den gewerblichen Arbeitern und find demnach zur Führung eines Arbeits- 
buches verpflichtet. 

II. Bon der Verpflichtung zur Führung eines Arbeitsbuches find aus— 
drüdlich entbunden: 

1) Arbeiter unter 14 Jahren, welde nad Beltimmung des Geſetzes 

eine Arbeitsfarte zu führen haben; 

2) Gehülfen und Lehrlinge in Apothefen und Handelsgejchäften. 

III. Zu den gewerblichen Arbeitern im Sime des Geſetzes find unter 
Anderen nicht zu rechnen und zur Führung eines Arbeitsbuches nicht 
verpflichtet: 

1) Kinder, welde bei ihren Eltern und für diefe, und zwar nicht auf 
Grund eines Arbeits- Vertrages mit gewerblichen Arbeiten be— 
ſchäftigt find; 

2) Perfonen, welche im Gefinde- Berhältniffe jtehen; 

3) die mit gewöhnlicyen, auch außerhalb des Gewerbes vorkommenden 
Arbeiten befchäftigten Tagelöhner und Handarbeiter; 

4) Verfonen, die in der Stellung von Angeftellten (Geichäftsführer, 
Buchführer, Werkmeiſter und dergleichen) m gewerblichen Betrieben 
beichäftigt werben. 

IV. Berfonen, welche nah der Auffafjung der Behörde vermöge der 

Art ihrer Beihäftigung eines Arbeitsbuches nicht bedürfen, ift die Aus: 
ftellung eines folchen, wenn fie von ihnen beantragt wird, nicht zu vers 
weigern. 

V. Die Arbeitsbücher müſſen nad Format, Papier und Drud der von 
dem Herrn Reichskanzler feitgeftellten, aus der Anlage erhellenden Ein— 
richtung entiprechen und insbejondere für die Eintragungen der Arbeitgeber 
mindeftens die in der Anlage gewählte Seitenzahl enthalten. Arbeitsbücher 
mit größerer Seitenzahl find zuläffig, doch müſſen die Angaben der Seiten« 
zahl, jowie die Vordrude für die Eintragungen und deren Nummerirung 
bis zur legten Seite fortlaufen. 

VI. Ueber die ausgeftellten Arbeitsbücher ift nad dem anliegenden 
Formular A. ein für jedes Kalenderjahr abſchließendes Verzeichniß zu führen. 

VI. Die Ortspolizeibehörde hat Arbeitsbücher nur für ſolche Arbeiter 
auszuftellen, welde im Bezirk ihren legten dauernden Aufenthalt gehabt 
haben ($ 108) und glaubhaft machen, daß für fie bis dahin ein Arbeitsbuch 
noch nicht ausgeftellt ift, oder daß das für fie ausgeftellte Arbeitsbuch voll: 
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ftändig ausgefüllt, oder unbrauchbar geworben, oder verloren gegangen, oder 
vernichtet iſt. (SS 109, 112.) 

VII. Wird der Antrag auf Ausftellung eines Arbeitsbuhes nicht 
von dem Vater oder Vormunde gejtellt, jo it der Nachweis zu forbern, 
daß der Bater oder Vormund dem Antrage zuftimmt, oder in den Fällen, 
wo die Erflärung des Vaters nicht bejchafft werben fann, daß die Gemeinde— 
behörde desjenigen Ortes, wo der Arbeiter feinen legten dauernden Aufenthalt 
gehabt hat, die Zuftimmung des Vaters ergänzt hat. ($ 108.) 

Der Nachweis ift durch Beibringung einer mündlichen oder fchriftlichen 
Erflärung des Vaters oder Vormundes, beziehungsweife durch eine ſchrift- 
lihe Beſcheinigung der Gemeindebehörde zu erbringen. 

IX. Someit nicht anderweit feititeht, daß der Arbeiter zum Beſuch 
der Volksſchule nicht mehr verpflichtet it, ift Darüber eine Beicheinigung 
des Schul-Inſpektors desjenigen Ortes zu erfordern, wo der Arbeiter aus 
der Volksſchule entlaſſen ift. 

X. Sofern Jahr, Tag und Ort der Geburt des Arbeiters nicht ander 
weit fetitehen, ijt die Berbringung einer Geburtsurfunde (Geburts-, Tauf- 
Sceines) zu fordern. 

XI. Die Ausftellung des Arbeitsbuches erfolgt durch Ausfüllung der 
beiden erjten Seiten des Formulars nad) dem anliegenden Mufter. Die 
Nummer des Arbeitsbuches muß mit der laufenden Nummer des Verzeich— 
nijjes der Arbeitsbücher (VI.) übereinftimmen. 

Die Aushändigung des Arbeitsbudhes darf erft erfolgen, wenn ſämmt⸗ 
lihe Kolonnen des Berzeichniffes der Arbeitsbücher ausgefüllt find. 

XII. Wird die Austellung eines neuen Arbeitsbuches an Stelle eines 
früheren beantragt, jo ift feitzuftellen, von welder Behörde und in welchem 
Jahre das legte ausgeftellt war, ſowie, ob daſſelbe vollftändig ausgefüllt, 
oder unbrauchbar geworden, oder verloren gegangen, oder vernichtet ift. 

Das Ergebniß dieſer Feſtſtellung ift in das Arbeitsbuh S. 2 unten 
und in Das Verzeichniß der Arbeitsbiücher, Kolonne „Bemerkungen“, ein— 
zutragen. ($ 109, Abſatz 1.) 

Iſt das frühere Arbeitsbuh vollftändig ausgefüllt oder unbrauchbar 
geworben, jo iſt daſſelbe auf der fetten Seite durch amtlichen Vermerk zu 
fchließen. ($ 109, Abſatz 1.) 

Die Ausftellung des neuen Arbeitsbuches it der Bebörde, welde das 
frühere Arbeitsbuch ausgeftellt hat, unter Angabe des Yahres der Aus- 
ftellung anzırzeigen und von diefer in ihrem Verzeichniffe der Arbeitsbücher 
unter der Rubrik „Bemerkungen“ zu vermerfen. Die Ausftellung eines 
neuen Arbeitsbuches kann auch dann nicht verweigert werden, wenn das 
frühere Arbeitsbuch von dem Inhaber abfichtlih unbrauhbar gemacht oder 
vernichtet it. Im diefem Falle iſt aber die Beftrafung des Arbeiters nad 
Maßgabe des $ 150 Nr. 3 der Gewerbe-Ordnung herbeizuführen. 
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XII. Die Austellung der Arbeitsbücher hat koſten- und ſtempelfrei 
zu erfolgen. Nur für die Ausftelung eines neuen Arbeitsbuches an Stelle 
eines unbrauchbar gewordenen, verloren gegangenen oder vernichteten kann 
eine Gebühr bis zum Betrage von 50 Pfennigen erhoben werben. ($ 109, 
Abſatz 2.) 

XIV. Die Ortspolizei-Behörden haben ſich jofort mit einer hinreidhen- 
den Anzahl von Formularen zu Arbeitsbüchern zu verfehen und ſolche fort 
laufend vorräthig zu halten. 

Für den erftimaligen Bedarf an Formularen fommt in Betradt, daR 
vom 1. Januar 1879 an ſämmtliche gewerbliche Arbeiter unter 21 Jahren, 
und zwar auch diejenigen, welde ſchon vorher in Arbeit gejtanden haben, 
im Befit eines Arbeitsbuches fein müflen, worauf Arbeiter, wie Arbeits 
geber durch mehrfache Bekanntmachungen unter Hinweis auf die Straf— 
bejtimmung des $ 150 ad 1 der Gewerbe-Ordnung aufmerkſam zu madhen 
find. Sollten die Ortspolizeis Behörden einen für Die erften Anforderungen 
genügenden Borrath von Formularen nicht zeitig genug beidaffen fünnen, 
fo find zunächſt diejenigen Arbeiter, welche eine neue Beſchäftigung anzutreten 
beabfichtigen, und fodann unter den übrigen bereits in Beſchäftigung befind- 
lihen Arbeitern die „jungen Leute” zwifchen 14 und 16 Jahren in Fa— 
brifen und denſelben gleichgeftellten Anlagen ($ 135 Abſatz 4 und $ 154 
Abjap 2 und 3 des Geſetzes) mit Arbeitsbühern zu verfehen. 


B. Arbeitsfarten. 


I. Einer Arbeitsfarte bedürfen alle Kinder unter 14 Fahren, welche 
in Fabriken, in Werkftätten, in deren Betriebe eine regelmäßige Benutzung 
von Dampffraft ftattfindet, in Hüttenwerfen, Bauböfen und Werften, fowie 
in Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungs-Anftalten, unterivdifch betriebenen 
Brühen und Gruben beichäftigt werden. ($ 137 Abſatz 1, $ 154 Ab- 
fat 2 und 3.) 

Für Kinder, welche das zwölfte Pebensjahr noch nicht vollendet haben, 
pürfen Arbeitsfarten nicht ausgeftellt werden. ($ 135 Abſatz 1.) 

II. Für die auszuftellenden Arbeitsfarten find Formulare zu benugen, 
welche in Format, Papier und Drud mit dem beigefügten Probe: Eremplar 
übereinftimmen. 

III. Ueber die ausgeftellten Arbeitsfarten ijt nad) dem beigefügten 
Formulare ein für jedes Kalenderjahr abzufchliegendes Verzeichniß zu führen. 

IV. Die Arbeitsbücher find von denjenigen Orts: Polizeibehörden aus— 
zuftellen, in deren Verwaltungsbezirk die Kinder, für welde fie beftimmt 
find, Dejchäftigung annehmen oder während dieſer Beſchäftigung fid) aufe 
halten follen. 

V, Die Beftimmung unter A. VII. findet auch auf die Ausftellung 
von Arbeitsfarten Anwendung ($ 137 Abſatz 2). Fir jedes Kind, für 
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welches die Ausjtellung einer Arbeitsfarte beantragt wird, ift die Borlegung 
einer Geburts- Urkunde (Geburts-, Taufſcheins) zu fordern. 


VI. Die Ausftelung der Arbeitsfarte erfolgt durch Ausfüllung des 
Formulars nah dem Mufter des anliegenden Probe- Eremplars. 

Die Nummer der Arbeitsfarte muß mit der laufenden Nummer des 
Verzeichniſſes der Arbeitsfarten (III.) übereinftimmen. Unter „Schul 
Berhältniffe” find die Schule, weldhe das Kind während der bevorftehenden 
Beihäftigung zu befuchen hat, fowie die Tage und Stunden, an welden 
dies zu geſchehen hat, einzutragen. Soweit dieje Berhältniffe der Orts— 
Polizeibehörbe nicht bereits amtlich befannt find, ift darüber eine Erklärung 
des Schulinjpeftors derjenigen Schule zu erfordern, welde das Kind zu 
.befuchen bat. 

Unter „Bemerkungen“ find diejenigen Verhältniſſe einzutragen, von 
weldhen die Anwendung befonderer, auf Grund ver 88 139 Abſatz 2 
und 139a. erlaffener Borfhriften abhängt. (Bergleihe auch Nr. VII.) 


VII Bor Ausjtellung einer Arbeitsfarte ift thunlichſt Feitzuftellen, ob 
für dajjelbe Kind bereits früher eine Arbeitsfarte ausgeftellt ift. In diefem 
alle ift darauf zu halten, daß die bisherige Arbeitsfarte vor Aushändigung 
der neuen abgeliefert wird, es fei denn jene verloren gegangen, vernichtet, 
oder von dem Arbeitgeber nicht wieder ausgehändigt. Nicht mehr brauchbar 
iit eine Arbeitsfarte namentlich dann, wenn die Angabe verjelben über die 
Schulverhältniffe in Folge eines Wechſels des Arbeitgebers oder des 
Aufenthaltsortes oder fonftiger Veränderungen unzutreffend geworden ift. 

Die Ausftellung eimer neuen Arbeitsfarte unterliegt denjelben Vor— 
ſchriften, wie diejenige der erften; jedoch bedarf es der Borlegung einer 
Geburts-Urkunde nicht, wenn die bisherige Arbeitsfarte eingeliefert wird. 
Daß eine Arbeitstarte an Stelle einer früheren, unbrauchbar gewordenen, 
verloren gegangenen 2c. andgeftellt ift, hat die ausitellende Behörde unter 
„Bemerfungen‘ in die Arbeitsfarte und in das Verzeichniß der Arbeits- 
farten einzutragen. 


VII. Die Aushändigung der Arbeitsfarte erfolgt nicht an das Kind, 
fondern an den Vater oder VBormund, oder an den Arbeitgeber deſſelben, und 
zwar erft, nachdem ſämmtliche Kolonnen des Verzeichnilfes der Arbeitsfarten 
ausgefüllt find. 

IX. Die Ortspolizeis-Behörden haben ſich zeitig mit einer hinreichenden 
Anzahl von Formularen zu Arbeitöfarten zu verſehen und folde fortlaufend 
vorräthig zu halten. 

Für den erftmaligen Bedarf an Formularen fommt in Betradt, daR 
vom 1. Januar 1879 an auch diejenigen Kinder zwifchen 12 und 14 Jahren 
mit Arbeitsfarten verjehen fein müſſen, welde bisher ein nah Maßgabe 
des früheren $ 131 der Gewerbe» Ordnung ausgejtelltes Arbeitsbuch ge- 
führt haben. 
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Sollten die Ortspolizei- Behörden einen fir die erſten Anforderungen 
genügenden Borrath von Formularen nicht zeitig genug beſchaffen fünnen, 
fo find zunächſt diejenigen Kinder mit Arbeitsfarten zu verfehen, welche eine 
neue Beihäftigung anzutreten beabfichtigen. 


C. Beſchäftigung jugendliher Arbeiter. 


I. Die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriten und denfelben 
gleichitehenden Anlagen (vgl. B. I.) darf nicht ftattfinden, bevor der Arbeit- 
geber der Ortspolizei- Behörde die in $ 138 Abſatz 1 und 2 vorgefchriebene 
Anzeige gemacht bat. 

Die Anzeige muß erjehen laſſen, ob in der betreffenden Anlage Kinder 
zwifchen 12 und 14 Jahren umd junge Peute zwifchen 14 und 16 Jahren 
oder nur eine von beiden Altersklaſſen beichäftigt werden follen. Jede ein- 
gehende Anzeige iſt darauf zu prüfen, ob fie ſämmtliche in $ 138 Abjat 2 
vorgejchriebenen Angaben enthält, und wenn dies nicht der Fall, zur Ver— 
volljtändigung zurüdzugeben. 

Die eingehenden Anzeigen, ſowie die fpäter etwa eingehenden Vers 
Anderungs: Anzeigen find zu den Akten zu nehmen, welche für jede Fabrik ıc. 
befonders zu führen find. 

II. Auf Grund der eingehenden Anzeigen und Beränderungs-Anzeigen 
ift nach dem beigefügten Formular ein Verzeichniß der im Verwaltungs» 
Bezirke belegenen Fabriken ꝛc., welche jugendlihe Arbeiter beihäftigen, 
zu führen. 

III. ever Arbeitgeber, welcher die in $ 138 Abſatz 1 und 2 vorger 
jchriebene Anzeige gemacht hat, iſt fchriftlich darauf hinzuweiſen, daß er in 
den Arbeitsräumen, wo jugendliche Arbeiter beichäftigt find, das in $ 138 
Abſatz 2 erwähnte Verzeichniß derjelben, wozu ein Formular hierneben bei- 
gefügt ift, und den ebendafelbft erwähnten, in einem Eremplar angefchloffenen 
Auszug aus den Beftimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 
auszuhängen hat. 

IV, Ueber das Verfahren, welches bei Ausführung des $ 139 Abjag 1 
innezuhalten ift, wird befondere Auweiſung erfolgen. 


D. Auffidt über die Ausführung der Beftimmungen über die 
Arbeitsbüher und die Beihäftigung der Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeiter. 


I. Die Auffiht über die Ausführung der die Arbeitsbücher und die 
Beichäftigung der Arbeiterinnen und jugendlicher Arbeiter betreffenden Be— 
ftimmungen liegt den Ortspolizeis Behörden ob, und zwar binfihtlidy dieſer 
legteren Beſtimmungen — unter Ausſchluß der unter der Aufficht der Berg- 
Behörden ftehenden Anlagen, — auch da, wo befondere Auffichts- Beamte 
auf Grund des 8 139b. der Gewerbe» Ordnung angejtellt find. 
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II. Die Befolgung der die Arbeitsbücher betreffenden Beftimmungent 
ift von den Ortspolizei- Behörden bei jeder ſich Darbietenden Gelegenheit 
und dur befondere bei ben Gewerbe: Unternehmern ihres Berwaltungs- 
Bezirks von Zeit zu Zeit vorzunehmende Kevifionen forgfältig zu überwachen. 

In jeder gewerblichen Anlage, auf welde die Beftimmungen über die 
Beihäftigung jugendlicher Arbeiter Anwendung finden, find in Zufunft 
jährlich mindeftens zwei Nevifionen vorzunehmen. Bei jeder derſelben bat 
die revidirende Behörte folgende Punkte feitzuftellen: 

1) Wie groß ift die Zahl der in der revidirten Anlage zur Zeit be= 
Ihäftigten Arbeiter 

a. zwiſchen 16 und 21 Jahren? 
b. zwifchen 14 und 16 Jahren? 
ec. zwifchen 12 und 14 Jahren? 
Zu b. und c. find die Zahlen getrennt nach Geſchlechtern feſt— 
zuſtellen. 

2) Sind ſänmtliche Arbeiter zwiſchen 14 und 21 Jahren mit vorſchrifts— 
mäßig ausgefüllten Arbeitsbüchern und ſämmtliche Arbeiter zwifchen 
12 und 14 Jahren mit Arbeitsfarten verjeben? 

3) Sind in den Arbeitsräunen, in welchen jugendliche Arbeiter bes 
Ihäftigt werden, der Auszug aus dem geſetzlichen Beſtimmungen und 
das Verzeichniß der jugendlichen Arbeiter ausgehängt? 

4) Stimmen die Angaben des Berzeichnifies über Arbeitszeit und Baufen 
mit der der Ortspolizeibehörde gemachten Anzeige überein? 
Stimmen die in die Verzeihniffe eingetragenen jugendlichen Arbeiter 
mit dem Befimde und mit den vom Arbeitgeber vwerwahrten Arbeits- 
büchern und Arbeitsfarten überein? 

Stimmen Arbeitszeit und Paufen der jugendlichen Arbeiter mit ven 
geſetzlichen Vorfchriften und den auf den Berzeichniifen eingetragenen 
Angaben überein? 

7) Befuchen die jugendlichen Arbeiter die Schule nah Maßgabe der in 
den Arbeitsfarten angegebenen Einrichtung? 

8) Werden Arbeiterinnen entgegen der Vorfchrift des 8 135, Abfag 5, 
der Gewerbe: Ordnung befchäftigt? 

IN. Für diejenigen Anlagen, hinfihtlidh deren Ausnahmen nah Maß: 
gabe der 88 139 und 139a., Abſatz 2, nachgelafien over Beichränfungen 
nad) Mafgabe des 8 1394,, Abjag 1, vorgefchrieben find, ift bei der Re— 
vifion feitzuftellen, ob die Beihäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeiter in Uebereinftimmung mit den erlaffenen bejonderen Bejtimmungen 
ftattfindet. 

Anlagen, welde auch in ber Zeit zwiſchen 8', Uhr Abends und 
5%, Uhr Morgens oder an Sonn- und Feſttagen betrieben werden, find 
von Zeit zu Zeit einer bei Nacht oder Sonntags auszuführenden Reviſion 
zu unterziehen. 


a 
— 


0 
— 
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IV. Ueber jede Revifion, welde in einer den Beftimmungen über bie 
Beihäftigung jugendliher Arbeiter unterworfenen Anlage ftattgefunden hat, 
ift auf den in ben Arbeitsräumen aushängenden VBerzeichnifien ein Reviſions— 
Bermerf zu machen. Das Datum derjelben und die dabei vorgefundene 
Anzahl der jugendlichen Arbeiter find in das nach C. II. zu führende Ver— 
zeihniß der Fabriken ꝛc. einzutragen. 


V. Die gegen Befiger von Fabriken ꝛc. wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter betreffenden Bejtimmungen 
rechtskräftig erkannten bezw. feftgefegten Strafen find in das Verzeichniß 
der Fabrifen ꝛc. einzutragen. 

VI. Aljährlid im Monat Dezember haben die Ortspolizei= Behörden 
ber vorgejegten höheren Berwaltungs-Behörbe eine Ueberfidt der in ihrem 
Verwaltungs» Bezirte vorhandenen Fabriken ꝛc., in welchen jugendliche 
Arbeiter befhäftigt werden, nad dem beigefügten Formular einzureichen. 


VI. Im Laufe der Monate März und April des Jahres 1879 ift 
eine erjtmalige allgemeine Nevifion ſämmtlicher gewerbliden Anlagen vor- 
zunehmen, bei welcher hauptſächlich fejtzuftellen ift, ob die zur Zeit bes 
ſchäftigten Arbeiter unter 21 Jahren mit vorſchriftsmäßig ausgeftellten und 
ausgefüllten Arbeitsbüchern bezw. Arbeitöfarten verjehen find. Bei biefer 
erftmaligen Revifiou find die Arbeitgeber auf die worgefundenen Mängel 
aufmerkſam zu machen und zu deren ungefäumten Abftelung unter Hinweis 
auf die betreffenden Straf-Beitimmungen ($ 146 ad 2, $ 149 ad 7, $ 150 
ad 1 und 2) aufzufordern. 

Ob dieſer Aufforderung entſprochen ift, ift durch eine im Laufe des 
Jahres vorzunehmende Nachreviſion feftzuftellen. 


bh. Auszug aus den Beftimmungen der Gewerbe: Ordnung 
über die Befchäftigung jugendlicher Arbeiter. 
(Vergleiche Artifel I. $ 138 Abfat 3 des Geſetzes vom 17. Juli 1878). 


I. Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken nicht beſchäftigt werben. 
(8 135 Abfaß 1.) 

II. Kinder zwifchen 12 und 14 Jahren dürfen in Fabriken nur be— 
fhäftigt werben, wenn dem Wrbeitgeber zuvor eine von der Ortspolizei- 
Behörde ausgeftellte Arbeitsfarte eingehändigt ift. (G.-D. $ 137 Abfag 1.) 
Diefe Karte hat der Arbeitgeber zu verwahren und auf amtliches Verlangen 
jederzeit vorzulegen. (G.O. $ 137 Abſatz 3.) 

Am Ende des Arbeitd-Verhältniffes ift Die Arbeitöfarte dem Bater oder 
Bormunde, oder wenn die Wohnung des Vaters nicht zu ermitteln, ber 
Mutter oder dent fonftigen nädyften Angehörigen des Kindes auszuhändigen. 
($ 137 Abſatz 3). 
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III. Perfonen zwifhen 14 und 21 Yahren dürfen nur befcäftigt 
werben, wenn fie mit einem durch die Polizeibehörde ihres legten dauernden 
Aufenthalts-Drtes ausgejtellten Arbeitsbuche verfehen find, weldyes von dem 
Arbeitgeber einzufordern, zu verwahren und auf amtliches Verlangen jeder 
Zeit vorzulegen ift. (G.-D. $ 107 und 108.) Bergl. auch die in jebem 
Arbeitsbuche abgedrudten $$ 111 uud 112 der Gewerbe-Ordnung. 

IV. Wer Kinder zwifchen 12 und 14 Jahren oder junge Leute zwifchen 
14 und 16 Jahren in einer Fabrik befhäftigen will, muß hiervon der Orts- 
Polizeibehörde vorher fchriftlich Anzeige machen. (G-O. $ 138 Abfag 1.) 

In der Anzeige find anzugeben: die Fabrik, die Wochentage, an welchen 
die Beihäftigung ftattfinden fol, Beginn und Ende der Arbeitszeit und der 
Paufen, Art der Beihäftigung. — Soll hierin eine Aenderung eintreten, fo 
muß davon vorher der Behörde weitere Anzeige gemacht werben. (G.O. 
$ 138 Abſatz 2.) 

V. In jedem Arbeitsraume, in welchem jugendliche Arbeiter unter 
16 Jahren beſchäftigt werden, muß an einer in die Augen fallenden Stelle 
ein Verzeichniß der darin beſchäftigten jugendlichen Arbeiter unter Angabe 
ber Arbeitstage, des Beginns und Endes der Arbeitözeit, des Beginns und 
Entes der Paufen ausgehängt fein. (G.O. $ 138, Abſatz 3.) 

VI. Kinder unter 14 Jahren dürfen nicht länger als 6 Stunden täglich 
bejchäftigt werden. ($ 135, Abſatz 2.) 

Die Arbeitsitunden müſſen in die Zeit zwifchen 5'/, Uhr Morgens 
und 8'/, Uhr Abends fallen. ($ 136, Abſatz 1.) 

Zwiſchen den Arbeitsftunden muß an jedem Arbeitötage eine regel- 
mäßige Paufe von der Dauer einer halben Stunde gewährt werben. 
($ 136, Abſatz 1.) 

Schulpflictige Kinder dürfen in Fabriken nur befchäftigt werben, wenn 
fie in der auf ihrer Arbeitsfarte angegebenen Weife die Schule beſuchen. 
($ 135, Abfag 3, $ 137, Abſatz 2.) 

VI. Junge Leute zwifchen 14 und 16 Jahren dürfen nicht länger als 
10 Stunden täglich beichäftigt werden. ($ 135, Abſatz 4.) 

Die Arbeitsftunden müſſen in die Zeit zwifchen 5%, Morgens und 
8'/, Uhr Abends fallen. ($ 136, Abſatz 1.) 

Zwiſchen den Arbeitöftunden müfjen ihnen an jedem Arbeitstage regel- 
mäßige Paufen und zwar Mittags eine Stunde und Vor⸗ und Nahmitags 
je eine halbe Stunde gewährt werben. ($ 136, Abfag 1.) 


VIII. Während der Paufen darf den jugendlichen Arbeitern zwijchen 
12 und 16 Jahren eine Beihäftigung im Fabrikbetriebe überhaupt nicht 
und der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nur dann geftattet werden, wenn 
in denfelben diejenigen Theile des Betriebes, in welchen jugendliche Arbeiter 
beihäftigt find, für die Zeit der Paufen völlig eingeftellt werden. ($ 136, 
Abſatz 2.) 
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IX. An Some: und Feittagen, ſowie während ‚der ‘vom ordentlichen 
Geelforger für den Katechumenen-, Konfirmanden, Beicht- und Kommunion 
Unterricht bejtimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter zwijchen 12 und 
16 Jahren nicht bejchäftigt werben. ($ 136, Abjat 3.) 


In jedem Arbeitsraume, wo jugendliche Arbeiter zwifchen 12 und 
16 Jahren beichäftigt werden, ift eine Tafel, welche diefen Auszug in deut— 
liher Schrift enthält, auszuhängen. ($ 138, Abſatz 3.) 


Ausitellung der Arbeitsbücer und Arbeitäfarten. 


Befanntmahung vom 31. Dezember 1878. 


Im Anſchluß an die zur Ausführung des Gejeges vom 17. Juli 1878 
erlaſſenen Bekanntmachungen vom 27. d. M., welde durch Nr. 305 des 
Intelligenz» Blattes vom 31. Dezember c. und durd Anfchlag an den 
Litfaßſäulen zur öffentlichen Kenntniß gebracht find, wird hierdurch wieder: 
holt darauf aufmerkſam gemacht, daß 
1) die Arbeitsbücher für gewerbliche Arbeiter unter 21 Jahren in dem 
Büreau desjenigen Polizei-Reviers ansgeftelt werden, in deſſen 
Bezirk der betreffende Arbeiter feinen gegenwärtigen Wohnfig hat; 

2) die Arbeitsfarten für diejenigen jugendlichen Arbeiter unter 14 Jahren, 
welche nach den Beftimmungen des Gefeges eine ſolche zur führen 
haben, in dem Büreau desjenigen Polizei-Reviers ausgeftellt werden, 
in dejien Bezirf die Kinder, für welde fie beftimmt find, Bes 
Ihäftigung annehmen oder während dieſer Beſchäftigung ſich auf 
balten jollen. 

Die erftmalige Austellung der Arbeitsbicher und Arbeitsfarten erfolgt 
foften- und jtempelfrei. Die betheiligten Arbeiter resp. deren Väter oder 
Borminder werden hierdurd aufgefordert, die erforderliben Anträge wegen 
Ausitelung von Arbeitsbüchern resp. Arbeitsfarten bei dem zujtändigen 
Polizeis Revier fchleunigft zu ftellen. 

Berlin, den 31. Dezember 1878. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez) von Madai. 


Berfügung.*) 

Für Ausfertigung eines neuen Arbeitsbuchs an Stelle eines 
unbrauhbar gewordenen, verloren gegangenen oder vernidteten 
Arbeitsbudhs iſt m Zukunft eine Gebühr von 50 Pfennig zu erheben. 
Auferdem ift in Fällen, wo die Angabe, daß das alte Buch verloren oder 


*) Nicht veröffentlicht. 
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vernichtet fei, aus bejonderen Gründen nicht glaubhaft erfcheint, zuvor auf 
Koften des Antragitellers ein Anfgebot im Intelligenz» Blatte zu veranlaffen. 
Berlin, den 17. März 1881. 
| Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Mapai. 


Beihäftigung don Arbeiterinnen und jugendlihen Arbeitern in Walz: 
und Sammerwerfen. 


Befanntmahung vom 23. April 1879. 


Auf Grund des $ 139a. der Gewerbe: Dronung hat der Bundesrath 
nachſtehende Beitimmungen über die Beihäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern in Walz: und Hammerwerfen erlaffen: 


Beftimmungen über die Beihäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlidhen Arbeitern in Walz» und Hammerwerfen. 


J. 

Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Walz und Hammerwerken unterliegt folgenden Beſchränkungen: 

1) Arbeiterinnen dürfen bei dem unmittelbaren Betriebe der Werke 
nicht beſchäftigt werden. 

2) Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren dürfen in den Werken überhaupt 
nicht beſchäftigt werden. 

II. 

Für die Beſchäftigung der jungen Leute männlichen Geſchlechts treten 
die Beſchränkungen des $ 136 der Gewerbe-Ordnung mit folgenden Maße 
gaben außer Anwendung: 

1) Bor Beginn ver Beihäftigung ijt dem Arbeitgeber für jeden Ar- 
beiter ein ärztliches Zeugniß einzuhändigen, nach welchem die förper- 
lihe Entwidelumg des Arbeiters eine Beichäftigung in dem Werke 
ohne Gefahr für die Gefundheit zuläßt. Der Arbeitgeber hat mit 
dem Zeugniffe nach $ 137, Abſatz 3 der Gewerbe» Drbnung zu vers 
fahren. 

2) Die Arbeitsfhicht darf einschließlich der Paufen nit länger als 
12 Stunden, ausjchlieglih der Pauſen nit länger als 10 Stunden 
dauern. Unterbrechungen der Arbeit von weniger al8 Y, Stunde 
Dauer fommen auf die Pauſen nit in Anrechnung. Eine der 
Paufen muß mindeftens Y, Stunde dauern und zwiſchen das Ende 
der 4. und Anfang der 7. Arbeitsftunde fallen. 

Die Gejammtdauer der Beichäftigung darf innerhalb einer 
Woche, ausſchließlich der Paufen, 60 Stunden betragen, davon 
dürfen innerhalb zweier Wochen in die Zeit von 6 Uhr Abends bis 
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6 Uhr Morgens nicht mehr als 60 Stunden fallen. Bon letterer 
Vorſchrift iſt eine vorübergehende Ausnahme geftattet, wenn biefelbe 
duch eine, im Intereſſe der Arbeiter erfolgende Aenderung in ber 
Urt des Schichtenwechſels bedingt wird. 

3) Zwiſchen zwei Arbeitsfhichten muß eine Ruhezeit von ae 
12 Stunden liegen. Innerhalb der Ruhezeit ift eine Beichäftigung 
mit Nebenarbeiten nicht geftattet. 

4) An Sonn: und Felttagen darf die Beſchäftigung nicht in die Zeit 
von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. In die Stunden 
vor oder nad) biefer Zeit darf an Somntagen die Beihäftigung nur 
dann fallen, wenn vor Beginn oder nach Abſchluß der Arbeitsfhicht 
ben jungen Leuten eine ununterbrodene Ruhezeit von minbeftens 
24 Stunden gefichert bleibt. 

5) Während ber Paufen für die Erwachfenen dürfen junge Leute nicht 
beſchäftigt fein. 

II. 

Die Beftimmungen des $ 138 der Gewerbe-Ordnung finden in Walz: 

und Hammerwerfen mit folgenden Mafgaben Anwendung: 

1) Das in den Fabrifräumen auszuhängende Verzeichniß der jugend» 
lihen Arbeiter ift in der Weife aufzuftellen, daß die in berfelben 
Schicht Befhäftigten je eine Abtheilung bilden. 

2) In Räumen, in welchen junge Leute nach Maßgabe der Vorſchriften 
unter II. befchäftigt werden, muß neben der nad $ 138 Abfag 3 
auszuhängenden Tafel eine zweite Tafel ausgehängt werben, melde 
in beutliher Schrift die Beftimmungen unter I. und II. wiebergiebt. 

Berlin, den 23. April 1879. 


Der Reichskanzler. 
(gez.) Fürſt von Bismard. 


Beihäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Blashütten. 
Belanntmahung vom 23. April 1879. 


Auf Grund des $ 139a der Gewerbe-Drbnung hat der Bundesrath 
nachſtehende Beftimmungen über die Bejhäftigung von Arbeite- 
rinnen und jugendlihen Arbeitern in Glashütten erlafjen: 


J. 


Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Glashütten unterliegt folgenden Beſchränkungen: 
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1) In ſolchen Räumen, in welden vor dem Ofen (Schmelz«, Kühle, 
Glüh⸗, Stredofen) gearbeitet wird, darf Arbeiterinnen überhaupt, 
und in folhen Räumen, in welchen eine außergewöhnliche hohe 
Wärme herricht (Häfenfammern und dergleihen), darf jugendlichen 
Arbeiterinnen eine Beihäftigung nicht gewährt und der Aufenthalt 
nicht geftattet werden. Ausnahme hiervon kann der Bunbesrath 
zulaffen. 

2) Die Beihäftigung von jugendlichen Arbeitern männlichen Geſchlechts 
unter 14 Jahren (Knaben) ift nur geftattet, wenn mit Genehmigung 
der Schul-Auffihtsbehörde eine Schuleinrihtung getroffen ift, melde 
den Knaben einen wöchentlichen Unterricht won mindeftens 12 Stunden 
fihert und zwijchen dem Ende der Arbeitözeit und dem Beginn des 
Unterrichts eine Ruhezeit von ausreichender Dauer, nad dem 
Ende einer Nahtihicht eine Ruhezeit von mindeftens 7 Stunden 
frei läßt. 

Knaben, welche zum Befuhe der Volksſchule verpflichtet find, 
dürfen in Zukunft zur Befchäftigung nur angenommen werben, wenn 
vorher dem Arbeitgeber ein Zeugniß des zuftändigen Schul-Aufſichts— 
beamten eingehändigt ift, nad) welchem die Knaben den Anforderungen 
der Schule vollftändig genügen. 

Das Zeugniß ift halbjährlich zu erneuern, der Arbeitgeber 
hat mit demfelben nah $ 137 Abſatz 3 der Gewerbe» Ordnung zu 
verfahren. 

3) Mit Schleifarbeiten dürfen jugendliche Arbeiterinnen und Knaben 
nicht befchäftigt werben. Im Zafelglashütten dürfen Knaben vor 
dem Schmelz: oder Stredofen oder mit dem Tragen der Walzen 
nicht befchäftigt werben, wenn die Hütten Walzen von mehr als 5 kg 
Gewicht berftellen. 


II. 


In Glashütten mit ununterbrochenem Tag- und Nachtbetriebe und 
regelmäßig wechſelnden Schichten treten die Beſchränkungen des 8 136 der 
Gewerbe-Ordnung für jugendliche Arbeiter mannlichen Geſchlechts (Knaben 
und junge Leute) mit folgenden Maßgaben außer Anwendung: 

1) Die Beſchäftigung der Knaben darf innerhalb 24 Stunden ein— 
ſchließlich der Pauſen nicht länger als 6 Stunden dauern. Die Ge— 
ſammtdauer darf innerhalb einer Woche einſchließlich der Pauſen 
nicht mehr als 36 Stunden betragen; davon dürfen innerhalb zweier 
Wochen in die Zeit von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens nicht 
mehr als 36 Stunden fallen. 

2) Die Arbeitsſchicht der jungen Leute darf einſchließlich der Pauſen 
nicht länger als 12 Stunden, ausſchließlich der Pauſen nicht länger 
als 10 Stunden dauern. Unterbrechungen der Arbeit von weniger 
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als '/, Stunde Dauer werden auf die Paufen nicht in Anrehnung 
gebracht; eine der Paufen muß mindeſtens */, Stunde dauern. 

Die Geſammtdauer der Beichäftigung darf innerhalb einer Woche 
ausjchließlich der Paujen 60 Stunden betragen; davon dürfen inner- 
halb zweier Wochen in die Zeit von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr 
Morgens nicht mehr als 60 Stunden fallen. 

3) Während der Paufen für die Erwachſenen dürfen jugendliche Arbeiter 
überhaupt nicht, während der Pauſen für junge Leute dürfen Knaben 
nicht befchäftigt fein. 

4) Zwiichen zwei Arbeitsfchichten muß eine Ruhezeit von mindejtens 
12 Stunden liegen. 

5) An Sonn- und Felttagen darf die Beſchäftigung nicht in die Zeit 
von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. Die Vorſchrift 
findet, wenn mehrere Feſttage aufeinander folgen, nur auf ben erjten 
Feſttag Anwendung. 


III. 


In Glashütten mit zeitweifen Betriebsunterbredhungen und mit Arbeits— 
Schichten von unregelmäßiger Lage oder Dauer treten die Bejchränfungen des 
$ 135, Abjag 2, 4, und $ 136 der Gewerbe» Ordnung für jugendliche 
Arbeiter männlichen Geſchlechts (Knaben und junge Yeute) mit folgenden 
Mafgaben aufer Anwendung: 

1) Die Arbeitsihicht der Knaben darf nicht länger als die halbe 
Arbeitsichicht der Erwadjenen dauern. Die Beihäftigung darf nicht 
länger als 6 Stunden dauern, wenn zwijchen den Arbeitsjtumden nicht 
Paufen von zufammen mindeftens einftündiger Dauer gemährt werben. 
Die Gejammtdauer darf innerhalb zweier Wochen, einfchließlid der 
Paufen, nicht mehr als 72 Stunden betragen, von der Geſammt⸗ 
dauer darf in die Zeit von 6 Uhr Abends- bis 6 Uhr Morgens nicht 
mehr als vie Hälfte fallen. 

2) Die Gefammtdauer der Beihäftigung darf für junge Leute inner— 
halb einer Woche ausfchließlich ver Paufen nicht mehr als 60 Stunden 
betragen. Die Dauer der Paujen muß für Schidten von höchſtens 
10 Arbeitsftunden mindeftens 1 Stunde, für Schichten mit längerer 
Ürbeitszeit mindejtens 1’/, Stunde betragen. Unterbredungen der 
Urbeit von weniger als '/, Stunde Dauer werden auf die Paujen 
nicht in Anrechnung gebradt; eine der Paufen muß mindeltens 
1/, Stunde dauern. 

3) Zwiſchen zwei Arbeitsichichten muß eine Ruhezeit liegen. Bei 
Knaben muß diefelbe mindeitens die Dauer einer vollen Arbeitsſchicht 
der Erwachſenen, bei jungen Yeuten mindeftens die Dauer der zulegt 
beendigten Schicht erreihen. Innerhalb der Ruhezeit ijt eine Ber 
ſchäftigung mit Nebenarbeiten für Knaben nicht gejtattet. Für junge 
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Leute ift fie geftattet, wenn biefelben vor. Beginn oder nad dem 
Ende diefer Beihäftigung noch für eine Zeit von der Dauer der 
zuletzt beendeten Schicht ohne jede Beſchäftigung bleiben. Die Dauer 
der Beihäftigung mit Nebenarbeiten fommt auf die Gefammtbauer 
der wöchentlichen Arbeitözeit in Anrechnung. 


4) An Sonntagen darf die Beihäftigung nur einmal innerhalb zweier 
Wochen in die Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. 


5) Während ver Paufen für die Erwachfenen dürfen jugendliche Arbeiter 
überhaupt nicht, während der Baufen für junge Yeute dürfen Knaben 
nicht beſchäftigt fein. 


IV, 


Für Glashütten, weldhe von den umter II. und III. nachgelafjenen 
Ausnahmen Gebraudy machen, finden die Beftimmungen des $ 138 ber 
Gewerbe» Ordnung mit folgenden Mafgaben Anwendung: 

1) Das in den Fabrifräumen auszuhängende Verzeichniß ber jugend- 
lichen Arbeiter ijt getrennt für Knaben und für jumge Leute in ber 
Weiſe aufzuftelen, daß die in derſelben Schicht Beihäftigten je eine 
Abtheilung bilden. 

2) Das Berzeichniß braudt in Glashütten der unter II. gedachten Art 
eine Angabe über die Paufen nicht zu enthalten. Statt deſſen ift 
dem Berzeihniffe eine Tabelle beizufügen, in weldye- während jeder 
Arbeitsfhicht Anfang und Ende der darin gewährten Pauſen ein- 
getragen wird. In Glashütten der unter III. gedachten Art braucht 
das Verzeihnig eine Angabe über die Arbeitstage, die Arbeitszeit 
und die Pauſen nicht zu enthalten. Statt deſſen ift dem Verzeichnifje 
eine Tabelle nad) dem anliegenden Mufter beizufügen, in welche 
während jeder Arbeitsfchicht die vorgefehenen Eintragungen bewirkt 
werben. 

Jede Tabelle muß mindeftens über die legten 14 Arbeitsſchichten 
Auskunft geben. Der Name Desjenigen, welcher die Eintragungen 
bewirkt, muß daraus zu erfehen fein. 

3) In Räumen, in welchen jugendliche Arbeiter befhäftigt werben, muß 
neben ber nach $ 138 Abſatz 3 auszuhängenden Tafel eine zweite 
Tafel ausgehängt werden, melde in veutliher Schrift, außer den 
Beftimmungen unter I., für Glashütten der unter II. gedachten Art 
die Beitimmungen unter II, für Glashütten der unter III. gedachten 
Art die Beftimmungen unter III. wiedergiebt. 


Berlin, den 23. April 1879. 


Der Reichskanzler. 


(gez.) Fürft von Bismard. 
25 
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Beihäftigung jugendfiher Arbeiter in Spinnereien. 
Belanntmahung vom 20. Mai 1879. 

Auf Grund des $ 139a. der Gewerbe- Ordnung hat der Bundesrath 
nachſtehende Beftimmungen über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Spinnereien erlafjen: 

I. 

Jugendlichen Arbeitern darf in Hechelfälen, fowie in Räumen, in 
welchen Reißwölfe im Betriebe find, während der Dauer des Betriebes 
eine Beihäftigung nicht gewährt und ber Aufenthalt nicht geftattet werben. 


II. 

Für junge Leute zwifhen 14 und 16 Jahren, welche ausſchließlich zur 
Hülfeleiftung bei dem Betriebe der Spinnmafchinen verwendet werben, tritt 
die Beſchränkung des $ 135 Abjag 4 der Gewerbe- Ordnung mit folgenden 
Mafgaben außer Anwendung: 

1) die tägliche Arbeitszeit darf 11 Stunden nicht überjchreiten; 

2) vor dem Beginn der Beſchäftigung ift dem Urbeitgeber für jeden 
Arbeiter ein ärztlihes Zeugniß einzuhändigen, nad welchem die 
förperlihe Entwidelung des Arbeiter eine Beichäftigung bei dem 
Betriebe der Spinnmafchinen bis zu 11 Stunden täglid ohne Gefahr 
für die Gefundheit zuläßt; 

3) der Arbeitgeber hat nrit dem ärztlichen Zeugniß nad $ 137 Abſatz 3 
ber Gewerbe» Ordnung zu verfahren. 

III. 

In den Räumen, in welchen jugendliche Arbeiter befchäftigt werben, 
muß neben der nad 8 138 Abſatz 3 der Gewerbe: Ordnung auszuhängenden 
Tafel eine zweite Tafel ausgehängt werden, welche die Beftimmungen unter 
I. und II. in deutliher Schrift wiebergiebt. 

Berlin, ven 20. Mai 1879. 

Der Reichskanzler. 
(gez.) Fürſt von Bismard. 


B. Halten von Lehrlingen Seitens der Nichtinnungsmeiſter. 
($ 100e der Gewerbe- Ordnung.) 
Beftimmung vom 28. Dezember 1884. 


Ich beftimme hierdurdy für den Bezirk der Innung „Bund der Bau-, 
Maurer- und Zimmermeifter zu Berlin" (Stadtgemeinde Berlin), daß 
25* 
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1) Streitigkeiten aus den Pehrverhältniffen der im $ 120a der Reidhs- 
Gewerbe» Ordnung bezeichneten Art auf Anrufen eines ber jtreitenden 
Theile von dem Ausschuß für das Lehrlingswefen ($ 43 der Statuten) 
und, fobald die genannte Innung dem Innungs-Ausſchuſſe zu Berlin 
beigetreten ift, von dieſem auch dann zu entjcheiden find, wenn ber 
Arbeitgeber, obwohl er ein in diefer Innung vertretenes Gewerbe 
betreibt und jelbjt zur Aufnahme in diefelbe fähig fein würde, gleich— 
wohl der Innung nicht angehört, und 

2) die von der Innung erlaffenen Vorſchriften über die Regelung des 
Lehrlingswefens (SS 37—45 der Statuten) auch dann bindend find, 
wenn deren Lehrherr zu dem unter Nr. 1 bezeichneten Arbeitgebern 
gehört. 

Diefe Beftimmung tritt mit dem 1. Februar 1885 in Kraft. 

Berlin, ven 28. Dezember 1884. 

Der Polizei: Präfident. 
(gez.) von Madai. 


Beſtimmung vom 16. März 1885. 

Ih bejtimme hierdurd auf Grund des $ 100e Ziffer 3 der Reichs— 
Gewerbe Ordnung für den Bezirf der Barbier- Frifeur-Innung zu 
Berlin, daß 

diejenigen Arbeitgeber, welche ein in diefer Innung vertretenes 
Gewerbe betreiben und jelbjt zur Aufnahme in die Innung fähig 
fein würden, gleihwohl aber der Innung nicht angehören, 
vom 1. Juli 1885 an Lehrlinge nicht mehr annehmen bürfen. 
Berlin, den 16. März 1885. 
Der Polizei» Präfident. 
(gez.) von Madai. 


Beſtimmung vom 31. März 1885. 

Ich beftimme hierdurd; auf Grund des $ 100e. Ziffer 3 der Reiche» 
Gewerbe- Ordnung für den Bezirk der Schornfteinfeger- Innung ber 
Reihshauptftadt Berlin, daß 

diejenigen Arbeitgeber, welche das in diefer Innung vertretene Ge— 
werbe betreiben und jelbft zur Aufnahme in die Innung fähig fein 
würden, gleihwohl aber der Innung nicht angehören, 
vom 1. Maui 1885 ab Lehrlinge nicht annehmen bürfen. 
Berlin, den 31. März 1885. 
Der Polizei: Präfident. 
(gez.) von Madai. 
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Beftimmung vom 20. April 1885. 


Ich beftimme hierdurch auf Grund des $ 100e. Nr. 3 der Reiche 
Gewerbe» Ordnung für den Bezirk der Perrüdenmadher- und Friſeur— 
Innung zu Berlin, daß 

Arbeitgeber, welche ein in dieſer Innung vertretenes Gewerbe bes 
treiben und felbft zur Aufnahme in die Innung fähig fein würden, 
gleihwohl aber der Innung nicht angehören, 
vom 1. Juli diefes Jahres ab Lehrlinge nicht mehr annehmen dürfen. 
Berlin, den 20. April 1885. 
Der Polizei: Präfident. 
(gez.) von Mapdai. 


Beftimmung vom 12. November 1885. 


Auf Grund des $ 100e. Ziffer 3 der Reichs « Gewerbe » Ordnung 
beftimme ich bierburh für den Bezirf der Schmiede» Innung zu 
Berlin, daß 

diejenigen Arbeitgeber, welche ein in viefer Innung vertretenes Ge— 
werbe betreiben und felbft zur Aufnahme in die Innung fähig fein 
würden, gleichwohl aber der Innung nicht angehören, 
vom 15. Dezember viefes Jahres an Lehrlinge nicht mehr annehmen dürfen, 
Berlin, den 12. November 1885. 
Der Polizei-Präſident. 
(ge3.) Freiherr yon Richthofen.“« 


Beftimmung vom 28. April 1886. 


Ich beitimme hierdurch auf Grund des 8 100e. der Reichs-Gewerbe— 
Ordnung für den Bezirk der Bäder-Innung zu Berlin (Stadtgemeinde 
Berlin), daß . 

1) Streitigkeiten aus den Pehrverhältnifien der im $ 120a. der Reiche: 
Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten Art auf Anrufen eines der ftreitenden 
Theile, fo lange die genannte Innung dem Innungs-Ausſchuß ver 
vereinigten Berliner Innungen angehört, von dem vom Peßteren 
niebergefetten engeren Ausſchuß (Schiedsgericht für Pehrlingsftreitige 
feiten) auch dann zu entjcheiden find, wenn der Arbeitgeber, obwohl 
er ein in ber Immung vertretenes Gewerbe betreibt und ſelbſt zur 
Aufnahme fähig fein würde, gleihwohl der Innung nicht angehört 
— ($ 4, Ziffer 2 der Inmungs- Ausschuß: Statuten) ; 

2) die von der Innung erlaffenen Borfchriften über die Regelung des 
Lehrlings-Verhältniffes, fomwie über die Ausbildung und Prüfung der 
Lehrlinge (SS 47—56 der Innungs- Statuten) auch dann bindend 
find, wenn deren Lehrherr zu den unter Nummer 1 bezeichneten 
Arbeitgebern gehört; 
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3) diejenigen Arbeitgeber, welche ein in diefer Innung vertretenes Ges 
werbe betreiben und felbft zur Aufnahme in die Innung fähig fein 
würden, gleichwohl aber der Innung nicht angehören, vom 1. Auguft 
1886 an Vehrlinge nicht mehr annehmen dürfen. 

Diefe Beftimmung tritt zu den Ziffern 1 und 2 mit dem 1. Juni 1886 

in Kraft. 

Berlin, den 28. April 1886. 

Der Polizei: Präfivent. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Beftimmung vom 5. November 1886. 


Auf Grund des $ 100e. der Reichs» Gewerbe: Drpnung beftimme id} 

hiermit für den Bezirk der Maler: Innung zu Berlin, daß 

1) Streitigkeiten aus den Lehrverhältniffen der im $ 1208. der Reichs— 
Gewerbe: Ordnung bezeichneten Art auf Anrufen eines der ftreitenden 
Theile von der zuftändigen Innungsbehörde — jo lange die Maler- 
Innung zu Berlin dem „Innungs-Ausſchuß der vereinigten Innungen 
zu Berlin“ angehört, von dem von dem Yetteren niedergejegten 
engeren Ausſchuß (Schiedsgericht für Lehrlingsftreitigkeiten) — aud) 
dann zu entjdeiden find, wenn ber Arbeitgeber, obwohl er das 
Maler: Gewerbe betreibt und felbit zur Aufnahme in die gedachte 
Innung fähig fein würde, gleihwohl der Innung nicht angehört; 

2) die ſämmtlichen von der bezeichneten Innung erlaffenen Vorſchriften 
über die Regelung des Yehrlingsverhältnifjes, fowie über die Aus— 
bildung und Prüfung der Lehrlinge aud dann bindend find, wenn 
deren Lehrherr zu den unter Ziffer 1 bezeichneten Arbeitgebern gehört; 

3) daß Arbeitgeber der unter Ziffer 1 bezeichneten Art vom 1. Januar 
1887 an Lehrlinge nicht mehr annehmen dürfen. 

Diefe Beftimmung tritt mit dem 1. Januar 1887 in Kraft. 

Berlin, den 5. November 1886. 

Der Königliche Polizei» Präfivent. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Vierter Abſchnitt. 
Marft-PBolizei, 


A. JIahrmärkte und Weihnachtsmärkte. 


BolizeirBerordnung vom 12. Juni 1863 nebft den durd bie 
PolizeisBerorpnung vom 28. Oftober 1873 
getroffenen Abänderungen. 

Auf Grund des $ 5 alinea 1 und 2 und des $ 6 Litt. c. des Ge- 
jeges über vie Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 verorbnet das 
Polizei» Bräfipium in Betreff der in Berlin ftattfindenden Jahre und Weih- 
nachtsmärkte, was folgt: 

Marft- Bezirke. 
81 
iſt erſetzt durch die nachſtehende 
Polizei-Verordnung vom 2. März 1883. 

Auf Grund der 88 5 und 6 Litt. ec. des Geſetzes über 
die Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 (G.-S. ©. 265) 
und der 88 79 und 80 des Gefeges über die Organifation der 
allgemeinen Landes» Verwaltung vom 26. Yuli 1880 (G.-©. 
©. 291 ff.) verordnet das Polizei-Präfidium mit Zuftimmung des 
Gemeinde» Borftandes für den Stadtkreis Berlin, was folgt: 


Artikel I. 

Der 8 1 der Bolizei-Verordnung vom 12. Juni 1863, betreffend 
den Verkehr auf den Berliner Jahr und Weihnachtsmärften in 
der Faſſung der Polizei-Verordnung vom 28, Dftober 1873 wird 
aufgehoben und mit Zuftimmung des Königlichen Ober-Präfiventen 
von Berlin auf Grund des $ 139 des Geſetzes, betreffend bie 
Zuftändigkeit der Bermaltungsbehörben u. ſ. w., vom 26. Juli 1876 
(6.8. ©. 297 ff.) und des $ 36 des Gefetes über die Or- 
ganifation der allgemeinen Landes Verwaltung vom 26. Juli 1880 
(G.S. ©. 291 ff.) durch nachſtehenden Paragraphen erſetzt. 


392 


81. 

In Berlin wird in jedem PVierteljahre ein Jahrmarkt abe 
gehalten. Den Mittelpunkt des erften bildet der Arfonaplat, den 
Mittelpunft des zweiten und vierten die Große Frankfurter 
ftraße (Frankfurter Linden) und den Mittelpunft des dritten bie 
Gneifenauftraßie. 

Artikel II. 
Diefe Polizei-Verorbnung tritt mit dem 1. Juli 1883 in Kraft. 
Berlin, den 2. März 1883. 
Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Gegenſtände des Jahrmarkt-Verkehrs. 
82. 

Gegenſtände des Jahrmarkt-Verkehrs find außer den Wocenmarfts- 
Artikeln ($ 3 der Wochenmarkt-Ordnung für Berlin vom 9. Februar 1848) *) 
Südfrüchte und ausländifche Gewürze, ingleihen Fabrikate aller Art. 

*) Vergl. Seite 396. 

83. 
Die Aufftellung von Glüds- und Würfelbuden ift nicht geftattet. 


84. 

Der Verkauf von geiftigen Getränken, inſonderheit von Bier und Brannt- 
wein, aus Buben, Schragen oder ſonſtigen Berfaufs- Vorrichtungen, wie 
im Umbhertragen ift unterfagt. Der Handel mit gefochtem Kaffee ift ge- 
ftattet, fofern derfelbe nicht auf dem Markte zubereitet, jondern gelocht dorthin 
gebracht und umhergetragen wird. 

Ss». 

Außer Pfefferfüchlerwaaren dürfen eßbare Gegenflände zum Genuß 
auf der Stelle aus Buben oder fonftigen Verkaufs-Vorrichtungen nicht ver: 
fauft werben. Fleiſchwaarenhändler dürfen daher von ihren Waaren zum 
Genuß auf der Stelle nichts aufſchneiden. Im Umbhertragen ift auf Grund 
polizeiliher Erlaubniffcheine der Verkauf von Badwaaren, Würſtchen und 
ben im $ 13 der Wochenmarkt-Ordnung vom 9. Februar 1848 bezeichneten 
Gegenſtänden erlaubt. 


Dauer des Marftes. 
8 6. 

Der Markt beginnt mit dem Mittwoch der für den Jahrmarkt be» 
ftimmten Woche und endet mit dent nächftfolgenden Sonnabend. Der Marfttag 
fängt am erften und vierten Markt früh 8 Uhr, am zweiten und britten 
Markt früh 6 Uhr an und hört Abends 9 Uhr auf. 
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Marftftellen und Aufbauen. 
87. 

Niemand darf ohne polizeiliche Erlaubniß eine Verkaufsſtelle einnehmen 
oder eine Bude oder ſonſtige Verkaufs-Vorrichtung aufſtellen. Die poli— 
zeiliche Erlaubniß wird an Ort und Stelle durch die Markt -Polizei— 
Beamten ertheilt. 

88. 

Ein Recht auf Zuweiſung einer beſtimmten Stelle hat Niemand; viel— 
mehr muß ſich Jeder mit dem ihm angewieſenen Platz begnügen. So weit 
es die Oertlichkeit geſtattet, wird indeß Jeder möglichſt immer dieſelbe 
Stelle angewieſen erhalten. 

89. 

Wer Buden oder Schragen aufſchlagen will, muß ſich am Dienftag 
vor Beginn des Jahrmarktes in der Zeit von Vormittags 11 bis Nach— 
mittags 3 Uhr auf dem Marftplage, und zwar, wenn ihm feine andere 
Stelle überwiefen ift, auf demjenigen Plage, welchen er auf dem nächſt 
vorhergehenden Markte innegehabt hat, mit der Bude oder dem Schragen 
einfinden und dafelbft die weitere Anmweifung der Bolizei-Beamten erwarten. 
Wer bis 3 Uhr Nachmittags ſich nicht einfindet, hat zu gewärtigen, daß 
über feine Stelle anderweitig verfügt wird. 


$ 10. 
Ohne polizeiliche Erlaubniß darf feine angewiefene Marktitelle oder 
Berlaufs-Borrihtung erweitert oder einer anderen Berfon überlafjen werden. 


s$ 11. 
Im polizeilihen Intereffe können Beränberungen von Berfaufsitellen 
jederzeit angeordnet werden: ben davon betroffenen Marktverfäufern fteht 
ein Widerfpruchsrecht oder ein Entſchädigungs-Anſpruch micht zu. 


Allgemeine Beftimmungen 
über Zahl und Größe der Buden und Über den Marftverfehr. 
8 12. 

Kein Markt» PVerfäufer erhält mehr als eine Verkaufsftelle angewiejen. 
Diejenigen Pfefferfüchler, welche fi gegenwärtig in dem Befig der Be 
fugniß befinden, im Marftverfehr 2 Buden oder Schragen aufzuftellen, 
verbleiben in vemfelben jo lange, als fie ihr Gewerbe betreiben. Pfeffer 
küchler, welche bisher den Markt noch nicht bezogen haben, können nur eine 
Berfaufsftätte angewiejen erhalten. 

8 13. 

Die aufzuftellenden Buben dürfen eine Frontlänge von 8 Fuß und 
eine Tiefe von 6 Fuß nicht überfchreiten. Nur den Glashändlern und 
Tuchmachern ift eine Budenlänge von 10 Fuß geftattet. Der Eingang zur 
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Bude darf nur an der vorderen oder hinteren Seite derfelben angebracht 
fein. Die Breite der Budenflappen darf nur 3 Fuß betragen und ber 
Plan der Bude nur 4 Fuß, fenfrecht gemeffen, über die Vorderwand der 
Bude hervorragen. Tifhe außerhalb der Buden und Schragen bürfen im 
Marktbezirt nur mit befonderer polizeilicher Erlaubniß aufgeftellt werden; 
diefe wird für Tifche, welche über 9 Fuß groß find, nicht ertheilt. Die 
Planftangen der Buben dürfen beim Schließen nit auf der Erde ruhen, 
fondern müflen am Dade der Buden befeftigt werden. Zur Geite der 
Buden und Schragen dürfen weder Waaren noch Anzeigetafeln und Buden- 
thüren aufgeftellt werden. Das Aufjtellen von Kiften außerhalb der Buben 
ift verboten. Die Buden und Scragen dürfen nicht weiter als einen 
Fuß von einander entfernt ftehen. Buden und Schragen, deren Dad) oder 
Planftangen weiter als einen halben Fuß über die Seitenwand hervorragen, 
werden vom Markte zurüdgemiefen. 
8 14. 

Das Einichlagen von Pflöden in das Straßenpflafter zur Befeftigung 
der Budenpläne ift verboten. Die zum Aufftellen ver Buden und Verkaufs— 
Borrihtungen benugten Yeitern müfjen nad gemachten Gebraude vom 
Markte fortgefhafft werben. 

8 15. 
Der Berfauf aus Buden und Schragen darf nur an ber Frontſeite 


geſchehen. 
8 16. 


Das Uebernachten in den Buden oder PVerkaufsftellen ift verboten. 


s 17. 

Die Erleuchtung der Buden, Schragen und anderen Berkaufs- VBorrid- 
tungen darf nicht durch freibrennende Lichter oder Lampen, fondern nur 
durch Laternen oder Lampen mit Cylindern gefchehen, und müſſen ins- 
bejondere die Flammen mindeftens 62 Gentimeter vom Holzwerf entfernt 
bleiben. Soll die Erleuchtung durh Gas bewirkt werden, fo ift hierzu 
die Genehmigung des mit der Peitung der Marktpolizei beauftragten Be- 
amten’ einzuholen. Der Gebraud von Kohlenbeden ift nur geftattet, wenn 
viefelben aus Eifen, Blech, Meſſing oder Kupfer angefertigt find und die 
erforderlihe Deffnung an der Seite haben. Des Nachts müſſen viefelben 
aus den Buben entfernt werben. 

$ 18. 

In den Häufern des Marktbezirts können Yahrmarkts- Gegenftände 
während der Dauer des Marktes in offenen Berfaufslofalen ohne polizeiliche 
Erlaubniß feilgehalten werden. 

$ 19. 

Buden und Scragen, welde am Abend des erften Iahrmarkttages 
noch leer ftehen, werden auf Gefahr und Koften des Eigenthümers vom 
Markte fortgefchafft. 
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8 20. 
Vormittags 9 Uhr am Sonntage nad Beendigung bes Yahrmarktes 
müffen die Buden, Scragen und fonftigen Verkaufs-Vorrichtungen wieder 
abgebrochen fein. 


Befondere Beitimmungen für den Weihnadtsmarft. 
Drt, Marktbezirk und Dauer des Marktes. 
821. 

Der Weihnachtsmarkt findet auf dem Schloßplatz und, ſoweit es 
das Bedürfniß erfordert, auf den angrenzenden Straßen und Pläten ftatt. 
Er beginnt am 11. Dezember und endet mit dem 27. Dezember jeden 
Jahres. Der Verkehr auf dem Markte beginnt täglih früh um 9 Uhr 
und endet Abends 10 Uhr, an Sonn- und Feiertagen und am Heilig. 
Abend um 11 Uhr Abende. 

$ 22. 

Das Aufbauen der Buden auf dem Weihnachtsmarkte beginnt am 
11. Dezember, früh 7 Uhr. Bor 6 Uhr Morgens dürfen die Buben auf 
ihre Standpläte nicht gefchafft werden. Verfäufer, welche ihre Waaren 
auf Heinen Tiſchen, Schragen oder jonftigen Verkaufs: Vorrihtimgen feil 
bieten, erhalten ihre Stellen erft am zweiten Marfttage, den 12. Dezember, 
angewiefen. Wer ſich resp. am 11. und 12. Dezember bis 3 Uhr Nad)- 
mittags nicht einfindet, hat zu gewärtigen, daß über feine Stelle anderweitig 
verfügt wird. Am 28. Dezember, früh 8 Uhr, müſſen ſämmtliche Buben, 
Schragen und fonftige Berfaufs: Vorrichtungen fortgefhafft fein. 


8 23. 

Die Beitimmungen der 88 2 bis 5, 7, 8 und 10 bis 19 finden auch 
auf den Weihnachtsmarkt Anwendung. Pfefferküchler, Brefferfuchenhändter, 
Verkäufer von Obſt, Nüſſen, Weihnachtsbäumen, Spielzeug und dergleichen 
fönmen Berfaufs- Vorrichtungen auch außerhalb des Marktbezirks auf ges 
eigneten Plägen mit Genehmigung des mit der Leitung der Marktpolizei 
beauftragten Beamten aufjtellen. 


Straf-Beitimmungen. 
8 2. 
Wer den Beftimmungen diefer Berordnung zumiderhandelt, wird mit 
Geldbuße bis zu 10 Thlr. oder im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßigem 
Gefängniß beftraft. 


Schluß-Beitimmung. 
82. 
Die vorftehende Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. Oftober 1863 
in Kraft. Bon da ab verlieren: die Polizei Verordnung vom 10. November 
1851 in Betreff des Berkehrs auf den Berliner Jahr: und Weihnadhts- 
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märften (Intelligenz-Blatt No. 272); die Polizei» Verordnung vom 12. April 
1859 in Betreff der Theilung der Stadt Berlin in Jahrmarkt Bezirke 
(Intelligenz Blatt Nr. 95); die Belanntmahung vom 2. Auguft 1859 in 
Betreff der Berlegung des Topfmarftes nach dem Aleranderplag (Intelligenze 
Blatt Nr. 186) und die Belanntmahung vom 13. Dezember 1858 in Betreff 
der Dauer des Weihnahtsmarktes (Verordnungs- und Berliner Intelligenz- 
Blatt Nr. 293), ihre Geltung. 
Berlin, den 12. Juni 1863. 
Königliches Polizei-Präfidium. 
(gez.) Yüdemann. 


B. Wodenmärkte, 


Wochenmarkt-Ordnung vom 9. Februar 1848, 


Zahl der Wochenmärkte. 
81. 
Die Berliner Wochenmärkte finden ftatt: 
(Die Wochenmärkte find gegenwärtig fümmtlich verändert. Vergleiche 
Anmerfung zu 8 2.) 
Trifft einer diefer Markttage auf einen Feſttag, jo findet der Markt 
an dem nächft vorhergehenden Wochentage ftatt. 


82 
ift nicht mehr in Kraft. 
(Die bier angegebenen Märkte find ſämmtlich aufgehoben.) 
MWohenmärfte werden gegenwärtig nodh abgehalten: 
auf dem Andreasplatz: Dienjtags und Freitags; 
auf dem Arkonaplatz: Dienjtags und Freitags und Sonne 
abends Abend; 
auf dem Büfhingsplag: Dienftags und Freitags; 
in der Franzftraße: Mittwohs und Sonnabends; 
auf dem Gefundbrunnen (Plag an der Prinzen: Allee): 
Sonntags früh, Mittwochs und Sonnabends; 
Mittwochs und Sonnabends: Wochen: 
marft; 
Dienftags und Freitags: Heu- und 
Strobmartt; 
auf dem Paujigerplat: Montags und Donnerftags; 
auf dem Magdeburgerplag: Dienftags und Freitags; 
in Moabit: Montags und Donnerftags; 


auf dem Gartenplatz: 
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Montags, Dienftags, Donnerftags 

und Freitags: Wochenmarkt; 

Mittwohs und Sonnabends: Heu— 
und Strobmarft; 

auf dem Teutoburgerplag: Mittwochs und Sonnabends; 

auf dem Nettelbedplag: Montags und Donnerftags. 


auf dem — 


Wochenmarkt-Artikel. 
83. 

Zu den Wochenmarkts-Artikeln gehören: 

1) Erzeugniſſe des Bodens, der Land- und Forſtwirthſchaft, ver Jagd 
und Fiſcherei, welche zum Genuſſe dienen; alle eßbaren Gartens, 
Wald- und Feldfrüchte (friſch, getrodnet, gebacken oder eingekocht), 
als: Obſt, Citronen, Pomeranzen, Apfelſinen, Gemüſe, Kräuter, 
Knollen und Wurzeln, auch rohe ungedörrte Cichorienwurzeln; ferner 
Pilze, Beeren, Sämereien, Getreide und Hülſenfrüchte, Mehl jeder 
Art (einſchließlich des Kartoffel- und Senfmehls) und alle anderen 
Mühlenfabrikate aus Getreide und Hülſenfrüchten, ſodann Hefe, 
Brod, Semmel und ähnliche Backwaaren. 

Kleine vierfüßige Thiere, Kälber, Schafvieh, Schweine, Ziegen, 
Milch, Butter, Käſe, Fleiſch und Fleiſchwaaren (friſch, geſalzen oder 
geräuchert), wildes Geflügel und Wildpret aller Art, Federvieh, 
Eier, Honig, Krebſe, Muſcheln, Fiſche (friſch, geſalzen, gedörrt oder 
geräuchert). 

2) Andere Erzeugniſſe der Natur und der mit dem Landbau und mit 
der Forſtwirthſchaft verbundenen gewerblichen Thätigkeit: Rohe 
Steine und Erden, Schiefer, Kalkſteine, roher Gips und Traß, 
Kreide, Thon, Walkerde, Sande, Feuer, Wetz⸗ und Schleifſteine 
und Ziegel. 

Gras, Heu, Viehfutter (auch Oelkuchen), Stroh, Schilf, Rohr, 
Baſt, Laub- und Nadelſtreu, Seetang, Moos, Schwamm, rohe 
Wurzelgewächſe, Stengel und Blätter (namentlich auch rohe un— 
bearbeitete Tabaksblätter), Blumen und Pflanzen, Hopfen, Wau, 
Karden, desgleiheu Del: und Kleefaat und andere Pflanzenfaamen. 

Sträucher, Bäume, Ruthen, Reifer, auch Bejen aus Reiſern, 
jowie grobe Geflehte aus Holzipänen, aus Weiden, Schilf, Rohr, 
Baft, Stroh und vergleichen. 

Flachs, Hanf, Leinengarn, Zwirn, Band und Strümpfe aus 
Leinen, Leinwand, Zwillich und Drillich. 

Brennholz, Torf, Holz, Braun» und Steinfohlen und andere 
Brennmaterialien, Lohe und Lohkuchen, Harz, Theer, Beh, Kien- Del, 
Kienruß, Aſche, Baus, Nug- und Schirrholz, Pfähle, Bretter, Latten, 
Dadjiplitten, auch grobe Holzwaaren. 
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Bögel, Bienenftöde, rohes Wachs, Schreib- und neue Bett- 
federn, rohes Horn, Knochen, rohe Thierfelle, Borften, Thierhaare 
und wollenes Stridgarn. 


Polizei-Berorpnung vom 3. September 1873. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über bie 
Polizei-Bermaltung vom 11. Mär; 1850 (G.-©. ©. 265) und 
im Hinweis auf den $ 149 Nr. 6 der Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. S. 280) verorbnet das Polizei: 
Präſidium nach Berathung mit dem Gemeinde- Borftande für ben 
engeren Polizeibezirf von Berlin, was folgt: 

81. 

Folgende, nad der Wochenmarkt » Ordnung für Berlin, zu 
den Wocenmarkt-Artifeln gehörende Gegenftände, als: rohes 
Horn, Knochen, rohe Thierfelle, Borften und Thier— 
haare, dürfen von jett ab nur im frifchen oder doch geruchlofen 
Zuftande nad den hiefigen Wochenmärften gebracht und auf den- 
felben feilgeboten zu werben. 

82. 

Zumiderhandlungen werden mit Gelobuße bis zu 10 Thlr. 
und im Falle des Unvermögens mit Haft bis zu 8 Tagen beftraft. 

Berlin, den 3. September 1873. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge) von Madai. 


Defanntmahung vom 2. Auguſt 1884. 

Im gefundheitspolizeilichen Interefje fann das Mitbringen 
von rohen Thierfellen auf die MWocenmärfte, ſowie das 
Lagern derfelben und der Handel mit denfelben auf den 
Märkten, öffentlihen Straßen und Plätzen ferner nit 
geduldet werden und wird hierburd) verboten. Eine Ausnahme 
von biefem Berbot findet nur ftatt bezüglid” des Ausſchlachtens 
und Zerlegens von Kälbern und Wild aus dem ganz frifchen Fell, 
was wie bisher auf den Wochenmärften geftattet bleibt. 

Berlin, den 2. Auguſt 1884. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
In Bertretung 
(ge3.) Friedheim. 


Bekanntmachung vom 28. April 1886. 


Zur Abhaltung des auf den Wochenmärkten und in den Marft- 
halfen nicht geftatteten Handels mit rohen Fellen flieht vom 
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3. Mai d. I. an während der feftgefegten Marktzeit der Platz in 
der Nähe des fogenannten Hammelthores hinter den Rinderftällen 
auf dem ſtädtiſchen Gentral-Biehhofe zur Verfügung. 
Berlin, den 28. April 1886. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


84. 

Andere, als die vorſtehend aufgeführten Artikel und Kramwaaren jeder 
Art, dürfen auf den Wochenmärkten nicht verkauft werden, und wo ſolches 
noch hin und wieder aus älterer Zeit her geſchieht, muß der Handel mit 
denſelben den 1. Januar 1849 aufhören. Kramwaarenhändler, welche ihre 
Berfaufsftelle auf dem Wochenmarkt länger als drei Monate nicht benutzt 
haben, werben fogleih ausgefchlojfen. 


85. 

Zu den Viktualien, welde auf den Märkten verfauft werben fünnen, 
türfen Getränfe, namentlih Bier und Branntwein, nicht gerechnet werben. 
Jedoch fol zur Bequemlichkeit der Marktfieranten der Handel mit gelochtem 
Kaffee geftattet fein. 


Berfaufsorte für die einzelnen Artikel. 
S 6. 

Die vorftehend ($ 3) genannten Artikel dürfen, mit Ausnahme von 
Getreide, Stroh, Heu, Holz und Torf, fowie fandtabafin Wagen- 
ladungen und kleinem Schlachtvieh, auf allen Wochenmärkteu feilgehalten 
werben. 

8.7. 

Für Getreide findet der Landmarkt täglih auf dem Gensbarmen- 

markt, und der Wafjermarkt täglich an der Friedrichsbrücke ftatt. 


88. 
Stroh und Heu, Nutz- und Brenn-Holz, fowie Torf werben 
nur auf dem Aleranderplag und dem Gensdarmenmarkt an den gewöhn— 
lihen Wochenmarktstagen zugelaffen. 


Belanntmahung vom 18. September 1874. 

Mit Bezug auf die diejjeitige Bekanntmachung vom 27. März 
1863 (Berl. Intel.»-Bl. Nr. 95 de 1863), betreffend die Ver— 
legung des Getreide-, Heu: und Strohmarftes vom Alerander: 
pla und Gensdarmenmarkte nad) dem Oranienplatz, wird hierdurch 
zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß vom 6. Dftober d. J. ab 
der Getreide-, Heu: und Strohmarkt des Montags, Mitt- 
wohs, Donnerftags und Sonnabends auf dem Oranienplage, des 
Dienftags und Freitags dagegen auf dem Oartenplaße, und zwar 
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während des Sommers von früh 6 Uhr und während des Winters 
von früh 7 Uhr ab bis Nachmittags 1 Uhr abgehalten werden 
wird. Die Anfahrt zum Gartenplag findet von der Gartenftraße, 
die Abfahrt dagegen nad der Aderitraße ftatt. Die in ber 
MWochenmarkts- Ordnung vom 9. Februar 1848 in Bezug auf die 
vorgenannten Märkte gegebenen Vorſchriften bleiben unverändert 
in Kraft. 
Berlin, ven 18. September 1874. 
Königlihes Polizei: Präfidium. 


89. 
Landtabak in Wagenlabungen darf Dienftags und Freitags, im Herbft 
jedody täglich, in der Klofterftraße zu Markte gebracht werden. 


Ss 10. 

Für Kälber, Schafvieh, Schweine und Ziegen ift der Bieh— 
marftplag am Pandsberger Thore*) mit bejtimmt, wofelbit fie täglich verkauft 
werben bürfen. 

*) Iept der Central-Viehhof, fiche „Marktpoligei, Th. IV., Abſchnitt 4D." 


gs 1. 
Für Fifche findet, außer auf den Wocenmärkten, ein täglicher Markt 
an dem Inſelgebäude und auf dem Spittelmarft ftatt. 


$ 12, 
Mit friſchem Obſt darf in dem zutreffenden Jahreszeiten täglich an 
der Friedrichsbrücke, von den Werderſchen Obftzüchtern, mit ſauren Kirſchen 
auch in der Kloſterſtraße Markthandel getrieben werden. 


Bekanntmachung vom 11. Juni 1886. 

Der bisher an der Friedrichsbrücke ſtattgehabte Obſtmarkt iſt 
auf die beiden links und rechts von der Ausfahrt der Markt— 
halle IV. (Dorotheenftraße) belegenen Pläge verlegt worden. 

Berlin den 11. Juni 1886, 

Königliches Polizei-Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Verkauf im Umberziehen. 
8 13. 

Apfelfinen, friſches Obſt, Walpbeeren, Radieschen, Rüberettige, Zimmt: 
und Faſtenpretzeln, eingelegte Gurken, Bollen, Büdlinge und Flundern, 
Milch, Reiſerbeſen und Sand können täglich in den Häuſern und auf den 
Straßen, nad) Maßgabe der dazu ertheilten polizeilichen Erlaubnißſcheine, 
verfauft werben. 
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Polizei-Berordnung vom 16. November 1881. 


Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März; 1850 (G.⸗S. ©. 265), des $ 69 
der Reich» Gewerbe» Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.:-©.- Bl. 
©. 245 ff.) und der 88 79 und 80 des Gejeges Über die Organi- 
fation der allgemeinen Landes-Verwaltung vom 26. Yuli 1880 
(G.S. ©. 291 ff.) verordnet das Polizei» Präfidium mit Zu— 
ftimmumg des Gemeinde- Borftandes für den Stadtkreis Berlin, 
was folgt: 

4. 

Das TFeilbieten, das Feilhalten und der Berfauf aller Waaren, 
einfchließlich der für die Wochenmärkte zugelaſſenen Gegenftände, 
im Umberziehen ohne Einnahme einer feften Stelle, wird auf 
allen Plägen und Straßen, auf denen Wochenmärkte abgehalten 
werden, während der Marftzeit hierdurch verboten. 


82. 

Zumiberhandlungen gegen die Vorſchrift des $ 1 werben mit 
Geldbuße bi8 zu 30 Mark und im Unvermögensfalle mit verhält- 
nißmäßiger Haftitrafe beitraft. 

S 3. 

Diefe Polizei- Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1882 in 
Kraft. 

Berlin, den 16. November 1881. 

Königliches Polizei » Präfivium. 
(gg.) von Madai. 


Verlauf. 
8 14. 

Andere, ald die eben genannten ($ 13) Gegenftände, die zu dem 
Wochenmarkts- Artikeln gehören und von außerhalb zu Markte gebracht 
werben, dürfen an feinen anderen als ven für den Markt bejtimmmten 
Plägen, audy nicht vor oder in dem Thore gekauft und verfauft werben. 
Nur bei Kohlen, Torf, Kartoffeln, Bollen und friſchem Obſt ift der Berfauf 
vom Schiffe auf den hierzu angewiefenen Anlegeplägen geftattet. 


Beſuch der Wochenmärkte. 
8 15. 

Der Beſuch der Wochenmärkte und der Kauf und Verkauf auf den» 
jelben jteht Jedermann mit gleichen Befugniffen frei; Händler müfjen dabei, 
wie ſich von felbft verfteht, zum Betriebe des Handelögewerbes überhaupt 
berechtigt fein. 

26 
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$ 16. 

Degen Taſchen- und Marftviebftahls beftrafte Individuen jedoch 
dürfen nur nad) eingeholter befonderer Erlaubnif des infpizivenden Marft- 
Polizeis Beamten auf den Wochenmärften erfcheinen und unter der von ihm 
angeorbneten ſpeziellen Aufjicht ihre Einkäufe vornehmen. 


s 17. 
Wenn fie diefer Vorſchrift zumwiderhandeln, werben diefelben, infofern 
fie nicht befondere Strafe verwirft haben, für die Dauer des Marktes in 
polizeilihe Haft genommen. 


Marktträger. 
8 18.*) 

Perſonen, die ihre Dienfte als Marftträger anbieten wollen, müſſen 
numerirte Pegitimationsfarten und mit gleiher Nummer verfehenes Trage- 
geräth bei fi führen, ſich aud in allen Stüden nad den über ihren Ge- 
werbebetrieb erlaffenen bejonderen Bejtimmungen verhalten. 


*) Vergl. Publitandum vom 5. November 1347 „Befondere Gewerbe“ 
Theil IV. Abſchnitt 6 D. 


Dauer des Marktes. 
8 19. 

Der Markt, d. 5. der eigentlihe Handel beginnt auf den gewöhnlichen 
Wochenmärkten ($ 1) in den Sommermonaten, vom 1. April bis 1. Oftober, 
um 6 Uhr, in den Wintermonaten, vom 1. Oftober bis 1. April, um 7 Uhr 
Morgens und dauert bis 1 Uhr Mittags. Der Anfang des Marktes wird 
durch das Aufziehen der Marktflagge, wo eine foldhe vorhanden, und deſſen 
Beendigung durch das Einziehen berjelben Fund gethan. Vor und resp. 
nad) diefer Zeit darf auf dem Marfte fein Handel betrieben werden. 


Polizei-Verordnung vom 2. Juni 1876. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) verordnet zur 
Ergänzung des $ 19 der Wochenmarkt-Ordnung für Berlin vom 
9, Februar 1848 das Polizei» Präfidium, nad Berathung mit 
dem Gemeinde-Borjtande für den Polizei Bezirt won Berlin, 
was folgt: 

$1. 

Mährend der Monate Juni und Juli dauern die Obſt— 

märfte bis 3 Uhr Nachmittags. 


82. 
Zumiderhandlungen gegen die Vorſchrift in $ 1 werden nad 
$ 149 Nr. 6 der Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869 mit 
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Geldbuße bis zu 30 Marf und im Unvermögensfalle mit Haft 
bis zu 8 Tagen bejtraft. 
Berlin, den 2. Juni 1876. 
Königlihes Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Polizei-Verordnung vom 3. Dezember 1879. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Bolizei- 
Verwaltung vom 11. Mär; 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das 
Polizei-Präſidium nad) Berathung mit dem Gemeinde: Borftande 
für den Polizei» Bezirf von Berlin, was folgt: 

Der $ 19 der Wochenmarkt» Ordnung für Berlin vom 
9. Februar 1848, welcher den Schluß der Wochenmärkte auf 1 Uhr 
Mittags feitfegt, erhält folgenden Zufaß: 

Am 24. ımd 31. Dezember eines jeden Jahres ift der Ver— 
fauf von Fiſchen auf ven Wochenmärkten bis Nachmittags 3 Uhr 
geftattet. 

Berlin, den 3. Dezember 1879. 

Königliches Polizei- Präfidium, 
(gez.) von Madai. 


8 20 
(betrifft den aufgebobenen Wochenmarkt auf dem Gensdarmenmaärkt). 
s 21. 

Die Sonntags» Frühmärkte ($ 2 ad 1) müſſen in den Monaten Mai, 
Juni, Yuli und Auguft um 8 Uhr, in den übrigen Monaten aber um 
8"/, Uhr geſchloſſen und jpäteftens eine halbe Stunde nah dem Schluß 
fänmtlihe Utenfilien vom Marktplage fortgefhafft fein. 

Die Abendmärkte ($.2 ad 2) dauern von 1 Uhr Mittags bis 5 Uhr 
Abends in den ſechs Wintermonaten und bis 7 Uhr Abends in den ſechs 
Sommermonaten. 

Marttitellen. 
$ 22. 

Die Handelsftellen werden den Verkäufern von dent infpizirenden 
Polizeibeamten angewiefen, deifen Anordnungen ein Jeder pünktlich Folge zu 
leiften bat. Glaubt der Eine oder Andere fih im feinen Rechten verlegt, 
jo bleibt ihm vie Beſchwerde bei dem Polizei-Präſidium überlafjen. 

8 23. 

Die Ordnung, in welder diefe Stellen vertheilt werben, richtet fich 
theils nad den zu Markte gebrachten Gegenftänden, theils nah den Ber- 
fäufern; indem die verfchiedenen Gattungen der Wochenmarfts= Artikel im 
Zujammenbhange bleiben und die Produzenten von den Händlern getrennt auf: 


gejtellt werben müſſen. 
26* 
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Diejenigen Verkäufer, melde ihre Waaren regelmäßig zu Wagen ans 
fahren, erhalten die zunächſt an der Straße belegenen Handelspläge. 


8 24. 

Die Größe und Ausdehnung der Marktftände richtet ſich jeder- 
zeit nad der Dertlichfeit und den Umftänden. Als Regel gilt, daß den 
Schlächtern ein Raum von 6 Fuß und den Wild» und Federviehhändlern 
ein Raum von 8 Fuß, den Borkofthändlern aber von 10 Fuß Frontlänge 
zur Aufftellung ihrer Schragen gegeben wird. Die Tiefe diefer Handels» 
ftellen richtet fich lediglich nad dem vorhandenen Raum. 

Den Gärtnern kann in der Regel eine Stelle von 8 Fuß Frontlänge 
zugejtanden werben. 

8 25. 

Kein Verkäufer ift berechtigt, feine Marktftelle einem Andern zu über- 
laſſen; er muß es fi daher gefallen lafjen, daß fie andermeitig vergeben 
wird, wenn er von ihr keinen Gebrauch madt. Das Aufrüden in eine 
befiere Stelle erfolgt nach der Anciennität. 


$ 26. 

Ueberhaupt hat Niemand einen dauernden Anfprud auf eine beftimmte 
Handelsftelle, da eintretende Umſtände die Benugung des Platzes zu 
anderen Zmweden und die Verlegung der Marktitände nothwendig machen 
fünnen. 

Ss 27. 

Die Marktverfäufer miüffen mit den nöthigen Vorrichtungen zur 
Lagerung ihrer Waaren verfehen fein. Das Ausfchütten des Obſtes, der 
Kartoffeln, Bollen, Gurten u. dergl. auf bloßer Erde darf unter feinen 
Umftänden ftattfinden. 

8 28. 

Einen Plan oder eine fonftige Bedahung Über die zu Markte ge— 
brachten Gegenftände anzubringen, ift im Allgemeinen nicht ftatthaftl. Da 
indejfen mehrere Wocenmarfts-Artifel durch den Einfluß der Witterung 
feiven, fo foll dies in einzelnen Fällen nahgegeben werden. Die Erlaubniß 
hierzu ertheilt der Marktpolizei- Injpektor. Die Bedvahung muß genau 
nach feiner Anweifung und jederzeit fo angebradt werben, daß fie weber 
der Paſſage hinderlidy wird, noch dem Publitum überhaupt zum Nachtheil 
gereichen kann. 


Aufbauen. 
8 29. 
Mit dem Aufbauen des Marktes darf nicht früher als eine Stunde 
vor dem Anfang des eigentlihen Marktverfehrs begonnen werben, in dem 
Eommermonaten daher nicht vor 5, in den Wintermonaten nicht vor 6 Uhr. 
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$ 30. 

Die Wagen müſſen, foweit es thunlid, beim Abladen nicht neben- 
einander, jondern einer hinter dem andern auffahren, und dürfen nicht länger 
auf dem Marftplate verweilen, als zum Abladen der Waaren unumgänglich 
nöthig iſt. Sobald das Abladen erfolgt ift, müſſen die Fuhrwerke ohne 
weiteren Aufenthalt den Marftplag verlafien. 

831. 

Nur den auswärtigen Handelsleuten, welche ihre Waaren mittelſt Fuhre 
hierher bringen, iſt es nachgelaſſen, ihre Wagen auf den Markt nach An— 
weiſung der Marktpolizei-Beamten aufzufahren, und von denſelben herab 


die Waare zu verkaufen. 
832. 

Solche Verkäufer dürfen jedoch keine Kaſten, Körbe oder andere Be— 
hältniſſe neben dem Wagen abſetzen, um aus dieſen gleichzeitig zu verkaufen. 
Wollen ſie dies, ſo müſſen ſie eine ordentliche Verkaufsſtelle auf dem Markte 
ſelbſt einnehmen, den Wagen aber von demſelben fortſchaffen. 


$ 33. 

Auch die Handwagen, auf welden die Waaren zu Marfte gebracht 
werben, find nach erfolgtem Abladen vom Marftplate zu entfernen, es fei 
denn, daß die Waare ihrer Beichaffenheit nach auf dem Wagen verbleiben 
muß und durch deijen Aufitellung vie Handelsftelle ſelbſt feine größere 
Ausdehnung erhält. 

Ss 34. 

Die Aufftelung der Bänke und Sie für die Verkäufer muß zur Ver— 
meidung jeder Störung im Marktverfehr vor dem Beginn des Marktes 
gefhehen, und bleibt dafür der Pächter des Stättegeldes oder der fonftige 
Unternehmer dieſes Gejchäftes der Behörde verantwortlid,. 

$ 35. 

Das Mitbringen von Hunden auf den Markt ift ſowohl den Ver— 
fäufern, al8 den Käufern unterfagt. Diejenigen Hunde, welde zum Zieben 
der Transportwagen benußgt worden find, müſſen mit einem vorſchrifts— 
mäßigen Maulforb verfehen fein, und dürfen gleichfalls nicht auf dem Marfte 


gelafien werben. 
$ 36. 


Der Gebraud von Kohlenbeden ift zwar auf den Wochenmärkten 
geftattet, jedoch müſſen diefelben von Eifen, Blech, Mejfing oder Kupfer fein 
und die erforderliche Deffnung nur an der Seite haben, audy nicht zum 
Kochen von Speifen und Getränken benugt werben. 


Befhaffenheit der Pebensmittel. 
8 37. 
Niemand darf ſolche Lebensmittel zu Markte bringen, welche nad) ihrer 
Beihaffenheit der Geſundheit nadhtheilig werden fünnen. Dahin find u. U. 
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zu rechnen: abgeftandene alte Fiſche, in Fäulniß übergegangenes Fleiſch, ver- 
dorbene Butter, unreife Kartoffeln u. f. w. 

Finden ſich dergleichen, auch nur verdächtige Nahrungsmittel vor, fo 
ift deren Verkauf fofert einzuftellen, und es erfolgt ihre Beichlagnahme und 
Unterfuhung durch einen Sacverftändigen. Beftätigt ſich der Verdacht, 
und fönnen die Waaren in einen geniehbaren Zuftand nicht zurückverſetzt 
werden, jo find diefelben auf Koften des Eigenthümers zu vergraben, ent» 
gegengejegten Falls aber dem Verkäufer zurüdzugeben, ohne daß diefem ein 
Anſpruch auf Entſchädigung zufteht. 

Ss 38. 

Unreifes, zum Einmacen oder zu Sancen dienendes Obſt darf zwar 

zu Marfte gebracht, jedoch niemals an Kinder verfauft werden. 
$ 39. 

Abfichtlibe Verfälfhung der Yebensmittel, wohin jede zu Maße 
oder Gewichtövermehrung dienende Vermiſchung mit ſchädlichen oder un— 
ſchädlichen Stoffen, z. B. die abfihtlihe Vermiſchung der Butter oder Milch 
mit Waffer u. dergl. zu rechnen ift, wird außer der Konfisfation mit ber 
in den Gejegen beftimmten Strafe geahndet. 


Polizei-Verordnung vom 15. September 1885. 

Auf Grund der 88 143 und 144 des Geſetzes über die all- 
gemeine Pandes-Berwaltung von 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195 ff.) 
und der 88 5 ff. des Geſetzes über die Polizei» Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.S. ©. 265) wird ımter Zuſtimmung des Ge— 
meinde» Borftandes für den Stadtfreis Berlin verordnet, was folgt: 

81. 

Das Aufblajfen gefhladteter Thiere oder einzelner 
Theile verfelben, fowohl mittelit des Mundes, als mitteljt 
eines Blafebalges oder andern Werkzeuges, ebenjo die Einführung, 
das Feilbieten und der Verkauf aufgeblafener Schladhtthiere oder 
einzelner aufgeblajener Theile derfelben ift verboten. 

8%, 

Zumiderhandlungen werden, ſoweit nit nad allgemeinen 
Strafbeftimmungen, insbefondere des $ 263 des Neid: Strafe 
geſetzbuches, eine härtere Strafe verwirkt ift, mit einer Gelpftrafe 
von 5 bis zu 30 Mark beftraft, an deren Stelle im Yalle des 
Unvermögens eine entſprechende Haftitrafe tritt. 

83. 
Diefe Verordnung tritt am 1. Oktober 1885 in Kraft. 
Berlin, den 15. September 1885. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
In Vertretung: 
(gez.) Friedheim. 
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Verhalten beim Hanpel. 
8 40. 

Ein jeder Verkäufer muß richtiges Preußiſches) Maß und Gewicht 
halten und fein anderes mit fi führen, da der Einwand, daß er es nicht 
zum Mefien und Wägen, fondern zu anderen Zweden benutze, fein gejet- 
liher Entſchuldigungsgrund ift. 

*) Jetzt das für das deutjche Reich eingeführte Maß und Gewidt. 


84. 

Da die Courantrecdinung bei den Grofchen abgejchafft ift, fo fpricht bei 
jedem nadı Groſchen abgeichlofienen Handel die gefegliche Vermuthung dafür, 
daß Silbergroſchen gemeint feien. 


8 42. 
(ift durch Bekanutmachung vom 13. November 1869 aufgehoben.) 


8 43. 

Den Fleiſchern ift verboten, Köpfe, Füße, Kuchen und andere der— 
gleihen weniger genießbare Gegenftände als Beilage zu dem Braten und 
dem Kochfleiſch mit einzuwiegen. Diefe Theile müſſen vielmehr für ſich 
allein und zu beſonderen Preifen verkauft werben. 


8 44. 
Wer Roßfleiſch zum Berfauf auf den Markt bringt, darf nicht gleich» 
zeitig anderes Fleiſch feilhalten und muß an feiner VBerfaufsftelle eine Tafel 
mit der deutlihen Aufſchrift „Roßfleiſch“ führen. 


S 45. 
Niemand darf den Anderen duch Zurüdprängen und auf andere 
Weiſe von dem beabfidhtigten Kauf und Handel abhalten oder darin jtören. 


S 46. 
Die Verkäufer von Kartoffeln dürfen während des Markthandels 
den Preis nicht fteigern, widrigenfalls fie vom Markte fortgewiefen werben. 


Polizeilibe Aufſicht. 
Ss 47. 

Auf den Haupt-Marktplägen find Buben zum beftändigen Aufenthalt 
der infpizirenden Bolizeis Beamten während der Dauer des Wochenmarktes 
eingerichtet, auf denen fich zugleich die Marktflagge befindet, und woſelbſt 
alle auf den Marktbeſuch und Handel bezüglihe Beſchwerden vorgebradht 
werden fünnen. Zur Prüfung der Klagen über unrichtiges Maß oder 
Gewicht werben in der Marftbude die nöthigen DR. und Ge— 
wichte gehalten. 
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8 48. 

Streitigfeiten über den bedungenen Preis oder die Beichaffenheit der 
Waare gehören zwar zur Entideidung der ordentlihen Gerichte. Jedoch 
bat der Markt» Polizei Beamte infoweit Kenntniß davon zu nehmen, als 
dergleihen Differenzen nicht bis zur Störung der Ruhe und Ordnung aus— 
arten dürfen. Er bat daher die ftreitenden Parteien zu einem ruhigen 
Berhalten zu ermahnen, eine gütliche Ausgleihung unter ihnen zu verfuchen, 
und wenn biefe nicht zu erreichen ift, fie über ihre Rechte und Pflichten zu 
belehren. Fährt Einer oder der Andere in feinem ruheftörenden Betragen 
fort, fo ift er vom Markte zu verweilen. 


Erhaltung der Ruhe und Ordnung. 
$ 49, 

Käufer wie Verkäufer find gehalten, ihr Benehmen jo einzurichten, daß 
weder der Anftand noch die öffentliche Ruhe geftört wird. 

Müriges, zwedlofes Stillftehen, wodurch die freie Pafjage leidet und 
bei entjtandener Unruhe der Zufammenlauf vergrößert wird, ift unbedingt 
verboten. 

$ 50. 

Scllte ein Streit bis zu Thätlichfeiten ausarten, fo werden die Ruhe-⸗ 
ftörer ohne Weiteres vom Markte verwiefen und dürfen fid an dieſem 
Tage auf demielben nicht wieder betreten laſſen. 

Die Beitrafung des fchuldigen Theils bleibt dem gerichtlichen Ver— 
fahren vorbehalten. 

$ 51. 

Grobe Widerfeglichkeiten gegen die Polizeibeamten felbft oder gegen 
deren Anordnungen find nah Bewandtniß der Umftände mit fofortiger Ver— 
baftung unter Borbehalt der weiteren Unterfuhung und Beftrafung zu 
ahnden. 

Abbauen. 
852. 

Sobald das Signal zum Abbauen des Marktes durch Einziehen der 
Marktflagge gegeben iſt, welches um 1 Uhr Mittags und Sonnabends auf dem 
Gensdarmenmarkt um 12 Uhr geſchieht, müſſen die Verkäufer nicht allein den 
Handel einjtellen, fondern aud ihre Handels = Utenfilien zufammenpaden und 
fortichaffen. Es iſt daher ihre Sache, für die rechtzeitige Ankunft ihrer 
Transportmittel zu forgen, da der Plag fpätejtens eine Stunde nad) dem 
Marktihluß von allen Waaren und Utenfilien geräumt fein muß. 

8 53. 

Bei dem Aufladen und dem An- und Abfahren ver Wagen ift daſſelbe 
Derfahren zu beobachten, wie in $ 30 bei dem Aufbauen des Marktes vor: 
gejhrieben ift. Kein Fuhrwerk darf zur Abwartung des Marktichluffes in 
den angrenzenden Straßen des Marktes aufgeftellt bleiben. 
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Ss 54. 

Es iſt durchaus unftatthaft, Schragen und andere Markt: Utenfilien, 
namentlich Fleifhblöde, auf dem Marktplate oder in der Umgegend fteben 
zu laſſen. Wo bdergleihen Geräthe nad beendigtem Markt nod wahr: 
genommen werden, find fie auf Gefahr und Koſten des Eigenthümers von 
Polizei wegen weg zu Schaffen, und wenn biefer nicht binnen 8 Tagen die 
Rückgabe nachſucht, zu verkaufen. Der Erlös wird, mit Zurüdweifung aller 
Anfprüce des ſich fpäter meldenden Eigenthümers, nah Abzug der Koften 
zur Stabtarmenfaffe abgeführt. 

$ 55. 

Daſſelbe gilt von den Fifchbehältern, infofern ſolche nicht ihren be» 
ftändigen Stand auf den Berfaufsftellen haben. 

Ale Fijhbehälter, bei denen letteres der Fall ift, müſſen täglıd 
des Abends entleert, des Morgens aber wieder mit friſchem Waſſer gefüllt 
werben. 

$ 56. 

Zur Schonung des Straßenpflafters darf die Entleerung der Fiſchfäſſer 
vom Waller niemals durch Umſtürzen gejchehen. Vielmehr muß in dem 
Boden der Fiihbehälter em Zapfloch angebracht und durch diefes vermittelt 
einer untergelegten, bis in den Rinnſtein veichenden Rinne das Wafler ab- 
gelaffen werben. Dies muß auch gefchehen, wenn das Wailer während der 
Marktzeit gewechjelt werden joll. 

$ 57. 

Das Zurüdlaffen von Kraut, Knochen und anderen größeren Abgängen 
ift ebenfalls unterfagt. Dergleihen muß jeder Verkäufer zuſammenraffen 
und mit den Handels -Utenfilien zugleich fortfchaffen. 


8 58. 

Die Bänke und Seffel muß der Stättegeldpächter, oder wer folce 
fonft vermiethet, unmittelbar nah dem Schluß des Marktes vom Plate 
wegſchaffen laſſen. Der Stättegeldpächter oder fonftige Vermiether bleibt 
in diefer Beziehung für fein Dienftperfonal allein verantwortlich. 


Stättegeld und dejjen Erhebung. 
$ 59. 
Der Marktverkehr darf in keinem Falle mit anderen als ſolchen Ab» 
gaben belaftet werden, welche eine Bergütigung für den überlaffenen Raum 
oder den Gebrauch von Buden und Geräthichaften bilden. 


Ss 60. 

Eine folhe Abgabe ift das Stättegeld, weldhes dem hiefigen Magiftrat 

für die einzelnen Berfaufsftellen nad) Maßgabe ihres Umfangs zufteht und 
von dem Stättegeldpächter erhoben wird. 
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$ 61. 
Für die Wochenmärkte beträgt dieſes Stättegelb: 
1) Br ee Wosnlibund sn æ 1 Sgr. 3 Pi. 
2) Für den laufenden Fuß jeder anderen Berfaufsftele — - 1 » 
3) Für lebendes Geflügel, welches nicht auf Karren oder 
in anderen Behältnifien ift, pro Stüd.......... — ss ] ⸗— 
S$ 62. 


Die Zahlung des GStättegeldes liegt dem Mearktverfäufer ob, jobalo 
er feine Berfaufstelle eingenommen hat. Wer die Zahlung verweigert, hat 
fofortige Wegweiſung vom Markte zu gewärtigen, und es wird hierbei auf 
den Einwand, daß der Marktfierant noch nichts verkauft und daher fein 
Zahlungsmittel habe, nit Nüdficht genommen. 

$ 63. 

Die Bewohner des platten Yandes und Heiner Städte, welde felbit 
oder dur ihre Dienftleute eigene Erzeugniſſe an Getreide, Viktualien oder 
andere Bebürfniffe für Menfchen, als: Holz, Kien, Befen, Tabak, Kohlen, 
Flachs, Hanf n. f. mw, oder Futter für das Vieh, als: Heu, Stroh, 
Hädjel u. |. w. auf die hiefigen Wocdenmärfte bringen, find ohne Ausnahme 
von der Erlegung des Stättegelves befreit. 


S 64. 

Diefelben müſſen jedoch, wenn fie diefe Befreiung genießen wollen, 
jedesmal ein für das laufende Jahr ausgeftelltes Zeugniß des Magiftrats 
oder Schulzen ihres Wohnorts des Inhalts bei fi führen: daß fie nicht 
aufgefaufte Gegenftände hierher zu Marfte bringen, und dieſes Zeugniß den 
Stättegelderhebern auf Verlangen vorzeigen. 


8 65. 
Kein Verkäufer ift verpflichtet, von dem Städtegeldpädter Bänke, 
Stühle u. ſ. w. zu miethen. 
Wünſcht er jedoch von dem Pächter einen Sikplak auf einem Stuhl 
oder einer Bant, fo zahlt er dafür, incl. des Transports, 8 Pfennige. 


S 66. 

Der geltende Stättegeld- Tarif jelbjt vom 3. September 1824 ift zu 
Jedermanns Anfiht in der Marftbude des infpizirenden Polizei» Beamten 
aufgehängt. 

$ 67. 

Etwaige Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Zahlung des Stätte- 
geldes oder deſſen Betrag find zur Kenntniß des Marft- Polizei» Beamten 
zu bringen, welcher mit Vorbehalt der weiteren Beftimmung des Polizei« 
Präfidii nach Anleitung des Tarifs eine einftweilige Entſcheidung zu treffen 
und, wenn er den Verkäufer zur Zahlung für verpflichtet hält, das Stätte» 
geld bis zum nächſten Markttage in Berwahrung zu nehmen hat. 
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$ 68. 
Von einer Ueberhebung ift jederzeit dem Polizei» Präftvium Anzeige zu 
machen. 
$ 69. 
Dagegen werben auch alle gerechte Forderungen des Stättegelderhebers 
auf Anrufung des polizeilichen Beiftandes von dem Markt» Bolizei- Beamten 
in Schuß genommen werben. 


Strafen. 
8 70, 

Uebertretungen der Vorfchriften diefer Markt-Ordnung werden, injofern 
diefelben nicht nach anderweitigen Gefegen oder befonderen Polizei» Ber: 
ordnungen zu beftrafen find, mit einer Gelobuße bis zu 20 Thalern oder 
im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 

Berlin, den 9. Februar 1848. 

Königliches Polizei» Präfidinm. 


C. Markthallen. 


Negelung des Miarktverfehrs in den Marfthallen. 
Polizei-Verordnung vom 6. April 1886. 


Auf Grund der 88 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Pandes» Verwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. ©. 195 ff.), des $ 69 
der Reichs-Gewerbe-Ordnung und der 88 5 ff. des Gefetes über die 
Polizei Verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. ©. 265) wird im Ein- 
verftändnig mit dem Gemeinde: Borftande zur Regelung des Marftverfehrs 
in den Marfthallen bis auf Weiteres Folgendes verordnet: 


#1. 
Die Marfthallen 
I. in der Neuen Friedrichſtraße, 
II. in der Linden-Friedrichſtraße, 
III. in der Zimmerftraße, 
IV. in der Dorotheenitraße 
find zu Marktzweden für Jedermann, für Verkäufer, Händler, Vermittler, 
Miether von Gefhäftsräumen indejfen nur gegen den Nachweis der Zahlung 
der von der ſtädtiſchen Berwaltung fejtgeitellten tarifmäßigen Gebühren und 
Standmiethen geöffnet. 
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82. 
1) Die vorbezeihneten Markthallen find täglich geöffnet und zwar: 


a. die Central: Markthalle (I.) für die Einbringung von Marktgut 
in die Stände und für den Engroshandel im Winter wie 
im Sommer von 1 Uhr Nadıts ab; 


für den Detailhbandel: 
im Winter von 7 Uhr Morgens ab, 
im Sommer von 6 Uhr Morgens ab; 


b. die Marfthallen Il., III, IV, 


für den Engroshanbel: 
von 4 Uhr Morgens im Sommer, 
von 5 Uhr Morgens im Winter; 


für den Detailhandel: 
von 6 Uhr Morgens im Sommer, 
von 7 Uhr Morgens im Winter. 


2) Für den Verkehr des Publikums werden gefchloflen: 

ſämmtliche Markthallen zu jeder Jahreszeit Mittags 1 Uhr. 

3) An den Wocentagen werden viefelben Nachmittags 4 Uhr wieder 
eröffnet und bleiben dann zu jeder Dahreszeit bis 3 Uhr Abends 
geöffnet. 

4) An Sonn» und Fefttagen fchließt der Verkehr in allen Marfthallen 
pünftlih um 9 Uhr Bormittags. 

5) Die verjchiedenen Eröffnungszeiten des Marktverkehrs in den 
Marktthallen werden durch Aufziehen einer Fahne und durch Glocken— 
zeichen fignalifirt. 

6) Der Schluß erfolgt durch Herablaſſen der Fahne und Oloden- 
zeichen. 


Befanntmahung vom 15. Juni 1886. 
Im Einverftändniß mit dem Gemeinde: PVorjtande wird die 
im $ 2 der Polizei-Verordnung vom 6. April d. 9. für alle 
Markthallen auf 6 Uhr Morgens feftgefegte Einfahrtszeit 
hierdurch 
für die Central-Markthalle (1.) auf 7 Uhr und 
für die drei übrigen Markthallen (IL, III., IV.) auf 7', Uhr 
Morgens 
verlängert. 
Berlin, ven 15. Juni 1886. 
Königlibes Polizei» Präfidinn. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 
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Belanntmadhung vom 2. Auguft 1886. 

Im Einverjtändniffe mit dem Gemeinde-Borftande wird bie 
in $ 2 zu 3 der Polizei-VBerordnumg vom 6. April d. J. filr den 
Nahmittagsverkehr in den Markthallen feitgefegte Zeit dahin 
abgeändert, daß die Markthallen an Wochentagen „Nachmittags 
5 Uhr” wieder eröffnet und dann zu jeder Jahreszeit bis 8 Uhr, 
am Sommabend bis 9 Uhr, geöffnet bleiben. 

Berlin, den 2. Auguft 1886. 

Königliches Polizei Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


83. 

In den Detailverkaufſtänden der Markthallen, ſowie in allen ſonſtigen 
verfügbaren bedeckten Räumen der Letzteren und mit der Einſchränkung des 
84 iſt der Handel mit Gegenſtänden des Marktverkehrs (F 66 Sag I und 
Nr. 1, 2 und 3 der Neichsgewerbe-Orbnung) geftatte. Im den Seller 
räumen barf ein Marktverfehr nur inſoweit ftattfinden, als dieſelben von 
ber Markthallen-Berwaltung hierzu eingerichtet und ausdrücklich beftimmt find. 


84. 
Gewerbetreibenden, welche mit Gegenftänden des Marftverfehrs handeln, 
einen eigentlihen Marktitand aber nidyt befigen, Fünnen, foweit der Verkehr 
dies nach dem Ermejien des Kommiſſars für Markt- und Gemwerbe-Ange: 
legenheiten geftattet, auch außerhalb der Marktitände, insbejondere in den 
breiten Durchfahrten fefte Hanbelsftellen angewiefen werben. Unter allen 
Umftänden ausgefchloffen von der Belegung mit derartigen Handelsftellen 
find diejenigen Gänge in den Markthallen, welde nicht mehr als 2,00 m 
breit find. 
85. 
Jeder Gewerbebetrieb im Umhergehen (mit alleiniger Ausnahme des 
Verkaufs gekochten Kaffees) in den Markthallen iſt verboten. 


86. 
Gegenſtände des Marktverkehrs find: 

1) Rohe Natur-Erzeugniſſe mit Ausſchluß des größeren Viehes; 

2) Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land- und Forſtwirthſchaft, dem 
arten und Obſtbau oder der Fiſcherei in unmittelbarer Ver— 
bindung fteht, oder zu den Nebenbefhäftigungen der Yandleute der 
Gegend gehört oder durch Tagelähnerarbeit bewirkt wird, mit Aus- 
ſchluß der geiftigen Getränfe; 

3) Frifche Lebensmittel aller Art. 

Der zuftändigen Verwaltungsbehörde bleibt e8 vorbehalten, auf Antrag 
der Gemeindebehörbe noch andere, als die vorgenannten Gegenftände zum 
Marktverkehr in ven Markthallen zuzulaſſen. 
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8 7. 

Das Mitbringen von rohen Thierfellen in die Marfthallen, fowie das 
Lagern derfelben und der Handel in denfelben in den Markthallen ift im 
gefunpheitspolizeilichen Interefje verboten. — Eine Ausnahme von dieſem 
Berbot findet nur ftatt bezüglich des Ausſchlachtens und Zerlegens von 
Kälbern und Wild aus dem ganz frifchen Fell. 

88. 

Unreifes Obſt iſt von dem reifen geſondert zu halten und als ſolches 
durch Aufſtellung einer Tafel mit der deutlich lesbaren Aufſchrift: „Un— 
reifes Obſt“ kenntlich zu machen. 

89. 

Wer Roffleifh zum Verkauf ftellt, darf nicht auf demfelben Berkaufs- 
ftand anderes Fleiſch feilhalten und muß an vem Verlaufsſtand eine Tafel 
mit der deutlich lesbaren Aufſchrift „Roßfleiſch“ führen. 


8 10. 

Kunſtbutter und Miſchbutter iſt von Naturbutter geſondert zu halten 
und als ſolche durch Aufſtellung einer Tafel mit der deutlich lesbaren Auf— 
ſchrift „Kunſtbutter“, „Miſchbutter“ kenntlich zu machen. 


8 11. 

Die Vertheilung der Marktſtände und alles ſonſtigen in den Markt— 
ballen vorhandenen nutbaren Raumes und Gelaſſes erfolgt unter Be— 
rüdfihtigung der in $4 gegebenen Vorſchriften durch die ftäbtifche Direktion 
der Markthallen. 

8 12. 

Den Anorbnungen ber von dem Meagiftrat zur Beauffihtigung des 
Markthallen-Verkehrs angeftellten Beamten ift ebenfo unbedingte Folge zu 
leiften, wie denjenigen der Erefutivbeamten der Marftpolizei. 


8 13. 
Den Beamten des Königlihen Polizei» Präfipiums fteht jederzeit ber 
Zutritt zu den Markthallen in allen deren Theilen zu. 


8 14. 

Käufer wie Verkäufer find gehalten, jegliche Verlegung des Anftandes 
und jede Störung der öffentlihen Ruhe und Ordnung zu umterlaffen. 
Müßiges, zwedlofes Stillftehen, wodurch die freie Paſſage gehindert und 
bei etwaiger Ruheftörung der Zufammenlauf vergrößert wird, ift unbedingt 
verboten. 

Sollte ein Streit bis zu Thätlichfeiten ausarten, jo werben die Ruhe» 
ftörer ohne Weiteres aus den Markthallen verwiefen und dürfen lettere 
an diefem Tage von benfelben nicht wieder betreten werden. — Die Be- 
ftrafung des fchuldigen Theiles bleibt dem gerichtlihen Verfahren vor: 
behalten. 
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S 15. 

Das Mitbringen von Hunden in die Markthallen ift ſowohl den Ver— 
fäufern, als den Käufern unterfagt. Diejenigen Hunde, welche zum Ziehen 
der Transportwagen benutt worden find, müſſen auch in den Marfthallen 
mit einem vorfchriftsmäßigen Maulforb verfehen fein und dürfen gleichfalls 
nit in den Markthallen gelaffen werben. 


8 16. 

Die Notirung der Marktpreife zum Zwede des Marftberichts erfolgt 
durch die Markthallen- Berwaltung und die Königlihe Markt» Polizei ge: 
meinſchaftlich. 

817. 

Uebertretungen der Vorſchriften dieſer Verordnung werden, ſofern die— 
ſelben nicht nach anderweitigen Geſetzen oder beſonderen Polizei-Verordnungen 
zu beſtrafen ſind, mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder im Unver— 
mögensfalle mit verhältnißmäßiger Haft geahndet. 


818. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Mai d. J. in Kraft. 
Berlin, den 6. April 1886. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Negelung des Wagenverkehrs in den Markthallen. 
PolizeirBerordnung vom 16. April 1886. 


Auf Grund der 88 143 und 144 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195 ff.) und der SS 5 ff. 
des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März; 1850 (G.-©. 
©. 265) wird unter Zuftimmung des Gemeinde-Borjtandes zur Regelung 
des Wagenverfehrs in den Markthallen Folgendes werorbnet: 


Si. 

Der Verkehr mit Wagen jeder Art in den Markthallen iſt nur in 
der Zeit von 8 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens im Sommer-Halbjahr 
(1. April bis 1. Oktober) beziehungsweiſe 7 Uhr Morgens im Winter— 
Halbjahr (1. Dftober bis 1. April) und nur ausnahmsweiſe in den 
Wocentagen von '/,3 bis 4 Uhr Nachmittags nad Einholung einer be— 
fonderen Genehmigung der Direktion der Marfthallen-Berwaltung geftattet. 


82. 
Bis auf Weiteres werben die Markthallen im Sommer-Halbjahr früh 
von 3 bis 6 Uhr, im Winter-Halbjahr früh von 4 bis 7 Uhr und Abends 
von 8 bis 10 Uhr für den Wagenverfehr geöffnet fein. 
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Etwaige von den Borfchriften der SS 1 und 2 abweichende Be— 
ftimmungen werben von der Direktion der betreffenden Markthallen nad 
Bereinbarung mit dem Polizei-Präftvium durch Anſchlag in den Hallen und 
durch die Zeitungen zur öffentlichen Kenntniß gebracht werben. 


8 3. 
Zur Einfahrt in die Marfthallen find nur die hierfür beftimmten 
Thore zu benußen ($ 4). 
Ss 4 
Die Einfahrtsthore befinden fi: 
für die (Central) Markthalle I.: am Bahnhof Aleranderplag, 
für die Markthalle II.: in ver Lindenſtraße, 
für die Markthalle III.: in der Zimmerftraße, 
fir die Markthalle IV.: in der Dorotheenftraße. 
85. 
Sobald durch Glodenzeihen der Marktverfehr in den Markthallen 
eröffnet ift, werben die Einfahrtsthore gefchloffen. 
S 6. 
Die Regelung des Wagenverfehrs in den Marfthallen, insbejondere die 
Aufftellung der Wagen in denjelben, erfolgt durch die hierzu angeftellten 
Beamten der Markthallen » Berwaltung. 


87. 

Den Anordnungen der zur Regelung des Wagenverfehrs in den 
Markthallen angeftellten Beamten der Markthallen- Verwaltung iſt ebenfo 
unbedingte Folge zu leiften, wie denjenigen der Erefutivbeamten der Markt» 
polizei. 

S 8. 

Uebertretungen dieſer VBorfchriften werben mit einer Gelpftrafe bis zu 

30 Mark oder im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger Haft beitraft. 


9. 
Dieſe Verordnung tritt mit = 1. Mai d. I. in Kraft. 
Berlin, den 16. April 1886. 
Königliches Polizei + Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 
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D. viehmärkte (Tentral-Viehhof) und Schlachtzwang. 


Regelung des Verkehrs auf dem jtädtiihen Central-Viehhof. 
PolizeisVerordnung vom 17. Februar 1881. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-VBer- 
waltung vom 11. März 1850 (G.“S. ©. 265) ımb der 88 70 und 149 
Nr. 6 der Reich8-Gewerbe-Drdnung verordnet das Polizei-Präfidium 

zur Regelung des Berfehrs auf dem ftädtifchen Central» Biehhofe 
bierfelbit *) 
nad Berathung mit dem Gemeinde-Borjtande, was folgt: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 
81. 

Der Zutritt zu dem Viehhofe iſt, abgeſehen von beſonderer Erlaubniß 
der Viehhofs-Verwaltung, nur denjenigen Perſonen geſtattet, welche auf 
demſelben irgend welche, zu ſeiner beſtimmungsmäßigen Benutzung ge— 
hörige Geſchäfte haben. Andere Perſonen können von dem Biehhofe fort— 
gewieſen werden und haben den bezüglichen Anordnungen der Polizei— 
Beamten unbedingt Folge zu leiſten. 

82. 

Kein Beſucher des Viehhofes darf Andere durch Zurückdrängen oder 
in ſonſtiger Weiſe ſtören. Lärmen, Zanken und Raufen iſt verboten. 
Hunde dürfen, abgeſehen von Treiberhunden, auf den Viehhof nicht mit— 
gebracht werden. Die Treiberhunde müſſen mit einem ſicheren Maulkorb 
verſehen ſein. 

83. 

Den im veterinärpolizeilichen Intereſſe zu treffenden Anordnungen der 
Veterinär- Polizeibeamten, insbeſondere den Beſtimmungen derſelben betreffs 
des Verkehrs beim Auftrieb und beim Export der Thiere, ſowie betreffs 
der zur Prüfung ihres Geſundheits-Zuſtandes erforderten Fütterung und 
Tränkung iſt unbedingt Folge zu leiſten, desgleichen den von den übrigen 
Polizei-Beamten zu treffenden Anordnungen zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung beim allgemeinen Verkehr. 

84. 

Die Zuführung von Vieh auf den Viehhof, ſoweit ſie nicht mittelſt 
der Eiſenbahn geſchieht, darf nur durch die nach Süden zu belegenen Ein— 
gänge, insbeſondere die Zuführung von Rindvieh nur durch einen dieſer 
Eingänge, welchen die Viehhofs-Verwaltung beſtimmen wird, erfolgen. 


*) Vergleiche auch Fleiſchbeſchauer, Theil IV. Abſchnitt 6. C. 
Beterinär- Polizei, Theil I. Abſchnitt 3 Seite 129. 

Abdeckerei -Weſen, Theil IV. Abſchnitt 6. F. 

1} 
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Ferner bleibt dem Magiftrat überlaffen, für gewiſſe Stunden der Nacht 
die Zufuhr, ſoweit fie nicht mittelft der Eifenbahn geſchieht, überhaupt 
zu verbieten. 

$ 5. 

Die Stallungen zum Einftellen des Viehes, die Verkaufs- und die 
Sclactftellen werden den Juhabern des Viehes von der Viehhofs-Ver— 
waltung zugewiefen. Es ift verboten, andere, als die ſolchergeſtalt zu— 
gewiefenen Stallungen und Stellen einzunehmen. 


S 6. 

Das Berladen (Ein: und Ausladen) des auf dem Viehhofe befindlichen 
Viehes in Wagen jeglider Art, vesgleihen das Ueberführen des Viehes von 
und zu den Wagen und von und zu den Stallungen und BVBerfaufshallen 
erfolgt ausſchließlich durch ſolche Perſonen, welhe von dem Magiftrat hierzu 
beftellt und mit einem Uniform-Abzeichen verfehen fein werden. 

Das Berladen und Treiben eines Stieres (Bullen) darf nur von zwei 
Treibern gemeinfam ausgeführt werben, der Stier muß während der Zeit 
mit zwei ſtarken und feften, zum Anbinden und Führen geeigneten Striden 
fowie mit einem haltbaren Spannfeil (Kniefeil) verfehen fein. 

Im Uebrigen finden die Beftimmungen der PolizeisBerordnung vom 
13. Februar 1875, betreffend den Transport von Vieh*), aud auf dem 
ftädtifchen Viehhofe Anwendung. 

*) Vergl. Seite 262. 

% 

Die Tarife für Benugung der ftädtifhen Viehhofs- Anlagen und Ge— 
räthichaften jowie für die Dienftleiftungen der Viehtreiber ($ 6) werden von - 
dem Magiitrat feftgefegt. 

88. 

Rindvieh darf, abgeſehen von beſonderer polizeilicher Genehmigung, nur 
dann auf den Viehhof gebracht werden, wenn es mit einem deutlichen Unter— 
ſcheidungszeichen (Anſchnitt an der linken Hüfte [Hinterbade] oder Brand» 
zeihen am linken Horn) verfehen und von einem polizeilichen Urfprungs- 
zeugniß nah Maßgabe des Abjchnitts IT. diefer Polizei Verordnung be» 
gleitet ift. 


II. Urfprungszeugniß für Rindvieh. 
9 

Die in 8 8 bezeichneten Urſprungszeugniſſe müſſen von der Polizei- 
behörde desjenigen Orts, aus welchem das Rindvieh herſtammt, beziehungs- 
weife wo daſſelbe behufs der Ueberführung nad dem Berliner Bichmarfte 
angefauft worden ift, ausgeftellt jein — fir ländlihe Ortſchaften im 
Geltungsbereich der Kreis- Ordnung vom 13. Dezember 1872 — alfo von 
den Amtsvorftehern. 
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Ss 10. 

Das Urfprungszengniß muß nach dem beifolgenden Mufter in deutjcher 
Sprache ausgefertigt und insbefondere mit Datum fomwie mit dem Amts» 
Charakter, Siegel und Unterjchrift der ausfertigenden Behörde verjehen 
fein. Mit Ablauf von 8 Tagen nah Ausftellung des Zeugniffes erliſcht 
feine Gültigkeit. 

811. 

Das Urſprungszeugniß iſt ſofort bei Einführung des Viehes auf den 
Viehhof den dienſthabenden Veterinär-Polizeibeamten zur Prüfung aus— 
zuhändigen. Verantworlich hierfür iſt der jeweilige Inhaber des Viehes, ſei 
ed der Eigenthümer, oder der von demſelben mit dem Verkauf beauftragte 
Kommiffionär, ſei es derjenige, welchem jene das Vieh zur Wartung und 
Pflege, zum Transport oder fonjt anvertraut haben. 


8 12, 
Viehſtücke, weldhe nicht mit einem vworjchriftsmäßigen Urfprungszeugniß 
verfehen find, werden als verdächtig betrachtet und nah Maßgabe des Ab- 
fchnitts V. diefer Polizei Verordnung behandelt. 


II. Marktverkehr. 
$ 13. 
Der auf dem Viehhofe täglich, mit Ausnahme der Sonm- und Feittage, 
ftattfindende Schlachtviehmarft beginnt: 
in den Sommermonaten (April bis September) um 6 Uhr Morgens, 
in den Wintermonaten (Oktober bis März) um 7 Uhr Morgens 
und endet Nachmittags 2 Uhr. 
Beginn und Schluß des Marktes werden durch Aufhiffen beziehungs- 
weile Einziehen der Marktflagge auf dem Börfengebäude fund gegeben. 


g 14. 
Gegenftände des Marktverkehrs find: 
a. lebendes Schladhtvieh, als: Stiere (Bullen), Ochfen, Kühe, Jung- 
vieh, Kälber, Hammel und anderes Schafvieh, Schweine, Ziegen, 
b. lebende Gänfe. 
8 15. 
Das zum Berkauf aufgeftellte Rindvieh muß an die Barrieren fo feft 
angebunden jein, daß es fich nicht loszureißen vermag; Gänſe müſſen ein- 
gepfercht werden. 


IV. Berfehr auf dem Schladthofe. 
$ 16. 

Der Berfehr auf dem Schlachtbofe wird durch eine von dem Magijtrat 
zu erlajiende Schlachthof-Ordnung geregelt, foweit nicht die Beitimmungen 
dieſer PBolizei- Verordnung Platz greifen. 

7* 
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sg 17. 
Die Schlahthäufer find geöffnet: 
in den Sommermonaten (April bis September) von 4 Uhr Morgens 
bis 10 Uhr Abends; 
in den Wintermonaten (Oftober bis März) von 5 Uhr Morgens bis 
10 Uhr Abends. 

Außerhalb der vorbezeichneten Zeiten darf nur mit befonderer, von der 
Viehhofs-Verwaltung für den einzelnen Fall zu ertheilenver Erlaubniß ge— 
Ihlachtet werden. 

Der Eintritt in die Schlahträume ift, abgefehen von den dienjtlich 
thätigen Polizei» und Verwaltungsbeamten, ohne befondere Erlaubniß ver 
Biehhofs-Berwaltung nur den Schlädhtermeiftern und den bei denjelben in 
Arbeit jtehenden Gejellen und Lehrlingen, ſowie den Probenehmern ber 
öffentlichen Fleiſchſchau geftattet. 

$ 18. 

Das Schlahten muß in gewerbsüblidher Weife und unter Vermeidung 

jeder unnöthigen Thierquälerei gefchehen. 


s 19. 
Das beim Schlachten abfliefende Blut muß in den hierzu bejtimmten, 
in den Schlacdhthäufern vorräthig gehaltenen Gefäßen aufgefangen werden, 
fo daß die Berumreinigung des Fußbodens thunlichjt vermieden wird. 


$ 20. 

Die Entleerung und Reinigung der Eingeweide muß auf dem Schlacht— 
hofe ſelbſt md zwar in den dazu beftimmten bejonderen Räumen vorges 
nommen werben. Die Eingeweide und fonftigen thieriſchen Abgänge dürfen 
nicht unter den Dünger gebracht, fondern müſſen befonders bei Seite gelegt 
werden und find von ber Bichhofs- Verwaltung innerhalb 24 Stunden un» 
ſchädlich zu befeitigen. 

$ 21. 

Nach jeder Schlahtung müſſen die benutten Näume von dem Schlächter 
fofort gereinigt, auch die benutzten Gerätbfchaften der VBichhofs- Verwaltung 
in vollfommen gereinigtem Zuftande zurücgeliefert werben. 


V. Kranke oder franfheitsverdädtige Thiere und 
thieriſche Theile. 
& 22. 

Schlädter und Gehülfen derjelben, welche bei, oder nad) ber in den 
öffentlihen Schlachthäufern erfolgenden Schlachtung ein Schladhtthier, oder 
Theile deſſelben, franf oder krankheitsverdächtig finden, finb verpflichtet, 
hiervon jofort dem nächiterreihbaren Beterinär= Polizeibeamten Anzeige zu 
machen, welcher alsdann die Unterfuchung des Zuftandes zu veranlaffen hat 


421 


und nach Ermeſſen die Ueberführung nah dem polizeiliben Schladhthaufe 
anordnen fann. 

Krepirte Biehjtüde und ungeborene Kälber find ohne Weiteres nadı dem 
polizeilihen Schlachthauſe zu fchaffen. 


8 23. 

Thiere, welche jchon in lebendem Zuftande von ben Veterinär » Bolizeis 
beamten krank oder krankheitsverdächtig befunden werden, einjchließlid der 
nicht mit vorfchriftsmäßigen Urfprungszeugnifien verfehenen Rindviehſtücke 
($ 12), dürfen nicht in den allgemeinen Schlachthäuſern gefchlachtet werden, 
fondern müſſen je nad Anweiſung des Beterinär- Polizeibeamten in die 
dazu bejtimmten Objervations: und Abfperrungsräume oder auf den Seuchen— 
hof oder in das polizeiliche Schlachthaus geſchafft und von dem polizeilichen 
Schlächter geichladhtet werben. 


8 24. 

Die Ausführung der von dem Veterinär» Polizeibeamten angeorbneten 
Ueberführung von Thieren oder tbieriichen Theilen nad den in ven 88 22 
und 23 bezeichneten Räumen liegt dem jeweiligen Inhaber ($ 11) des 
Thieres oder Bejtandtheils ob. 


8 2. 

Soweit die veterinärpolizeilih beanftandeten Thiere oder thierijchen 
Theile nicht nachträglich gejund und zur menschlichen Nahrung geeignet be— 
finden und dem Befiger zur freien Verfügung herausgegeben werden, wird 
deren unſchädliche Befeitigung feitens der Beterinär- Polizeibeamten mittelft 
fchriftliber Verfügung angeordnet. 

Zum Zwed der Befeitigung werden die Beitandtheile ausſchließlich der 
hiefigen Abvdederei überwiefen, wenn fie von Thieren hberitammen, die an 
anftedenden, auf den Menſchen übertragbaren Krankheiten gelitten haben, 
oder bezüglich deren die Zerftörung auf chemiſchem Wege oder durch Ver— 
graben geſetzlich worgejchrieben ift. 

In allen anderen Fällen fann die Befeitigung unter gewerblicher Aus- 
nugung ſowohl auf der hiefigen Abdederei, als aud) in anderen gewerblichen 
Anlagen, jevodh nur nad Maßgabe derjenigen Vorfchriften, welche fir die 
unſchädliche Bejeitigung trichinenhaltigen Fleifches gelten, bewirkt werden. 

Jede andere Urt der Benugung thierifcher Theile, deren unſchädliche 
Beleitigung von den Beterinärs Polizeibeamten angeordnet ift, ift verboten. 

Der Pächter der hiefigen fisfalifchen Abdeckerei ijt verpflichtet, für Die 
ihm zur gewerblichen Ausnugung überwieſenen Kadaver an den Eigenthümer 
eine Entſchädigung zu zahlen, welde für Fälle, in denen eine Einigung 
nicht zu Stande fommt, ein für alle Mal jährlich feitens des Polizei— 
Präſidiums feſtgeſetzt wird. 
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8 2%6. 

Die Anoronungen der Veterinär» Polizeibeamten find, auch wenn fie 
feitens der Betheiligten angefochten find, einftweilen unmweigerlid aus» 
zuführen. 

In zweifelhaften Fällen, jowie jedes Mal, wenn von den Betheiligten 
Widerjpruc gegen die Anordnung erhoben wird, ift die Entjcheivung des 
Departements-Thierarztes einzuholen, weldyer die lette techniſche Inſtanz 
der Beterinär- Polizei bildet. 


VI. Straf- und Einführungs: Beftimmungen. 
$ 27. 

Zumwiderhandlungen gegen diefe Polizei-Verordnung werben, ſoweit nicht 
nadı Beftimmungen des Strafgefegbuches eine höhere Strafe verwirkt ift, 
mit Gelpftrafe bis zu dreißig Mark und im alle des Unvermögens mit 
verhältnigmäßiger Haft beitraft. 

8 28. 
Diefe Polizei-Verorpnung tritt mit dem 1. März d. I. in Kraft. 
Berlin, den 17. Februar 1881. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


Urſprungs-Zeugniß. 
Giltig auf 8 Tage für den Transport von ...... .. .... 
ne BE RR TTEN zum (Markt u. ſ. w.) 
















Name, Stand und Wohnort 
des Seichledht. | Alter. 


farbe und Abzeichen, 
ſowie Anſchnitt oder 










Nummer des | 
Viehregiſters. 
Bemerknugen. 


Hornbrandzeichen. 





Eigenthümers. | Empfängers. 





Es wird hiermit bejcheinigt, daß die vorbezeichneten (vier) Stüd Rind» 
vieh während der letten vier Wochen am hiefigen Orte geftanden haben 
und daß in dem letteren feine Viehſeuche herrſcht. 


een Der; SI Sara 3887, 
Der (Amtsvworfteher). 
(Siegel.) (Unterfchrift.) 
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Ginführung des Schlahtzwanges. 
Gemeindebeſchluß vom 16. Juni 1882. 

Auf Grumd des $1 des Gefeges, betreffend die Errichtung; öffentlicher, 
ausjchlieglich zu benugender Schladhthäufer, vom 18. Mär; 1868 (G.-©. 
de 1868 ©. 277 ff.) und bes Artifels I. des Gejeges zur Abänderung und 
Ergänzumg des Geſetzes vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung 
Öffentlicher, ausfchließlich zu benugender Schladhthäufer, von;9. März 1881 
(G.S. de 1881 ©. 273 ff.), wird hiermit, nachdem lauf dem ſtädtiſchen 
Central: Biehhof feitens der Stadtgemeinde ein üffentlihes Schlachthaus 
errichtet und im Betrieb gejegt worden ijt, durch Gemeindebeſchluß Nach— 
ftehendes angeordnet. 

81. 

Innerhalb des Gemeindebezirks der Stadt Berlin darf das Schladten 
jämmtlicher Gattungen von Vieh, das Entleeren und Reinigen der Eine 
geweide des Schlachtviehs, Towie das Enthäuten deſſelben — jedoch mit 
Ausnahme des Enthäutens der Kälber — nur in dem öffentlichen Schladht- 
hauſe auf dem ftädtifchen Central» Biebhof vorgenommen werden. 

$ 2. 

Alles in das öffentlihe Schlahthaus gelangende Schlachtvieh ift zur 
Feſtſtellung feines Gefumdheitszuftandes ſowohl vor als nad) dem Schladhten 
einer Unterfuchung durch Sachverftändige zu unterwerfen. 

S 3. 

Sowohl auf den öffentlihen Märkten, als in ven Privatverkaufsjlätten 
ift das nicht in dem öffentlihen Schlachthauſe ausgeſchlachtete friſche Fleiſch 
von dem dafelbft ausgefchladyteten Fleiſch derart gefondert feil zu bieten, daß 
das aus dem öffentlihen Schlachthauſe fommende friſche Fleisch eine Jeder: 
mann fenntliche gefonderte Stelle hat. 

SA 

Diejenigen Perfonen, welde in dem Gemeindebezirk Berlin das 
Schlüter» Gewerbe oder den Handel mit friihem Fleifh als jtehendes 
Gewerbe betreiben, dürfen das Fleifh von Schlachtvieh, welches fie nicht 
in dem öffentlichen Schladythaufe, ſondern in einer anderen, innerhalb eines 
Umfreifes von act Kilometern von den Grenzen des Gemeindebezirks Berlin 
gelegenen Schlachtſtätte gefchlachtet haben oder haben ſchlachten lafjen, inner- 
halb des Gemeindebezirks nicht feil bieten. 

85. 
Die vorftehenden Anordnungen treten in Kraft: 
a. für die Bezirke der Fleiſchſchau-Aemter Nr. 1, 2, 3, 5, 6, 7 


und 8: 
am 1. Januar 1883, 


b. für die Bezirke der Fleiſchſchau-Aemter Nr. 4, 9, 10 und 11: 
am 1. April 1883. 
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So beidlojien in der Situng der Stabtverorbneten- Berfammlung 
vom 15 Juni 1882 und betätigt durch Beſchluß des Magiftrats vom 
16. Juni 1882. 

Berlin, den 16. Juni 1882. 

Magiftrat hiefiger Königlihen Haupt: und Reſidenzſtadt. 
(gez.) von Forckenbeck. 


Vorſtehender Gemeindebeſchluß wird auf Grund des 3 des Geſetzes, 
betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlacht— 
— — des 8 145 des Zuſtändigkeits-Geſetzes vom 
26. Juli 1876 und des $ 36 des Organifations: Gefeges vom 26. Juli 1880 
hierdurch genehmigt. 

Potsdam, den 16. Juni 1882, 

Der Ober: Bräfident der Provinz Brandenburg. 
Staatäminifter 
(gez.) Ahenbad. 


hänfer, vom 





Stempelung der in Berlin geſchlachteten und durd die städtischen 
Fleiſchſchan-Aemter auf Trichinen unterjuhten Schweine. 
PolizeisBerorpnung vom 13. März 1882. 


Auf Grumd der 88 5 und 6 des Gefeges über die Bolizei- Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.-©. ©. 265) und der 88 79 und 80 des Gefetes 
über die Organifatton der allgemeinen Pandes: Verwaltung vom 26. Juli 1880 
(G.⸗S. ©. 291) verordnet das Polizei» Prafidium unter Zujtimmung des 
Gemeinde - Vorftandes für den Stadtkreis Berlin — im Anſchluß an die 
PolizeisBerordnung vom 24. März 1881, betreffend die anderweitige Regelung 
der öffentlichen Trichinenſchau — was folgt: 


81. 

Jedes innerhalb des Polizeibezirts von Berlin gefchlachtete, duch ein 

ftädtifches Fleiſchſchau-Amt auf Trichinen unterfuchte und trichinenfrei be— 

fundene Schwein ift nad) ftattgehabter Unterfuhung mit dem Stempel des 
zuftändigen Fleiſchſchau-Amtes zu verfehen. 


$ 2. 

Inhalt und Form des Stempels, ſowie die Art der Anbringung des— 
felben werden durd) eine vom Magiftrat, im Einverjtändnig mit dem Polizei— 
Präſidium, den bei der Trichinenſchau betheiligten Perjonen ertheilte An: 


weifung bejtimmt. 
S 3. 


Zumwiderhandlungen gegen vorftehende Beftimmungen, insbejondere audı 
Borenthaltung, Entfernung oder Bejeitigung von Schmeinen behufs Ber: 
hinderung der Anbringung von Stempeln werden mit Geldbuße von 3 bis 
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30 Mark, im alle des Unvermögens mit verhältnifmäßiger Haftftrafe 
beftraft. 
84. 


Die gegenwärtige Polizei: Verordnung tritt am 1. April 1882 in Kraft. 
Berlin, den 13. März 1882. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Anweiſung des Magiſtrats vom 30. März 1882. 

In Gemäßheit des 8 2 der Polizei-Verordnung vom 13. März c., 
betreffend Die Stempelung der auf Trichinen unterfuchten Schweine, ertheilen 
wir bierdurd über den Inhalt und die Form, fowie über die Art der Ans 
bringung des betreffenden amtlichen Stempels, im Einverftändniß mit dem 
Königlichen Polizei: Präfidium, folgende Anmeifung: 

1) Zur Stempelung der von den ftäbtifchen Fleiſchſchau-Aemtern unter: 
juchten und trihinenfrei befundenen Schweine haben diejelben 
den ihnen überwiefenen amtlichen Stempel zu benutzen, welcher Freis- 
förmig iſt, 34 mm Durchmefjer hat, im mittleren Theile das Fleine 
Stadtwappen mit dem Bären zeigt, unter welchem in grabliniger 
deutlicher Schrift mit Kleinen lateinischen Buditaben das Wort 
„Untersucht“ jteht, während fih über dem Wappen die etwa zwei 
Drittel des Umfangs einnehmende Umfchrift „STÄDTISCHES 
FLEISCH-SCHAU-AMT 1“ (resp. 2, 3, 4 :c.) in lateinifchen 
Initial Buchitaben befindet. 

2) Als Stempelfarbe darf nur Indigo-Carmin, wie folder den Fleiſch— 
ſchau-Aemtern von uns geliefert wird, verwendet werben. 

3) Kein Schwein, weldyes innerhalb des Polizeibezirks von Berlin ge— 
Ichladhtet wird, darf aus dem Schladtraum oder den zum Abkühlen 
benugten Nebenräumen entfernt, noch aud in Stüde zerlegt werben, 
bevor daſſelbe nicht nah Maßgabe dieſer Polizeis Verordnung einer 
mikroskopiſchen Unterfuhung unterworfen und für tridhinenfrei er: 
Härt iſt (68 7, 9). 

Zuläffig jene ift es, das Schwein injfoweit in zwei Hälften zu 
zerlegen, daß dabei von der Kopfhaut das Stüd, weldes von der 
Nadengegend bis zur Schnauze reicht, unzertrennt und durch dieſes 
Stüd die beiden Hälften verbunden bleiben. 

Desgleichen dürfen die Eingeweide fofort herausgenommen werben, 
biefelben müjlen jedoch in unmittelbarer Nähe des Schweines, fo daß 
feine Verwechſelung möglich ift, aufbewahrt werden. ($ 1 ver 
Polizei» Verordnung vom 24. März 1881, die Regelung der öffent- 
lihen Trichinenſchau betreffend.) 
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Nahdem das Schwein nah Maßgabe diefer Beltimmung in 
2 Hälften zerlegt ift, ift jede Hälfte zweimal (alfo jedes Schwein vier- 
mal) mit deutlichen Stempel-Abdrüden zu verjehen, und zwar erhält 
jede Hälfte einen Stempel vorm an der Schulter und einen zweiten 
hinten am Schinken. 

Berlin, den 30. März 1882. 
Magiftrat hiefiger Königliben Haupt- und Nefivenzitabt. 
(gez.) von Fordenbed. 


Unterjuhung des in das öffentlihe Schlachthaus der Stadt Perlin 
auf dem Gentral:Bieh: und Schlachthof gelangenden Schlachtviehes. 
Regulativ vom 23.724. Februar 1883. 

Auf Grund des $ 1 des Gejeges, betreffend die Errichtung öffent— 
licher, ausſchließlich zu benutender Schlachthäufer vom 18. März 1868 
(G.«“S. de 1868 5. 277 ff.) und des Artikels 1 des Gefeges zur Ab» 
änderung und Ergänzung des Gefeges vom 18. März 1868, betreffend die 
Errichtung öffentlicher, ausfchlieglih zu benugender Schlachthäuſer vom 
9. März 1881 (G.S. de 1881 ©. 273 ff.) ift durch Gemeindebeſchluß 
vom 15./16. Juni 1882, betätigt dur Erlaß des Oberpräfidenten ber 
Provinz Brandenburg d. d. Potsdam, den 16. Juni 1882, der Schladht« 
zwang vom 1. Januar bezüglich 1. April 1883 für den Gemeindebezirk 
Berlin eingeführt worden. 

Nachdem zugleih durch $ 2 des erwähnten Gemeindebeſchluſſes vom 
15./16. Juni 1882 angeorbnet worden ift, daß alles in das öffentliche 
Schlachthaus gelangende Schlachtvieh zur Feſtſtellung feines Gefundheits- 
zuftandes fowohl vor als nad dem Schlachten einer Unterfuchung durch 
Sadwerftändige zu unterwerfen ijt, wird hiermit auf Grund des oben- 
bezeichneten Gefeges vom 9. März 1881, Artifel 1, nachitehendes Regulativ 
für die Unterfuhung des in das öffentlihe Schlachthaus gelangenden 
Schlachtviehs vor und nad dem Schladhten feitgefegt: 


1. Die Sachverftändigen. 
6; 

Die Unterfuchung des in das öffentliche Schlachthaus auf dem ftädti- 
jhen Gentral-Schlahthof gelangenden Schlachtviehs vor und nah dem 
Schlachten behufs Feſtſtellung feines Gejundheitszujtandes findet durch die 
von dem Magiſtrat beftellten Sachverſtändigen ftatt. 

Sadyverfiändige find der Ober-Thierarzt und der Stellvertreter des— 
jelben, die Thierärzte, die Vorſteher und Vorfteher-Stellvertreter der Fleiſch— 
ſchauämter, die Fleifhbefchaner und die Probenehmer. Diefelben werben 
auf Widerruf durch den Magiftrat angeftellt, nachdem das Königliche Polizei— 
Präfidium erklärt hat, daß gegen ihre Anftellung feitens deſſelben nichts 
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eingewendet wird. Der Widerruf muß erfolgen, wenn das Königliche Polizeis 
Präfidium feine Zuftimmung zur Anftelung zurüduimmt. 


82. 

Der Dber-Thierarzt und der Stellvertreter defjelben, die Thierärzte 
und die Vorfteher und Vorfteher-Stellvertreter der Fleiſchſchauämter werden 
eidlich verpflichtet, die Fleiſchbeſchauer und Probenehmer durch Handſchlag 
an Eidesſtatt. 

Sämmtliche Sachverſtändige verpflichten ſich dabei, die Fleiſchſchau 
treu und gewiſſenhaft auszuführen, allen geſetzlichen und polizeilichen Vor— 
ſchriften, ſowie den Beſtimmungen dieſes Regulativs nachzukommen, die 
Durchführung derſelben durch die Schlachtenden zu überwachen und alle 
Zuwiderhandlungen zur Anzeige zu bringen. 


83. 

Der Ober-Thierarzt iſt der Vorgeſetzte der ſämmtlichen Sachver— 
ſtändigen ($ 1); ihm iſt die Leitung und Beaufſichtigung des ganzen Thier— 
und Fleiſchſchauverfahrens übertragen und es find alle Sachverſtändigen 
und fonftigen Aigejtellten feinen amtlihen Anordnungen Folge zu leiften 
verpflichtet. Derjelbe bildet in allen zweifelbaften Fällen und jebesmal, 
wenn feitens der Betheiligten Widerfpruch erhoben wird, die letzte techniiche 
Inſtanz. 

Dieſelben Befugniſſe, ſowie alle Funktionen und Rechte, welche dieſes 
Regulativ dem Ober-Thierarzt ertheilt, ſtehen dem Vertreter deſſelben, ſo— 
bald er in Funktion tritt, zu; er iſt gleichfalls berechtigt, von allen Sach— 
verſtändigen und Angeſtellten Folgeleiſtung für ſeine Anordnungen zu 
fordern. 

An den Ober-Thierarzt, beziehungsweiſe deſſen Stellvertreter, find alle 
Anzeigen, Anträge und Beſchwerden, welche die Ausführung der Thier: und 
Fleiſchſchau betreffen, zu richten. 

Die Oberaufjicht über die Thier- und Fleiſchſchau und über alle Sach— 
verftändige, einfchließlich des Ober-Thierarztes, fteht dem Städtifchen Kura— 
torium für den Gentral-Biehhof zu. Dafjelbe ift berechtigt, im Fall es 
nothwendig erjcheint, einen zweiten Stellvertreter des Ober-Thierarztes aus 
der Zahl der Thierärzte vorübergehend zu beftellen. 

Dem Magijirat bleibt vorbehalten, fir alle Sadhverftändige und ein- 
zelne Kategorien derfelben, ſowie namentlich für den Ober-Thierarzt umd 
deifen Stellvertreter Dienftinftruftionen zu erlaffen, welche ftreng befolgt 
werden müſſen. 

84. 

Die Unterſuchung der lebenden Thiere auf ihren Geſundheitszuſtand 
wird ausſchließlich durch die Thierärzte ausgeübt, die Unterſuchung der ge— 
ſchlachteten Thiere ebenfalls durch die Thierärzte und, ſoweit es ſich um 
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Schweine handelt, außerdem durch die Probenehmer und die Fleiſchbeſchauer, 
welche letztere die mikroffopifche Unterfuhung der Schweine auf Tridinen 
durchzuführen haben. 


HI, Ninterfuchung lebender Schlachtthiere. 
85. 

Die Unterſuchung der Schlachtthiere vor dem Schlachten findet in der 
Regel ſtatt, wenn die Thiere ſich in den Ställen des Schlachthofes be— 
finden. Die Ställe müſſen ſtets zugänglich ſein und dürfen nicht verſchloſſen 
werden. 

Die Thierärzte haben ſich während der Tagesſtunden mehrmals von 
Zeit zu Zeit nach Maßgabe der Anordnungen des Ober-Thierarztes nach 
den Ställen zu begeben und alle dort eingeſtellten Schlachtthiere der vor— 
ſchriftsmäßigen Unterſuchung zu unterwerfen. 


86. 

Sollen Schlachtthiere, welche in Ställe gebracht worden ſind, innerhalb 
3 Stunden nach ihrer Einführung in dieſelben geſchlachtet werden, ſo muß 
davon von Denjenigen, welche ſchlachten laſſen wollen, in dem thierärztlichen 
Meldebureau Anzeige gemacht werden. Eine gleiche Anzeige iſt erforderlich, 
wenn ausnahmsweiſe Schlachtthiere mit Rückſicht auf nothwendig gewordene 
unvorhergeſehene Schlachtungen unmittelbar nach ihrem Eintreffen auf dem 
Schlachthofe in das Schlachthaus geführt werden und geſchlachtet werden 
ſollen. In beiden Fällen werden die bezeichneten Thiere ſobald als möglich 
thierärztlich unterſucht werden. 

Der amtirende Thierarzt iſt in dem letzteren Falle, wenn ein Schlacht— 
thier ſofort nach dem Schlachthauſe geführt wird, jedoch berechtigt, zu ver— 
langen, daß das Thier zunächſt in den Schlachtſtall eingeführt wird. 


7. 

Gewinnt der unterfuchende Thierarzt Die Ueberzeugung, daß ein Schlacht: 
thier nicht gejund tft, und deshalb nicht gefchlachtet werden darf, jo hat er 
die Schlahtung zu unterfagen, das Thier als nicht ſchlachtbar zu bezeichnen 
und davon, daß dies geichehen, fofort dem Dber- Thierarzt Anzeige zu 
maden. Er ijt ferner verpflichtet, falls dies nothwendig erfcheint, Das nicht 
als gejund befundene Thier von den übrigen in demfelben Stall befindlichen 
Thieren abzufondern, oder in einen für nicht gefunde Thiere angewiefenen 
Stall bringen zu laſſen. 

Erflärt der Thierarzt das unterfuhte Schlachtthier zwar nicht ſofort 
für nicht ſchlachtbar, erachtet er aber eine Beobachtung deſſelben für er— 
forberlich, jo jtellt er daffelbe unter Beobachtung. Auch in dieſem Fall ift 
er verpflichtet, dem Ober-Thierarzt Anzeige zu machen, und berechtigt, das 
betrejfende Thier abzufondern oder in einem Obfervationsftall unterbringen 
zu laſſen. 
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$ 8. 

In den beiden Fällen des $ 7 wird baldmöglichſt nad) Empfang der Ans 
zeige des Thierarztes der Ober-Thierarzt das betreffende Schlachtthier umter- 
fuchen und Entſcheidung treffen. Erklärt derfelbe das Thier für ſchlachtbar, 
fo darf es geſchlachtet werden; hält er eine Beobachtung deſſelben, melde 
nicht länger als 24 Stunden dauern fol, für erforderlich, jo ordnet er dies 
jelbe an; bezeichnet er dafjelbe aber jofort oder nad) ftattgehabter Beobachtung 
als nicht fchlachtbar, fo ift die Schladhtung zu unterfagen und davon Dem— 
jenigen, der das Thier zur Schladhtung angemeldet hat, durch fchriftliche 
Verfügung Kenntniß zu geben, das Thier aber der Bolizeibehörde zur weiteren 
Verfügung zu Überweifen. Krepirte Thiere werden in dem dazu beftimmten 
Schlachtraum durd den Ober: Thierarzt obbuzirt. 


89. 

Hält der unterfuchende Thierarzt das von der Schlachtung ausgejchlojiene 
Schlachtthier einer übertragbaren Kranfheit (Seuche) für verdächtig, jo hat 
‚er fofort das kranke Thier und die in demjelben Stalle befindlihen Schlacht— 
thiere von jeder Berührung mit anderen Thieren abzufchliegen und die noth— 
wendigen Anordnungen, denen unbedingt Folge zu leiten ift, zu treffen. 
Er hat ferner fofort dem Ober» Thierarzt Kenntniß zu geben. Ergiebt ſich 
bei der Unterfuchung durch denfelben der Verdacht des Thierarztes als bes 
zründet, jo iſt fofort der Veterinär: Polizet nach Maßgabe der bejtehenven 
geſetzlichen Beſtimmungen Anzeige zu machen und vderfelben das Thier zur 
Verfügung zu ftellen. 

8 10. 

Thiere, die wegen gewijler Krankheiten, wegen mangelhafter Attejte, 
wegen Krankheitsverdacht oder wegen Berlegungen vom Central» Biehhofe 
dem Schlachthofe zugeführt werben jollen, bedürfen hierzu eines Erlaub— 
nißſcheins der Beterinär- Polizei, welcher durd den Eigenthümer 
oder deſſen Stellvertreter im Meldebüreau des Schlacdhthofes abzugeben ift. 
In Betreff folder Thiere wird der Veterinär- Polizei der aufzuftellende 
Befundbericht mitgetheilt werben. 

8 11. 

Ueber alle nicht jofort als ſchlachtbar erflärten Schlachtthiere wird im 
Melvebüreau der Thierärzte ein Schauregifter der lebenden Thiere geführt, 
in welches die von den Thierärzten als nicht ſchlachtbar erklärten umd die 
unter Beobachtung geftellten Scladhtthiere unter Angabe des Geſchlechts, 
des Alters, der Farbe, befonderer Abzeihen, des Eigenthümers bezüglich) 
derjenigen Perfon, welche zu ſchlachten beabfichtigte, hronologifch eingetragen 
werben und in denen vermerft wird, aus welchem Grunde die getroffene 
Anordnung erlaffen worden ift, was der Ober» Thierarzt entſchieden hat und 
was fchlieglich mit dem betreffenden Thiere gefchehen ift. Die Eigenthümer 
der Thiere, deren Beauftragte und Gejellen find verpflichtet, auf Verlangen 
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jede verlangte Auskunft über die Thiere umd namentlich über die Herkunft 
derſelben dem Thierarzt zu ertheilen. 

Auf Grund diejes Negifters ertheilt der Ober-Thierarzt dem Befiger 
des von der Schlachtung ausgeichloffenen Schlachtthieres bezüglih Dem 
jenigen, der die Schlahtung vernehmen wollte, eine Beicheinigung, aus 
welder das Sacverhältnig und namentlidy auch die Krankheit, an der das 
Thier gelitten hat, hervorgeht. 


III. Unterſuchung der gefchlachteten Thiere. 
A. Ninder, Kälber und Schafe. 
$ 12. 

Die Unterfuhung der geichladhteten Rinder (Stiere, Ofen, Kübe), 
Kälber, Schafe findet fobald als möglich nady der Schladtung ftatt. So— 
bald die Schladhtung vollzogen ijt, hat Derjenige, welcher gejchladhtet hat, 
davon ſelbſt oder durch feine Leute, für deren Handlungen derjelbe verant- 
wortlih ift, unter Angabe des Schlahthaufes und der Nummer ver Schlacht— 
fammer und der Gattung und Zahl ver gefchladhteten Thiere im Melves 
büreau der Thierärzte Anzeige zu machen. 


8 13. 

Bis dahin, daß das geſchlachtete Thier unterfucht und von dem unters 
fuchenden Thierarzt ala gefund bezeichnet, auch die Abftempelung ($ 15) 
erfolgt ift, darf daſſelbe weder zerlegt noch fortgebradht werden; indeß können 
Rinder einmal durchgehauen werben. Werner dürfen die Eingeweide nicht 
von dem geichlachteten Thiere entfernt, fondern müſſen in unmittelbarer 
Nähe vejlelben, und zwar fo, daß feine Verwechslung möglid ift, auf 
bewahrt werben. 

s 14. 

Die Unterfuchung erftredt fi fowohl auf die Beſchaffenheit des Fleifches, 
als aud anf die Beichaffenheit der großen Körperhöhlen (Maul-, Brufts, 
Band): und Bedenhöhle), des Blutes und jämmtlicher Eingeweide, vorzugs— 
weife des Herzens, der Lungen, Leber und Milz. Bei Rindern ift außer: 
dem der vierte Magen und bei weiblichen Thieren jeder Viehgattung der 
Uterus bezüglich einer etwaigen Trächtigfeit ftetS einer genauen Beſichtigung 
zu unterwerfen. 

$ 15. 

Findet der Thierarzt das unterfuchte Thier gefund, jo bezeichnet er 
daſſelbe an einer leicht erkennbaren Stelle mit dem thierärztlihen Stempel 
und veranlaßt den hierzu beftellten Hülfsbeamten, ſämmtliche Fußenden mit 
dem vorgefchriebenen Stempel, welder die vollitändige Freigabe des Thieres 
feftitellt, zu verfehen. Bei der Stempelung der Kälber wird hierzu erforder» 
lihen Falls ein Theil des Fells abgelöjt. Sobald die Stempelung erfolgt 
ift, fan der Eigenthümer des Thieres über dajjelbe und die Eingeweide frei 
verfügen. 
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In welcher Weife bei der Stempelung zu verfahren ift, wird durch eine 
vom Magiftrat zu erlafiende Anweiſung beftimmt. 


S$ 16. 

Ergiebt ſich dagegen, daß das gejchlachtete Thier ungefund und zur 
menſchlichen Nahrung nicht geeignet ift, fo wird daſſelbe an einer in die 
Augen fallenden Stelle mit einem Zettel beflebt, welcher die Aufichrift trägt: 
„Zurüdgewiefen und beanftandet.” Zugleich macht der Thierarzt dem Ober: 
Thierarzt von der erfolgten Beanftandung Anzeige. 

In gleicher Weife tft zu verfahren, wenn der Thierarzt mit Rüdficht 
auf obwaltende Umſtände eine Entfheidung nicht treffen will und das Thier 
als vorläufig beanftandet bezeichnet. 


s 17. 
In beiden Fällen des $ 16 entjcheidet der Dber- Thierarzt bezüglid) 
dejien Stellvertreter endgültig, ob die Zurüdweifung und Beanftandung auf- 
recht zu erhalten beziehungsmeife endgültig auszuſprechen ift. 


8 18. 

Erachtet der Thierarzt nur einzelne Theile des gefchlachteten Thieres 
für ungefund, die übrigen aber zur menfchlichen Nahrung für geeignet, fo 
weiſt er nur diefe einzelnen Theile unter Beanftandung derfelben zurüd, giebt 
aber die übrigen frei, indem er, joweit angängig, die Abjtempelung ($ 15) 
veranlaßt. Im diefem Falle tritt die Entſcheidung des Ober: Thierarztes 
nur dann ein, wenn der Eigenthümer gegen die von dem Thierarzte getroffene 
Entfheidung Einwendungen erhebt. 


8 19. 

Diejenigen Thiere, welche endgültig zurückgewieſen und beanftandet 
worden find, werben fofort mit allem Zubehör (Blut, Eingeweide, unter 
Umftänden aud das Fell) aus dem Schlahthaufe entfernt und der Polizei- 
behörde zur weiteren Verfügung überwieſen. Daſſelbe gefchieht mit den 
zurüdgemwiefenen und beanftandeten Theilen von Thieren. 

Es ift verboten, diefe Thiere und Theile von Thieren zu befeitigen. 


8 20. 
Stellt fi bei der Unterfuhung des geſchlachteten Thieres heraus, daß 
dajjelbe an einer übertragbaren Krankheit (Seuche) gelitten hat, jo ift nad) 
der Vorſchrift des $ 9 zu verfahren. 


8 21. 

Ueber alle geſchlachteten Rinder, Kälber und Schafe wird im thier— 
ärztlihen Melvebürcau ein Schlachtbuch geführt, welches die Namen der 
ſchlachtenden Berfonen, das Schlachthaus und die Schlachtkammer, vie 
Öattung und die Zahl der Thiere ergiebt und in welches der unterfuchende 
Thierarzt den Befund einträgt. Die Befiger der Thiere, ſowie ihre Beauf- 
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tragten und Gejellen find verpflichtet, dem Thierarzte jede erforderliche Aus— 
funft über die Thiere und ihre Herkunft zu geben. 

Der Ober-Thierarzt führt ein Obduktionsbuch, in welches diejenigen 
Thiere eingetragen werden, welche zurüdgewiefen und beanflandet worden 
find (816). In demfelben ift zu vermerken, auf Grund welder Feitftellung 
diefe Verfügung getroffen if. Auf Grund des Obduktionsbuches ertheilt 
der Dber-Thierarzt den Befigern des zurüdgemwiefenen und beanftandeten 
Thieres eine Bejcheinigung, aus welcher die Sirankheit, an welcher das 
Thier gelitten hat, hervorgeht. 


B. Schweine. 
8 22. 

Die Unterfuhung der geſchlachteten Schweine findet unmittelbar nach 
der Schlachtung ftatt. Sobald die Schlachtung vollzogen ift, hat Derjenige, 
welcher geſchlachtet hat, jofort und fpäteftens innerhalb einer Stunde felbft 
oder durch feine Leute, für deren Handlungen und Unterlafjungen er ver: 
antwertlich ift, davon unter Bezeichnung des Schlachthauſes und Angabe 
der Nummer der Schlachtkammer und der Zahl der gejchlachteten Thiere im 
Melvebüreau der Probenehmer Anzeige zu machen. 


8 23. 

Perfonen, welche gewerbsmäßig Schweine ſchlachten oder ſchlachten 
lajfen, gleichgültig, ob der Berfauf des Schweines im Ganzen oder in 
Stüden oder nad) erfolgter Verarbeitung oder Zubereitung erfolgt (Fleiſcher, 
Wuritfabrifanten, Gafte und Speifewirthe und ähnliche Perfonen), haben 
ein Schlahtbud nad dem beifolgenden Mufter 1 zu führen und in 
dajjelbe jede Schlachtung eines Schweines unter fortlaufenden Nummern in 
den Spalten 1 bis 4 fofort nah der Schlahtung einzutragen, beziehungs- 
weife unter ihrer Berantwortlichfeit durch Andere eintragen zu laſſen. 

Das Schlahtbuh muß mit fortlaufenden Seitenzahlen verfehen fein 
und in der Aufjchrift den Namen und die Wohnung des Gewerbtreibenden 
angeben. Es ift an der Schladhtjtätte aufzubewahren, und zwar bis zum 
Ablauf eines Jahres nach der letten Eintragung, und muß den unter 
ſuchenden Thierärzten und Schlahthausbeamten, jowie dem Königlichen 
Departements-Thierarzt oder deſſen Stellvertreter auf Erforbern jederzeit 
vorgezeigt und ausgehändigt werben. 


8 24. 

Andere Perfonen als die vorbezeichneten Gewerbtreibenden haben, falls 
fie nicht ein gleiches Schlachtbuch führen, über jede Schlachtung eines 
Schweines einen befonderen Schlachtzettel anszufertigen, weldyer in ber 
Auffhrift ihren Namen und ihre Wohnung, die Nummer des Schlachthaufes 
und der Schlachtkammer und außerdem die in den Spalten 2 bis 4 des 
Mufters 1 entfpredenden Angaben enthalten muß. 
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Der Schlachtzettel muß auf Erfordern den unterfuhenden Thierärztem 
und Schlahthausbeamten, fowie dem Königlichen Departements- Thierarzt 
oder deſſen Stellvertreter jederzeit vorgezeigt werben. 


8 2. 

Die geſchlachteten Schweine dürfen, bevor fie nah Maßgabe dieſes 
Regulativs der Unterfuhung unterworfen und freigegeben find, aus dem 
Schladtraum oder den zum Abkühlen beftimmten Nebenräumen nicht ent» 
fernt und auch nicht in Stüde zerlegt werben. 

Zuläffig jedoch ift es, das Schwein infoweit in zwei Hälften zu zer— 
legen, daß dabei von der Kopfhaut das Stüd, welches von der Nadengegend 
bis zur Schnauze reicht, ungertrennt und durch diefes Stüd die beiden 
Hälften verbunden bleiben. Desgleihen dürfen die Eingeweide und bie 
fogenannten Piefen fofort herausgenommen werden, biefelben müſſen jedod) 
in unmittelbarer Nähe des Schweines, fo daß feine Verwechſelung möglid) 
iſt, aufbewahrt werben. 

S 26. 

Auf die Anzeige von der Schlahtung eines Schweines ($ 22) entjendet 
der dienfthabende Fleiſchſchau-Amts-Vorſteher einen Probenehmer nad der 
Schlachtſtätte; diefer entnimmt perfönlic die für die Unterfuchung erforber- 
liben Proben von dem Schweine, und zwar je ein Stüdchen von dem 
rothen Fleiſch des Zwerchfelles, des Bauches, des Kehlkopfes und zwiſchen 
den Rippen, verpadt die Proben in eines der Probefäjtchen des Fleiſchſchau— 
Amts, verfieht das Schwein mit der Nummer des Probefäfthens und füllt 
in dem ihm vorzulegenden Schlachtbuch die Spalten 5 bis 7 aus, bes 
ziehungsweife fett entjprechende Vermerke auf den ihm auszuhändigenden 
Schladtzettel. Die Probefüfthen, welche bei Nichtgewerbetreibenden von 
dem Sclachtzettel begleitet werben, überbringt der Probenehmer verpadt 
ohne Berzug nad) dem Fleiſchſchau⸗-Amte. 


$ 27. 

Auf dem Fleiſchſchau-Amte beauftragt der dienfthabende Fleiſchſchau— 
Amts» Borfteher einen Fleiſchbeſchauer mit der Unterfuhung der Fleiſch— 
proben, nachdem er zuvor in das nach dem beifolgenden Muſter 2 zu 
führende Regiſter des Fleiſchſchau-Amtes den vorliegenden Unterſuchungs— 
fall durch Ausfüllung der Spalten 1 bis 9 eingetragen hat. 

Der Fleifhbefhauer hat die Unterfuhung mit voller Sorgfalt und 
Gewiſſenhaftigkeit auszuführen. Er hat von jedem der im $ 26 bezeichneten 
vier Fleiſchſtückchen mindeftens ſechs angemefjene Präparate zu fertigen und 
mifroffopifch zu unterfuchen. 

8 28. 

Ergiebt die Unterfuhung feine Trichinen, fo hat der Fleiſchbeſchauer 
den Sal in fein nach dem beifolgenten Mufter 3 zu führendes Schau— 
bud) einzutragen und das Bud) fammt den Proben dem Fleifhichan- Amts- 

23 
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Vorſteher zu übergeben. Diefer ergänzt die Eintragung in dem Kegiiter 
Des Fleifhihau: Amtes durd Ausfülung der Spalten 10 bis 12 und fertigt 
dem Beliter des Schmweines durch PVermittelung eines Probenehmers Die 
Beſcheinigung „tricbinenfrei” zu. Diefe Bejheinigung, welde aud ven 
Namen des mit der Unterfuhung beauftragt gewejenen Fleiſchbeſchaners er- 
geben muß, jegt der Fleiſchſchau-Amts-Vorſteher unter feiner Namens» 
unterfchrift unmittelbar auf den Schlachtzettel, falls ein foldyer ausgefertigt 
worden. Anderenfalld überträgt er in ein ausſchließlich bierzu beſtimmtes 
Buch des Probenehmers einen den Inhalt der Spalten 1, 3, 4, 5, 8 und 9 
wiedergebenden Auszug ans dem Regifter, auf Grund deſſen temmächit der 
Probenehmer in dem Schlahtbud; des Gewerbtreibenden ($ 23) die Spalten 
8 und 9 auszufüllen hat. 


S 29. 

Findet der Fleiſchbeſchauer oder der Fleiſchſchau-Amts-Vorſteher bei 
der Unterfuhung das Fleiſch trichinenhaltig, fo haben fie beide mit ein- 
ander in Berathung zu treten. Gelangen fie zu einer übereimjtimmenden 
Ueberzeugung, jo gilt bejahenden Falls das Vorhandenfein von Tridinen 
als fetgeftellt und ift fofort der Ober- Thierarzt behufs Zurüdweifung und 
Beanftandung des Schweines zu benachrichtigen, während werneinenden Falls 
nach $ 28 zu verfahren if. 

Einigen ſich der Fleiſchſchau-Amts-Vorſteher und der Fleifchbeihaner 
nicht oder bleibt einer von ihnen im Zweifel, fo ift die Enticheidung des 
Dber- Thierarztes anzurufen und gleichzeitig die vorläufige Beanftandung 
des Schweines auszuſprechen. Während der Dauer diefer Beanftandung 
bat fi der Befiter des Schweines jeder körperlichen Berfügung über 
daſſelbe zu enthalten. i 

$ 30. 

Dem Ober: Thierarzt, deſſen Entſcheidung gemäß $ 29 angerufen wird, 
und welcher ſich nad erhaltener Anzeige behufs Vornahme der Unterfuhung 
in das betreffende Fleifhihan- Amt zu begeben hat, hat der betreffende 
Fleiſchbeſchauer das Probefäfthen mit den fämmtlihen mifrojfopifchen 
Präparaten und den noch vorhandenen Fleifchtheildhen, jowie einen furzen 
Bericht des Fleifhichau: Amts: BVorftehere, welher Namen und Wohnung 
des Befigers des Schweines, die örtliche Yage der Schlachtſtätte (Schlacht- 
haus, Schlachtkammer), die von dem Probenehmer angebrachte Bezeihnung 
des Schweines, ſowie den Namen des Fleiſchbeſchauers angiebt, zu über- 
geben und die für Trihinen gehaltenen Objekte vorzumeifen. 

Stellt der Ober-Thierarzt Feine Trichinen feit, fo benachrichtigt er 
biervon das Fleiſchſchau-Amt und giebt das Probefäftchen an daſſelbe zurüd. 
Findet er dagegen die Fleiſchproben trihinenhaltig, jo ordnet ev, nachdem 
das Schwein mit dem Stempel „Trichinenhaltig” verfehen ift, die Ent- 
fernung deijelben und der Proben nad) Maßgabe des $ 19 an und giebt 
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die die Trichinen nachweiſenden mikroſkopiſchen Präparate an das Fleiſch— 
Ihau-Amt zur Aufbewahrung nach Maßgabe des 8 31 zurück. 


8 31. 

Jede Unterfuhung ift auf dem Fleifhihan-Amte an demfelben Tage zu 
Ende zu führen, an weldem die Proben von dem Schweine entnommen 
worden find. Desgleihen müſſen die ſämmtlichen Dienjthandlungen des 
Fleiſchſchau- Amts-Vorſtehers in Beziehung auf eine einzelne Unterfuhung von 
ein und berfelben Perſon zu Ende geführt werben. 

Ueber das Auffinden von Trichinen it auf jedem Fleiſchſchau-Amte nad 
Mufter 4 ein befonderes Buch (Befundbuch) zu führen. In demjelben 
ift jeder Fall, in welchem ein Fleiſchbeſchauer oder Fleifhihau- Amts - Vor: 
fteher ITrichinen gefunden zu baben glaubt, unter Angabe des weiteren 
Berlaufs der Sache von dem Fleiſchſchau-Amts-Vorſteher zur Darftellung 
zu bringen. 

In Betreff der Führung des Befundbuchs wird der Magijtrat die er- 
forberliche Anweifung erlaffen. 

Alle mikroſkopiſchen Präparate, in denen das Vorhandenfein von Trichinen 
endgültig feitgeitellt it, find, wohlverfittet und mit einem auf das in Abjag 2 
bezeichnete Buch verweifenden Unterfcheidungszeichen verfehen, auf dem Fleiſch— 
Ihau-Amte zwei Monate lang aufzubewahren und alsdann unschädlich zu 
bejeitigen. 


$ 32. 

Die Fleiſchſchau-Amts-Vorſteher find verpflichtet, die Dienftthätigfeit der 
Fleifchbefhauer ftändig zu überwachen und namentlich die von denfelben her— 
geftellten Schaupräparate möglichſt häufig einer mikroſtopiſchen Nachprüfung 
zu unterwerfen. 

Vorjteher und Probenehmer dürfen den Fleiſchbeſchauern keinerlei Mit: 
theilung über vie Herkunft der in der Unterfuchung befindlichen Fleifchproben 
machen. 

Finden die mit der öffentlihen Trichinenfchau betrauten Perſonen an 
den zu unterfuchenden Schweinen oder Fleifchproben eine andere Krankheit 
als Trichinoſis, insbefondere Finnen, Rothlauf und Gelbſucht, jo haben 
diefelben dem im betreffenden Schladhthaufe ftationirten Thierarzt Anzeige 
zu machen. Die von demfelben vorzunehmende Unterfuhung findet in 
Gegenwart des Probenehmers jtatt. 


Ss 33. 

Stleichzeitig mit der Unterſuchung der gejchlachteten Schweine auf 
Trichinen (88 26 bis 32) findet die Unterfuchung derjelben durch die Thier— 
ärzte Statt. Bei derfelben finden die Beftimmungen über die Unterſuchung 
der gejchladhteten Rinder, Kälber und Schafe (88 14 bis 21 einſchließlich) 
in ihrem ganzen Umfange mit der Abänderung Anwendung, daß Die Frei— 
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gabe ver als gejund befundenen Thiere durch die Thierärzte und die Ab» 
ftempelung diefer Thiere (K 15) erft dann erfolgt, wenn die Unterſuchung 
durch die Fleifhbefchauer ergeben hat, daß die Schweine trichinenfrei find. 
Die Abftempelung wird durch die Brobenehmer bewirkt. 


IV. Allgemeine Beftimmungen. 


Ss 34. 

Schlachtthiere, welde auf den Schlachthof gebracht worden find, dürfen, 
außer auf Anordnung der Polizeibehörde, von demfelben nicht wieder forte 
gebracht, fondern müſſen nad den Vorſchriften dieſes Regulativs behandelt 
werben, 

8 35. 

Fir die Unterfuhung des Schlachtviehes vor und nad der Schladhtung 
ift von Denjenigen, weldye fchlachten laflen, bei Einführung der Thiere auf den 
Schlachthof eine Gebühr zu entrichten, welche bei Nichtzahlung im Wege des 
Berwaltungs+ Zwangsverfahrens beigetrieben werden fan. Der Gebühren» 
tarif wird durch Gemeindebefhluß auf mindejtens einjährige Dauer feit- 
geſetzt und zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


S 56. 

Zuwiderbandlungen gegen die Anordnungen diefes NRegulativs werben, 
fofern nicht nach den allgemeinen Strafgefegen eine höhere Strafe verwirft 
ift, auf Grund bes $ 14 des Gefetes vom 18. März 1868 in der Fallung 
des Gefetes vom 9. März 1881 (G.S. de 1881 ©. 273 ff.) fir jeden 
Uebertretungsfall mit Gelpftrafe bis zu einhundertfünfzig Markt oder mit 
Haft beitraft. 

$ 37. 

Die Abänderung und Ergänzung dieſes Negulativs bleibt vorbehalten 

und erfolgt durch Gemeindebeſchluß. 


S 38. 

Diefes NRegulativ tritt jofort in Kraft. 

So bejdjloffen von der Stadtverordnneten« Berfammlung in der Sitzung 
vom 22. Februar 1883 und beftätigt durch Beihluß des Magiftrats vom 
23. Tjebruar 1883. 

Berlin, den 23. Februar 1883. 

Magiftrat hiefiger Königlicher Haupt» und Reſidenzſtadt. 
(gez.) von Fordenbed. 


Borftehendes Negulativ wird auf Grund der 88 2 und 3 des Gefeges, 


E . A 5 J 18. März 1868, 
betreffend die Errichtung öffentlicher Schlachthäuſer, vom 9. März 1881, 


bes $ 145 des Zuftändigfeits: Öejeges vom 26. Juli 1876 und des $ 36 
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des Organiſations-Geſetzes vom 26. Juli 1880, unbefhadet der Be- 
fugniffe der ftaatlihen Sanitäts- und Veterinär-Polizei hier- 
durd genehmigt. 
Potsdam, den 24. Februar 1883. 
Der Ober» Präfident der Provinz Brandenburg. 
Staatsminifter 
(gez.) Ahenbad. 


Unterjuhung des von auferhalb nad Berlin eingeführten 
friihen Fleiſches. 
Gemeindebejhluß vom 7 — 1886. 

Auf Grund des Artikels I. des Gefeges zur Abänderung und Er- 
gänzung des Gejeges vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung öffent 
licher, ausſchließlich zu benutzender Schlahthäufer vom 9. Marz 1881 
(G.S. ©. 273), und im Anfchluß an den Gemeindebefhluß vom 15./16. Juni 
1882, beftätigt durch den Herrn Ober-Präfivdenten der Provinz Brandenburg 
am 16. Juni 1882, wird hiermit durch Gemeindebeſchluß Nachſtehendes an- 
geordnet. 

sl. 

Alles nicht in dem auf dem ftädtifchen Central-Viehhofe befindlichen 
öffentlihen Sclahthäufern ausgefchlachtete friſche Fleifch darf in dem 
Gemeindebezirk der Stadt Berlin nicht eher feilgeboten werben, als bis 
es einer Unterfuchung durch Sachverſtändige gegen eine zur Gemeindefafle 
fliegende Gebühr unterzogen ift. 





$ 2. 

Die Unterfuhung erfolgt nad) Mafgabe eines durch Gemeindebeſchluß 
feitzufegenden Negulativs. 

83. 

Dieſer Beſchluß tritt 14 Tage nach erfolgter Beröffentlihung*) deſſelben 
in Kraft. 

So beſchloſſen von der Stadtverorbneten- Verfammlung in der Situng 
vom 9. September 1886 und beftätigt durch Beſchluß des Magiftrgts vom 
24. September deilelben Jahres. 

Berlin, den 25. Septeniber 1886. 

Magiftrat biefiger Königliher Haupt und Reſidenzſtadt. 
(gez.) von Forckenbeck. 


Vorſtehender Gemeindebeſchluß wird auf Grund des 83 des Geſetzes, 
betreffend die Errichtung Öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schladht- 


*) Diefe Veröffentlihung war während des Drudes des vorliegenden Werkes noch 
nicht erfolgt, 
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= * des $ 131 des Zuſtändigkeits-Geſetzes vom 
1. YAuguft 1883 und des $ 43 des Gefeges über die allgemeine Landes— 
Verwaltung vom 30. Juli 1883 hierdurch genehmigt. 
Potsdam, den 10. Dezember 1886. 
Der Dber- Präfident der Provinz Brandenburg. 
Staatsminijter. 
(gez.) Adhenbad. 





häufer, vom 


25. September * 
10. Dezember 

Auf Grund des Artikels I. des Gefeges zur Abänderung und Ergänzung 
des Gefeges vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung üffentlicher, 
ausſchließlich zu benugender Scladthäufer, vom 9. März 1881 (G.S. 
S. 273) und des Gemeindebefchluffes vom 15./16. Juni 1882 ift durch 
Gemeindebeſchluß vom heutigen Tage die Anordnung getroffen, daß alles 
nicht in den auf dem ftädtifchen Central: Vichhofe befindlichen öffentlichen 
Schlahthäufern ausgefchlachtete friſche Fleiſch von Schlachtthieren (Rindern, 
Kälbern, Hammeln, Ziegen, Schweinen) in dem Öemeindebezirfe der Stadt 
Berlin nicht eher feilgeboten werden darf, bis es einer Unterfuhung durch 
Sadjverftändige unterzogen ift. 

Nah $ 2 diefes Gemeindebeſchluſſes fol die Unterfuhung nad Maß: 
gabe eines durch Gemeindebeſchluß feitzufegenden Regulativs erfolgen. 

In Ausführung dejien wird hiermit Folgendes bejtimmt: 

I. Die Organe der ftäptiihen Berwaltung für das 
Unterfuhungswejen und die Sadverjtändigen. 
81. 

Das Unterfuchungswejen wird dem Kuratorium des ſtädtiſchen 
Gentral:Viehhofes unterftellt. Daſſelbe führt die Oberanfficht über die 
eingerichteten Unterfuhungsitationen und die angeftellten Sadverftändigen 
und verficht Diefelben vorbehaltlidd der Anordnungen des Magiftrats mit 
Anmweifungen und Inftruftieuen. 

Die Unterfuhung erfolgt in befonderen Unterfuhungsftationen, weldye 
mit den vom Magiſtrat hierzu beftellten Sachverſtändigen bejegt werben. 

Sadverftändige find der Ober: Thierarzt und der oder die Stell- 
vertreter deflelben, die Thierärzte, Fleiſchbeſchauer und Probenehmer. Dies 
felben werden auf Widerruf durh den Magijtrat angeſtellt, nachdem das 
Königlihe Polizei» Präfidium erflärt hat, daß gegen ihre Anjtellung feitens 
dejjelben nichts eingewendet wird. Der Widerruf muß erfolgen, wenn 
das Königliche Polizei: Präftvium feine Zuftimmung zur Anftellung zurück— 
nimmt. 


Regnlativ vom 





*, Bergleiche Anmerkung Seite 437. 
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82. 

Der Ober: Thierarzt und der oder die Stellvertreter deſſelben und bie 
Thierärzte werden eidlich verpflichtet, die Fleiſchbeſchauer und Probenehmer 
durch Handfchlag an Eivesitatt. 

Sämmtliche Sachverſtändige verpflichten fih dabei, die Fleiſchſchau 
tren und gewilfenhaft auszuführen, allen geſetzlichen und polizeilihen Bor— 
ſchriften, ſowie den Beſtimmungen dieſes Negulativs naczufommen, die 
Durchführung derſelben zu überwachen und alle Zuwiderhandlungen zur 
Anzeige zu bringen. 


83. 

Der Ober-Thierarzt iſt der Vorgeſetzte der ſämmtlichen Sach— 
verſtändigen (8 1); ihm iſt die Leitung und Beaufſichtigung des ganzen 
Fleiſchſchau-Verfahrens übertragen, und es find alle Sachverſtändigen und 
jonftigen Angeftellten feinen amtlihen Anordnungen Folge zu leiten vers 
pflichtet. 

Diejelben Befugniffe, fowie alle Funktionen und Rechte, welche diejes 
Regulativ dem Ober» Thierarzt ertheilt, ftehen dem Vertreter beijelben, 
jobald er in Funktion tritt, zu; er ift gleichfalls berechtigt, von allen 
Sadverftändigen und Angejtellten Folgeleiftung für jeine Anorbnungen zu 
fordern. 

An den Ober: Thierarzt, beziehungsweife deſſen Stellvertreter, find alle 
Anzeigen, Anträge und Beſchwerden, welche die Ausführung der Fleiſchſchau 
betreffen, zu richten. 

Das Kuratorium des jläbtifhen Central-Viehhofs ift beredytigt, im 
Fall es nothwendig erjcheint, einen oder mehrere Stellvertreter des Ober: 
Ihierarztes aus der Zahl der Thierärzte dauernd oder vorübergehend zu 
beitellen. 


84. 

Unterſuchungsſtationen werden in der erforderlichen Zahl dem 
Berfehre entipredend auf oder nahe bei denjenigen Bahnhöfen, auf welden 
regelmäßig friiches Fleiſch eingeführt wird, ſowie an geeigneten Orten inner— 
halb des Werchbilves der Stadt, unter bejonderer Berüdfichtigimg der 
ftäptifhen Marfthallen, errichtet. 

Die Erridtung, jowie fpäterhin die Neueinrichtung, Aufhebung oder 
Verlegung der Unterfuchungsitationen, ſowie die Zeit, während welder die 
einzelnen Unteriuhungsjtationen dem Verkehr geöffnet find, wird durch be= 
jondere Bekanntmachung der Verwaltung veröffentlicht. 

Außerdem wird jede Unterfubungsftation durch deutlihe Merkmale als 
jolche bezeichnet werben. 


85. 
Jede Unterfuhungsftation erhält einen Thierarzt, melden das erforder- 
lihe Hilfsperfonal beigegeben wird. 
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$ 6. 

Die Unterfuhung des eingeführten frifchen Fleiſches erfolgt durch die 
Thierärzte und, ſoweit ed ſich um Schweine handelt, außerdem durch die 
Probenehmer und die Fleifchbefchauer, welche letztere die mifroffopijche Unter: 
judhung durchzuführen haben. 


1I. Beſchränkung der Einfuhr und die Gebühren. 
7 

Sp weit für eine Bahn eine Unterfuhungsftation auf oder bei dem 
Bahnhofe eingerichtet ift, muß das auf diejer Bahn eingeführte friſche Fleisch, 
welches im Gemeindebezirfe der Stadt Berlin feilgeboten werden fol, fofort und 
unmittelbar nad) Eintreffen des Bahnzuges in dieſe Unterfuchungsjtation 
gebracht werden. 

Im Uebrigen find diejenigen Perſonen, welche frifches Fleiſch einführen, 
in der Wahl der Unterfudhungsftation unbeſchränkt. 


S 8. 

Friſches Schweinefleifh muß mindeftens die Größe eines halben 
Schweines, vom Kopfe nad dem Hintertheile zu getheilt, befitzen. 

Andere Fleiſcharten müſſen minveftens die Größe eines ganzen Viertels 
des geſchlachteten Thieres haben. 

Mit dieſem Fleisch dürfen auch die dazu gehörigen Köpfe und Ein— 
geweide eingeführt werben. 

Die Einführung von ganzen Ninderfilets, ungetheilten Hammel» und 
Kalbsfeulen, Hammel- und Kalbsrüden wird geftattet, dagegen ift die Ein» 
fuhr von gehadtem Fleifch verboten. 


89%. 

Durch Bejheinigung der Ortspolizeibehörde oder eines approbirten 
Thierarztes oder eines geprüften Fleifhichau: Beamten oder durch Stempel 
oder Plombe eines unter öffentliher Kontrole ftehenden Schlachthofes muß 
nachgewieſen werden, daß das zur Unterfuchung vorgelegte Fleiſch von einem 
Thiere herrührt, weldes vor der Schlachtung einer Befihtigung unters 
zogen umd hierbei mit erfennbaren Sranfheitszeichen behaftet nicht befunden 
worden ilt. 

Die Beſcheinigung ift auf der Unterſuchungsſtation zurüdzubehalten. 


s 10. 
Das in die Unterfuhungsftation einmal eingeführte Fleiſch darf, bevor 
es nad) Maßgabe diefes Negulativs der Unterfuhung unterworfen und frei» 
gegeben ift, aus der Unterfuchungsftation nicht wieder entfernt werben. 


s 11. 
Fleiſch, welches bereits einmal von einer biefigen Unterfuchungsftation 
oder auf dem ſtädtiſchen Central-Viehhofe einer Unterfuhung unterzogen ift, 
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bedarf bei erneuerter Einführung nur einer Befihtigung auf eine inzwifcher 
eingetretene Verderbniß, jobald dafjelbe noch erfennbare Stempel oder Plombe 
ber früheren Unterfuhung trägt. Kann ein ſolches Unterfuchnungszeichen 
nicht nachgewiejen werden, fo unterliegt e8 der Unterfuchung von Neuem. 


8 12. 
Für die Unterfuhung ift eine Gebühr im Voraus zu zahlen und die 
über die Zahlung ertheilte Quittung vor der Unterfuhung abzugeben. 
Quittungsſcheine, welche für das betreffende Berwaltungsjahr Geltung 
behalten, können an der Kaffe einer jeden Unterfuchungsftation gelöft werben. 


8 13. 

Die Gebühr für die Unterfuchung bleibt für jedes Stüd Fleiſch, gleich- 
gültig, welche Größe dafjelbe hat, diefelbe wie für das ungetheilte Thier. 
Diefelbe wirb für jedes abgefonderte Stüd Fleiſch befonders berechnet und 
macht es hierbei feinen Unterfchied, ob die verfchiedenen Stüde von einem 
und demjelben oder mehreren Thieren herrühren. 

Für die Unterfuhung von Lungen, Lebern und Eingeweiden, welde 
mit Haupttheilen eines gleichartigen Thieres vorgelegt werben, wirb eine 
Gebühr nicht erhoben, ohne daß es eines Nachweiſes, daß diejelben mit den 
vorgelegten Haupttheilen von demſelben Thiere herrühren, bedarf. 

Die nochmalige Befihtigung von bereits früher unterfuchten Fleiſch 
im Falle des 8 11 gefchieht Koftenfrei. 


8 14. 

Die Gebühr wird nad einem Gebührentarif erhoben. Der lettere 
wird fo feftgeftellt werden, daß die Einnahmen an Unterfuhungsgebühren 
die Ausgaben der ſtädtiſchen Verwaltung für die Durchführung der Unter: 
ſuchung deden. 

Der Gebührentarif wird durch Gemeindebefhluß, welcher der Beftäti- 
gung der Auffichtsbehörde bedarf, feitgeftellt. 

Soweit es fi herausjtellt, daß die vorgefchriebene Gebühr im 
Verhältniß der Einnahmen zu den Ausgaben zu body oder zu niedrig 
bemeſſen ift, kann die Herabjegung oder Erhöhung in der im zweiten 
Abfag diefes Paragraphen angegebenen Weife für die Zukunft angeordnet 
werden. 


III. Unterſuchung des eingeführten Fleifches. 
8 15. 

In welchem Umfange das zur Unterfuhung vorgelegte Fleiſch einer 
folden zu unterziehen ift, wird ausfchlieglih der Entſcheidung des diefe 
Unterfuhung ausführenden Thierarztes überlajien. Die Beurtheilung er- 
folgt im Allgemeinen nad; den in Berlin und insbefondere auf dem 
ftädtifhen Scladythofe geltenden Grundſätzen. Der Befiger hat fein 
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Widerfpruchsrecht gegen die Art, in welcher der Thierarzt die Unterfuchung 
ausführt. Die Unterfuhung hat in der Unterfuhungsftation ſelbſt ſtatt— 
zufinden. 

‚8 16. 

Findet der Thierarzt das unterjuchte Fleiſch gefund, jo bezeichnet er 
dafjelbe an einer leicht erfennbaren Stelle mit dem Unterfiichungszeichen 
(Stempel oder Plombe) der betreffenden Unterfuhungsftation. 

Sobald die Stempelung erfolgt iſt, kann der Eigenthiimer des Fleifches 
über dajjelbe verfügen. 

817. 

Ergiebt ſich dagegen, daß das geſchlachtete Fleiſch ungeſund und zur 
menſchlichen Nahrung nicht geeignet iſt, ſo wird daſſelbe an einer in die 
Augen fallenden Stelle mit einem Zettel beklebt, welcher die Aufſchrift trägt: 
„Zurückgewieſen und beanſtandet.“ 

Dasjenige Fleiſch, welches zurückgewieſen und beanſtandet worden iſt, 
wird ſofort der Polizeibehörde zur weiteren Verfügung überwieſen. 


8 18. 

Erachtet der Thierarzt nur einzelne Theile des Fleiſches für ungeeignet, 
die übrigen aber zur menſchlichen Nahrung für geeignet, ſo weiſt er 
nur jene einzelnen Theile unter Beanſtandung derſelben zurück, giebt aber 
die übrigen frei, indem er, fo weit angängig, die Abſtempelung ($ 16) 
veranlaßt. 

s 19. 

Soweit gemäß der SS 17 und 18 eine Zurüdweifung und Bean 
ftandung von dem Thierarzte ausgeſprochen ift, ift der Befiger des Fleiſches 
berechtigt, die Entjheidung des Ober: Thierarztes zu fordern. Muß zu 
diefem Zwede der Beſchleunigung wegen auf Antrag des Befiters das 
Fleifh nad einer andern Stelle gefchafft werden, fo bat der Befiger die 
Koften des Transports zu tragen und auf Erfordern einen Borfhuß hierfür 
zu erlegen. 

Der Befiger hat feinen Anſpruch auf Entſchädigung wegen der Ber: 
zögerung der Entjcheidung des Ober» Thierarztes, fofern diefelbe nur binnen 
24 Stunden, nachdem er feinen Antrag gejtellt hat, erfolgt. 


8 2%. 

Stellt fi) bei der Unterfuhung heraus, daß das Thier, von welchem 
das zur Unterfuhung vorgelegte Fleisch herrührt, an einer übertragbaren 
Kranfheit (Seuche) gelitten hat, fo wird dafjelbe fchleunigft abgeſondert 
unb ver Bolizeibehörde übderwiefen. 

Der Eigenthümer des Fleiſches haftet für allen Schaden, welder durd) 
die anjtedende Krankheit des Fleiſches herbeigeführt wird, insbefondere für 
die Koſten einer etwa erforderlichen Desinfizirumng. 
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8 21. 

Ueber alles in der Unterfuchungsftation zurückgewieſene und beanftandete 
Fleiſch wird ein Negifter geführt, für weldes die Verwaltung die näheren 
Anordnungen erläßt. 

Auf Grund defjelben ertheilt der Thierarzt den Befigern des zurüd- 
gewiefenen und beanjtandeten Fleiſches auf Verlangen eine Beſcheinigung, 
aus welcher die Urfadye der Beanftandung hervorgeht. 


8 22. 

Behufs mikcoffopifcher Unterfubung der Schweine nad näherer An— 
ordnung der Verwaltung entnimmt ein Probenehmer die hierfür erforder: 
lichen Broben und verjieht das Fleifch mit der Nummer des Probekäſtchens. 
Die Probefäfthen überbringt der Probenehmer dem hierzu von dem Thier- 
arzte beitimmten Fleiſchbeſchauer. ” 

$ 23. 

Der Fleiſchbeſchauer hat die Unterfuhung mit voller Sorgfalt und 
Gewilfenhaftigfeit den Anorpnungen der Verwaltung ımd den hierüber be- 
jtehenden gejeglihen Beſtimmungen entfprechend auszuführen. 


8 24. 

Ergiebt die Unterfuhung feine Trichinen, jo hat der Fleiſchbeſchauer 
unter Beifügung feines Namens in einen nad dem anliegenden Mujter 
von dem Probenehmer geführten Schaubuch dieſes zu beſcheinigen. 

Auf Grund diefer Beicheinigung erfolgt die Abftempelung „trichinenfrei‘ 
durd den Probenehmer. 

Findet der Fleifhbejchauer bei der Unterfuhung das Fleiſch trichinen— 
haltig, jo bat derfelbe die Entſcheidung des Ihierarztes anzurufen. 

Stellt ver Thierarzt feine Trichinen feſt, fo ift die Entfcheidung des 
Dber-Thierarztes, welche binnen 24 Stunden zu erfolgen bat, einzuholen. 
Findet er dagegen die Fleiſchproben trichinenhaltig, jo ordnet er, nachdem 
das Fleiſch mit dem Stempel „Zrichinenhaltig‘ verfehen ift, die Ent: 
fernung dejjelben und der Proben nad) Maßgabe des $ 17 an und giebt 
die die Trichinen nachmeifenden mifroffopifchen Präparate an den Fleiſch— 
bejhauer zur Aufbewahrung nad) Maßgabe des $ 25 zurüd. 


8 25. 

Alle mikroftopiihen Präparate, in denen das Borhandenjein von 
Trichinen endgültig feitgeftellt iit, find wohlverfittet auf der Unterfuhungs- 
ftation zwei Monate lang aufzubewahren und alsdann unſchädlich zu bes 
feitigen. 

8 26. 

Finden die mit der öffentlihen Trichinenſchau betrauten Perjonen an 

dem zu umterfuchenden Fleiſch eine andere Kranfheit als Trichinofis, ins: 


4-44 


bejondere Finnen, Rothlauf und Gelbfuht, jo haben viefelben dem Thier- 
arzt Anzeige zu machen. 
Ss 27. 
Die Freigabe des Schmweinefleifhes gemäß $ 16 erfolgt erſt dann, 
wenn die Unterfuhung durd die Fleifhbefhauer ergeben hat, daß daſſelbe 
von Trichinen und von den im $ 26 erwähnten Krankheiten frei ift. 


8 28. 
Die Verwaltung kann geeigneten Falls von der Beftellung bejonderer 
Probenehmer Abftand nehmen und verfehen alsdann der oder die Fleiſch— 
beſchauer auch die Thätigfeit jener. (SS 22 bis 27.) 


IV. Allgemeine Beftimmungen. 


8 29. 
Die behufs Unterfuhbung des Echweinefleifhes entnommenen Proben 
verbleiben der Verfügung der Unterfuchungsitation. 


$ 30. 

Nach erfolgter Abftempelung ift das unterfuchte Fleifch jofort aus dem 
Unterfuhungsranm zu entfernen, widrigenfalls die Verwaltung berechtigt 
ift, dafielbe auf Koften des Eigenthümers wegſchaffen zu laſſen. 

Die Verwaltung übernimmt weder in diefem Falle, noch ſonſt eine 
Garantie irgend einer Art für die Sicherheit des in die Unterfuchungsitation 
gebrachten Fleifches. Die Beauffichtigung deffelben ift ausſchließlich Sade 
des Eigenthümers. 


$ 31. 

Zumiderhandlungen gegen die Anordnungen diefes Negulativs werben, 
fofern nicht nach den allgemeinen Strafgefegen eine höhere Strafe verwirft 
ift, auf Grund des $ 14 des Gefeges vom 18. März 1868 in der Faflung 
des Gefeges vom 9. Mär; 1881 (G.-S. ©. 273 ff.) für jeden lleber- 
tretungsfall mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Markt oder mit Haft 
beftraft. 

$ 32. 

Die Abänderung und Ergänzung dieſes Negulativs bleibt vorbehalten 

und erfolgt durch Gemeindebeſchluß. 


8 33. 


Diefes Regulativ tritt zufammen mit dem bemfelben zu runde 
liegenden Gemeindebeſchluß vom heutigen Tage in Kraft. 
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Muſter. 
(Schaubuch.) 
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= | Tag und | Name und J Bezeihnung | Name Beideinigung| = 
* Stunde | Wohnort des de⸗ des Trichinen⸗ des E 
2 Schweines Fleiſch⸗ = 
[der Unter: | Befihers des durch den Probe- frei? beihauers. | & 
af ſuchung. | Schweines. gProbenehmer. | nehmere. 8 


Name, 


Sp beſchloſſen von der Stabtverordneten- Berfammlung in der Sigung 
vom 9. September c. und beftätigt durch Beihluß des Magiftrats vom 
24. September c. 

Berlin, den 25. September 1886. 

Magiftrat hiefiger Königliher Haupt: und Reſidenzſtadt. 
(gez) von Fordenbed. 


Borftehendes Negulativ wird auf Grund der $$ 2 und 3 des Gejekes, 
* 
betreffend die Errichtung öffentlicher Schlachthäuſer, vom ie 
des $ 131 des Zuftändigfeitsgefeges vom 1. Auguft 1883 und des $ 43 
bes Gejeges über die allgemeine Pandesverwaltung vom 30. Juli 1883 
unbeſchadet der Befugniffe der ftaatlihen, Sanitäts- und 
Beterinär- Polizei hierdurd mit der Maßgabe genehmigt, daß aus den 
im $ 14 vejjelben enthaltenen Bejtimmungen für das freie Ermeffen der 
Auffichtsbehörde bei der Prüfung und Genehmigung der Tariffäge feine 
über die Vorſchrift am Schluſſe des Abjag 2 im $ 2 des Gefeges vom 
Ge leer hinausgehende Einſchränkung gefolgert werben darf. 
Potsdam, den 10. Dezember 1886. 
Der Ober» Präfident der Provinz Brandenburg. 
Staatsminifter. 


(gez.) Adyenbad. 





Schlachten von Pferden, Eſeln und Mantthieren. 
Polizei-Verordnung vom 24. März 1854. 


Auf Grund der 88 6 und 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über 
die Polizeis Verwaltung verordnet das Polizei» Präfidium für den engeren 
Polizeibezirt von Berlin, was folgt: 
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sl. 

Das Schlachten eines Pferdes, Ejels oder Maulthieres zum Berfaufe 
des Fleiſches darf nur an den von der Volizei- Behörde erlaubten Schladht- 
ftätten (Schlachthäuſern) ftattfinden. 

82. 

Ebenjo darf das Fleiſch dieſer Thiere nur an den Stellen feil gehalten 
werben, welche bei ver Polizeibehörbe vorher angemeldet worben find. Jede 
Berfaufsitelle diefer Art, in welcher ein Handel mit anderen zum Genuſſe 
fir Menfchen beftimmten Fleifchwaaren nicht ftattfinden darf, muß mit einer 
Tafel verjehen jein, welche die deutliche Aufſchrift „Roßfleiſch-Verkauf“ 
führt. 

8 3. 


Kein Pferd, Efel oder Maulthier, deſſen Fleiſch zum Handel beftimmt 
ift, darf früher gefchlachtet werden, bevor daſſelbe nicht von dem polizeilichen 
Thierarzte unterfucht, und bevor von diefem nicht darüber ein Atteft aus- 
geftellt ift, daß das zu fchlachtende Thier nicht an einer Krankheit gelitten 
bat, welde deſſen Fleiſch zum Genuſſe für Menfchen und Thiere un: 


geeignet macht. 
Polizei-VBerordnung. 


Auf Grund der 885, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei- 
Verwaltung vom 11. Mär; 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das 
Polizei» Präfidium nach Berathung mit dem Gemeinde» Borjtande 
als Zufag zu $3 der Polizeis Verordnung vom 24. Mär; 1854, 
den Betrieb der Roßſchlächterei betreffend, was folgt: 

Nach Befinden des Polizei Thierarztes kann auch eine inner: 
liche Unterfuhung des gefchlachteten Pferdes angeordnet und von 
dem Ergebniß derſelben die Erlaubniß zum Berfaufe des Fleiſches 
als Nahrungsmittel für Menfchen abhängig gemacht werden. Die- 
jenigen Pferde, welche bei diefer innerlichen Unterfuhung als un: 
geeignet zur menjhlihen Nahrung und nur zu gewerblichen 
Zweden verwendbar befunden worden find, werben ber hiefigen 
Abdederei gegen die mit derfelben vereinbarte Entſchädigung über- 
wiefen. 

Berlin, ven 19. Januar 1870. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Wurmb. 
84. 

Jeder Roßſchlächter hat ein von dem polizeilichen Revier-Vorſtande zu 
paraphirendes umd abzuftempelndes Schladhtbuc zu führen, weldes nad) 
dem beifolgenden Schema eingerichtet fein muß. 

Die erften 4 Rubriken müſſen fofort und binnen längftens 24 Stunden 
vom Roßſchlächter ausgefüllt werden, nachdem das Thier erworben ift, 
wenn deſſen Abſchlachtung auch noch nicht jofort beabjichtigt wird. 
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Zur Ausfüllung der 4. Rubrif genügt die Aufführung des Namens 
derjenigen Perfon, won der das Pferb ꝛc. erworben worden ift, fofern 
diejelbe dem Roßſchlächter als im Inlande anfällig perfönlich befannt ift. 
Rüdfichtlib unbekannter Veräußerer kommen die Vorſchriften des Gejetes 
vom 13. Februar 1843 im $ 5, 6 und 7 (G.S. ©. 75) zur Anwendung. 
Die 5. Rubrik wird von dem polizeilihen Thierarzt ausgefüllt (vergl. $ 3), 
demjelben darf das zum Schlachten beitimmte Thier jedoch nicht friiher als 
höchſtens 24 Stunden vor dem Schlachten zur Unterfuhung vorgeftellt 
werden. Die 6. Rubrik ift vom Roßſchlächter fpäteftens 24 Stunden nad) 
der Schlachtung auszufüllen. 

8 5. 

Das Schlachtbuch muß der Roßſchlächter jederzeit in feinem Verkaufs: 
Iofale, oder wenn daſſelbe von der Schlachtſtätte entfernt iſt, in dem 
Legteren zur Vorzeigung an die vevidirenden Polizeibeamten oder den 
polizeilichen Thierarzt bereit halten. 

$ 6. 

Wegen Befeitigung der nicht zum Verkaufe geeigneten Abgänge an 
Knochen, Fell ꝛc. find die beftehenden oder noch zu erlaffenden Vorſchriften 
inne zu halten. 

87. 

Wer dieſer Verordnung entgegen handelt, oder den ihm darin auf— 
erlegten Berpflihtungen nachzukommen unterläßt, verfällt in eine Geld— 
firafe bis zu 10 Thlr. oder im Unvermögensfalle in eine Gefängnißftrafe 
bis zu 14 Tagen. 

Berlin, ven 24 März 1854. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Hindelden. 


Schema für das Schlahtbud. 








































1. 2 4. 5. 6. 
Name Atteſt 

* Beſchreibung des Ver⸗des polizei. Tag 

" des Pferdes, Eſels oder äußerers | lichen Thier- | des Schladh- 

EI MNaulthieres nad Alter, und Ver- | arztes über Ätens oder des 

= Größe, Farbe und befon- merf über J den Gefund. | andermweiten 

a deren Kennzeichen. defien Ze | heitszuftand Verkaufs, 
gitimation.] des Thieres. 


Fünfter Abſchnitt. 
Oeffentliches Fuhrweſen (Verkehrsanſtalten). 


A. Pferde- Eifenbahnen. 


Betrieb der Pferde: Cifenbahnen. 
Polizei-Verordnung vom 27. Mai 1865. 

Auf Grund der 88 6 und 11 des Geſetzes Über die Polizei-Berwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) wird in Bezug auf die Pferde:Eijen- 
bahnen im engeren und weiteren Bolizeibezirt von Berlin und im Bolizei- 
bezirk von Charlottenburg Folgendes verordnet: 


I. Bflichten des Unternehmers hinfichtlich: 
A. Des Betriebs-Perſonals. 
81. 

Beim Betriebe der Pferde-Eiſenbahnen dürfen als Kondukteure und 
Kutſcher nur Perſonen beſchäftigt werden, welche die betreffende polizeiliche 
Erlaubniß (Fahrſchein) erhalten haben. 

Der Fahrſchein wird nur ſolchen Perſonen ertheilt, welche mindeſtens 
achtzehn Jahre alt, zuverläſſig und nicht mit auffälligen körperlichen oder 
geiſtigen Gebrechen behaftet ſind. Kutſcher haben überdies nachzuweiſen, daß 
ſie des Fahrens und der Behandlung der Pferde kundig ſind. 

Die Annahme und Entlaſſung von Kondukteuren und Kutſchern hat der 
Unternehmer dem von dem Polizei-Präſidio beſtellten Aufſichts-Beamten 
(Kommiſſarius für das öffentliche Fuhrweſen) binnen vierundzwanzig Stunden 
ſchriftlich anzuzeigen. 

Kondukteure und Kutſcher, denen der Fahrſchein entzogen worden iſt 
($ 42), dürfen als ſolche nicht ferner beſchäftigt werben. 

8 2. 

Ueber fein Betriebs» Perfonal (Kondufteure und Kuticher) hat der Unter> 
nehmer nad) der von dem Polizei-Präſidio zu gebenden Anleitung Nach— 
weijungsliften zu führen. Diefelben find dem Kommifjarius für das 
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öffentliche Fuhrweſen zur vorgängigen Prüfung und Stempelung einzu- 
reihen, den Polizeibeamten auf Verlangen zur Einfiht vorzulegen und 
dürfen weder unlejerlid gemacht, noch ohne polizeiliche Erlaubniß ganz oder 
theilmeife vernichtet werben. 

Die Nichtigkeit der darin enthaltenen Angaben hat der Unternehmer zu 
vertreten. 

S 3. 

An Konduftenre und Kutſcher ergebende polizeilihe Borladungen und 
Verfügungen ift der Unternehmer verpflichtet, unter eigener Berantwortlichkeit 
für die richtige und pünftliche Beftellung, entgegenzunehmen und dem Bes 
treffenden zu behänbigen. 


Ss 4. 

Für Konduftenre und Kutſcher hat der Unternehmer eine Dienſt— 
fleidung einzuführen. Dieſelbe unterliegt hinfichtlid der Form, Farbe 
und Abzeichen der Genehmigung des Bolizei-Präfipit. 

Als nothwendiges Abzeichen ift jedem Kondukteur und Kutſcher eine 
beftimmte Nummer beizulegen, welche vorn an der Kopf-Bededung ges 
tragen wird. 


B. Des Betriebs-Materiale. 
a. Waggons, 
85. 

Die Waggons müſſen haltbar gebaut und der Art eingerichtet fein, daß 
das Ein- und Ausfteigen gefahrlos und bequem erfolgen kann. 

Ihre Höhe darf 16 Fuß, ihre Breite 7 Fuß nicht überfteigen. 

Jeder Waggon muß verfehen fein mit: 

a. zwei weitleuchtenden Yaternen, je einer an der Vorder: und an ber 
Rückſeite. Meitteljt derfelben kann zugleidh das Innere des Waggons 
erhellt werben; 

b. einer Zugleine oder Ähnlihen Vorrichtung, mittelft welcher ein 
Signalverfehr zwifhen dem Kondukteur und dem Kutſcher ſtatt⸗ 
finden kann; 

. einer fräftig wirkenden Bremsvorridtung, deren Handhaben dem 
Kutjcherplage jo nahe liegen, daß fie von dort aus leicht angezogen 
werden fünnen. 

Die Waggons erhalten fortlaufende Nummern. 

Behufs der Feſtſtellung, ob Bauart und Einrichtung diefen VBorfchriften 
entjprechen, fowie der Beftimmung über Zahl und Bertheilung der Pläge 

wird jeder Waggon einer polizeilihen Prüfung unterworfen, und, fobald 
diejelbe befriedigend ausgefallen, mit einem polizeilihen Stempel verfehen. 

Waggons, welche feinen derartigen Stempel tragen, dürfen nicht im 
Detrieb gejetst werben. 


ir) 


39 
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Ss 6. 
An der Außenfeite des Waggons ift die Nummer deſſelben, ſowie die 
Zahl der vorhandenen Pläge ($ 5) in augenfälliger Schrift anzubringen. 
Im Innern muß der zur Zeit gültige, mit dem Beglanbigungsvermerf 
des Polizei-Bräfidii verjehene Fahrplan nebft Tarif ($ 9), fowie ein Ab- 
drud der Beltimmungen der SS 34—37 diefer Verordnung aushängen. 


b. Pferde und Gejcdirre. 
S 7. 

Die Pferde müſſen vollfommen vienfttauglic fein. Als untauglich 
gelten namentlich ſolche, welche mit anftedenden Krankheiten oder äußeren 
Schäden behaftet, unfräftig, lahm oder abgetrieben find. 

Die Geſchirre müfjen haltbar und zweddienlidy eingerichtet fein. 

88. 

Betriebs-Material, deſſen Zuſtand den obigen Vorſchriften nicht ent— 
ſpricht, wird vom Betriebe ausgeſchloſſen. Die Ausſchließung erfolgt 
gültig: 

hinſichtlich der Waggons mittelſt Entfernung des Prüfungsſtempels 
(8 5); 

hinſichtlich der Pferde und Geſchirre mittelſt ſchriftlicher Eröffnung 
von Seiten des Kommiſſarius für das öffentliche Fuhrweſen. 

Betriebs-Material, welches aus irgend einem Grunde als unbedingt 
oder bedingt unbrauchbar ausgeſchloſſen worden iſt, darf zum Betriebe nicht 
mehr, beziehungsweiſe nicht eher wieder benutzt werden, als bis die Urſachen 
der Ausſchließung beſeitigt ſind und eine neue Prüfung und Zulaſſung 
(6 5) ſtattgefunden hat. 

C. Des Betriebes. 


$ 9. 

Der Betrieb regelt fih nad dem Fahrplan. 

Die Yahrpreife werden durch den Tarif feitgeftellt. 

Fahrplan und Tarif unterliegen der Genehmigung des Polizei - Präfibit. 
Sie werben in ortsüblicher Weife dur die öffentlichen Blätter befannt ge= 
macht und bilden alsdann ein Zubehör dieſer Verordnung. 

Abweihungen von dem beftehenden Fahrplan find nur infofern geftattet, 
als zwifchen die fahrplanmäßigen Züge, jedoch ohne Verminderung oder Ber: 
legung derjelben, no andere Züge, je nad dem vorhandenen Verkehrs— 
bedürfniß, eingelegt werben. 

Abweihungen von dem Tarife find nicht geftattet. 

Der mit dem Beglaubigungsvermerfe des Polizei-Präſidii verfehene 
Fahrplan nebit Tarif ift an den Halteftellen auszuhängen. 

Ss 10. 

Jeder Bahnzug befteht nur aus einem Waggon. Mehrere Waggons 

durch ein und daſſelbe Gejpann zu befördern, ift unterfagt. 
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s 11. 
Während ver Stunden, in welchen der Betrieb ruht, dürfen feine 
Waggons auf dem Bahnförper ftehen. 
Ss 12. 
Die Bahn ift an denjenigen Punften, welde das Polizei-Präſidium 
dem Unternehmer bezeichnen wird, während der Dunkelheit genügend zu bes 


leuchten. 
s 13. 


Die Signale erfolgen am Tage durch das Horn, bei Nacht und bei nebligem 
Wetter durch die Glocke. Zu diefem Behufe ift jeder Kuticher mit einem Signalborn 
und jeder Waggon mit zwei Glocken zu verfehen, welche beim Eintritt der Dunkelheit 
oder dichten Nebels den Pferden angehängt werden. 


Befanntmahung vom 7. Dezember 1877. 

Die in ven 88 13 und 31 der Polizei» Verordnung, betreffend 
den Betrieb der Pferde: Eifenbahnen in Berlin, vom 27. Mai 1865 
erwähnten Hornfignale find durch Verfügung des Königlichen 
Polizei: Präfivii vom 31. März 1874 abgeſchafft und ift beftimmt 
worden, daß alle Signale beim Betriebe der Pferde » Eifenbahnen 
ftet8 mit der Glode zu geben find. Das betheiligte Bubliftum wird 
hierauf mit den Bemerfen aufmerffam gemacht, daß daſſelbe ſich 
den Glodenfignalen gegenüber nad) $ 38 der erwähnten Bolizei- 
Verordnung zu verhalten hat. 

Berlin, den 7. Dezember 1877. 

Königliches Polizei-Präftpium. 
(gez.) von Mapai. 


$ 14. 
Fir die Reinhaltung der Haltepläge hat der Unternehmer zu forgen. 


$ 15. 

Ueber alle Borfommniffe, welche den regelmäßigen Gang des Betriebes 
flören oder unterbrehen, hat der Unternehmer dem Kommiffarius für das 
öffentliche Fuhrwefen binnen vierundzwanzig Stunden fchriftlihe Anzeige 
zu machen. 


a. Bflichten des Betriebd: Berfonald. 
A. Gemeinſame. 
8 16. 
Kondufteure und Kutfcher dürfen feinem Dritten ihren Fahrſchein ($ 1) 
zur Benutzung überlajien. 
s 17. 
Seven Wechjel ihrer Wohnung haben fie binnen vierundzwanzig Stunden 
dem Unternehmer anzuzeigen. 
29* 
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S 18. 
Während der Dienftftunden müſſen fie: 
a. ihren Fahrſchein ($ 1) bei fi führen; 
b. die von dem Unternehmer eingeführte Dienftlleivung ($ 4) tragen. 


8 19. 
Ihr Betragen gegen das Publifum muß böflih und befcheiden fein. 
Das Anrufen, um Jemand zur Mitfahrt zu veranlafien, fowie das 
Tabakrauchen während der Berührung mit dem Publikum, ift unterfagt. 


8 20. 
Den auf den Bahnbetrieb bezüglihen Weifungen der Polizeibeamten- 
haben Kondukteure und Kuticher unbedingt nachzukommen. 


B. Befondere. 


a. Des Kondukteurs. 
s 21. 
Der Kondukteur hat zu forgen, daß fein Waggon: 
a. die planmäßigen Abfahrts- und Anfunftszeiten innehält und die 
Ausweihungen rechtzeitig berührt; 
b. während der Dunfelheit vollftänvig erleuchtet ift; 
ec. während der Yahrftunden im Innern reinlid erhalten wird. 


8 22. 

Außer ſolchen Berfonen, welche betrunfen find, oder die Mitfahrenden 
durch abſtoßende Krankheitserfcheinungen oder unreinliches Aeußere beläftigen 
würden, darf der Kondukteur Keinem die Mitfahrt verweigern. 

Dagegen darf er weder mehr als die beitimmungsmäßige Perjonenzahl 
($ 6) zulaſſen, noh die Mitnahme von Hunden oder ſolchem Gepäd ge- 
ftatten, welches durch Umfänglichfeit, üblen Geruch oder ſchmutzige Bes 
Ihaffenheit ven Fahrgäſten Läftig werden fünnte. Ebenſowenig darf er ge— 
ftatten, daß weibliche Perſonen die Dedpläge einnehmen. 


8 23. 

Nur an den Haltejtellen ift der Kondufteur verpflichtet, Perſonen auf: 
zunehmen und abzujegen. 

Das Zeichen zum Weiterfahren darf er nicht eher geben, als bis ber 
Einfteigende Pla genommen, beziehungsweife der Ausfteigende die Erbe 
erreicht hat. 

Den Fahrgäften, namentlich Kindern, weiblichen, alten und ſchwächlichen 
Perfonen hat er beim Ein» und Ausjteigen behülflich zu fein. 


s 24. 
Unter feinem VBorwande darf der Kondufteur höhere als vie tarifmäßigen 
Fahrpreife fordern. 
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8 25. 

Der Kondukteur hat auf die Beobachtung der Vorſchriften ver 88 34—37 
mit Strenge zu halten; Fahrgäfte, welche, feiner Weifungen ungeachtet, den- 
felben zumwiderhandeln, oder die Mitfahrenden durch Rohheiten oder Un— 
anftändigfeiten beläftigen, aus dem Waggon zu entfernen und zu dieſem Bes 
hufe nöthigenfalls die Mitwirkung der Polizeibeamten in Anſpruch zu nehmen. 


$ 26. 

Sofort nah dem Eintreffen des Waggons auf den Enbpunften ber 
Linie hat der Kondufteur denfelben genau zu durchſuchen und zurüdgebliebene 
Effelten den betreffenden Fahrgäſten, wenn folde noch anweſend, auf ber 
Stelle zu behändigen, anderenfalls aber forgfam zu verwahren und fpäteftens 
am näcjten Morgen dem Unternehmer zu übergeben. 


Ss 27. 
Außerordentlihe Vorfälle, welche den Bahnbetrieb berühren, namentlich 
Störungen und Unterbredungen der planmäßigen Fahrten, hat der Kon—⸗ 
dukteur jofort zur Kenntniß des Unternehmers zu bringen. 


b. Des Kutjchers. 
S 28. 
Der Kutſcher darf während der Fahrt, außer im Falle des $ 32, den 
ihm angewiefenen Plag nicht verlaffen. 


s 29 
ift erfeßt durch die nachftehende 


Polizei-Berordnung vom 9. November 1867. 

Auf Grund der $$ 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei- 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.“S. S. 265) verordnet das 
Polizei: Präfidium nad) Berathung mit dem Gemeinde -Borftande, 
was folgt: 

Der $ 29 der Polizei» Verordnung vom 27. Mai 1865, bes 
treffend den Betrieb der Pferde: Eifenbahnen (Amtsblatt S. 267) 
wird aufgehoben. An die Stelle deſſelben treten folgende Bes 
ftimmungen: 

In ſchnellerer Gangart, als im Trabe zu fahren, ift unterfagt. 
Bei der Annäherung an Ztraßenkreuzungen muß im Schritt, bei 
dem Webergange über die freuzenden Straßen felbft aber im Trabe 
gefahren werden. Auf abſchüſſigen Bahnftreden ift von der Bremfe 
Gebrauch zu machen. 

Berlin, den 9. November 1867. 

Königliches Polizei Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 
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S 30. 

Treffen zwei fi) entgegen kommende Waggons nicht gleichzeitig auf 
einer Ausweichung ein, jo daß der früher anfommende den anderen erwarten 
muß, jo darf der Erjtere nur auf dem Hauptgeleiſe halten und hat das 
Nebengeleije für das Vorbeigehen des Letzteren frei zu lajjen. 

Bei Ausweihungen, welde zugleich Halteftellen find, findet dieſe Vor— 
Ichrift feine Anwendung. 

831. 

Der Kutſcher hat die Tages-Signale zu geben und beim Eintritt der 
Dunkelheit oder nebligen Wetters den Pferden die Signal-Glocken ($ 13) 
anzubhängen. *) 

Die Tages» Signale beitehen in einzelnen gezogenen Horntönen *) und 
werden gegeben: 

a. bei dem Abgehen des Zuges von den Endpunften der Bahn und von 

den Halteftellen; 

b. beim Paſſiren der Straßenfreuzjungen; 

c. jobald Hinderniffe auf der Bahn bemerkt werden. 


- 


*) Vergleiche Polizei- Verordnung vom 7. Dezember 1577, Seite 451. 


$& 32. 

Iſt die Bahn durch Hinderniffe, welche nicht augenblidlid zu be— 
feitigen find, gejperrt, jo muß der Waggon aus den Schienen gebradyt und 
die betreffende Stelle umgangen werben. Daſſelbe gilt von dem Falle, 
wenn der Fahrdamm neben dem Geleife einem denjelben benutzenden Fuhr— 
werfe von aufergewöhnlicher Breite oder mit außergewöhnlich breiter Ladung 
nit Raum genug bietet, um dem Bahuzuge jo vollſtändig auszumeichen, 
daß berjelbe gefahrlos pajfiren Fan. 

8 33. 

Den Weifungen des Kondukteuré, insbejondere hinfichtlich des jchnelleren 
und langjameren Fahrens und des Anhaltens, hat der Kutſcher pünktlich 
Folge zu leiften. 


III. Beitimmungen für die Fahrgäſte. 
s 34 
Das Tabakrauchen ift nur auf den Außenplätzen und in denjenigen 
Abtheilungen des Waggons gejtattet, welche ausdrücklich als „Rauchkoupés“ 
bezeichnet find. 
8 35. 
Das Lärmen und Singen der Fahrgäfte it unterjagt. 


S 36. 
Die Dedpläge dürfen von weiblichen Berfonen nicht beſetzt werben. 
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Ss 37. 
Das tarifmäßige Fahrgeld ift der Kondukteur beim Einfteigen der 
Fahrgäſte zu erheben berechtigt. 


IV. Beftimmungen für dad Bublifum. 
Ss 38. 

Beim Ertönen der Bahn» Signale (88 13 und 31) hat das Publikum 
fid überall von der Bahn zu entfernen. 

Neiter und Fuhrwerke haben den entgegentommenden Zügen vollftändig 
und jo weit auszuweichen, dan zwiichen ihnen und der nächſten Bahnjdyiene 
no ein Raum von 4 Fur frei bleibt. 

Schweres Fuhrwerk darf die Bahn, fobald und foweit der Fahrdamm 
neben derfelben frei ift, gar nicht berühren. 


$ 39. 

Das Abladen von Holz, Steinen und jonftigen hindernden Gegen. 
jtänden auf dem Bahnkörper, fowie neben demfelben innerhalb 4 Fuß von 
der äußeren Seite der Bahnjchienen iſt unterfagt. 


V. Polizeiliche Beauffichtigung. 
8 40. 

Unternehmer, Kondukteure und Kutſcher haben den auf den Bahnbetrieb 
bezüglichen, in Gemäßheit dieſer Verordnung an ſie ergehenden Vorladungen 
und Weiſungen des Kommiſſarius für das öffentliche Fuhrweſen unbedingte 
Folge zu leiſten. 


vi Strafbeſtimmungen. 
s 4l. 

Uebertretungen der vorftehenden Beftimmungen, ſoweit fie in den all« 
gemeinen Geſetzen nicht mit höheren Strafen bebroht find, werben mit 
Geldbuße bis zu 10 Thle., im Unvermögensfalle mit Gefängniß bis zu 
14 Tagen beitraft. 

8 42. 

Abgejehen von den in Gemäßheit des $ Al verwirkten Strafen werben 
Kondukteure und Kutſcher durch Entziehbung des Fahrſcheins won der Be— 
Ihäftigung beim Bahnbetriebe ausgeſchloſſen, wenn die Unrichtigfeit der 
Nachweiſe dargethan wird, auf Grund deren der Fahrichein erteilt worden, 
oder wenn aus Handlungen oder Unterlaffungen des Inhabers der Mangel 
der erforderlichen und bei Ertheilung der Erlaubniß vorausgefegten Eigen- 
ſchaften Far erhellt, insbefondere wenn der Inhaber: 

a. während des Dienjtes in trunfenem Zuftande betroffen wird; 

b. gegen Fahrgäjte fi ungebührlid) beträgt; 

e. den Tarif überjchreitet; 
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d. der Vorfchrift des $ 26 zuwider die Ablieferung gefundener Effekten 
unterläßt; 
e. andere Vorfchriften diefer Verordnung wiederholt übertritt. 
Die Ausſchließung erfolgt endgültig durch Entſcheid des Polizei- Präfirii. 
Berlin, ven 27. Mai 1865. 
Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Ueberfüllnng der Pferdebahnwagen. 
Bekanntmachung vom 28. April 1876. 

Durch die Ueberfüllung der Pferde-Eiſenbahn-Waggons wird dem 
Publikum, namentlich aber Frauen und Kindern, das Beſteigen und Ver— 
laſſen der Waggons erſchwert. Die Kondukteure ſind in Folge deſſen an— 
gewieſen worden, weder im Ganzen noch in den einzelnen Abtheilungen des 
Waggons eine größere als die in der bezüglichen Aufſchrift angegebene 
Perſonenzahl zu dulden, ſowie den Hinter-Perron ſoweit frei zu halten, 
beziehentlich für eine derartige Aufſtellung der auf demſelben ſtehenden 
Perſonen zu ſorgen, daß das Beſteigen und Verlaſſen des Waggons ohne 
jede Unbequemlichkeit, Beläſtigung oder Verzögerung erfolgen kann. Dies 
wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß den hierauf 
bezüglichen Anordnungen der Kondukteure unweigerlich Folge zu leiſten iſt. 

Berlin, den 28. April 1876. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
In Vertretung: 
(gez.) Freiherr von Hertzberg. 


B. Omnibus- Fuhrwefen. 


Betrieb des Omnibus-Fuhrweſens. 
Polizei-Berorpnung vom 3. Januar 1865. 

Auf Grund der SS 6 und 11 des Geſetzes über die WPolizeis Ver: 
waltung vom 11. März 1850 (G.-S. ©. 265) verorbnet das WPolizei- 
Präfidium fir den engeren und weiteren Bolizeibezirf won Berlin und 
den Polizeibezirf von Charlottenburg, was folgt: 


1. Bedingungen der Zulaffung zum Omnibusd:Betriebe. 
Konzeffion und Erlaubnißfdein. 
81. 
Wer auf öäffentlihen Straßen und Pläten Omnibus» Fuhrwerk zu 
Jedermanns Gebrauch bereit halten will, bedarf, aufer der nad $ 49 
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Art. I. des Gefeges vom 22. Juni 1861 (G.S. ©. 441) erforderlichen 
Genehmigung zum Beginne des Gewerbebetriebes (Ronzejfion), für jede 
zu befahrende Linie eines beionderen polizeiliben Erlaubnißſcheins, 
welcher die allgemeinen Bedingungen für die Zulaſſung derſelben vorfchreibt. 


Hauptfahrplan, Nebenfahrpläne und Stundenzettel. 
82. 

Der gefammte Omnibusverfehr regelt fih nad dem Hauptfahrplan, 
welcher für fänmtliche Linien Die Richtung, die Anfangs-, Halter, Kreuzungs- 
und Endpunfte, die Fahrzeiten, die Zahl der Wagen und die Yahrpreife 
feftjegt und von dem Polizei-Präſidio halbjährlich veröffentlicht wird. Der 
Einzelverfehr beftimmt fi) nadı den Nebenfahrplänen und Stundenzetteln, 
welche, den Feſtſetzungen des Hauptfahrplans entſprechend, fir jede einzelne 
Linie, beziehungsweije jeden einzelnen Wagen befonders aufgeftellt werben. 
Für die Zeitbeftimmungen der Fahrpläne und Stundenzettel ift die Uhr am 
Akademiegebäude maßgebend. Abweichungen von den Feſtſetzungen der 
Vahrpläne und Stumdenzettel find unterjagt. 


Tauglichkeit des Betriebs-Perſonals. 
83. 

Zur Beihäftigung beim Omnibus» Fuhrwejen als Kondufteur und 
Kuticher eignen ſich nur folde Perfonen, welche das adıtzehnte Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, zuverläffig und weder dem Trunfe ergeben, noch mit 
auffälligen Förperlichen oder geiftigen Gebrechen behaftet find; Kutfcher 
haben überdies nachzuweiſen, daß fie des Fahrens und der Behandlung ver 
Pferde fundig find. 


Beſchaffenheit des Betriebs-Materials. 
A. Wagen. 
84 

Die Wagen müſſen dauerhaft gebaut, bequem eingerichtet, anſtändig und 
gefällig ausgeſtattet ſein, in Federn hängen oder auf Druckfedern ruhen und 
— ſoweit ſie nicht lediglich zum Betriebe in den Sommer-Monaten dienen — 
ein mit feſtſchließenden, vollſtändig verglaſten Vorder- und Seitenfenſtern 
verſehenes, waſſerdichtes Verdeck haben, welches, wenn es Sitzplätze enthält, 
mit einer haltbaren, wenigſtens 3 Fuß hohen Brüſtung von Eiſenſtäben 
umſchloſſen iſt. Die Deichſel darf nicht über 9 Fuß lang ſein. Die Sitze 
im Innern müſſen durch geeignete Vorrichtungen abgetheilt fein. Das Tritt- 
brett darf feine Sitpläge haben. Mit Ausfhluß der für ven Konbufteur 
und den Kutſcher beftimmten ift vie höchfte Zahl der zuläfligen Pläße: bei 
einfpännigen Wagen acht, bei zweijpännigen zwanzig, bei breifpännigen 
ahtundzwanzig. Behufs der Prüfung, ob Bauart und Einrichtung dieſen 
Vorſchriften entfprehen, hat der Unternehmer von jedem in Betrieb zu 
jegenden Wagen eine nad) dem Maßftabe von 1 zu 12 entworfene Zeichnung, 
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jowie eine diefelbe erläuternde Befchreibung in je zwei Eremplaren dem 
Polizei-Präfidio vorzulegen. Ergiebt fi die Zuläffigfeit des Entwurfs, 
fo wird das eine Eremplar der Zeichnung und Bejchreibung, mit dem Ge— 
nehmigungs-Vermerk, ſowie mit den bejonderen Ausführungs:Beftimmungen 
des Polizei» Präfivii verfehen, dem Unternehmer zurüdgeftelt.e Wagen, 
welde der genehmigten Zeichnung und Bejchreibung, ſowie den font ge— 
ftellten Bedingungen nicht entfprechen, finden feine Zulaffung. 


85. 

Die Wagen müſſen in gutem Lack- und Farbezuſtand ſich befinden, mit 
einem Kontrol-Apparat für den Konduftenr, einer Signalleine für 
den Kutſcher, einer zu Auf» und Niederfchlagen eingerichteten Fahne in den 
Nationalfarben und drei Laternen verfehen fein, anferhalb an beiden 
Langjeiten ihre Nummer ($ 13), den Fahrpreis, die Zahl ver Pläße, ſowie 
ein Schild mit der Bezeichnung der betreffenden Yahrlinie, im Innern 
an fihtbarer Stelle diefelbe Nummer, den zur Zeit gültigen, mit dem Bes 
glaubigungs-Vermerk des Bolizeis-Präfidit verjehbenen Stundenzettel ($ 2), 
jomie einen die Beftimmungen der 88 47, 48 enthaltenden gedrudten Auszug 
diefer Verordnung führen. Für die Zeit vom 1. Oktober bis 1. April ift 
ter Fußboden mit einer Strohlage und einer darüber gebreiteten durch— 
brodhenen Dede von Kautſchuk, Guttapercha oder anderem geeigneten Stoffe 
zu belegen. Ueber Einrihtung und Anbringung der Yaternen, Zahl und 
Bertheilung der Plätze, Bezeihnung der Yahrlinie, Farbe und etwaige 
fonftige Abzeichen der Wagen trifft das Polizei-Präfidium in jedem einzelnen 
Falle Beftimmung. 

S 6. 

Für jede Pinie ift die nach dem Ermejien des Polizei-Präſidii noth— 
wendige Zahl von Referve- Wagen zu ftellen. Die Borfchriften der SS 4 
und 5 gelten aud) für Nerjerve- Wagen. 


B. Pferde und Geſchirre. 
S 7. 

Die Pferde müllen zum Omnibus» Betriebe vollfommen tauglich fein. 
Als untauglic gelten insbejondere Pferde, welche mit anftedenden Krank— 
heiten oder äußeren Schäden behaftet, unfräftig, lahm oder abgetrieben find, 
oder in den Knieen hängen. Die Geſchirre müſſen dauerhaft, von gutem 
Anſehen, mit Kandare oder Hebetrenfe und mit Kumpten verjehen fein. 


II. Bflichten der Unternehmer. 
1. Hinfidtlid des Berfonals. 
88. 


Jeder mehr als einfpäunige Wagen muß von einem Kondukteur be= 
gleitet fein. 
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$ 9. 

Zu Konduktenren und Kutfchern dürfen nur ſolche Perfonen angenommen 
werden, deren Tauglichkeit ($ 3) das Polizei» Präfipium durch Ausfertigung 
einer Befcheinigung (Fahrſchein) anerkannt hat. Die Annahme und Ente 
lafjung von Kondufteuren und Kutfchern hat der Unternehmer dem von dem 
Polizei⸗Präſidio beitellten Auffihtsbeamten (Kommiſſarius für das öffentliche 
Fuhrweſen) binnen 24 Stunden fohriftlich anzırzeigen. 


S 10. 

Perfonen, welde von der Beihäftigung beim öffentlihen Fuhrweſen 
gerichtlich oder polizeilicd ausgefchloffen worden find, darf während der Zeit, 
für welche die Ausschliegung gilt, fein Unternehmer als Kondufteure oder 
Kutſcher in Dienft jtellen. Die erfolgten Ausſchließungen werben in orts— 
üblicher Weiſe durch die öffentliben Blätter befannt gemacht. 


g 11. 
Der Unternehmer bat dafür zu forgen, daß Kondufteure und Kutjcher 
mit der vorfchriftsmäßigen Bekleidung (8 24) verjehen find. . 


812. 

An Konduftenre und Kutſcher ergebende polizeiliche VBorladungen und 
Verfügungen ift der Unternehmer verpflichtet, unter eigener Verantwortliche 
feit für die richtige und pünftlihe Bejtellung, entgegen zu nehmen und den 
Betreffenden zu behändigen. 


2. Hinſichtlich des Materials. 
8 13. 

Die Wagen hat der Unternehmer, bevor fie in Fahrt fommen, dem 
Kommiſſarius für das öffentlihe Fuhrweſen vorzuftelen und zum Zeichen, 
daß fie vorichriftsmäßig befunden worden, unter Belegung einer bejtimmten 
Nummer mit dem polizeilichen Prüfungs:, Nummer und Farbenſtempel ver- 
jehen zu laffen. Diefelbe Vorſtellung ift binfichtlih der Gejpanne und Ges 
ſchirre erforderlid. Eigenmächtiges Verändern oder Entfernen der Nummer, 
der Stempel, Aufſchriften, Abzeihen und des Farben» Anftrihs, ingleihen 
eigenmächtiges Beilegen von Nummern, Auffriften und Abzeichen neben 
den polizeilich genehmigten, ift unterfagt: 


$ 14. 

Betriebs: Material, deſſen Zuftand den Borfchriften diefer Verordnung 
nicht mehr entjpricdht, wird von der Benutung beim Omnibus-Betriebe aus— 
geſchloſſen. Die Ausſchließung erfolgt gültig: hinfichtlib der Wagen mittelft 
Entfernung des Prüfungs und Farbenftempels, hinfictlih der Pferde und 
Geſchirre mittelft fchriftlicher Eröffnung von Seiten des Kommiffarius für 
das Öffentliche Fuhrwefen. Betriebs: Material, weldes aus irgend einem 
Grunde als unbedingt oder bedingt unbrauchbar ausgefchlofjen worden ift, 
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darf zum Omnibus-Betriebe nicht mehr, beziehungsmweife nicht eher wieder 
benußgt werben, bis die Urfachen feiner Ausſchließung befeitigt find, und cine 
neue Prüfung und Zulaffung ($ 13) ftattgefunden hat. 


3. Hinſichtlich des Lokals. 
8 15. 
Bon jeder Verlegung feiner Wohnung hat der Unternehmer dem Kom— 
milfarius für Das öffentlihe Fuhrmefen binnen vierundzwanzig Stunden 
Schriftliche Anzeige zu machen. 


4. Hinſichtlich des Betriebs. 
S 16. 

Ueber fein Perfonal und Betriebs-Mlaterial bat der Unternehmer, nad) 
Anleitung der von dem Polizei- Präfidio auszugebenden Yormulare, Nach— 
weifungsliften zu führen. Die betreffenden Hefte find — dauerhaft ge= 
bunden, durchweg mit Seitenzahlen verjehen und am Rüden mit einem 
ftarfen Faden durchzogen — dem Kommiffarius für das öffentliche Fuhr— 
weſen zur vorgängigen Prüfung und Stempelung einzureichen, den Polizeis 
Beamten auf Verlangen zur Einficht vorzulegen und dürfen weder unleferlic) 
gemacht, noch ohne polizeiliche Erlaubniß ganz oder theilmeife vernichtet 
werben. Die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben hat der Unternehmer 
zu vertreten. 

s 17. 

Der Unternehmer hat dafür zu forgen, daß fein gefammter Omnibus: 
Betrieb zur planmäßigen Stunde beginnt, und das Betriebs» Material 
gründlich gereinigt und in vorfchriftsmäßiger Befchaffenheit in Dienit ge- 
ſtellt wird. 

Ss 18. 

Das Wechſeln der Pferde darf nur auf den Halteplägen und an den 
befonders dazu beftimmten Kreuzungspunften gefchehen. Die friſchen Pferde 
müſſen fertig aufgefchirrt zur Stelle gebradyt und die ausgefpannten unver: 
weilt abgeführt werden. Zu jedem Geſpann iſt ein Begleiter zu ftellen. Als 
Begleiter find nur ſolche Perſonen zuläffig, welde das achtzehnte Lebensjahr 
zurüdgelegt haben. 

$ 19. 

Die KReinhaltung der Kreuzungspunkte und Haltepläge Liegt den 
Unternehmern ob und ift nad näherer Anweifung des Polizei-Präſidii zu 
bewirfen. 

8 20. 

Ueber alle Borfommniffe, weldye den regelmäßigen Gang des Betriebes 
ftören oder umterbreden, bat der Unternehmer dem Kommiffarius für das 
öffentliche Fuhrweien binnen vierundzwanzig Stunden ſchriftliche Anzeige zu 
machen. 
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8 21. 

Will der Unternehmer alle oder einzelne Wagen außer Betrieb fegen, 
fo ijt er verpflichtet, dem Kommifjarius für das öffentliche Fuhrweſen vier 
zehn Tage vor der Ausführung fein Vorhaben fchriftlich anzuzeigen, demnächſt 
aud die außer Betrieb geſetzten Wagen binnen vierundzwanzig Stunden 
behufs Entfernung der polizeilichen Stempel ($ 13) vorzujtellen. 


III. Bflichten des Perſonals. 
Gemeinſame. 
822. 

Kondukteure und Kutſcher dürfen feinem Anderen ihren Fahrſchein (8 9) 
oder ihr Legitimationsſchild (Polizei-Verordnung vom 21. April 1864) zur 
Benugung oder ihren Wagen zur Führung überlaffen. 

8 23. 

Jeden Wechfel ihrer Wohnung haben fie, bevor fie am nächſten Tage 
ihren Dienft antreten, jowohl dem Unternehmer, als dem Kommiſſarius für 
das öffentlihe Fuhrweſen anzuzeigen. 

8 24. : 

Während der Dienftftunden haben fie: a. ihren Fahrſchein (8 9), ihr 
Legitimationsfhild (Polizei: Berorpnung vom 21. April 1864), eine mit der 
Uhr am Akademie» Gebäude übereinjtimmende Uhr, den zur Zeit gültigen 
Hauptfahrplan, ſowie ein reinliches umd lesbares Eremplar diefer Ber: 
ordnung bei ſich zu führen, letzteres Beides auch den Fahrgäften auf Ver: 
langen zur Einfiht vorzulegen; b. diejenige Kleidung zu tragen, welche das 
Polizei» Präfidium mittelft befonderer Bekanntmachung vorfchreiben wird. 
Die Kleidung muß ſtets reinlih und in gutem Stande fein.*) 

*) Vergleiche Bekanntmachungen vom 15. März 1869 Seite 467 und 
24. März 1386 Seite 463. 
8 2. 

Kein Kondukteur und Kutfcher darf während der Dienftftunden fid in 
trunfenem Zuftande betreffen laſſen. 

8 26. 

Während der Tourfahrt darf weder der Kondukteur, noch der Kutſcher, 
während der Haltezeit auf den Endpunften der Yinie immer nur Einer von 
Beiden fi) zeitweilig vom Wagen entfernen. 

$ 27. 
Das Tabafrauhen während der Dauer der Tomrfahrt ift unterjagt. 
8 28. 

Das Betragen gegen das Publitum muß beſcheiden und anftändig fein. 
Das Anrufen deſſelben, um es zur Mitfahrt zu veranlaflen, ift unterjagt. 
Auf Anfragen in Betreff der Fahrtouren, Fahrzeiten, Anfhlußpunfte u. ſ. w. 
ift bereitwillig Auskunft zu ertheilen. 
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$ 29. 

Sp lange der Wagen nody nicht vollzählig bejegt ift, haben Kondufteure 
und Kutſcher auf den Anruf Fahrluftiger zu achten und behufs Aufnahme 
derfelben auf der Stelle zu halten, fofern nicht etwa das Anhalten daſelbſt 
für Fuhrwerke im Allgemeinen, oder für Omnibus im Befonderen verboten 
ift. Daſſelbe gilt, wenn Fahrgäfte ven Wagen verlaffen wollen.*) 

*) Vergleiche Bekanntmachung vom 30. Ianuar 1865 Seite 467, 
$ 30. 

Die Fahrt muß im Trabe zurücgelegt werden. Im fchnellerer Gangart 
zu fahren, ſowie das Wettfahren mit anderen Omnibus ift unterfagt. Im 
Schritt darf nur gefahren werben, wo das Schrittfahren polizeilich verordnet 
oder durch Verkehrshemmniſſe bedingt ift. 


s 31. 

Die Aufftellung der Wagen darf auf feinen anderen als den polizeilich 
angewiejenen Halteplägen und hat im Allgemeinen jo zu gefchehen, daß 
jeder Wagen ohne Behinderung des anderen wieder abfahren fann und 
der freie Verkehr nicht beeinträchtigt wird. Die befondere Aufftellungs- 
Ordnung für die einzelnen Haltepläge beftimmt der Kommifjarius für das 
öffentliche Fuhrweſen. 

8 32. 

Nur auf den Halteplägen an den Endpunften der Linie ift das Tränfen 
und füttern der Pferde, letzteres auch nur aus Üübergehängten Futterbeuteln, 
geftattet. Heu darf nicht vorgeworfen werben. 


8 33. 
Den auf ven Betrieb bezüglihen Weifungen der Polizeibeamten haben 
Kondulteure und Kutfcher unbedingt nachzukommen. 


Ss 34. 
Für Befolgung der Borfchriften der $$ 30, 31, 32 haftet ſowohl der 
Kondukteur als der Kutſcher. 


Befondere. 
A. Des Kondufteurs. 


8 35. 
Der Kondufteur muß je fünf Minuten vor dem Antritt der Tourfahrten 
auf dem Halteplage fein. Er forgt dafür, daß fein Wagen: 

a. die planmäßigen Abfahrts- und Anfunftszeiten innehält und bie 
Kreuzungspunkte rechtzeitig berührt; 

b. beim Eintritt der Dunfelheit erleuchtet wird und bis zur Beendigung 
der Tourfahrten erleuchtet bleibt; 

c. während der ganzen Fahrzeit im Innern reinlich erhalten wird. 
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Er ftedt die Signalfahne ($ 5) auf, fobald der Wagen volljtändig 
bejett ift, umd zieht fie ein, fobald wieder Plag ift. Er fieht darauf, daß 
die Nummer, der Stundenzettel, die Aufichriften und Abzeichen des Wagens 
ftets fichtbar find. Er führt die Aufficht über den Kutjcher und hält ihn 
zur Beobachtung feiner Pflichten an. 


8 36. 

Außer folhen Perſonen, welche betrunken find oder die Mitfahrenden 
durch abftogende Krankheitserſcheinungen oder unreinliches Aeußere beläftigen 
würden, darf der Kondufteur Niemand die Mitfahrt verweigern. Dagegen 
darf er weder mehr als die planmäßige Perfonenzahl zulaffen, noch die 
Mitnahme von Hunden oder ſolchem Gepäd gejtatten, welches durch Um— 
fänglichkeit, üblen Geruch oder ſchmutzige Beſchaffenheit den Fahrgäſten 
läſtig werden fünnte. Ebenſowenig darf er geftatten, daß Fahrgäſte das 
Trittbrett, oder weibliche Perfonen die Dedpläge einnehmen. Den Fahr: 
gäjten, namentlich Kindern, weiblichen, alten und ſchwächlichen Berfonen hat 
er beim Ein- und Ausfteigen behülflic zu fein. Das Zeichen zum Weiter: 
fahren darf er nicht eher geben, als bis der Einfteigende Pla genommen, 
beziehungsmeife der Ausfteigende die Erde erreidht hat. 


8 37. 
Der Zus und Abgang jedes einzelnen Fahrgaſtes ift fofert mittelft des 
Kontrol= Upparates zu vermerken. 
S 38. 
Unter feinem Vorwande darf der Kondukteur höhere als die tarif: 
mäßigen Fahrpreife forvern. 
8 39. 
Der Konduftenr hat auf die Beobachtung der Vorfchriften der SS 47, 
48 mit Strenge zu halten, Fahrgäfte, welche feiner Weifungen ungeachtet 
denjelben zumwiderhandeln oder die Mitfahrenden durch NRohheiten oder Un: 
anftändigfeiten beläftigen, aus dem Wagen zu entfernen und zu biefem Be- 
hufe nöthigenfalls die Mitwirkung der Polizeibeamten in Anfpruh zu 
nehmen. 


Ss 40 
ift erſetzt durch die nachftehende: 


Polizei-Verordnung vom 23. Juni 1882, 


Auf Grund der 88 5 und 6 des Gefeges über die Polizei 
Berwaltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und der 88 79 
und 80 des Gejeges über die Organifation der allgemeinen Pandes- 
Verwaltung vom 26. Juli 1880 (G.S. ©. 291 ff.) verordnet 
das Polizei» Präfidium mit Zujtimmung des Gemeinde- Borftandes 
für den Stadtkreis Berlin, was folgt: 
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81. 

Der 8 40 der Polizei-Verordnung, betreffend den Betrieb des 
Omnibus-Fuhrweſens, vom 3. Januar 1865, wird dahin ab» 
geändert: Sofort nach dem Eintreften des Wagens auf den End» 
punften der Linie hat der Kondufteur denjelben genau zu durch— 
fuhen und zurüdgebliebene Effekten den betreffenden Fahr— 
gäften, wenn folde nody anweſend, auf der Stelle zu behändigen, 
anderenfalls aber forgjam zu verwahren und jpäteftens am nächſten 
Morgen der vom Polizei» Präfivium durch Bekanntmachung bes 
jtimmten Aufbewahrungsftelle zu übergeben. 


82. 
Diefe Polizei- Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
öffentlihung in Kraft. 
Berlin, den 23. Juni 1882. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Bekanntmachung vom 10. Mai 1886. 


Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 23. Juni 
1882 (Berliner Intelligenz-⸗ Blatt vom 6. Juli 1882 Nr. 155), be— 
treffend Abänderung des 8 40 der Polizei» Verorbnung vom 
3. Januar 1865 über den Betrieb des Omnibus-Fuhrweſens, wird 
hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebracdt, daß die von den Kon— 
dufteuren in den Wagen der Neuen Berliner Omnibus Padetfahrt- 
AUltiengejelihaft vorgefundenen, daſelbſt zurücgelafienen Saden in 
dem Gentralbüreau der Gejellihaft, Alerandrinenftrafe No. 93, 
abzugeben find. Nachfragen find dort oder im Büreau für öffent- 
liches Fuhrweſen, Linvdenftraße 43, zu halten. 

Berlin, den 10. Mai 1886. 

Königlibes Polizei: Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


s4l. 

Außerordentlihe Borfälle, welche den Fuhrbetrieb berühren, namentlich 
Störungen umd Unterbredungen der planmäßigen Fahrten, hat der Kon— 
dukteur fofort zur Kenntniß des Unternehmers und des Kommiljarius für 
das öffentliche Fuhrweſen zu bringen. 


8 42. 
Bei Wagen, welde feinen Konbufteur haben (8 8), gehen die in 
den 88 35 bis 41 dem Kondulteur auferlegten Verpflichtungen auf ben 
Kutſcher über. 
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B. Des Kutjchers. 
8 43. 

Der Kutſcher hat je zwei Minuten vor dem Antritt der Tourfahrten 
den Bodplag einzunehmen und denſelben während der Fahrt nicht zu ver— 
lajjen. Er hat ſtets die Zügel fraff angezogen und die Peitihe in der 
Hand zu halten. 

$ 44. 

Das Anhalten darf nicht inmitten des Yahrdanımes, fondern nur an 
der rechten Seite deifelben fo nahe wie möglid dem Rinnſteine gejchehen. 
Auch an ſolchen Stellen darf nicht angehalten werben, denen gegenüber an 
der linken Seite des Fahrdammes bereits ein Fuhrwerk hält, es fei denn, 
daß zwifchen viefem und dem betreffenden Wagen fo viel Raum bleibt, daß 
zwei andere Fuhrwerfe bequem aneinander vorbeifahren können. An Thoren, 
auf Brüden, ſowie auf den Behufs Benugung für Fußgänger erhöhten 
Dammiübergängen darf überhaupt nicht angehalten werden. 


S 45. 

Den Weifungen des Konbukteurs, insbejondere hinſichtlich des ſchnelleren 
und langfameren Fahrens und Anhaltens, hat der Kutſcher pünktlich Folge 
zu leiften. 

IV. Bolizeiliche Beauffichtigung. 
8 46 

Unternehmer, Kondufteure und Kutfcher haben den auf den Ommibus- 
betrieb bezüglichen, in Gemäßheit diefer Verordnung an fie ergebenden Vor» 
ladungen und Weifungen des Kommiſſarius für das öffentliche Fuhrweſen 
unbedingte Folge zu leiften. Insbeſondere find die Unternehmer verpflichtet, 
ihr Betriebs- Material behufs der vworzumehmenden Revifionen dem Kom— 
miſſarius für das öffentlihe Fuhrweſen zu dem von demſelben anzuberau— 
menden Termine pünktlich vorzujtellen. 


V. Beftimmungen für Die Fahrgäfte. 
847. 
Das Tabakrauchen im, Wagen, fowie das Lärmen und Singen ift den 
Fahrgäften unterfagt. Das Trittbrett darf von Fahrgäften, das Verdeck 
von weiblichen PBerfonen nicht beſetzt werben. 


8 48. 
Das tarifmäßige Fahrgeld ift der Kondukteur beim Cinjteigen ber 
Fahrgäfte zu erheben berechtigt. 


VI. Strafbeftimmungen. 
8 49. 

Uebertretungen der vorftehenden Beltimmungen, foweit fie in den all 
gemeinen Gefegen nicht mit höheren Strafen bedroht find, werden mit Gelb» 
buße von einem bis zu zehn Thalern beftraft. Auf Geldbuße nicht umter 
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fünf Thaler ift zu erfennen: gegen Unternehmer in den Fällen der SS 9 
al. 1, 10, 13, 14 al. 3, 21; gegen Kondufteure und Kutjcher, wenn fie zum 
weiten und öfteren Dale rüdfällig werben. 


8 50. 

Abgeſehen von den in Gemäßheit des 8 49 verwirkten Strafen, werden 
Kondukteure und Kutſcher durch Entziehung des Erlaubnißſcheins von ber 
Beſchäftigung beim öffentlihen Fuhrweſen ausgefchlojien, wenn die Unrichtig— 
feit der Nachweiſe dargethan wird, auf Grund deren der Erlaubnißfchein 
ertheilt worden, vder wenn aus Handlungen oder Unterlafjungen des In— 
habers der Mangel der erforderliben und bei Ertheilung der Erlaubniß 
porausgelegten Eigenfchaften Har erhellt, insbejontere, wenn der Inhaber: 

a. Eines Verbrechens oder Vergehens oder einer Webertretung der 

Steuergejege ſich ſchuldig macht; 

b. während des Dienſtes in trunfenem Zuftande betroffen wird; 

e. gegen Fahrgäſte ſich ungebührlich beträgt; 

d. den Tarif überfchreitet; 

e. der Vorſchrift des 8 40 zumider die Ablieferung im Wagen ge— 

fundener Effeften unterläßt; 

f. andere Vorfchriften diefer Verordnung wiederholt übertriti. Die 

Ausichließung erfolgt endgültig durch Enticheid des Polizei-Präfivii. 


VII. Mebergangd: Beftimmungen. 
8 51. 

Die gegenwärtige Polizei» Verordnung tritt mit dem 1. Februar 1865 
in Kraft. Mit demfelben Tage verliert das „Polizei- Reglement für den 
Betrieb des fogenannten Omnibus: Perfonen: Fuhrwerts“ vom 28. De- 
zember 1850 (Amtsblatt von 1851 Stüd 3) nebit dem Nadtrage vom 
22. April 1851 (Amtsblatt Stüd 18) feine Geltung. 


8 52. 

Bis zum 1. Januar 1865 fünnen Geſchirre, welde den gegenwärtig 
geltenden Vorſchriften entfprechen, in Benugung bleiben. Bon dieſem Zeit- 
punft an werden nur Geſchirre zugelaffen, welche den Vorſchriften des $ 7 
diefer Verordnung entſprechen. Die Benutung der im Betriebe befindlichen 
Wagen bleibt, fo weit und fo lange fie den gegenwärtig geltenden Vor— 
ſchriften entſprechen, bis zum 1. Juli 1866 geftattet, jevoh mit der Maß— 
gabe, daß: 

a. vom 1. Februar 1865 an fein Wagen mit mehr als zwanzig Fahr— 
gäften — zwölf im Innern, acht auf dem Verdeck — bejegt werden 
darf; 

b. bis zum 1. Juli 1865 diejenigen Einrichtungen und Veränderungen 
bewirkt fein müſſen, durch welche den Anforderungen dieſer Ber: 
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ordnung binfichtlich der Verdecksbrüſtung und des Trittbrettes (8 4 
al. 1 und 3), jowie der Ausjtattung und des Zubehörs ($ 5) ge 
nügt mird. 
Vom 1. Juli 1866 an werden nur Wagen zugelafjen, welde den Vor— 
fhriften der SS 4 umd 5 diefer Verordnung entſprechen. 
Berlin, den 3. Januar 1865. 
Königlihes Polizei: Präfipium. 
(gez.) von Bernuth,. 


Bekanntmachung vom 30. Januar 1865. 

Mit Bezug auf $ 29 der Polizei- Verordnung vom 3. Januar 1865, 
betreffend den Betrieb des Omnibus» Fuhrwefens, wird biermit beftimmt, 
daß Omnibus zur Aufnahme von Fahnkıftigen und zum Ybfegen von 
Yahraäften in folgenden Straßen und Straßen: Eden nicht anhalten dürfen: 

1) auf dem Mühlendamm; 

2) in der Gertraudtenftraße, von der Breitenftraße bis zum Petriplag 

und vom Petriplag bis zur Gertraudtenbrüde; 

3) in der Spittelmarftftraße, von der Gertrandtenbrüde bis zur Kur: 

ftraße: 

4) in der Kommandantenftraße, von der Alten Jakobsſtraße bis zur 

(früheren) Kajerne des Kaifer- Franz» Garde: Grenadier: Regiments; 

5) in der Friedrichsſtraße, von Unter den Pinden bis zur Behrenftraße; 

6) in der Neuen Wilhelmsjtraße, von Unter den Linden bis zur Doro» 

theenftraße; 

7) in der Königstraße, von der Poſtſtraße bis zur Kurfürftenbrüde. 

Berlin, den 30. Januar 1865. 

Königliches Polizei» Präfidiun. 
(gez.) von Bernuth. 


Kleidung des Omnibus: Perjonals. 
Belanntmahung vom 15. März 1869, 
Unter Aufhebung der Belnuntmahung vom 3. Januar 1865 resp. vom 
24. April 1866, betreffend die Kleidung des Omnibus» Perjonals, 
wird hiermit unter Bezugnahme auf $ 24 der Polizei» Verordnung vom 
3. Januar 1865, betreffend den Betrieb ded Omnibus-Fuhrweſens, be- 
ftimmt, daß die Bekleidung diefes Perfonals von jegt ab zu beitehen bat: 
A. für Kondukteure in: 
1) naturellgrauem Tuch-Jaquet mit einer Reihe weißer Knöpfe, grünem 
Stehfragen mit einer ſchmalen Silberlige; 
2) Paletot von gleihem Stoff mit gleichen Knöpfen und grünem 


Klappkragen; 
30* 
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3) Beinkfleivern von gleihem Stoff mit 1%, Zoll breiten Galons von 

grünem Tuch; 

4) Weite von gleihem Stoff mit gleichen Knöpfen; 

5) Müte von gleihem Stoff mit grünem QTuchftreifen, grünem Paspoil 

mit Lederſchirm; 

6) Ihwarzer Halsbinde oder jchwarzem oder weißem Halstuch ober 

Shawl; 

7) ſchwarzledernen Stiefeln; 

B. für Kutſcher in: 

1) dunkelblauem Tuchwaffenrock mit gleichfarbigem Stehkragen mit weißer 

baumwollener Litze und weißen Knöpfen; 

2) blauem Tuchmantel mit gleichen Knöpfen; 

3) grauen Tuchbeinkleidern ng blauem Paspoil; 

4) fchwarzladirtem Hut mit Yegitimationsfhild von weißem Metall 

(Berordnung vom 2. April 1864); 
5) Schwarzer Halsbinde oder weißem oder ſchwarzem Halstuch oder 
Shawl; 

6) ſchwarzledernen Stiefeln. 

Bei Negenmwetter ift ein Ueberwurf von ſchwarzem, waſſerdichtem Stoff 
und das Tragen der Beinfleider in den Stiefeln; zur Winterzeit ein Unter> 
pel;, den Kondukteuren eine graue, den Kutjchern eine ſchwarze Pelzmütze 
geftattet. 

Probeftücde diefer Kleidung liegen im Büreau der allgemeinen Berliner 
Omnibus-Aktien-Geſellſchaft aus. 

Berlin, ven 15. März 1869. 

Königliches Polizei» Präftdium. 
(gez.) von Wurmb. 


Bekanntmachung vom 24. März 1886. 


Mit Bezug auf 8 24 der Polizei-Verordnung von 3. Januar 1865, 
betreffend den Betrieb des Omnibus» Fuhrweiens, und in Ergänzung der 
Bekanntmachung vom 15. März 1869 wird hierdurch beftimmt, daß bie 
Belleivung des Omnibus-Perfonals der Neuen Berliner Omnibus» 
und Badetfahrt-Aftien:Gefellfchaft zu bejtehen hat in: 

A. für Kondukteure: 

1) naturellgrauem Tuch-Jaquet mit zwei Reihen glatter gelber Knöpfe, 
blauem Umlegefragen mit einer ſchmalen Golplige und gelbem Stern 
in den Eden des Kragens. Auf der linfen Schulter ein Achfeljtüd 
von blauem Tuch mit ſchmaler Golplige; 

2) Paletot von gleichen Stoff mit gleihen Knöpfen und blauem Um— 
legelragen mit ſchmaler Goldlige und gelbem Stern in den Kragen— 
Eden; 
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3) Beinkleivern von gleihem Stoff mit ſchmaler blauer Bieſe; 

4) Müte von gleihem Stoff nah Schnitt der preußiſchen Militär: 
müge, mit blauem Quchftreifen, blauem Baspoil und Lederſchirm; 

5) ſchwarzer Halsbinde oder jhwarzem oder weißem Halstuch oder 
Shawl; 

6) ſchwarzledernen Stiefeln. 


B. für Kutſcher: 
1) naturellgrauem Tuch-Jaquet mit zwei Reihen glatter gelber Knöpfe, 
blauem Umlegefragen mit einer ſchmalen Goldlitze; 
2) Paletot von gleihem Stoff mit gleichen Knöpfen und blauem Um— 
legefragen mit jchmaler Golplige; 
3) Beinfleidern von gleihem Stoff mit ſchmaler blauer Biefe; 
4) Müge von gleihem Stoff nady Schnitt der preufifchen Militär: 
Mütze mit blauem QTuchftreifen, blauem Paspoil und Lederſchirm; 
5) Schwarzer Halsbinde oder ſchwarzem oder weißem Halstuch oder 
Shawl; 
6) ſchwarzledernen Stiefeln. 
Berlin, den 24. März 1886. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


C. Drofchken - Fuhrgewerbe. 


Polizei-Reglement vom 20. Januar 1873 
mit den durch die Polizei-Verordnungen vom 7. Auguft 1873 
und 16. Januar 1874 eingeführten Nenderungen. 


Auf Grund der 88 5, 6 umd 11 des Gejeges über die Polizei- Ver: 
waltung vom 11. Mär; 1850 (G.⸗S. ©. 265) und auf Grund des $ 37 
und $ 76 der Gewerbe: Orpnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 
1869 (Bundes-Gefegblatt S. 245) verordnet das Polizei-Präſidium nad 
Derathung und in Uebereinftimmung mit den Gemeinde: Borftande für den 
Polizeibezirf von Berlin, rüdjichtlih des Betriebes des Droſchken-Fuhr— 
gewerbes, was folgt: 

81. 

Wer auf öffentlihen Straßen und Plägen Droſchken zu Jedermanns 
Gebrauch in Betrieb fegen will, bedarf hierzu einer auf feine Perfon 
lautenden Konzeffion des Königlichen Polizei: Präfiii und für jeden einzelnen 
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in Betrieb zu ſetzenden Wagen eines vom Kommiſſar für das üffentliche 
Fuhrweſen ausgeftellten Erlaubnißſcheines, welcher die dem Wagen zus 
ertheilte Nummer enthält und welder bei jever Reviſion der Droſchke abs 
gejtempelt wird. 


Polizei-Berordpnung vom 31. Juli 1880. 

Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Gejekes über Die 
Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 und des $ 37 der 
Keihs- Gewerbe-Ortnung vom 21. uni 1869 verordnet das 
Polizei: Bräfivium nad Berathung mit dem Gemeinde - Borftande 
für den Polizeibezirt von Berlin, was folgt: 

Der $ 1 des Polizei-Reglements vom 20. Januar 1873, bes 
treffend den Betrieb des Drofchfen: Fuhrgemwerbes in Berlin, er— 
hält nachfolgende Zufüge: 

Der Konzeffionar muß fein zum Betriebe des Droſchken-Fuhr— 
gewerbes bejtimmtes Material an Pierden und Wagen auf einem 
in dem Polzeibezirt von Berlin belegenen Grundſtücke in Stallung 
haben. Ausgenommen hiervon find die Konzeffionare, deren Bes 
triebsmaterial ſich gegenwärtig auferhalb Berlin's befindet, To 
lange dafjelbe in dem Orte feiner gegemvärtigen Aufjtellung vers 
bleibt. 

Diefe Polizei Verordnung tritt fofort in Kraft. 

Berlin, ven 31. Juli 1880, 

Königliches Polizei-Präſidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Heppe. 


82. 
Beſchaffenheit der Wagen. 

Die Wagen müſſen von gefälliger Form, dauerhaft und bequem ge— 
baut, ſauber lackirt, anſtändig ausgeſchlagen, gut gepolſtert ſein und ſtets 
in einem vorſchriftsmäßigen, wie auch reinlichen Zuſtande erhalten werden. 

Dieſelben müſſen in Patentachſen gehen, auf Federn ruhen, oder in 
Federn hängen und ganz oder halb verdeckt ſein. 

Bei ganz verdeckten Wagen müſſen die Thüren mindeſtens 1 Meter 
25 Centimeter hoch und mindeſtens 55 Centimeter breit fein; die Thüren 
und Fenſter, wie das Verdeck, müſſen ſicher ſchließen. Zu den Fenſtern 
darf nur geſchliffenes oder Doppelglas verwendet werden. Falls die Wagen 
thüren nad) der Zugſeite auffchlagen, müſſen die Wagen mit Kothflügeln 
verfehen, und zur Verftändigung zwiſchen Fahrgaſt und Kutjcher zwedent- 
ſprechende Vorrichtungen vorhanden fein. 

Der Fußboden jeres Wagens muß mit einer veinlihen Fußdecke ber 
legt fein. 
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Im Winter miüfien die Auftritte der Wagen mit einem die Glätte bes 
feitigenden Stoffe ummidelt fein. 

In jeder Droſchke muß am Rüdfige ein nadı Vorſchrift des Kommiſſars 
für das öffentliche Fuhrweſen ausgefertigter, mit der betreffenden Droſchken— 
Nummer verjehener, amtlich beglanbigter Tarif angebracht fein, welcher ſich 
jtet8 in einem guten und leſerlichen Zuſtande befinden muß. 

83. 

Es werden drei verſchiedene Gattungen von Fuhrwerken als Drojchten 
zum öffentlichen Fuhrbetriebe, und zwar als: 

1) Droſchken I. Kaffe nur Broughams, Whiskys, Doppel: Kalefchen ) 

oder abs, 

2) Drofchfen IT. Klaſſe fogenannte Biktoria- Chaifen zum Auf- und Ab- i 

bauen, 

3) Gepäck-Droſchken nur Broughams mit einer Vorrihtung auf dem 

Ded zur Fortſchaffung des Gepäcks 
zugelajlen. 

Konzeffionäre, welche fünf Droſchken oder mehr befiten, find verpflichtet, 
auf polizeilihe Anordnung unter je fünf Droſchken eine Gepäckdroſchke in 
Betrieb zu bringen und darin zu erhalten. 

Bei Sclittenbahn dürfen, ftatt der Wagen, Schlitten in Betrieb ge- 
bracht werden, auf welche die fir die Wagen gegebenen Bejtimmungen Ans 
wendung finden. 

Zu jedem Schlitten ift eine warme, anftändige, farbige Dede zu liefern. 

Die Geſpanne der Schlitten müfjen mit helltönendem, auf dem Kamm— 
dedel anzufchraubendem Geläute von mindejtens 3 Gloden verjehen fein. 

Gurte mit Schellen über den Rücken des Pferdes zu legen, ift nur 
ftatthaft, wenn fie auf jeder Seite mindeſtens mit zehn Schellen ver- 
jeben find. 

84. 

Jede Droſchke iſt, mit Ausnahme des Kabs, für welche eine Laterne 
auf dem Deck genügt, mit zwei hellleuchtenden Wagen-Laternen, deren 
Scheiben im Lichten 14 Centimeter hoch und 13 Centimeter breit ſind, zu 
verſehen. 

Die Laternen der Droſchken I. Klaſſe erhalten Scheiben von weißen 
Glaſe, auf deſſen Seitenflächen die dem Wagen zugetheilte Nummer, 6 Centi— 
meter hoch, in ſchwarzer Farbe deutlich und ſauber eingebrannt iſt; die 
Droſchken II. Klaſſe erhalten Laternen mit blauen Gläſern, in welchen bie 
Wagen: Nummer in gleiher Höhe eingeichliffen ift, und die Gepächdroſchken 
gleiche Laternen mit rothen Gläſern und eingefchliffener Nunmer. 


85. 
Keine Droichke darf früher in Betrieb geftellt werben, bevor fie vom 
Kommiffar für das öffentliche Fuhrweſen geprüft, mit ber ihr zugetheilten 
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Nummer und den vorgefchriebenen Prüfungsitempeln verfehen und ver 
Erlaubnigfchein ($ 1) für Diefelbe ausgefertigt ilt. 

Die dem Wagen zugetheilte Nummer ift bei den Drofchfen I. Klafie 
am hinteren Theil des Wagenkaſtens und zu beiden Seiten des Bodes in 
einer vom genannten Kommifjar zu beftimmenden Farbe und in einer Höhe 
von 8 Gentimetern anzubringen. 

Bei den Drofchlen IT. Klaſſe find die Nummern am hinteren Wagen- 
faften und zu beiden Seiten der Wagenfchläge auf weißen Feldern in 
Ihmarzer Farbe in einer Höhe von 10 Gentimetern und bei den Gepäck— 
droſchken in gleicher Größe am hinteren Wagenfaften und zu beiven Seiten 
dejielben auf weißen Feldern in rother Farbe nadı den im Bilrean für das 
öffentliche Fuhrwejen ausliegenden Probenummern anzubringen. 


8 6. 
Jede ale brauchbar befundene Drojchfe wird mit den Prüfungs 
Stempeln verfehen. Die Prüfungs- Stempel beitehen aus einem Nummer: 
Stempel, welder in die Schwellen des Wagens eingefchlagen wird, und 
aus einem Yarben: Stempel mit heraldiſchem Adler und der Umjchrift: 
„Köntgliches Polizei- Präfidium“, welder auf den Nummern am hinteren 
Theile des Wagens angebracht und in einer alljährlich wechſelnden Farbe 
erneuert wird. 
Dieſe Stempel, jowie die Wagen: Nummern dürfen weder eigenmädhtig 
entfernt, nod) verändert, noch verbedt werben. 


87 
Beſchaffenheit der Pferde. 

Die Pferde müfjen kräftig, zum Dienft geſchickt, von ſchädlichen Fehlern 
frei fein, fih in gutem Futterzuſtande befinden, ein lebhaftes Gangwerf 
haben und gut und ficher eingefahren fein. 

Als ſchädliche Fehler find befonders anzufehen: Alle anftedenden 
Krankheiten, Yahmbeit, Struppirtbeit, offene Wunden, Koller, Stetig- 
fein, Blinpheit auf einem oder auf beiden Augen, efelerregender Aus» 
ſchlag u. ſ. w. 

Ueber die Brauchbarfeit eines Pferdes entjcheidet der Kommiſſar für 
das öffentliche Fuhrweſen. 


88. 
Beſchaffenheit der Geſchirre. 

Die Geſchirre müſſen dauerhaft, von gutem Anſehen, völlig unver— 
ſehrt ſein und ſtets in einem reinlichen, geſchwärzten Zuſtande erhalten 
werden. 

Für die Beſpannung der Droſchken J. Klaſſe ſind nur Kummetgeſchirre 
nit Sattel-Kamm-Deckel (Sillets), Umlauf (Hinterzeug) und Kandare, Hebe— 
oder Knebeltrenſe zuläffig. 
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Die Befpannung der Droſchken IT. Kaffe und der Gepäck-Droſchken 
fann mit Sielengefehirr, Umlauf (Hinterzeug), Sattel-Kamm:Dedel (Sillets) 
und Hebe- resp. Sinebeltrenfe in Gebraud genommen werben. 

Zum Zudeden der Pferde auf den Halteplägen dürfen nur veinliche, 
nicht zerriffene oder auffällig geflidte Deden benugt werden; im Betriebe 
find dagegen je nach der Witterung Lederdecken oder eingefaßte Deden von 
farbigem, wollenem Stoffe zuläffig. 


89. 
Livrée der Kutſcher. 

Während des Dienſtes auf öffentlichen Straßen oder Plätzen haben die 
Kutſcher die von dem Polizei-Präſidium vorgeſchriebene und öffentlich bekannt 
gemachte Livrée zu tragen und haben ſie ſolche ſtets im vorgeſchriebenen, 
reinlichen und guten Zuſtande zu erhalten.*) 

*) Vergl. Bekanntmachung vom 7. Februar 1873 (auf Seite 487). 


810. 
Außerdienſtſtellung der Droſchken. 

Droſchken, deren Ausſtattung, Beſpannung und Beſchirrung ſich nicht 
in der vorſtehend angeordneten Beſchaffenheit befinden, oder deren Kutſcher 
nicht mit der vorgeſchriebenen Pivree in gutem Zuſtande bekleidet find, werben 
durch den Kommiſſar für das üffentlihe Fuhrweſen außer Betrieb geftellt. 

Die Außerbetriebftellung kann erfolgen: 

a. fiir immer, 

b. auf Zeit. 

Die Außerbetriebftelung der Droſchken für immer erfolgt durch Ent: 
fernung beider Prüfungs» Stempel, Abnahme des Tarifs ($ 2) und Ein- 
ziehung des Erlaubnißſcheins (SS 1 und 5). — Die Außerbetriebftellung 
auf Zeit duch Abnahme des Tarife. 

Die Außerbetriebitellung von Pferden und Geſchirren erfolgt durch 
ohriftlihe Verfügung des Kommifjars für das öffentliche Fuhrweſen. 

Konzeffionäre, welde Fuhrwerfe aus dem Betriebe zurüdziehen wollen, 
haben jolche zuvor, behufs Entfernung der Stempel, dem Kommiſſar für das 
Öffentliche Fuhrweſen vorzuftellen, und an denfelben gleichzeitig den Erlaubniß— 
Schein und den Tarif abzuliefern. 

Wagen, welde 3 Monate lang nicht in Betrieb gekommen find, werben 
in den Regiftern geftrichen, die bezüglichen Erlaubnißſcheine eingezogen und 
die Wagen: Nummern anderen Bewerbern itberwiefen. 


Ss 11. 
Pflihten der Konzejfionäre. 
Der Konzejfionär ift verpflichtet, von jeder Veränderung feiner Woh— 
nung, der Stallung der, Pferde und des Ortes, wo die Wagen ımtergebracht 
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find, dem Kommiſſar für das öffentliche Fuhrweſen binnen 24 Stunden An 
zeige zu machen. 

Konzeffionäre, welche nicht in Berlin wohnen, haben einen hier woh— 
nenden Stellvertreter zu bezeichnen, welcher fie der Bolizeibehörde gegenüber 
vertritt. 


$ 12. 

Die Konzeifienäre dürfen fih nur folcher Autfcher zum Fahren der 
Drojchfen bedienen, welche mit dem polizeilihen, auf den Namen des In— 
habers lautenden Erlaubnißfcheine hierzu (Fahrſcheine) nebſt Legitimations— 
ſchild (SH 18—21) verfehen find. Diefelben dürfen insbeſondere jolde 
Kutfcher nicht verwenden, deren Pegitimationsfchild durch polizeiliche Be— 
kanntmachung für ungültig erklärt, over für das laufende Kalenderjahr nicht 
abgeitempelt ift. 

Konzeſſionäre, welche ihre Droſchken felbft fahren wollen, müſſen den 
an die Droſchkenkutſcher geftellten Anforderungen genügen und find allen in 
dieſem Reglement bezüglich der Drojchkenfuticher enthaltenen Beitimmungen 
unterworfen. 


Bekanntmachung. 


Unter Bezugnahme auf $ 12 des Droſchken-Reglements vom 
20. Januar 1873 wird hierdurch beftimmt, daß anftatt der Legiti— 
mationsfchilder die Fahrſcheine alljährlich für das laufende Kalender— 
jahr abgejtempelt werden müfjen. 
Berlin, den 15. Dezember 1874 
Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 


& 13.*) 

Der Konzeſſionär ift dafür verantwortlid, daß feine Fuhrwerke und 
Pferde den Borfchriften diefes Neglements entiprehen, daß die Drojchken 
wohl gereinigt ausfahren, daß der Tarif im Wagen angebracht ijt, ſowie, 
daß die Kutſcher mit einer ausreihenden Zahl von Fahrmarken ($ 46) 
und mit den fonftigen in $ 23 bezeichneten Gegenftänden verjehen find. 

*) 813 entipricht der Faſſung der Volizei-Verordnung vom 14 Mai 1330. 


S 14. 

Feder Konzejfionär oder deſſen Stellvertreter (8 11) ift verpflichtet, 
über fein Perjenal und Betriebsmaterial nad Anleitung der vom Kommiſſar 
für das öffentliche Fuhrweſen vorzufchreibenden Formulare Nachweiſungs— 
Fiften zu führen. Diefelben müſſen in Heften gebunden, durchweg mit 
Geitenzahlen verfehen und deutlich umd leſerlich gefchrieben fein. 

Die Richtigkeit der in denſelben enthaltenen Angaben hat der Kon— 
zeſſionär zu vertreten. 
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Die betreffenden Hefte müſſen nach deren Schluß mindeftens ein Jahr 
aufbewahrt und dem Bolizeibeamten auf Verlangen jederzeit zur Einficht 
vorgelegt werden. 

8 15. 

Die Konzeffionäre find verpflichtet, ihre Drofchfen in der Zeit vom 
1. April bis 30. September entweder von 1ı Uhr Abends bis 7 Uhr 
Morgens, oder von 7 Uhr Morgens bis 11 Uhr Abends, und in der Zeit 
vom 1. Oftober bis 31. März entweder von 11 Uhr Abends bis 8 Uhr 
Morgens, oder von 8 Uhr Morgens bis 11 Uhr Abends *) nab Maßgabe 
der in der Liſte der Haltepläge ($ 28) deshalb getroffenen Beftimmungen 
in Betrieb zu ſetzen und zu erhalten. 

sein Konzeffionär ift berechtigt, konzeſſionirte Fuhrwerke zu anderen 
Zweden, als zum öffentlichen Yuhrbetriebe zu verwenden. 

*) Polizei- Verordnung vom 7. Auguft 1573 und 16. Januar 1874. 


$ 16. 

Der Konzeffionär ift verpflichtet, dem Kommiſſar für das öffentliche 
Fuhrweſen, jowie den Polizei» Kevier-Borftänden auf Verlangen fein ges 
jammtes lebendes, wie todtes Material jederzeit vorzuftellen, den an ihn 
ergangenen polizeilichen Borladungen oder durch das Intelligenz= Blatt zur 
Vorſtellung des Materials erlaffenen Aufforderungen pünktlich nachzukommen, 
und die an fein Fahrperſonal ergangenen Borladungen demjelben einzu— 
händigen. 

$ 17. 

Werden Borherbeitellungen auf Droſchken zu Frühfahrten, melde vor 
8 Uhr Morgens auszuführen find, bei dem Konzeſſionär gemacht. jo müſſen 
ſolche, falls fie angenommen, pünftlidy ausgeführt werden. 


8 18. 
Qualifitation und Pflichten der Kutſcher im Allgemeinen. 

Die Führung einer Drofchfe als Kutſcher darf nur derjenige über: 
nehmen, welchem die in $ 12 erwähnten polizeilichen Fahr» Pegitimationen, 
nämlich Fahrfchein und Pegitimationsichild, ertheilt find. 

Zur Erlangung derjelben find unbedingt erforverlid: 

Das Alter von 18 Jahren; der Befiß der bürgerliben Ehrenrechte; 
förperlibe Tüchtigfeit; der Nachweis ausreichender Kenntniß im Fahren, 
in der Wartung und Pflege der Pferde; Kenntniß der Beftimmungen dieſes 
Neglements, wie der Beftimmungen über den Fahrverfehr im Allgemeinen; 
ansreichende Yofalfenntnifje und der Nachweis eines Dienftes bei einem 
Konzeſſionär. 

Perſonen, welche dieſen Anforderungen zwar entſprechen, aber zum 
Trunke oder zu Exceſſen neigen, oder wegen Verbrechen oder Vergehen 
wider das Eigenthum oder die Sittlichkeit, oder das Leben, oder wiederholt 
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wegen Körperverlegung beftraft find, kann die Ertheilung der Fahr: Pegiti- 
mationen verfagt werben. 
$ 19. 
Das Yegitimationsfchild ($ 18) trägt die Nummer des Fahrſcheins 
und den Stempel des Königlichen Polizei» Präfiviums und ift nad) durch 
polizeiliche Bekanntmachung" getroffener Beſtimmung zu tragen. 


Befanntmabung vom 18. März 1875. 


Auf den Wunſch verſchiedener Interefjenten wird mit Bezug 
auf $ 19 des Drofdfen- Neglements vom 20. Januar 1873 und 
die Befanntmahung vom 7. Februar 1873 hierdurch beftinmt, 
daß von jegt ab für die Droſchkenkutſcher 1. Klaffe und 2. Klaſſe 
eine und diefelbe Fahr Yegitimation eingeführt wird, und zwar 
wird als Pegitimationsfchild das Legitimationsſchild der Droſchken— 
futicher 2. Klaſſe von gelben Metall beftimm. Sämmtliche 
Droſchkenkutſcher 1. Klaſſe haben ſich dieſes Schild bis fpäteftens 
zum 1. März 1876 zu befchaffen. 

Berlin, den 18. März 1875. 

Ktönigliches Bolizei- Präfidium. 
(ge;5.) von Madai. 


$ 20. 

Fahrſchein und Pegitimationsjchild dürfen nur von denjenigen Perſonen 
benutt werben, für welche diefelben vom Kommiflar für das öffentliche 
Fuhrweſen ertheilt find und dürfen anderen Perſonen nicht überlaffen werben. 

Für ungültig erklärte Fahrſcheine und Pegitimations- Shilver dürfen 
nicht benutzt, ſondern müjjen dem Kommiſſar für das öffentlihe Fuhrweſen 
fofort zurücgeliefert werben. 

g 21. 

Kutichern, melde den im Vorſtehenden ($ 18) geftellten Anforderungen 
nicht mehr genügen, insbejondere joldhen, welche Beftrafungen wegen der im 
8 18 aufgeführten Verbrechen oder Vergehen erleiden, oder fid) dem Trunke 
ergeben, oder zu begründeten Beſchwerden des Publitums wegen Unhöflich- 
feit, oder umangemelienen Benehmens, oder Weber: Forderung Veranlafjung 
geben, oder jonft den Vorſchriften diefes Neglements, oder fonftigen polizei— 
lien Verordnungen wiederholt zuwiderhandeln, wird neben der ſonſt 
etwa verwirkten Strafe der Fahrſchein und das Pegitimationsfhild wieder 
entzogen. 

$ 22. 

Jeder Kutſcher hat während feines Dienftverhältniffes dem Kommiſſar 
für das öffentliche Fubhrweien jowohl, wie auch dem Konzeflionär, in deſſen 
Dienft er fteht, jede Veränderung feiner Wohnung, ſowie dem Erfteren 
jeden Dienftwechjel innerhalb 24 Stimden anzuzeigen. 
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Ebenſo ift jeder Kutfcher verpflichtet, den an ihm ergangenen polizei 
lihen Vorladımgen pünktlich nachzukommen. 

Scheiden die Kutfcher aus dem öffentlichen Fuhrweſen aus, fo haben 
fie das Schild und den Fahrſchein binnen 24 Stunden an den Kommiſſar 
für das öffentlihe Fuhrweſen abzuliefern. 

$ 23.*) 

Leder Kutſcher ift verpflichtet, während er die Droſchke führt, ein 
Erenplar diefes Neglements und der daſſelbe abändernden Bejtimmungen, 
einen amtlich beglaubigten Wegemeffer für den Polizeibezirf und einen 
eben foldyen für die Umgebung von Berlin (in der jeweilig neueften, von 
dem Polizei-Präfivium veranftalteten Ausgabe), ferner ein Eremplar der 
Lifte der Droſchken-Halteplätze, eine ausreichende Anzahl Fahrmarken ($ 46), 
eine Blechmarfe mit eingefchlagener Wagen: Nummer und eine richtig 
gehende Taſchenuhr bei fich zu führen, auch gehalten, viefe Gegenftände 
jowie den Fahrſchein den Bolizeibeamten jederzeit zur Prüfung einzuhändigen. 
Reglement, Droſchken-Wegemeſſer, Fahrſchein, Fahrmarken, Blechmarke und 
Halteplatz-Liſte ſind in einer um den Leib zu tragenden Ledertaſche auf— 
zubewahren. 

*) 8 23 entſpricht der Polizei-Verordnung vom 14 Mai 1880. 
$ 24. 

Die Kutſcher find verpflichtet, ſich im Dienfte ſtets nüchtern zu erhaften, 
ſich eines ruhigen und höflichen Betragens gegen das Publikum, insbejondere 
gegen die Fahrgäſte, zu befleißigen und diefen auf Verlangen das Reglement, 
jowie den amtlich beglaubigten Drojchfen-Wegemeffer zur näheren Begrün— 
dung des Fahrpreifes vorzulegen. Auf Berlangen des Fahrgaftes ift der 
Kutſcher verpflichtet, unentgeltlih beim Ein- und Ausfteigen die Thür zu 
öffnen und zu fchließen; jowohl vor dem Beginn der Fahrt, wie während 
derjelben das Ded des Wagens auf resp. niederzufchlagen und die Fenfter 
zu öffnen resp. zu ſchließen. 

(Abſatz 2 ift aufgehoben.) 

Endlich ift der Kutſcher verpflichtet, fomweit dies mit der ihm obliegenden 
Leitung und Beauffichtigung des Fuhrwerkes zu verbinden ift, dem Fahrgaſte 
beim Auflegen und Abnehmen des Gepäds hülfreihe Hand zu leiften. 

8 25. 

Kein Kutfcher darf mit feinem Gefährt auf einem Halteplage Auf 
ftelung nehmen oder fonft im Betriebe verbleiben, falls daſſelbe in einen 
reglementswidrigen Zuftand gefommen fein follte; der Kutſcher ift wielmehr 
in ſolchem Falle gehalten, wenn ſich die Mängel nicht ſofort befeitigen 
laffen, auf dem nächſten Wege nad Haufe zu fahren. 

8 26. 

Kein Kutfcher darf, fobald er mit feinem Gefährt auf einem Halte 

plage Aufjtellung genommen bat, eine Fahrt verweigern, muß vielmehr 
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ſolche ſofort und unweigerlich leiften. Außerhalb der Haltepläge darf fein 
Kutiher in den Straßen halten, wenn er nicht den Nadweis führen kann, 
daß er bejtellt ift, und muß derjelbe in viefem Falle auf vem Bode verbleiben. 

Kutſcher, weldhe in den Monaten von 1. April bis 30. September in 
der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 11 Uhr Abends, und in den Monaten 
vom 1. Dftober bis 31. März in der Zeit von 8 Uhr Morgens bis 11 Uhr 
Abends *) mit unbejegtem Wagen fahrend betroffen werden, dürfen die An— 
nahme einer Fahrt nur dann ausfchlagen, wenn fie den Nachweis zu führen 
vermögen, daß fie wegen Beichaffenbeit des Materials, oder aus einem 
anderen triftigen Grunde die verlangte Fahrt nicht ausführen können. Im 
der Zeit zwilhen 2 und 3 Uhr Mittags Dagegen können behufs Umfpannens 
die Kutſcher der nit auf den Halteplägen ftehenden Droſchken mit un— 
geraden Nummern, und zwilchen 3 und 4 Uhr Nachmittags die Kutſcher der 
nicht auf den Haltenplägen ftehenden Drofchfen mit geraden Nummern die 
Fahrten ablehnen. 

Bon 11 Uhr Abends bis 7 resp. 8 Uhr Morgens*) ift der Kutſcher 
zur Annahme einer Fahrt nur verpflichtet, wenn er baltend betroffen wird. 

°) (Bolizei- Verordnung vom 7. Auguft 1873 und 16. Ianuar 18574.) 


$ 27. 
Verhalten auf Haltepläßen. 
Diejenigen Pläte, auf welchen die Drofchken unbeftellt, um Fahrgäfte 
zu erwarten, auffahren bürfen, werden von dem Polizei: Präftvium beftimmt. 
Eine Lifte diejer Haltepläge wird am erjten jedes Kalender - Quartals 
im Berliner Intelligenz» Blatt befaunt gemacht. 


8 28. 

In diefer Lifte wird für jeden Halteplat die Anzahl der Droſchken be— 
ftimmt, welche auf denfelben auffahren dürfen, ſowie die Art, in welcher die 
Aufitellung geftattet ift, ob hintereinander, oder nebeneinander u. |. w. 

In den Monaten vom 1. April bis 30. September ift in der Zeit 
von 11 Uhr Abends bis 7 Uhr Morgens, und in den Monaten vom 
1. Oktober bis 31. März in der Zeit von 11 Uhr Abends bis 8 Uhr 
Morgens*) den Droſchken gejtattet, fib aud an anderen Stellen, ala ben 
beftimmten Halteplägen, joweit es mit der öffentlihen Ordnung vereinbar 
ift, aufzuftellen. 

Die ſämmtlichen in den Halteplatz-Liſten enthaltenen Vorſchriften find 
als Beitimmungen diefes Neglements anzufchen ($$ 15, 27 und 32). 


- 


*) (Bolizeis Verordnung vom 7, Anguft 1873 und 16. Januar 1374.) 


$ 29. 
Kein Kutſcher darf mit unbefegter Drojhfe in den Monaten vom 
1. April bis 30. September in der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 11 Uhr 
Abends und in den Monaten vom 1. Dftober bis 31. März in der Zeit 
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von 8 Uhr Morgens bis 11 Uhr Adends*) bei einem Halteplage vorüber: 
fahren, auf welchem nody nicht die feſtgeſetzte Anzahl der Droſchlen auf- 
gefahren ift, jondern muß auf dem noch nicht wollbejegten Halteplage 
auffahren. 

Das Umberfahren in den Straßen, um Fahrgäſte anzuwerben, ift nicht 
geftattet. Wo an beftimmten Orten und in bejtimmten Straßen unbejegte 
Droſchken nit im Schritt fahren dürfen, wird durch polizeiliche Bekannt» 
mahung angeordnet und diefe Bekanntmachungen als Vorſchriften dieſes 
Reglements zu betrachten. 

*) (Polizei- Verordnung vom 7. Auguft 1573 und 16. Ianuar 1574.) 
830. 

Auf den Halteplägen, auf welden die Wagen nad der Halteplag-Fifte 
hintereinander aufzufahren haben, muß dies in der Weile bewirkt werden, 
dak jedes Fuhrwerk augenblidlih und ohne Hinderniß aus der Reihe biegen 
und wegfahren fann. 

Da, wo Ninnfteinbrüden ven Weg zwifhen dem Straßendamm und 
den Bürgerfteig vermitteln, muß jtets ausreichend Raum zur Durdfahrt 
oder Anfahrt eines Fuhrwerks offen gelaffen werden; in gleicher Weife find 
auch die Einfahrten zu den Häufern frei zır laffen. 

Im Uebrigen hat ſich jede fpäter hinzukommende Droſchke der legten 
in der Reihenfolge unmittelbar anzufchliegen und jobald eine vorftehende 
Droſchke abführt, in den frei gewordenen Raum fofort hineinzurüden. 

Bei einer Aufitelung der Droichfen nebeneinander ift zwijchen jeder 
Droſchke ein Zwiſchenraum von 1 Meter zu laſſen und ift der rechte Flügel 
als der Anfang der Reihe zu betrachten. 


831. 
Das Füttern und Tränken der Droſchkenbeſpannung. 

Nur auf den Halteplätzen darf die Beſpannung der Droſchken während 
der Betriebszeit gefüttert und getränkt werden. Das Füttern darf jedoch 
nur mittelſt umgehängten Futterbeutels oder Gefäßes geſchehen. 

Dieſe Beutel oder Gefäße, ſowie alle Putz-Geräthſchaften ſind während 
des Nichtgebrauchs und während der Fahrt unterm Kutſcherſitz derart unter- 
zubringen, daß fie nicht fichtbar find. Im Uebrigen darf, fo lange das 
Gefährt im Betriebe ift, weder die Beſpannung abgeſchirrt, nod der Wagen 
in einen Zuſtand verjegt werden, der feinen augenblidlihen Gebraud ver: 
hindert. 

S 32. 

Während des Verweilens der Droſchken auf den Halteplägen ift ben 
Kutichern das Zufammentreten auf den Bürgerfteigen und der Aufenthalt 
im Innern, jowie das Berlaffen der Droſchken verboten, foweit nicht in 
legterer Hinfiht Ausnahmen in der Halteplag- Lite (SS 27 und 28) ge- 
ftattet werden. 
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Der als erfter in der Reihenfolge oder auf dem rechten Flügel baltende 
Kutfcher darf fein Geſpann weder tränfen noch füttern, muß vielmehr auf 
dem Bod ſitzen und zur Abfahrt bereit fein. 

Diefelbe Verpflichtung haben ſämmtliche Kutfcher der vor den Theatern 
und an anderen Orten, wo fi ein zahlreihes Publikum verjammelt hat, 
haltenden Droſchken, jobald die Theater» BVorftellung oder Berfammlung, 
beendet ift. 

S 33. 
Zahl ver aufzunehmenden Fahrgafte. 

Der Kutſcher iſt nicht verpflichtet, in eine zweifisige Drofchfe mehr als 
zwei, in eine vierfigige mehr als vier erwachfene Perſonen und ein in deren 
Begleitung befindliches Kind unter zehn Jahren aufzunehmen. 

Sollten mehr Kinder an der Fahrt Theil nehmen, jo gelten zwei Kinder 
unter zehn Jahren einer, und drei oder vier Kinder zwei erwachjenen Per- 
fonen gleid). 

Eine zur Bedienung des Yahrgaftes gehörende Perſon ift der Kutſcher 
verpflichtet, mit auf den Bod zu nehmen. 


Ss 34. 
Wer als Fahrgaſt zuzulaffen ift. 

Jede reinlich gefleivete Perfon ift als Fahrgaſt zuzulaſſen. Zum 
Transport von Berfonen, welche mit anſteckenden Krankheiten behaftet find, 
dürfen die Droſchken nicht benußt werden. Betrunfenen Berfonen fann die 
Fahrt verweigert werben. 

Ohne Zuſtimmung des Fahrgaſtes darf dritten Berfonen die Mitfahrt 
nicht geftattet werden. 

S 35. 
Borrang unter mehreren Jahrgäften. 

Bon mehreren Fahrgäften hat derjenige, welcher die Drofchfe zuerjt 
befteigt, den Vorrang. 

Im Zweifel geht derjenige Fahrgaſt vor, welcher von der rechten Seite 
eingejtiegen iſt. 

S 36. 
Borrang unter ben Droſchken auf den Halteplätzen. 

Wenn eine von mehreren auf dem Halteplate befindlichen Droſchken 
verlangt wird, ohne daß vom Fahrgaft eine bejtimmte Drofchfe bezeichnet 
ift, jo hat der vorderſte Kutſcher in der Reihe oder der erite auf dem rechten 
Flügel die Verpflichtung, die verlangte Fahrt auszuführen. 

8 37. 
Transport von Saden in Drojdfen. 

Zur Fortfhaffung von Sahen, ohne Begleitung eines Fahrgaftes, 
dürfen Drofchken nicht benugt werden. 
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Keijekoffer, Tafchen und ähnliche den Wagen-WÜ Ss 
ſchädigende Effeften fünnen in dem Innern der Droſchk 
ftände müfjen auf dem Boden oder dem Oberdeck un 
Gegenftände, die Schmuß oder Abgang —— bürfen) 
gejtellt oder gelegt werben. 

Fahrgäſte, welche Hunde mit fich führen, dürfen dieſ 
Eigen plaziren; ebenſo iſt es den Fahrgäſten nicht gejtattet, die Füße auf 
die Sitzkiſſen zu legen. 

g 38. 

Aufſicht der Kutjcher über die Effekten des Fahrgaites. 

Der Kutſcher ift verpflichtet, während der Fahrt auf die ihm über- 
gebenen Sachen des Fahrgaftes Acht zu geben und jedem Berluft daran, 
ſoweit es ihm möglich ift, vorzubeugen. 


$ 39. 
In den Droſchken zurüdgelaffene Saden. 

Unmittelbar nach dem Ausfteigen des Fahrgaftes aus dem Wagen bat 
der Kutjcher Das Innere des Wagens zu durchſuchen, ob von dem Fahr: 
gafte etwa Sachen zurüdgelajien worden find. findet er dergleichen, fo 
hat er, jofern dies noch ausführbar iſt, diefelben fofort dem Fahrgaſte 
auszuhändigen. Hat fich der legtere bereits entfernt, jo muß der Kutſcher 
die zurüdgelafienen Saden binnen 24 Stunden bei dem Polizei: Präfivium 
abliefern. 

8 40. 
Drojhfenfahrten innerhalb des PBolizeibezirfs von Berlin. 

Jede Fahrt, welche dem Kutfcher aufgegeben wird, ift, jofern nicht aus— 
drüdlicd eine langfamere Gangart verlangt wird, in einem Trabtempo von 
durchfchnittlich wenigftens 160 Metern in der Minute auszuführen, ſelbſt 
wenn durch vorübergehende Verkehrshinderniſſe Berzögerungen der Fahrt 
eintreten. Auf ungepflafterten und undauffirten Wegen jedoch braucht der 
Kutjcher nur in der Gangart zu fahren, welche die Beichaffenheit des Weges 
geftattet. 

Ber Streitigkeiten über die Geſchwindigkeit der ausgeführten Fahrt 
entjcheibet, jomweit nicht der letzterwähnte Ausnahmefall vorliegt, der amt- 
libe Wegemefler von Berlin in der Weife, daR für jede Minute Fahrzeit 
ein Farben-Abſchnitt des Wegemeſſers gerechnet, hierbei jedoch der Farben— 
Abſchnitt, in welchem die Fahrt begonnen, und derjenige, in welchem fie be- 
endet worden it, zufammen nur einmal in Anfat gebradıt werben. Soweit 
Straßen und Straßentbeile, welche garnicht oder nicht ganz zum Polizei- 
bezirf von Berlin gehören, in diefem Wegemeſſer mit Farben» Abjchnitten 
bezeichnet find, gelten dieſelben im Sinne der 88 40 und 41 viejes 
Reglements als jenem Polizeibezirf zugehörig. 

Sl 
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Die Bezahlung der Drofchfenfahrten erfolgt nah Maßgabe der Zeit: 
dauer, während welder, die Innehaltung der vorgeichriebenen Fahr: 
geſchwindigkeit vorausgefegt, die Drofchle in Anſpruch genommen worden 
it, entjprechend den Beſtimmungen des beifolgenden Tarifs. Zahlungen 
über den Tarif hinaus, insbejondere Trinfgelver, zu verlangen, ift den 
Kutſchern verboten, vdesgleihen Bereinbarungen mit den Fahrgaſte zu 
jchließen, durch welde ein höherer, als der tarifmäßige Fahrpreis feſt— 
geſetzt wird. 

Wird von dem Fahrgaft nicht der zu befabrende Weg, fonbern mur 
das Ziel der Fahrt angegeben, fo hat der Kutſcher den zu dem Ziele 
führenden fürzeften fahrbaren Weg einzufchlagen. Will der Kutſcher bei 
einer folhen Fahrt für mehr als fünfzehn Minuten Fahrzeit Bezahlung 
beanspruchen, jo muß er, bei Berluft feines höheren Anſpruchs, vor Beginn 
der Fahrt dem Fahrgaft anfagen, daß diefelbe mehr als fünfzehn Minuten 
erfordern werde. Unrichtiges Anfagen einer zu langen Fahrzeit ift ftrafbar. 

Iſt der Fahrpreis vor Antritt einer Fahrt bezahlt, fo find Nach— 
forderungen feitens des Kutfchers nur danır zuläffig, wenn die Fahrt durch 
nicht blos vorübergehende Verfehrshindernifie (Abſatz 1) oder durch An— 
ordnungen des Fahrgaftes ſolche Verzögerungen erlitten bat, daß der bezahlte 
Fahrpreis hinter dem tarifmäßigen Betrage zurüdbleibt. 

Wird eine Drofchle von der Stelle, wo fie ſich befindet, nach einem 
anderen Punkte hin zur Ausführung einer Fahrt beftellt oder abgeholt, jo 
ift der Kutſcher verpflichtet, die hierzu erforderlidhe Fahrt und das etwaige 
Warten zujammen bis zur Dauer von fünf Minuten ımentgeltlich zu leijten 
und den Bejtellenden auf Wunfh nah dem Anfangspunkt der Fahrt mit- 
zunehmen. 

Abgeſehen hiervon fallen Wartezeiten dem Fahrgaſt zur Laſt. Nach 
einer ununterbrochenen Fahrt von 1’, Stunden Dauer kann der Kutſcher, 
falls der Fahrgaft die Drojchfe noch ferner behalten will, für das Pferd 
eine Ruhepauſe von fünfzehn Minuten auf Nednung des Fahrgaſtes 
verlangen. 

Bei Beginn und bei Beendigung jeder Fahrt und jeder in der Nacht: 
zeit vorkommenden Wartezeit, desgleichen wern eine Drofchfe vom Halteplat 
zur Ausführung einer Fahrt beitellt oder abgeholt wird (Abſatz 6), hat der 
Kutſcher dem Fahrgaſt bezw. dem Beitellenden feine Uhr vorzuzeigen. *) 

*) (Der 840 entipricht der Polizei-Berordnung vom 14. Mai 1580 Seite 489.) 


4]. 
Drofhfenfahrten ER Polizeibezirts von Berlin. 
Nach folgenden in der Umgebung von Berlin belegenen Ortſchaften: 
Charlottenburg, Wejtend, Wilmersdorf, Schmargendorf, Schöneberg, 
Friedenau, Steglig, Tempelhof, Mariendorf, Rixdorf, Brit, Treptow, 
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Stralau, Rummelsburg, Borhagen, Friedrichsberg, Lichtenberg, Fried⸗ 
richsfelde, Biestorf, Hohen: Schönhaufen, Weißenſee, Malchow, 
Heinersborf, Blanfenburg, Pankow, Nieder-Schönhaufen, Dallvorf, 
Reinidendorf, Tegel, 
ferner nadı den Etabliffements am Plötenfee, fowie nad jedem von ber 
Grenze des Polizeibezirks von Berlin ‚nicht weiter als fünf Kilometer (ge- 
meſſen nach der Länge des zu befahrenden Weges) entfernten Punkte find 
die Drofchfenfuticher verpflichtet, Fahrten auszuführen, fofern das Ziel auf 
gepflafterten oder hauffirten Wegen erreichbar tft. 

Im Uebrigen, insbejondere aud, wenn ein Kutſcher andere, als bie 
vorftehend bezeichneten Fahrten außerhalb des Bolizeibezirfs von Berlin 
($ 40) übernimmt, find für Ausführung und Bezahlung der Fahrt die 
Beftimmungen dieſes Neglements und des Tarifs maßgebend. Die auf ben 
Wegemeſſer für den Bolizeibezir von Berlin bezüglihen Beltimmungen 
finden auf den Wegemeſſer für die Umgebung entſprechende Anwendung. 

In Fällen, wo für Fahrten außerhalb des Polizeibezirfs erhöhte Fahr— 
preife zu zahlen find (vgl. Tarif B.), hat der Kutjcher bei jeder Ueber: 
fchreitung der Grenzen des Polizeibezirts (auf Hin- und Rückfahrt) jowie 
beim Beginn und Schluß jeder Wartezeit dem Fahrgaft feine Uhr vor- 
zuzeigen. *) 

) (8 41 entipricht der Poligei-Verordnung vom 14. Mai 1880 Seite 489.) 


$ 42. 
Zurüderftattung des Fahrgeldes. 

Wird die Fahrt durch die Schuld des Kutjchers, oder durd einen 
in feiner Perfon ſich ereignenden Zufall, oder durch Beſchädigung des 
Fuhrwerks unterbrochen, fo hat der Kutſcher das erhaltene Fahrgeld zurüd- 
zuerjtatten. 

8 43. 

Ohne Anweifung des Fahrgaftes darf der Kutfcher, wenn nicht bes 
fondere, außer feiner Perſon liegende Beranlafjung vorliegt, nicht anhalten 
und nicht vom Bod fteigen; — aud darf er weder die Zügel und bie 
Peitihe aus den Händen laffen, noch die Führung des Fuhrwerks dritten 
Perſonen geftatten. 

8 44. 

Das Rauchen während der Fahrt, gleichviel, ob die Droſchke bejegt 

ift oder nicht, ift dem Kutſcher unterfagt. 


$ 4. 

Der Kutſcher ift berechtigt, von dem Fahrgaft oder von Demjenigen, 
der die Droſchke vom Halteplage abholt oder beftellt, vor Antritt der Fahrt 
die Bezahlung des niedrigften, nah dem Tarif möglichen Fahrgeldes zu 
verfangen. VBerpflichtet aber ift er, den vollen Fahrpreis vor Ankunft am 

31* 


484 


Ziele einzuziehen bei allen Yahrten nad den Theatern, den Eifenbahnhöfen, 
größeren Bergnügungslofalen und fonftigen Orten, an melden ein größerer 
Wagenverfehr ftattfindet. *) 

*) (8 45 entipricht der Polizei-Verordnung vom 14. Mai 1380 Seite 489.) 


8 46. 
Fahrmarken. 

Die Fahrmarken müſſen nach Maßgabe der im Büreau für das öffent- 
lihe Fuhrweſen ausliegenden Probe angefertigt fein und außer Höhe des 
Vahrgelves, der Nummer des Wagens, des Namens und der Wohnung des 
Konzeffionärs, den Bermerf: 

„Beſchwerden find beim Kommiſſar für das öffentlihe Yuhr« 
wejen anzubringen, werben aber auch in jedem Polizei: Büreau ent» 
gegengenommen. 

Königlibes Polizei» Präfidium.” 
enthalten. 

Sonftige Vermerke auf den Fahrmarken find nicht geftattet. 


8 47. 

Der Fahrgaſt ift nur verpflichtet, das Fahrgeld gegen Aushändigung 
einer Fahrmarke zu berichtigen. 

Jeder Kutſcher ift verpflichtet, vor Antritt der Fahrt dem Fahrgafte 
unaufgefordert eine YZahrmarke von 60 Pf.*) resp. 1 Mark, nad) beenveter 
Fahrt aber event. Fahrmarfen in Höhe des erhobenen Fahrgeldes aus— 
zubändigen; unterläßt er dies, jo macht er fich ftrafbar und hat auch feinen 
Anfprud auf Zahlung des Fahrgeldes. 

*) (Bolizei- Verordnung vom 16. Januar 1374 Seite 469.) 


S 48. 
Borfhriften für den Droſchkenverkehr auf den Eifenbahnhöfen. 

1) Jeder Kutſcher, welder fid mit feinem Fuhrwerk auf einem Eifen- 
bahnhofe zur Aufnahme mit den Zügen ankommender Reifender auf- 
ftellt, hat die Blehmarfe mit der Wagennummer an den biejelben 
einfammelnden Beamten nah genommener Aufftellung abzugeben. 

Kuticher, welche nad) beendeter Abnahme der Marker nody aufs 
fahren, haben fi zuvor bei dem betreffenden Beamten unter Abgabe 
der Marke zu melden. 

2) Nur gegen Wiederaushändigung diefer Blechmarke vürfen die Kutfcher 
Fahrgäſte zur Beförderung von Bahnhöfen annehmen. 

3) Auf den Eifenbahnhöfen darf höchſtens eine Stunde vor der feſt— 
gefegten Ankunftszeit eines Zuges aufgefahren werden. Die Kutjcher 
dürfen fi dajelbit von ihren Wagen nicht entfernen und müſſen 
den Wagenbod bejteigen, fobald die Ankunft des Zuges fignalifirt ift. 
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4) Beim Auflegen des Paflagiergepäds hat der Kuticher, ſoweit dies 
mit der ihm obliegenden Peitung und Beauffichtigung des Fuhrwerks 
zu verbinden ift, hülfreiche Hand zu leiten. 

5) Kein Kutſcher darf vom Bahnhofe ohne Fahrgaft eher — als 
die Aufſichtsbeamten die Beendigung der Expedirung der Reiſe— 
Effekten an die Fahrgäſte angezeigt haben. 

6) Für das Warten auf den Bahnhöfen aus Veranlaſſung einer Ber: 
jpätung der Züge und bis zur Abfertigung der Neifenvden ift Feine 
Entihädigung zu beanſpruchen. 

7) Nah beendeter Expedition wird den Kutſchern, welde Fahrgäſte 
nicht erhalten haben, die abgegebene Blechmarke von dem Beamten 
zurüdgegeben. 

8) Auf umd an den Bahnhöfen darf nur auf den polizeilih genehmigten 
Plägen Aufftellung genommen werden. 

9) Die Gepädorofchken erhalten auf den Bahnhöfen bejonvere Auf: 
ftellung und werden den Kutſchern derfelben zunächit die mit Gepäd 
anfommenden Keifenden überwiesen. 


Ss 49. 
Deauffihtigung der öffentlichen Fuhrwerke. 

Die Beauffichtigung und Kontrole der Konzeffionäre, ſowie der Kutjcher, 
die Entſcheidung über die Brauchbarfeit des Materials, die Unterfuchung 
der Bejchwerden und Streitigkeiten liegt zumächit dem Kommiſſar für das 
öffentliche Fuhrweien ob, und iſt deſſen, fowie der Erefutivbeamten Ans 
ordnungen unbedingte Folge zu leiften. 


8 50. 
Strafbeftimmung. 

Sofern nicht nad allgemeinen Strafgefegen höhere Strafen verwirkt 
werden, find Uebertretungen dieſes Neglements mit Geldbuße bis zu 
30 Mark und im Falle des Unvermögens mit entjprechenver Haft zu 
betrafen. 

Mit Geldbuße nicht unter 15 Mark wird beftraft: 

a. wer Wagen in Betrieb fest, ohne die im $ 1 vorgefchriebene Er— 

laubniß erlangt zu haben; 

b. wer dem 8 12, beziehungsweife 88 18 und 19 des Neglements zus 
wider Kutſcher verwendet, welche nicht im Befige eines gültigen 
Fahrſcheins und Pegitimationsichildes find; | 

e. wer dem $ 10 des Reglements zuwider außer Betrieb gejette 
Wagen, Pferde oder Geſchirre ohne vorherige Erlaubniß wieder im 
Betrieb nimmt; 

d. wer ohne gültigen, für feine Perſon ertheilten Fahrſchein und Le— 
gitimationsfchild (SS 12, 18 bis 20) eine Drofchke führt; 


486 


e. wer Fahrſchein und Legitimationsſchild auf polizeilihes Erfordern 
nicht herausgiebt, oder ſolche nicht abliefert oder folche verleiht oder 
veräußert. 

Geldbuße nicht ımter 9 Mark tritt ein: gegen die Konzejfionäre wegen 
unricdhtiger Führung der im $ 14 vorgefcriebenen Regiſter und gegen 
Kutjcher, welche ſich Unhöflichkeit, unziemliches Betragen, Tarifüberhebungen 
oder ungerechtfertigte Fahrt-Verweigerungen gegen das Publikum zu Schulven 
fommen lajjen oder den Anorbnungen der Erefutiv« Bolizeibeamten nicht 
Folge leiften. 

$ 51. 
Konzejjions-Entziehung. 

Entziehung der Konzeſſion wird gegen ſolche Konzeffionäre verfügt, welche 
den Beſtimmungen diejes Reglements wiederholt zumwiverhandeln und ohne 
Erfolg amtlid verwarnt worden find. 


8 52. 

Die gegenwärtige Polizeis Verordnung tritt mit dem 1. März 1873 

in Kraft. 

Mit demjelben Tage verlieren alle entgegenjtehenden polizeilichen Ver— 

ordnungen, insbejondere nachjtehende polizeilihe Beflimmungen ihre Geltung: 

1) Das Polizei-Reglement und der Tarif für das Drojchfenfuhrwerk zu 
Berlin vom 15. Januar 1862 (Intelligenz: Blatt Nr. 17). 

2) Die Polizei» Verordnung vom 20. November 1863, betreffend die 
Nahträge zum Droſchken-Reglement vom 15. Yannar 1862 (In— 
telligenz= Blatt Nr. 277). 

3) Die Polizei-Verordnung vom 2. April 1864, ſoweit diefe die Pegiti- 
mation der Drofchfenführer betrifft (Intelligenz Blatt Nr. 82). 

4) Die Polizei-Berordnung vom 18. Januar 1866, betreffend einige Ab» 
änderungen des Polizei» Neglements für das Droſchkenfuhrwerk vom 
15. Januar 1862 (Amtsblatt Seite 42, Intelligenz-Blatt Nr. 23). 

5) Die Polizei» Verordnung vom 25. Juli 1868, betreffend vie Ein— 
führung der Droſchlen 1. Klaffe (Amtsblatt Seite 281, Imtelligenz- 
Blatt Nr. 194). 

6) Die Polizei-Verordnung vom 31. Auguft 1870, betreffend den Zus 
ſchlag zum Tarif für Fahrten nad den Baraden auf dem Tempel» 
hofer Felde (Intelligenz Blatt Nr. 208). 

7) Die Polizei: Verordnung vom 24. Februar 1871, betreffend den Tarif 
für Droſchkenfahrten (Intelligenz: Blatt Nr. 50). 

8) Die PolizeisBerorbnung vom 30. Dezember 1872, betreffend die 
Bertheilung der Blechmarken auf den Eifenbahnhöfen (Amtsblatt 
Seite 3, Intelligenz= Blatt Nr. 1). 


487 


$ 53. 
Uebergangs- Beftimmungen. 

Dasjenige im Betriebe befindlihe Material, welches den bisherigen 
Beitinnnungen noch entfpricht, kann, fo lange es im Befige des gegenwärtigen 
Konzeſſionärs ſich befindet, bis zum 1. Januar 1875 im Betriebe behalten 
werben; es müſſen indeſſen: 

bis 1. Juli 1873 alle Wagen neu ladirt, ausgefchlagen und vor— 
ſchriftsmäßig numerirt, bis 1. Juli*) 1874 vorichriftsmäßige Ya- 

teren beſchafft, die Vorrichtungen zur Berftändigung zwiſchen Fahrgaſt 

und Stuticher hergestellt, Feniterfcheiben von Doppelglas und vorſchrifts— 

mäßige Beihirrung bejchafft fein. 

*) (Polizei- Verordnung vom 17. November 1573.) 
Berlin, den 20. Januar 1873. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Kleidung und VYegitimation der Droſchkenführer. 
Befanntmahung vom 7. Februar 1873. 


Unter Bezugnahme und in Ausführung der 88 9 und 19 des Wegle- 
ments des Droihfenfuhrgewerbes für Berlin vom 20. Januar d. 9. wird 
über die Kleidung für die Drojchfenführer und das Tragen des Yegitimations- 
ſchildes Nachſtehendes bejtimmt. 


A. Kleidung. 
I. Für Führer Droichfen I. Klaſſe. 

Diejelbe bejteht in: 

1) Dunfelblauem Tuch-Waffenrock mit rothem Umjchlagefragen, mit 
weißer Borde bejegt, Auffchlägen, mit gleicher Borde eingefaßt, und 
weißen Metallknöpfen mit Aufprägung eines Rades und der Um: 
Ichrift: „Deffentlihes Fuhrweſen in Berlin“. 

2) Rother Tuchweſte mit glatten weißen Knöpfen. 

3) Beinkleivern von blau-melirtem Militärtuche ohne Bieje, an beiden 
Seiten mit je 6 weißen Knöpfen bejeßt. 

4) Dunfelblauem Tuchmantel mit Belerine und Umſchlagekragen, mit 
weißer Borde bejett, und 2 Reihen Knöpfen wie beim Waffenrod, 
Futter von mittelblaunswollenem Stoffe. 

5) Hut von [hwarzladirtem Leder mit weißem Kopfbande und Preußiicher 
Kofarde. 

6) Halsbinde, Halstuch oder Shawl in fchwarzer oder weißer Farbe. 

7) Schwarzen Peberjtiefeln mit hohen Scäften, wenn die Beinkleider 
in denjelben getragen werden jollen. 


D 7 
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8) Im Winter ift Das Tragen einer 23 Gentimeter hohen Pelzmüte 
mit rothem Kolpad, Preußiſcher Kokarde und eines Pelzkragens von 
Bifampel;, wie 

9) bei Regenwetter eines Ueberziehers von gummirtem Stoff mit 2 Reihen 
der sub 1) bejchriebenen Knöpfe geitattet. 


II. Für Führer Drofchfen IT. Klaſſe. 

1) Dunfelblauem Tuch-Waffenrock mit hellblauem Umfchlagefragen, mit 
gelber Borde bejegt und Auffchlägen, mit gleicher Borde eingefakt, 
und gelben Metallfnöpfen mit Aufprägung eines Rades und der Um- 
ſchrift: „Deffentlihes Fuhrweſen in Berlin“. 

2) Rother Tuchweſte mit glatten gelben Knöpfen. 

3) Beinkleidern von blausmelirtem Militärtuhe ohne Biefe. 

4) Dunfelblauem Tudymantel mit Pelerine und Umfchlagefragen, mit 
gelber Borde befett, und 2 Reihen Knöpfen, wie beim Waffenrod. 
Sutter von mittelblauswollenem Stoffe. 

5) Schwarzladirtem Hute mit gelbem Kopfbande und Preußiſcher Ktofarde. 

6) Halsbinde, Halstud; oder Shawl in fhwarzer oder weißer Farbe. 

7) Schwarzen Peverftiefeln mit hohen Schäften, wenn die Beinfleider 
in denfelben getragen werden follen. 

8) Im Winter ift das Tragen einer 23 Gentimeter hohen Pelzmütze 
mit blauem Kolpad, Preußiſcher Kokarde und eines Pelzkragens von 
Ihwarzem Pelz, wie 

9) bei Negenwetter eines leberziehers von gummirtem Stoff mit 2 Reiben 
der sub 1) bejdiriebenen Knöpfe geitattet. 


B. Legitimations-Schild. 
Das Pegitimations: Schild ift am Hute ſtets fichtbar oberhalb ver 


Kofarde zu tragen. Daffelbe iſt bei den Führern der Droſchken 1. Klaſſe 
von weißem, bei denen II. Klaſſe von gelbem Metall.*) 


*) Bergl. Bekanntmachung vom 18. März 1875 (Seite 476), betreffs 
Einführung eines gleichen Legitimations. Schildee. 


C. Uebergangs: Beftimmungen. 
Die zur Zeit nah in Gebrauch befindlichen Livreeftüde fünnen bis 


zum 1. Januar 1875 aufgetragen werden. 


Die vorftehenden Beftimmungen werden mit dem Bemerken zur Kenntniß 


der betheiligten Perſonen gebracht, daß Probeftüde zur Anficht im Büreau 
des Kommifjars für das öffentlihe Fuhrweſen ausliegen. 


Berlin, ven 7. Februar 1873. 
Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 
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Abänderung des Droſchken-Reglemeuts. 
Polizei-Verordnung vom 14. Mai 1880. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes Über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265), jowie der 88 37 und 76 
der Reichs: Gewerbe: Ordnung verordnet das Polizei- Präfidium in Ueber— 
einftimmung mit dem Magijtrat, was folgt: 

Die 88 18, 23, 40, 41 und 45 des Droſchken-Polizei-Reglements 
vom 20. Januar 1873, fewie der zu demfelben gehörige Tarif werden — 
unter gleichzeitiger Aufhebung des $ 24 Abſatz 2 jenes Keglements, jowie 
der Polizei: Verordnungen vom 7. Auguft 1873, vom 16. Januar 1874 und 
vom 13. Mai 1877 und der Befauntmahung vom 23. April 1874 — 
mit dem 1. Juli 1880 durch nachfolgende Beftimmungen erfegt. 

(Die bezeichneten 88 find dem Profchfen- Reglement an gehöriger Stelle 
eingefügt.) 
Tarif, 

A. Tagesfahrten innerhalb des Bolizeibezirfs von Berlin, 

in der auf dem Wegemeſſer erfichtlich gemachten Umgrenzung. 





Droſchken Droſchken 

J. Klaſſe II. Klaſſe 
für Perſonen | für Perſonen 
loder2'3oder4]1 oder2|3 oder4 








Für eine Dauer der Benutzung 








Marf. | Mark. | Mark. | Mart 
bis zu 15 Minuten einſchließlich .. . . ........ 0,60. | 1,00. 
für den zweiten, wenn auch mur angefangenen Zeit- 
raum von 15 Minuten ein Zuſchlag von ..... 0,40. | 0,50. 
für jede ferneren angefangenen 15 Minuten ein Zu— 
FED: WE: ee 0,50. | 0,50. 
mithin die erfte volle Stunde ..... .... ...... 2,00. | 2,50. 
und jede folgende volle Stunde... . . . . . .. ... .. 2,00. | 2,00. 


B. Tagesfahrten anferhalb des Polizeibezirfs von Berlin. 
Wird eine Droſchke (innerhalb oder außerhalb des Polizeibezirks) von dem 
Fahrgaft mit dent ausdrücklichen Hinzufügen angenommen (engagirt), daß 
die Fahrt innerhalb des Polizeibezirks enden folle, jo iſt, aud bei zeit- 
weiligem Verlaſſen des Polizeibezirfs, lediglih nah dem Tarif A. zu 
bezahlen. 

In allen übrigen Fällen ift die außerhalb des Polizeibezirts verwendete 
Fahrzeit (nicht auch Wartezeit) doppelt in Anfag zu bringen und die je 
berechnete Gefammt- Fahrzeit nach dem Tarif A., und wenn mehr als zwei 
Perjonen an der Fahrt Theil genommen haben, noch ein Zufhlag von 
50 Pfennig zu bezahlen. Iſt die Grenze des Polizeibezirks mehrmals über: 
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chritten worden, jo findet jene Verdoppelung nur für die feit dem lebten 
Verlaſſen des Polizeibezirks verwendete Fahrzeit ftatt. 

Etwaige Wege: und Brüdengelver fallen dem Fahrgaſt zur Laſt. 

C. Für Nachtfahrten, d bh. ſolche, welde in ver Zeit vom 1. April 
bis zum 30. September zwifchen 11 Uhr Abends und 7 Uhr Morgens und 
in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. März zwiſchen 11 Uhr Abends 
und 8 Uhr Morgens ausgeführt werden, ift die Fahrzeit (nicht auch eine 
etwaige Wartezeit) doppelt in Anfag zu bringen und demnächſt nad Den 
Beftimmungen unter A und B zu bezahlen. 

Bei Fahrten, welche theils in der Tages- theils in der Nachtzeit aus— 
geführt werden, wird nur die in Die Nachtzeit fallende Fahrzeit verdoppelt. 

D. Für Frühdroſchken (vergl. $ 17 des Neglements), welde im 
Haufe des Konzejlionärs zum Abholen des Fahrgaftes in der Stunde von 
7 bis 8 Uhr Morgens beftellt werden, ijt ein Zufchlag von 50 Pfennig zu 
bezahlen. 

E. Für Fahrten von Eifenbahnhöfen wird, wenn die Drofchfe 
bafelbft durch die Blechmarke (48) erlangt ift, zu den Sägen A, B und C 
ein Zujchlag von 25 Pfennig gezahlt. 

F. Fahrten von den Theatern Wenn während bes legten 
Zwijchenaftes an Theatern für den Schluß der Vorſtellung Droſchken vorher— 
beitellt werden, jo find für das Warten 25 Pfennig zu entrichten. 

G. Für ein Kind unter 10 Jahren in Begleitung Erwachſener iſt 
Fahrgeld nicht zu entrichten; zwei folder Kinder gelten einer, drei ober 
vier aber zwei erwachſenen Perſonen gleich. 

H. Gepäd. Hutſchachteln, Stöde, Schirme, Xeifetajchen, Heine 
Padete, Handtafhen, Handkoffer und vergleichen bis zu einem Geſammt— 
gewicht von 10 Kilogramm werden unentgeltlich mitbefördert. Für Gepäd 
im Gejammtgewicht von mehr als 10 bis einſchließlich 25 Kilogramm werben 
25 Pfennig, für mehr als 25 bis einfchließlihd 50 Kilogramm werben 
50 Pfennig, für jede weiteren, wenn auch nur angefangenen 50 Kilogramm 
weitere 50 Pfennig bezahlt. 

1. Für die Mitnahme eines Hundes werden 25 Pfennig bezahlt. 

K. Wird eine offene Drojchfe IT. Kaffe auf Berlangen des Fahrgaſtes 
zu: oder eine gefchloffene abgebaut, fo können hierfür 25 Pfennig erhoben 
werden, ausgenommen den Yal, daß während der Fahrt Regen oder 
Schneefall eintritt und danı der Fahrgaft das Zubauen verlangt. 

Berlin, ven 14. Mai 1880. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Mapdai. 


Befanntmahung zur Nadhmweifung der Drojhfen-Standpläße. 


Keine Drojchfe darf die Haltepläße an den Theatern nad) beendeter 
Vorſtellung und an den Eijenbahnhöfen nad Beendigung der Expedition 
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der Perfonenzüge ohne Fahrgaft früher verlaften, als fih von erſteren die 
Auffichts- Beamten fortbegeben und bei lettteren die Pailagiere aus dem 
Bahnhofs: Gebäude entfernt haben. Ohne Blechmarfen dürfen Droſchken— 
futfcher anf den Bahnhöfen nicht anfahren; die Aufftellung geſchieht nad) 
Anweiſung der Auffihts-Beamten. Die Drofchlenfutfcher werden nod be: 
fonders darauf aufmerffam gemacht, dafür zu jorgen, daß die Pferde auf 
den Halteplägen an den Strafen-Eden eine Pferdelänge hinter den Häufer- 
fronten zurüdbleiben müſſen. 


Die Einfahrten zu den Örunpftücden dürfen von den Drojdyfen niemals 
verjperrt werden. Ebenfo it vor den Eingängen der Hänfer und Gefchäfts- 
Iofale da, wo feine Rinnſteine vorhanden oder wo dieſe überdedt oder über» 
brüdt find, ein ſolcher Raum frei zu laffen, daß andere Fuhrwerke bequem 
vorfahren fünnen (Bekanntmachung vom 11. Februar 1873). 


Ferner tft allen Pfervebahn»Haltejtelen gegenüber auf beiden Seiten 
der Haltetafeln ein Raum von je 6 Schritt offen zu laffen. Ueberall da, 
wo an Halteplägen durch Anbringung mehrerer Schilder bejtimmte Zwiſchen— 
räume in der Aufitellung der Droſchken angeordnet find, iſt dieſer Anordnung 
genan maczufommen Die Reſerve-Halteplätze, welche als ſolche in ber 
Halteplatz-Liſte bezeichnet find, follen die Fortſetzung frequenter Haltepläge 
bilden, die für fib allein nicht groß genug find, um diejenige Zahl von 
Droſchken, welche dem Bedürfniß entipricht, aufzunehmen. Die auffahrenden 
Drofchken befegen zunächſt den erften oder Haupt-Halteplatz und demnächſt 
die Neferve- Haltepläge in der Reihenfolge, in der fie hintereinander liegen, 
bis die Zahl erreicht ift, deren Aufftellung nad der Halteplag- Lifte zuläſſig 
ift. Die nen hinzukommenden Droſchken dürfen ſich, ſofern die Haltepläge 
nicht ſchon vollzählig befegt find, erft hinter der legten Droſchke des legten 
Halteplates aufitellen. Der Abgang an Droſchken von einen vorgelegenen 
Mate muß fofort durch Nachrüden von Drofchfen des nächftfolgenden Halte: 
plages ergänzt werden. Wenn die zeitweife Aufhebung eines Droſchlen— 
Halteplages wegen Kanaliſations- oder Pflafterungs- Arbeiten oder aus 
anderer Urfache nothwendig wird, fo gilt die Abnahme des Drofchlen- 
Halteplag- Scyildes als ein Zeichen, daß der Platz, jo lange das Schild 
fehlt, mit Droſchken nicht bejetst werden darf. 


In der Zeit von 11 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens ift das Halten 
von Droſchken in der Friedrichsftraße vor den Häufern Nr. 72-78 be— 
ziehungsweife Nr. 172— 178 einſchließlich und in der Yägerftraße vor den 
Häufern Nr. 59 — 66 beziehungsweife Nr. 12—19 einjchließlicd nicht ge— 
jtattet. Den Drofchfenkutfchern, welde in der Zeit von 11 Uhr Abends 
bis 4 Uhr Morgens mit ihren Gefährten in der Nähe des Cafe National 
Aufftellung nehmen, ift e8 verboten, auf etwaigen Zuruf Seitens der Fahr: 
gäfte vor das gedachte Lokal vorzufahren (Bekanntmachung des Königlichen 
Polizei: Präfiviums vom 27. Januar 1883). 
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In Ausführung des 8 29 des Neglements für das Drofchken-Gewerbe 
in Berlin vom 20. Jannar 1873 wird hierdurch beftimmt, daß alle Droſchken— 
führer mit ihren Wagen, fofern diefelben unbejegt find, in den nachſtehend 
aufgeführten Straßenzügen, foweit nicht etwa im Allgemeinen andere An- 
ordnung getroffen ift, ftetS im Trabe fahren müſſen: Aleranderftraße von 
der Holzmarkt- bis zur Pandsbergerftraße, Brüdenftraße, Burgitraße von 
der Herfulesbrüde bis zur Kleinen Burgftraße, Friedrichsſtraße zwiſchen 
Behrenſtraße und MWeidendammerbrüde, Friedrichsſtraße, Neue, zwiſchen 
Burg: und Spandauerftraße, Gertraudtenftraße, Invalidenftraße zwischen 
Chauffeeftraße und dem Plag Am Neuen Thor, Königsſtraße, Miühlen- 
damm, Münzftraße, Neue Scönhauferftraße, Dranienburgerftraße vom 
Hadejhen Markt bis zum Monbijoupark, Potsdamerſtraße zwiſchen Pots- 
damerplag und Potspamerbrüde, Roßſtraße, Neue Roßſtraße, Schöneberger 
Ufer zwifchen Flottwellſtraße und Schönebergerbrüde, Spandauerftraße, 
Stralauerftraße, Unter den Linden Süpfeite, Wallſtraße zwiſchen Spittel- 
markt und Neue Roßſtraße. 

Befanntmadhung. 

In Gemäßheit des $ 29 ver Polizei » Berordumg vom 
20. Januar 1873, betreffend den Betrieb des Droſchken-Fuhr— 
gewerbes in Berlin, bezw. in Abänderung der Bekanntmachung 
vom 11. Februar 1873 wird hierdurch beftimmt, daß fortan bie 
Droſchkenkutſcher mit ihren Wagen, fofern diefelben unbeſetzt find, 
aud in demjenigen Theile der Invalidenftraße, welder zwiſchen 
der Borfige und der Chaufjeeftraße gelegen ift, ſtets im Trabe 
fahren müſſen. 

Berlin, den 30. November 1886. 

Königlihes Polizei = Präfidium. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


Ebenjo wird mit Bezug auf die 88 15, 28 und 32 des vorgenannten 
Reglements Nachſtehendes bejtimmt: 

1) An den Tagen mit ungerader Zahl wird den Droſchken mit ums 
gerader Nummer und an den Tagen mit gerader Zahl den Droſchken 
mit gerader Nummer nachgelaſſen, den Betrieb um 9 Uhr Bormittags 
zu beginnen. 

2) Die Führer der beiden erften Drofchken eines Halteplates und ber 
der erften Drojchke eines Rejervehalteplages dürfen ihre Drofchfen 
nicht verlafien. Bon den Führern der folgenden Drofchfen, joweit 
wie ihre Aufjtelung nad der Halteplaglijte überhaupt zuläffig ift, 
it dem ber britten, fünften, fiebenten u. ſ. w. resp. auf einem 
Kefervehalteplag dem ber zweiten, vierten, ſechsten u. ſ. w. geftattet, 
fih auf die Dauer von 10 Minuten zu entfernen, fall der Hinter- 
mann die Aufficht über feine Drofchfe übernimmt. Er muß jedoch 
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jedenfalls zurückgekehrt fein, noch ehe jeine Droſchle unter die Zahl 
der beiden erjten Droſchken eingerüdt resp. bevor fie die erjte auf 
einem Nefervehalteplat geworben iſt. Auf diejenigen Führer, melde 
fi) mit ihren Droſchken an den Eifenbahnhöfen, Theatern, Ber- 
gnügungs=Lofalen oder an fonftigen größeren Berfammlungsorten 
des Publikums aufitellen, findet die vorftchende Beſtimmung Feine 
Anwendung. 

3) Auf alle anderen Haltepläge, melde fi zur Nachtzeit, ſei es m 
Folge befonderer polizeiliher Anordnung, fei e8 auf Grund des $ 28 
Abſatz 2 des Drofchfen-Reglements bilden, finden die Beftimmungen 
des Neglements und diefes Anhangs Anwendung. 

Berlin, den 6. September 1886. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


D. Ehor-, Leichen- und Gafthofs-Fuhrwelen. 


Betrieb des Thorfuhrwerks. 
Polizei-Verordnung vom 10. Dezember 1881. 

Auf Grund der 88 37 und 76 der Reichs-Gewerbe-Ordnung von 
21. Juni 1869 (B.-6.-Bl. ©. 245), der $$ 5 und 6 des Gejeges über bie 
Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) und der 88 79 
und 80 des Gefeges über die Organifation der allgemeinen Yanbesverwals 
tung vom 26. Juli 1880 (G.S. ©. 291) verordnet das Polizei-Präfidium 
unter Zuftimmung des Gemeinde-Vorftandes für den Stadtkreis Berlin, 
was folgt: 

I. Allgemeine Beftimmungen. 
81. 

Thorfuhrwerf im Sinne diefer Polizei: Verordnung ift dasjenige Fuhr- 
werf, welches, zur öffentlichen Perfonen-Beförderung bejtimmt, ohne worauf: 
gehende Beftellung auf Straßen oder Plägen behufs entgeltliher Aufnahme 
von mehr als vier Fahrgäften zu nicht regelmäßigen Fahrten Aufftellung 
nimmt. 

82. 

Thorfuhrwerk darf zum Betriebe der öffentlichen Perſonen-Beförderung 
nur nad) Maßgabe diefer Polizei: Verordnung verwendet und erſt in Betrieb 
gefegt werben, wenn es den nachſtehenden Beitinunungen entjpredyend vom 
Polizei-Präfidium zugelaffen und mit der im $ 8 vorgefchriebenen Be: 
zeichnung verſehen ift. 
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$ 3. 

Die Haltepläse, auf welchen in Berlin Thorwagen unbejtellt behufs 
entgeltliher Aufnahme von Fahrgäften Aufitellung nehmen dürfen, werden 
von dem Polizei-Präfivium beſtimmt. Beftellte Thorwagen, Drofchten und 
anderes öffentlihes Perſonen-Fuhrwerk Dürfen auf dieſen Plägen nicht 
aufgeitellt werben. 

Die Art der Aufitellung ordnet der Kommiſſar für das öffentliche Fuhr— 
wejen an. 

Ss 4. 

Der Führer jedes auf diefen Halteplägen haltenden Thorwagens ift 
verpflichtet, auf Befragen ein Endziel, nach welchem er fahren will, und 
den Fahrpreis, melden er dafür von jeder Perſon verlangt, zu benennen, 
jeder Berjon, die mitfahren will, gegen Erlegung des Fahrpreifes Aufnahme 
in dem Wagen zu gewähren, und abzufahren, fobald ihm der volle Fahr— 
preis für den ganzen Wagen gezahlt wird. Die Höhe des Fahrpreiſes 
unterliegt der freien Vereinbarung, foweit nicht für einzelne Fahrten im 
8 5 Beſchränkungen feſtgeſetzt find. 

85. 
Für folgende Fahrten darf kein höherer Fahrpreis für jede Perſon als 
der nachbezeichnete verlangt werden: 
Vom Alexanderplatz nach Weißenſee, Kirche, und in umgekehrter Rich— 
BIN a ee ee ee 30 Pf. 
: Königsthor nad) Weikenfee, Kirche, und in umgekehrter Richtung 25 = 
« Aleranverplat nad Weißenſee, Rennbahn, und in umgefehrter 


TIDHmI sa na arena 50 ⸗ 
: Königethor nah Weißenfee, Rennbahn, und in umgekehrter 
N 111 CR EFT IENESURTETEN 40 = 


-Alexanderplatz nadı Banfow, Kirche, und in umgefehrter Richtung 40 = 
: Schönhanfer Thor nad Pankow, Kirche, und in umgefehrter 


TE ee 30 = 
- Meranderplag nah Nieder: Schönhaufen und in umgelehrter 

VEHRINNE aan che een 50 ⸗ 
« Schönhaufer Thor nad) Nievder- Schönhaufen und in umge: 

ET AISENR ee raue 40 = 


= Aleranderplag nad) Stralan und in umgefehrter Richtung... 30 = 
- Mleranderplat nad Lichtenberg, Kirche, und in umgefehrter 
a EEE ER 30 = 
-Alexanderplatz nad Friedrichsfelde und in umgekehrter Richtung 50 = 
: Aleranderplag nah Franz. Buchholz, Kirche, und im umge— 
enter Rita 2 rear 60 = 
-Alexanderplatz nad Rummelsburg und in umgefehrter Richtung 30 = 
-Oranienburger Thor nad Dorf Tegel und in umgefehrter 
UDIBNE ae een ra 60 =» 
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Bom Oranienburger Thor nah Schloß Tegel und in umgefehrter 


TEEN ee mar net 65 Pr. 
« Drantenburger Thor nah Schulzendorf und in umgefehrter 
TROINIG aaa ea ehren. 75 ⸗ 
« Dranienburger Thor nah Saatwinfel und in umgefehrter 
Rihnttt e  e  e 25 > 
« Brandenburger Thor nah Charlottenburg, Wilhelmplag, und 
IM ANHPIChrier RIDEUNG een wa en ann 30 = 
« Brandenburger Thor nach dem Spandauer Bod und in ums 
zelehrter IIUſßſ Se ee er 50 = 
* Brandenburger Thor nad Pichelsberg und in umgefehrter 
KINN engen ande 75 = 
« Brandenburger Thor nad dem zoologifhen Garten und in 
IUmIGeIchTter MIHIENg aan ana 25 = 
« Brandenburger Thor nah Schildhorn und im umgefehrter 
RIDDN 2 90 = 
Halleſchen Thor nad Tempelhof, Reftaur. Kreideweiß, und 
DIE DINGEREHTIET RING en 30 = 
« Halleihen Thor nach Mariendorf, Kirche, und in umgekehrter 
N 40 ⸗ 
« Ktottbufer Thor nah Brig, Reſtaur. Engel, und in umgekehrter 
UCHRIRNA.G ee BE RER Rare 40 » 


« Köpnider Play nad) Treptow und in umgefehrter Richtung... 30 = 
« Sclefiihen Thor nadı Treptow und in umgefehrter Richtung 25 » 


Für Nacıtfahrten, d. h. foldhe, welche in der Sommerzeit (vom 1. April 
bis 30. September) zwiſchen 11 Uhr Abends und 6 Uhr Morgens, in der 
Winterzeit (vom 1. Dftober bis 31. März) zwifchen 10 Uhr Abends und 
6 Uhr Morgens angefangen werben, fann ein Zuſchlag zu den vorftehenden 
Preijen gefordert werden, und zwar: 


a. in der Sommerzeit: 
von 25 Pf. bei den Fahrten, für welche jede Berfon 50 Pf. oder 
weniger, 
von 40 Pf. bei den Fahrten, für welche jede Berfon mehr als 50 Pf. 
zu zahlen hat, 
b. in der Winterzeit: 
von 25 Pf. bei allen vorgenannten Fahrten. 


Für Chauffee- oder Brüdengeld darf von den Fahrgäſten nichts er- 
hoben werben. 

Die vorjtehenden Fahrpreis-Beftimmungen gelten ebenſowohl für die 
Sonn: und Feier, wie für die Wodentage; fie gelten aber nur für die 
öffentliche Aufnahme von Fahrgäften und find nicht maßgebend, wenn ein 
Thorwagen privatim für eine Fahrt angenommen wird. 
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Jeder auf den vorgenannten Haltepläten haftende Ihorwagen- Führer 
iſt verpflichtet, Die vorbezeichneten entjprechenden Fahrten auszuführen, ſobald 
ihm der volle tarifmäßige Fahrpreis für die volle Zahl der Perfonen, 
welche der Wagen faßt (vgl. $ 8), gezahlt wird. 


S 6. 
In geſchloſſenen Thorwagen darf nicht geraucht werben, wenn auch nur 
eine mitfahrende Perſon dagegen Einfprudy erhebt. 


II. Erforderniffe für den Betrieb des Thorfuhrwerks. 
8 7. 

Als Führer von Thorwagen werden nur foldye Perfonen zugelaiien, 
welche das achtzehnte Yebensjahr zurüdgelegt haben, zuverläffig, des Fahrens 
und der Behandlung der Pferde fundig, und weder zum Trunke oder Exzefjen 
geneigt, noch mit abftoßenden körperlichen oder geiftigen Gebrechen behaftet 
find. Diefelben erhalten, bevor fie ald Führer von Thorwagen thätig fein 
dürfen, durch den Kommiſſar für das öffentliche Fuhrweſen einen Fahrſchein 
und ein Legitimationsſchild. 
| Die Fahrſcheine werden alljährli für das laufende Kalenderjahr ab» 
gejtempelt. 

Die Entziehung des Fahrſcheines und des Pegitimationsfchildes erfolgt 
durch das Polizei- Präfidium, wenn die Unrichtigfeit der Nachweiſe dar— 
gethan wird, auf Grund deren die Zulaffung erfolgt ift, oder wenn aus 
Handlungen oder Unterlaffungen der Mangel der bei der Zulafjung voraus— 
gejegten Eigenjchaften klar erhellt, insbefondere wenn der Wagenführer: 

a. während des Dienftes in trunfenem Zuſtande betroffen wird, 

b. gegen Fahrgäfte fih ungebührlich beträgt, 

e. den Tarif ($ 5) überfchreitet, 

d. andere Vorſchriften diefer Verordnung wiederholt übertritt. 


8 8. 
Die Thorwagen müſſen fiher ımb haltbar gebaut und anftändig aus— 
gejtattet jein. Sie dürfen zum öffentlichen Betriebe nicht verwendet werden, 
bevor fie nicht von dem Kommijjarius für das öffentlihe Fuhrwefen bes 
fihtigt und für vorjchriftsmäßig befunden find. Bei dieſer Beftchtigung 
wird dem Thorwagen, wenn er vorfchriftsmäßig befunden ill, eine Nummer 
zugetheilt; er wird als „Eins“ oder „Zweiſpänner“ bezeichnet, und es wird 
die höchſte Zahl von PBerfonen, weldhe in vemjelben befördert werden darf, 
fefigeftellt. Die Nummer des Wagens und die Perfonenzahl muß außerhalb 
an beiden Seiten bes Wagens und an der Nüdwand in mindeftens 7 cm 
hohen Ziffern angebracht werden, bei Einfpännern in fchwarzen, bei Mehr: 
jpännern in weißen Ziffern in rothem Felde. 
An jeder Seite des Bodes muß eine mit grünem Glaſe verjehene 
Laterne angebradıt fein. 
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Die Thorwagen, welde den vorftehenden Beſtimmungen entſprechen, 
und vorfchriftsmäßig befpannt ($ 10) vorgeftellt werden, erhalten den 
polizeilihen Nummer» und den alljährlid zu erneuernden Farbenſtempel, 
und zugleih wird dem Unternehmer der im $ 5 feitgejtellte, amtlich be— 
glaubigte Tarif (Preisangabe) gegen Zahlung der Selbftkoften ausgehändigt. 


Der Tarif (Preisangabe) enthält als Ueberſchrift: 
„Ein=“ oder „Zweifpänner» Thorwagen Nr. ...“ 


und giebt die Beitimmungen des $ 5 diefer Verordnung wieder. Derfelbe 
muß nad Anordnung des Kommilfars für das öffentliche Fuhrweſen an 
einer in die Augen fallenden Stelle im Innern des Wagens angebradt 
werben. 

Eigenmächtiges Berändern oder Bejeitigen der Stempel, des Tarifs 
oder der Nummer des Wagens ift verboten; desgleihen dürfen Thorwagen, 
welche polizeilih als „Zweiſpänner“ bezeichnet find, nicht einjpännig ges 
fahren werben. 

89. 

Bei Schlittenbahn können ftatt der Wagen Schlitten benugt werben. 
Diejelben unterliegen dann den für Wagen geltenden Beftimmungen dieſer 
Verordnung, foweit ſolche auf Schlitten überhaupt anwendbar find. 


8 10. 

Die Pferde müſſen zum öffentlichen Fuhrbetriebe vollkommen taug— 
lid) fein. 

Als untauglih gelten insbefondere Pferde, welche mit anftedenden 
Krankheiten oder abjtogenden äußeren Schäden behaftet, unfräftig, lahm ober 
abgetrieben find. 

Die Geſchirre müjjen haltbar, von gutem Anfehen und mit Kandare 
oder Hebetrenfe verfehen fein. 

Die polizeilihe Befihtigung der Pferde und Gefchirre erfolgt bei der 
Borftellung der Wagen ($ 8). 


III. Pflichten des Unternehmers. 


8 11. 

Der Unternehmer darf nur ſolche Perjonen als Führer der Thorwagen 
beſchäftigen, welche mit Fahrſchein und Yegitimationsfhild (vergleiche $ 7) 
verfehen find, und darf diefelben nicht ferner als Führer der Thorwagen 
beibehalten, jobald ihm zur Kenntnig kommt, daß Fahrſchein und Schild 
entzogen find. 

Unternehmer, welche ihre Wagen felbft jahren, müſſen den an bie 
Wagenführer gejtellten Anforderungen genügen und find allen bezüglid) 
derjelben in diefer Verordnung getroffenen Bejtimmungen unterworfen. 

32 
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$ 12. 

Ueber jeine Wagenführer bat jeder Unternehmer ein PVerzeihnif zu 
führen, aus weldhen Bor: und Zuname, Alter, Geburtsort und Wohnung 
derjelben, jowie die Nummer des Wagens erfichtlich ift, welcher ihnen an 
jedem einzelnen Tage zum Fahren zugewiefen wird. 

Annahme und Entlaffung von Wagenführern ift dem Kommiſſarius für 
das öffentliche Fuhrweien binnen 24 Stunden anzuzeigen. 


8 13. 

Betriebsmaterial, deſſen Zuftand den PVorfchriften dieſer Verordnung 
nicht mehr entfpricht, wird von der Benußung zum Thorfuhrwerfs: Betriebe 
ausgeſchloſſen. 

Die Ausſchließung erfolgt durch den Konmiſſarius für das öffentliche 
Fuhrweſen, und zwar hinſichtlich der Wagen entweder auf Zeit mittelſt 
Abnahme des Tarifs, oder für immer mittelſt Beſeitigung des Farben- und 
Nummer-Stempels, hinſichtlich der Pferde und Geſchirre mittelſt ſchrift— 
licher Eröffnung. 

Betriebsmaterial, welches als unbedingt oder bedingt unbrauchbar aus— 
geſchloſſen iſt, darf nicht mehr beziehungsweiſe nicht eher wieder benutzt 
werden, als bis die Urſachen ſeiner Ausſchließung beſeitigt ſind, und eine 
neue Prüfung und Zulaſſung (SS 8 bis 10) ſtattgefunden hat. 

Ss 14. 

Sobald ein Unternehmer den Betrieb des Thorfuhrwerks aufgiebt, muß 
er dies dem Kommiſſarius fir das öffentliche Fuhrwefen anzeigen, worauf die 
Entfernung der Stempel aus den Wagen erfolgt. 

Desgleihen hat jeder Unternehmer diejenigen Thorwagen, welde er 
dauernd nicht mehr zum Thorfuhrwerfs: Betriebe verwenden will, zur Ent— 
ftempelung anzumelden. 


IV. Pflichten der Wagenführer. 
8 15. 

Der Wagenführer darf feinem andern feinen Fahrſchein, oder fein 
Legitimationsfhild zur Benugung, oder feinen Wagen zur Führung 
überlaſſen. 

Die Führung eines Thorwagens darf nur übernehmen, wer den Be— 
ftimmungen des $ 7 der Berorbnung entſprechend im Befige der erforber- 
lichen Fahrlegitimationen ift. 

8 16. 

So lange der Wagenführer ſich mit ſeinem Wagen auf öffentlicher 
Straße befindet, hat er ſein Legitimationsſchild ſichtbar an der Kopfbedeckung 
zu tragen, ſowie ſeinen Fahrſchein und einen Abdruck dieſer Polizei-Ver— 
ordnung nebſt den etwa zu erlaſſenden abändernden Beſtimmungen bei ſich 
zu führen. Letzterer muß den Fahrgäſten auf Verlangen zur Einſicht vor— 
gelegt werden. 
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s 17. 

Gegen das Publitum hat der Wagenführer ein beſcheidenes und an- 

ftändiges Verhalten zu beobachten. Trunfenheit im Dienft ift jtrafbar. 
s 18. 

Kein Wagenführer darf mehr als die polizeilih für zuläffig erklärte 

Zahl von Perfonen in feinem Wagen aufnehmen und befördern. 
s 19. 

Ueberfchreitungen des im $ 5 gegebenen Marimal-Tarifs, desgleichen 
Nachforderungen über den unter Berüdfihtigung von Ziel, Zeit und Per— 
fonenzahl vereinbarten Fahrpreis hinaus, wie auch die Forderung von Trink: 
geldern oder einer Vergütung für Chaufjee- und Brüdengelver find verboten. 

8 20. 

Das Füttern der Pferde darf auf äffentlicher Straße nur auf den 
Halteplägen, und zwar aus Übergehängten Futterbeuteln oder Gefäßen, er- 
folgen. Diefe Beutel und Gefäße, jowie die Puggerätbichaften find während 
der Fahrt fo unterzubringen, daß ſie nicht fichtbar find. 

V. Polizeilihe Beauffidhtigung. 
$ 21. 

Unternehmer und Wagenführer haben den auf den Thorfuhrwerks- Betrieb 
bezüglichen, in Gemäßbeit diefer Verordnung an fie ergebenden Vorladungen 
und Weifungen des Kommiſſarius für das öffentlihe Fuhrweſen unbedingt 
Folge zu leilten. 

Insbejendere find die Unternehmer verpflichtet, ihr Betriebsmaterial 
behufs der vorzunehmenden Nevifionen ſowohl dem Kommifjarius für das 
öffentliche Fuhrweien, als auch den Polizei-Revier-PVorftänden auf Ver— 
langen vorzuftellen und ebenfo wie die Wagenführer den an fie ergangeneu 
polizeilihen Vorladungen pünktlich Folge zu leiften. 

Der Wagenführer ift auch den auf den Betrieb bezüglichen Weifungen 
anderer Auffihtsbeamten nachzukommen verpflichtet. 


VI. Straf- und Einführung d-Beftimmungen. 
g 22. 

Uebertretungen der vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſoweit ſie nicht 
in den allgemeinen Geſetzen mit höheren Strafen bedroht ſind, mit Geldbuße 
von drei bis zu dreißig Mark, im Falle des Unvermögens mit verhältniß— 
mäßiger Haftitrafe beftraft. 

8 23. 

Die gegenwärtige Polizei» Berorduung tritt mit dem 1. April 1882 in 
Kraft. Mit vemjelben Tage verlieren die bisherigen Beſtimmungen über 
den Betrieb des Thorfuhrwerts ihre Geltung. 

Berlin, ven 10. Dezember 1881. 

Königlihes Polizei: Präfidium. 
(gez) von Madai. 
32” 
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Apholung der Reitenden von den Gifenbahnhöfen. 
Befanntmahung vom 8. Dezember 1847. 


Ungeachtet nach $49 der allgemeinen Gewerbe» Orbnung vom 17. Ja— 
nuar 1845 Niemand feine Dienfte oder Fuhrwerke auf öffentlihen Straßen 
und Pläten ohne befondere polizeiliche Erlaubniß anbieten joll, finden fi 
doch auf den hieſigen Eifenbahnhöfen häufig Fuhrwerke zur Aufnahme von 
Keifenden, ſowie Perfonen ein, die fi für Agenten oder Kommiffionäre 
ausgeben und Gafthäufer anpreifen, möblirte Wohnungen und Dienfte ver- 
jchiedener Art anbieten, ohne daß fie dazu eine Befugniß befigen. Da 
bierburdy gleichzeitig Beläftigungen und Uebervortheilungen des reiſenden 
Publitums entjtehen, häufig auch Zafchendiebftähle und andere Verbrechen 
begünjtigt werden, fo ift das Polizei» Präfidium veranlaft, hierdurch Folgen» 
des zu verorbnen: 

$1. 

Außer beftellten Privat: und fonzeffionirten Drofchfen resp. Omnibus 
Fuhrwerken dürfen fidy zur Abholung von Neifenden auf und bei den 
Eifenbahnhöfen nur die Fuhrwerke der hiefigen Gafthofsbefiger 
einfinden. 

82. 

Dieje Gafthofs-Equipagen fünnen außer dem Kutſcher, der den Wagen 
nicht verlaffen darf, zwar nod einen Begleiter zur Dienftleiftung für die 
Reijenden mit fid) führen; hierzu darf jevob nur ein völlig zuverläffiges 
Individuum aus dem Dienftperfonal des Gafthofes, oder ein für dieſen 
fonzejfionirter Fremden- Kommifjionär gewählt werben. 


83. 

Ein jeder folder Begleiter muß cbenfo wie der Kutſcher an der Kopf— 
bedeckung ein Blehfhild mit dem Namen des Gafthofes, dem er angehört, 
tragen und außerdem eine unter der eigenhändigen Unterfchrift des Gaft- 
hofsbefigers ausgeftellte, von dem Kevier- Polizei- Kommijjarius geftempelte 
egitimationsfarte bei fich führen, um folde auf Erfordern dem Polizei— 
Beamten, fowie den fremden Gäften vorzuzeigen. 


84. 

Die Begleiter der Gaſthofs-Equipagen müſſen ſich aller zudringlichen 
Anpreiſungen der Gaſthöfe, aus denen ſie geſchickt ſind, ſowie ſonſtiger 
Dienſt-Anerbietungen enthalten, vielmehr die Aufforderung der Reiſenden 
abwarten, und dürfen fich auch zu dem Ende nicht auf die Perrons oder 
überhaupt in das Bahnhofsgebäude begeben, ſondern müſſen fi vor dent. 
Ausgange deſſelben aufhalten. 

85. 

Uebertretungen der vorftehenden Beftimmungen werben fowohl gegen 

die Gaftwirthe, als gegen die von ihnen abgefandten Perfonen mit Geld— 
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ftrafe bis zu 10 Thlr., event. verhältnißmäßigem Gefängniß, geahndet. 
dinden fi andere unfonzeffionirte Fuhrwerke oder Perſonen auf oder 
bei den Eifenbahnhöfen ein, um ihre Dienfte dem Publikum anzubieten, 
fo haben fie Beitrafung des unerlaubten Gewerbe Betriebes nad) 8 177 
ber Gewerbe» Ordnung und unter Umftänden fofortige Verhaftung zu ges 
wärtigen. *) 
*) Vergleiche 8 37 der Reichs Gewerbe» Ordnung. 
Berlin, den 8. Dezember 1847. 
Königliches Polizei- Präfivium, 


Leichenfuhrweſen (Peihenbeitattung) in Berlin und Charlottenburg. 
Polizeis-Berordnung vom 16. Auguft 1872. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Berwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das Polizei» Präfivium nad 
Berathung mit dem Gemeinde-Vorſtande für den engeren Bolizeibezirf 
von Berlin und den Polizeibezirf von Charlottenburg, was folgt: 


81. 
Wer die Beitattung von Leichen gewerbsmäßig betreiben will (Reichen. 
Beſtatter), ift verpflichtet, über die übernommenen Beftattungen nad dem 
beigefügten Formular A. Buch zu führen und die geführten Bücher der 
Polizeibehörde jederzeit zur Einficht vorzulegen. 


82. 

Die zum Leichentransport benutzten Wagen müſſen in Federn hängen 
oder auf Federn ruhen und ſolche Abmeſſungen haben, daß ſie dem Sarge 
ausreichenden Raum gewähren. Der gleichzeitige Transport mehrerer 
Särge mittelft eines und deſſelben Wagens ift nur unter Zuftimmung der 
Betheiligten zuläffig. 

$ 3. 

Die Trauerwagen müffen von dunkler Farbe und mit dunfelfarbigem 
Stoffe ausgefchlagen fein. Ebenſo müſſen die Pferde bunfelfarbig, von 
ruhigem Temperament und gehörig eingefahren fein. 


84. 

Für die Bekleidung der Kutſcher und des Begleitperſonals iſt durchweg 
die ſchwarze Farbe anzuwenden. 

85. 

Das gefammte Inventarium iſt fortdauernd in gutem und ſauberem Zu— 
ſtande zu erhalten. Insbeſondere dürfen verſchoſſene, zerriſſene oder auffällig 
geflickte Behänge und Bekleidungs-Gegenſtände nicht zur Verwendung 
kommen. 
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S 6. 

Die Beſtimmungen der 88 2 bis 5 finden auf die Fortſchaffung von 
Leihen aus dem Sterbehaufe nur infoweit Anwendung, als ſich daran bie 
Beerdigung felbft unmittelbar anſchließt. 

7. 

Das von dem Unternehmer gejtellte Perſonal hat fih während der 
Beerdigung ruhig und anftändig zu verhalten, aud den Weifungen der Auf: 
fihtsbeamten unweigerlich nachzukommen. — Um Trinfgelver, Geſchenke 
und dergleichen, fei es unter einem VBorwande, welcher es wolle, anzufpredyen, 
ift unterjagt. 

88. 

Keine Leiche darf beſtattet werden, bevor nicht: 

a. Seitens des Vorſtandes desjenigen Polizei-Reviers, in welchem die 
Leiche ſich befindet, für dieſelbe ein Beerdigungsſchein ausgeſtellt und 

b. Seitens des betreffenden Küſters oder desjenigen Beamten, unter 
deſſen Verwaltung oder Aufſicht der betreffende Begräbuißplatz ſteht, 
die Zuſicherung ertheilt worden iſt, daß die zu beſtattende Leiche dort 
zu der gewünſchten Tageszeit Aufnahme findet. 

Dieſe Vorſchrift gilt ſowohl für die Leichenbeſtatter, als für Diejenigen, 
welche, ohne ein Gewerbe daraus zu machen, die Beerdigung einer Leiche 
bewirken. — Die Beerdigungsſcheine werden nach dem beigefügten For— 
mular B. ausgefertigt. 

89 
iſt erſetzt durch die nachſtehende: 
Polizei-Verordnung vom 20. Mai 1875. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei— 
Berwaltung vom 11. März 1850 verorbnet das Polizei-Präfivium 
für die Volizeibezirfe von Berlin und Charlottenburg, was folgt: 

Der $ 9 der Polizei» Verordnung von 16. Auguſt 1872, bes 
treffend die Leichen-Beſtattung in Berlin und Charlottenburg 
(Berliner Intelligenz» Blatt Nr. 199), wird aufgehoben. An feine 
Stelle treten unter gleicher Ziffer die nachfolgenden Beſtim— 
mungen: 

89. 

Behufs Erlangung des Beerdigungfceins find dem Vorſtande 
des betreffenden Polizei: Neviers in Berlin resp. ver Polizeis 
Verwaltung in Charlottenburg 

a. ein von einem approbirten Arzte over Wundarzte ausge: 
jtellter Todtenfchein*) über den betreffenden Sterbefall, 

b. die Bejcheinigung des Standesbeamten über die erfolgte 
Eintragung des Sterbefalles in das Sterbe-Regiiter vors 
zulegen. 

*) Vergl. Bekanntmachung vom 15. Oktober 1372 Seite 104. 
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Zur PVorlegung der unter a. und b. bezeichneten Beſcheini— 
gungen ift Derjenige verpflichtet, welchem nad) $ 40 des Geſetzes 
über die Beurkundung des Perfonenjtandes und die Norm ber 
Eheſchließung vom 9. März 1874 die Anzeige des Sterbefalles 
obliegt. Auf Grund dieſer Befcheinigungen wird dem Anmelvden- 
den über die erfolgte Anmeldung eine Beſcheinigung nad) dem 
beigefügten Formular C. ertheilt, welche dem Küſter der betreffenden 
Kirche, beziehungsmeife dem mit der Verwaltung des betreffenden 
Kirhhofes beauftragten Beamten vorzulegen ift. 

Berlin, den 20. Mai 1875. 

Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Mapai. 


Ss 10. 

Weigert fih der approbirte Arzt, welcher einen Berjtorbenen ärztlich 
behandelt hat, oder vor Eintritt des Todes herbeigerufen ift, den Todten- 
jhein auszuftellen, oder ift ein approbirter Arzt überhaupt nicht zugezogen 
worden, jo hat der zur Anmeldung des Todesfalls Berpflichtete die Aus- 
jtellung des Todtenſcheins gegen Zahlung der gejeglihen Gebühren bei dem 
betreffenden Bezirksphyſikus nachzufuchen. 


gl. 
Zuwiderhandlungen gegen die vorjtehenden Beitimmungen werden mit 
Geldſtrafe bis zu 10 Thlr. oder mit entjprechender Haft geahndet. 
Berlin, den 16. Auguſt 1872. 
Königlihes Bolizei - Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Formular A. 

1) Laufende Nummer, 

2) Jahr, Tag und Stunde der Anmeldung der Beerdigung, 

3) Vor- und Zunamen 

4) Alter 

5) Stand 

6) Letzte Wohnung 

7) Krankheit oder ſonſtige Urfache, welche den Tod herbeigeführt hat, 

8) Jahr, Tag und Stunde der Beerdigung, 

9) Drt, von wo aus die Beerdigung ftattfindet, 

10) Begräbnißplag, 

11) Bemerkungen. 
(Die Beerdigungsfheine find in der Reihenfolge ihres Eingehens georbnet 
und mit der entiprechenden laufenden Nummer verjehen aufzubewahren. 
Dem Leichenbeftatter jteht es frei, obige Rubriken, ſoweit es fein Geſchäfts— 

Interefie erfordert, zu vermehren.) 


des Verstorbenen, 
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Yormular B. 
(Zur Ablieferung beit dem Leichenbeftatter.) 


Die Beerdigung de. am ... ten .. .......... 
JJ 
veeſeeee 
lannn ER NT erfolgen. 

Berti. Den Re 18:.,;; 

Das ...... Polizei: Revier. 


Formular C. 
(Zur Ablieferung bei dem betreffenden Kirchenbeamten oder 


Kirchhofsverwalter.) 

Die Beerdigung de. am .. ten............. 
ſſ 66 verſtorbenen 
ee ertirete 1 EEE 
welche in dem Hauſe 
wohnte, iſt polizeilich angemeldet. 

Berlin, den . ten ............ 1 

D Polizei⸗Revier. 


Sechster Abſchnitt. 
Beſondere Gewerbe⸗Vetriebe. 


A. Gewerbe-Betriebe, zu welchen eine beſondere Erlaubniß 
gefordert werden kann. 


1. SHufbefchlag: Gewerbe ($ 30a. der Gew.:Drd.). 
Belanntmahung vom 1. Dezember 1886. 

Hiermit wird zur öffentlichen Kenntnig gebracht, daß auf Grund der 
88 1 und 2 des Gefeges vom 18. Juni 1884, betreffend den Betrieb des 
Hufbefchlag- Gewerbes, von mir eine Prüfungs: Kommiffion für den 
Hufbeihlag im Bereihe der Stadt Berlin gebildet worden ift, zu 
deren Vorfigenden ich den Königlichen Profeſſor und Yehrer an der Thier: 
arzneifhule Dr. Möller bierfelbft, Luiſenſtraße 56 parterre, ernannt habe. 

Die Prüfungstermine werben durd das Amtsblatt für den Negierungs- 
bezirt Potsdam und die Stadt Berlin befannt gemacht werden. 

Die Meldungen zu den Prüfungen find mindeftens 4 Wochen vor ben 
Prüfungsterminen unter Einreihung eines Geburtsfcheined und etwaiger 
Zeugniffe über die erlangte technifche Ausbildung, fowie unter Einfendung 
der Prüfungsgebühr von 10 Mark an den vorbenannten Herm Borfigenden 
der Kommifjion zu richten, welcher demnächſt die Prüflinge zur Prüfung 
einberuft. 

Berlin, den 1. Dezember 1886. 

Der Polizei» Präfident. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Bekanntmachung vom 29. April 1885. 
Der hiejigen Schmiede» Innung ift auf Grund $$ 1 unb 2 bes 
Geſetzes vom 18. Juni 1884, betreffend den Betrieb des Hufbefchlag- 
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Gewerbes, von mir die Berechtigung zur Erteilung von Prüfungs-Zeugniffen 
beigelegt worben. 
Berlin, ven 29. April 1885. 
Der Polizei-Präſident. 
(gez.) von Madai. 


2. Betrieb der Gaſt- und Schankwirthſchaft. 


Taren in den Baithöfen. 
Befanntmahung vom 28. Februar 1847. 


Da die Allgemeine Gewerbe» Ordnung vom 17. Januar 1845 $ 91*) 
in Betreff der Gaſthofs-Taxen jpeziellere Beftimmungen enthält, als das 
bisher im hiefiger Nefivenz befolgte Publifanpum vom 14. September 1811 
(Intelligenz » Blatt 226), jo wird hierdurd unter Aufhebung diefes Publt- 
kandums wie folgt verordnet: 

Die Gajtwirthe find gehalten, in allen Gaftzimmern ein bei dem Bolizei- 
Präſidium vorgelegtes und bier gejtempeltes Berzeihniß der von ihnen ges 
ftellten Preife anzufchlagen, wovon ein mit der Unterfchrift des Gaftwirths 
verfehenes Eremplar bei den PolizeisAften bleibt. Dieſe Preiſe dürfen 
zwar mit Anfang eines jeden neuen Monats abgeändert werden, bleiben aber 
jo lange in Kraft, bis die Abänderung dem Polizei» Präfidio angezeigt und 
das abgeänderte gejtempelte Verzeichniß in den Gaftzimmern angefchlagen tft. 
Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift zieht eine Gelpftrafe bis zu 10 Thaler nad 
fi), Ueberfchreitungen der Tare aber werden nad $ 186 der Gewerbe- 
Ordnung mit Gelobuße bis zu 50 Thaler geahnvet.**) 

J ergl. 8 75 der Neichs- Gewerbe. Ordnung. 
) Bergl. 8 145 Ziffer 8 der Reichs. Gewerbe - Ordnung. 

Berlin, den 28. Februar 1847. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Puttkammer. 


Polizeiliche Anmeldung und Kontrole der weiblichen Bedienung. 
Polizei-Verordnung vom 26. April 1881. 
Auf Grund der 885 und 6 des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.S. 
S. 265) und der 88 79 und 80 des Geſetzes über die Organifation ber 
allgemeinen Pandes-Berwaltung vom 26. Juli 1880 (G.S. ©. 291) ver» 
ordnet das Polizei» Präfidium unter Zuftimmung des Gemeinde Borftandes 
für den Stadtbezirk von Berlin Folgendes: 
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81. 

Gaſt- und Schanlkwirthe oder deren Stellvertreter, welche in ihren 
Scanklofalen zur Bedienung der Gäfte weiblihes Perſonal balten, 
find verpflichtet, am 15. Mai 1881 dem Polizei-Revier, in weldem ihr 
Lokal belegen ift, ein Verzeichniß dieſes Perſonals nah Vor- und Zu: 
namen, Tag der Geburt, Geburtsort, Name und Wohnort des Vormundes, 
Wohnung und Tag des Eintritts einzureihen und demnächſt in gleicher 
Weiſe jeden Ein: oder Austritt einer Kellnerin binnen 24 Stunden nad) 
dem Eintritt dieſes Ereignifies zu melden. Die Meldung erfolgt für jede 
Perfon auf einem Viertelbogen gewöhnlichen Schreibpapiers und ift in zwei 
Eremplaren einzureichen, von denen das eine auf dem Polizei: Büreau ver: 
bleibt, das andere abgeftemipelt dem Melvepflichtigen zurüdgegeben wird. 


82. 

Ferner haben die im $1 bezeichneten Gewerbetreibenden vom 15. Mai 1881 
ab in ihrem Pokal ein fortlaufendes Berzeihnig ihrer Kellnerinnen zu halten 
und jeder Zeit den Beamten des Polizei: Präfidiums auf deren Verlangen 
vorzulegen; auch denſelben die etwa gewünjchte Erläuterung zu geben. 

Diefes Verzeichniß muß foliirt fein und, bevor es in Gebrauch ger 
nommen wird, auf dem Büreau des PolizeisNeviers, in weldem die Gaſt— 
oder Schanfwirthichaft belegen ift, zur Abftempelung vorgelegt werden. 

Die Eintragungen müſſen ſofort erfolgen und ebenfalls den Bor» und 
Zunamen, den Tag der Geburt, den Geburtsort, den Namen und Wohnort 
des Vormundes, die Wohnung, den Tag des Eintritts und event, des 
Austritts der Kellnerin enthalten. 

83. 

Jede Kellnerin, welche in eine Gaſt- oder Schankwirthſchaft behufs 
Bedienung der Gäſte eintritt, iſt gehalten, dem nach $ 1 zır ihrer An— 
meldung Verpflichteten alle zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen erforder— 
lichen Angaben der Wahrheit gemäß zu machen und demſelben die über 
ihre Perſon lautenden und in ihrem Beſitze befindlichen Legitimationspapiere 
vorzulegen. 

84. 

Soweit die Ehefrauen und Töchter der im $ 1 bezeichneten Gewerbe— 
treibenden die Bedienung der Gäfte übernehmen, findet diefe Polizei > Ver: 
ordnung feine Anwendung. 

$ 5. 

Uebertretungen der SS 1 bis 3 diefer Polizeis Verordnung unterliegen 
einer Geldſtrafe von 3 bis 30 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
eine verhältnigmäßige Haftitrafe tritt. 

Berlin, den 26. April 1881. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge5.) von Madai. 
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Die an Schanf: und Gaftwirthihaften nad der Lage und Beihaffenheit 
ihrer Lokale zu ftellenden polizeilichen Anforderungen. 
PolizeisBerordnung vom 21. September 1883. 


Auf Grund der 88 79 und 80 des Geſetzes über die Organifation 
der allgemeinen Yandes> Verwaltung vom 26. Juli 1880 (G.-©. ©. 291) des 
8 33 Abi. 2 Ziffer 2 der Reichsgewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
(B.⸗G.«Bl. ©. 245) und der 88 5 ff. des Gefeges Über die Polizei» Ber: 
ordnung vom 11. März; 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das Polizei- 
Präfidium 

rüdfihtlih der an Schanf- und Gaſtwirthſchaften nach der Page und 
Beichaffenheit ihrer Pofale zu ftellenden polizeilichen Anforderungen 
nad) Erwägung der vom Gemeinde» Borftande verfagten Zuftimmung durch 
den Beſchluß des Königlichen Ober-Präfidenten von Berlin vom 15. Juli 1883 
für den Stadtkreis Berlin, was folgt: 
4 

Weder Schank- noch Gaftwirthfchaften dürfen errichtet werden: 

a. an unbefeftigten oder unbeleuchteten Straßen oder Straßentheilen, 
fowie an Orten, welde durch Entfernung von der öffentlichen 
Straße oder aus jonftigen Gründen die polizeiliche Beaufſichtigung 
erheblich erſchweren. Bon dem Verbote der Errichtung von Schanf- 
ftätten an unbefeftigten Straßen oder Straßentheilen kann bei 
folden Schanfitätten abgeſehen werben, deren Page oder Beichaffen- 
heit auf einen hauptfächlichen Verkehr im freien Ichließen laſſen, 

b. in Häufern, welde Schlupfwinfel gewerbsmäßiger Unzucht find, 

e. in Räumlichleiten, welche dem Befiger oder dritten Perſonen zu 
Wohn- oder Wirtbichaftszweden dienen, oder in denen nod andere, 
fremdartige Gewerbe betrieben werben, 

d. an Orten, an denen von der Errichtung des Lokales eine Ge— 
fährdung der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Sittlichkeit zu 
befürchten ift. 

82. 

Der Zugang zu den fir Schanf: oder Gaftwirthichaft bejtimmten 
Räumen muß ein gefahrlojer und bequemer fein, insbefondere müſſen etwaige 
Treppen genügend breit, nicht zu fteil und mit einem feiten Geländer ver- 
fehen jein. 

8 3. 

Bei Gaſt- und Schankwirthſchaften müſſen die Gaftzimmer (ein- 
fhlieglih der Schlafräume) durchaus troden fein, mit Fenftern zum 
hinreichenden Zulaß von Picht und Luft ummittelbar von der Straße oder 
vom Hofe aus und, ſoweit nöthig, mit fonftigen zur Herftellung eines ge— 
nügenden Luftwechſels erforderlihen Einrichtungen verfehen und überhaupt 
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ihrer ganzen Anlage nach fo beſchaffen fein, daß fie die menſchliche Geſund— 
heit in feiner Weiſe geführven. 

Kellergejchofle insbejondere dürfen als Schlafräume fir Gäfte über- 
haupt nicht, als Scanflofale aber nur dann benugt werben, wenn bie 
Mauern und Fußböden gegen das Eindringen und Aufjteigen der Erb» 
feuchtigfeit geſchützt find. 

Die Gaſtzimmer müfjen ferner allen Anforderungen entjprechen, welche 
durch die Bauordnung vom 21. April 1853, oder, falls die betreffenden 
Räumlichkeiten unter der Herrſchaft abändernder Beſtimmungen baulich her: 
geftellt find, oder hergeftellt werden, durch dieſe legteren an „Wohnräume‘ 
geftellt werben. 


Bei Räumlichkeiten, melde vor dem 1. Juli 1853 bergeftellt und 
jeitvem nicht umgebaut worden find und welde zu der Zeit, wo das Ge- 
ſuch um Ertheilung der Erlaubnig zum Betriebe der Gaſt- bezichungsmeife 
Scankwirthichaft bei der zur Entjcheidung zuftändigen Behörde eingeht, zu— 
läffiger Weife als Gaftzimmer in einer beftehenden Gaft- oder Schanf- 
wirtbichaft benugt werden, genügt ftatt der in der Bauordnung erforberten 
lihten Höhe eine jolde von 2,35 Metern. 


$ 4. 

Jede Haft: und jede Schankwirthſchaft muß ein Zimmer von mindejtens 
20 Quadrat⸗Meter Bodenfläche zum gemeinichaftlihen Aufenthalt der Gäfte, 
jede Gaftwirthichaft ferner mindeſtens drei eingerichtete Schlafzimmer für 
Säfte haben. In den Schlafzimmern find mindeftens 3 Duadrat-Meter 
Bodenflähe und 10 Kubikmeter Luftraum auf den Kopf der Gäfte zu rechnen. 

Jede Gaſtwirthſchaft muß — Sofern bei ihr eine hinreichende Be— 
wäſſerung nicht anderweit durch private Einrichtungen fichergeftellt if, — 
an die ftäptifche Wafjerleitung angejchloffen fein. 


8 5. 

Mit Zuftimmung des Königlichen Polizei- Präfidenten zu Berlin, gegen 
deſſen abweijende Berfügung die Beſchwerde an den Sönigliben Ober: 
Präfidenten ftattfindet, künnen Abweihungen von den in den SS 3 und 4 
biefer Verordnung feitgefegten geringften Maßen zugelaffen werben, jobald 
bei den zu den Gaſt- oder Schanfwirthichaften beftimmten Räumlichkeiten 
dur anderweite Einrichtungen oder Beichaffenheiten die aus $ 3, Abfat 1, 
diefer Verordnung erfichtlichen Zwecke völlig gejichert find. 


8 6. 

Ber jeder Schank- und jever Gajtwirtbichaft muß ein mit den ers 
forderlichen Einrichtungen für Abflug und Luftreinigung verfehenes Piſſoir 
vorhanden fein, deſſen Zugang ſtets unbehindert fein muß und nicht durch 
Wohn: oder Wirtbihaftsräume, nod) audy über die Straße führen darf. 
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Bei Gaftwirthichaften dürfen die Pilfoirs feinen unmittelbaren Zu— 
gang zu den Schlafräunen haben. Die Einrichtung des Piſſoirs muß eine 
derartige fein, daß eine Verunreinigung der Puft in den Gaftzimmern aus- 
geſchloſſen ift. 

Bei jeder Gaftwirthfchaft müſſen ferner Abtritte in genügender Anzahl 
vorhanden fein, für welde bie vorftehend für Piſſoirs aufgeftellten An— 
forderungen gleichfalls Blat greifen. 

87. 

Auf Schankſtätten, welche auf Bau oder anderen Arbeitsplätzen ohne 
unmittelbaren Zugang von der öffentlichen Straße her für eine kürzere Zeit 
errichtet werden, finden bie vorjtehenden Beitimmungen feine Anwendung. 


88. 

Geſuche um Genehmigung zum Betriebe einer Gaſt- und Schanfwirth- 
Ichaft find beim Stadtausſchuß für Berlin, und zwar in drei Eremplaren, 
einzureichen. 

89. 

Borjtehende Polizei » Verordnung tritt mit dem 1. Dftober 1883 
in Kraft. 

Berlin, den 21. September 1883. 

Königlihes Polizei-Präfidium. 
In Bertretung: 
(ge3.) von Heppe. 


Bezeichnung des Naumgehaltes der Schanfgefähe. 
Befanntmahung vom 23. November 1883. 

Mit Bezug auf $ 2 des Gefeges, betreffend die Bezeichnung des Raum- 
gehaltes der Schanfgefäße vom 20. Juli 1881 (Reichs-Geſetzblatt Nr. 20 
vom 26. Yult 1881, Seite 249/250), bejtimme ich hiermit für den Umfang 
des Stabtfreifes Berlin, daß der Abftand des Füllftriches von dem oberen 
Rande ver Schanfgefäße bei ſämmtlichen obergährigen Bieren zwifchen 4 und 
10 Gentimeter betragen muß. 


Belanntmahung vom 24. Dezember 1883. 

In Berichtigung der Bekanntmachung vom 23. November d. J., 
betreffend die Bezeichnung des Raumgehaltes der Schanfgefähe, 
wird hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß der Abſtand 
des Füllftrides von dem oberen Rande der Schankgefäße bei 
fänmtlihen obergährigen Bieren nicht zwiſchen 4 und 10, 
ſondern zwifchen 1 und 10 Gentimeter betragen muß. 

Berlin, den 24. Dezember 1883. 

Der Königliche Polizei» Präfident. 
(gez.) von Madai. 
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Im Anſchluß hieran bringe ich nochmals den Wortlaut des vorbe— 
zeichneten Geſetzes zur öffentlichen Kenntniß: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von Preußen ꝛ⁊c, 
verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths und des 
Reichstags, was folgt: N 

31. 

Schankgefäße (Gläſer, Krüge, Flaſchen ꝛc.), welche zur Verabreichung von Mein, 
Obſtwein, Moſt oder Bier in Gaft- und Schankwirthſchaften dienen, müſſen mit einem 
bei der Aufftellung des Gefähes auf einer horizontalen Ebene den Sollinhalt be- 
grenzenden Strid (Füllftrih) und in der Nähe des Strihs mit der Bezeichnung des 
Sollinhalts nah Litermaß verjehen fein. Der Bezeichnung des Sollinhalts bedarf 
es nicht, wenn derjelbe ein Liter oder ein halbes Liter beträgt. Per Strid und die 
Bezeihnung müſſen durh Schnitt, Schliff, Brand oder Aetzung äußerlich und im leicht 
erfennbarer Weiſe angebradht fein. Zugelaffen find nur Schanfgefähe, deren Sollinhalt 
einem Liter oder einer Maßgröße entipricht, welde vom Liter aufwärtt durd) 
Stufen von "/, Kiter, vom Liter abwärts durch Stufen von Zehntheilen des Liters 
gebildet wird. Außerdem find zugelaffen Gefäße, deren Sollinhalt !/, Liter beträgt. 

82. 
Der Abftand des Füllitrih8 von dem oberen Rande der Schanfgefäße muß 
a. bei Gefäßen mit verengtem Halfe, auf dem legteren angebracht, zwifchen 2 und 
6 Gentimeter, 

b. bei anderen Gefäßen zwiſchen 1 und 3 Centimeter 
betragen. 

Der Magimalbetrag dieſes Abftandes kann durch die zuftändige höhere Ver— 
waltungsbehörde binfichtlich folder Schantgefäße, in weldhen eine ihrer Natur nad 
ſtark fhäumende Flüffigfeit verabreicht wird, über die vorftehend bezeichneten Grenzen 
hinaus fejtgeitellt werden. 

83. 

Der durch den Füllftrih begrenzte Raumgehalt eines Schanfgefähes darf 

a. bei Gefäßen mit verengtem Salfe höchſtens Y/so, 

b. bei anderen Gefäßen höchftens !30 
geringer fein als der Sollinhalt. 

84 

Baft- und Schanfwirthe haben gehörig geitempelte Flüffigkeitsmaße von einem 

zur Prüfung ihrer Schanfgefähe geeigneten Einzel- oder Gefammtinhalt bereit zu halten. 


85. 

Gaft- und Schankwirthe, welde den vorftehenden Vorfchriften zuwider handeln, 
werden mit Gelditrafe bi® zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen be- 
ftraft. Gleichzeitig ift auf Einziehung der vorfchriftswidrig befundenen Schantgefähelzu 
erkennen, auch kann die Vernichtung derjelben ausgeſprochen werden. 

86. 

Die vorjtehenden Beſtimmungen finden auf feſt verjchloffene (verfiegelte, verfapfelte, 
feit verforfte u. ſ. w.) Flaſchen und Krüge, fowie auf Schanfgefähe ‚von Y/ao Liter 
oder weniger nicht Anwendung. 

87. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1884 in Kraft. 
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Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem Kaifer- 
lihen Infiegel. 

Gegeben Bad Baftein, den 20. Juli 1881. 

(L. S.) (ga) Wilhelm, 

(ggez.) von Bötticher. 

Berlin, den 23. November 1883. 

Der Königliche Polizei-Präſident. 

In Vertretung: 
(gez.) von Heppe. 


Betrieb der Nachtherbergen (Pennen). 


Polizei-Verordnung vom 31. Januar 1880. 

Auf Grund der 885 und 6 des Gefeges über die Polizei: Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.⸗S. ©. 265) verorbnet das Polizei-Präſidium 
über den Betrieb derjenigen Gaſtwirthſchaften, in welden obdachloſen Ber- 
jonen gegen Entgelt für einzelne Nächte derart Unterfommen gewährt wird, 
daß in einem gemeinfchaftlihen Schlafraum mehrere nicht zu einander ge> 
hörige Perfonen untergebracht werden (Nachtherbergen, auch Pennen genannt), 
nady Berathung mit dem Gemeinde» Vorftande für den Polizeibezirk von 
Verlin, was folgt: 

— 

In eine Nachtherberge dürfen Perſonen verſchiedenen Geſchlechts nicht 
aufgenommen werden. 

Sind die Herbergsräumlichkeiten, einſchließlich der Hausflure, Treppen 
und Abtritte, durch feſte und nicht mit Thüren verſehene Wände derartig 
von einander getrennt, daß auch nicht der Zugang von der Straße aus ein 
gemeinſchaftlicher iſt, ſo gelten die ſo getrennten Abtheilungen im Sinne 
dieſer Beſtimmung als verſchiedene Nachtherbergen. 


82. 
In jedem Schlafraum dürfen nur ſo viel Perſonen untergebracht werden, 
daß auf ven Kopf der Schlafgäſte mindeſtens 3 Quadratmeter Bodenraum 
und 10 Kubifmeter Luftraum kommen. 


S 3. 

Für jeden Schlafgaft muß eine befondere Pagerftätte bereit fein. Die 
jelbe muß mindeftens aus einem Strohſack, einem Strohfopftiffen und einer 
mwollenen Dede beftehben. Die wollene Dede kann fortfallen, wenn der 
Schlafraum mit geeigneten Heizvorrichtungen verjehen ift. Es muß aber 
in diefem Falle dafür geforgt werben, dag die Temperatur am Abend um 
10 Uhr mindeftens 10 Grad Reaumur beträgt. 

Bettftellen dürfen nicht übereinander ftehen und mehrere Perjonen 
Dürfen nicht in einer Bettftelle zufammen liegen. 
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Ale vier Wochen find die Inlets der Säde und Kiffen, fowie die 
Deden zu waſchen. Sind die Kiffen mit Ueberzügen verjehen, jo find dieſe 
alle vier Wochen, die Inlets aber halbjährlich einmal zu wafchen. Das 
Stroh der Säde und Kiffen ift alle vier Wochen zu erneuern. 


84. 
Die Nachtherbergen müſſen mit dem erforderlichen Trinkwaſſer und 
Waſchwaſſer, ſowie jeder Schlafraum mit dem erforderlichen Waſchgeräth 


verſehen ſein. 
85. 


Die Fenſter der Schlafräume müſſen alle Tage von 9 bis 11 Uhr 
Vormittags und von 2 bis 4 Uhr Nachmittags offen gehalten werben. 
86. 
In den Schlafräumen dürfen keine Urinkübel aufgeſtellt werden. 
87. 

Sämmtliche Räume der Nachtherbergen müſſen reinlich gehalten werden 

und zu dieſem Behufe müſſen: 

a. die Fußböden täglich am Morgen ausgekehrt und jeden Sonnabend 
geſcheuert werden, 

b. die Wände und Decken zwei Mal jährlich, und zwar in der erſten 
Hälfte des April und des Dftober, friſch getünct oder, wenn fie 
mit Delfarbe geftrichen find, gründlich abgewaſchen werben, 

e. die Abtrittfige jeden Sonnabend abgefcheuert werben. 


88. 

Wenn anſcheinend mit anſteckenden oder ſonſt erheblichen Krankheiten 
behaftete Perſonen in der Nachtherberge aufgenommen werden oder wenn 
in die Nachtherberge aufgenommene Perſonen an den vorbezeichneten Krank— 
heiten erkranken, ſo hat der Inhaber der Nachtherberge in jedem vor— 
kommenden Falle hiervon unverzüglich bei dem Polizei-Büreau des Reviers, 
in dem die Herberge belegen iſt, Anzeige zu machen. 

89. 

Inhaber von Nachtherbergen, welche gegen eine der vorftehenden Vor: 
ichriften verftoßen, werden mit Gelobuße bis zu dreißig Mark beftraft, an . 
beren Stelle im Unvermögensfalle verhältnigmäßige Haft tritt. 


$ 10. 
Diefe Verordnung tritt mit dem 1. April 1880 in Kraft. 
Berlin, den 31. Januar 1880. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge5.) von Madai. 


Bergleidg auferdem: Gaſthofs-Fuhrweſen, Seite 500. 
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3. Gewerbe: Betrieb der Unternehmer von Theater: 
und ähnlichen Vorftellungen. 


Oeffentliche Theater: und ähnlide Boritellungen. 


Polizei-Berordnung vom 10. Juli 1851. 

Im Berfolg des 8 7 der Polizei» Verordnung vom heutigen Tage über 
öffentliche Puftbarkeiten wird auf Grund der $$ 6 und 11 des Geſetzes vom 
11. März; 1850 über die Polizei- Verwaltung für die Theater: und ähnlichen 
Borftellungen Nachſtehendes verordnet: 

81. 

Keine öffentliche Theater-Vorſtellung darf im engeren oder weiteren 
Polizeibezirk von Berlin ohne ausdrückliche Erlaubniß des Polizei-Prä— 
ſidiums ſtattfinden. 

82. 


Zu den Theater-Vorſtellungen im Sinne des $ 1 dieſer Verordnung 
werden insbefondere alle dramatifchen, veklamatorifchen, mufifalifchen, 
pantomimifchen und plaftiichen Vorjtellungen geredet, welche entweder in 
Koftiimen oder in einem Lokale veranftaltet werden, weldhes mit Kouliſſen, 
Borhang oder anderen diejelben erjetenden Apparaten verjehen ijt, oder in 
welchen mehrere Perfonen als Darfteller auftreten. 


8 3. 
Als öffentlich wird jede Theater: Borftellung (SS 1 und 2) be— 
trachtet, an welcher aufer den von dem Unternehmer ausprüdlid eingeladenen 
Perfonen oder außer den Mitgliedern einer gefchloffenen Geſellſchaft auch 
Andere Theil nehmen fünnen, mithin aud alle, in einem öffentlichen Pokale 
veranftalteten Boritellungen, wenn von dem Lofale während der Vorftellung 
nicht jeder Nichteingeladene resp. jedes Nichtmitglied der Gejellichaft aus— 
gejchloffen werden fanı. Die von Vereinen zur Erheiterung ihrer Mit— 
glieder veranftalteten Theater = Vortellungen find daher öffentliche, wenn die 
Theilnahme an denſelben auch anderen PBerfonen als Mitglievern des Ver— 
eins geftattet wird, oder wenn die Vorſtellung in einem aud für Nicht 
mitglieder des Vereins zugänglichen Lokale ftattfindet. Ob ein an ber- 
gleichen Borftellungen Theil nehmendes Nichtmitglied mit einem Mitgliede 
im verwandtichaftlichen Verhältniſſe fteht oder nicht, begründet hierbei feinen 
Unterſchied. 
84. 


Die Unternehmer von gewerbsmäßig betriebenen Theater-Vorſtellungen 
($ 2), wenngleich fie ſich im Beſitze der nach $ 47 der Allgemeinen Ge— 
werbe - Drdnung vom 17. Januar 1845 *) erforderlichen Konzeſſion befinden, 
haben dennoch für die einzelnen Vorftellungen die Erlaubnif des Polizei: 
Präſidiums nadzufuchen, jo weit nicht die SS 9 und 75 diejer Verordnung 
eine Ausnahme hiervon gejtatten. 
*) Iept 8 32 der Neich6- Gewerbe. Ordnung. 


85. 

Die Erlaubniß zur Veranſtaltung einer öffentlichen Theater-Vorſtellung 
muß von dem Unternehmer unter Angabe der zur Aufführung beſtimmten 
Zeit zeitig bei dem Königlichen Polizei-Präſidium ſchriftlich nachgeſucht 
werden. Dem Geſuche muß, wenn nicht in einzelnen Fällen eine Ausnahme 
hiervon aus beſonderen Gründen geſtattet wird, das zur Aufführung oder 
zum Vortrage beſtimmte Stück oder Gedicht, bei muſikaliſchen Darſtellungen 
das Textbuch, bei mimiſchen oder plaſtiſchen Vorſtellungen eine genaue Be— 
ſchreibung des Gegenſtandes derſelben in zwei gleichlautenden Exemplaren 
beigefügt werden. Der Unternehmer hat ferner das Lokal, in welchem die 
Vorſtellung ſtattfinden ſoll, namhaft zu machen und anzuzeigen, ob und in 
welchem Betrage Eintrittsgeld erhoben und zu welchen Zwecken daſſelbe 
verwendet werden ſoll. Endlich iſt der Unternehmer verpflichtet, dem König— 
lichen Polizei-Präſidium auf Verlangen jede auf die Vorſtellung bezügliche 
Auskunft zu ertheilen, namentlich auch die Zulaſſung eines Beamten zur 
Generalprobe zu geſtatten. 

86. 

Die Königlichen und die konzeſſionirten Theater ($ 4) find bei Nach— 
fuhung der Erlaubniß von der Anzeige des Yofals, ſofern die Vorftellung 
nicht in einem anderen, als dem gewöhnlich benugten ftattfinden fol, und 
von jeder Erklärung über das Eintrittsgeld befreit. 


87. 
Das Königliche Polizei» Präfidium prüft demnächſt, ob nach den hier— 
über vorhandenen Beſtimmungen ſicherheits-, ſitten- ordnungs- oder ge- 
werbepolizeilibe Bedenken der beabfichtigten Borftellung entgegenftehen, und 
wird, je nad) Befund, die Erlaubniß ertheilen, verfagen oder von Erfüllung 
gewilfer Bedingungen abhängig machen. Als eine derartige Bedingung 
fann dem Unternehmer namentlih die Aufnahme einer Feuerwache zur 
Pflicht gemacht werden, deren Stärke ſich nach der größeren oder geringeren 
Feuersgefahr der Yokalität richtet und deren Koften der Unternehmer zu 
tragen hat. Die Feuerwache erhält ihre Inſtruktion von dem Königlichen 
Polizeis Präfidium, und der Unternehmer, fowie jeder bei der Vorftellung 
Mitwirkende ift verpflichtet, den Anordnungen, weldhe die Feuerwache auf 
Grund ihrer Inſtruktion trifft, unweigerlich Folge zu leiſten. 


88. 

Wenn die Erlaubniß ertheilt wird, ſo wird das Königliche Polizei— 
Präſidium beide eingereichte Exemplare mit ſeiner Unterſchrift verſehen und 
das eine dem Unternehmer zurückgeben. 

89. 

Die Königlichen und die konzeſſionirten Theater ſind bei Wieder— 
holungen von Vorſtellungen, zu deren Aufführung einmal die polizeiliche 
Erlaubniß ertheilt iſt, von der ferneren Nachſuchung derſelben befreit, ſo 
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lange an dem Stüde feine Veränderungen vorgenommen und feine Zujäge 
bemjelben hinzugefügt werden, und jo lange das Königliche Präfivium von 
dem ihm jederzeit freiftehenden Rechte, die Erlaubniß zurüdzunehmen, feinen 
Gebrauch gemacht hat. 

g 10. 

Wenn die Erlaubniß zu einer öffentlihen Vorſtellung verfagt oder, 
nachdem fie ertheilt war, zurüdgenommen wird, jo ift das Königliche Po- 
lizet- Präfidium nicht verbunden, dem Unternehmer die Gründe der Ent- 
ſcheidung mitzutheilen. Dagegen fteht dem Unternehmer der Weg der Be— 
ſchwerde offen. 

811. 

Bei der öffentlihen Borftellumg müſſen die Bedingungen, unter welden 
die Erlaubniß ertheilt it, genau erfüllt werden, auch darf fein Dariteller 
in Wort over Handlung von dem Inhalte des polizeilich gezeichneten 
Eremplars abmeihen. Wenn daher auf einer Königlichen oder fonzeffionirten 
Bühne, bei Wiederholung einer bereits genehmigten Vorftellung, eine Ab— 
weihung von dem Texte des polizeilic gezeichneten Exemplars oder ein 
Zufag zu demfelben beabfidhtigt wird, jo muß die Abänderung oder der 
Zufag rechtzeitig dem Königlichen Polizei: Präfidium in zwei gleichlautenden 
Eremplaren eingereicht werden, mit denen dann, wie in den 88 7 bis 10 
angegeben, verfahren wird. 

g 12. 

Das Königliche Polizei» Präfivium ordnet zu jeder Vorſtellung fo viel 
Beamte ab, wie demſelben erforderlich erfcheinen ($ 5 der Bolizei- Vers 
ordnung vom 10. d. M. über öffentliche Pujtbarfeiten).*) Die Polizei 
beamten haben die Verpflichtung, Störung der Ruhe und Orbnung 
während der Vorftellung zu verhindern, das Anjehen der Geſetze dem 
Publikum, wie den Darftellern gegenüber aufrecht zu erhalten, und jede 
Abweihung von den Bedingungen, unter welchen die polizeiliche Erlaubniß 
ertheilt ift, zu verhüten. Sie haben namentlich auch die Verpflichtung, ven 
Anorbnungen der Feuerwache Geltung zu verfchaffen und dürfen fid aller 
ihnen zu Gebote ftehenden Mittel bedienen, ſelbſt die Vorſtellung ſchließen, 
um ihren Befehlen Nahdrud zu geben. 

*) Siehe Seite 256. 
$ 13. 

Wer ohne Genehmigung eine öffentlihe Theater-Vorftellung veranftaltet, 
oder die bei der Genehmigung geftellten Bedingungen nicht einhält oder 
überfchreitet, wird mit einer Gelpftrafe von 1 bis 10 Thalern oder ver- 
hältnigmäßigem Gefängniß beitraft. Diefelbe Strafe trifft Diejenigen, 
welche bei einer nicht erlaubten Theater» Borftellung als Darjteller mit- 
gewirkt haben und den Unternehmer, wenn er dem Königlichen Polizei— 
Präfidium unvichtige Auskunft ertheilt hat (8 5). Die Anwendung be- 
ſtehender Strafgefege, welde durd die Vorftellung oder bei derfelben etwa 
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verlegt werben, wird durch die in dieſem Paragraphen feftgejette Polizei: 
ftrafe nicht ausgefchloffen. Im Uebrigen bewendet es bei $ 6 der Ber: 
erbnung vom 10. d. M. über öffentliche Luſtbarkeiten.*) 
*) Siehe Seite 256. 
8 14. 

Konzeffionirte Theater-Unternehmer, welde wiederholt gegen die Vor— 
fohriften diefer Verordnung entweder felbit verſtoßen, oder dergleichen Ver— 
ftöße auf ihren Bühnen dulden, haben neben der verwirften Strafe die Ent» 
ziehung der Konzeffion nah $ 71 der Allgemeinen Gewerbe- Ordnung vom 
17. Januar 1845*) zu gewärtigen. Auch ſchützt den TheatersUnternehmer 
die Ertheilung der polizeilihen Erlaubniß nicht gegen die Entziehung der 
Konzeffion, wenn aus der Wahl der zur Aufführung gebrachten Stüde, oder 
aus feinem fonftigen Verhalten der Mangel der erforderlichen und bei Er- 
theilung der Konzeſſion vorausgejegten Eigenfchaften Har erhellt. 

*) Vergl. 8 53 der NReicys- Gewerbe» Ordnung. 
S$ 15. 

Um jede Störung in den Vorftellungen der Königlichen und konzeſſio— 
nirten Theater zu vermeiden, tritt diefe Verordnung erjt am 1. Auguſt d. 9. 
in Kraft, und behält es dahin bei dem bisher üblichen Verfahren fein Ber 
wenden. Wenn vom 1. Auguft d. 9. ab auf einer Königlichen oder kon— 
zeffionirten Bühne ein bereits vor dem 1. Auguft d. I. aufgeführtes Stüd 
wiederholt wird, fo findet auf diefe Wiederholung der $ 9 Anwendung. 
Die Aufführung derartiger Stüde in ıumveränderter Form ift mithin fo 
lange geftattet, bis das Königliche Polizei» Präafivium ſich veranlaft ſieht, 
die Erlaubniß zurüdzunehmen. 

Berlin, den 10. Juli 1851. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Hinckeldey. 


Dauer der öffentlichen Theater-Vorſtellungen. 


Polizei-Verordnung vom 8. Dezember 1874. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März 1850 und im Anfchluß an die Polizei-Berordnung 
über öffentlihe Theater- und ähnliche Borftellungen vom 10. Juli 1851 
(Berliner Intelligenz- Blatt vom 30. Juli 1851) verordnet das Polizeis 
Präfidium für den Polizeibezirt von Berlin, mas folgt: 

81. 

Oeffentliche Theater-Vorſtellungen müſſen ſpäteſtens um 11 Uhr Abends 
beendigt ſein. 

82. 


Eine längere Dauer der Vorſtellungen iſt nur mit ausdrücklicher Er— 
laubniß des Polizei-Präſidii geſtattet. 
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$ 3. 

Scaujpiel- Unternehmer, welche die Beltimmungen diefer Verordnung 
übertreten, werden mit Geldbuße bis zu 10 Thalern, an deren Stelle im 
Falle des Unvermögens verhältnißmäßige Haft tritt, bejtraft. 

s 4. 
Dieje Polizei-Berordnung tritt am 1. April 1875 in Kraft. 
Berlin, den 8. Dezember 1874. 
Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder bei Theater: und 
ſonſtigen öffentlichen Vorſtellungen. 
Verfügung vom 5. Juli 1886.*) 

Die vielfahen üblen Einflüffe, die die Beihäftigung ſchulpflichtiger Kinder bei 
Theater- und jonftigen öffentliben Voritellungen auf deren Erziehung und Ausbildung 
in den weitaus meiften Fällen ausgeübt haben, veranlaflen das Bolizei- Präftdium, 
folgende Vorſchriften zu erlaflen: 

1) Die Beihäftigung fhulpflichtiger Kinder bei Theater- und fonftigen öffentlichen 
BVorftellungen ift nur geitattet, wenn dieffeits die Erlaubniß dazu ertheilt 
worden ift. 

2) Die fraglihe Erlaubniß ift für jedes einzelne Kind unter genauer Bezeichnung 
des Namens und Alters, des Namens, Standes und der Wohnung der Eltern, 
Vormünder oder Pfleger und der Art der beabfichtigten Beichäftigung unter 
gleichzeitiger Vorlegung einer zuſtimmenden Erklärung des zuftändigen Kreisichul- 
Inſpektors bei dem Polizei: Prafidium nachzuſuchen. 

Die ertheilte Erlaubnik ſchließt ohne Weiteres nur die Befugniß ein, das fragliche 
Kind bis fpäteftens ILUhr Abends befhäftigen zu dürfen, niebt nicht das 
Recht, daffelbe unter dem Vorwande von Proben, Uebungen ıc. dem regel. 
maßigen Schulbeſuch zu entziehen und ift jederzeit widerruflid. 

4) Die ertheilten Erlaubnißicheine find aufzubewahren und den tontrolirenden 

Polizeibeamten auf Erfordern vorjuzeigen. 

Der Direktion des . ........... wird von dieſer Anordnung. welche 
mit dem 1. September dieſes Jahres in Kraft tritt, zur Nachachtung 
mit dem Bemerken Kenntnib gegeben, dab die Befolgung derfelben zutreffenden 
Falls dur; die in & 132 des Geſetzes über die allgemeine Landes Verwaltung 
vom 30. Juli 1883 (®.-S. S. 195 ff.) gegebenen Zwangsmittel durchgefeßt, 
bei fortgefepter Nichtbeachtung aber die Schließung des Theaters in Erwägung 
genommen werden würde. 

Königliches Polizei - Präfidium. 
(gez) Freiherr von Richthofen. 


3 


— 


Bergleihe außerdem: Sitten- Polizei, Seite 254. 





*) Nicht veröffentlicht. 
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A. Gewerbe der Pfandleiber und Rückkaufshändler. 
Geſetz, betreffend das Pfandleihb-Gewerbe, vom 17. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., verordnen mit Zus 
ftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 


1: 

Der Pfandleiher (88 34, 38 der Gewerbe- Ordnung vom 21. Iumi 1869 — 
Bundes» Gejepblatt S. 245 — in der dur das Gefep vom 23 Juli 1879 — Neicht- 
Bejepblatt S. 267 — beftimmten Faſſung) darf fih an Zinfen nicht mehr ausbedingen 
oder zahlen laſſen, als: 

3 zwei Pfennig für jeden Monat und jede Mark von PDarlehnsbeträgen bis zu 

dreißig Mark, 

b. einen Pfennig für jeden Monat und jede den Betrag von dreißig Mark über. 

fteigende Mark. 

Der Pfandleiher kann zugleich ausbedingen, dab an Zinfen mindeftens der Betrag 
für zwei Monate gezahlt werden müſſe. 


82. 

Bei der Berechnung der Zinſen fommen folgende Vorfchriften zur Anwendung: 

1) der Tag der Hingabe des Darlehns wird nicht mitgerechnet; 

2) die Monate werden von dem auf den Darlehnstag (zu 1) folgenden Tage bis 
zu dem ziffermäßig dem Darlehnstage entiprehenden Tage des lehten Darlehns- 
monats, bei dem Fehlen dieſes Tages bis zum letzten Tage des letzten Monats 
berechnet; 

3) jeder auch nur angefangene Monat wird als ein voller Monat berechnet; 

4) läuft der Befammtbetrag der Zinſen in einen Bruchpfennig aus, fo wird diefer 
auf einen vollen Pfennig abgerundet. 


83. 

Das Ausbedingen oder Annehmen jeder weiteren Vergütung für das Darlehn oder 
für die Aufbewahrung und Erhaltung des Pfandes, fowie das Vorausnehmen der 
Binfen ift verboten. 

Mas von dem Schuldner oder für ihn über das erlaubte Maß geleiftet ift, muß 
von dem Pfandleiher zurüdgewährt und vom Tage des Empfanges ab verzinft werden, 

Das Recht der Rückforderung verjährt in fünf Iahren feit dem Tage, an welchem 
die Leiftung erfolgt üft. 

84. 

Die Fälligkeit des von einem Pfandleiher gegebenen Darlehns tritt nicht dor 
Ablauf von ſechs Monaten feit deflen Hingabe ein. Entgegenſtehende Berabredungen 
find nichtig. _ 

85. 

Der Pfandleiher erwirbt ein Pfandreht an den ihm übergebenen Gegenftänden 
erſt dadurch, dab er das Geſchäft in ein über alle ſolche Geſchäfte nad) der Zeitfolge 
derfelben zu führendes Pfandbuch einträgt. 

Die Eintragung muß enthalten: 

1) eine laufende Nummer, 

2) Ort und Tag des Geſchäfts, 

3) Vor- und Zunamen des Werpfänders, 

4) den Betrag des Darlehns, 
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5) den Betrag der monatlichen Zinfen, 
6) die Bezeichnung des Pfandes, 
7) die Zeit der Fälligkeit des Darlehns. 


86, 

Der Pfandleiher ift verpflichtet, dem Verpfänder einen Pfandfchein zu geben 
welcher eine wörtliche Abfchrift der auf das Geſchäft begüglichen Eintragung im Pfand. 
buch enthält und mit der Namensunterfchrift des Pfandleihers verjehen ift. 

Weicht der Inhalt des Pfandicheins von dem Inhalte des Pfandbuchs ab, jo gilt 
die dem Pfandleiher nadıtheiligere Feftftellung. 

87. 

Der Berpfänder ift berechtigt, das Pfand jederzeit bis zum Abfchluffe des Verfaufs 
einzulöfen. 

Die Zinjen find nur bis zur Einlöfung zu berechnen. 

Entgegenftehende VBerabredungen find nichtig. 

88. 

Bis zum Ablaufe von drei Moden nach der Fälligkeit des Darlehns erfolgt die 
Einlöfung des Pfandes nur gegen Nüdgabe des Pfandſcheins. 

Sind feit der Fälligkeit des Parlehns drei Wochen verfloflen, fo kann der Ver— 
pfänder das bis dahin nicht eingelöfte Pfand auch ohne Vorlegung des Pfandſcheins 
einlöfen. 

89. 

Der Piandleiher ift berechtigt, das Pfand zum Imede der Befriedigung wegen 
feiner Forderung an Kapital und Zinfen nad) eingetretener Källigteit des Darlehns zu 
verfaufen. 

Die Erlangung eines vollftretbaren Schuldtitels oder die gerichtliche Ermächtigung 
zum Berfauf ift nicht erforderlich. 

8 10 

Der Verkauf ift in öffentlicher Veriteigerung durch einen Gerichtsvollzieher oder 
eine zu ſolchen Berfteigerungen nad 8 36 der Gewerbe» Ordnung angeftellte Perfon 
auszuführen. 

Bold. und Silberfahen dürfen nicht unter ihrem ®old- oder Silberwertbe, Werth. 
papiere, welde einen Börfen. oder Marktpreis haben, nicht unter dem Tageskurſe zu— 
geſchlagen werben. Wird ein hiernach zuläffiges Gebot nicht abgegeben, fo fünnen die 
Pfänder durd den Verfteigerer aus freier Hand zu einem dem zuläffigen Gebote ent. 
fprechenden Preiſe verfauft werden. 

Der Pfandleiher kann felbft bieten und faufen. 


811. 
Die Verfteigerung muß in der Gemeinde, in welcher das Pfandleib- Gewerbe zur 
Zeit des Geſchäftsabſchluſſes betrieben worden ift, erfolgen. Sie darf nicht früher als 
vier Wochen nach eingetretener Fälligkeit des Darlehns ausgeführt werden. 


8 12. 

Ort und Zeit der Verfteigerung find unter allgemeiner Bezeichnung der zu ver- 
fteigernden Sachen in einem von der Ortspolizeibehörde für ſolche Bekanntmachungen 
zu bejtimmenden Blatte bekannt zu machen, *) 

In der Bekanntmachung ift zugleich der Name des Pfandleihers und die laufende 
Nummer des Pfandbuchs anzugeben. 
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Die Belanntmahung muß wenigftend zwei Mochen und höchſtens vier Wochen 
vor dem Tage der Verfteigerung und darf früheftens am Tage nad) der eingetretenen 
Fälligkeit des Darlehns erfolgen. 

*) Vergleihe Bekanntmahung vom 1. Oftober 1381, Seite 522. 


8 13. 

Eind mehrere Gegenftände durch daflelbe Geſchäft zum Pfande beftellt, fo ift der 
Verpfänder berechtigt, die Reihenfolge zu beftimmen, in welcher diefelben zum Verkaufe 
aufzuftellen find. 

Der Verkauf ift einzuftellen, fobald ein Betrag erlöft ift, welcher binreicht, die 
Forderung des Pfandleihers an Kapital, Zinfen und Koften zu deden. 


8 14. 

Das Pfand haftet auch für die Koften des Merkaufs. 

Bon den gemeinfhaftlihen Koften mehrerer Verkäufe find diejenigen der Bekannt» 
madhung nad der Zahl der Pfandnummern, die der Verfteigerung nach Verhältnik des 
Erlöfes zu vertheilen. 

8 15. 

Der Pfandleiher hat unverzüglih nach- erfolgten Verkaufe des Pfandes den für 
den VBerpfänder nach Abzug der Pfandſchuld und der Koften des Pfandverkaufs etwa 
verbleibenden Ueberſchuß des Erlöfes an den Berpfänder zu zahlen oder für denfelben 
nad Ablauf einer vierzehntägigen Frift die nicht abgehobenen Beträge bei der Orts. 
Armenkaffe, unter Beifügung eines betreffenden Auszuges aus dem Pfandbuche, zu 
hinterlegen. Diejenigen Geldbeträge, welche nicht binnen Jahresfrift von den Be- 
rechtigten in Anfpruch genommen find, gehen in das Eigenthum der Ortsarmentaffe 
über. Auf die gemäh 8 13 Abfah 2 freigewordenen Pfänder finden vorftehende Be- 
ftimmungen gleihe Anwendung. 

Auf diefe Hinterlegung ift in der Bekanntmachung der Verfteigerung binzuweifen. 
Iſt dies unterblieben, fo bat der Pfandleiher die erfolgte Hinterlegung in dem nad) 
8 12 beitimmten Blatte auf feine Koften befannt zu machen. 


8 16. 

Sind bei dem Berkaufe des Pfandes die Vorfchriften der 88 9, 10, 11, 12 nicht 
befolgt worden, fo hat der Pfandleiher die Koften des Verkaufs felbft zu tragen und 
dem Verpfänder den durch den Verkauf verurfachten Schaden zu erfehen, insbefondere 
denjenigen Betrag mit Zinfen zu fünf vom Hundert vom Verkaufstage ab zu zahlen, 
um welden der Berfaufspreis des Pfandes hinter deffen Werth zurüdgeblieben iſt. 
Entgegenftebende Berabredungen find nichtig. 

Der Anfprud des Verpfänders verjährt in fünf Jahren. 

Der Lauf der Verjährung beginnt vier Moden nad eingetretener Fälligkeit des 
Darlehns, oder, wenn der Verkauf des Pfandes fpäter ftattgefunden hat, mit dem 
Tage des Verkaufs. 

j 8 17. 

Der Inhaber des Pfandicheines ift dritten Verfonen, insbeiondere dem Pfandleiher 
gegenüber, zur Ausübung der Nechte des Verpfänders beredhtigt, ohne die Uebertragung 
diejer Rechte nachweiſen zu müffen. 

8 18. 

Auf Pfandgeſchäfte, welche vor dem Inkrafttreten diefes Geſetzes abgeſchloſſen 

find, finden die Beitimmungen deffelben wicht Anwendung. 
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6 19. 

Die Beftimmungen über den Betrieb des Pfandleih. Gewerbes Seitens ftaatliher 

Anftalten werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
820. 

Die Errihtung don Pfandleih: Anftalten Seitens der Gemeinden oder weiteren 
fommunalen Verbände bedarf der Genehmigung. Die Reglements diefer Anftalten 
bedürfen der Beſtätigung. 

Ueber die Genehmigung beziehungsweile Betätigung beſchließt der Negierungs- 
Präfident in Berlin und, ſoweit es fih um Pfandleih-Anſtalten der Provinzials 
Verbände handelt, der Uber- Präfivent. Im Geltungsbereide des Organifations. 
Gefeges von 26. Juli 1580 (&.-&. S. 291) darf die Genehmigung des Regierungs- 
beziehungsweife Ober- Präfidenten nur mit Zuftimmung des Bezirks. beziehungsweise 
Provinzialraths verſagt werden. 

Die betheiligten Gemeinden beziehungsweiſe weiteren fommunalen Verbände haften 
für alle Berbindlichfeiten der von ihnen errichteten Anftalten. Die bei der Verwaltung 
der lepteren jich ergebenden Weberfchüffe find zu Zwecken der Armenpflege zu vers 


wenden. 
g 21. 


Die 88 1 bis 15 des gegenwärtigen Gejepes gelten aud für die von Gemeinden 
oder von weiteren fommunalen Berbänden zu errichtenden Anftalten 

Diefelben find berechtigt, die Merfteigerung der Pfänder durd einen ihrer ver- 
eidigten Beamten bewirken zu laffen. 

8 22. 

Auf die bereits beitehenden Pfandleih- Anftalten der Gemeinden oder der weiteren 
fonımunalen Verbände finden die Vorichriften der 88 1 bis 15 und des 821 Abiap 2 
vorläufig nicht Anwendung. 

Der Minifter des Innern wird jedoch ermächtigt, die Anwendung der 88 1 bis 15 
und des 8 21 Abſatz 2 auf die bezüglichen Anstalten anzuordnen und zugleich die be- 
ftehenden Ordnungen, Neglements und Statuten derfelben zu ändern. 

8 23. 

Alle bisherigen, den Gegenftand diejes Geſetzes betreffenden geſetzlichen Vorjchriften, 
insbefondere das Pfand» und Yeihreglement vom 13. März 1787, die Deklaration 
deffelben vom 4. April 1803, die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 28. Juni 1826 
und die Hannoverſche Mimifterial- Bekanntmachung vom 15. Oftober 1347 find auf- 
gehoben. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem König- 
lihen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. März 1881. 

(L. S.) (gez) Wilhelm. 
(gnez.) Fürft v. Bismard. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybadh. Bitter. 
b. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Böttider. 


Bekanntmachung vom 1. Dftober 1881. 

In Ausführung des 8 12 des Gefeges, betreffend das Pfandleih— 
gewerbe, vom 17. März 1881 (G.-S. S. 265) und unter Bezugnahme auf 
Nr. 7 der Bekanntmachung des Herrn Minifters des Innern vom 16. Juli 
1881 wird hiermit beftimmt: 
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1) Ort und Zeit der VBerfteigerung von verfallenen Pfändern find 
in dem „Berliner Intelligenz» Blatt” befannt zu machen; 

2) Die Beglaubigung der der Berfteigerung zu Grunde zu legenden 
Berkaufsliiten erfolgt in der Weife, daß die Pfanpleiher die Lijten 
den betreffenden Bolizei- Revieren einzureihen haben, weldye durch 
einen Beamten in dem Gejchäftslofale der Pfandleiher die Ueber: 
einftimmung der Verfaufsliften mit ven Pfandbüchern  feititellen 
werden. Auf Grumd dieſer Feſtſtellung erfolgt fodann die Be— 
glaubigung der Berkaufsliften Seitens der Polizei: Reviere. 

Berlin, den 1. Oftober 1881. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(ge5.) von Madai. 


B. Gewerbe, deren Betrieb unterfagt werden kann. 


Anfauf gebrauchter oder verarbeiteter Gegenstände, joweit derjelbe nicht 
als Trödler: Gewerbe anzujehen it. 


Polizei-Berordnung vom 26. Februar 1853. 


Für den Polizeibezirt von Berlin wird auf Grund der SS 6 und 11 
des Gefeßes von 11. März 1850 (G.S. ©. 265 und ff.) hiermit verordnet, 
was folgt: 

Wer den Anfauf werarbeiteter oder gebrauchter Gegenftände, zu weldyen 
namentlih Metallgeräthe und Schmudjachen zu vechnen find, gewerbsmäßig 
betreibt, um die angefauften Sachen unter veränderten Formen wieder in 
den Handel zu bringen oder einzujchmelzen, bat, ſofern jein Gefchäftsbetrieb 
nicht unter die beſtehenden Vorfchriften des Tröpdlergewerbes füllt und er 
fih deshalb nach dieſen zu richten hat, über den Ankauf ein Bud zu 
führen, in welches die Anfäufe nach der Zeitfolge mit genauer Beſchreibung 
des Gegenſtandes, Angabe des Berfäufers und des Einfaufspreifes zu vers 
merken find. Dies Buch ift den mit der Kontrole beauftragten Beamten 
auf Erfordern zur Einfiht vorzulegen und werden Unterlaffungen biefer 
Polizer-Borfchrift, fofern nicht nad) den allgemeinen Gejegen härtere Strafen 
verwirft find, mit Geldbuße bis zu 10 Thalern, im Unvermögensfalle aber 
mit entjprechenden Freiheitsſtrafen geahndet werden. 


Berlin, den 26. Februar 1853, 
Königlihes Polizei Präfidium. 
(gez.) von Hinckeldey. 
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BEINE» der im $ 35 Abſatz 2 und 3 der Reichs-Gewerbe— 
Ordnung verzeichneten Gewerbe: Betriebe. 


Polizei-Verordnung vom 18. März 1885. 


21. Juni 1869 
Auf Grund des 8 38 Abfat 2 der Gewerbe-Ordnung vom I, Zul 1888 


und des $ 136 des Gefetes über die allgemeine Landes: Bermwaltung vom 
30. Juli 1883 wird für den ©eltungsbereid des legteren verordnet, was 


folgt: 


Beftimmungen über den Gejhäftsbetrieb der im $ 35 Abſatz 2 
und 3 der Reihs-Gewerbe-Ordnung verzeichneten 
Sewerbetreibenden. 

1. Wer den Trödelhandel (Handel mit gebrauchten Kleidern, ge— 
brauchten Betten oder gebrauchter Wäſche, Kleinhandel mit altem Metall- 
geräth, mit Metallbrud oder dergleichen) betreibt, ift verpflichtet, ein nach 
dem beigefügten Schema A. eingerichtetes Bud, über jeme Ein- und Ver: 
fäufe zu führen. Das Buch muß dauerhaft gebunden und durdyweg mit 
fortlaufenden Seitenzahlen verfehen fein. Daſſelbe ift, bevor es in Ge— 
brauch genommen wird, von der Ortspolizeibehörde unter Beglaubigung der 
Seitenzahl abzuftenpeln. In dem Bude dürfen weder Nafuren vor: 
genommen, nod Eintragungen unlejferlih gemacht werben; daſſelbe darf 
weder ganz noch theilweiſe vernichtet werden. 


2. Alle Einkaufs: und Berkaufsgefchäfte find im Laufe des Tages, an 
weldhem fie abgeſchloſſen find, in das Geſchäftsbuch einzutragen. 

Die Eintragung der Einfaufsgefchäfte erfolgt in der Reihenfolge ihres 
Abſchluſſes unter fortlaufenden Nummern. Die eingefauften Gegenftände 
find nad Art, ſowie nad) Zahl, Maf oder Gewicht genau zu bezeichnen. 


Die Eintragung der Verkäufe ift in den dafür beftimmten Spalten 
des Geſchäftsbuchs neben den entipredhenden Einfaufs- Eintragungen zu 
bewirken. 


3. Bei allen Eintragungen ſind Namen, Stand und Wohnort, auf 
Anordnung der Ortspolizeibehörde auch die Wohnung desjenigen, mit welchem 
der Trödler das betreffende Einkaufs- oder Verkaufsgeſchäft abgeſchloſſen 
hat, genau anzugeben. Ueber die Richtigkeit der gemachten Angaben hat ſich 
der Tröpler in glaubhafter Weije zu vergewiliern. 

Mit minderjährigen Perfonen darf fidy der Tröpler ohne ausdrückliche 
Genehmigung der Eltern oder VBormünder in Gefchäfte nicht einlajjen. 

4. Für die orbnungsmäßige Führung des Gefhäftsbuches ift der 
Trödler auch dann perſönlich verantwortlid, wenn er diefelbe durch einen 
Dritten bewirken läßt. 
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5. Der Trödler ift verpflichtet, alle ihm von Behörden oder Privat- 
Perfonen zugehenden Benachrichtigungen über verlorene oder dem Cigen- 
thümer widerrechtlich entfremdete Gegenftände nad) der Zeitfolge geordnet 
aufzubewahren. 


6. Die im Betriebe des Trödelhandels erworbenen Gegenftände müſſen 
ſtets mit einer der Nummer des Geihäftsbuhs entſprechenden Bezeichnung 
verfehen fein. Sie find in gefonderten Räumen oder Behältniifen aufzu- 
bewahren oder Doch, wo dies nicht zu ermöglichen ift, von anderen gleichartigen 
Gegenitänden äußerlich getrennt zu halten. Werden fie in anderen, als ven 
unmittelbar fir den Trödelhandel benugten Gejhäftsräumen aufbewahrt, jo 
ift ihr Aufbewahrungsort im Geſchäftsbuch zu bezeichnen. 

7. Geſchäftsbücher, welche nicht mehr benutt werden jollen, find unter 
Angabe des Datums abzuschließen und der Ortspolizeibehörbe zur Be— 
ftätigung des Abichluffes vorzulegen. Sie find fo lange aufzubewahren, bis 
ihre Vernichtung von der PBolizeibehörde genehmigt ift. Nah dem Abſchluß 
bürfen weitere Eintragungen in die Geſchäftsbücher nicht mehr gemacht werben. 

Daſſelbe gilt, wenn der Geſchäftsbetrieb eingeftellt wird. 


8. Die Bolizeibehörde und deren Organe find befugt, von dem ge- 
jammten Gejchäftsbetrieb des Trödlers jederzeit Einficht zu nehmen. Den 
hiermit betrauten Beamten iſt der Zutritt zu den Geſchäfts- und Yager- 
räumen, ſowie die Einfiht und Prüfung der Geſchäftsbücher zu geitatten. 
Auf Verlangen find denjelben die für den Trödelhandel angefauften Gegen- 
ftände vorzulegen; auch ijt ihnen jede verlangte Auskunft über den Geſchäfts— 
betrieb wahrheitsgetreu zu ertbeilen. 


9. Die zur Zeit des Infrafttretens diefer Verordnung für den Trödel— 
handel bereits erworbenen und noch im Beſitz des Tröplers befindlichen 
Gegenftände find unter fortlaufenden Nummern in das neuanzulegende 
Geſchäftsbuch einzutragen, bevor dafjelbe zu anderweiten Eintragungen be> 
nugt wird. Bei der Eintragung find die Vorfchriften unter Nr. 2 und 3 
foweit möglich zu befolgen. Bezüglich der Bezeichnung und Aufbewahrung 
diefer Gegenjtände finden die Vorjchriften ıumter Nr. 6 Anwendung. 


10. Borftehende Beſtimmuungen finden auf den Kleinhandel mit Garn- 
abfällen oder Dräumen von Seide, Wolle, Baumwolle oder Leinen gleich« 
mäßig Anwendung. 


11..Wer das Gewerbe eines Gefinde-Bermiethers oder eines 
Stellenvermittlers betreibt, iſt verpflichtet, ein nad) dem beigefügten 
Schema B. eingerichtetes Buch über die einen Dienft oder eine Stellung 
juchenden und ein nach dem beigefügten Schema C. eingerichtete Buch über 
die Gefinde, Arbeiter oder jonftige Bedienftete fuchenden Perfonen zu führen. 
Für männliche und weibliche Dienſt- und Stellungjucher können getrennte 
Bücher geführt werben. 
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Auf Anlegung, Beglaubigung, Führung und Abſchluß der Bücher finden 
die Beſtimmungen unter Nr. 1, 4, 7 ſinngemäße Anwendung. 


12. Die dem Gefindevermiether (Stellenvermittler) ertheilten Aufträge 
find im Yaufe des Tages, an welchem fie eingehen, in der Neihenfolge des 
Eingangs unter fortlaufenden Nummern nach Maßgabe der im Schema 
vorgejehenen Rubriken vollftändig einzutragen. Ueber die Erledigung der 
Aufträge find neben der erften Eintragung in den entiprechenden Spalten 
die weiteren Vermerfe zu machen. 


13. Die Polizeibehörden und deren Organe find befugt, jederzeit von 
den Geſchäftsbüchern des Geſindevermiethers (Stellenvermittlers) und von 
den den Gewerbebetrieb veilelben betreffenden Schriftſtücken Einſicht zu 
nehmen. Der Gefindevermiether ift verpflichtet, den damit betrauten Ber 
amten auf Verlangen feine Geſchäftsbücher und die gelammten auf feinen 
Gewerbebetrieb bezügliben Schriftftüde vorzulegen oder zu verabfolgen, 
jowie jede gewünſchte Auskunft über den Gefchäftsbetrieb wahrbeitsgetreu 
zu ertheilen. 


14. Perſonen, welde die Beforgung fremder Rechtsangelegen— 
heiten und bei Behörden wahrzunehmender Geichäfte, insbejfondere die Ab- 
fafjung der darauf bezüglichen ſchriftlichen Aufſätze gewerbsmäßig betreiben, 
fowie die gewerbsmäßigen Bermittelungs- Agenten für Immobiliar-Berträge, 
Darlehne und Heirathen find verpflichtet, den zuftändigen Polizeibehörden 
und deren Organen auf Erfordern ihre Geſchäftsbücher und die gefammten 
auf ihren Geſchäftsbetrieb bezüglihen Schriftjtüde zur Einſicht vorzulegen 
und den betreffenden Beamten jede auf den Gefchäftsbetrieb bezügliche Aus— 
kunft wahrheitsgetreu zu ertheilen. 


15. Denjenigen vorftehend aufgeführten Gewerbetreibenden, die auf 
Grund früherer Borfchriften Geſchäftsbücher zu führen verpflichtet find, 
welche den gegenwärtigen VBorfchriften nicht entſprechen, kann auf Antrag 
von der zuftändigen Polizeibehörde die Weiterbenugung dieſer Bücher bis 
zum Abſchluß derfelben widerruflih geftattet werden, fofern daraus Un— 
zuträglichkeiten nicht zu beforgen find. Die Bücher find vor dem Gebraud 
in Gemäßheit der Nr. 1 von der Polizeibehörde abzujtempeln. 


16. Zuwiderhandlungen gegen die vorjtehenden Beftinnmungen werden, 
fofern nicht nady den Strafgefegen eine höhere Strafe verwirkt ift, mit 
Gelpftrafe bis zu 30 Mark beftraft. 

17. Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1885 in Kraft. 

Berlin, den 18. März 1885. 

Für den Minipter für Handel und Gewerbe. 
(gez.) v. Boettider. 
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C. Gewerbebetriebe, für welde befondere Perfonen verpflichtet 
bezw. beftellt werden können. 


1. Gewerbebetriebe im Sinne des $ 36 der Neichs: 
Gewerbe: Ordnung. 


Nuftionatoren. Aufergerichtlihe Auktions-Kommiſſarien. 


Reglement vom 15. Auguft 1848. 
(A.Bl. 1848, Beil. 3. 38. St.) 

Auf Grund des $ 53 der allgemeinen Gewerbe » Ordnung vont 
17. Januar 1845 werden hierdurch über den Gefchäftsbetrieb der aufer- 
gerichtlichen Auftionatoren in denjenigen Yandestheilen, in denen das allge— 
meine Landrecht Gejegesfraft hat, mit Aufhebung der vajelbit feither be- 
jtandenen befonderen Reglements nachftehende Beſtimmungen getroffen: 

81. 

Das Geſchäft der Auktionatoren beſteht in der öffentlichen Verſteigerung 
beweglicher und unbeweglicher Sachen. Zur Verſteigerung unbeweglicher 
Saden*) find dieſelben nicht befugt. 

*) Zweiter Nadtrag vom 18. Oktober 1872. 

Die Beitimmungen des S 1 des Neglements vom 15. Auguft 
1848, nad welchen die aupergerichtlichen Auftionatoren nur zur 
öffentlichen Berfteigerung bewegliher Saden berufen, zu Im— 
mobiliars Berfteigerungen aber überhaupt nicht befugt find, werde: 
dahin abgeändert, daß die Auftionatoren aud zur Berjteigerung 
von unbeweglihen Sachen bejtellt werden fünnen. 

Berlin, den 18. Oftober 1872. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
82. 

Als Auktionatoren dürfen nur ſolche Perſonen beſtellt werden, von 
deren Unbeſcholtenheit und ſtrengen Rechtlichkeit die Königliche Regierung 
ſich überzeugt hat, und welche in der mit ihnen anzuſtellenden Prüfung 
überzeugend nachweiſen, daß ſie die zu einem ordnungsmäßigen Betriebe 
des Auktions-Geſchäfts erforderlichen Fähigkeiten beſitzen. 

83. 

Vor der Beſtellung zum Auktionator iſt von dem Bewerber eine Kaution 
zu leiſten, deren Höhe von der Königlichen Regierung für jeden Ort nad) 
den obwaltenden Berhältniffen bejtimmt wird. 

Ss 4. 

Bei der Beftellung zum Auftionator ift demfelben ein beftimmter, nady 

der Dertlichkeit abgegrenzter Bezirk zu überweijen, über welchen hinaus er 
34 
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jein Geſchäft nicht betreiben darf. Der Königlihen Regierung ſteht es 
jedody jederzeit frei, die Grenzen dieſes Bezirks abzuändern, und anderen 
Auftionatoren den Gejchäftsbetrieb in denſelben zu geitatten. 

Der Auftionater iſt nicht nur berechtigt, fondern aud) verpflichtet, inner— 
halb des ihm angewiejenen Bezirkes die ihm übertragenen Auftionen abzu= 
halten. Er darf aber feine Dienftleiftung nicht umherziehend anbteten. 


85 
tift erſetzt durch den III. Nachtrag vom 16. Mai 1876 Seite 539. 
86. 

Der Antrag auf Abhaltung einer Auktion muß gegen den Auktionator 
ſchriftlich oder zu Protokoll erklärt und dabei vom Extrahenten ſogleich be— 
ſtimmt werden, welche beſondere Verkaufs-Bedingungen er etwa gejtellt zu 
fehen wünfcht, und wer den Empfang der Kaufgelder bejorgen fol. Wird 
zu diefem Empfange nicht der Auftionator felbft beftimmt, jo bat ver 
Ertrahent für die Amwefenheit des Empfängers während der Dauer der 
Auktion Sorge zu tragen ($ 22), und ift jener hierzu vom Auftionator aus— 
prüdlich aufzufordern. 

Dem Erxtrahenten ift jedesmal zu eröffnen, daß es ihm frei ftebe, ver 
Auktion felbft oder durch einen Stellvertreter beizuwohnen. 


87. 

Der Auftionator hat die Pegitimation des Ertrahenten der Auktion zu 
einem folhen Antrage nah den beitehenden Geſetzen zu prüfen und ins— 
befondere darauf zu achten, daß er nicht von verdächtigen Perſonen Sachen 
zum Berfauf übernehme. 

Auch hat er die polizeilichen Vorichriften in Bezug auf die Veräußerung 
gewiſſer Gegenftände, z. B. von Nachlaßſachen jolder Perſonen, melde an 
anftefenden Krankheiten verftorben find, von Büchern, deren Debit verboten 
ift, u. |. mw. gemau zu beachten, und in zweifelhaften Fällen die Entſcheidung 
der DOrtöpolizeibehörde einzuholen. 


Nadtrag vom 18. Auguſt 1882. \ 

Der 87 des Neglements für die außergerichtlichen Auftionatoren 
vom 15. Auguft 1848 hat durch Erlaß des Herrn Minifters für 
Handel und Gewerbe vom 18. dieſes Monats folgenden Zuſatz 
erhalten: 

„Die Berfteigerung von Waaren eines Wanderlagers darf der 
Auktionator nur dann Übernehmen, wenn ihm die Entrichtung der 
Steuer für den Wanderlagerbetrieb (Gejet vom 27. Februar 1880, 
G.⸗S. ©. 174) nachgewieſen ift.“ 

Borftehendes wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 24. Auguſt 1882. 

Der Königliche Polizei: Präfivent. 
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88. 

Der Auktionator darf, wenn ſich hinſichtlich der beabſichtigten Auktion 
Anſtände ($ 7) ergeben haben, erſt nach deren Beſeitigung die zu vers 
fteigernden Gegenſtände Übernehmen; er muß ein vollftändiges Verzeichniß 
der ihm übergebenen Gegenftände anfertigen und von dem Ertrabenten unter- 
Schreiben laſſen. 

Wird ihm ein folhes Verzeichniß von dem Ertrahenten mitgetbeilt, Fo 
hat er daſſelbe rüdjichtli der Nichtigkeit zu prüfen umd zur beicheinigen. 

Sodann ift die Abſchätzung von ihm zu veranlaffen, wenn eine 
foldhe von dem Ertrahenten verlangt wird. 

89. 

Die Zeit und der Ort der abzuhaltenden Auftion, fowie die Art ber 
hierüber zu erlafienden Belanntmahung, find von dem Ertrahenten zu be 
ftimmen. In Ermangelung einer ſolchen Beflimmung ift die Bekanntmachung 
nach Vorjchrift des $ 6 der umter C beigefügten Gebühren: Tare zu bes 
wirken; die Zeit umd den Ort der Auftion hat der Auftionator jo aus- 
zumählen, wie es den Umftänden am angemefjenften ift, doch muß ber 
Auftionstermin mindeſtens 3 Tage vor dem Auktionstermine zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werben. 

8 10. 

Eine Auktion darf an Sonn und Felttagen niemals, an Sonmabenden 
und an den jübifchen Feiertagen aber nur mit Zuftimmung des Ertrahenten 
abgehalten werben. 

$ 11. 

Der Auktionator muß die ihm übertragenen Auktionen ſelbſt abhalten. 
In Kranfheits- oder anderen Behinderungsfällen ift dem Ertrahenten hier— 
von behufs feiner weiteren Beſtimmung Kenntniß zu geben. Kann Dies 
wegen Kürze der Zeit oder fonftiger Umftände nicht gefchehen, jo it ver 
Drtspolizeibehörde zur Beſtimmung eines Stellvertreters Anzeige zu machen. 


8 12. 

Der Auftions-Termin beginnt mit dem lauten und deutlichen Vorlefen 
ber etwa geitellten befonderen Berfaufs-Beringungen (8 6). Eine Abfchrift 
derjelben ift im Berfaufslofale anzuheften oder, wenn die Auktion im Freien 
erfolgt, auf fonft angemefjene Weife dem Publikum zur eigenen Anficht 
auszulegen. 

8 13. ’ 

Hiernächft ift mit der Verfteigerung vorzugehen, und zwar dergeftalt, 
daß mit dem Berfteigern eines Gegenftandes nicht eher begonnen werben 
darf, bis der zunächſt vorangegangene zugejchlagen if. 

$ 14. 

Mit dem Zuſchlage ift nicht eher zu verfahren, bis nad dreimaligem 
Wiederholen des gefchehenen höchſten Gebots fid) Fein Mehrbietenver finvet. 

24° 
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Haben zwei oder mehrere Perfonen zugleich ein und daſſelbe Gebot 
gethan, jo muß der Auftionator Einen derfelben zu vermögen fuchen, ein 
höheres Gebot abzugeben. Gelingt dies nicht, jo entjcheidet das Loos. 

Nah dem Zuſchlage darf Fein Gebot mehr angenommen werben. 

8 15. 

it bei der Bekanntmachung „des Auktionstermins angezeigt worden, 
oder aus den Umftänden, 3. B. dem Yofale, in welchem die Auktion abge— 
halten wird, zu entnehmen, wem die zu verfteigernden Gegenftände gehören, 
fo muß, wenn in derjelben Auktion von dem Auktionator auch Sachen, die 
Anderen gehören, zur Verfteigerung gebracht werben, dies im Termine vor 
dem Beginne der Berfteigerung diefer Sachen befannt gemacht werden. 


s 16. 

Der Auftionator ift für die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung 
im Termine, fowie dafür verantwortlid, daß weder vor demfelben, noch 
während deſſen Dauer im Auftionelofale Branntwein oder andere geiftige 
Getränke verabreidt werden. Genügt fein Unfehen nicht, dieſer Borfchrift 
Geltung zu verſchaffen, fo ift er jo befugt als verpflichtet, die Auktion ab» 
zubrechen und die Lebertreter der Polizeibehörde anzuzeigen. 

Auh dürfen die Auftionstermine in der Regel nit in Wirths— 
häufern oder in Gebäuden, werin der Ausſchank geiftiger Getränke bes 
trieben wird, abgehalten werben. Iſt die unvermeidlich, jo bat der 
Auftionator zuvor die Genehmigung der Ortspolizeibehörde einzuholen. 


s 17. 
3 
(it erfeßt durch den III. Nachtrag vom 16. Mai 1876 Seite 539). 


Ss 18. 

Der Auftionator darf in der von ihm abgehaltenen Auftion weder ſelbſt 
mitbieten, noch durd Andere mitbieten laſſen. Auch darf verfelbe nicht ge— 
ftatten, daß der Ausrufer oder die Taratoren, welde die Abſchätzung der 
zu verfteigernden Gegenftände vorgenommen haben, mitbieten oder mit- 


bieten laſſen. 
$ 19. 


Die Verfteigerung erfolgt gegen gleih baare Bezahlung in preußischen 
Kourant; die Uebergabe geſchieht fofort nad dem Zuſchlage, bei größeren 
im Auftionslofale nicht befindlihen Gegenftänden aber gleich nach dem 
Schluſſe des Auftionstermines. 

Ss 20. 

Der Auftionator darf den verfteigerten Gegenftand an feinen Anderen, 
als denjenigen, weldyem der Zufchlag ertheilt ift oder deſſen Bevollmächtigten 
übergeben, die Uebergabe aber vor Erlegung des Kaufgeldes nicht vornehmen, 
es wäre denn, daß der Ertrahent ihn zur Stundung deifelben ausdrücklich 
und ſchriftlich ermächtigt hätte. 
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Stundungen der Kaufgelder ohne eine ſolche Ermächtigung erfolgen auf 
Gefahr des Auftionators. 

Soll einem Anfteigerer ein Kaufgeld geftundet werden, welches den Be— 
trag von fünfzig Thalern überfteigt, jo muß der Auftionater das Protofoll 
von dem erjteren unterfchreiben laſſen. 

Der Auftionator hat dahin zu trachten, daß im Falle einer Stundung 
nicht etwa ftatt der gewöhnlichen Verzugszinfen eine Konventional» Strafe 
auf die Einhaltung des Zahlungstermines ausbedungen wird. Geſchieht 
dies feiner Vorftellungen ungeachtet, jo bat er die Interejienten über die 
Beitimmungen des $ 301, Tit. 5, Theil I. des allgemeinen Landrechts auge 
drücklich zu Protofoll zu belehren. 

Der Auktionator darf dem Extrahenten feine Vorſchüſſe*) auf ge 
ftundete Kaufgelder gewähren, die Forderungen wegen folder Kaufgelver 
nicht durch Geffien an ſich bringen ımd fi überhaupt nicht in anderer ähn— 
licher Weiſe bei ven von ihm betriebenen Gefchäften betheiligen. 


Nachtrag vom 21. Dezember 1856. 

Die Beitimmung des legten Abſatzes des $ 20 in dem Regle— 
ment vom 15. Auguft 1848 wird dahin ausgedehnt, daß den 
Auftionatoren die Yeiftung von Vorfhüjfen*) aus Auktions-Kauf— 
gelvern, die ceffionsweile Erwerbung von Forderungen folder Kauf: 
gelvder und überhaupt jede Betheiligung bei Auktionen unterfagt 
find, diefelben mögen von ihnen jelbit oder von einem Dritten ges 
leitet oder betrieben werden. 

Berlin, den 21. Dezember 1856. 

: Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

*) Vergl. Bekanntmachung vom 16. Mai 1376 Seite 539. 


g 21. 

Die Annahme, Aufbewahrung, Berechnung und Verſendung des Kauf: 
geldes gehört zu den Obliegenheiten des Auftionators, jofern der Ertrahent 
darüber nicht ein Anderes beitimmt hat. 

$ 22. 

Iſt zum Empfange des Kaufgeldes eine andere Perſon beftellt ($ 6), 
fo hat der Auftionator folhe zum Termine vorzuladen; er darf die Auftion 
nur in deren Beifein abhalten, auch die Uebergabe der zugefchlagenen Gegen: 
ftände ohne ihre Zuftimmung nicht anders ald gegen Zahlung des Kauf— 
geldes vornehmen. Daß hiernach werde verfahren werden, muß der Auftionater 
vor Erbffnung der Auktion zur Kenntniß der Betheiligten bringen. 

8 23. 

Ueber jeden Auftionstermin muß der Auftionator ein orbnungsmäßiges 
Protofoll führen und ſolches dem Extrahenten resp. deſſen Stellvertreter, 
wenn derjelbe im Termin anmejend it, zur Einſicht und Unterfchrift 
vorlegen. j 
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8 24. 

Binnen 3 Tagen, bei bedeutenden Auftionsmaffen aber binnen 8 Tagen 
nah Abhaltung des legten Termins, hat der Auktionator dem Ertrahenten 
beglaubigte Abſchriſt des Protokolls nebft feiner Gebühren» Liquidation und 
ber etwaigen Koften- Berechnung zu überjenden. 


8 25. 

Innerhalb gleicher Friften muß er demjelben aud den Auktionserlös 
bis auf die mit Zuftimmung des Ertrahenten etwa gejtunderen Kaufgelver 
($ 20), nady Abzug feiner Gebühren und Koften, abliefern, wenn er mit der 
Empfangnahme der Kaufgelder beauftragt war. 


Berlangt der Extrahent dagegen die Aushändigung der Kaufgelver gleid) 
nach beendigter Auktion, fo iſt der Auftionator auch hierzu verpflichtet, jedoch 
barf er alsdann einen jeiner Gebühren: nud Koften- Forderung muthmaßlid) 
gleihfommenvden Betrag zu feiner Dedung zurüdbehalten, wegen deſſen er 
fih dann in der Eingangs beftimmten Frift mit dem Ertrahenten auseinander 
zu jegen hat. 


8 26. 

Die Annahme, Inftruktion und Remmmeration des Ausrufers ift Sauce 
bes Auktionatore. Er iſt für deſſen Handlungen verantwortlich, zugleich aber 
verpflichtet, denfelben auf Verlangen der Königlichen Regierung jederzeit zu 
entlajjen. 


S 27. 
Der Auktionator bat, um fih über fein Verfahren ftets ausweiſen zu 
können, 
a. ein bejonderes, gehörig zu heftendes Aftenftiid über jede Auktion ans 
zulegen, 
b. ein Protofollbud nad) dem Schema A,, 
e. ein Kaſſenbuch nach dem Schema B. 
zu führen. 
8 28. 
In das Aktenſtück find alle auf die Auktion bezüglichen Verhandlungen 
zu bringen. 
Namentlid) müljen darin enthalten fein: 
1) der Auftrag zur Berjteigerung und Das Verzeichniß ber Gegenſtände; 
2) die Defcheinigungen Über die öffentliche Bekanntmachung des Ter- 
mins mit den Verkaufs: Bedingungen; 
3) die Ktonzepte der Gebühren: und Koſten-Rechnungen; 
4) der zum Auftions= Protofolle nad) Vorſchrift der Stempelgefege 
zu fafjirende Stempel; 
5) die Quittungen über ben abgeführten Auftionserlös, wenn Die 
Gelverhebung den Auftionator übertragen war: 
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Auf dem Aftendedel find die Seiten, welche das Auftions-Protofoll im 
Protofollbuche einnimmt ($ 29) und die Folien der bezüglihen Maſſen im 
Kaſſenbuche ($ 30) zu vermerfen. 


g 29. 

Das Protofollbuh muß aus feiten Bänden bejtehen. Es darf gleich— 
zeitig mur ein Band in Gebrauch genommen werden, in welchen vorher bie 
Drtspolizeibehörde die Ordnungsnummer des Bandes und die Anzahl der 
Seiten mit Buchftaben zu bemerken, aud) die erfte und legte Seite mit ihrem 
Viſum zu verjehen hat. 

Die Auktions- Protofolle find in dieſes Buch hintereinander und ohne 
Belaſſung eines anderen Zwifchenraums, als zur Aufrechnung der Zahlen 
erforderlich ift, zu fchreiben. 

Rafuren dürfen in dem Buche durchaus nicht vorkommen; find Aende— 
rungen während der Auftion unvermeidlich, fo müſſen vie berichtigten Zahlen 
in den vorjtehenden Kolonnen mit Buchftaben gejchrieben und die Korrekturen 
von dem Ertrahenten oder deſſen Stellvertreter, ſonſt von einem befannten 
zuverläjfigen Anmelenden durch Unterichrift beicheinigt werben. 


Ss 30. 

In dem Kaſſenbuche erhält jede einzelne Auktionsmaſſe ein eigenes 
Folium. 

Sofort nach dem Schluſſe eines jeden Termins iſt das Soll-Einkommen 
und die Iſt-Einnahme während der Auktion auf Grund des Protokolls auf 
das betreffende Folium des Kaſſenbuchs einzutragen und dies vom Auftio- 
nator durch feine Unterfchrift zu befcheinigen. 

Einen Ertraft aus den Kaſſenbüchern, getrennt nach den einzelnen 
Auktionsmaſſen, hat der Auftionator am Schluſſe jedes Jahres der Orts— 
polizeibehörde einzureichen. 

8 31. 

Gebühren darf der Auftionator nur von den Ertrabenten fordern und 

bei deren Piquidation die unter C. anliegende Tare nicht Überfchreiten. 
$ 32. 

Der Eid, welchen der Auftionator bei feiner Anftellung vor der König» 
lihen Regierung oder der von diefer damit beauftragten Behörde zu leiften 
bat, lautet dahin: 

„Ich N. N. ſchwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, 
daß, nachdem ich zum Auktionator beſtellt worden, ich alle mir in 
dieſer Eigenſchaft obliegenden Pflichten nach meinem beſten Wiſſen 
und Gewiſſen genau erfüllen will, fo wahr mir Gott helfe u. ſ. w.“ 

8 33. 


Der Gefchäftsbetrieb der Auftionatoren wird zunächſt durch bie Orts— 
polizeibehörde beauffichtigt; die Oberaufſicht und Kontrole fteht der Könige 
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lichen Regierung zu, welche jederzeit Nevifi nen des Gefchäftsbetriebes und 
der Bücher veranlafien fann. 

Die Ortspolizeibehörde bat die zu ihrer Kenntnig gelangenden Ord— 
nungswidrigfeiten und Pflihtwerlegungen der Auftionatoren der Königlidyen 
Negierung anzuzeigen; dieſe ift ermächtigt, wegen foldher Vergehen Ord— 
nımgöftrafen bis zu dreißig Ihalern gegen die Auftionatoren fefizufegen, 
fofern nicht die Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 ftrengere Ahndung 


bedingt. 
$ 34. 

Die Vorfchriften dieſes Neglements finden auf diejenigen Auftionatoren, 
welche ſich ausichlieglid mit der Verfteigerung von Büchern beichäftigen, 
feine Anwendung. 

S 35. 

Es bleibt vorbehalten, das gegenwärtige Neglement nad) dem Ergeb» 
niſſe weiterer Erfahrung abzuändern und zu ergänzen. 

Berlin, den 15. Auguft 1848. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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B. Auftionsmafle für N. N. zu N.N. 
Einnahme. Ausgabe. 
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C. Gebühren: Tare vom 15. Auguft 1848. 
81. 

Der Auktionator erhält für die vollſtändige Beſorgung einer jeden 
einzelnen Verſteigerung von dem Empfange des Auftrages an gerechnet bis 
zur vollſtändigen Ablieferung der Auktionslooſung, von dem Betrage dieſer 
letzteren: 

a. bis zu 5 Thlr. einſchließlich, d. h. von den erften 5 Thlr. .. 1624 % 

oder 5 Sgr. von jedem vollen Thaler, 
b. von dem Betrage über 5 Thlr. bis zu 10 Thlr. einſchließlich 133/ % 
oder 4 Sgr. von jedem vollen Thaler, 

ce. von dem Betrage über 10 Thlr. bis zu 20 Thlr. einſchließlich 10% 

oder 3 Sgr. von jedem vollen Thaler, 
d. von dem Betrage über 20 Thlr. bis zu 50 Thlr. einſchließlich 8"/, % 
oder 2"/, Sgr. von jedem vollen Thaler, 

e. von dem Betrage über 50 Thlr. bis zu 100 Thlr. einſchließlich 5% 

oder 1'/, Sgr. von jedem vollen Thaler, 

f. von dem Betrage über 100 Thlr. bis zu 1000 Thlr. einſchließlich 3%, % 

oder 1 Sgr. von jedem vollen Thaler, 
g. von dem Betrage über 1000 Thlr. ................. 12/, % 
oder Y/, Sgr. von jedem vollen Thaler. 

Der niedrigere Prozentfag in einer der höheren Kolonnen wird erft 
von demjenigen Betrage einer Auftionsloofung erhoben, welder das Marimum 
ber unmittelbar vorhergehenden Kolonne überfteigt. 


8 2. 

Segen diefe Gebühren ($ 1) muß der Auftionator, foweit nicht in 
Folgenden ein Anderes beftimmt ift, alle und jeve Auslagen, namentlich für 
Benahrichtigung der Interefjenten, für die Bekanntmachungen durch öffent: 
liche Anfchläge, Ausrufungen und Injertionen, für den Ausrufer bei ver 
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Auftion felbit, für Stempel, für Einziehung kreditirter Kaufgelder u. f. w. 
übernehmen und beftreiten, auch ſich auf feine Koften ein Auftionslofal be— 
forgen. 

S 3. 

An Orten, wo die Miethspreife der Wohnungen jo beträchtlich find, 
daß der Auftionator durd die Gebühren ($ 1) für den zur Beichaffung des 
Auftionslofals erforderlichen Koften: Aufwand nicht ausreichend entſchädigt 
erſcheint, kann auf den Antrag der Regierung eine befondere Vergütigung 
für das Lokal bewilligt werden. 


84. 

Müſſen zu verſteigernde Gegenſtände von einem Orte nach einem 
anderen (nicht blos von einem Haufe in das vndere) transportirt werben, 
jo find die dem Auktionator dadurch entjtandenen, von ihm zur belegenden 
baaren Auslagen befonders zu erjtatten. 

$5. 

Unterzieht fi) der Auftionator der Taration zu verjteigernder Gegen- 
jtände, jo werben die Diesfälligen Kloften nach dem für gerichtliche Tarirung 
beweglicher Gegenftände bejtehenden Säten bejonders feitgejegt. 


8 6. 

Hinfichtlih der Art der öffentlihen Bekanntmachung der Auktionen muß 
fih der Auktionator, wenn der Ertrahent nicht ein Anderes ausprüdlich be— 
antragt, nad) den Beſtimmungen achten, welche die Regierungen nad Maße _ 
gabe der örtlichen Verhältniſſe mit Nüdficht auf den $ 85, Titel 24, Thl. I. 
der Allgemeinen Gerichts: Dronung erlafjen werben. Wenn auf befonderen 
Antrag der Ertrahenten mehrere oder andere öffentlihe Bekanntmachungen 
erfolgen, als nad vorerwähnten Beltimmungen erforberlih find, fo find 
die dadurch entjtehenden baaren Auslagen dem Auftionator befonders zu er— 
ftatten. 

87. 

Muß der Auftionator Reifen unternehmen, fo erhält derfelbe, falls 
nicht bei feiner Bejtellung ausvrüdlic etwas Anderes beftinmt worden ift, 
in jeder einzelnen Berfteigerungs= Angelegenheit, wenn die Auftionsloofung 
mehr als 50 Thlr. beträgt, außer den Gebühren zu 1 an Reifefoften*) 
15 Sgr. für jede Meile des Hin» und Nüdweges, beide zufammen- 
gerechnet, ohne Nüdficht darauf, ob er nur eine oder mehrere Auftionen 
zugleich abgehalten hat. Beträgt die Entfernung weniger ale '/, Meile 
von dem Wohnorte des Auftionators, jo können Feine Neifefoften Tiquidirt 
werben. 

In jeder einzelnen Angelegenheit dürfen höchftens zwei Reifen, die eine 
zur Uebernahme und Abfhägung der Sachen — falls hierzu eine Reife 
verlangt worden — und bie andere zur Abhaltung der Auktion liquidirt 
werden. Beträgt die Auftionsloojung nicht mehr als 50 Thlr., fo tritt gar 
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feine Reifetojten-Erftattung ein; e8 wäre denn, daß fie einzelnen Auftionatoren 
mit Nüdficht auf die große Ausdehnung ihres Bezirks und auf die geringere 
Zahl vorfommender Heiner Auktionen von der Regierung bejonders bewilligt 
werden möchten. 

*) Vergl. den dritten Nachtrag vom 16. Mai 1376 Seite 540 


$ 8. 

Wird die Gelvderhebung nicht von dem Auftionator bejorgt, jo erhält 
er außer ven etwaigen Reiſekoſten nur %, der $ 1 bejtimmten Prozentjäge. 
Ein Viertel der legteren wird für die Einziehung und Erhebung der Kauf 
looſung abgerechnet. 

Das Porto für die etwaige Verfendung erhobener Auftionsgelver ges 
hört nicht zu den vom Auftionator zu tragenden Auslagen. 

89. 

Kommt es nicht zur Abhaltung der bereits eingeleiteten und augeordneten 
Auktion, jo erhält der Auftionator, wenn die Auftion erft in dem zu ihrer 
Abhaltung bejtimmten Termine ſelbſt rüdgängig wird, zwei Dritttheile, ſonſt 
aber ein Biertheil von dem zu 1 bejtimmten Prozentjage. 

Diejer wird, wenn eine Abſchätzung vorangegangen ift, nach dem Bes 
trage des Taxwerthes, ſonſt nad dem marktgängigen Preife ver Gegen— 
ftände oder auf Grund einer befonders zu veranlafienden Schägung berechnet. 
Reiſekoſten werden in diefen Fällen befonders vergütigt, wenn dev Auftionator 
wirflid) eine Reife bat unternehmen müſſen und der Taxwerth oder die 
Forderung 50 Thlr. überjteigt. 

Vorftehende Beitimmungen finden auch auf andere Perſonen Ans 
wendung, welde, ohne zu Auftionatoren bejtellt zu fein, mit Auktionen in 
einzelnen Fällen beauftragt werben, infoweit fie zum Genuß folder Gebühren 
und Emolumente überhaupt berechtigt find. 

Berlin, den 15. Auguft 1848. 

Der Minijter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Bekanntmachung vom 16. Mai 1876. 


Dritter Nachtrag zu dem Reglement für die außergerichtlichen 
Auftionatoren vom 15. Auguft 1848. 

A. Die $$ 5 und 17 des Reglements für die außergerichtlichen 
Auftionatoren vom 15. Auguft 1848 werben durch nachftehende Beftimmungen 
erſetzt: 

85. 

Kein Auktionator darf ohne Genehmigung der Königlichen Regierung 
Handelsgeſchäfte betreiben oder durch ſeine Angehörigen betreiben laſſen. 
Die Genehmigung erfolgt in der Regel nur auf Widerruf und überhaupt 
nicht in Beziehung auf den Betrieb der Gaſt- und Schankwirthſchaft, des 
Kleinhandels mit Getränken, des Trödels und des Pfandleihgeſchäfts. 
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8 17. 

Wenn der Auftionator die Ueberzeugung gewinnt, daß Kaufluſtige Ver— 
abredungen getroffen haben, um Mehrgebote zu hindern, jo darf er nur, 
wenn der Ertrahent die Fortſetzung ausdrücklich verlangt, mit folder vor— 
gehen. Anderenfalls hat er die Auftion abzubrechen. 

B. Der $ 20 (Abſatz 5) dejielben Reglements und der Nach— 
trag vom 21. Dezember 1856 werden, injeweit fie die Gewährung von 
Vorſchüſſen auf Kaufgelder betreffen, aufgehoben. 

C. An Stelle ver im$7 der Öebührentare vom 15. Auguſt 1848 
beftimmten Neifefoften und Entfernungen (15 Ser. für jede Meile — 
!/, Meile) treten: der Sag von 40 Pfennigen für das Kilometer, die Ent— 
fernung von 2 Kilometern. 

Berlin, den 16. Mai 1876. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(ge) Achenbach. 


Anftellung und Geihäftsbetrieb der Kornwäger zu Berlin. 
Polizei-Berordnung vom 17. Mai 1866. 

Auf Grund der 88 51 bis 53 und 93 der Allgemeinen Gewerbe- 
Ordnung vom 17. Januar 1845 (G.-S. ©. 41) werben über die Anftel- 
lung und den Gefchäftsbetrieb der Kornwäger zu Berlin nachjtehende Vor— 
ſchriften ertheilt: 

s 1. 

Das gewerbmäßige Verwiegen von Getreide, anderen Feldfrüchten und 
Mehl darf nur von den vorfchriftsmäßig dazu bejtellten Perſonen ($ 2) be: 
trieben werden. 

82. 

Die Kornwäger und der Wange: Infpeftor bilden das Wäger-Amt. — 
Sie werben auf VBorfchlag der Direktion ($ 3) von den Aelteften der Kaufe 
mannfchaft auf Kündigung angeftellt und von dem Königlihen Bolizei-Prä- 
ſidium vereidigt. Die Zahl der anzuftellenden Kornwäger wird nad) dem 
Bedürfniſſe des Verkehrs bemeſſen. Unbefcholtenheit, Zuverläffigkeit und 
Nüchternbeit find nothwendige Erforderniffe fir ſämmtliche Anftellungen. 


83. 
Zur Beauffichtigung des Wäger-Amts ernennen die Aelteſten der 
Kaufmannſchaft alljährlich fünf Kommiſſarien, welche die Direktion des 
Wäger-Amts bilden. Der Direktion ſind ſämmtliche beim Wäger-Amt 
angeſtellte Perſonen ($ 2) untergeordnet. 
84. 
Der Waage-Inſpektor, deſſen Anſtellungs-Bedingungen, einschließlich 
der Kündigungs-Friſt, durch Vertrag geregelt werden, iſt der unmittelbare 
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Dienſt-Vorgeſetzte der Kornwäger. Er hat alle Aufträge zu Verwiegungen 
entgegenzunehmen, für deren pünktliche Erledigung zu ſorgen, die Verthei— 
lung der Arbeiten unter die Kornwäger vorzunehmen, auch die Ausſtellung 
der Waageſcheine und der Rechnungen, ſowie die Einziehung aller für die 
Berwiegungen auffommenden Gebühren zu bewirken. 


85. 

Die Kornwäger werben auf vierwöchentliche Kündigung angeſtellt. Die 
Kündigung kann nur durch Beſchluß der Aelteften der Kaufmannſchaft aus— 
geſprochen werden. Im Fall die Kornwäger aus ihrem Dienſte auszuſcheiden 
beabſichtigen, haben ſie dies dem Waage-Inſpektor vier Wochen vorher 
ſchriftlich anzuzeigen. Für die bisher auf Lebenszeit angeſtellten vereideten 
Kornmeſſer gelten, inſofern fie zugleich als Kornwäger Anſtellung und 
Beſchäftigung finden, bezüglich der letzteren Funktion die Beſtimmungen 
dieſer Berordnung. 

86. 

Die Kornwäger ſind dem Waage-Inſpektor in allen dienſtlichen An— 
gelegenheiten zum unbedingten Gehorſam verpflichtet. Sie dürfen ohne 
Anweiſung deſſelben keine Verwiegungen vornehmen und ohne ſeine Zuſtim— 
mung die ihnen übertragenen Verwiegungen nicht durch Andere ausführen 
laſſen. Sie dürfen ferner weder Aufträge zu Verwiegungen annehmen, noch 
Waageſcheine oder Rechnungen über Verwiegungs-Gebühren ausſtellen. Die 
Kornwäger dürfen ſich nur der ihnen von dem Waage-Juſpettor über— 
gebenen Waagen und Gewichte bedienen. Eine Ausnahme macen die 
Waagen der öffentlichen Zpeicher und berjenigen einzelnen Kaufleute, deren 
Waagen nad) befonderer Uebereinkunft mit der Direktion des Wäger - Amts 
unter Reviſions-Kontrole gejtellt find. Jeder Kornwäger ift für die Richtige 
feit der von ihm ausgeführten Berwiegungen verantwortlid. Ergiebt 
eine Nachreviſion, welde bei entſtehendem Zweifel vom Waage: Injpektor 
— und zwar durch einen anderen Kornwäger — zu veranlaflen iſt, eine 
SGemwichts- Differenz von mehr als ein Achtel Prozent auf die Dezimal: 
jbaale, jo fallen die Koften der zweiten Berwiegung dem Kornwäger, 
welder die erjte VBerwiegung unrichtig ausgeführt hat, zur Yaft. 


87. 

Die beim Wäger-Amte angeftellten Perfonen müſſen fich anftändig, 
nüchtern, ruhig und böflidh gegen Jedermann, befonders aber gegen das 
ihrer Dienfte bedürfende Publikum und gegen ihre Vorgefetten benehmen. 
Cie haben die fejtgefegten Dienftitunden pünftlib inne zu halten und ihre 
Dienftgefchäfte genau nad den Weifungen ihrer Vorgeſetzten mit Unpartei- 
lichkeit und Gewiſſenhaftigkeit zu verrichten. Im dringenden Fällen find fie 
auch außerhalb der Dienftftunden Aufträge auszuführen verpflichtet. Cie 
dürfen fir ihre dienftlihen Berrichtungen Geſchenke oder Trinfgelder weder 


542 


ſelbſt, noch durch Andere annehmen, auch nicht von Denjenigen, mit welchen 
fie dienftlih zu thun haben, ſich bewirthen laſſen. Es ift ihnen ferner 
unterfagt, Telbjt oder durch Andere eine Schanf- oder Gaitwirtbichaft zu 
halten, mit Getreide, Mehl, Kartoffeln, Hülfenfrüchten oder Deljaaten Handels= 
geihäfte zu treiben oder an ſolchen Geſchäften in irgend einer Art — mittels 
bar oder unmittelbar — ſich zu betheiligen. 


$ 3. 

Das Wäger- Amt hat die im $ 1 bezeichneten Verwiegungen für 
Jedermann, und zwar zu den nämlichen Gebühren vorzunehmen. Der bei— 
liegende Zarif diefer Gebühren wird in der Wange: Anftalt zu Jedermanns 
Einficht ausgelegt. Jede Veränderung deijelben wird fofort durch Anſchlag 
in der Waage: Anftalt befannt gemacht. 


89. 

Die näheren Beitimmungen über die Anftellung und die dienftlichen 
Dbliegenheiten des Waage: Infpeftors und der Kornmwäger, über deren 
Stellvertretung, ſowie über die Bertheilung und Ausführung der Verwie— 
gungs-Geſchäfte bleiben einer von den Xelteften ver Kaufmannſchaft mit 
Genehmigung des Königlichen Polizei: Präfiviums zu erlafjenden Inftruftion 
für das Wäger- Amt vorbehalten. 


8 10. 

Der Waage - Infpektor ift berechtigt, Kornmäger, welche jeinen Anmeis 
fungen nicht Folge leiften oder fi fenftige grobe Pflichtwidrigkeiten zu 
Schulden kommen laſſen, bis zu der fofort von ihm einzuholenden Entfchei- 
dung der Direftion von Dienfte zu ſuspendiren. 


811. 

Pflichtwidrigkeiten der beim Wäger-Amt angeſtellten Perſonen werden 
außer der etwa verwirkten gerichtlichen Ahndung im Disziplinarwege mit: 

a. Verweis, 

b. Geldbuße bis zu 3 Thalern, 

c. Suspenſion vom Dienſte bis zu 3 Monaten, 

d. jofortiger Dienftentlaffung 
beitraft. 

Die Strafen ad a. bis c. werden von der Direktion des Wäger- Amts 
verhängt. Gegen die Entjcheidung derſelben iſt der Betheiligte binnen 
10 Tagen nad der Bekanntmachung an die Welteften der Kaufmannſchaft 
zu refurriren befugt. Die fofortige Dienftentlaffung fann nur durd Bes 
ſchluß der Aelteften der Kaufmannſchaft ausgeiprodhen werden. Sie muß 
eintreten, fobald ein Kornwäger des abſichtlich unrichtigen Verwiegens, des 
Diebjtahls, des Betruges oder der Unterfchlagung überführt wird. 
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8 12. 

Denjenigen, welche Getreide, Feldfrüchte und Mehl vermittelt Hohl—⸗ 
maßes vermejien zu haben wünſchen, wird der Waage- Infpektor, auf Ver: 
langen, vereidete Kornmeſſer jtellen. 

Berlin, den 17. Mai 1866. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) Itzenplitz. 


Gebühren-Tarif. 
Polizei-Verordnung vom 11. Mai 1873. 

An Stelle derjenigen Beftimmungen, welche der im Anſchluß an $ 8 
der Verordnung vom 17. Mai 1866 erlajiene Gebühren-Tarif für die 
Kornwäger zu Berlin (Amtsblatt der Königlihen Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin 1866 Stüd 24) und die Verordnung vom 10. Fe— 
bruar 1872 (Amtsblatt 1872 Stüd 9) treffen, treten vom 1. Juni 1873 ab 
folgende Borfchriften: 

Bei allen durch die Kornwäger zu Berlin ausgeführten Verwiegungen 
find nachſtehende Gebühren zu entrichten: 


I. An Waagegeld für je 1000 Kilogramm Getreide, andere Feld— 
früchte oder Mehl bei Berwiegungen aus dem Kahne wie bei allen 
übrigen Berwiegungen 1, Sgr. 

II. An Wägerlohn — gleicywiel, ob die einzelnen Säde oder größere 

: Partien zufammen verwogen werben: 

1) Für die Abnahme des Sades oder der Säde, für Auswägen 
ganzer Quantitäten, für Zubinden der Säde und Wieder 
aufhelfen derfelben, überhaupt für je 1000 Kilogramm 2 Ser. 
6 Pr. 

2) Für Einſchippen, Streiden, Einfhlagen, Wägen und Taxiren 
der Miegejcheffel behufs Ermittelung der Quantität für den 
Sad à Heltoliter (2 Scheffel) 1 Sgr. 


Allgemeine Anmerkungen. 

I. Die Berehnung des Waagegeldes und Wägerlohns (Pofition I. 
und IT., 1.) erfolgt nach dem Netto» Gewicht. 

II. Mengen unter 50 Kilogramm bleiben dabei außer Betracht. Für 
Mengen über 50 Kilogramm und bis zu 500 Kilogramm ift der 
halbe, für Mengen über 500 Kilogramm der volle Tariffag zu 
entrichten. 

II. Zur Unterſtützungskaſſe für franfe ımd arbeitsunfähige Wäger 
und Träger wird bis auf Weiteres ein Zuſchlag erhoben, welder 
für jegt mit der Maßgabe auf einen Silbergrofhen vom Thaler 
des tarifmäßigen Wägerlohns fejtgejetst wird, daß ben Nelteften der 
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hiefigen Kaufmannfchaft vorbehalten bleibt, an Stelle deſſelben von 
einem ihrerſeits zu beftimmenden und zu publizivenden Zeitpunft ab 
einen geringeren Sat treten zu lajjen. 
Berlin, den 11. Mai 1873. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
In Vertretung: 
(gez.) Dr. Achenbach. 


Vorſchriften Für die öffentlich anzuſtellenden Metall-Probirer. 
Bekanntmachung vom 3. Juni 1874. 

Auf Grund des $ 36 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 und 
einer von Seiten des Minijters für Handel ꝛc. ertheilten Ermächtigung 
werden hiermit in Beziehung auf die öffentliche Anftellung und Beeidigung 
von Perfonen, melde die Feſtſtellung des Feingehaltes edler 
Metalle als Gewerbe betreiben (Metall Probirer), ſowie in Beziehung 
auf den Sejchäftsbetrieb der angeftellten Metall» Brobirer für den Bezirk 
des Königlichen Polizei» Präfidit folgende Borfchriften ertheilt: 

64: 

Die Bereidigung und öffentliche Anftellung von Metall» Brobirern er: 

folgt durch das PolizewPräfidium nad) Maßgabe des Bepürfnijies. 
82. 

Als Metall» Probirer werden nur Perfonen angeftellt, von deren Be— 
fähigung, Unbefcholtenbeit und Zuverläfligfeit ſich das Polizei» Präfidium 
überzeugt bat. 

83. 
Wer als Metalle-Brobirer angeftellt wird, hat folgenden Eid zu leiften: 
„IH 2c. ſchwöre, daß ich, nachdem ich zum Metall-Probirer be— 
jtelt worden bin, alle mir obliegenden Berufspflichten, insbejondere 
die Vorſchriften für die öffentlich anzujtellenden Metall» Brobirer 
nad meinem beten Willen und Gewiſſen genau erfüllen will. So 
wahr ꝛc.“ 
und erhält duch das Polizei: Präfidiun eine Bejtallung über feine Ans 
ftellung. 
84. 

Die Metall-Probirer führen ein Siegel, welches — außer der Ans 
gabe ihres Namens und Wohnorts — die Umfchrift „vereideter Metall 
Probirer” enthält. Zur Abftempelung der Barren bedienen fie fi eines 
Heineren, mit ihrem Namen verjehenen Stempels. 

$5. 

Die Metall» Probirer find der Aufficht des Polizei: Präfidii unterworfen. 

Das legtere ift befugt, Pflihtwidrigkeiten der Metall-Brobirer — unbeſchadet 
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ber etwa verwirkten gerichtlichen Strafen — mitteljt Berweifes ober 
Ordnungsſtrafe bis zum Betrage von 5 Thalern zu ahnden. Die Zurüd- 
nahme der Beltallung erfolgt eintretenden Falles nah Mafgabe der 
88 53, 54 der Gewerbe: Orbnung vom 21. Juni 1869. 


$ 6. 

Zur Beitimmung des Feingehalts des Goldes ift das dur die Wiener 
Ming Konvention vom Jahre 1857 vorgeichriebene Goldprobirverfahren, 
dagegen zur Beftimmung des deingehaltg des Silbers das von Gay-Luflac 
erfundene Berfahren, auf naſſem Wege, bei geringen eingehalten die 
Koupellation maßgebend, und erfolgt die Feingehaltsangabe des Goldes wie 
des Silbers in den zum Probiren eingebrachten Metallen nad Tauſend— 
theilen der Probirgewichts-Einheit. Der zur Gehaltsangabe dienende Heinfte 
Gewichtötheil iſt demnach in der Regel ein Taufendtheil und kann eine Ges 
haltsangabe unter einem Tauſendtheil nit verlangt werden. 


87. 

Von jedem Metallbarren resp. König, der dem Metall-Probirer zur 
Beſtimmung des Feingehalts übergeben wird, muß derſelbe, wenn ſolches 
der Geſtalt nach zuläſſig iſt, von der oberen und untern Fläche einen Aus— 
hieb zum Probiren entnehmen. Auf dem Barren hat er eine Nummer und 
ſeinen Stenppel, wenn Platz dazu vorhanden iſt, anderen Falls wenigſtens 
ſeine Namens-Chiffre einzuſchlagen. 


88. 

Fir das Aushauen eines Barrens resp. Könige, das Aufſchlagen einer 
Nummer und des Namens des Probirers, kann derjelbe 1'/, Syr. pro Stüd 
ſich vergütigen lafjen. 

89. 

Bei Gehaltsdifferenzen einer zum Probiren eingelieferten Probe oder 
zweier Aushiebproben eines Barrens oder Königs muß ſtets der niedrigſte 
Feingehalt angegeben und die gefundene Gehaltsdifferenz auf dem Probir— 
ſchein bemerkt werden. 

8 10. 

Das für eine Gehaltsprüfung einzubringende, dem Probirer verbleibende 
Probemetall ſoll im Gewicht nicht mehr betragen als höchſtens: 

a. für eine Goldprobe 0,003 Pfund, 

b. für eine Güldiſch-Silberprobe 0,010 Pfund, 

ce. für eine Silberprobe 0,010 Pfund. 


8 11. 
An für die Feingehalts-Ermittelung und Feſtſtellung zu zahlenden 
Probirgebühren darf der Metall» Probirer nicht mehr verlangen, als höchſtens: 
35 
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a. für eine Goloprobe inel. Silbergehaltsangabe 20 Sgr., 

b. fir eine Güldiſch-Silberprobe oder golphaltige Kupferprobe 12%, Sgr., 

e. für eine Silberprobe 7%, Sgr., 

d. für eine Krätprobe mit Gold: und Silberbeitimmung mittelft An« 
fieden oder Schmelzen im Ziegel oder Tute 60 Sgr. 


$ 12. 

Proben, die im Laufe des Vormittags bis 11 Uhr dem Metall: 
Probirer Behufs Ermittelung des Teingehalts übergeben werden, müſſen, 
infofern nicht befondere Hinderniffe entgegenstehen, no an demfelben Tage 
angefertigt und auch die Probirfcheine darüber verabfolgt werden. — Für 
Proben, die von 11 Uhr Vormittags ab eingehen und einer jofortigen 
Prüfung unterzogen werben jollen, können erhöhte Probirgebühren verlangt 
werben. 

8 13, 

Der Metall» Probirer ftellt gegen Bezahlung der Probirgebühren über 
den Yeingehaltsbefund einen Probirfhem aus, auf welhem die Nummer 
der Probe beziehungsweile des Barrens angegeben und der Teingehalt 
in Zahlen und Budjtaben ausgebrüdt if. Dem Brobegeber muß ein 
Duplifat des Probirſcheins unentgeltlih auf Verlangen verabfolgt werben; 
ift diefes Verlangen auf mehrere Ausfertigungen gerichtet, jo fann der Probirer 
dafiir eine Vergütigung bis zu 2 Sgr. pro Stüd fordern. 


8 14. 

Der Metall» Brobirer it für die auf dem Probirfchein gemachte Ge— 
haltsangabe verantwortli und bleibt für den durd eine falſche Gehalts- 
angabe, — gleichviel ob folde aus einem mangelhaften Probirverfabren, 
Irrthum oder Schreibfehler hervorgegangen ift — entſtehenden Schaden civil: 
rechtlicd) haftbar. Soweit es bei der über die Gefhäftsführung des Probirers 
zu übenden Aufſicht auf eine techniſche Beurtheilung anfommt, namentlich 
bezüglih der zu geftattenden Fehlergrenze und der wegen etwaiger Une 
gleihheiten im Metall als unvermeidlich zu tolerivenden Abweichungen in 
den Gehaltsangaben, ift für den Metall-Probirer das darüber einzuholende 
Gutachten des Königlichen Ober: Münzwardeins maßgebend. 


S$ 15. 

Ueber die angefertigten Proben hat der Probirer ein Journal zu führen, 
in welches die einzelnen Proben der Reihe nach, wie fie eingehen, täglich in 
der Art eingetragen werden, daß darin Monat und Datum, der Name des 
Probegebers, die Nummer der Probe resp. des Barrens, Königs 2c., der 
Feingehalt verfelben, ſowie die eingezahlten Probirgebühren leicht zu über: 
fehen find, und muß daflelbe orbnungsmäßig zur Einfiht der Polizeibehörde 
ſtets bereit liegen. 
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8 16. 
Der Ein» und Berfauf von edlen Metallen, welche die Gehaltsangabe 
des Probirers tragen, iſt demfelben gänzlich unterjagt. 
Berlin, den 3. Juni 1874. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
\ (gez.) von Madai. 


Deffentlihe Fleiſchbeſchauer. 
Reglement für die Prüfung der öffentlichen Fleiſchbeſchauer 
vom 10. September 1879. 
81. 

Die für die Prüfung der öffentlichen Fleiſchbeſchauer eingefegte Rome 
miſſion, welde aus dem Stadtphyſikus ünd dem Departements:Thierarzt 
befteht, prüft nur foldye Perſonen, welche ihr zu diefem Behufe feitens des 
Polizei-Präfidii zugewieſen worden. 

82. 

Der Prüfungs-Termin wird von dem Stabtphufilus nah Vers 
einbarung mit dem Departements-Thierarzt feſtgeſetzt. Im der Regel dürfen 
an einem Termine nicht mehr als 4 Kandidaten geprüft werden. 

Die Prüfung zerfällt in 

a. ben theoretifchen und 
b. den praftiihen Prüfungs Abjchnitt, 
welche jedoch beide in demfelben Termine erledigt werben. 
SA. 

Durd die theoretifhe (mündliche) Prüfung ift zu ermitteln, ob 
der Kandidat mit dem Zwecke der Fleifhbeihan, den Gefahren, weldhe ber 
menschlichen Gefunpheit aus dem Genuß tridindfen Fleiſches erwachfen, 
mit dem Inhalt der zur Abwehr vderfelben erlaflenen Verorbnung vom 
16. Auguft e. und mit dem Reglement von demfelben Datum genügend 
vertraut ift. Ferner ijt zu prüfen, ob dem Kandidaten die Grundzüge ber 
Naturgefhichte ver Trichinen befannt find, und zwar namentlid: das Vor— 
kommen der Trichinen, ihre Entwidelung, ihre Größe, Form und Bes 
fchaffenheit in den verfchiedenen Stufen derfelben, die Art ihrer Einführung 
in den menſchlichen und thieriichen Körper und ihre Wanderungen und Ber- 
änderungen in demſelben, insbejondere die Stellen, an denen fie beim 
Schweine am häufigiten und ficheriten angetroffen werden. Schließlich hat 
die Prüfung auch diejenigen Gebilde zu berüdfichtigen, welche, mitunter im 
Scyweinefleifch vworfommend, mit Tridinen verwecfelt werden fünnen und 
auf die Unterfcheidung derfelben von den Yetteren. Es empfiehlt fidy bei 
biefem Prüfungs:Abjchnitt, dem Kandidaten geeignete Abbildungen vorzus 
legen und von demfelben erflären zu laſſen. 

35* 
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85. 

In dem praftiihen Abſchnitte iſt aumächjt zu ermitteln, ob ver 
Kandidat mit dem Mikroskop, deſſen Zufanmenjegung und Gebrauhsmeife 
hinreichend vertraut ift. Der Kandidat bat hierzu das Mifrosfop aufzu- 
ftellen, verſchiedene Syſteme eimzuftellen, eine richtige Beleuchtung einzus 
richten und verfchiedene ıhm Hierzu von der Kommifjion bereit geftellte 
Objekte aufzulegen. Sodann ijt feitzuftellen, ob er die ihm vorgelegten 
Dbjefte richtig zu erfenmen im Stande ift. Werner ift ihm ein aus nur 
trihinenhaltigem Fleiſche bereitetes Präparat vorzulegen, damit er in diefem 
die darin enthaltenen Trichinen nachweiſe. Schließlich hat der Kandidat 
mindeſtens 4 Präparate aus friſchem und trodenem Fleiſche (Schinken) jelbft 
anzufertigen, unter das Mifrosfop zu bringen und zu erläutern. 

S 6. 

Ueber den Ausfall der Prüfung berichtet die Prüfungs-Kommiſſion 
an die I. Abtheilung des Polizei-Präſidii. In dem Berichte ift, falls das 
Urtheil auf „nicht beitanden‘ lautet, daſſelbe kurz zu motiviren, falls ver 
Kandidat bejtanden bat, jeitens des Stabtphufifus gleichzeitig anzuführen, 
ob der Kandidat im Befige eines völlig brauchbaren, mit mindeftens 120facher 
Vergrößerung, genügend großem Geſichtsfelde und weiten Fofal-Abitande 
verjehenen Mifrosfopes iſt. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gg) von Mapdai. 
Borftehendes Neglement wird hierdurd; zur öffentlichen Kenntnig gebradt. 
Berlin, den 10. September 1879. 
Königliches Polizei» Präfidium 
(gez.) von Madai. 


Reglement vom 22. Februar 1881. 


In Bezug auf die Anftellung und Entlafjung, die Dienft- 
Berhältnifje und Pflihten der bei der Trichinenſchau be» 
Ihäftigten Perſonen wird hierdurch Folgendes feſtgeſetzt: 


81. 

Ale Anſtellungen bei Fleiſchſchau-Aemtern erfolgen auf uns 
beftimmte Zeit und ſtets unter Vorbehalt einer zu jeder Zeit zuläffigen ein— 
monatlichen Kündigung, welche beiden Theilen, ſowohl der ftädtifchen Ver- 
waltung, als dem Angeftellten zufteht. In welchen Fällen die jofortige Auf- 
hebung des Dienſt-Verhältniſſes erfolgen kann, wird im $ 7 beftimmt. 


82. 
Geeignet zur Anftellung als Vorfteher und Vorfteher-Stellvertreter 
eines Fleiſchſchau-Amts, als Fleifhbeihauer und Probenehmer find nur ſolche 
Verjonen, welche ihre Qualifikation als Fleiſchbeſchauer nachgewieſen haben 
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und mit deren Anftellung fid das Königliche Polizei - Präfidium im Voraus 
einverftanden erflärt hat. Bor der Anftellung wird von ſolchen Berfonen, 
welche zwar ihre Dualififation nachgewiefen haben und zur Anftellung ges 
eignet find, aber bisher noch nicht als Fleiſchbeſchauer bejhäftigt waren, in 
der Kegel verlangt werben, daß fie während einer von der Verwaltung 
zu beftimmenden Zeit fih in einem Fleiſchſchau-Amt als gut befähigt 
erweijen. 
83. 

Die Vorſteher ver Fleiſchſchau-Aemter erhalten ein feſtes Einkommen, 
das monatlid nachträglich gezahlt wird. Im gleicher Weiſe können bet dem 
ſtädtiſchen Central-Viehhof und dem Altien-Vichhof Vorfteher-Stellvertreter 
angenommen werben. Im ber Regel jollen indeß die Vorfteher- Stellvertreter 
Fleiſchbeſchauer fein, welche als ſolche bei dem betreffenden Amt thätig find 
und nur für die Vertretung des Vorſtehers mit Rückſicht darauf, daR fie 
während der Zeit der Bertretung die Trichinenſchau nicht ausüben können, 
eine angemeſſene Entſchädigung erhalten. 

Den Fleiſchbeſchauern wird für jedes von ihnen unterjuchte Schwein 
eine Entihädigung von fünfzig Pfennigen gezahlt. Die Auszahlung diejer 
Schaugebühr erfolgt auf vom Vorfteher des Fleiſchſchau-Amtes beſcheinigte 
Piquidationen der Fleiſchbeſchauer. Die Yiquidationen find zweimal monat- 
lid, für die erfte Hälfte des Monats am 16. deilelben, fin die zweite Hälfte 
am 1. des folgenden Monats der Direktion des ftädtifchen Central» Bichhofs 
einzureichen. 

Die Brobenehmer erhalten eine feite Remuneration, welche allmonatlich 
nacdıträglich gezahlt wird. Die übrigen, etwa beim Fleifhichan : Ant noch 
beihäftigten Berfonen, Rezeptoren, Diener u. j w., empfangen Diäten. 

84. 

Alle bei einem Fleiſchſchau-Amt beſchäftigten Perſonen ſind dem Vor— 
ſteher des Amtes beziehungsweiſe ſeinem Stellvertreter untergeordnet und 
haben deren Anordnungen Folge zu leiſten. 

Die vorgeſetzte Behörde der Fleiſchſchau-Aemter iſt die ſtädtiſche 
Deputation für die Verwaltung des Central-Viehhofs, welche ſich durch 
die Direktion des Central-Viehhofs vertreten laſſen kann. 

S 5. 

Die bei einem Fleifhihau- Amt befhäftigten Berfonen find verpflichtet, 
die ihnen überwiejenen Obliegenheiten vollftändig, genau und gewiſſenhaft 
zu erfüllen. Sie haben dies, und zwar die VBorfteher eidlich, die Vorfteher- 
Stellvertreter, die Fleiſchbeſchauer und die Probenehmer durch Berfiherung 
an Eidesſtatt zu verfprechen. Welche Pflichten den einzelnen Perſonen ob» 
liegen und wie die denjelben übertragenen Funktionen auszuüben find, wird 
außer durch die beftehenden Polizei» Verordnungen, durch Inftruftionen und 
Anweiſungen, welche jederzeit ergänzt und geändert werden fönnen, feftgeftellt 
werben. 
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8 6. 

Die bei der Trichinenſchau beſchäftigten Perfonen können nad Befinden 
ber Deputation für die Berwaltung des Viehhofs jederzeit von einem Fleiſch— 
Ihau- Amt nad dem anderen verſetzt werden, wenn dies im bienitlichen 
Intereſſe erforderlich erſcheint. 

87. 

Die Entlaſſung aus dem Dienſtverhältniß als Vorſteher eines 
Fleiſchſchau⸗ Amtes, eines Fleiſchbeſchauers und eines Probenehmers erfolgt auf 
Berfügung der ftädtifchen Deputation für die Verwaltung des Gentral»Bieh- 
bofes jofort und unter Abftanpnahme von der im $ 1 vorgefehenen Kündigung, 


1) wenn durch polizeiliche Verfügung die Dualififation zur Ausübung 
der Fleiſchſchau entzogen wird oder die Zuftimmung zur Anftelung 
jurüdgenommen wird; 

2) im Fall des wiederholten Fortbleibens aus dem Dienfte ohne aus— 
reichende Entſchuldigung; 

3) im Fall der Wiverjeglichkeit gegen die Anordnungen der Vorgeſetzten; 

4) im Fall der Vernachläſſigung der Dienftpflichten. 


Als Vernachläſſigung der Dienftpflichten ſoll es namentlich angeſehen 
werden, wenn die Unterfuhungen und Feſtſtellungen nicht vorſchriftsmäßig 
ausgeführt oder unrichtige Beſcheinigungen ausgeftellt oder wichtige Umſtände 
(mie 3. B. das Vorhandenſein von Finnen u. j. w.) verfchwiegen oder Geſchenke 
von den Bich > Eigenthümern oder Schlädhtern angenommen werden. 


88. 
Die Reviſion, Veränderung und Ergänzung dieſes Reglements bleibt 
jederzeit vorbehalten. 
Berlin, den 22. Februar 1881. 
Magiſtrat hieſiger Königlichen Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(gez.) von Forckenbeck. 


Geſchäftsbetrieh der Kohlenmeſſer und Kohlenwäger. 
Bekanntmachung vom 20. März 1883. 


Auf Grund der 88 36 und 78 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
wird in Betreff der Bereidigung und Anftellung von Koblen: 
meflern und Kohlenwägern durch das Königliche Polizei-Präſidium 
zu Berlin und des Geſchäftsbetriebes derſelben hierdurch Nachſtehendes 
bejtinmt. 

81. 

Das Königliche Polizei-Präſidium zu Berlin iſt befugt, Kohlenmeſſer 
und Kohlenwäger in der dem Bedürfniſſe entſprechenden Zahl nach Anhörung 
der Aelteſten der Kaufmannſchaft zu vereidigen und anzuſtellen. 
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82. 

Als Kohlenmefler bezw. Wäger ſollen nur ſolche Perſonen angeftellt 
werben, von deren Unbejcholtenheit ſich das Königliche Polizei» Präfidium 
überzeugt hat und welche außerdem die zu einem ordnungsmäßigen Betriebe 
des Kohlenmeſſer- bezw. Wäger-Geihäfts erforderlichen Fähigkeiten befigen. 


Der Kohlenmefjer bezw. Wäger ift verpflichtet, alltäglich, mit Ausnahme 
der Sonntage und gejeglichen Fetertage, auf Verlangen eines Jeden, welcher 
eine Quantität Kohlen, gleicyviel ob auf dem Lande oder auf einem Kahne 
vermeſſen oder verwiegen laſſen will, dieſe Vermeſſung oder Berwiegung 
nach den unten folgenden näheren Beftimmmmgen und für die in dem bei- 
gefügten Tarife feſtgeſetzten Gebühren zu bewirfen. 


84. 

Der Kohlenmeſſer bezw. Wäger muß die Vermeſſungen bezw. Ver— 
wiegungen in der Reihenfolge, in welcher ſie verlangt worden ſind, ohne 
Aufenthalt ausführen und darf von dieſer Reihenfolge weder aus Bequem— 
lichkeit, nod aus irgend einem anderen Grunde abweidhen. Nur wenn ihm 
die Bermejlung bezw. Berwiegung einer oder mehrerer Kahnladungen, melde 
mehrere Tage erfordert, aufgetragen ift und während diejer Zeit jeine Dienfte 
auf anderen Blägen zur Schlichtung von Streitfällen verlangt werden, ift der: 
jelbe verpflichtet, foweit dies ohne Verſäumniß der begonnenen Arbeit ges 
ſchehen fann, dieſem wenn gleich fpäteren Berlangen vorgängig infoweit 
nachzukommen, daß er fich während der Frühſtücks-, Mittags: oder Vesper- 
Zeit zur Stelle begiebt und dort eine geringe Quantität Kohlen vermißt 
oder verwiegt oder den Rauminhalt des Gemäßes unterfucht. Hierfür hat 
er das in dem Gebührentarif zu 2 erwähnte Mafgeld ıc. von 2 Marf 
von Demjenigen zu fordern, welder feine Bermittelung in Anſpruch ge- 
nommen bat. 

$5. 

Die Vermefjung bezw. Berwiegung der Kohlen muß mit geaichtem 
Maße, weldes in '/, Heftoliter (Kohlenmaß) und 1 Hektoliter (Kaften- 
oder Karrenmaß) und 2 Heftoliter (Kaſtenmaß) beitehen kann, bezw. mit 
geaichten Waagen und Gewichten erfolgen. Werden von demjenigen, welder 
die Meſſung bezw. Verwiegung verlangt, die Gemäße zc. dem Meſſer bezw. 
Wäger nicht bereit gejtellt, jo ift diefer verpflichtet, die Vermeſſung bezw. 
Derwiegung mit eigenen Gemäßen zc. zu bewirken. Ebenſo ift der Mefler 
bezw. Wäger verpflichtet, fich der eigenen Gemäße zc. zu bedienen, wenn die 
ihm bereitgeftellten ‘Privatgemäße entweder ungeaicht oder unrichtig find. 


S 6. 
Bei der Vermeſſung von Schmiedelohlen und Nußkohlen ift der Mefler 
verpflichtet, das Gemäß mit einem geaichten Streihholze auf die Weiſe, wie 
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es bei dem Getreidemefjen üblich iſt, ſelbſt abzuftreifen, bei großen Kohlen 
hat er das Gemäß, wie gebräuchlid, gerade voll zu machen, mit der 
Hand zu ordnen, während er beim Berwiegen die Waage jelbft zu be— 
dienen hat. 

87. 


Bei jeder Meſſung muß die vermeſſene Hektoliterzahl und bei jeder 
Verwiegung die verwogene Kilozahl oder die Zahl der Bruchtheile derſelben 
genau aufgezeichnet werden. Dauert die Vermeſſung bezw. Verwiegung 
einer Ladung Kohlen oder das Ummeſſen oder Umwiegen derſelben auf dem 
Platze mehrere Tage, ſo iſt der Meſſer bezw. Wäger verpflichtet, am Abend 
eines jeden Tages dem Empfänger eine ſchriftliche Anzeige über das Quantum 
bezw. Gewicht der ausgemefjenen bezw. ausgewogenen Ktohlen zuzuftellen. 

8 8. 

Der Kohlenmeſſer bezw. Wäger hat ſich bei Erfüllung feiner Obliegen- 
heiten gegen das Publiftum willfährtg und befceiden zu betragen und den 
ihm von den Beamten der Polizeibebörde ertheilten Anweiſungen unverzüglich 
Folge zu leiften. Er darf bei der Verrichtung der ihm übertragenen Ge— 
ſchäfte fi nicht in trumfenem Zuftande befinden, auch für feine Peiftungen 
feine höheren Gebühren oder andere Entſchädigungen, ald die im Tarif be— 
ftimmten, weder fordern, noch, wenn fie ihm als Geſchenk angeboten werben, 
annehmen. 

$ 9. 

Kohlenmeſſer bezw. Wäger, welde ihren Berufspflidten nicht nach» 
fommen oder ſich Orpnungswidrigfeiten bei ihrem Gejchäftsbetriebe zu 
Schulden fommen laffen, haben Zurüdnahme der Beitallung nah Maßgabe 
des 8 53 Abſatz 2 der Gewerbe-Ordnung zu gewärtigen. 

Ss 10. 

Die Abänderung und Ergänzung der vorftehenden Beſtimmungen bleibt 

für den Fall eines ſich hier zu ergebenden Bedürfniſſes vorbehalten. 
Königlihes Polizei-Präſidium. 


Gebühren- Tarif ver Kohlenmeſſer bezw. Wäger in Berlin. 
1) Für die Vermeſſung resp. Berwiegung ber Kohlen beim 
Ein: und Ausladen, jowie bei dem Ummeſſen auf Pläßen 
erhält der Meiier bezw. Wäger 
Te 3 MEBENOln sa 3 Marf, 
fit Lei ee 6 Marf. 
2) Wenn die Mitwirkung der Meier bezw. Wäger nur zur 
VBermittelungyentitandener Streitigkeiten über die Richtig— 
feit ver Gemäße oder über die Quantität gelieferter 
Kohlen in Anspruch genommen worden ift, erhält derfelbe 
für die Probemeſſung einiger Karren over für die Unter- 
Pan Dec IENABe ee 2 Mark. 
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3) Wenn auf Verlangen desjenigen, für melden die Ver: 
meſſung resp. die Verwiegung erfolgt, oder weil bie 
bereit geftellten Privatgemäße ungeaicht oder unrichtig 
waren, Waagen ꝛc., Gemäße oder Geräthe des Meſſers 
zum Vermeſſen ꝛc. der Kohlen gebraucht werden, erhält 
diejer als Entfhädigung für jeden Tag des Gebrauds: 


a. einer Maßkarre....................... 0,75 Mark, 
b. einer Waage und Gewichte ...... ........ 1,00 Marf, 
2 EN EEE, 0,15 Marf. 


Geſchäftsbetrieb der Kalkſteinmeſſer. 
Bekanntmachung vom 20. März 1883. 


Auf Grund der 88 36 und 78 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
wird in Betreff der Bereidigung und Anftellung von Kalfftein: 
meflern durd das Königliche Bolizei- Präfidium zu Berlin und des 
Geſchäftsbetriebes derjelben hierdurch Nachſtehendes beftimmt: 


— 

Das Königliche Polizei-Präſidium iſt befugt, zum Sortiren, Aufſetzen 
und Vermeſſen der Kalkſteine Kalkſteinmeſſer in der dem Bedürfniſſe ent— 
ſprechenden Zahl nach Anhörung der Aelteſten der Kaufmannſchaft zu 
vereidigen und anzuſtellen. | 

82. 

Als Kalkſteinmeſſer ſollen nur ſolche Perſonen angeftellt werden, von 
deren Unbejcholtenheit und Zuverläffigfeit das Königliche Polizei » Präfidiunt 
fih überzeugt bat, und weldye außerdem die zu einem ordnungsmäßigen Ber 
triebe des Geſchäfts erforberlihen Eigenfchaften und Fähigkeiten befigen. 


83. 

Die Kalkſteinmeſſer ſind verpflichtet, alltäglich, mit alleiniger Ausnahme 
ber Sonn- und Feſttage, in den gewöhnlichen Arbeitsſtunden auf Verlangen 
das Sortiren, Auffegen, fowie die Vermeſſungen von Kalffteinen nad den 
folgenden Beftimmungen in derjenigen Reihenfolge zu bewirken, in welder 
ihre Dienftleiftungen verlangt find. 


84. 
Bei dem Sortiren von Kalkſteinen ſind zu unterſcheiden. 
a. Extra-Bauſteine in lagerhaften Stücken von 8 bis 20 Kubifvecimetern; 
b. gewöhnlihe Baujteine in Ingerhaften Stüden von 8 bis 20 Kubik— 
decimetern; 
ec. Brennfteine in Stüden von 1 bis 8 Kubifvecimetern; 
d. Kothen in Stüden von 0,25 bis 1 Rubifvecimeter; 
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e. Zwitterfteine von unbeftimmter Größe, beftehent aus Abraume 
geihieben und aus zum Kalkſteinbrennen weniger geeigneten unanjehn- 
lihen Stüden. 

85. 

Sind die Steine auf dem Transport durch Froft zerfprungen, jo muß 

dies bei der Feftftellung der Beichaffenheit mit berüdficytigt werben. 


S 6. 
Das Aufjegen der Kalfjteine geſchieht Tediglih nah Raummetern. 
Hierbei müſſen die Kantenränder aufgepadt, der innere Raum aber muß 
nad dem Wurfe ohne Fünjtliche Höhlungen ausgefüllt werben. 


87. 
Zum Vermeſſen der aufgefegten Kalkſteine haben die Mefjer fih eines 
geaihten Maßſtabes zu bedienen und diefen auf Erfordern felbit zu befchaffen. 


88. 

Die Meſſer müſſen das Sortiren, Aufſetzen und Vermeſſen der Kalk— 
ſteine ſelbſt bewirken oder unter ihrer unmittelbaren und ununterbrochenen Auf- 
ſicht durch ihre ausſchließlich von ihnen hierfür abzulohnenden Leute bewirken 
laſſen. Für dieſe Dienſtleiſtungen haben fie die in dem unter A. beigefügten 
Tarif bejtimmten Gebühren von Demjenigen zu fordern, weldyer fie zur 
Feſtſtellung der Beichaffenheit und Menge von Kalkfteinen aufgeforvert hat. 


89» 

Die Kalkſteinmeſſer find verpflichtet, über die durch die bewirkten Feſt— 
ftellungen der Beichaffenbeit und Menge von Kalkiteinen nach dem unter B. 
beigefügten Schema ein Buch zu führen, in welches für jeden einzelnen Fall 
die Namen des Abliefererd und Empfängers der Kalfiteine, ſowie beren 
Sorten und Raummeterzahl einzutragen find. 


8 10. 

Die Kalkfteinmeifer haben ſich bei Erfüllung ihrer Obliegenheiten gegen 
das Publikum willfährig und beſcheiden zu betragen. Kalklſteinmeſſer, welche 
ihren Berufspflicten nicht nachfommen oder ſich Orbnungswidrigfeiten bei 
ihrem Gejhäftsbetrieb zu Schulden kommen lafien, haben Zurüdnahme der 
Beftallung nad Maßgabe des 8 53 Abſatz 2 der Gewerbe» Ordnung zu 
gewärtigen. 

g1l. 

Die Abänderung und Ergänzung der vorftehenden Beftimmungen bleibt 
vorbehalten. 

Berlin, den 20. März 1883. 

Königliches Polizei» Präftdium. 
(gez.) von Mapdai. 
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A. Gebühren: Tarif der Kalkſteinmeſſer. 


Es wird entrichtet: Mark. 








1) Für das Sortiren, Aufjepen und Vermeſſen von Kalffteinen für 
jeden Naummeter, wobei jeder angefangene Raummeter für voll 
gerechnet wird: 
a. von Baujteinen, Brennfteinen, Kothen und Zmitterfteinen .. 0.20. 
b. Dow: Erkobanfleiaen 2.20.50 ern nenn 0,30. 
2) Wenn die Mitwirkung vereideter Kaltiteinmeffer nur qur Vermittelung 
entitandener Streitigkeiten über die Sorten oder die Quantität bereits 
anfgeſetzter Kalkiteine in Anfpruch genommen wird, für die Keitftellung 2.00. . 


B. Schema zu dem von dem Kalkfteinmefjer zu führenden Bud. 





















Namen Der Kaltjteine Angabe, 





















= was bei 
= den Feit- 
” Monat] Tag. JAblieferers des Raum» Fitellungen 
E unter An. Em. Sorten. meter: ſtreitig 

3 gabe des pfängers. ıbl. geweſen 
pfäng zah * 


Wohnorts. 





Geſchäftsbetrieb der Nutzholzmeſſer. 
Bekanntmachung vom 31. Oktober 1883. 

Auf Grund der 88 36 und 78 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
wird im Betreff der Bereidigung und Anitellung von Nutzholzmeſſern 
durch das Königliche Polizei-Präſidium zu Berlin und des Geſchäftsbetriebs 
derjelben hierdurch Nachſtehendes beftimmt: 


s 1. 
Das Königliche Polizei: Prafivium zu Berlin ift befugt, Nußholzmefler 
in der dem Bedürfniß entjpredhenden Zahl nach Anhörung der Aelteften der 
Kaufmannfchaft zu vereidigen und anzuftellen. 
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82. 

Als Nutzholzmeſſer follen nur ſolche Perſonen angejtellt werden, von 
deren Unbefcholtenheit fi) das Königliche Polizei» Präfidium überzeugt hat 
und weldye außerdem die zu einem orbnungsmäßigen Betriebe des Nußholz- 
meſſer-Geſchäfts erforderlichen Eigenfhaften und Fähigkeiten befigen. 


S 3. 

Der Nutzholzmeſſer ift verpflichtet, alltäglid, mit Ausnahme der Sonn— 
und gefeßlichen Feiertage, auf Verlangen eines Jeden, welder Nugholz 
gemeſſen haben will, diefe Vermeſſung nad) den unten folgenden näheren 
Beitimmungen und fir bie in dem beigefügten Tarif fetgejegten Gebühren 
zu bemwirfen. 

Bor Annahme eines Auftrages zur Vermeſſung von Nughölzern hat 
der Bermefjer auf etwaiges Verlangen des Auftraggebers anzugeben, inner: 
halb welcher Zeit er verausfihtlid das begehrte Aufmaß fertig zu jtellen 
im Stande fein wird. 

Ss 4. 

Der Nutzholzmeſſer muß die Vermeſſungen in der Neihenfolge, in 
welcher fie ihm übertragen werden, chne Aufenthalt ausführen und darf 
von diefer Reihenfolge weder aus Bequemlichkeit noch aus irgend einem 
anderen Grunde abweichen. 

Nur wenn er von Seiten des Schiedsgerichts der Berliner Holzhändler 
oder der Sachverſtändigen-Kommiſſion zu einer Vermeſſung behufs Schlichtung 
eines Streitfalles in dringlicher Angelegenheit begehrt wird, hat er biejent 
Anjuchen ohne Rüdficht auf fonftige private Aufträge zuerft Folge zu geben. 


$ 5. 

Der Nutholzmeifer hat ein Buch zu führen, in weldes er nicht nur 
die Aufträge der Reihenfolge nad, ſondern auch das jevesmalige Kefultat 
feiner Bermefiung mit Angabe der darauf verwendeten Zeit überfichtlich ein- 
zutragen hat. Diejes Bud) unterliegt der Kontrole des Königlichen Polizei- 
Präfidiums. 


$ 6. 

Die ihm aufgetragenen Vermeſſungen muß der Nugholzmefjer in Perfon 
und mit geaichten deutihen Maße ausführen. 

Etwa hierbei erforderliche Arbeitskräfte find dem Meffer von Auftrag» 
geber zu geftellen oder nad) Vereinbarung auf Koften deſſelben von Erſterem 
anzunehmen. 

Bei Erledigung von Aufträgen, welde dem Nugholzmeifer feitens des 
Schiedsgerichts der Berliner Holzhänpler und der Sadyverftändigen- om: 
miſſion derfelben ertheilt werden, hat derſelbe fich deren etwaigen Anweifungen 
bezüglidy der Handhabung bei der Vermeſſung zu fügen. 
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Die Bermefjung erfolgt in allen Fällen nad den nachſtehenden, am 
biefigen Plate fir die Vermefjung von Nutzhölzern geltenden Geſchäfts— 
gebräuchen: 

a. Rundholz wird nad Umfang in der Mitte des Stüdes, und 
wenn dieje auf einen Aft, der nicht genügend geebnet ift, fällt, unmittelbar 
hinter diejem, nach dem Zopf zu, mit der Kette gemeffen. Der Umfang ift 
in gerabzahligen und nur in vollen Gentimetern, die Fänge im gerad» 
zahligen und nur in vollen Decimetern feftzuftellen. Die Zopfftärfe iſt in 
vollen Gentimetern zu bezeichnen; 


b. fantiges Holz, gejchnitten oder bejchlagen, wird in der Pänge 
mit geradzahligen Decimetern, in der Stärfe und Breite mit vollen Genti- 
metern und zwar in der Mitte des Stildes gemeilen; 


c. bei unbefäumten Brettern und Bohlen wird die Länge nad) 
vollen geradzahligen Decimetern (mit Ausnahme der Fänge von 7,5 Meter), 
die Breite aber durch Mefjung in der Mitte mit halber Baumfante, jedoch 
ohne Borke nad vollen Gentimetern feitgejtellt; 


d. bei paralell bejäumten Brettern und Bohlen wird die 
Länge nad gradzahligen Decimetern — mit Ausnahme der Länge von 7,5 — 
die Breite nad) vollen Gentimetern, die Stärke nad vollen Millimetern 
feftgejtellt; 

e. bei fonijh befäumten Brettern und Bohlen wird die Fänge 
nad vollen geradzahligen Decimetern. (mit Ausnahme der Länge von 
7,5 Meter), die Stärke aber nad vollen Millimetern und die Breite in der 
Mitte nad vollen Gentimetern gemeſſen; 


f. als Einheitsfag zur Berechnung gilt bei Rundholz und fantig ges 
arbeitetem Holz: 
der Kubifmeter, 
bet Brettern und Bohlen, je nad) Abmadhung: 
der Kubikmeter, Quadratmeter oder laufende Meter; 


g. die beim Mefjen erhaltenen, mit Bruchtheilen behafteten Zahlen 
find ſtets auf die nächitliegenden Ganzen, beziehungsmeife geraden Ganzen 
(aljo böheren oder niederen) abzurunden. 


88. 
Abweichende Vertragsbeſtimmungen über die Art der Vermeſſung von 
Nutzhölzern werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht ausgeſchloſſen. 


89. 
Der Nutzholzmeſſer hat ſich bei Erfüllung ſeiner Obliegenheiten gegen 
das Publikum willfährig und beſcheiden zu betragen und den ihm von ben 
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Beamten der Polizeibehörde ertheilten Anweifungen unverzüglih Yolge zu 
leiften. Er darf bei der Verrichtung der ihm übertragenen Geſchäfte fich 
nicht in trunfenem Zuftande befinden; auch für feine Reiftungen feine höheren 
Gebühren oder andere Entſchädigungen, als die im Tarif beftimmten, weder 
fordern, nody wenn ihm jolde als Gefchenfe angeboten werden, annehmen. 


8 10. 

Nugholzmefier, welhe ihren Berufspflicten nicht nachkommen oder ſich 
Ordnungswidrigkeiten bei ihrem Gejchäftsbetriebe zu Schulden kommen laſſen, 
haben Zurüdnahme der Beitallung nah Maßgabe des $ 53 Abjag 2 ver 
Gewerbe: Ordnung zu gewärtigen. 

Berlin, den 31. Oktober 1883. 

Königlihes Polizei- Präfidium. 
In Vertretung: 
(ge3.) von Heppe. 


Gebühren: Tarif der Nutzholzmeſſer in Berlin. 


Der vereidete Nußholzmeifer hat nach erfolgter Ablieferung des begehrten 
Aufmaßes an feinen Auftraggeber von demfelben an Gebühren zu erhalten: 


a. für VBermefjung von Rundholz pro 100 Stüd..... 3 Marf, 
b. von fantigem Holz, Riegelholz oder Kantbalfen pro 

100 Tante elek 30 Pfennig, 
e. von unbefäumten Brettern und Bohlen nad Kubik— 

inhalt: pro-Snbimtelet 2 sen 20 Pfennig, 

für befäumte pro Kubikmeter. . ........... ve... 15 Pfennig, 
d. von Brettern und Bohlen nad laufenden Metern pro 

u 12 15 Pfennig, 


Hat die Vermeffung an einem außerhalb Berlins belegenen Orte ftatt- 
gefunden, fo hat der Vermeſſer außer vorftehenden Gebühren an Ertrajpejen 
zu beanſpruchen: 

a. Vergütung für Eifenbahn III. Klaſſe event. Fuhrwerk, dorthin 

und zurüd, 

b. Zehrung inel, Pogis pro Tag 5 Marf, wobei der Tag der Abreife 

fowohl als der ver Rückkehr voll gerechnet werben, 

ce. ift das Quantum der zu meſſenden Hölzer jo Klein, daß die Meß— 

Gebühren die Höhe von 5 Marf nicht erreichen, fo ift ein Minimum 
an deren Stelle zu zahlen: 

I. pro Arbeitstag .............. 5 Mark, 

I. pro '/, Arbeitstag .............. 3 Mar, 
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2. Schornfteinfeger: Gewerbe ($ 39 der Gewerbe: 
Ordnung). 


Defanntmahung vom 17. November 1875. 
Nachſtehende: 


Polizei-Verordnung, 
betreffend die anderweitige Regulirung des Schornſteinfegerweſens in Berlin, 
vom 9. Januar 1866. 


Auf Grund des 8 56 der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 
1845, ſowie der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei Verwaltung 
vom 11. Mär; 1850 verorpnet das Polizei» Präfivium nad) Berathung mit 
dem Gemeinde-Vorſtande für den engeren Polizei-Bezirk von Berlin, 
was folgt: 


81. 

Ein jeder im Gebrauche befindliche Schornftein muß jährlich: 

a. wenn er zu einer gewöhnlichen Heerdfeuerung und zugleich zur Ofen— 
feuerung benugt wird, vier Mal; 


b. wenn er nur zur Ofenfenerung benugt wird, mit Uebergehung des 
in den Sommer fallenden Bierteljahrs- Termins, drei Mal 


gefegt werben. Zu öfterer Reinigung kann der Berpflichtete angehalten 
werden, wenn: 


a. die Benutung des Schornfteins eine jehr ſtarke ift, wie bei Schorne 
fteinen in Bädereien, großen Speifewirtbfchaften zc.; 

b. in einen befteigbaren Schornftein mehr als 5 Röhren münden; 

e. die Konftruftion des Schorniteins eine beſonders mangelhafte ift. 


Ueber die Frage, ob einer diefer Fälle vorliegt, und wie oft event. der 
betreffende Schornftein zu fegen ift, entfcheivet, Mangels einer Einigung 
zwifchen den Betheiligten, das Polizei-Präfidium. Die Züge der Koch-, 
Brat- und Backöfen müſſen jo oft gereinigt werden, als erforberlid) 
ift, um eine gefahrbringende Anfammlung und Entzündung des Rußes zu 
verhindern. 


82. 
Die Anordnungen, durch welche bisher jedem Bezirks-Schornſteinfeger 
in Berlin ein bejonderer Kehrbezirk zugewiejen war, werben hiermit dahin 
abgeändert, daß fortan der ganze engere Polizeibezirt von Berlin nur 
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Einen Kehrbezirk bildet. In diefem dürfen nur die von den zufländigen 
Behörden beftellten Bezirks: Schorufteinfeger, deren Namen in ortsüblicher 
Weiſe zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden find, das Schornfteinfeger- 
Gewerbe ausüben. 


S 3. 

Den Hausbefigern, welche nadı der Beftimmung im $ 347 Nr. 4*) des 
Strafgefeßbuhs für Die rechtzeitige Reinigung der Schornfteine zu forgen 
haben, bleibt überlaifen, unter den Bezirks: Schornfteinfegern Denjenigen 
auszuwählen, weldem fie diefe Reinigung übertragen wollen. Nad Ablauf 
von 14 Tagen nad Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung hat jeder 
Hausbefiger darüber, daß die Keinigung feiner Schernfteine und Abzugs— 
röhren nad Maßgabe der Beitimmungen des $ 1 von einem Bezirks— 
Scornfteinfeger übernommen worden ift, zu jeder Zeit auf Verlangen 
der Polizeibehörde oder der von dieſer mit der Abhaltung von Feuer— 
Bifitationen beauftragten Perfonen durch Borlegung eines noch in Geltung 
ftehenden Kehrvertrages ſich auszuweiſen. 


*) Jetzt 8 368 des Deutſchen Strafgeſetzbuchs 


84. 
Jeder Hausbeſitzer iſt verpflichtet, dem Polizei-Präſidio ungeſäumt 
ſchriftliche Anzeige zu erſtatten, ſobald der betreffende Schornſteinfeger die 
Reinigung unpünktlich ausführt. 


85. 

Für die Beſorgung der Kehrgeſchäfte können die Bezirks-Schornſtein— 

feger ein höheres, als das in der angeſchloſſenen Taxe beſtimmte Kehrlohn 

nicht beanſpruchen; es bleibt ihnen aber überlaſſen, wegen Ausführung der 

Schornſtein-Reinigung für geringere Lohnſätze mit den Betheiligten ſich zu 
einigen. 


S 6. 

Jeder Bezirks⸗Schornſteinfeger ift verpflichtet, für das taxmäßige Kehr— 
lohn die Reinigung von Schornfteinen und Abzugsröhren, möge fie ihm von 
dem Polizei-Präfidio amtlich aufs oder von einem Hausbefiger als vertrags— 
mäßige Leitung angetragen werben, unmeigerlich zu übernehmen und pünktlich 
zur Ausführung zu bringen. 

87. 

Bei der Ausführung der Kehrgefchäfte haben die Bezirks: Schornftein» 
feger nicht allein zu jeder Zeit die Beftimmungen des $ 1 zu beachten, 
fondern auch darüber zu wachen, daß weder bauliche Mängel beibehalten, 
noch feuergefährlihe Anhäufungen von Holz, Torf oder anderen brenn: 
baren Stoffen in der Nähe der Feuerſtätten oder in den VBorgelegen geduldet 
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werden. Sie find verpflichtet, jeden vorgefundenen Verſtoß gegen die zur 
Erhaltung der Feuerſicherheit erlaſſenen Vorfchriften zum Zwede der Be- 
feitigung jofort dem Hausbefiger oder dem von diefem mit der Berwaltung 
des Haujes beauftragten Stellvertreter anzuzeigen und, wenn ber gerügten 
Gefährdung der Feuerficherheit nicht fogleich abgeholfen wird, den bemerkten 
Uebelftand ohne Berzug zur Kenntniß des Revier » Polizeibeamten zu 
bringen. Ingleichen muß jeder Bezirks» Schornfteinfeger ein nad) dem bei- 
gefügten Schema eingerichtetes Kontrolbuch führen, in welches er jede durch 
ihn oder jeine Gehülfen bewirkte Reinigung von Schornfteinen oder Ab— 
zugsröhren, ſowie jeve an den Hausbefiger oder deſſen Stellvertreter ge— 
richtete Aufforderung zur Befeitigung feuergeführliher Einrichtungen einzu— 
tragen hat. Die Hausbefiger, beziehungsweife deren Stellvertreter, find ver- 
pflichtet, entweder die Kichtigfeit diefer VBermerfe durch Beifügung ihrer 
Namens» Unterfchrift zu bejcheinigen, oder ihre etwaigen Gegenbemerkungen 
in das Kontrolbuch einzutragen. 


88. 

Hausbeſitzer, welche den ihnen nach dieſer Verordnung obliegenden Ver— 
pflichtungen weder ſelbſt, noch durch einen für die Erfüllung dieſer Verpflich— 
tungen eintretenden Stellvertreter genügen, werden, ſofern nicht die ſtrengeren 
Strafbeſtimmungen des Strafgeſetzbuchs ($ 347 Nr. 4 und 9) zur An— 
wendung kommen, mit Geldbuße bis zu 10 Thalern beftraft. Eine gleiche 
Strafe trifft denjenigen Schornfteinfeger, welcher, ohne zu den im $ 2 diefer 
Verordnung erwähnten Bezirfs:Schornfteinfegern zu gehören, gewerbömäßig 
mit der Neinigung von Scornjteinen oder Abzugsröhren in dem engeren 
Polizeibezirte von Berlin ſich befhäftigt. Mit Gelobuße bis zu 10 TIhalern 
werden auch diejenigen Bezirks-Schornſteinfeger beftraft, welche bei der Aus- 
übung ihres Gewerbes die Beftimmungen der 88 6 und 7 diejer VBerorbnung 
nicht befolgen. Auf Ueberfchreitungen der vorgefchriebenen Kehrlohn- Tare 
findet die im $ 186 der Allgemeinen Gewerbe- Ordnung vom 17. Januar 
1845 enthaltene Strafbeftimmung Anwendung. 


Berlin, den 9. Januar 1866. 


Königlihes Polizeis Prafidium. 
(gez.) von Bernuth. 


wird hierdurch mit dem Bemerfen wiederholt zur allgemeinen Kenntniß ge— 
bracht, daß die Kehrverträge ſchriftlich zu ſchließen und in dem be- 
treffenden Grundftüde felbft entweder von dem dajelbft wohnenden Eigen— 
thümer oder von dem Vertreter defjelben aufzubewahren find. 
Königlihes Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Mapdai. 
36 
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Anlage A. l. Kehrlohn-Taxe. 





Für das Fegen eines Schornfteins, der jährlich F Es iſt zu zahlen jährlic, für das Fegen 
nur 3 oder & Mal gefegt wırd, tft zu zahlen 4 eines Schornfteins, der gefegt wird: 























ss 5 2 u e 
| jährlich = = = = | 2 
sie | | | |3 
er le: ee 8 
ee .n- ° = 
——5555555 
Bei einem Gebäude von || * KZCHL ZZ. 
1 Etage Höhe: 
in der Dady- Etage... | 2 f 8111 153 18/|1|7|215 
in der eriten » ...124 73 1014 17 | — |22}} 16 | 2 214 
im Souterrain . ‚13 ! 9 12 J16 | 120 | — 127 | ı 1253| 3 | 74 
Bei einem Gebäude von | | | | 
2 Etagen Söbe: | | J149 | 
in der Dad. Etage... [2 | 6 | s]u !-isy—ıs |11712|5 
in der zweiten «+ ... 125 | 74 10 J14 | — 117 |— 224 1 16 | 2 215 
in der erften - ...13 | 9 12 J168 1 — 120 | — 197 | 1 “ 3| 7} 
im Souterrain ....». 33 1104| 14 1193 1 — 1233| 1] 13 2 | 43] 3 24 
Bei einem Gebäude von | | | | | 
3 Etagen Höhe: | | | | 
in der Dab-Etage. . 2 | 6 8111 | — [1334| — 118:-|1|7| 275 
in der dritten = ..-:124 | 74 10 Jl4 | — 117 — 1224| 1116 | 2 214 
in der zweiten — 3 | 9 | 12 163 20 | - | 1 1254 3 | 73 
in der erfien = ...] 34 1104. 14 1193 1234| 1 131 2 | 44] 3 124 
im Souterrain ...... 4 ı12 | 16 122 — 2u62 14 4 10 
Bei einem Gebäude von | | 
4 Etagen Höhe: | | | 
in der Dad). Etage 2 16 8111 | —1135 — 118 |1, 712185 
in der vierten = ...122 74 10 f14 |—.17 | -- [2234| 1 16 | 2 121% 
in der dritten = ...18 9 ı 12 116} 20 — 12711125, 5 | 74 
in der zweiten — 3} 1103| 14 19: | 231 N 1 2/44 3 24 
in der erften - ...[4 12 | 16 [22 |— 27 | 1162 14 | 4 ‚10 
im Souterrain .. 44 134 | 18 125 11— |! 1101) 2 123 | 4 i26} 





2) Für die Reinigung ruſſiſcher Nöhren gelten nah Maßgabe ver Zahl 
der Etagen dieſelben Säte, wie unter Nr. 1. Bürften, Kugeln, 
Draht und andere zur Reinigung erforderlichen Inftrumente find von 
dem Schornfteinfeger unentgeltlich vorzubalten. 
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3) Für das Ausbrennen einer unbefteigbaren Schornfteinröhre Zwecks 
Entfernung des Glanzrußes gelten die Süße, welde unter Nr. 1 
für ein einmaliges Fegen ausgeworfen find. Das zum Ausbrennen 
erforderliche Material hat der Schornfteinfeger unentgeltlich zu liefern. 

4) Für das Reinigen einer Schlundröhre, wie foldye noch in alten Ge- 
bäuden vorfommen, find 2 Sgr. und 6 Pf. zu zahlen. 

5) Für das Reinigen einer eifernen oder fteinernen Zugröhre fann, 
wenn biejelbe nicht über 2 Fuß lang iſt, eine befondere Bergütigung 
nicht beanfprucht werden Bei Zugröhren von mehr als 2 Fuß 
Fänge find für jeden Fuß der mehreren Länge 3 Pf. zu entrichten. 
Für diefen Sag hat der Schornfteinfeger, wenn dies zur Reinigung 
erforderlich ift, die Nöhre herauszunehmen, wieder einzufegen und zu 
verfchmieren. 

6) Für das Reinigen der Züge eines einfachen Koch, Brat- oder Bad- 
Dfens find zu zahlen: 

a. bei einer Fänge des zur Abführung des Rauches beftimmten 
Rohres oder Kanals bis zu 1 Fuß einſchließlich — 1 Ser.; 

b. bei einer Länge des Rohres oder Kanals bis zu 5 Fuß ein 
ſchließlich — 2 Sgr. und 6 Pf.; 

c. bei einer größeren Fänge des Rohres oder Kanals, ober bei 
Nöhren und Kanälen jeder Länge, fobald fie den Rauch von 
mehr ald einem Koc-, Brat- oder Badofen, oder von einem 
Badofen mit Wärmefpinden abführen — 5 Ser. 

7) Neujahrs- Gefhenfe, Trinfgelder und andere Nebenkoften dürfen 
unter feinem Borwande beanfprucht werben. 













Anlage B. Schema. 

Kontrol- Bud des Schornfteinfegermeiftere N. N. zu Berlin über bie 
Ausführung der Schornftein- Reinigung in dem Haufe des ............ 
— TURIUER ftraße Nr.... 

Es ift RE RE Bemerkungen Beſcheinigung 
gefegt: des Meiſters Pes Hauswirths 

über vorge- Jdurch Gegen 

u | I | 2 fundene bau. | Unterjchrift 

| | I | lihe Mängel über die 

| | * u ſ. w, welde Richtigkeit Der 
“ist | | — 5 * = [die Feuerſicher · nebenftehenden 

im Sabre 3 | & | — E sj2Ej=2!23|2|2| #|beitgefährden]| Eintragung 
ala zE ANREDE | (vergl. 87 der J(vergl 87 der 
vorftehenden J voritehenden 

den den den den den den! den dei den den den denj Verordnung). F Verordnung). 





















36* 
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D. Gewerbe- Betrieb ſolcher Perfonen, welhe auf öffentlichen 
Straßen und Plähen ihre Dienfte anbieten ($ 37 d. Gew.-Ordn.). 


Marftträger. 


Publitandum vom 5. November 1847. 

Auf den hiefigen Wochen- und Jahrmärften haben fich bisher will- 
kürlich Perſonen eingefunden, um ihre Dienfte als Träger zur Fortſchaffung 
des Markteinfaufs anzubieten. Da die Annahme völlig unbefannter Ber- 
jonen zu folhen Zweden feine Sicherheit gewährt, überdies aud die All— 
gemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 $ 49 das Anbieten von 
Dienjten auf öffentlihen Straßen und Plägen von bejonderer polizeilicher 
Genehmigung abhängig macht, jo wird hierdurch Folgendes verordnet: 


81. 

Perſonen, welche auf Wochen- oder Jahrmärkten ihre Dienſte als 
Träger anbieten wollen, bedürfen einer beſonderen polizeilichen Konzeſſion 
und haben ihr desfallſiges Geſuch, der beſtehenden Einrichtung gemäß, bei 
dem Königlichen Gewerbeſteuer-Amte abzugeben. 


82. 

Die Konzeſſion wird nur großjährigen unbeſcholtenen Perſonen, Ehe— 
frauen, inſofern der Ehemann einwilligt, und zwar in der Form geſtempelter 
Legitimationskarten, mit fortlaufender Nummer und dem Namen und 
Signalement des Inhabers ertheilt. 

Ss 3. 

Der Inhaber ift verpflichtet, das zum Markte mitzubringende Trage: 
geräth mit der Nummer feiner Pegitimationsfarte an einer fihtbaren äußeren 
Stelle mit Schwarzer Farbe deutlich zu bezeichnen und muß diefe Nummer 
ſtets leferlich erhalten. F 


Jeder Träger muß ſich bei ſeinem Einfinden auf dem Marktplatze, 
unter Vorzeigung der Legitimationskarte, bei dem aufſichtführenden Polizei— 
beamten melden und die ihm von dieſem etwa angewieſene Stelle einnehmen. 


85. 
Der Träger muß ſich auf dem Markte ruhig und anſtändig verhalten, 
das Publilkum nicht durch aufdringliche Anbietung feiner Dienſte behelligen 
und ſich nirgend dem Verkehr und der Paſſage hinderlich zeigen. 
86. 
Das Trägerlohn bleibt der freien Einigung überlaſſen, muß aber 
jedesmal vor Antritt des Transportes beſtimmt verabredet ſein, welcher 
früher nicht unternommen werden darf. 
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87. 
Nach Empfang der Marktwaare muß der Träger ſeine Legitimations— 
karte unaufgefordert dem Inhaber des Transports einhändigen, von dem 
er dieſelbe erſt nach der Ablieferung zurückerhält. 


88. 

Wiederholte gegründete Beſchwerden über das Verhalten eines Trägers 
haben die Konzeſſions-Entziehung durch Abnahme der Legitimationskarte 
zur Folge. Außerdem werden Uebertretungen der gegenwärtigen Verordnung, 
nach Maßgabe derz Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 8 177 mit 
verhältnißmäßiger Geld- oder Gefängnißſtrafe geahndet.*) 

*, Iept 8 37 der Neichs-Bewerbe-Ordnung. 


89. 

Borftehende Beftimmungen treten mit dem 1. Januar 1848 in Kraft, 
von wo ab Niemand ohne die gedachte Ronzeflion feine Dienfte als Träger 
auf den Wochen: oder Jahrmärkten anbieten darf. 

Berlin, den 5. November 1847. 

Königlihes Polizei- Präfidium. 
(ge5.) von Minutoli. 


Betrieb des Schuh: und Ktleiderreinigungs: Gewerbes auf öffentlichen 
Strafen und Plätzen. 
PolizeirVBerordnung vom 3. Mai 1865. 

Auf Grund der 88 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Berwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) verorbnet das Volizei- Präfidium für 
den engeren und weiteren Polizeibezirf von Berlin und den Polizeibezirt 
von Charlottenburg, was folgt: 


81. 
A. Pflichten des Unternehmers. 

Der Unternehmer eines Schuh- und Kleider-Reinigungs-Inſtituts darf 
auf öffentlichen Straßen und Plätzen ſein Gewerbe nur durch ſolche Per— 
ſonen (Reinigungs-Diener) ausüben, welche mit der betreffenden polizeilichen 
Erlaubniß (Dienſtſchein) verſehen ſind Den Dienſtſchein erhalten nur Per— 
ſonen, welche zuverläſſig ſind und das 16. Lebensjahr zurückgelegt haben. 
Die Annahme und Entlaſſung von Reinigungs-Dienern hat der Unternehmer 
dem von dem Polizei-Präſidio beſtellten Aufſichtsbeamten binnen 24 Stunden 
fchriftlih anzuzeigen. Reinigungs Diener, denen der Dienſtſchein entzogen 
worden iſt ($ 9), dürfen als ſolche nicht ferner befchäftigt werben. 


82. 
Ueber die von ihm bejchäftigten Reinigungs» Diener hat der Unter 
nehmer, nad Anleitung des von dem Polizeis Präfivio auszugebenden For— 
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mulard, Nahweifungsliften zu führen. Diejelben find — dauerhaft 
gebunden und am Rüden mit einem ftarken Faden durdzogen — dem Aufe 
ſichtsbeamten zur vorgängigen Prüfung und Stempelung einzureihen, auf 
polizeiliches Erfordern jederzeit zur Einficht vorzulegen und dürfen weder 
unleſerlich gemacht, noch ohne polizeilihe Erlaubniß ganz oder theilweiſe 
vernichtet werden. Die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben hat der 
Unternehmer zu vertreten. 
83. 
B. Pflichten der Reinigungs-Diener. 

Während der Ausübung des Dienſtes muß der Reinigungs-Diener: 

a. in anſtändiger und reinlicher Kleidung erſcheinen, als Kopfbedeckung 
eine nach Form und Farbe von dem Polizei-Präſidio zu beſtimmende 
Dienſtmütze und auf der linken Bruſt ein Dienſtſchild tragen, 
welches in ſchwarzer Schrift die Bezeichnung: „Reinigungs-Diener“ 
und diejenige Nummer enthält, welche ihm durch den Dienſtſchein zu— 
getheilt iſt; 

b. ſeinen Dienſtſchein, ſowie ein gedrucktes Exemplar dieſer Verordnung 
bei ſich führen, letzteres auch den Perſonen, welche ſeine Dienſte be— 
anſpruchen, auf Erfordern vorlegen. 

84. 

Der Reinigungs-Diener hat ſich überall ruhig und anſtändig zu be— 
tragen, darf ſich nicht in trunkenem Zuſtande betreffen laſſen, auch dem 
Publikum feine Dienſte nicht durch Werte oder Zeichen anbieten. Weder 
den Dienſtſchein, noch das Dienſtſchild ($ 3) darf er Anderen zur Benutzung 
überlaflen. 

85. 

Die Aufſtellung der Reinigungs-Diener auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen iſt nur an denjenigen Punkten geſtattet, welche das Polizei-Präſidium 
durch öffentliche Bekanntmachung als geeignet bezeichnen wird. Sie muß 
überall dergeſtalt erfolgen, daß weder durch die Reinigungs-Diener ſelbſt, 
noch durch die zu ihrem Gewerbebetriebe dienenden Geräthſchaften der 
öffentliche Verkehr beeinträchtigt wird. Insbeſondere iſt die Aufſtellung unter— 
ſagt an Straßenübergängen, Rinnſteinbrücken, Eingängen und Einfahrten zu 
Häuſern. 

86. 

Der Reinigungs-Diener kann Vorausbezahlung des Lohnes beanſpruchen. 
Höhere als die tarifmäßigen Sätze, ſowie Trinkgelder oder andere Neben— 
vergütigungen darf er nicht fordern. Die Yohnjäge find: 

a. für Das Neinigen der Kleider und des Schuhwerkes von Staub und 

Schmutz, gleihviel ob dafjelbe fih auf alle oder einzelne Stüde er- 
Itredt, '/,, Sgr.; 
b. für das Wichſen des Schuhwerks /, Sr. 
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87. 
Wer den Dienſt als Reinigungs-Diener verläßt, hat ſeinen Dienſtſchein 
binnen 24 Stunden an den Aufſichtsbeamten zurückzugeben. 


88. 

Den Weiſungen der Polizeibeamten bezüglich der Aufſtellung und des 
Verhaltens der Reinigungs-Diener auf den öffentlichen Straßen und Plätzen 
iſt unbedingte Folge zu leiſten. 

89. 
C. Strafbeſtimmungen. 

Uebertretungen der vorſtehenden Beſtimmungen werden mit Geldbuße 
bis zu 10 Thlr., im Falle des Unvermögens mit Gefängniß bis zu 14 Tagen 
beitraft. Reinigungs: Dienern, welche ſich wiederholter Uebertretungen ſchuldig 
machen, wird, abgejehen von der verwirkten Strafe, der Dienſtſchein entzogen. 
Die Entziehung erfolgt durch Berfügung des Polizei: Präfipit. 

Berlin, den 3. Mai 1865. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Betrieb des Dienſtmanns-Gewerbes. 
Polizei-Verordnung vom 3. Dezember 1875. 


Auf Grund der SS 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März 1850 (G.S. 5. 265) und auf Grund der 88 37 
und 76 der Gewerbe: Ordnung vom 21. Juni 1869 (Bundesgefegblatt S. 245) 
verordnet das Polizei: Präfivium nad Berathung und in Uebereinſtimmung 
mit dem Gemeinde PVorftande für den Polizeibezirk von Berlin rüd- 
fichtlich Des Betriebes des Dienſtmauns-Gewerbes, was folgt: 


I. Dienſtmanns-Inſtitute. 
81. | 

Zur Errihtung eines Dienftmanns-Inftituts bedarf es der Erlaubniß 
des Polizei-Präſidii. Diefelbe wird ertheilt auf Grund eines von dem 
Volizei» Präfidio zu prüfenden und zu genehmigenden Statuts, mweldyes den 
Namen ımd die Wohnung des Inftituts Inhabers und die wejentlichen, auf 
den beabfichtigten Gewerbebetrieb bezüglichen Beltimmungen, insbejondere 
über gleichförmige Kleidung dev Dienftmänner, über die zur Verfügung zu 
jtellenden Geräthe und Transportmittel und über die Höhe der zu leiften- 
den Bürgichaft enthalten muß, und nicht ohne worgängige Genehmigung des 
Polizei⸗Präſidiums abgeändert werden darf. 


32 


Der Inhaber eines Dienſtmanns-Inſtituts hat ferner vor Ertheilung 
der Erlaubniß eine Kaution in depoſitalmäßig ſicheren Staatspapieren bei 
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der Polizei: Hauptkaffe zu hinterlegen, deren Höhe durch das Polizei-Präfidiumt 
feitgefett wird. Diefe Kaution haftet ſowohl für die Gelpftrafen, die gegen 
den Inſtituts-Inhaber und die von ihm angeftellten Dienftmänner wegen 
Uebertretung der Vorſchriften diefer Polizei Verordnung feitgefegt werben, 
als auch Für die Anfprüche des Publikums wegen Beſchädigungen, Ber- 
untreuungen oder Dienftvernachläffigungen Seitens des Ynftituts- Inhabers 
und ber von ihm angeftellten Dienftmänner. Die Zuridgabe der Kaution 
erfolgt, wenn der Inftituts-Inhaber das Geihäft aufgegeben hat und binnen 
einer Friſt von drei Monaten nah Erjtattung der Anzeige an das Polizei— 
Präſidium von dem Aufgeben des Geihäfts und Rückgabe der Erlaubnif, 
Anfprühe an die Kaution beim Polizei Präfidium nicht angemeldet find. 
Innerhalb diefer Frift angemeldete Anſprüche müſſen binnen einer ferneren 
Frift von drei Monaten bei dem zuftändigen Gericht zur Entjcheidung ans 
hängig gemacht und dies dem Polizei- Präfivium nachgewieſen werben, 
widrigenfalls nad Ablauf diefer zweiten Frift die Zurüdgabe der Kaution 
an den Empfangsberedhtigten erfolgt. 


83. 

Die Erlaubniß zur Errichtung eines Dienftmanns-Inftituts kann Dem- 
jenigen verfagt werden, welder die zur Peitung und Beauffichtigung eines 
jolden Inſtituts erforderlihen Eigenſchaften nicht befitt oder wegen Ver— 
brechen oder Bergehen bejtraft ift. 


84. 
Der Inhaber eines Dienſtmanns-Inſtituts darf nur ſolche Perſonen 
als Dienſtmänner annehmen, welche im Beſitze eines polizeilich aus— 
geſtellten Dienſtſcheines find. Er iſt verpflichtet: 
1) Dafür zu ſorgen, daß ſeine Dienſtmänner, während ſie ſich im Dienſt 
befinden, mit folgenden Gegenſtänden verſehen ſind: 

a. mit der ſtatutenmäßigen Kleidung; 

b. mit einem an der Kopfbedeckung zu befeſtigenden Blechſchilde, 
welches in ſchwarzen Buchſtaben und Ziffern von 2,6 Centi— 
metern Höhe den Namen oder die Firma des Inſtituts-Inhabers 
und die dem Dienſtmann polizeilich ertheilte Nummer enthält; 

c. mit einem Druck-Exemplar des für das Inſtitut geltenden 
Statuts, diefer Polizei-Verordnung nebſt Tarif und amtlich be— 
glaubigtem Wegemeifer; 

d. mit einer für den Tagesbedarf ausreihenden Anzahl in allen 
Pofitionen gedrudter Marken, deren jede auf einen beftimmten 
Geldbetrag lauten und außerdem die Nummer des Dienjtmannes, 
den Namen und die Wohnung des Inftituts- Inhabers und das 
laufende Datum, ſowie die Angabe des Betrages der zu leiften- 
den Bürgfchaft ($ 1 in fine) enthalten muß. 
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2) Ueber die von ihm angenommenen Dienftmänner nad Borfchrift des 
Polizei- Präfiviums ein Verzeihnig zu führen, aus welden vie 
perjönlihen Berhältniffe eines Jeden, die Nummer und das Datum 
des ihm polizeilich ertheilten Dienſtſcheines, ſowie die ihm zugetheilte 
Schildnummer erfichtlic fein müffen, und weldes uhne Genehmigung 
des Kommiſſars des Polizei: Präfidiums für Dienftmanns = Angelegen- 
heiten nicht vernichtet werden darf, und daflelbe dem Kommiſſar des 
Polizei» Präfiviums jederzeit auf Verlangen vorzuzeigen. 

3) Innerhalb 24 Stunden dem letteren von der Annahme oder Ent- 
lafjung jedes Dienytmannes unter Angabe der perſönlichen Verhältniiie 
defjelben und der Schildnummer, jowie der Nummer und des Datums 
feines Dienjtfcheines und ebenſo von der Verlegung der eigenen Woh— 
nung resp. des Haupt: Gejchäftslofals, und innerhalb 48 Stunden 
von dem Wohnungswechſel der Dienftmänner Anzeige zu machen. 

85. 

Der Inftituts> Dienftmann muß im Befite eines polizeilich ausge: 
ftellten Dienjtjheines fein. Er muß beim Anbieten feiner Dienfte auf 
der Straße ſtets feinen Dienſtſchein und die im $ 4 Nr. 1 aufgeführten 
Segenftände bei fih führen. 

11. Selbitftändige Dienftmänner. 
$ 6. 

Das Gewerbe als felbftändiger Dienftmann darf nur auf Grund einer 
von Polizei- Präfidium ertheilten Erlaubniß betrieben werden. Die Er: 
laubniß wird nur foldyen Perſonen ertheilt, welche, abgefehen von den er« 
forderlihen perfönlihen Eigenfchaften ($ 9) mittelft eines Sparkaſſenbuchs 
eine Kaution von 75 Mark bei dem Polizei» Präfidium hinterlegt haben. 
Diefe Kaution haftet ſowohl für die Strafen wegen Uebertretung der Bor: 
Schriften diefer Polizei» Verordnung, als aud für die ciwilredhtlichen Ans 
fprüde aus dem Dienftleiftungs>VBertrage oder die bei Gelegenheit der 
Dienftleiftung begangenen unerlaubten Handlungen. Die Zurüdgabe der 
Kaution erfolgt, wenn der Dienftmann das Gewerbe aufgegeben bat und 
binnen einer Frift von 14 Tagen, nad Erftattung der Anzeige an das Polizei— 
Präfivium von dem Aufgeben des Gewerbes und Rückgabe der Erlaubnif 
nebit Nummerfchild, Anjprüde an die Kaution beim Polizei- Präfidium nicht 
angemeldet find. Innerhalb diefer Frift angemeldete Anfprücde müſſen 
binnen einer ferneren Friſt von vier Wochen beim zuftändigen Gerichte zur 
Entſcheidung anhängig gemadt und dies dem Polizei» Präfidium nachgewieſen 
werben, wibrigenfalls nad Ablauf diefer zweiten Frift die Zurüdgabe ver 
Kaution erfolgt. 

87. 


Der ſelbſtſtändige Dienſtmann iſt verpflichtet, von jedem Wohnungs- 
wechjel dem Kommiſſar des Polizei - Präfiviums ($ 4 Nr. 2) innerhalb 
24 Stunden Anzeige zu machen. 
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88. 

Er muß bei Ausübung ſeines Gewerbes verſehen ſein: 

1) Mit einem polizeilich ausgeſtellten Signalement; 

2) mit der durch Bekanntmachung des Polizei-Präſidii vorzuſchreibenden 
Kopfbedeckung nebſt Nummerſchild; 

3) mit einem Druck-Exemplar dieſer Verordnung nebſt Tarif und amt— 
lich beglaubigtem Wegemeſſer; 

4) mit der ausreichenden Anzahl in allen Poſitionen gedruckter Marken, 
deren jede auf einen beſtimmten Geldbetrag lauten, den Namen, die 
Wohnung des Inhabers und das laufende Datum enthalten muß. 

Mit anderen Dienſtabzeichen als der unter Nr. 2 gedachten Kopf— 

bedeckung nebſt Nummerſchild darf der ſelbſtſtändige Dienſtmann nicht be— 
kleidet ſein. 


III. Qualifikation und Verhalten der Dienſtmänner überhaupt. 
89. 

Die Erlaubniß zum Betriebe des Dienſtmanns-Gewerbes ($ 6), ſowie 
der Dienſtſchein ($ 4 und 5) werden nur ſolchen Perſonen ertheilt, welche 
das 21. Yebensjahr vollendet haben, körperlich geeignet, im Belige der bürger- 
lihen Ehrenrechte find und ausreichende Lokalkenntniß befigen. Perſonen, 
die dieſen Anforderungen zwar entfprehen, aber zum Trunke und zu 
Exceſſen neigen, oder megen Berbrehen oder Vergehen wider das Eigen- 
thum oder die Gittlicdyfeit oder das Leben, oder wegen Körperverlegung oder 
Widerſtandes gegen die Staatsgewalt beftraft find, kann die Ertheilung der 
Erlaubniß resp. des Dienitiheines verfagt werden. Iuftituts= Dienit- 
männer können auch ausnahmsweiſe bei einem Alter von 18 Jahren zu» 
gelaſſen werben. 

8 10. 

Die Dienftmänner dürfen fih auf öffentlihen Straßen und Plägen 
nur an ſolchen Orten zum Zwede des Ausbietens ihrer Dienfte aufftellen, 
welche als Standpläge in der vom Polizei: Präfivium zu veröffentlicyenden 
Standplatz-Liſte aufgeführt find oder durch Mauer-Anfchlag durch das 
Polizei» Bräftvium als jolche kenntlich gemacht find. Im diefer Pilte, be— 
ziehentlich in dieſen Anſchlägen wird zugleich die höchſte Anzahl der auf einem 
Standplate zuläffigen Dienftmänner beftimmt. Iſt diefe Zahl dafelbit er- 
reicht, fo darf fi fein Dienftmann mehr dort aufhalten. Die Dienjtmänner 
haben jeder Weifung der Polizeibeamten über ihr Verhalten auf der Straße 
unweigerlich nadızufommen, namentlich ſich auch auf Erfordern über ben 
Befiß der in $ 4 Nr. 1 resp. $ 8 gemammten Gegenftände auszumeiten. 
Sie find verpflichtet, den an fie ergangenen polizeilichen Vorladumgen pünfte 
lich Folge zu geben. Sie dürfen ihre Dienftabzeichen nicht an andere Per— 
fonen behufs Ausübung des Dienftmanns» Gewerbes überlafien. Werden 
die ertheilte Erlaubniß resp. der Dienftfchein in Folge der Aufgabe des 
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Gewerbes oder aus einem anderen Grunde ungültig, ſo ſind dieſelben nebſt 
dem polizeilich ertheilten Nummerſchilde innerhalb 24 Stunden an den 
Kommiſſarius des Polizei-Präſidii abzuliefern. 


s 11. 

Die Dienftmänner dürfen ihre Dienfte nicht mit Worten oder Zeichen 
anbieten. Sie müſſen fi gegen das Publifum höflich betragen und dürfen 
bei Ausübung ihres Gewerbes weder in unfauberer oder zerrifener Kleidung, 
nod in trunfenem Zuftande erfcheinen. 


$ 12. 

Die Dienftmänner dürfen auf den Straßen und Pläßen nicht in einer 

den Verkehr hemmenden Weiſe zufammentreten und müſſen namentlich die 
Öranitbahnen der Bürgerfteige freilafien. 


8 13. 

Jeder auf einem Standplage befindliche Dienftmann ift verpflichtet, Die 
im Tarif aufgeführten Dienfte für den tarifmäßigen Preis unweigerlich zu 
übernehmen und auf dem Ffürzeften Wege perjünlic auszuführen. Er hat 
dabei dem Auftraggeber, wenn der für den Dienjt zu zahlende Preis im 
Voraus ſich berechnen läßt, jo viel Marken auszuhändigen, daß deren Geld» 
betrag diefen Preis erreicht, und darf im dieſem Falle Borausbezahlung 
fordern. Läßt fih der Preis im Voraus nicht berechnen, jo muß er eine 
oder mehrere Marken zu dem ihm mindeſtens zuftehenden Preife dem Be— 
jteller aushändigen ımd kann au für diefen Betrag Borausbezahlung 
fordern. Nach der Verrichtung des Dienftes hat er bei dem Empfange des 
Heftes feiner Forderung aud den entiprechenden Betrag an Marken nach— 
zuliefern. Der Dienftmann muß dem Auftraggeber auf Verlangen jtets 
den Tarif und Wegemefjer zur Einficht vorlegen und darf niemals mehr, 
als die Tariffäge ihm bewilligen, auch nicht unter der Bezeichnung eines 
Trinkgeldes, fordern. Unbejtellbare Briefe, Badete ımd andere Gegenftände 
bat, jofern der Auftraggeber nicht bekannt ift, der Inſtituts-Dienſtmann 
dem Inftituts» Inhaber, der jelbititändige aber an das Fund-Büreau des 
Polizei: Präjidii jofort abzuliefern. 


IV. Beftrafung und Entziehung der Erlaubniß zum Gewerbe: 
Betriebe oder des Dienſtſcheines. 
Ss 14. 

Uebertretungen diefer Verordnung werben, fofern nicht auf Grund all» 
gemeiner Strafgefege resp. der Vorfchriften der Gewerbe» Ordnung eine 
höhere Strafe eintritt, mit Geldbuße bis zu 30 Marf beftraft, an deren 
Stelle im Falle des Unvermögens entfprechende Haft tritt. Im eine Geld— 
Buße nicht unter 15 Mark verfällt, wer das Gewerbe als Inhaber eines 
Dienftmanne »Inftituts oder als Dienftmann betreibt, ohne daß er im 
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Beſitze der erforderlihen Erlaubniß oder des Dienftfcheines ift, oder wer 
ald Dienftmann feine Dienjt- Abzeihen anderen Perfonen zur Benutung 
behufs Ausübung des Dienftmanns- Gewerbes überläßt. 

$ 15. 

Dem Inhaber eines Dienftmanns - Inftituts kann die Erlaubniß zum 
ferneren Betriebe des Gewerbes entzogen werden, wenn er das Statut 
($ 1) ohne vorgängige Genehmigung des Polizei» Präfidiums abgeändert 
hat oder fonft wiederholt wegen Webertretung der Beltimmungen dieſer 
Polizei Berordnung beftraft ift, oder wenn aus feinen Handlungen oder 
Unterlaffungen der Mangel derjenigen Eigenfchaften klar erhellt, weldye bei 
der Ertheilung der Erlaubuiß nad der Borfchrift diefer Verordnung vor- 


ausgefegt werden mußten. 
Ss 16. 


Den Dienftmännern kann die Erlaubniß zum Betriebe des Gewerbes 
resp. der Dienftfchein entzogen werden, wenn fie den in diefer Polizei- Ber- 
ordnung gejtellten Anforderungen nicht mehr genügen, oder wegen ber in 
$ 9 diefer Verordnung bezeichneten Verbrechen oder Vergehen, oder wieder: 
holt wegen Uebertretung der Beltimmungen dieſer Polizei: Verordnung 
beftraft worden find, oder zum Trunke oder zu Exceſſen neigen, ober 
zu begründeten Bejchwerden des Publifums wegen Unhöflichfeit oder uns 
angemefjenen Betragens Beranlaffung geben. 

$ 17. 

Außerdem fann die dem Inhaber eines Dienftmanns » Inftituts oder 
dem jelbftftändigen Dienftmann ertheilte Erlaubniß zurüdgenommen werden, 
wenn die beftellte Kaution (SS 2 und 6) zur Zahlung von Strafen oder 
Entjhädigungen in Anfpruch genommen worden ift, und nicht fpäteftens 
innerhalb 8 Tagen nad) Aufforderung Seitens des Polizei» Präfidii wieder 
auf den vorgejchriebenen Betrag ergänzt wird. 

Ss 18. 

Gegen den die Erlaubniß zum Gewerbe- Betriebe als Inftituts- Inhaber 
oder als jelbftitändiger Dienftmann verfagenden oder zurüdnehmenven Be- 
fcheid ift der Rekurs zuläffig. Wegen des Berfahrens gelten die Vor— 
ſchriften der SS 20 und 21 der Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869. 
Die Entziehung des Dienftiheines dagegen erfolgt lediglich im Wege polizei= 
licher Verfügung. 

V. Uebergangs- Beftimmungen. 
Ss 19. 

Diefe Polizei- Verordnung tritt am 1. Februar 1876 in Kraft. Die 
Polizeis Verordnung für die Berliner Dienftmannfchaft vom 7. Juni 1864 
tritt an dieſem Tage außer Gültigkeit. 

Berlin, den 3. Dezember 1875. 

Königlihes Polizei-Präſidium. 
(gg) von Mapdaiı 
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Tarif für die Dienſtmannſchaft in Berlin. 


Die Berehnung der Bergütung für die Botengänge unter Nr I. und II. 
erfolgt nah Maßgabe des Droſchken-Wegemeſſers, auf welchem jeder Farben- 
Abſchnitt eine Entfernung von 160 Metern darftellt, beziehentlidy nad Maß— 
gabe ber zu dem Gange verwendeten Zeit, und muß ſowohl eine Entfernung 
von 400 Metern in 5 Minuten und von 1600 Metern oder 10 Farben— 
Abſchnitten in 20 Minuten zurüdgelegt, als auch in 5 Minuten ein Weg 
von 400 Metern Entfernung und in 20 Minuten ein Weg von 1600 Metern 
Entfernung oder 10 Farben Abjchnitten zurüdgelegt werben. Die Er» 
mittelung der Entfernung des Ganges erfolgt dur Zufammenzählung der 
Tarben-Abjchnitte, wobei jedoch derjenige, in welchem die Tour anfängt, 
nicht mitgezählt, und derjenige, in welchem fie beendet wird, bei Touren bis 
zu 400 Metern Entfernung zur Hälfte, bei größeren Entfernungen voll ge 
rechnet wird. 

I. Für Botengänge innerhalb der Stadt: 


a. mit mündlichen Aufträgen, Briefen oder Padeten 
bis zu 5 Kilogramm Gewicht 

1) bis zu 5 Minuten oder 400 Metern oder 
2'/, Farben: Abjchnitten Entfernung ...... — Markt 20 Bf. 

2) von mehr als 5 Minuten oder 400 Meter 

oder 2"/, Farben-Abjchnitte bis zu 20 Mi— 

nuten oder 1600 Metern oder 10 Farben— 
Abfchnitten Entfernung ............... — Marf 30 Bf. 

3) für jede ferneren angefangenen 10 Minuten 
oder 800 Meter oder 5 Farben-Abfchnitte.. — Mark 10 Bf. 


b. mit Padeten von mehr als 5 bis zu 25 Silo: 
gramm Gewicht 
1) bis zu 5 Minuten oder 400 Metern oder 
2'/, Farben⸗Abſchnitten Entfernung... .... — Mark 40 Pf. 
2) von mehr als 5 Minuten oder 400 Meter 
oder 2'/, Farben Abjchnitte bis zu 20 Mir 
nuten ober 1600 Metern over 10 Farben- 
Abſchnitten Entfernung ............... — Mark 60 pf. 
3) für jede ferneren angefangenen 10 Minuten 
oder 800 Meter oder 5 Farben-Abſchnitte — Mark 15 Pr. 


ce. mit Padeten von mehr als 25 bis 50 Kilogramm, 
fofern fie ihrem Umfange nad) getragen werben 
fönnen, 
1) bis zu 5 Minuten oder 400 Metern oder 
2'/, Farben⸗Abſchnitten ............... — Mark 60 Pf. 


J 
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2) von mehr als 5 Minuten oder 400 Meter 
oder 2'/, Farben: Abfchnitte bis zu 20 Mi— 
nuten oder 1600 Metern oder 10 Farben— 


Abſchniten Entfernung ................ — Marf 90 Pr. 
3) für jede ferneren angefangenen 10 Minuten 
oder 800 Meter oder 5 Farben-Abjchnitte.. — Mark 20 Pr. 


II. Für Botengänge über Pand mit mündlichen Aufträgen, Briefen oder 
Padeten bis zu 5 Kilogramm Gemwidt: 


17 1a Bea na een 1 Mark 20 Bf. 
3)...» 1 Mart 0 Bi. 
31: e- BUBEDErR 1 Mart 20 Pf. 
a. = 1 Mark 20 Br. 
5) ⸗Stralau ..................... 1 Mark 20 Pf. 
6) ⸗Treptow ..................... 1 Mark 20 Pf. 
J 1 Mark 20 Bf. 
BI: enpih 1 Mark 20 Br. 
9) ⸗Neu⸗Schöneberg. ............... 1 Mark — Pf. 
JJJ 1 Mark — Br. 


Die Landgänge find vom Dönhofsplatze ab gerechnet. Für Boten— 
gänge über Fand mit gewünſchter Rückanwort wird für diefe der halbe Sag 
des Hinweges beredynet. 

II. Für Warten, auf Beftellung oder auf Rüdantwort: 
1) bis zu 5 Minuten frei, 
2) von 5 Minuten bis zu Y/, Stunde ...... — Mark 15 Pf. 
3) für jede fernere angefangene */, Stunde... — Mark 10 Pf. 
4) wird der zur Empfangnahme eines Auf- 
trages bejtellte Dienitmann vor Ablauf von 
5 Minuten ohne Auftrag wieder entlaffeen.. — Mar 15 Pr. 
IV, Für Beförderung von Gepädjtüden aus dem Haufe nad einem vor 
dem Haufe jtehenden Wagen und umgekehrt: 
1) aus resp. nach dem Parterre, Keller und 


1. Stod 
"a. fir jedes Stüd bis zu 25 Kilogramm — Mark 10 Br. 
bs > = von 25 bis zu 50 Kilo⸗ 
nn BEE EEE EU — Mark 20 Pi. 


2) aus resp. nach höheren Stodwerfen 
a. für jedes Stüd bis zu 25 Kilogramm — Marf 15 Pf. 
b. = » «= von 25 bis zu 50 Kilo⸗ 
J — Mark 30 Bf. 
V. Für Arbeit nach der Zeit: 
1) Wenn der Dienſtmann die Transportmittel 
und Geräthe zu gejtellen hat: 


a. für , Stunde ................ — Mark 90 Br. 
b. für jede angefangene folgende '/, Stunde — Mark 30 Pr. 
c. für einen halben Tag, gleih 5 Stunden 4 Marf — Pf. 
d. für einen ganzen Tag, gleih 10 Stunden 7 Mart — Pf. 
2) Wenn der Dienfimann Transportmittel nicht 
zu ftellen bat: 
a. füre! Stunde ................. — Mark 30 Pf. 
b. für %, Stunde ......... u a; — Mart 50 Pr. 
c. für jede angefangene folgende /, Stunde — Mark 25 Pr. 
d. für einen halben Tag, gleih 5 Stunden 3 Mark — Pf. 
e. für einen ganzen Tag, gleich 10 Stunden 5 Mark — Pf. 
VI. Die Uebernahme und Bezahlung ſämmtlicher, in diefem Tarife nicht 
aufgeführten Arbeiten und Dienftleiftungen unterliegt der freien Ber- 
einbarung. 


E. Gewerbe der Gondelführer ($ 37 d. Gew.-Ordn.). 


(Siehe auch Strompolizei Theil V.) 
Befanntmahung vom 31. Mai 1834. 


Mit Genehmigung dee Königliben Minijteriums des Innern und ber 
Polizei ift für die hiefigen Befiger von Miethsgondeln und ähnlichen Fluf- 
Fahrzeugen zur Sicerftellung des lettere benugenden Publitums nad 
ftehendes Reglement erlaffen worden. 


81. 
Niemand darf ohne polizeiliche Erlaubniß das Gewerbe als Gondel- 
fahrer betreiben. Es hat ſich daher ein Jeder, der foldhe erhalten will, des» 
halb bei dem Polizei» Präfipium zu melden. 


8 2. 

Nur zuverläffige und der Schifffahrt vollfommen kundige Perfonen 
fünnen zu dieſem Gewerbebetriebe zugelaffen werben. Will der Eigenthümer 
der Gondel nicht perfönli deren Führung übernehmen, jo muß er einen 
ebenfalls völlig qualifizirten Stellvertreter in Vorſchlag bringen. 


83. 

Jede Veränderung im Befige einer Miethsgondel oder in der Perjon 
des Führers muß fofort dem Polizei Bräftvium, behufs der nad $ 2 er- 
forderlihen Prüfung der Qualifilation des neuen Befigerd oder Gondel— 


führers, angezeigt werben, R 
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g 4. 
Die fchriftlihe Erlaubnig zum Betriebe des Gonvelführer- Gewerbes 
wird durch den Polizei» Infpeftor Schaardt ausgehändigt. *) 
*) Ieht das Scifffahrts- Bürean, 


85. 

Gleichzeitig mit diefer Erlaubniß erhält ein jeder Gonvelführer eine an 
der Gondel, an einer gehörig bemerfbaren Stelle zu befeftigende Nummer 
von Blech gegen Bezahlung der Koften. 

S 6. 

Nach erfolgter Ermittelung der Belaftungsfähigfeit der Gondeln müſſen 
folhe mitteljt einer mindeftens 1 Zoll breiten Peifte um das Gefäß bezeichnet 
werden, welche mit einer möglichſt unauslöſchlichen weißen Farbe angeftrichen 
und immer zu erneuern ift, jo oft fie unkenntlich geworben fein follte. Ueber 
diefe Marke hinaus darf unter feinen Umftänden bei Bermeidung der $ 14 
feitgejegten Strafen eine Belajtung des Gefäßes ftattfinden. Alljährlich im 
Frühjahr erfolgt eine Reviſion fämmtlicher Gondeln fowohl in Rüdfiht auf 
deren Zuftand im Allgemeinen, als auch in Bezug auf die Bezeichnung ders 
jelben nach den 88 5 und 6. 

87. 

Ein jedes untauglid gewordene Fahrzeug wird fofort außer Gebraud) 
gejet und die darauf ertheilte Nummer beim Bolizeis Präfidium fo lange 
in Alfervation genommen, bis das Fahrzeug völlig wiederhergeftellt und bei 
einer dieferhalb und rüdjihtlid ver Belaftungsfähigkeit nach 8 6 von Neuem 
angeftellten Prüfung für tüchtig anerfannt worden iſt. 


88. 
Auf dem Verdeck der Gondeln dürfen feine Perfonen aufgenommen 
werben. 
89. 


Die Gondeln dürfen nur an den beftimmten Halteplägen in einer Reihe 
ſich aufitellen. 
s 10. 


Sobald eine Gondel die nad) der Belaftungsfähigkeit zuläffige Zahl von 
Perfonen aufgenommen hat (cfr. $ 6), muß diefelbe ohne den mindejten 
Aufenthalt abfahren. Die in der Reihe zunächſt folgende Gondel rüdt dann 
in deren Stelle ein, und das Eindrängen in die durd die Abfahrt einer 
Gondel in der Reihe entjtandene Lücke ift ausdrücklich unterfagt. 


81. 
Die Abſetzung der Fahrgäjte erfolgt in der Kegel an den beftimmten 
Landungsplägen, und bleiben die Gondelführer bei der Pandung an anderen 
Orten für allen dabei etwa angerichteten Schaden verhaftet. 
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8 12. 

Ein Gonvdelführer darf fih eim unfittlihes oder Ruhe ftörendes Be- 
tragen beim Verweilen auf den Halteplägen oder auf ber Yahrt, jowie ein 
lautes Anrufen oder eine üble Begegnung der eine Yahrgelegenheit fuchen- 
den Perfonen oder der Fahrgäfte nicht erlauben. In diefer Beziehung wirb 
daher beſonders feftgejegt, daß fi) Fein Gonvelführer zur Einladung von 
Bahrgäften zur Benugung feiner Gondel von derfelben entfernen darf. 


8 13. 
Die Eigenthümer der Gondeln haften für alle Kontraventionen ihrer 
Dienftleute gegen die Beftimmungen diefes Keglements. 


$ 14. 

Jede Uebertretung diefes Reglements wird unnadhfichtlid mit 2 Thalern 
Geld» oder mit verhältnißmäßiger Peibesitrafe geahndet. Eine wiederholte 
Beitrafung hat den Berluft der Gewerbs- Erlaubniß zur Folge. Die poli— 
zeiliche Beſtrafung ſchließt indeffen das nach Vorſchrift des Allgemeinen Yand- 
rechts Th. II. Tit. 20 88 691, 777, 780 und 781 etwa eintretende gerichtliche 
Berfahren nicht aus.*) 

*) Bergl. 8 37 der Reihs-Gewerbe-Ordnung und 88 222, 230 des 
Reichs - Strafgefepbuds. 
8 15. 

Jeder Gondelführer erhält bei Aushändigung des Erlaubnißſcheins 
und der Nummer ein Exemplar dieſes Reglements gegen Bezahlung der 
Koften. 

Berlin, den 31. Mai 1834. 

Königliches Polizei» Präfibium. 
(gez.) Gerlach. 


F. Abdeckereiweſen. 


Polizei-BVerordnung vom 28. September 1876. 


Auf Grund der $$ 5, 6 und 11 des Gefeges über die Polizei Ver- 
waltung vom 11. März 1850 und nad Berathung mit dem Gemeinde- 
Borftande verorbnet das Polizei-Präfidium für den Bolizeibezirt won Berlin, 
was folgt: 

#1. 

Das Ubledern, Zertheilen und Bergraben der Kadaver ge- 
fallener oder getöbteter Thiere darf nur auf polizeilicd genehmigten Ab— 
dedereien oder Luderſtätten ftattfinden. 

37 





578 


8 2. 

Der Transport der Kadaver gefallener Thiere muß mittelft ge» 
ſchloſſenen Wagens geſchehen, und zwar derart, daß fein Theil des Kadavers 
fihtbar ift und weder Theile, nody Abgänge deſſelben verftreut werben 
fönnen. 

8 3. 
Beim Abholen der Kabaver dürfen Hunde nicht mitgebradht werben. 
84. 

Lebende Thiere, welche auf Anordnung der Behörde wegen anſteckender 
Krankheiten beſeitigt werden ſollen, dürfen nur von den von dem Polizei— 
Präſidium damit beauftragten Abdeckern, oder müſſen unter polizeilicher 
Aufſicht von den Eigenthümern nach den Luderſtätten fortgeſchafft und ge— 
tödtet werben. 

Der Transport, ſofern dieſer durch geeignete Wagen nicht ausführbar 
ift, darf nur bei Nachtzeit und unter Vermeidung jeder Berührung mit 
anderen Thieren erfolgen. 

$ 5. 

Kabaver der auf polizeiliche Anorbnung wegen anftedender Krank— 
heiten getöbteten oder davon gefallenen Thiere dürfen nur durch 
die von der Behörde beftimmten Abvdeder, oder müſſen unter polizeilicher 
Begleitung (cfr. $ 4) von den Eigenthümern nad den Luderſtätten geſchafft 
werden. Das Abhäuten resp. Ausnugen derfelben, ſoweit ſolches gefeglich 
geftattet ift, darf nur unter Beobadhtung der nachſtehenden Vorſichts-Maß— 
regeln gejchehen: 

a. Es dürfen feine Perfonen zu diefen Geſchäften verwendet werben, 

welche offene Verlegungen an den Händen haben; 

b. die Kadaver müſſen vollftändig erfaltet fein, bevor das Abhäuten der— 
felben vorgenommen wird; | 

c. die Häute müſſen jogleih auf einem der Zugluft ausgejegten Boden 
zum Trocknen aufgehängt und dürfen nur, nachdem felbige im 
Sommer mindeftens 14 Tage, im Winter mindeftens 4 Wochen ge« 
bangen, oder mindeftens 3 Tage in Kalfmild gelegen haben, an den 
Gerber abgegeben werden; aud genügt eine 24jtündige Befeuchtung 
mit anderen anerkannten Desinfeftionsmitteln; 

d. Sehnen, Fleifh, Knochen und Fetttheile dürfen weder getrodnet, nod) 
überhaupt in rohem Zujtande werwerthet, ſondern müfjen vorher ge= 
focdht, beziehungsweije geſchmolzen werden. 

S 6. 

Kadaver, deren gewerbliche Ausnugung gejeglid verboten oder deren 
unſchädliche Befeitigung gefetlicd geboten ift, alfo namentlih Kadaver von 
Thieren, welde an der Ninderpeft, dem Milzbrande, der Rotzkrank— 
heit oder ver Wuthkrankheit gelitten haben, müſſen, joweit nicht die 
Zerftörung derjelben auf chemiſchem Wege erfolgt, den Vorſchriften in der 
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revidirten Inftruftion zum Rinderpefigefege vom 9. Juni 1873, beziehentlich 
der Inftruftion zum Viehfeuchegefeg vom 19. Mai 1876 entiprechend, ver: 
graben werben. 

87. 

Hinſichtlich der Fortſchaffung der auf der hieſigen Central» Schlädhterei 
und dem Schlachtwiehhofe zur menschlichen Nahrung ungeeignet befundenen 
Thiere oder thierifchen Theile bleibt es bei den bisherigen polizeilichen Bes 
ftimmungen. 

88. 

Haut und Haare, ſowie Hufe und Klauen der Thiere, die an anſtecken— 
den Krankheiten gelitten haben, müflen, ſoweit folhe nach den beſtehenden 
Borjchriften verfauft werden dürfen, vorfhriftsmäßig desinfizirt werden, be= 
vor felbige in den Verkehr gelangen. 


| 89. 
Zur menfhlihen Nahrung dürfen Fleiſch und thierifche Theile aus den 
Abdedereien niemals verwendet werden. 


$ 10. 
Weichtheile und Darminhalt gefallener oder getödteter Thiere dürfen, 
foweit deren Ausnugung überhaupt geftattet ift, nur zu Dünger verarbeitet 
resp. verwendet, müſſen aber vorher desinfizirt werben. 


8S 1. 

Blut und fonftige Abgangs-fFlüffigfeiten von Kadavern, deren Aus— 
nugımg erlaubt ift, dürfen nicht in Gräben, Flüſſe oder jonjtige Waſſer— 
läufe geleitet werden. Nach erfolgter Desinfektion können diefe Abgänge 
ald Dünger verwendet werden. Unterbleibt die Desinfektion, fo müfjen die 
gedachten Stoffe in tiefen Gruben verfenkt werden. 


$ 12, 

Die Einrichtung und der Betrieb der Abdederei-Anlage unterliegt zu 
jeder Zeit der polizeilihen Revifion. Jeder Abveder hat in einem 
mit Seitenzahlen verfehenen Buche, welches polizeilich abgeftempelt werben 
muß, bevor es in Benugung genommen wird, ein genaues Berzeihnig über 
alle febend und todt auf die Abdederei gebrachten Thiere mit Angabe ver 
Zeit des Einbringens und des Urfprungs, fowie der genauen Bezeichnung 
des Thieres (Signalement, Nationale) und der Urſache resp. des Grundes 
der Ablieferung zu führen. Diefes Buch iſt jederzeit auf Verlangen dem 
revidirenden Beamten vorzulegen. 

Ss 13. 

Jeder Abveder iſt verpflichtet, der Aufforderung zur Abholung 
eines gefallenen oder zu tödtenden Thieres jpäteftens binnen 8 Stunden 
nachzukommen. Auf polizeilihe Anordnung und von öffentliden Straßen 
und Plägen muß die Abholung fofort erfolgen. 

37% 
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8 14. 
Zumiderhandlungen gegen die vorftehenden Beftimmungen werben, ſoweit 
diejelben in den allgemeinen Gefegen nicht mit höheren Strafen bedroht find, 
mit Gelpftrafe bis zu 30 Mark event. Haft bis zu 14 Tagen belegt. 


8 15. 

Die Polizei-Verorbnung vom 12. April 1856, enthaltend Beftimmungen 
in Betreff des Ablederns des todten Viehes ꝛc., und die mit berfelben republi— 
zirte Verordnung vom 29. Auguft 1817 (Amtsblatt der Königlihen Re— 
gierung zu Potsdam und der Stadt Berlin für 1856 Stüd 18 pag. 145) 
treten für den Polizeibezirk für Berlin außer Kraft. 

Berlin, ven 28. September 1876. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(ge5.) von Madai. 


Abdederei: Grundftüd und Puderftellen in Berlin. 
Befanntmahung vom 8. April 1873. 

Es wird hierdurch zur Öffentlichen SKenntnif gebradht, daß das früher 
in der Jungfernhaide bei Plögenfee beſtandene Abdederei» Etablifjement nad) 
dem Grundftüde Müllerftraße 81 verlegt worden ift. Zugleid wird darauf 
hingewiejen, daß nad) dem Publifandum vom 29. Auguft 1817*) resp. der Polizei. 
Verordnung vom 12. April 1856 (Amtsblatt Stüd 18 pro 1856)*) der Eigen: 
thümer des todten Viehs zwar befugt ift, das Ablevern und auch das Ver: 
graben der Kadaver jelbjt bewirken zu laſſen, daß aber das Abledern, jowie 
das BVergraben der Kadaver nur auf den gewöhnlichen Luderftellen geſchehen 
darf. Für dem engeren Polizeibezirf von Berlin bejtehen derartige Puder» 
ftellen zur Zeit nur auf dem Grundſtücke Müllerftraße 81. Die gewerbliche 
Ausnugung von Kadavern frepirter oder getöbteter und zur menjchlichen 
Nahrung nicht geeigneter Thiere darf nur in ſolchen Betriebsftätten geſchehen, 
weldhe nad den Borjchriften der Gewerbe-Drbnung vom 21. Juni 1869 
hierzu fongeffionirt find. 

*) An deren Stelle ift die Polizei-Merordnung vom 28. September 1376 
getreten. 

Berlin, den 8. April 1873. 

Königlihes Polizei» Präfibium. 


Auszug aus dem Paht-Vertrage bezüglicd der fisfalifhen Abdederei 
zu Berlin. 
811. 

Dur die dem Pächter in diefem Bertrage eingeräumten Rechte wird an den 
Rechten Dritter in Beziehung auf die Ausnugung und Verfdarrung der gefallenen 
Viehkörper, foweit diefelben ihnen nad den Geſetzen zuftehen, nichts geändert. Da- 
gegen ift Pächter verpflichtet, aud auf Anfordern von Privat. Eigenthümern frepirtes 
Bieh binnen 8 Stunden abholen und nad den Qubderftätten fhaffen zu laffen. 
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8 12. 

Für Kadaver, die ihm zur gewerblichen Ausnußung überwiefen werden, hat 
Pächter an den Eigenthümer eine Entfhädigung zu zahlen, deren Höhe, falls nicht 
eine Einigung mit dem Eigenthümer zu Stande fommt, durch das Polizei - Präfidium 
feſtgeſetzt wird. 

Geſchieht das Abholen, Abledern und Bejeitigen eines Kadavers auf Anfuchen des 
Eigenthümers deffelben (vergl. 8 11}, jo bleibt die Entfhädigung dafür der freien 
Vereinbarung überlaffen, diefelbe darf jedoch, bei Vermeidung einer von dem Pächter 
an das Polizei-Präfidium zu zahlenden Bertragsitrafe von fünfzehn Mark für jeden 
einzelnen Fall, den Betrag von zwei Mark nicht überfteigen. 


8 16. 

Pächter ift verpflichtet, die Bolizeibezirte von Berlin und Charlottenburg von 
allem frepirten Vieh, namentlih aud Hunden und Kapen, freizubalten. Desgleichen 
hat er auf Anfordern der Polizeibehörde, wie Privater, das auf Straßen ver- 
unglüdte, aber nod lebende Vieh fortzufhaffen und zu dem Zwecke den in der 
WBolizeis Verordnung vom 7. Auguft 1867 bezeichneten Wagen ftändig bereit zu halten 


und ausfchlieslich zu benußen 
818. 


Der Pächter ift ferner verpflichtet, in den Polizeibezirfen von Berlin und Char- 
lottenburg nah Maßgabe der viesfälligen polizeilichen Beftimmungen die herum- 
laufenden, berrenlojen Hunde, welche nicht mit einem Maultorbe verfehen find, gegen 
leberlaffung des Fanggeldes durch EScharfrichtereigebülfen aufgreifen und tödten zu 
laffen, auch zur Durchführung aller fonftiger, in das Abdederei Gewerbe einfhlagender 
polizeiliher Mapregeln hülfreiche Hand nad der dazu zu ertheilenden Anweifung zu 
feiften, 


Anfgreiten der Hunde durch die dazu beitellten Perſonen. 


Auszug aus dem Negulativ für die Erhebung der Hundeſteuer in dem 
Gemeindebezirke von Berlin vom 31. Iuli 1867. 


Aufgreifen der Hunde. 
82. 

Diejenigen Hunde, welche auf der Strafe oder fonft an öffentlichen Orten mit 
einer Steuermarke überhaupt nicht, oder mit einer ungültigen Steuermarfe verjehen 
find, werden durch die Leute des Scharfrichters aufgegriffen und können, wenn fich 
der Eigenthümer nicht binnen drei Tagen meldet, getödtet werden, 

Dem legitimirten Eigenthümer wırd der Hund nur dann wieder verabfolgt, wenn 
er innerhalb diefer Zeit durch Vorzeigung der Quittung ſich über die Verfteuerung des 
Hundes anf die Zeit, in welcher derfelbe aufgegriffen ift, oder durch Vorzeigung des 
Freiſcheins fich über die Steuerfreiheit ausweiſt, oder endlich den Nachweis führt, daß 
er den Hund am Tage der Aufgreifung noch nicht acht Tage lang bejeflen babe. Er 
muß jedod an Koften für das Aufgreifen und für die Kütterung dem Scharfrichter 
oder deffen Pächtern drei Mark für den Hund zahlen. 

Bei dem Aufgreifen und der event. Tödtung der Hunde kann feine Rückſicht 
darauf genommen werden, ob die Hunde Fremden und Neijenden, welche fid) bier 
vorübergehend aufhalten, gehören. Xeßtere haben daher darauf zu achten, daß ihre 
Hunde nicht frei umher laufen. 
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Die Wiedereinlöfung ſolcher eingefangenen Hunde auswärtiger Beſitzer ift jedoch 
binnen einer dreitägigen Frift gegen Erlegung von drei Mark Kanggeld und Fütterungs- 
koften zuläffig, wenn der Vefiger ſich ald Fremder und — des aufgegriffenen, 
näber zu bezeichnenden Hundes legitimirt. 


Auszug aus der Inſtruktion für die Scharfrichterei-Gehülfen bei 
Ausübung des Hundefanges vom 1. Januar 1374. 
83. 

Beim Aufgreifen der Hunde muß jeder Scharfrichterei- Gehülfe das Abzeihen an 
der Müge tragen, welches hierzu vom Magiftrat beftimmt ift und welches die Infchrift : 
„8. G. No. 1 ete.* trägt (Verordnung vom 2. März 1853). Bei Ausübung feiner 
Funktionen ift der Gehülfe gehalten, in reinlicher, anftändiger Kleidung zu erfcheinen. 


85. 
Die Scharfrichterei- Gehülfen dürfen das an der Mühe zu tragende Erfennungs- 
zeichen nicht verdeden, ſondern es muß daffelbe ftets fihtbar fein (Verfügung des 
Polizei» Präfidiums vom 5. Februar 1861). 


86. 

Den Scarfrichterei- Gehülfen wird bei Ausübung ihres Berufes die Beamten. 
qualität fowie öffentliher Glaube beigelegt (Berichtlihe Erfenntniffe und Verfügung 
des Polizei- Präfidiums vom 2. März 1853). 

88, 

Das Wegfangen der Hunde ift mit möglichfter Schonung auszuführen und it 
namentlih von der Gewalt nicht unnöthiger Gebraud zu machen (Berfügung des 
Bolizei- Prafidiums vom 2. Dezember 1862). 

Tragende Hündinnen find nur mit der größten Vorſicht, niemals mit der Schlinge 
zu fangen, aud) ift beim Transport das Drücken derjelben zu vermeiden. 

Hunde, welde ein Alter von drei Monaten noch nicht erreicht haben, find nad) 
8 1 des Steuerregulativs fteuerfrei. 

Da es in vielen Fällen unmöglich fein wird, das Alter eines jo jungen Hundes 
augenblidlid genau feftzuitellen, jo haben die Gehülfen mit dem Aufgreifen folder 
Hunde fehr vorfihtig zu verfahren und nur in den Fällen damit vorzugehen, in denen 
fie ganz unzweifelhaft die Weberzeugung haben, daß die Hunde älter als drei Mo- 


nate find. 
810. 


Hunde, welche einen Maulforb tragen, der ganz unzweifelhaft nicht geeignet ift, 
das Beißen zu verhindern, Fönmen grundfäglich weggefangen werden, doch ift hierbei 
mit großer Vorficht zu verfahren und mit dem Einfangen maulforbtragender Hunde 
immer nur dann vorzugehen, wenn die für den Zwed ungeeignete Konitruftion des 
Maulkorbes fichtlih außer allem Zweifel ftcht, Der betreffende Maulkorb ift jorgiam 
zu bewahren, damit er bei erhobener Beſchwerde wegen des Einfangens des Hundes 
der Behörde vorgemwiejen werden fan. 

Sollte der Maulkorb nicht vorgewieſen werden können, fo wird der einfangende 
Gehülfe für bemweisfällig erachtet werden (Verordnung vom 31. Auguit 1855). 


811. 
Oeffentliche Vergnügungsorte, namentlich öffentliche Gärten, find von den Scharf. 
richterei Sehülfen behufs Einfangens von Hunden, die feinen Maultorb tragen, im 
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Allgemeinen nicht zu betreten, in einzelnen, etwa nöthig werdenden Fällen aber nur mit 
Borwiffen und Zuftimmung des Polizei» Präftdiums (Verordnung vom 31. Auguft 1855). 


8 12. 

Das Führen von Hunden an einer Leine erfeßt im Allgemeinen das Tragen des 
Maulkorbes nicht. 

Es fteht im Allgemeinen nichts entgegen, daf Hunde ohne Maultorb, obwohl fie 
an einer Leine geführt werden, dennoch von Scharfrichterei. Behülfen eingefangen 
werden, doc ift aud bier mit Umſicht und Billigfeit zu verfahren und namentlich find 
Hunde, welde fremden JIägern, fremden Viehtreibern und anderen dergleichen fremden 
Perfonen, welche Hunde zu ihrem Gewerbe gebrauden, angehören und von ihren 
Eigenthümern ohne Marke und Maulkorb an einem Strid oder einer Leine durd die 
Stadt geführt werden, nicht mwegzufangen, da dieſes Führen folder Hunde mit Ein. 
führung der Hundeftener jederzeit hierſelbſt geftattet gewefen ift (Berordnung vom 
31. Auguft 1855) 

831. 

Meldet fi der Eigenthümer eines aufgegriffenen Hundes bei dem Scharfrichterei- 
Gehülfen, während diefer den Hund noch mit ſich führt, fo ift derfelbe auf Verlangen ver- 
pflitet, mit dem angeblichen Eigenthümer zum nächſten Polizei-Büreau zu geben, 
und falls dort der Eigentbumsanfprud; anerkannt wird, gegen Zahlung des Fanggeldes 
von drei Mark, worüber eine Quittung auszuftellen ift, den Hund wieder herauszugeben. 


8 32. 
Die Berfönlichkeit der Eigentbümer folder Hunde, welche wegen fehlender Steuer» 
marke aufgegriffen, it auf dem Polizei-Büreau genau feitzuftellen, damit eiwaige 
Steuerdefraudationen konftatirt werden können. 


Die Verwaltung des Berliner Abdederei- Mefens. 


G. Gewerbe-Betriebe, auf welche die Reichs Gewerbe Ordnung 
keine Anwendung findet ($ 6 d. R.-Gew.-Ordn.). 


1. 2otterien. 
Polizei-Verordnung vom 5. Dezember 1854. 

Auf Grund des $ 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über die 
VolizeisVerwaltung und zur Ausführung des 8 268 des Strafgefeßbuchs für die 
Preußiſchen Staaten‘), wonad ein Jeder mit Geldbuße bis zu 500 Thalern 
bejtraft wird, wer ohne obrigfeitlihe Erlaubniß öffentliche Lotterien, oder 
dieſen gleichzuachtende öffentlihe Ausfpielungen beweglicher oder unbeweg— 
liher Sachen veranitaltet, verordnet das Polizei-Präfidium für den engeren 
und weiteren Polizeibezirf von Berlin, wie folgt: 
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1) Wer an öffentlichen Orten, insbefondere auf Schiigenplägen, Jahre 
märften oder fonjt bei Gelegenheiten von Volksfeften, Würfelipiele 
oder Ausjpielungen von Gegenftänden veranftalten will, bedarf hierzu 
ber Erlaubniß des unterzeichneten Polizei-Präfidiums und muß fich 
im Beige eines in jedem vorkommenden Falle auszulegenden, von 
dem unterzeichneten Polizei-Präfivium geftempelten und vifirten Spiels 
plans befinden. 

Die Erlaubnißfcheine anderer Poligeibehörden find für den dies— 
feitigen Bezirk nicht gültig. 

Der Spielplan darf feine Korrekturen oder überflebte Stellen 
enthalten. 

Es darf niemals mit mehr als 6 Würfeln gefpielt werden. Die 
Würfel müſſen auf allen ſechs Flächen Augen haben und richtig 
fubifch gearbeitet fein. 

5) Der Einjag darf den Betrag von 2%, Silbergrofhen nicht über— 
fteigen. 

Geld an Stelle des gewonnenen Gegenftandes auszuzahlen, ift vers 
boten. 

Wer gegen die vorftehenden VBorfchriften handelt oder ven ihm in biefer 
Verordnung auferlegten Verpflichtungen nachzukommen unterläßt, verfällt, 
fofern dadurch nicht gegen ein Strafgefe gefehlt ift, welches höhere Straf: 
beftimmungen enthält, in eine Gelvbuße bis zu 10 Thalern, im Unver— 
mögensfalle in eine verhältnißmäßige Gefängnifftrafe. Die polizeiliche 
Berordnung vom 8. Mai 1845, fowie die Verordnung vom 20. November 
d. 3. werden hierdurd aufgehoben. 

*) (Iept 8 236 des Reichs⸗Strafgeſetzbuchs.) 

Berlin, den 5. Dezember 1854. 

Königlihes Polizei: Präfidium. 
(gez.) Lüdemann. 


2 


— 


3 


it 


4 


— 


6 


— 


Handel mit Promeſſen. 
Befanntmahung vom 17. Mai 1867. 

Bon verfhiedenen Staatseffeften- Händlern in Frankfurt a. M. find in 
neuerer Zeit Looſe oder Roos» Antheile zu einzelnen Gewinn— 
ziehungen von Staats» Prämien- Anleihen durh die öffentlichen 
Blätter ausgeboten worden. In den betreffenden Ankündigungen pflegen 
diefe Geld» Berloofungen als von der Negierung gegründete und garantirte 
bezeichnet zu werden, ohne Angabe, welche Regierung das Unternehmen ge— 
gründet und garantirt hat. Wenn aud die Aufforderung zur Betheiligung 
an ausländischen Prämien» Anleihen durch Ankauf von Obligationen zu den- 
felben nicht für ſtrafbar zu erachten ift, jo gilt dies nicht von dem Ver— 
faufe von Promeſſen, durch welde gegen Erlegung eines Einſatzes das 
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event. Recht auf Zahlung eines in einer beftimmten Ziehung etwa auf eine 
Dbligation fallenden Gewinns verkauft werben joll und für welde das 
Kaufgeld verloren geht, wenn in der betreffenden Ziehung fein Gewinn auf 
die in dem Poofe bezeichnete Obligation fällt. Daß die oben erwähnten 
Ankündigungen nur den Berfauf von Promefjen zum Gegenftande haben, 
geht jowohl aus dem Preife der Poofe, ald auch daraus hervor, daß den 
Looſen ausdrücklich nur Gültigkeit für eine beftimmte bevorftehende Ziehung 
ober für die in einem und demjelben Jahre ftattfindenden Ziehungen einer 
Privat-Potterie beigelegt ift. Die dieffeitige Staats-Negierung hat weder 
eine Prämien» Anleihe, bei welcher der Verkauf ſolcher Yoofe zu einzelnen 
Ziehungen geftattet wäre, gegründet ımd garantirt, noch die Erlaubniß er- 
theilt, daß Promeſſen zu einzelnen Ziehungen irgend einer auswärtigen 
Prämien» Lotterie im Inlande verkauft werden. Ein joldher Handel mit 
Promefjen fällt unter das Strafverbot der Allerhöchſten Drore vom 
27. Juni 1837 (G.S. 1837 ©. 129) und es dürfen daher Looſe, wie 
die durd obige Bekanntmachungen ausgebotenen, im Geltungs— 
bereich diefer Allerhöhhften DOrdre weder verfauft noch gefauft werden. 
Auch die Ankündigung derartiger Promeſſen in öffentlichen Blättern er- 
fcheint, weil fie eine Anreizung zu einer ftrafbaren Handlung enthält, nad 
88 34 und 36 des Strafgefeßbuchs als ein Vergehen, für weldes, ab» 
geſehen von der Strafbarkeit des Urhebers, auch der Redakteur, weldyer das 
Inferat aufgenommen bat, verantwortlich zu machen it. 

Das Polizei: Präfidium fieht fih im Hinblid hierauf veranlaßt, das 
betheiligte Publikum und insbefondere aud die Redaktionen der biefigen 
Zeitungen auf das Strafbare des Verkehrs mit den in Rede ftehenden 
Promeſſen und der öffentlichen Ankündigung derfelben aufmerffam zu machen. 
Gegen etwaige Ueberfchreitungen des Verbots wird fortab unnachſichtlich die 
ftrafrechtliche Verfolgung eintreten müſſen. 

Berlin, den 17. Mai 1867. 

Königliches Polizei: Präfidium. 
(gez.) von Wurmb. 


2. Fifcherei. 


Ausübung der Fiiherei. 
Befanntmahung vom 2. März 1878. 

Die in dem Amtsblatt der Königliben Regierung zu Potsdam und ber 
Stadt Berlin — Stück 1 vom 4. Januar 1878 — von der Königlichen 
Regierung zu Potsdam unter dem 24. Dezember 1877 veröffentlichte Aller— 
höchſte Verordnung, betreffend die Ausführung des Fiſcherei— 
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Geſetzes in der Provinz Brandenburg vom 2. November 1877, 
welde duch das Berliner Intelligenz «Blatt veröffentlicht werben wird, hat 
auch für den Bolizeibezirf von Berlin Gültigkeit. 

Die Polizei «Verordnung vom 12. April 1859 ift hiernach außer Kraft 
getreten. 

Berlin, ven 2. März 1878. 

Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Verordnung, betreffend die Ausführung des Fiſcherei-Geſetzes 
in der Provinz Brandenburg, vom 2. November 1877. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc., verordnen 
auf Grund und zur Ausführung des Fiſcherei-Geſetzes von 30. Mai 1874 
(8.:©. ©. 197 ff.) für die Provinz Brandenburg nad Anhörung des 
Provinzial Landtages, was folgt: 


$1. (Zu $ 22 Ziffer 1.) 
Beim Fiſchfang in nicht geſchloſſenen Gemwäffern finden folgende 
Vorſchriften Anwendung: 
1) Die Fifcherei auf Fiſchſamen ift verboten. 
2) Fiſche der nahbenannten Arten dürfen nicht gefangen werben, wenn fie, 
von der Kopffpite bis zum Schwanzende gemeſſen, nicht mindeſtens 
folgende Fänge haben: 


Stör (Acipenser sturio) ... .. ........... 100 Gentimeter 
Pads (Salm, Salmo salar) .............. 50 
Große Maräne (Madue-Maräne, Coregonus 
maraennnnee ee 40 ⸗ 
Zander (Sandart, Lucioperca sandra) ...... 35 ⸗ 
Aal (Anguilla vulgaris) ................. 35 ⸗ 
Rapfen (Raapfen, Raapf, Schied, Aspius vorax) 35 ⸗ 
Hecht (Esox lueins).................... 28 ⸗ 
Edelmaräne (Pulsſee-Maräne, Coregonus ge- 
eosJJJJJ 28 5 
Karpfen (Cyprinus carpio) ............... 28 s 
Barbe (Barbus fluviatilis) ............... 28 ® 


Blei (Brachſen, Braife, Abramis brama) .... 28 s 
Lachsforelle (Meerforelle, Silberlachs, Strand» 


lady8, Trump, Salmo trutta) ........... 28 - 
Maifiſch (Alfe, Clupea alosa)............. 28 ⸗ 
Finte (Clupea finta) .................... 28 ⸗ 
Aland (Nerfling, Idas melanotus).......... 20 . 
etplei Klinca vaolganb):.:c runs 20 ⸗ 


Döbel (Squalius cephalus)............... 20 
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Scnepel (Schnäpel, Coregonus oxyryachus) 20 Gentimeter 


Forelle (Salmo fario) ..... ... ... ........ 20 
Aſch (Aeſche, Thymallus vulgaris) ......... 20 ⸗ 
Karauſche (Giebel, Carassius vulgaris)...... 15 ⸗ 
Kleine Maräne (Coregonus albula) ........ 15 : 
Rothfeder (Scardinius erytrophthalmus)..... 15 . 
Barfh (Perca fluviatilis). ... ............ 15 ⸗ 
Plötze (Rothauge, Leuciscus rutilus) ....... 15 2 


Krebs (gemeiner Flußkrebs, Astacus Aluviatilis) 10 . 


3) Fiſchſamen, ingleihen Fiſche der unter Ziffer 2 bezeichneten Arten, 
welche das dafelbit vermerkte Maß nicht erreichen, find, wenn fie 
lebend in die Gewalt des Fiſchers fallen, fofert mit der zu ihrer Er- 
haltung erforderlihen Borficht wieder in das Waffer zu fegen. 


4) Zum Bejeten der zur Fifchzucht dienenden Gewäſſer kann die Auf 
fihtsbehörde ($ 46 des Gefeges) einzelnen Filcherei-Berechtigten das 
sangen von Fiichen und Krebfen unter dem in Ziffer 2 beitimmten 
Maße zeitweilig und widerruflich geftatten. 


| 82. 

Borbehaltlih der im $ 27 des Fifcherei-Gefeges und im vorftehenden 
$ 1 Ziffer 4 zugeftandenen Ausnahmen dürfen Fiſchſamen und Fiſche der 
im $ 1 Ziffer 2 bezeichneten Arten unter dem dafelbft angegebenen Maße 
weder feilgeboten, noch verkauft, nod) verſandt werden, ohne Unterfchied, ob 
fie aus gejchloffenen oder nicht geſchloſſenen Gewäſſern gewonnen find. 


$ 3. (Zu $ 22 Ziffer 2.) 

Geſchloſſene Gewäfler find einer Schonzeit nicht unterworfen. 

Alle nicht geſchloſſenen Gewäſſer unterliegen einer wöcentlihen und 
einer jährlichen Schongzeit. 

84. 

Die wöchentliche Schonzeit erſtreckt ſich auf die Zeit von Sonnen— 
untergang am Sonnabend bis Sonnenuntergang am Sonntag. 

Während der Dauer der wöchentlichen Schonzeit iſt jede Art des Fiſch— 
fanges in nicht geſchloſſenen Gewäſſern verboten. 

Den Fiſchern, welche die jogenannte ftile Fiſcherei ohne jtändige Vor— 
richtungen mit Setnegen, Reuſen, Körben oder Angeln betreiben, fann 
jedoch von der Bezirks-Regierung gejtattet werben, die ausgelegten Ge— 
zeuge während der wöchentlihen Schonzeit nachzuſehen, auszunehmen und 
wieder auszulegen, wenn daraus nachtheilige Hinderniffe für den Zug der 
Wanderfiſche nicht zu befürchten find. 

Auch kann das Angeln mit der Ruthe während der wöchentlichen Schon» 
zeit, jedoch mit Ausichluß der Winterjchonzeit ($ 5), von der Bezirks-Re— 
gierung geltattet werben. 
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S5. 

Die jährlihe Schonzeit tritt entweder im Winter oder im Frühjahr 
ein und erftredt fih im Winter auf die Zeit vom 15. Oftober bis zum 
14. Dezember und im Frühjahr auf die Zeit vom 10. April bis 9. Juni. 

Ein und diejelbe Strede eines Gewällers ſoll nur einer jährlichen 
Schonzeit unterworfen fein (vergleiche jedoch $ 6). 


S 6. 

Die Winterfchongeit findet Anwendung auf die Drage und ihre ſämmt— 
lihen Nebengewäfler von Steinbufh an aufwärts. 

Alle übrigen nicht geſchloſſenen Gewäller unterliegen der Frühjahrs— 
ſchonzeit. 

In dem Pulsſee bei Bernſtein, welcher im Uebrigen der Frühjahrs— 
ſchonzeit unterworfen iſt, darf während der Laichzeit der Edelmaräne vom 
15. November bis zum 7. Dezember auf der Tiefe des Sees und am 
Scharberge nicht gefiſcht werden. 

Ausnahmen von dieſem Verbote können von der Bezirks-Regierung für 
Zwecke der künſtlichen Fiſchzucht und behufs Verpflanzung der Maräne in 
andere Gewäſſer zugelaſſen werden. 


87. 

Für die Dauer der jährlichen Schonzeit iſt in den derſelben unter— 
worfenen Streden der Gewäſſer jede Art des Fiſchfanges verboten, joweit 
nicht die nachfolgende Ausnahme eintritt. 

Die Bezirts: Negierung ift ermächtigt, den Betrieb der Fiſcherei in 
den der Frühjahrsichonzeit unterworfenen Gewäſſern an drei Tagen jeder 
in die Schonzeit fallenden Woche zu geitatten, ſoweit nicht dringende Rüde 
fihten auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes entgegenftehen. 

Bei diefer ausnahmsweiſen Geſtattung ift jedoch die Verwendung folcher 
an ſich erlaubter Yangmittel auszufchließen, welche vorzugsweife geeignet 
find, die junge Fiſchbrut zu zerjtören. 

Die näheren Borfchriften hierüber find eintretenden Falls im Wege der 
Polizeis Berordnung zu erlaſſen. 

Der Betrieb der Fijcherei vermittelft ftändiger Vorrichtungen (Wehre, 
Zäune, Selbitfänge für Lachs und Aal, feſtſtehende Negvorrichtungen, Sperr= 
nege u. ſ. w.), ingleichen vermittelt ſchvimmender oder am Ufer oder Fluß— 
bette befejtigter oder veranferter Nete nder Reuſen (Hamen u. j. w.) darf 
während der jährlihen Schonzeit in feinem Falle geftattet werben. 

Ausſchließlich für den Fang von Lachen, Pahsforellen, Finten, Mai: 
fiſchen und Stinten kann während der Frühjahrsichonzeit die in Alinea 2 er- 
wähnte dreitägige Frift bis zu höchftens fünf Tagen einer jeden in die Schon— 
zeit falfenden Woche von der Bezirks: Kegierung erſtreckt werben, 
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88. 

Während der Dauer der in den 88 4 bis 6 vorgeſchriebenen wöchent— 
lihen und jährlihen Schonzeiten müffen die durch das Fiſcherei-Geſetz 
vom 30. Mai 1874 nicht befeitigten ftändigen Fischerei» VBorrihtungen in 
nicht geichloffenen Gewäſſern hinweggeräumt oder abgeftellt fein ($ 28 des 
Geſetzes). 

89. 

Die SH 3 Alinea 2 bis 8 7 finden auf den Krebsfang feine An— 
wendung. | 

In der Zeit vom 1. November bis 31. Mai ift der Yang von Krebſen 
in allen nicht geſchloſſenen Gewäſſern verboten. 

Selangen Krebje während der angeordneten Schonzeit lebend in bie 
Gewalt des Fiſchers, jo find diefelben mit der zu ihrer Erhaltung erforder- 
lihen Borficht fofort wieder in das Waſſer zu fegen. 


$ 10. (Zu $ 22 Ziffer 3.) 

Beim Fiſchfange im nicht gefchloffenen Gewällern ift verboten: 

1) Die Anwendung jhädlicher oder erplodirender Stoffe (giftiger Köder 
oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche, Spreng- 
Patronen oder anderer Sprengmittel u. ſ. w.) ($ 21 des Gefeges). 

2) Die Anwendung von Mitteln zur Verwundung der Fiſche, ale: 
Fallen mit Schlagfedern, Gabeln, Aalharten, Speere, Stecheiſen, 
Stangen, Scießwaffen u. ſ. mw. 

Der Gebraud von Angeln ift geftattet. Die Verwendung von 
Speeren und Eifen (nicht jedoch der Aalharken) kann zum Zwede des 
YAalfanges von der Bezirks- Regierung in dringenden Fällen und 
nöthigenfals unter Feitjegung einer beftimmten Konjtruftion für dieſes 
Fangmittel ausnahmsweije geftattet werden. 

3) Das Zufammentreiben der Fifche bei Nacht vermittelit Yeuchten oder 
Fackeln. 

8 Ii. 

Fiſchwehre, Fiſchzäune und ſogenannte Selbſtfänge für Lachs und Aal 
dürfen außer dem Falle einer beſtehenden Berechtigung nicht neu angelegt 
werden. 

$ 12. (Zu $ 22 Ziffer 4.) 

Nah Ablauf von drei Jahren, vom Erlaß diefer Verordnung an ge- 
rechnet, dürfen beim Fiſchfange in nicht gejchloffenen Gewäſſern, vorbehalt- 
ih der nachfolgenden Ausnahme, feine Fanggeräthe (Nee und Geflechte 
jeder Art und Benennung) angewendet werden, deren Deffnungen (Maſchen) 
im naflen Zuftande an jeder Seite (von Knoten zu Knoten) nicht mindeftens 
eine Weite von 2,5 Gentimeter haben. 

Diefe Vorſchrift erjtredt fih auf alle Theile oder Abtheilungen der 
Fanggeräthe. 
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Die Bezirks-Regierung ift ermächtigt, Ausnahmen von diefer Vorſchrift 
im Falle des Bedürfniſſes für beitimmte Arten von Fanggeräthen zu— 
zulafien. 

Fanggeräthe, welche ausfchlieklid für den Fang von Aal beftimmt find, 
dürfen eine Weite der Deffnungen von mindeftens 1,5 Gentimeter haben. 


8 13. 

Ohne Erlaubnif der Auffihtsbehörde (8 46 des Gefeges) Dürfen am 
Ufer eines fließenden Gemäflers oder im Flußbette befeftigte oder veranferte 
nicht ſtändige Fiſcherei-Vorrichtungen (Hamen u. f. w.) oder ſchwimmende 
Nege fih niemals weiter, als über die Hälfte des Waflerlaufs in feiner 
Breite, bei gewöhnlichem niedrigen Waflerftande vom Ufer aus gemeſſen 
erftreden. 

Mehrere derartige Fiſcherei-Vorrichtungen dürfen gleichzeitig auf der— 
felben oder auf der entgegengefegten Uferfeite nur in einer Entfernung von 
einander ausgemworfen oder angebradt fein, welche mindeftens das Dreifadhe 
ber Fängen: Ausdehnung des größten Netes beträgt. 


8 14. (Zu 8 22 Ziffer 5.) 

Der Betrieb der Fiſcherei in fhiffbaren Gewäſſern darf vie Schifffahrt 
nicht hindern oder ftören. 

Tefte oder ſchwimmende Fifcherei- Vorrichtungen und alle jonftigen 
Fanggeräthe müſſen jo aufgeftellt oder ausgelegt fein, daß die freie Fahrt 
der Schiffe und Fähren, fowie der Wafferabfluß in nachtheiliger Weiſe nicht 
behindert wird. 


$ 15. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werben, 
infoweit diefelben nicht den Strafbeftimmungen des Fiſcherei-Geſetzes vom 
30. Mai 1874 (88 49 ff.) oder des Strafgefeßbuhs für das Deutfche 
Reich unterliegen, mit Geldftrafe bis zu 150 Marf Reihsmünze oder Haft 
beitraft. 

Zugleih Tann auf Einziehung der bei der Ausübung der Fiſcherei ver— 
wandten unerlaubten Fanggeräthe erkannt werben. 


$ 16. 

Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ift ermächtigt, 
die Vorſchriften diefer Verordnung über die Schonzeiten in den $$ 3 bie 7 
und $ 9, über verbotene Fangmittel in den 88 10 und 11, über die Be— 
Ichaffenheit erlaubter Fanggeräthe und über die Befchränfungen in ber 
Benugung derjelben in den 88 12 und 13 für Diejenigen Gewäſſer oder 
Streden derjelben ganz oder theilmeife außer Kraft zu fegen, welche nicht 
ausſchließlich Unſerer Hoheit unterworfen find. 
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s 17. 

Alle auf den Gegenftand dieſer Verordnung bezüglihen, auf Geſetz 
oder Verordnung beruhenden Vorfchriften treten, foweit fie den Vorſchriften 
diefer Verordnung entgegenftehen, außer Kraft. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beis 
gebrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, ven 2. November 1877. 

(L. S.) (ge3.) Wilhelm. 
(ggez.) Friedenthal. 


Fiſcherzeuge. 
Polizei-Verordnung vom 22. Dezember 1876. 


Zur Ausführung des 8 19 des Fiſcherei-Geſetzes vom 30. Mai 1874 
(G.S. ©. 201) und auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über bie 
Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 verorbnet das Polizei» Präfidium 
nach Berathung mit dem Gemeinde: Borftande fir den Polizeibezirf von 
Berlin, was folgt: 

81. 

Fifcherzeuge jeder Art, die ohne Beifein des Fiſchers zum Fifchfangen 
ausliegen, müflen Behufs Ermittelung der Perfon des Fiſchers mit einer 
weißen, hölzernen, vieredigen Tafel von mindeftens 16 Gentimeter Fänge, 
8 Gentimeter Breite und 1 Gentimeter Stärke verfehen fein, auf welcder 
der Name und Wohnort des Fiſchers deutlich mit ſchwarzer Farbe ein- 
geichrieben oder ftatt deſſen eingebrannt ſich befindet. 


82. 
Zuwiberhandlungen gegen vorftehende Beftimmung werden gemäß $ 49 
Nr. 2 des oben allegirten Fiſcherei-Geſetzes mit einer Geldbuße bis zu 
30 Mark oder mit Haft bis zu einer Woche beitraft. 
Berlin, ven 22. Dezember 1876. 
Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Auszug aus den Beſtimmungen des Fiſcherei-Geſetzes für den 
Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874 mit den Abänderungen 
des Geſetzes vom 30. März 1880. 

86. 

Fiſcherei-Berechtigungen, welche, ohne mit einem beſtimmten 
Grundbeſitze verbunden zu ſein, bisher von allen Einwohnern oder Mit— 
gliedern einer Gemeinde ausgeübt werden konnten, ſollen künftig in dem 
bisherigen Umfange der politiſchen Gemeinde zuftehen. 
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87. 

Das Recht zur Ausübung der Binnen-Fiſcherei in ſolchen Gewäſſern, 
welde bisher dem freien Fiſchfange unterlagen, foll den politifhen Ge— 
meinden in den innerhalb ihrer Gemarkung belegenen Gewäſſern zus 
ftehen. 

Wenn derartige Gewäſſer die Grenze zweier oder mehrerer Gemeinden 
bilven, ohne ber einen oder anderen Gemarkung ganz oder zu beftimmten 
Theilen anzugehören, jollen die Gemeinden in der Erjtredung, auf welder 
ihr Bezirk das Gewäſſer begrenzt, gleichberechtigt fein. 


88. 
Gemeinden können die ihnen zuſtehende Binnen-Fiſcherei nur durch 
beſonders angeſtellte Fiſcher oder durch Verpachtung nutzen. 
Das Freigeben des Fiſchfanges iſt verboten. 
Die Dauer der Pachtverträge darf in der Regel nicht unter ſechs 


Jahren beſtimmt werden; Ausnahmen von dieſer Beſtimmung können unter 
bejonderen Umftänden von der Auffichts-Behörde zugelaffen werben. 


Die Trennung der einer Gemeinde zuftehenden zufammenhängenden 
Fiſchwaſſer in einzelne Pachtbezirfe bedarf der Genehmigung der Auffichtss 
Behörde, welche darauf zu jehen hat, daß einer unwirtbichaftlihen Zer— 
ftüdelung der Fischerei vorgebeugt wird. 

Die Auffihts:Behörde ift befugt, zu beftimmen, welche Zahl der zu— 
läffigen Fanggeräthe in jedem Pachtbezirke nicht überfchritten werden darf. 

Sind zwei oder mehrere Gemeinden in den ihre Gemarkung begren- 
zenden Gewäſſern gemeinfam beredtigt, jo fünnen fie die Fifcherei nur auf 
gemeinfchaftlihe Rechnung nugen. 

Iſt eine Einigung der Gemeinden über die Art der Nußung nicht zu 
erreichen, fo fteht die Entfcheidung darüber der Aufjichts-Behörde zu. 


811. 
Erlaubnißſcheine. 

Wer die Fiſcherei in den Revieren anderer Berechtigter oder über die 
Grenzen der eigenen Berechtigung, beziehungsweiſe des freien Fiſchfangs 
hinaus betreiben will, muß mit einem nach Vorſchrift der folgenden Para— 
graphen ausgeſtellten und beglaubigten Erlaubnißſcheine verſehen ſein, 
welchen er bei Ausübung der Fiſcherei zu ſeiner Legitimation ſtets mit ſich 
zu führen und auf Verlangen des Aufſichts-Perſonals und der Lokal-⸗Polizei⸗ 
beamten vorzuzeigen hat. 

8 12. 


Zur Austellung eines Erlaubnißſcheins find nur der Fiſchereiberechtigte 
und der Filchereipächter innerhalb der Grenzen ihrer Berechtigung befugt. 
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Soweit in genoffenfhaftlihen Nevieren eine gemeinfchaftlihe Bewirth- 
Ihaftung und Nugung der Fiſchwaſſer jtattfindet, tritt der Vorſtand der 
Genoſſenſchaft an die Stelle der einzelnen Berectigten. 

Der Erlaubnißjchein muß auf die Berjon, auf ein oder mehrere beftimmt 
bezeichnete Gewäſſer und auf beftimmte Zeit, welche den Zeitraum dreier 
Jahre nicht überfchreiten darf, lauten. Er kann Beſchränkungen in Beziehung 
auf die Art und die Zahl der Fanggeräthe und die Zahl ver beim Fiſch— 
fange zu verwendenden Fahrzeuge enthalten. 

Die Zahl der auszuftellenden Erlaubnißſcheine (Pegitimationsfcheine) 
fan für nicht geichloffene Gewäſſer von der Auffichtsbehörde beftimmt 
werden. . 


8 13. 

Fiſcherei-Erlaubnißſcheine bedürfen der Beglaubigung, und zwar: 

1) für den Filchereibetrieb in den zu genoſſenſchaftlichen Revieren ge- 
börigen Gewällern durch den zur Handhabung der Fiſcherei-Aufſicht 
berufenen Genoſſenſchafts-Vorſtand ($ 9); 

2) für den Fijchereibetrieb in den übrigen Gewäflern durch diejenige 
Orts» Bolizeibehörbe, in deren Bezirk der Ausjteller wohnt. 

Ausgenommen von diefer Borfhrift find, ſoweit nicht für genoſſenſchaft— 

liche Reviere durd das Statut etwas Anderes bejtimmt wird, diejenigen 
Fiſcherei-Erlaubnißſcheine, welche von einer öffentlichen Behörde, von einem 
Öffentlichen Beamten, innerhalb feiner Amtsbefugnifje, einem Gemeinde— 
Borftande oder dem zur Beglaubigung der Erlaubnißfcheine berufenen Vor— 
jtande einer Fiſcherei-Genoſſenſchaft ausgeftellt find. 


$ 14. 
Die Beglaubigung des Erlaubnißfcheins bezieht fih nur auf die Unter- 
Schrift des Ausjtelers und enthält kein Anerfenntnig für die Berechtigung 
deſſelben. 


8 15. 

Die Beglaubigung der Erlaubnißſcheine durch die Orts-Polizeibehörde 
erfolgt ſtempel- und koſtenfrei. 

In genoſſenſchaftlichen Revieren kann jedoch für die Beglaubigung der 
Erlaubnißſcheine eine Gebühr bis zu Einer Mark zu Gunſten der Genoſſen⸗ 
fchaft erhoben werden. Das Nähere hierüber bejtimmt das Genoſſenſchafts— 
Statut. 

Ss 16. 

Wer die Fischerei aus eigenem Rechte oder als Pächter in nicht ges 
ſchloſſenen Gewäſſern ($ 4) betreiben will, hat davon der Auffichtsbehörde, 
in genoſſenſchaftlichen Revieren ($ 9) dem Borftande derjelben vorher An— 
zeige zu maden, erhält hierüber foften- und ftempelfrei eine Beſcheinigung 
und hat diejelbe beim Fiſchen ftets bei ſich zu führen. 

33 
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s 17. 
Das bei dem Fifchen in Gegenwart des Tijchereiberechtigten, Des 
Tifchereipächter8 oder des Inhabers eines Erlaubnißſcheins beſchäftigte 
Hülfsperfonal bedarf Feiner Yegitimation. *) 
*) Hiernach unterfcheidet das Geſetz folgende Fälle: 
a. Keiner Legitimation bedarf, wer die Fifcherei in Nevieren, 
welche dem freien Fifchfange unterliegen, oder in geichloffenen Ge— 
wäffern, als deren Eigenthümer oder Pächter betreibt; 
b. wer die Fiſcherei in Revieren anderer Berechtigter ausübt, muß mit 
einem bon dem Berechtigten ausgeftellten und von der Ortäpolizei. 
behörde oder dem Genoſſenſchafts-Vorſtande beglaubigten Erlanb- 
nißfchein verjehen fein; 
e. wer die Fifcherei aus eigenem Rechte oder als Pächter in nicht ge- 
ſchloſſenen Gewäflern betreibt, hat ſich durch eine Beſcheinigung der 
Auffihtsbehörde zu legitimiren; 
d. das in Gegenwart einer gehörig legitimirten Perfönlichteit beim 
Fiſchfang befhäftigte Hülfsperfonal ift von der Führung einer Le— 
gitimation entbunden. 
Da der Fall unter a. hier nicht vorkommen kann, bedürfen demnach 
mit Ausnahme des unter d. genannten Hülfsperfonals ſämmtliche hier in 
Betracht fommende Fifcher entweder eines Etlaubnißſcheins oder einer 
Beiheinigung. 

Die Beglaubigung der Erlaubnißfcheine und die Ausftellung don Be- 
fheinigungen erfolgt im Polizeibezirke von Berlin durch das Königliche 
Eentral- Schifffahrts.- Büreau, für den Volizeibezirf von Charlottenburg durch 
die Königliche Polizei- Direktion dafelbft. 

Die entfprechenden Anzeigen und Anträge find an diefe Behörden zu richten. 

$ 19, 
Bezeihnung der zum Fifhfange ausliegenden Fifcherzeuge. 

Die ohne Beifein des Fifhers zum Fiſchfange ausliegenden Fiſcher— 
zeuge müſſen mit einem Kennzeichen verfehen fein, durdy welches die Perſon 
des Filchers ermittelt werden fann. Ueber die Art der Kennzeichnung find 
bie näheren Vorſchriften für genofjenfchaftliche Reviere durch das Genoflen- 
fhafts- Statut, für andere Reviere im Wege der PolizeirBerorbnung zu 


erlaſſen. 
8 21. 


Berbot ſchädlicher Yangmittel. 
Beim Filhfange it die Anwendung ſchädlicher oder explodirender 
Stoffe (giftiger Köder oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der 
Fiſche, Sprengpatronen oder anderer Sprengmittel u. |. w.) verboten. 


$ 22. 
Fifchereispolizeilide Vorſchriften. 
Im Wege landesherrliher Verorbnung wird nad Anhörung der be- 
treffenden Provinzial: Vertretung vorgejchrieben: 
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1) welche Fiſche mit Nüdfiht auf ihr Maß oder Gewicht nicht ges 
fangen werden dürfen; 

2) zu melden Tages» und Jahreszeiten die Fiſcherei Überhaupt oder 
in gewiſſen Erftrefungen der Gewäſſer oder bezüglich gewiſſer Fang» 
arten oder Fifchgattungen verboten jein fol; 

3) welche Fangarten und welde Arten von Fanggeräthen beim Fiſch— 
fange nicht angewendet werden dürfen. 

Berechtigungen auf die Benugung ftändiger Fiſcherei-Vorrich— 
tungen (88 5 und 20) können durch diefe Vorfchriften nicht getroffen 
werden; ebenjowenig unterliegen denfelben Berechtigungen auf den 
Gebrauch anderer beftimmter Fangmittel, wenn der Berechtigte nur 
mit diefem Fangmittel die Fifcherei ausüben darf; 

4) von welcher Beichaffenheit die erlaubten Fanggeräthe fein müſſen, 
und mit welchen Beſchränkungen die legteren zum Fiſchfange ges 
braucht werden fünnen; 

5) welde Ordnung von den Fiihern zur Vermeidung gegenfeitiger 
Störungen, ferner im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs und der 
Schifffahrt und endlid gegenüber den Auffihtsbeamten und zur 
Erleichterung der Auffihtsführung zu beobadjten ift; 

6) in welchen Yahreszeiten und an welden Orten die Werbung ber 
Seegewächſe verboten fein fol. 

Für Uebertretungen kann eine Gelpftrafe bis zu 150 Mark Reiche: 
münze oder Haft und die Einziehung der bei der Ausübung der Fiſcherei 
verwandten unerlaubten Fanggeräthe angebroht werben. 

Bis zum Erlaffe der in diefem Paragraphen vorgefehenen landes- 
herrlichen Verordnungen bleiben vie bezüglichen, zur Zeit beitehenden, auf 
Geſetz der Verordnung beruhenden Vorſchriften in Kraft. 


8 23. 
Borfhrift über Schonzeiten und den Schuß der jungen Fifdhe. 

In den nah $ 22 Nr. 2 anzuordnenden Schonzeiten fol die Filcherei 
nicht über das Maß hinaus beſchränkt werden, welches zur Erhaltung des 
Fiſchbeſtandes unter Berüdfihtigung der durd dieſes Geſetz gegebenen 
anderweiten Schonumgsmittel unbedingt geboten tit. 

Insbeiondere foll diefelbe in denjenigen Streden der Gewäſſer, wo die 
Rückſicht auf Erhaltung des Fifchbeftandes es geftattet, außer an den Sonn 
und Feſttagen, höchſtens an drei Tagen in der Woche unterfagt werben 
dürfen. 

Der Fang einzelner Filchgattungen und der Gebraud beftimmter 
Fangmittel kann aud im biefem alle für die ganze Dauer der Schonzeit 
verboten werben. 

38° 
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8 24. 
Gelangen Fifche, deren Fang zur Zeit oder mit Rüdfiht auf ihr Maß 
oder Gewicht Überhaupt verboten ift, lebend in die Gewalt des Fiſchers, 
fo find diejelben fofort wieder in das Waller zu fegen. 
8 25. 

Die Vorſchriften der 88 19 bis 24 finden auf gefchloffene Gewäſſer 

($ 4) feine Anwendung. 
$ 26. 

St der Fang von Fischen unter einem beftimmten Maße oder Ge— 
wichte verboten, jo dürfen ſolche Fiſche im Geltungsbereiche des Verbote 
unter diefem Maße oder Gewichte weder feilgeboten, nod) verfauft, nody 
verfandt werben. 

8 27. 

Auf die in den Filchzucht-Anftalten vorhandene junge Fifhbrut finden 
die Vorſchriften der 88 24 und 26 feine Anwendung. 

Auch kann die Auffichtsbehörde im Intereffe wiljenjchaftlicher Unter- 
fuhungen oder gemeinnügiger Verſuche und für Zwecke der künſtlichen 
Fiſchzucht, fomweit erforderlich, unter geeigneten Kontrol-Mafregeln Aus- 
nahmen von den Vorſchriften der 88 24 und 26 gejtatten. 

Den Befigern gejchloifener Gewäſſer ($ 4) ift der Verkauf und Bers 
fandt von jungen Saklingen zu Zudtzweden geftattet. 


8 28. 

Während der Dauer der Schonzeiten müſſen die durch dieſes Geſetz 
nicht befeitigten ftändigen Filcherei- Vorrichtungen (SS 5 und 20) in nicht 
geichlofienen Gewäſſern hinweggeräumt oder abgeftellt fein. 

Die Befiger derjelben find dazu erforderlihen Falls im VBerwaltungs- 
wege anzubalten. 

Soweit die Rüdfiht auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es geitattet, 
fann der Regierungs-Präfident (Landoroft) Ausnahmen von der im erjten 
Abſatz getroffenen Beſtimmung zulaffen. 


S 43. 
Berunreinigung der Fiſchwaſſer. 

Es ift verboten, in die Gewäſſer aus lanbwirthichaftlichen oder gewerb⸗ 
lihen Betrieben Stoffe von folder Beſchaffenheit und in folhen Mengen 
einzumerfen, einzuleiten oder einfließen zu lafjen, daß dadurch fremde Fiſcherei— 
rechte geihädigt werben können. 

Bei lberwiegendem Imterefie der Landwirthſchaft oder der Induſtrie 
fann das Einwerfen oder Einleiten folder Stoffe in die Gewäſſer geftattet 
werden. Soweit e8 die drtlichen Verhältniſſe zulaffen, ſoll dabei dem 
Inhaber der Anlage die Ausführung folder Einrichtungen aufgegeben 
werden, melde geeignet find, den Schaden fir die Fiſcherei möglichit zu 
beſchränken. 
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Ergiebt fi, daß durch Ableitungen aus landwirthſchaftlichen oder ges 
werblihen Anlagen, welche bei Erlaß dieſes Gefeßes bereits vorhanden 
waren oder in Gemäßheit des vorftehenden Abjages geftattet worden find, 
der Fiſchbeſtand der Gewäſſer vernichtet oder erheblich beſchädigt wird, jo 
faun tem Inhaber der Anlage auf den Antrag der durd die Ableitung 
benadhtheiligten Filchereiberechtigten im Berwaltungsmwege die Auflage ge— 
macht werben, ſolche ohne unverhältnigmäßige Beläftigung feines Betriebes 
ausführbaren Vorkehrungen zu treffen, welche geeignet find, den Schaden 
zu heben oder doch thunlichit zu verringern. 

Die Koften der Heritellung folder Vorkehrungen find dem Inhaber der 
Anlage von den Antragitellern zu erjtatten. 

Die legteren find verpflichtet, auf Verlangen vor der Ausführung 
Vorſchuß oder Sicherheit zu leiften. 

Die Entſcheidung über die Geftattung von Ableitungen nad Abſatz 2, 
jowie über die in Gemäßheit des Abjag 3 anzuordnenden Vorkehrungen er: 
folgt, jofern die betreffende Ableitung Zubehör einer der im $ 16 der Ge: 
werbe- Ordnung für den Norddeutichen Bund vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗ 
Gejegblatt S. 245) als genehmigungspflichtig bezeichneten Anlagen ift, im 
dem für die Zulajlung diefer Anlagen angeordneten gefeglichen Verfahren, in 
anderen Fällen nach demjenigen Verfahren, welches über die Genehmigung 
von Stau: Anlagen für Wailertriebwerfe feftgejegt ift. 


8 44. 

Das Nöten von Flachs und Hanf in nicht gefchloifenen Gewäſſern ift 
verboten. 

Ausnahmen von diefem Verbote fan die Bezirfs- Regierung (Land— 
droftei), jedoch immer nur widerruflich, für ſolche Gemeindebezirfe oder größere 
Gebietstheile zulafien, wo die Dertlichkeit für die Anlage zweckdienlicher 
Kötegruben nicht geeignet ift und die Benugung nicht geſchloſſener Gewäſſer 
zur Flachs- und Hanfbereitung zur Zeit nicht entbehrt werden kam. 


g 4. 
Den Fiſchereiberechtigten ift geitattet, Filchottern, Taucher, Eisvögel, 
Reiher, Komorane und Fifchaare ohne Anwendung von Schußwaffen zu 
tödten oder zu fangen und für fich zu behalten. 


$ 47. 

Die amtlih verpflichteten Auffihtsbeamten haben bei der Ermittelung 
und Berfolgung von Uebertretungen gegen die Beftimmungen dieſes Geſetzes 
und die font beſtehenden fifchereipolizeilichen Borfchriften innerhalb ihres 
Auffichtsbezirks Die Befugniſſe und Verpflichtungen der Pokal» Polizeibeamten; 
insbejondere find diefelben zu jeder Zeit befngt, die beim Fiſchfange im Ges 
brauch befindlihen Fanggeräthe, ſowie die in Fifcherfahrzengen vorhandenen 
Fanggeräthe und Fiſche einer Unterfuchung zu unterziehen. 
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Auch können von denjelben Fifchbehälter, welde in nit geſchloſſenen 
Gewäſſern ausgelegt find, jeder Zeit durchſucht werden, 


8 48. 

Wird Jemand bei einer Uebertretung over glei) nach derſelben be» 
troffen oder verfolgt, jo find die der Einziehung unterliegenden Gegenftände, 
welche er bei ſich führt, in Beichlag zu nehmen. In den nämlichen Fällen 
fönnen die bei der Uebertretung gebrauchten Filchergeräthe und Fahrzeuge 
gepfändet werben. 

Diefe ver Einziehung nicht unterliegenden Gegenftände find den nächſten 
DOrtsvorftande auf Gefahr und Koften des Eigenthümers zur Aufbewahrung 
zu überliefern, jedodb gegen Niederlegung einer der Höhe nad vom Orts— 
porftande zu bejtimmenden baaren Zumme, welche dem Gelpbetrage der etwa 
erfolgenden Berurtheilung nebjt den Koften der Aufbewahrung oder dem 
Werthe des Pfandſtücks gleihkommt, zurüdzigeben. Die Niederlegung kann 
bei dem Ortsvorftande oder gerichtlid) erfolgen. Geſchieht die Niederlegung 
nicht innerhalb acht Tagen, jo kann der gepfändete Gegenftand auf Ver— 
fügung des zuftändigen Richters öffentlich verfteigert werben. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldbuße bis zu 150 Marf, resp. 
90 Mark oder 30 Marf, event. mit Haft bejtraft. (SS 49 bis 51 des 
Geſetzes.) 


3. Auswanderungsbeförderer. 


Reglement vom6. September 1853, 
betreffend die Geſchäftsführung der zur Beförderung von 
Auswanderern konzeſſionirten Perſonen und die vſon denſelben 
zu beſtellenden Kautionen (S8 5-7 des Geſetzes vom 7. Mai 1853). 
Ss 1. 
I. Geſchäftsführung der inländifhen Unternehmer. 

Diejenigen Inländer, welche für eigene Rechnung Verträge über bie 
Beförderung von Auswanderern nad außerdeutſchen Ländern abzufchließen 
oder abſchließen zu laſſen beabfichtigen, haben vor Ertheilung der Konzejfion 
($ 1 des Gefeges vom 7. Mai d. 3.) diejenigen Yänder zu bezeichnen, nad) 
welhen die von ihnen zu unternehmenden Beförderungen gerichtet fein 
jollen, ſowie bei überfeeifchen ITransporten Diejenigen Häfen, in welchen bie 
Einfhiffung der Auswanderer erfolgen und die Zwifchenhäfen, in welden 
ein Transportwecjel eintreten foll. 

Die Konzeffion ermächtigt den Unternehmer nur zu Beförderungen nad 
ſolchen Ländern, — und bei überfeeifchen Transporten nur über ſolche Ein- 
Ihiffungs- und Zwiſchenhäfen — welche in derfelben ausprüdlicd bezeichnet, 
oder auf welche fie nachträglich ausgedehnt worden ift. 
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Es bleibt vorbehalten, die Ausfertigung von Konzeffionen zur Be— 
förderung nad gewiſſen Yändern oder Häfen zu unterfagen. Bei über- 
jeeifchen Transporten ift die Beförderung nur über ſolche in der Konzeffion 
ausprüdlicd zu bezeicdhnende Einfchiffungs- und Zwifchenhäfen zu geftatten, 
in welchen die geficherte Handhabung ausreichender obrigkeitliher Beftims 
mungen die Benugung geeigneter Transportmittel, ausreichende Provians 
tirung und die Wahrnehmung der font für die Sicherheit und Gefundheit 
der Paſſagiere während der Seereife nothwendigen Rüdfichten verbürgt. Die 
Königliben Regierungen werden hierüber bejondere Anweifungen erhalten. 


82. 

Der Konzeffionar übernimmt durd Ausftellung eines bei Niederlegung 
feiner Kaution auszufertigenden Reverſes, in welchem derſelbe ſich aus— 
drücklich allen Beſtimmungen dieſer Inſtruktion unterwirft, folgende beſondere 
Verpflichtungen in Betreff aller durch ihn ſelbſt oder durch ſeine Agenten 
oder Bevollmächtigten abzuſchließenden Beförderungs-Verträge. 

a. die Verträge dürfen, wenn eine überſeeiſche Auswanderung beab— 
jichtigt wird, fi nicht auf die Beförderung bis zum Einſchiffungs— 
hafen oder bis zu einem europäiſchen Zwiſchenhafen bejchränfen, 
fondern müſſen aud auf die Beförderung über Sce mit gerichtet fein; 

b. diejelben müjlen in deutfher Spradye abgefaht, für jeden Kontrahenten 
bejonders ausgefertigt werden, und 

e. den Tauf- und Familiennamen jeder zu befördernden Perſon, ihr 
Alter, Stand und Wohnort — mit Angabe des landräthlichen Kreifes 
des letteren — enthalten; 

d. bei überjeeifchen Beförderungen find in den Berträgen zu bezeichnen: 

1) der Hafen, in weldem die Einfchiffung erfolgen fol; 

2) der überſeeiſche Beitimmungsort; 

3) die Art und Weife des Transportes bis zum Einfchiffungs- 
bafen, jofern diefer mitbedungen ift; 

4) der Tag, an welchem die Einſchiffung im Seehafen erfolgen joll; 

5) diejenigen Perfonen, welche dort, und an allen Drten, an welchen 
ein Transportwechjel eintritt, die Verpflichtungen des Unter: 
nehmers wahrzunehmen haben; 

e, wenn die Auswanderer über Großbritannien befördert und dort in 
einem anderen, als im dem zu ihrer Wiedereinjchiffung beftimmten 
Hafen gelandet werden follen, jo ift ihnen vertragsmäßig zuzufichern, 
daß fie innerhalb 12 Stunden nah bejchaffter Expedition ihrer Per: 
jonen und Effekten im Zollhaufe des Yandungshafens oder, falls 
innerhalb 12 Stunden fein gewöhnlicher Eifenbahnzug abgeht, mit 
dem eriten na beſchaffter Zolhaus » Expedition abgehenden gewöhn— 
lichen Eifenbahnzuge nad dem Großbritannien Einſchiffungshafen 
weiter befördert werden follen; 





f. 


h. 
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ber Unternehmer muß durch den Vertrag verpflichtet werben, den— 
jenigen Perjonen, deren Beförderung er übernommen hat, an dem zu 
ihrer Einfchiffung oder fonftigen Weiterbeförderung beftimmten Orte, 
bei jeder nicht von ihnen felbit verfchuldeten Verzögerung der Be— 
förderung, wenn dieſe auch duch Zufall veranlaßt fein follte, von 
dem vertragsmäßig heftimmten Abfahrtstage an, unentgeltlich Woh— 
nung und Beköftigung zu gewähren oder eine in Geld feſtzuſetzende 
Entihädigung dafür zu leiften; desgleichen 


. bei überfeeiicher Beförderung denfelben auch noch 2 Tage nad An— 


funft des Schiffs im Ausfchiffungshafen Aufenthalt an Bord und 
gutes Trinkwaſſer, ſowie die Beföftigung, wenn jolde während der 
Seereife mitbedungen war, zu gewähren; 

aufgehoben durch: 


Befanntmadung vom 19. Januar 1855. 


Die Beftimmung sub h. $ 2 des Reglements vom 6. Sep— 
tember 1853 tritt vom 1. Mat d. 3. ab außer Kraft. In den nad 
dieſem Zeitpunfte abzufchließenden Verträgen über die Beförderung 
von Auswanderern darf die Selbitbeföftigung mährend ber See— 
reife den Auswanderern nicht weiter überlafjen werben, vielmehr 
haben die Unternehmer in allen Fällen die Pieferung und Zubereitung 
der Lebensmittel während der Seereife und während zweier Tage 
nad Anfunft des Schiffes im Ausihiffungshafen fontraftmäßig zu 
übernehmen. 

Berlin, den 19. Januar 1855. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Die Berträge müſſen ferner: 


— 


die Unternehmer verpflichten, die Auswanderer und ihr Gepäck um 
den bedungenen Preis auch dann an den Beſtimmungsort zu bringen, 
wenn das betreffende Schiff auf der Neife durch irgend einen Unfall 
an deren Fortjegung gehindert werden follte, auch auf den Betrag 
der Baflagegelver und außerdem auf 20 Thlr. (— 60 Marf) pro 
Kopf (Verwendungsgelver) bei einer foliden Verſicherungs-Geſellſchaft 
Berfiherung zu nehmen; 


. die genaue Angabe des bedungenen Beförderungspreijes, der darauf 


geleifteten Zahlungen und der Termine, welche für die etwaigen Keft- 
zahlungen verabredet find, enthalten. Ob und inwieweit in dem 
Beförderungspreife die Koſten für Belöftigung mit inbegriffen find, 
ift deutlich auszudrüden. Auch müſſen die Verträge: 


. Ort und Zeit des erfolgten Abfchluffes angeben und von fänmtlichen 


Kontrahenten unterfchrieben fein. Iſt der Auswanderer des Schreibens 
unfundig, fo ift befonders darauf zu fehen, daß die Verträge in 
rechtsverbindlicher Form abgeſchloſſen und Die gefeglihen Vorſchriften 
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genau erfüllt werden. Verlangen diejelben nicht ein Mehreres, fo 
muß der Bertrag in Gegenwart der Ortsbehörbe oder eines Ab— 
geordneten derjelben abgefchloffen und, daß dies gefchehen, von der 
Behörde darunter bejcheinigt werben. 

83. 

Transportverträge dürfen [nur mit ſolchen Berfonen] *) abgejchloffen werben, 
ſwelche ſich durch den Befik zur Zeit gültiger, von der kompetenten Behörde ausgeftellter 
Auswanderungs= Konjenfe, oder wenigftens folder Päſſe legitimiren, welche für die 
beabfichtigte Reife gültig find;] mit Minderjährigen nur unter Einwilligung des 
Vaters oder Vormundes. 

*) Die mit [| ] bezeichneten Hein gedrudten Beitimmungen find durch 
Erlaß des Herrn Minijters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
vom 1. Dezember 1869 mit Rüdficht auf den 8 1 des Bundesgefeges über 
das Paßweſen vom 12. Oktober 1867 (B..8.-B1 ©. 33) aufgehoben. 


84. 

Die Unternehmer ſind verpflichtet: 

a. denjenigen Regierungen, in deren Bezirk ſie unmittelbar oder durch 
Agenten Geſchäfte machen, Formulare der von ihnen abzuſchließenden 
Beförderungs-Verträge einzureichen; 

b. fortlaufende Regiſter über diejenigen Perſonen zu führen, über deren 
Beförderung von ihnen Berträge abgeſchloſſen find. In denſelben 
find in gefonderten Rubriken der Name, das Alter und legte Wohn: 
ort der betreffenden Perjonen, der lanbräthliche Kreis, zu welchem 
berjelbe gehört, Tag und Nummer der wegen ihrer Beförderung ab» 
geſchloſſenen Verträge, fowie der Tag ihrer Beförderung und bei 
überfeeifhen Beförderungen, Tag und Ort der verabredeten Eins 
ſchiffung, ſowie der Beitimmungsort zu vermerken, und die vor- 
gewiefenen Yegitimationspapiere unter Angabe der Zeit der Aus— 
fertigung und ber Behörden, melde diefelben ausgefertigt haben, zu 
bezeichnen; 

c. Duplifate aller von ihm abgejchloffenen Verträge aufzubewahren; 

d. die Regifter und Duplifatsverträge der Ortspolizeibehörde — auf 
Berlangen in deren Amtslofal — jeder Zeit zur Einfiht vorzulegen; 

e. der Königlihen Regierung, von welcher fie fonzefftonirt find, alljährlich 
einen allgemeinen Gefchäftsberiht und ein ſummariſches Verzeichniß 
der im Laufe des Jahres von ihnen beförderten Perjonen einzureichen; 

f. der Königlichen Regierung diejenigen Perſonen zu bezeichnen, welche 
in den resp. Einſchiffungs-, Zwiſchen- und Ausfchiffungshäfen mit 
der Wahrnehmung der Verpflichtungen des Konzeſſionärs beauftragt 
find. Die Königliche Regierung wird diefe Perfonen den Königlichen 
Konfularbeamten nambaft machen und kann die VBorlegung der mit 
denfelben in Bezug auf das Auswanderungsgeſchäft gepflogenen 
Korrefpondenz beanfprucden; 
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g. die Königlichen Negierungen fünnen, wenn fie dies für nothwendig 
erachten, den Unternehmern oder deren Agenten die Ankündigung 
ihres Geſchäfts durch Plakate auf den öffentlichen Straßen, in Gaſt— 
und Wirthshäufern, Dampfichiffen und Eifenbahnftationen für den 
ganzen Umfang ihrer Berwaltungsbezirfe oder für einzelne Theile 
deſſelben unterjagen. 


& 5. 

1. Gejfhäftsführung der ausländifchen Unternehmer. 

Die in den 88 2 und 3 und $ 4 Littr. g. enthaltenen Bejtimmungen 
finden aud auf ausländifche Unternehmer Anwendung, welden die Er- 
mädtigung zum Betriebe des Geſchäfts der Beförderung von Auswanderern 
innerhalb der Preußiſchen Staaten ertheilt worden ift. Solde Unternehmer 
haben jid den Entfcheidungen der preußifchen Gerichte in allen Streitige 
feiten zu unterwerfen, welde aus den fir fie innerhalb der Königlichen 
Staaten abgeſchloſſenen Auswanderungs: Verträgen hervorgehen. — Sie 
bürfen ſich zur Bermittelung ihrer Gejchäfte innerhalb der Königlichen 
Staaten mur der von ihnen mit Vollmacht verjehenen Hauptagenten und Der 
durch diefe bevollmädhtigten Unteragenten bedienen, die nad Vorſchrift Des 
Sefeges vom 7. Mai e. von der fompetenten Behörde fonzeffionirt find. 


8 6. 
111. Geſchäftsführung der Agenten. 

Ale Agenten, welche für Rechnung in- oder ausländifher Unternehmer 
zum Abſchluß von Beförderungs:Verträgen ermächtigt find, unterliegen den 
in den 88 1—4 dieſes Reglements gegebenen Beitimmungen. Dem Ans 
trage auf Ertheilung der Konzeffion an diefelben ift eine Ausfertigung der 
ihnen ertheilten Vollmacht beizufügen. Jede Abänderung derfelben iſt zur 
Kenntniß der Königlichen Regierung zu bringen. 

— 

Agenten und Unteragenten, welche nicht zum ſelbſtſtändigen Abſchluß, 
ſondern nur zur Vermittelung der Auswanderungs-Verträge bevollmächtigt 
ſind, haben ſich der Vermittelung und Aushändigung aller ſolcher Verträge 
zu enthalten, welche den Beſtimmungen der 88 1—3 dieſes Reglements nicht 
entſprechen. 

Sie ſind außerdem verpflichtet, in allen Fällen, in welchen ihre Ver— 
mittelung zum Abſchluß von Transportverträgen von Auswanderungs— 
Iuftigen in Anfpruch genommen wird, binnen 24 Stunden der Ortspolizei— 
behörde der legteren davon fchriftliche Anzeige zu machen Dieje legtere 
Beitimmung findet auch auf inländische Unternehmer und zum jelbitjtändigen 
Abſchluß von Verträgen bevollmächtigte Agenten in allen denjenigen Fällen 
Anwendung, im welden die Auswanderungsluftigen ſich unmittelbar an 
ſie wenden. 
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Sie führen Regifter über alle Perfonen, über deren Beförderung fie Ver— 
bandlungen eingeleitet haben uud find verpflichtet, diefelben der Polizeibehörde 
— auf Verlangen in deren Amtslokal — jederzeit zur Einſicht vorzulegen. 

Es ift ihnen unterfagt, Geſchäfte außerhalb des in ihrer Konzeffion 
bezeichneten Bezirks zu vermitteln. Die Beftimmung des $ 4 Littr. g. 
findet auf fie ebenfalls Anwendung. 

Eine Abjchrift der ihnen von ihren Machtgebern ertheilten Vollmacht 
wird bei Nachſuchung der Konzeffion bei der Bezirks-Regierung eingereicht 
und bei der Ortspolizeibehörde aufbewahrt. 


$ 8. 
IV. Kautionen. 

Jever Auswanderungs-Unternehmer hat vor Ausfertigung der Kon— 
zeffion (K 1 des Gef. v. 7. Mai d. I.) oder Erlaubniß zum Geſchäfts— 
betriebe ($ 7 ibid.) eine Kaution zu bejtellen, welde in der Regel auf 
zehntaufend Thaler zu bemeijen und in gleicher Höhe zu erhalten tft. 

Für ſolche inländiiche Unternehmer jedoch, weldhe in Preußiſchen See: 
ſtädten als Kaufleute oder Rheder anſäſſig find und fih nur mit der direften 
Beförderung von Answanderern aus den Preußiſchen Sechäfen nad) trans 
atlantiſchen Plägen befchäftigen, fann die Kaution auf den Betrag von 
fünftaufend Thaler ermäßigt werben. 

Eine gleihe Ermäßigung kann ſolchen, in ausländifchen Seepläten ans 
geſeſſenen Unternehmern zugeftanden werden, welde von der zuftändigen 
Behörde zum felbititändigen Betriebe des Geſchäfts der Beförderung von 
Auswanderern polizeilic fonzelftonirt und unter Kaution geitellt find, wenn 
dieſe mindeitens fünftaufend Thaler beträgt. 


89. 

Die Kaution des Unternehmers haftet: 

a. dem Auswanderer für jeden Nachtbeil, welcher demſelben durd) 
Nichterfüllung des ven dem Unternehmer oder von jeinen Agenten 
oder Bevollmächtigten abgejchloffenen Vertrages feitend des Unter: 
nehmers entjteht; ingleichen für die Folgen der Nichtbeachtung ber 
gejeglichen oder polizeilihen Bejtimmungen, welche rüdjichtlic der 
Beförderung der Auswanderer im Aus: oder im Einwanderungs- 
lande, oder in den auf der Reiſe berührten Pläten beſtehen; 

v. der Staatsregierung, 
aa. für diejenigen Auslagen, welde aus der Beförderung der Aus— 

wanderer nad ihrem Beltimmungsorte oder aus der Rück— 
ſchaffung verjelben nad ihrer Heimath erwachſen, tnfofern die 
Nichterfüllung der dem Kautionsbeſteller obliegenden kontrakt— 
lihen oder geſetzlich oder polizeilih vorgejchriebenen Berbind- 
[ichfeiten die Einmifchung der Negierungsorgane zu dem einen 
oder dem anderen Zwede erforderlich macht; 
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bb. für diejenigen Polizeiftrafen, zu melden der Kautionsbefteller 
mit Rüdfiht auf feinen Gefchäftsbetrieb von der fompetenten 
Behörde verurtheilt werden möchte. 


8 10. 

Die von den Agenten zu beftellende Kaution ift 

a. für ſolche Hauptagenten, welche zur felbftitändigen Ausfertigung von 
Transport-Verträgen Namens ihrer Vollmachtgeber ermächtigt find, 
auf eintanfend Thaler fejtzufegen; 

b. in allen anderen Fällen nad der wahrfcheinlihen Ausdehnung Des 
Gefchäftsbetriebes von der betreffenden Bezirks-Regierung auf drei— 
hundert bis fünfhundert Thaler zu beftimmen. 


Bei Niederlegung der Kaution haben fi) die Agenten, gleich den Unter- 
nehmern ausprüdlih allen Beftimmungen diefer Inftruftion zu unterwerfen 
und die beftellte Kaution für die Erfüllung der dadurd übernommenen Ber- 
bindlichkeiten haftbar zu machen. 


8 11. 

Die Kaution des Agenten haftet: 

a. dem Auswanderer und der Staatd-Negierung für alle Nachtheile 
und Auslagen, welche aus einer Meberfchreitung der dem Kautions— 
bejteller von feinem Vollmachtgeber ertheilten Vollmacht, aus einer 
Nichtbeachtung der für feinen Gefchäftsbetrieb beſtehenden geſetzlichen 
oder polizeilihen Vorſchriften oder aus wiljentlih von ihm gemachten 
unrichtigen Angaben erwacdjien; 

b. für diejenigen Polizeiftrafen, zu welden der Kautionsbefteller mit 
Rückſicht auf feinen Geichäftsbetrieb von der fompetenten Behörde 
verurtheilt werden möchte. 


$ 12. 
Die Königliche Negierung, bei welcher die Nautionen niedergelegt find, 
berichtigt aus denjelben 

a. die in $ 9 Littr. a. und $ 11 Littr. a. aufgeführten Forderungen 
der Auswanderer an die Kautionsbefteller, ſobald viefelben durd ein 
rechtskräftiges Erfenntniß eines in- oder ausländifchen Gerichts feſt— 
geftellt find, infofern nicht deren fofortige, auf anderem Wege erfolgte 
Befriedigung nachgewiefen wird; 

b. die gegen den Slautionsbefteller rechtskräftig erfannten Strafen ($ 9 
Littr. b., bb. und $ 11 Littr. b.); 

ec. die im $ 9 Liättr. b. aa. und $ 11 Littr. a. erwähnten Anfprüde 
der Staats: Regierung, in Betreff deren die Zahlungsverpflidtung 
des Kautionsbeſtellers durd einen nad Vernehmung des legteren ges 
faßten Regierungsbeſchluß feitgejtellt iſt; 
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d. ſolche Entihädigungs = Forderungen der Auswanderer ($ 9 Littr. a. 
und $ 11 Littr. a.), weldye durch eine proviforifche Entfcheidung des 
preußifchen Konfularbeamten im Ein» oder Ausfhiffungshafen oder 
in einem Zwifchenhafen in quanto feftgeftellt, und in Betreff deren 
die Zahlungsverbindlichfeit des Kautionsbeftellers, nach deſſen An- 
börung, durd einen Regierungsb efhluß als liquide anerkannt worden 
iſt. — Es Steht den Kautionsbeitellern frei, den Königlichen Konfular- 
beamten eine an dem betreffenden Hafenplage wohnhafte Perfon ein 
für alle mal zu bezeichnen, welche gehört werden muß, bevor ein 
Entſchädigungsanſpruch eines von ihnen beförderten Emigranten feit- 
geftellt oder deſſen Weitere oder NRüdbeförderung von Amtswegen 
veranlaßt wird. Iſt dem Konfularbeamten eine ſolche Perſon nicht 
bezeichnet, oder kann eine fofertige Erklärung derjelben eintretenden 
Falls nicht erlangt werden, jo hat der Kautionsbefteller es fich ſelbſt 
beizumefjen, wenn die betreffenden Anordnungen und Entſcheidungen 
nur unter Berüdfihtigung der zur Stelle befindlihen Beweismittel 
getroffen werben. 

Die ad ce und d erwähnten Anfprüce werben aus der Kaution gededt, 

unbejchabet des Rechts des Kautionsbeftellers, feine Nichtverpflichtung zur 
Zahlung im Wege des Prozejjes auszuführen. 


8 13. 

Die KHautionen find in preußifchen Staats» oder unter Genehmigung 
des Staates von Kerporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen, auf jeden 
Inhaber lautenden, zinstragenden Papieren, deren Nennwerth voll eingezahlt 
ift, niederzulegen. — Staatspapiere und ſolche Effeften, deren Verzinſung 
von der Staats-Regierung garantirt ift, Fönnen zum Nennwerthe angenommen 
werden, andere Effekten zu dem mittleren Börſen-Kourſe; ermäßigt fid) deren 
Kours, Jo ift eine entiprechende Ergänzung der Kaution zu fordern. 

Ein Gleihes muß geichehen, wenn die Kaution auf Grund des $ 12 
angegriffen werben follte. — Die unterlaffene Ergänzung der Kaution in 
der von der Königlichen Regierung hierfür vorzufchreibenden Friſt zieht den 
Berluft oder die Suspenſion der betreffenden Konzeſſion nad ſich. 


8 14. 

Die Zurüdgabe der Kaution kann beantragt werden, wenn der Kautiong- 
befteller das Gejchäft, wofür dieſelbe niedergelegt ift, aufgiebt oder die Be— 
rehtigung dazu verliert. Der Antrag wird dann in den Amtsblättern der- 
jenigen Regierungen, in welchen ber Kautionsbefteller felbjt oder durch Be- 
vollmächtigte jein Geſchäft betrieben hat, behufs Anmeldung etwaiger An- 
ſprüche binnen einer Frift von 12 Monaten befannt gemacht. Werden der- 
gleihen Anfprüche angemeldet, jo müfjen ſolche innerhalb weiterer 6 Monate 
nad dem Eingange der Anmeldung bei dem kompetenten Gericht zur Ent: 
ſcheidung anhängig gemacht werden. Wird innerhalb der erften Friſt ein 


606 


Anſpruch nicht angemeldet, oder wird innerhalb der zweiten Friſt nicht ge— 
börigen Orts auf deſſen Entjheidung angetragen, jo erfolgt vie Rüdgabe 
der Kaution an den Empfangsberedhtigten. Dit dagegen ein Anſpruch recht— 
zeitig zur Entſcheidung anhängig gemacht worden, jo wird die Kaution, jo» 
weit dies zur Dedung deſſelben erforderlich ift, bis zur rechtskräftigen 
Entfcheidung zurüdbehalten. 

In allen Fällen find die etwa gegen den Kautionsbefteller feftgefegten 
Strafen, ſowie die erwachſenen Koſten vor Rückgabe der Kaution zu 
berichtigen. 

$ 15. 

Die Beftimmungen diefes Neglements treten mit dem 1. Januar 1854 
in Kraft; bis dahin können die bisher an Auswanderungs «Unternehmer und 
Agenten ertheilten Konzeffionen in Wirkſamkeit bleiben. 


16. 
Ergänzungen und — dieſes Reglements bleiben vorbehalten. 
Berlin, den 6. September 1853. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) von der Heydt. 


Polizei-Verordnung vom 3. Oktober 1854. 


Auf Grund des $ 11 tes Gefeges vom 11. März 1850 über die 
Polizei- Verwaltung (G.⸗S. für 1850 ©. 265) verordnet das Polizei- 
Präfivium für den engeren Polizeibezirk von Berlin, was folgt: 

Den Berfauf von Billets (Tickets) zur Weiterbeförderung der Aus— 
wanderer von dem überjeeifhen Yandungsplage nad) dem Beltimmungsorte 
im Innern auf Eifenbahnen, Dampficdiffen, Kanalböten u. ſ. w., fowie das 
Anbieten folder Billets und das Ausgeben von Empfehlungen gemifjer in 
dem Einwanderungslande zu benugender Beförderungsmittel ohne die fchrift- 
liche Erlaubniß des Polizei» Präfiviums ift bei Vermeidung einer Gelpftrafe 
bis zu 10 Thalern oder einer Gefängnißftrafe bis zu 8 Tagen verboten. 

Berlin, den 3. Oktober 1854. j 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) Lüdemann. 
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H. Sandel im Umbherziehen, Haufiren und Wanderlager. 


Verbot des Hanfirhandels in dem bewaldeten Theile der Hajenhaide, 

j Befanntmahung vom 26. Mai 1876. 

Der in dem bewaldeten Theile der Hafjenhaide, jüplih der diefelbe 
durchichneivdenden Chaufjee in ausgedehnten Mafftabe betriebene Handel im 
Umberziehen mit Waaren aller Art, insbefondere aud mit den vom Haufir- 
handel unbedingt ausgeſchloſſenen geiftigen Getränken, giebt dem Polizei- 
Präfidium PVeranlafjung, das betheiligte Publikum daran zu erinnern, daß 
der Haufirhandel in dem gedachten Theile der Hajenhaide nad $ 55 Nr. 1 
der Reichs» Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869 einen Pegitimationsjchein 
vorausfegt, und daß Diejenigen, welche einen folhen Schein nicht befigen 
oder gar den Verkauf von geiftigen Getränken im Umberziehen betreiben, 
abgejehen von ihrer fofortigen Wegweifung nad $ 148 ad 7 ber Gewerbe- 
Drdnung, in Verbindung mit dem $ 2 Nr. 4 des Gefeges vom 12. Juni 
1872 mit Geldbuße bis zu 150 Mark, im Falle des Unvermögens mit 
Haft bis zu 4 Wochen beftraft werden. 

Berlin, den 26. Mai 1876. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Madai. 


Handel in der Hajenhaide. 
PolizeirBerorbnung vom 1. Juli 1882. 

Auf Grund der $$ 5 und 6 des Geſetzes über die Polizei-Berwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das Polizei» Präfivium fir 
den außerhalb des Stadtkreiſes Berlin ſüdlich von der Straße nad Rixdorf 
belegenen, zum engeren Bolizeibezirt von Berlin gehörigen und bei der Amts- 
bezirt3- Abgrenzung im Kreiſe Teltow außer Betracht gebliebenen Theil der 
Hajenhaide, was folgt: = 

Das Feilbieten, das Feilhalten und der Berfauf von Nahrungs: und 
Genußmitteln im Umberziehen im vworbezeichneten Theile der Haſenhaide iſt 
verboten. 

82. 

Zumiderhandlungen gegen diefe Polizei» Verordnung werben mit Gelp- 
buße bis zu I Mark, und im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger Haft- 
firafe beitraft. 

S 3. 


Diefe Polizei Verordnung tritt mit dem 1. Auguft 1882 in Kraft. 
Berlin, ven 1. Juli 1882. 
Königlihes Polizei» Präfidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Heppe. 
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Handel im Thiergartenbezirf. 
PolizeisBerorbnung vom 22. Juli 1879. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März; 1850 verorbnet das unterzeichnete Polizei-Präfivium 
nad) Berathung mit dem Gemeinde» VBorftande, was folgt: 

81. 

Im Bezirf des Thiergartens mit Einfchluß der innerhalb deſſelben 
befindlichen Wege, Straßen und Pläge dürfen Waaren irgend welcher Urt, 
insbefondere auch Drudichriften, nicht zum Verkaufe umbergetragen, zum 
Verkaufe ausgeftellt, feilgeboten oder verfauft werven. 

82. 

Nur der Handel mit Milch und fohlenfaueren Waflern macht eine Aus» 
nahme von vorftehendem Berbot, ohne daß jebody an den fonftigen Bes 
dingungen für die Zuläffigfeit diefes Handels etwas geändert wird. 

83. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorjtehende Beftimmung werben mit Geld» 
ftrafe bis zu „30 Mark” bejtraft, an deren Stelle im Unvermögensfalle ver» 
hältnigmäßige Haftitrafe tritt. 

Berlin, den 22. Yuli 1879. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
In Vertretung: 
(gez.) von Schliedmann. 


Hanfiren der Kinder. 


Polizei-Berordnung vom 16. Dftober 1879. 
Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei Ver« 
waltung vom 11. März 1850 verordnet das Polizei: Präfidium nad) Be— 
rathung mit dem Gemeinde-Vorſtande für den Polizeibezirt von Berlin, 


was folgt: 
$1 


Kindern unter 14 Jahren ift das Teilbieten und der Berfauf von 
Waaren irgend welder Art, ſowie das gewerbsmäßige Muſikmachen und 
Darbieten von Schauftellungen auf öffentlihen Straßen und Plägen, auf 
HDausfluren, Treppen und Höfen, ſowie in öffentlichen Schanklokalen, 
Reftaurationen und Konditoreien unterjagt. 

82. 

Das im $ 1 ausgeſprochene Berbot erftredt fid) nicht auf das Feil— 
bieten und den Verkauf von Waaren auf den Straßen und Plägen, auf 
welchen der Weihnachtsmarkt abgehalten wird, während der Dauer des 
legteren. 
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63: 
Eltern, Bormündern und Pflegern ift unterfagt, die unter ihrer Aufficht 
oder Pflege befindlichen Kinder unter 14 Jahren zu dem nah $ 1 ver: 
botenen Gewerbe- Betriebe anzuhalten. 


84. 

Gaſt- und Schankwirthen, Reſtaurateuren, Konditoren, ſowie deren 
Stellvertretern iſt unterfagt, den nach $ 1 verbotenen Gewerbe-Verkehr in 
ihren Lokalen zu dulden. 

85. 

Mit Geldbuße bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Falle des Un— 
vermögens entſprechende Haft tritt, werden beſtraft: 

a. Eltern, Bormünder und Pfleger im alle der Uebertretung des Ver- 

bots in $ 3; 
b. Gaft- und Schantwirthe, Reſtaurateure und Konditoren, ſowie deren 
Stellvertreter im Falle der Uebertretung des Verbots in $ 4. 

Derjelben Strafe unterliegen, vorbehaltlich der Beftimmungen in SS 55 
bis 57 des Strafgefegbuchs für das Deutfche Reich, Kinder unter 14 Jahren, 
welche dem Berbote in $ 1 zumiderhandeln. 


$ 6. 

Die Polizei» Verordnung vom 8. Januar 1879, betreffend das Verbot 
des Feilbietens von Waaren und des Muſikmachens auf den Straßen und 
in öffentlihen Lofalen durch Kinder unter 14 Jahren (Amtsblatt Stüd 4 
vom 24. Januar 1879) wird hiermit aufgehoben. 

Berlin, den 16. Oftober 1879. 

Königlihes Polizei» Präfipium. 
(gez.) von Madai. 


Wanderlager. 
Polizei-Verordnung vom 8. November 1879. 


Auf Grund der SS 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) verorbnet das Polizei-Präfidium für 
den Polizeibezirk von Berlin, mas folgt: 


81 
Inhaber von Wanderlagern, d. h. Unternehmer, welche außerhalb ihres 
Wohnortes und außer dem Meß- und Marktverkehr von einer feſten Ver— 
kaufsſtätte (Laden, Magazin, Zimmer, Schiff und dergleichen) aus vorüber— 
gehend Waaren feilhalten, dürfen öffentliche Ankündigungen ihrer Waaren 
nur unter dem in ihrem Legitimationsfcheine aufgeführten Namen mit Hin- 
zufügung des Wohnortes erlaſſen und find verpflichtet, einen ihren Namen 
und Wohnort in deutliher Schrift enthaltenden Aushang vor ihrem Ge— 

jhäftslofale an einer für Jedermann fihtbaren Stelle anzubringen. 

i 39 
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8.2. 

Zuwiderhandlungen gegen die Borfhriften im $ 1 werben mit Geld— 
ftrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle im Falle des Unvermögens ver: 
hältnigmäßige Haft tritt, geahndet. 

Berlin, den 8. November 1879. 

Königliches Polizei- Präfidium. 
(gez.) von Mapdai. 


Das Geſetz vom 27. Februar 1350, betreffend die Beiteuerung des Wanderlager- 
Betriebes (Geſ. S. Nr. 15), beftinmt: 


89. 
Die empfangene Stenerauittung muß bei jeder Verkaufsftelle während der 
Dauer des Gefhäftsbetriebes den zuftändigen Beamten auf Erfordern vorgezeigt werden. 
Zuwiderhandlungen gegen diefe Vorfchrift werden mit Geldftrafe bis zu 30 Mark 
beftraft. 
Auszug aus der Anweifung 
zur Ausführung des Geſeßes vom 27. Februar 1880, 


1) Der Wanderlagerbetrieb befteht in der Regel darin, daß der Inhaber eines 
Waarenlagers die Waaren deffelben an einem oder mehreren Orten, wofelbft er 
weder wohnt noch eine gewerbliche Niederlaffung begründet hat, dem Publikum 
zu freihändigen Käufen von einer feiten Berktaufsftätte (Raden, Magazin, Zimmer, 
Schiff und dergl.) aus vorübergehend feilbietet. 

Das Beranftalten einer Auktion von Waaren eines Manderlagers wird dem 
Feilbieten derfelben gleich geachtet. 
Der MWanderlagerbetrieb gehört biernady regelmäßig zum Gemwerbebetrich 
im Umberziehen, fept den Befip eines Legitimationsfheines und Gewerbeſcheines 
voraus, welche der Inhaber während der thatfädhlichen Ausübung des Gewerbe 
Betriebes bei fi führen und auf Erfordern vorzeigen muß, um fich über 
“feine Befugniß zu dem Gefchäftsbetriebe, ſowie über die Entrichtung der Gewerbe- 
fteuer des Staates und über die ihm geftattete Anzahl von Begleitern aus- 
zumeifen. 

Massa Nah 89 des Gefepes find die zuftändigen Beamten (Gemeinde-, 
Volizei-, Stenerbeamte u. f. m.) befugt, bei jeder Verkaufsſtelle während der 
Dauer des Gefcäftsberriebes die Vorzeigung der Steuerquittung zu fordern. 

Bumwiderhandlungen gegen diefe Gefepesbeftimmungen werden im gerichtlichen Ber- 

fahren (ohne vorläufige Straffeftfegung durch die Negierung) mit Geldftrafe bie zu 
30 Mark beftraft........ 
Berlin, den 4. März 1380, 
Der Minifter des Innern. Der Finanz» Minifter. 


Anhang zur Gewerbe-Polizei. 


Verfahren bei der Errichtung oder Veränderung gewerblicher 
Anlagen u. |. w. 


Erlaß vom 19. Juli 1884. 


An die Stelle der Nr. 28—54 der zur Ausführung der Gewerbe- 
Ordnung vom 21. Juni 1869 ergangenen Anweifung vom 4. September 1869 
treten die folgenden Beftimmungen: 


A. Verfahren bei der Errichtung oder Veränderung 
gewerblicher Anlagen. (88 16 und 25.) 


1. Antrag des Unternehmers. 


28. Anträge auf Ertheilung der Genehmigung find als fchleunige 
Angelegenheiten zu behandeln. 
Der Antrag it, 

1) wenn die Anlage innerhalb eines Randgemeinde- Bezirks oder felbft- 
ftändigen Gutsbezirks errichtet werben fol, bei dem Landrath, 

2) wenn die Anlage innerhalb eines Stabtbezirfs errichtet werden fol 
und die Beihlußfaffung dem Stadtausſchuſſe oder dem Magiftrate 
zufteht, bei diefer Behörde, andernfall® bei der Polizeibehörde des 
Stadtbezirks anzubringen. 

Handelt es fi um die Genehmigung der Stauanlage für ein 
zum Betriebe auf Bergwerfen oder Aufbereitungs- Anftalten be— 
ftimmtes Wafferbetriebswerf, fo ift der Antrag an den Revierbeamten 
zu richten. : 

Aus dem Antrage muß der vollftändige Name, der Stand und 
der Wohnort des Unternehmers erfihtlih fein. Demfelben find in 
zwei Eremplaren eine Befchreibung, eine Situationszeihnung und 
der Bauplan der Anlage beizufügen. 

29. Aus diefen Vorlagen müſſen hervorgehen: 


a. die Größe des Grunpftüds, auf welchem die Betriebsftätte errichtet 
werben joll, die Bezeihnung, welche daſſelbe im Grundbuche oter 
im Kataſter führt, und der etwaige befondere Name, 
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b. die gleichartige Bezeihmung der Grundſtücke, welche e8 umgeben, 

und die Namen ihrer Eigenthilmer, 

e. die Entfernung, in welder die zum Betriebe beftimmten Gebäude 
oder Einrichtungen von den Grenzen der benadhbarten Grundftüde 
und den darauf befindlichen Gebäuden, fowie von den nädjiten 
Öffentlihen Wegen liegen follen, 

. die Höhe und Bauart der benachbarten Gebäude, fofern zu der 
Betriebsftätte Feuerungsanlagen gehören, 

e. die Page, Ausdehnung und Bauart der Betriebsftätte, die Beftimmung 

ber einzelnen Räume und deren Einrichtung im Allgemeinen, 

der Gegenftand des Betriebes, die Grundzüge des Verfahrens und 

der anzumendbenden Apparate, die ungefähre Ausvehnung des Be- 

triebes, die Arten der bei demfelben entwidelten Gafe und die Vor— 
fehrungen, durch weldye deren Entweichen verhindert werben foll, die 

Beichaffenheit der feften und flüffigen Abfallprodufte, ſowie die Art 

ihrer Befeitigung. 

Bei Schiekpulverfabrifen und Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Ber 
reitung von Zündftoffen aller Art find genaue Angaben über die Beftimmung 
und Einrichtung der einzelnen Räume, jowie über den Hergang der Fa— 
brifation erforderlih. Auch iſt für jeden einzelnen Raum das Marimum 
der darin zu verarbeitenden oder zu lagernden Stoffe anzugeben. 

30 Bei Stauanlagen ift eine Zeichnung der gefammten Stauvorrid- 
tungen einfchlieglih der Gerinne und Waflerräder beizubringen. Außerdem 
iſt ein Nivellement erforderlich, in welchem dargeftellt fein muß: 

a. das Pängenprofil des zum Betrieb bejtinmten Waflerlaufes und des 

Mutterbaches, 

b. eine Anzahl von Querprofilen beider, 
und welches ſo weit auszudehnen iſt, als die Wirkungen der anzulegenden 
Stauwerke reichen. Die Profile ſind auf eine und dieſelbe Horizontale zu 
beziehen, die letztere iſt an einen unverrückbaren Feſtpunkt anzuſchließen. 

Es bedarf ferner einer Angabe der Höhe des gewöhnlichen, des niedrigſten 
und des höchſten Waſſerſtandes, ſowie der Waſſermengen, welche der Waſſer— 
lauf in der Regel führt, und einer Mittheilung darüber, welche Stauwerke 
ober⸗ und unterhalb der projektirten Anlage zunächſt derſelben ſich befinden. 

In dem Situationsplane find die Grundſtücke, welche an den Waſſer— 
lauf ftoßen, ſoweit der Nüdjtau reicht, mit der Nummer, melde fie im 
Grundbuch oder Katafter führen, und mit dem Namen des zeitigen Eigen- 
thümers zu bezeichnen. 

31. Für die erforderlihen Zeichnungen ift ein Maßſtab zu wählen, 
welcher eine deutliche Anſchauung gewährt; der Maßſtab ift ftets auf den 
Zeichnungen einzutragen. 

Nivellements und die dazu gehörigen Situationspläne find von ver- 
eiveten Feldmeſſern oder Baubeamten zu fertigen. Alle fonftigen Zeichnungen 
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können von den mit der Ausführung betrauten Technifern und Werfmeiftern 
aufgenommen werden. 

Beichreibungen, Zeichnungen und Nivellements find von demjenigen, 
welder fie gefertigt hat, und von dem Unternehmer zu unterfchreiben. 


32. Die Behörden, bei welchen der Antrag eingereicht wird, haben zu 
prüfen, ob gegen die VBollftändigkeit der Vorlagen etwas zu erinnern ift. 
Das eine Eremplar der Borlagen ift zu dieſem Behufe dem zuftändigen 
Baubeamten, das andere, fofern es fich nicht lediglich um ein Genehmigungs- 
gefuch für eine Stauanlage handelt, dem zuftändigen Gemwerberath vorzus 
legen. Diefe haben die erfolgte Prüfung auf den Vorlagen zu befcheinigen. 
Erjcheint es mit Rückſicht auf die Natur der projeftirten Anlage erforderlich, 
der Situationszeihnung eine weitere Ausdehnung zu geben, oder finden fich 
fonftige Mängel, fo ift der Unternehmer zur Ergänzung auf fürzeftem Wege 
zu veranlaffen. 

Den Stadtausſchüſſen und Meagijtraten, jowie den Kreisausſchüſſen 
fteht e$ frei, an Stelle des Staatsbaubeamten einen Beamten der Stadt- 
gemeinde oder des Kreisverbandes, welder die gleiche Dualififation befigt, 
zuzuziehen. 

33. Wird bei Veränderungen beſtehender Anlagen ($ 25) der Antrag 
geftellt, von der öffentlihen Belanntmahung Abſtand zu nehmen, jo haben 
fi der Baubeamte und der Gemwerberath bei Rüdgabe der auf ihre Boll- 
ftändigfeit geprüften Vorlagen zugleich über diefen Antrag gutachtlich aus» 
zufprehen. Demnächſt werden die Alten der zuftändigen Beſchlußbehörde 
vorgelegt. Gegen den Beihluß, durch welchen der Antrag, die Genehmigung 
ohne vorausgegangenes Belanntmachungsverfahren zu ertheilen, abgelehnt 
wird, findet ein Rechtsmittel nicht ftatt. 


. Vorverfahren. 
(Belanntmachung des a, und Erörterung der erhobenen 
Einwendungen.) 


34 Die Belanntmahung des Unternehmens und vie — der 
erhobenen Einwendungen erfolgt durch die Behörde, bei welcher der Antrag 
angebracht iſt. Der Landrath iſt befugt, beide Geſchäfte der Ortspolizei— 
behörde oder einer ſonſtigen geeigneten Unterbehörde zu übertragen, und er 
iſt zu dieſer Uebertragung verpflichtet, wenn er ſelbſt bei dem Unter— 
nehmen betheiligt iſt. An Stelle des bei dem Unternehmen betheiligten 
Polizeiverwalters eines Stadtbezirks hat die Beſchlußbehörde einen anderen 
Beamten mit der Leitung des Vorverfahrens zu beauftragen. 


35. Die Bekanntmachung des Unternehmens muß enthalten: 

a. Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, den Gegenſtand 
des Unternehmens und die Bezeichnung des Grundſtücks, auf welchem 
dafielbe ausgeführt werden joll, 
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b. die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 14 Tagen bei ber 
Behörde, welche die Bekanntmachung erläßt, fchriftlid in 2 Erem- 
plaren oder zu Protofoll anzubringen, 

c. die Verwarnung, daß nad Ablauf der Frift Einwendungen in dem 
Berfahren nicht mehr angebradyt werben können, 

d. den Hinweis, daß und wo die Beichreibungen, Zeichnungen und 
Pläne zur Einſicht ausliegen, 

e. die Anberaumung eines (nicht über 10 Tage nad dem Ablauf der 

l4tägigen Widerfpruchsfrift anzufegenden) Termind zur mündlichen 

Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen vor dem die Ber 

fanntmachung erlaffenden Beamten (falls die Bekanntmachung von 

dem Stadtausſchuß oder Magiftrat erlaſſen wird, vor einem namhaft 
zu machenden Kommiſſar diefer Behörde), 

die Eröffnung, daß im Falle des Ausbleibens des Unternehmers oder 

der Widerfprechenden gleihwohl mit der Erörterung der Einwendungen 

werde vorgegangen werben. 


36. Die Befanntmahung it mur einmal, und zwar durch Das 
Publifationsorgan der zuftändigen Beſchlußbehörde zu veröffentlihen. Dafür, 
daß von den Vorlagen bis zum Ablauf der Frift innerhalb der Dienftftunden 
an geeigneter Stelle Einficht genommen werden kann, iſt von der Behörde 
Sorge zu tragen. Ein Belagblatt der Bekanntmachung ift zu den Alten 
zu bringen. 


37. Ausführlibe Einwendungen find dem Unternehmer noch vor dem 
Erörterungstermin durch Ueberjendung des beigefügten Duplifats oder einer 
Abschrift mitzutheilen. 

Sind innerhalb der Widerfpruchsfriit Einwendungen nicht erhoben, fo 
wird der Unternehmer hiervon, jowie von dem Wegfall des Erörterungs: 
termins in Kenntniß gefeßt und mit VBorlegung der Aften an die Beſchluß— 
behörde nach Nr. 40 Abſ. 2 verfahren. 


38. Erſcheinen im Erörterungstermin beide Theile, fo ift zunächſt eine 
gütlibe Einigung zu verſuchen. Gelingt der Verſuch nicht, fo werben bie 
Erklärungen über die beivderjeitigen Behauptungen zu Protofoll genommen. 

Nur ſolche Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen, welde in ber 
phyſiſchen Einwirkung der Anlage auf ihre Umgebung ihren Grund haben, 
können den Gegenftand von Einwendungen im Genehmigungsverfabren bilden. 
Die auf die Beforgniß nadıtheiliger Folgen anderer, 3. B. wirthichaftlicher 
Art geftügten Einwendungen find ebenfowenig zur Erörterung zu ziehen, 
wie Einwendungen, welche auf befonderen privatrechtlihen Titeln (mie Ver: 
trag, Privilegium, legtwillige Verfügung) beruhen. 

Ueber diejenigen Behauptungen, welche von den Parteien mit Beweis 
unterjtügt werden und dem Beamten erheblich erfcheinen, ift entweder als» 
bald in dem Erörterungstermin oder in einem neuen, in naher Zeit ans 
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zuberaumenden Termine Beweis zu erheben. Die Geftellung von Zeugen 
und Sadverftändigen, welde vernommen werben follen, ift Sade ber 
Partei, melde die Vernehmung beantragt. 

Macht der Verlauf der Verhandlungen die Anfegung weiterer Termine 
nöthig, fo find diefelben unverzüglic anzuberaumen und den Parteien münd— 
lich befannt zu maden. 


39. Sind mehrere Widerfprechende vorhanden, welche ein gleichartige 
Interefje haben, jo ift zur Bereinfahung des Verfahrens darauf Bedacht 
zu nehmen, daß fie einen gemeinjcaftlihen Bevollmäcdtigten beftellen, 
welcher fie bei den weiteren Verhandlungen zu vertreten bat. Soll der— 
jelbe zur Empfangnahme der Befcheide, zur Einlegung des Nefurfes oder 
zur vergleichsweifen Einigung mit dem Unternehmer nicht ermächtigt fein, 
jo ift dies ausdrücklich zu erflären. 

40. Nach dem Abjchluß der Erörterungen find die Verhandlungen, 
wenn es erforderlich fcheint, dem zuftändigen Baubeamten zum Gutachten 
mitzutheilen. Bei Stauanlagen find fie dem Baubeamten ſtets vorzu— 
legen. 

Demnächſt werden die Verhandlungen mit einer Aeußerung über bie 
Zuläfjigkeit der Anlage und über die etwa erhobenen Einwendungen in dem 
vorgefchriebenen Wege der Beichlußbehörde vorgelegt. Wenn es fih um 
die Genehmigung der Stauanlage für ein zum Betriebe auf Bergwerfen 
und Yufbereitungs- Anftalten bejtimmtes Waſſertriebwerk handelt, find die 
Berhandlungen zunächſt dem Dberbergamt vorzulegen und von diefem mit 
jeiner Aeußerung an den Bezirks-Ausſchuß (Die Regierung) zu beförbern. 


3. Berhandlung 
vor der Beſchlußbehörde eriter Inſtanz. 

41. Die Beihlußfaffung über das Genchmigungsgefuh erfolgt durch 
das Kollegium der Beſchlußbehörde; der Erlaß eines Vorbeſcheids durch ven 
Vorfigenden diefer Behörde ($ 117 des Geſetzes über die allgemeine Yandes- 
Berwaltung vom 30. Juli 1883) ift ausgejchloifen. 

Sind Einwendungen gegen die Anlage nicht erhoben, fo erfolgt die Be- 
ſchlußfaſſung ohne vorgängige mündliche Berhandlung. Wirb dabei die 
Genehmigung nad) dem Antrage des Unternehmers, ohne Beringungen oder 
Einfchränfungen ertheilt, jo bedarf es eines beſonderen Befcheides nicht, 
jondern die Behörde fertigt alsbald die Genehmigungs- Urkunde (Nr. 47) 
aus. Wird die Genehmigung verjagt, oder nur unter Bedingungen oder 
Einſchränkungen ertheilt, fo erläßt die Beſchlußbehörde zunächit einen fchrift- 
lihen Bejcheid an den Unternehmer. Bei Stauanlagen, deren Zuläffigkeit 
auch durch das Dberbergamt zu prüfen ift, ergeht der Beſcheid von dem 
Bezirksausſchuß (der Kegierung) und dem Oberbergamt gemeinschaftlich. 

Der Unternehmer fann innerhalb 14 Tagen nad) Zuftellung des Be— 
ſcheides den Nefurs einlegen. Er fann aber auch zunächſt bei der Beſchluß— 
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behörde auf mündliche Verhandlung der Sache antragen. Auf das dem— 
nächſt ftattfindende Verfahren finden die Beftimmungen der Nr. 42 bis 44 
finngemäße Anwendung. 


42. Sind Einwendungen gegen die Anlage erhoben, fo ift nach Ein» 
gang der Verhandlungen das mündliche Verfahren einzuleiten. Der Unter- 
nehmer ſowie Diejenigen, welche Einwendungen erhoben und diefe in dem 
Borverfahren nicht zurüdgenommen haben, find zur mündlichen Verhandlung 
zu laden. Die Ladung derjelben erfolgt Ichriftlih gegen Zuftelungsurfunde 
und mit der Verwarnung, daß beim Ausbleiben nad Page der Verhand— 
lungen werde Beſchluß gefaßt werden. 

Hinfihtlih der mündlichen Verhandlungen, ſowie der Erhebung und 
Würdigung des Beweiſes finden die Vorfchriften der 88 68, 71, 72, 73 
und 75, 76 bis 79 und 120 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 finngemäße Anwendung. 

Die Zuziehung techniſcher Staats- oder Kommunalbeamten fann gemäß 
8 118 a. a. D. erfolgen; insbejondere fann der zuftändige Gewerberath 
mit Einwilligung feiner vorgeſetzten Dienſtbehörde zu der Verhandlung und 
Berathung zugezogen werden. 

Für die Ausſchließung oder Beihränfung der Deffentlichkeit find die 
in den 88 173 bis 176 des Gerichtöverfaflungsgefeges enthaltenen Be— 
ftinimungen maßgebend. 

Der Beſchluß ift ven Betheiligten in dem Termin zu verfünben. Er: 
ſcheint die Ausjegung deſſelben nothwendig, jo erfolgt die Verkündung in 
einer fofort anzuberaumenden und den Parteien befannt zu machenden 
Situng. Der Beſcheid ift, falls er bei der Berfündung noch nicht in 
vollftändiger Form abgefaßt war, vor Ablauf einer Woche vom Tage ver 
Verkündung ab fchriftlicd abzufegen. 


43. In dem Befcheide find der Unternehmer fowie die Widerſprechenden 
namentlich zu bezeichnen. Die Beſchlußformel, weldye von den Gründen zu 
fondern ift, muß ausfprehen, wie über den Antrag des Unternehmers ent: 
ſchieden ift, und wen die Koften auferlegt find. 

Falls die Anlage für zuläffig erachtet wird, empfiehlt es ſich, die Ge— 
nehmigung unter folgendem Vorbehalt zu ertheilen: 

Die unterzeichnete Behörde behält fid) vor, die Bedingungen, 
unter welchen diefe Genehmigung ertheilt ift, abzuändern und zu 
ergänzen, falls fi ein Bedürfniß hierzu ergeben follte. Die Be- 
Ihlußfaffung hierüber erfolgt in dem für die Beſchlußfaſſung über 
Genehmigungsgefuche vorgefchriebenen Verfahren unter Zuziehung 
der in dem gegenwärtigen Berfahren zugezogenen Parteien. 

Diefe Genehmigung wird ferner nur auf fo lange ertheilt, als 
nicht eine wefentliche Bedingung, unter welher die Genehmigung 
ertheilt worden, verlegt oder ohne neue Genehmigung eine wefent- 


617 


liche Veränderung der Betriebsftätte, eine Verlegung bes Lokals oder 
eine wefentliche Veränderung in dem Betriebe der Anlage vorgenommen 
und wegen einer diefer Handlungen gegen ben Inhaber der Anlage 
ein rechtöfräftiges gerichtliches Urtheil ergangen ift. Tritt diejer Fall 
ein, jo befchlieft die unterzeichnete Behörde in dem für die Beſchluß— 
faffung über Genehmigungsgefuhe vworgejchriebenen Verfahren und 
unter Zuziehung der in dem gegenwärtigen Verfahren zugezogenen 
Parteien darüber, ob der Fortbeſtand der Genehmigung zu bewilligen 
oder zu verfagen fei. Fällt diefer Beihluß auf Verfagung aus, fo 
erreicht die ertheilte Genehmigung mit der Rechtskraft dieſes Befchluffes 
ihr Ende. 

Außerdem ift in den Beicheid die Bemerkung aufzunehmen, daß 
der Unternehmer erjt mit der Rechtskraft des Beichluffes Die Befugniß 
zur Ausführung der Anlage erhält. 


44. Der Befcheid ift einmal für den Unternehmer und einmal für die 
MWiderjprechenden anzufertigen. Die Ausfertigung fir die legteren wird dem 
gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten oder, wenn ein folder nicht beftellt ift, 
einem der Wivderjprechenden zugeftellt; die übrigen erhalten in diefem Falle 
Abſchrift der Beſchlußformel und zugleih Nachricht, wenn die Ausfertigung 
überfandt worden ift. Behörden, melde gegen die Anlage Einſpruch erhoben 
haben, ift ftets vollftändige Abjchrift des Beſcheides zuzuftellen. Die Ueber- 
fendung erfolgt in allen Fällen gegen Zuftellungs + Urfunde. 


4. Nelursverfahren. 

45. Die Rekursfrift beginnt mit Zuftelung des Beſchluſſes oder der 
Beichlußformel. Für die Berehnung der Frift find die Vorfchriften der 
Civil» Prozeß» Ordnung maßgebend. 

Auf die Einlegung des Rekurſes und auf das weitere Verfahren findet 
der 8 122 des Gefeges über die allgemeine Yandes: Verwaltung vom 
30. Juli 1883 Anwendung. Unbefchadet der in Nr. 28 Abj. 1 diefer 
Anweifung getroffenen Beltimmung kann in einzelnen Fällen zur Bes 
gründung des Rekurſes fowie zur Gegenerflärung eine Nadfrift gewährt 
werben. 

Die Rekursſchrift ift, falls eine Gegenpartei vorhanden ift, die Rekurs— 
beantwortung in allen Fällen in zwei Eremplaren einzureihen. Wenn 
mehrere Gegner des Rekurrenten vorhanden find, jo erhält jeder eine voll- 
ftändige Abſchrift der Rekursſchrift. 

46. Der Rekursbeſcheid wird der Beſchlußbehörde erfter Inſtanz zue 
gefertigt. Diefe theilt ihm in Ausfertigung dem Unternehmer und denjenigen 
Gegnern mit, weldhe an dem Rekursverfahren Theil genommen haben, 
wobei wie bei Mittheilung des Beſcheides erfter Inſtanz (Nr. 44) zu ver: 
fahren ift. 
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5. Genehmigungsellrfunde. 


47. Sind gegen die Anlage Eimvenbungen nicht erhoben worden, und 
fol die Genehmigung zur Ausführung ohne weitere Bedingungen nad) dem 
Antrage des Unternehmers ertheilt werden, jo fertigt die Beſchlußbehörde 
alsbald die Genehmigungs-Urkunde aus. In allen anderen Fällen erfolgt 
deren Ausfertigung nad Abſchluß des Verfahrens, jobald der Beichluf erfter 
Inftanz rechtskräftig geworden oder der Rekursbeſcheid ergangen iſt. Zu 
Stauanlagen für ein zum Betriebe auf Bergwerfen und Wufbereitungs- 
Anftalten beftimmtes MWaffertriebwerf wird die Genehmigungs-Urfunde von 
dem Bezirks-Ausſchuſſe (der Regierung) und dem Oberhergamt gemein 
ſchaftlich ausgefertigt. 

In der Urkunde find ſämmtliche Bedingungen, unter welden die Anlage 
genehmigt worden ift, aufzuführen und die von dem Unternehmer ein- 
gereichten, dem Verfahren zu Grunde gelegten Beichreibungen, Zeichnungen 
und Pläne ausführlich zu bezeichnen, auch, ſoweit angänglid durch Schnur 
und Siegel damit zu verbinden. Auf Starten und Zeichnungen, welche in 
biefer Art mit der Urkunde nicht verbunden werden fünnen, ift die Zugehörig— 
feit zu derjelben zu vermerken. 

Eine Ausfertigung der Genehmigungs-Urkunde ift dem Unternehmer, 
eine zweite mit den Verhandlungen der zuftändigen Polizeibehörde zu über: 
ſenden. 

Vor Ertheilung der Genehmigungs-Urkunde iſt die Ausführung der 
Anlage nicht geſtattet. 


6. Koſten. 

48. Iſt eine Partei gemäß 8 22 der Gewerbe-Ordnung in die Koſten 
des Verfahrens verurtheilt worden, ſo fallen ihr außer den baaren Auslagen 
der Behörde auch die baaren Auslagen des Gegners zur Laſt, ſoweit die— 
ſelben nach dem Ermeſſen der Behörde zur zweckentſprechenden Wahrnehmung 
des Parteiintereſſes nothwendig waren. 

Anträge auf Feſtſetzung der einer Partei zu erſtattenden Koſten ſind 
nach Beendigung des Beſchlußverfahrens bei der Beſchlußbehörde erſter 
Inſtanz anzubringen und von dieſer zunächſt der Gegenpartei zur Erklärung 
mitzutheilen. Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß ſteht beiden Theilen innerhalb 
14 Tagen die Beſchwerde an die Rekursbehörde zu, auf welche die Be— 
ſtimmungen der Nr. 45 Anwendung finden. 

Für die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen gelten die in 
Civilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften. 


B. Verfahren bei der Errichtung oder Veränderung 
von Dampffeijel: Anlagen. (8% 24 und 25) 
49. Das Gejuh um Ertheilung der Genehmigung ift bei den in 
Nr. 28 bezeichneten Behörden anzubringen. Handelt es fi um die 
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Genehmigumg eines zum Betriebe auf Bergwerfen und Aufbereitungs- 
Anftalten beftimmten Dampfkeſſels, fo ift daffelbe an den Nevierbeamten 
zu richten. 
Aus dem Gefuche muß der vollftändige Name, der Stand und Wohn» 

ort des Unternehmers erfichtlich fein. Demfelben find 

eine Beichreibung und eine Zeichnung des Kefjels in einfachen Linien, 
außerdem, wenn die Anlage eines feftftehenden Dampfkeſſels beabfichtigt wird, 

eine Sitwationszeichnung und ein Banrif 
in je zwei Eremplaren beizufügen. 


50. In der Beichreibung find die Dimenfionen des Keſſels, die Stärke 
und Gattung des Materiald, die Art der Zufammenfegung, die Dimen> 
fionen der Ventile und deren Belaftung, die Einrichtung der Speife- 
vorrihtung und der Feuerung, jowie die Kraft und Art der Dampfmajchine 
anzugeben. 

Aus der Zeihnung muß die Größe der vom Feuer berührten Fläche 
zu berechnen und die Höhe des niebrigften zuläffigen Waflerftandes ‚über 
den Feuerzügen zu erfehen fein; auf die Einrichtung der Dampfmafchine 
braucht fie fich nicht zu erftreden. Die Situationszeihnung hat die an den 
Drt der Aufitellung des Keſſels ftoßenden Grundſtücke zu umfaffen. 

Aus dem Bauriß muß fi der Standort der Machine und des Keſſels, 
der Standort und die Höhe des Schornfteins, ſowie die Page der Teuer: 
und Rauchröhren gegen die benachbarten Grundſtücke deutlich ergeben; den 
Umftänden nad kann ein einfacher Grundriß und eine Längen Anfidyt oder 
ein Durchſchnitt genügen. 

Die Zeihnungen müſſen den unter Nr. 31 aufgeftellten Anforderungen 
entfpreden. 


51. Die Vorlagen find von der Behörde, bei welcher das Genehmigungs- 
Geſuch anzubringen ift, nad den unter Nr. 32 gegebenen Borfchriften zu 
prüfen. Bei diefer Prüfung ift an Stelle des Baubeamten und des Gewerbes 
raths der mit den Dampfkeſſel-Reviſionen beauftragte Sachverſtändige zu— 
zuziehen. Demnächſt werden die Vorlagen von der Behörve, falls diefelbe 
nicht zugleih die Beſchlußbehörde ift, der letteren mit einer gutachtlichen 
Aeußerung eingereicht. 

Die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungsgeſuch erfolgt nach den in 
Nr. 41 gegebenen Vorſchriften. 

Auf das Rekurs-Verfahren finden die Beſtimmungen der Nr. 45 und 46 
ſinngemäße Anwendung. 

Für die Ausfertigung der Genehmigungs » Urkunde gelten die unter 
Nr. 47 gegebenen Beitimmungen. Wo das Oberbergamt über die Zuläffig- 
feit einer Anlage entjcheidet, fertigt dafjelbe auch die Genehmigungs - Urkunde 
dafür aus. 
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©. Berfahren behufs Unterfagung der ferneren Benugung 
einer gewerblichen Anlage. (8 51. 

52. Die Unterfagung ber ferneren Benugung einer gewerblichen Anlage 
erfolgt durch fchriftliche, dem Befiger der Anlage zuzuftellende Verfügung 
der Beſchlußbehörde. Der Erlaß eines Vorbeſcheids durch den Vorfigenden 
diefer Behörde ($ 117 des Gefeges über die allgemeine Landes» Verwaltung 
vom 30. Yuli 1883) ift ausgefchlofjen. 

Dem Erlaß einer ſolchen Berfügung muß eine fommiffarifche Erörterımg 
des Gegenftandes vorausgehen, zu welcher der Befiger der Anlage, etwaige 
Antragfteler und der Borftand der Gemeinde, in deren Bezirk die Anlage 
ſich befindet, zuzuziehen find. 

Der Zwed dieſer Erörterung ift, feftzuftellen, ob und in welchem Um— 
fang durch den Betrieb der Anlage Nacdıtheile und Gefahren für das Gemein 
wohl entjtehen. 


53. Der Befiger der Anlage kann innerhalb 14 Tagen nad Zuftellung 
der Berfügung den Rekurs einlegen. Er fann aber auch zunächſt bei ber 
Beſchlußbehörde auf mündliche Verhandlung der Sache antragen. Auf die 
demnãchſt ftattfindende mündliche Verhandlung finden die Beftimmungen ber 
Nr. 42 bis 44, auf das Rekurs-Verfahren die Beftimmungen der Nr. 45 
und 46 finngemäße Anwendung. 


54. Nachdem die Verfügung, durch welche die fernere Benugung der 
Anlage unterfagt wird, vechtsfräftig geworben ift, kann die Einftellung des 
Betriebs polizeilich erzmungen werben. 

Berlin, den 19. Juli 1884. 


Für den Minifter für Handel Der Minifter des Innern. 
und Gewerbe. In Bertretung: 
(gg) von Bötticher. (gez.) Herrfurth. 


Fünfter Theil. 


Strom- und Schifffahrts-Polizei, 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine itrompolizeilihe Vorſchriften. 


Zufammenftellung der widhtigften ftrompolizeilihen Bor: 
fhriften über den Verkehr auf den Wafferläufen im engeren 
Polizeibezirf von Berlin vom 5. März 1850. 


J. 

Jeder Schiffsführer, welcher auf der Spree von der Einmündung bis 
zur Ausmündung des Landwehrkanals (ehemaligen Landwehrgrabens) mit 
Einſchluß dieſes Kanals oder auf den dazu gehörigen Kanälen und Wafler- 
läufen im engeren Polizeibezirt von Berlin ein Fahrzeug, welches zum Be- 
frachten dient, aufftellen oder an die Ufer anlegen will, mag bafjelbe 
groß oder flein und deshalb nicht vermejlungspflidtig fein, bedarf dazu 
einer polizeilihen Erlaubnif. 


Belanntmahung vom 20. November 1885. 


Die Beftimmung des Publifandums vom 5. Mär; 1850 
Nr. I., nach welder jeder Schiffsführer, der auf der Spree von 
der Einmündung bis zur Ausmündung des Landwehrkanals mit 
Einfhluß dieſes Kanals ein Fahrzeug, welches zum Befrachten 
dient, aufitellen oder an die Ufer anlegen will, dazu einer polizei- 
lichen Erlaubnißg bedarf, wird dahin erweitert, daß zum Auf: 
ftellen oder Anlegen eines Fahrzeuges amı rechten Ufer der Ober- 
jpree bis zum Markgrafendamm aufwärts gleichfalls eine polizeis 
lihe Erlaubniß erforderlich ift. 

Berlin, den 20. November 1885. 

Der BolizeirPräfident. 
(gez.) Freiherr von Richthofen. 


— *) Alle Schiffsführer dagegen, welche mit ihren Ge— 
fäßen die Stadt nur zur Durchfahrt paſſiren, ohne hier anzulegen, empfangen 
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beim Einlauf an den Waſſerthoren eine ſchriftliche Legitimation zum 
Ausweife während ihres Aufenthalts in der Stadt und zur Gejtattung des 
Wiederausganges aus berjelben, polizeiliche Legitimationsfarte oder 
Durchgangsſchein genannt ............ ”) 


# 


*) Die bier fortgelaffenen Beftimmungen find durch nachfolgende Be— 
fanntmadhung aufgehoben : 


Belanntmahung vom 1. Dezember 1881. 


Bom 1. Januar 1882 an treten die Beftimmungen über bie 
Ausfertigung von „Polizei-Anweiſungen“ (Bfandfcheinen) 
für die innerhalb des Weichbildes von Berlin anlegenden Schiffer 
(Nr. 1 der Zufammenftellung der ftrompolizeilihen Vorſchriften 
vom 5. März 1850 — Amtsblatt Stüd 12, Seite 91) außer 
Kraft. 

Jedoch verbleibt es bei den Beftimmungen über die Ertheilung 
der polizeilihen Erlaubnißicheine zum Ein- und Ausladen ver 
Schiffe, fowie der Piege- und Winterfcheme (Nr. 2 der Zuſammen— 
ftelung der ftrompolizeilihen Vorjhriften vom 5. März; 1850 — 
Amtsblatt Stüd 12, Seite 91/92, jowie Verordnung über bie 
Ausladefcheine vom 20. September 1878 und Belanntmahung 
über die Liegefriften vom 1. Auguft 1881 — Amtsblatt Stüd 32, 
Seite 326/327). 

Berlin, den 1. Dezember 1881. 

Königliches Polizei- Präfidium. 


II. 

Inſofern Schiffer beabſichtigen, hier ein- oder auszuladen, mit ihren 
Gefäßen länger als 24 Stunden auf einer Stelle zu verweilen, ihre Yahr- 
zeuge zur Reparatur an einem Schiffbauerplag anzulegen oder bier zu über: 
wintern, find fie verpflichtet, dazu polizeilihe Erlaubnißſcheine zu löfen, 
welde Ein» oder Ausladeſcheine, Liege» oder Winterjheine fein 
fönnen. Solde Schiffer melden ſich hiernach unter Vorzeigung ihrer voll» 
ftändigen Legitimations- und Schiffjspapiere bei dem Königlihen Polizei» 
Scifffahrts- Büreau und empfangen dafelbft, nahdem die Zuläffigkeit ihres 
Gefuhs geprüft ift, den förmlichen Sciffer-Erlaubnißfhein, für welden 
3 Sgr. 9 Pf. entrichtet werden.) Ob die Ufer wo die Schiffer anzulegen 
wünfchen, öffentliches oder Privat Eigenthum find, macht hierbei feinen 
Unterjhied, und infofern einzelne Behörden oder Privat: Perfonen noch be- 
fondere Rechte auf befondere Ausladejtellen haben, muß auch deren Zus 
ftimmung von den Schiffern beſchafft werben. Ueberhaupt ift jeder Schiffer 
verpflichtet, fih mit dem Eigenthümer des Ufers zu einigen, wenn er ſolches 
benugen will. Die Berbinbligkeit zur Löſung des polizeilihen Schiffer 
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Erlaubnißfcheins bleibt deshalb unverändert, und jede veränderte Page eines 
Schiffgefäßes macht einen neuen Bolizei-Erlaubnißfchein notwendig. Ein 
folder Schein giebt dem Schiffer in der Kegel das Recht, auf der ihm an- 
gewiejenen Stelle acht Tage lang zu liegen. Muß er länger verweilen, fo 
ift er verpflichtet, einen neuen Erlaubnißſchein dazu nachzuſuchen. Der- 
gleichen erneuerte Ein- und Ausladefcheine follen aber nur unter befonderen 
Umftänden, jederzeit auf nicht länger als abermalige acht Tage und nie 
anders als gegen wiederholte Entrichtung der Gebühren von 3 Sgr. 9 Pf. 
ertheilt werden.*) Diefe Bedingungen bleiben audy unverändert, wenn mehr: 
malige Ermeuerungen fir zuläjfig erachtet werden. Nur die Liege- oder 
Winterfcheine können auf eine längere Zeit ausgeftellt werden, welde 
ftets mit Rüdjiht auf die Nothwendigfeit feſtgeſetzt wird. 


Die Unlegung leerer Kähne darf ohne jedesmalige ausdrückliche 
polizeiliche Erlaubnig nie ftattfinden. Schiffer, die ausgeladen haben, müfjen 
vielmehr ohne weiteren Aufenthalt die Ausladeftellen räumen, ſonſt aber auf 
Anweifung fofort abftoßen, neu angefommenen Gefäßen Platz machen, wenn 
ihre Piegezeit auch noch nicht abgelaufen fein follte, mit ihren leeren Kähnen 
die Stadt verlaffen — im Fall ihnen die fortgejette Anlegung der letzteren 
nicht gejtattet wird — und ihre Fahrzeuge außerhalb der Stadt aufitellen, 
bis ihnen das Einlaufen in die Stadt wieder erlaubt werden kann. Auf 
längere Zeit und insbefondere zur Ueberwinterung müſſen die Schiffsgefäße 
in der Kegel außerhalb ver Stadt angelegt werben. 


Koftenfreie polizeilihe Ein: und Ausladeſcheine erhalten alle 
Sciffsführer, deren Ladungen nach den Padhöfen oder fiir Königliche 
Rechnung nad einem Holzmarkte, Fourage- Magazin, dem Eifen- Magazin, 
ber Eifengiegerei, der Königlichen Porzellan-Manufaktur oder für das hiefige 
Königlihe Salz» Schifffahrts - Comtoir beftimmt, ferner alle Gefäße, welde 
an das rechte Spreeufer vom Hofſtaats-Holzplatze ab nad unterhalb auf 
Moabiter Terrain angelegt find. Kleine, nicht vermefjuugsfähige 
Kähne und Fiſchdröbel, welde mit Marktproduften oder Fiſchen beladen 
hierher gebracht werden und nicht über 24 Stunden auf hiefigen Wafler- 
läufen verweilen, find von Löſung polizeiliher Ausladeſcheine gänzlich 
befreit. Bei einem längeren Aufenthalt der zulegt genannten Fahrzeuge 
hierſelbſt müſſen jedoch polizeiliche Erlaubnißſcheine für diefelben ebenfalls 
und für bie Fiſchdröbel Liegeſcheine bejhafft und nad den gebräuchlichen 
Sätzen bezahlt werben. 


Große Fifherfähne, fogenannte Spülfähne, Fiſchdröbel, Filchliere 
und ähnliche Gefäße, welche zu Fiſchbehältern dienen, dürfen auf längere 
Zeit hier nirgends aufgeftellt und zu ihrer Befeſtigung Pfähle oder Stangen 
in den Strom eingeſchlagen, jondern nur zum Transport der Fiſche hierher 
benußt und müſſen nad beendetem Wochenmarkte jofort vom Strom ent- 
fernt und wieder aus der Stadt gejchafft werben. Die Angabe endlid, daß 

40 
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die Ladung für Königlihe Rechnung beftimmt fei, müſſen Schiffer 
jedesmal durd ein Atteft der betreffenden Behörde näher darthun. 

*) Die Gebühr für die polizeilihen Erlaubnißfcheine ift durd die Ver— 
ordnung des Königlichen Polizei-Präfidii vom 18. September 1554 (Amte- 
blatt &. 370) auf 21/2 Egr. (25 Pf.) herabgefegt worden. 

Anmerkung: Die zu Zifferll. erlaffenen Befanntmadhungen 
befinden fih Seite 633 bis 637. 


III. 


Jeder Schiffer ift Dafür verantwortlich, daß durd die Anlegung 
feines Gefäßes die Ufer und Schälungen, auch die auf felbigen befinplichen 
eifernen und hölzernen Geländer nicht beſchädigt werden, und verpflichtet, 
fein Fahrzeug bier nie ohne Aufficht zu laffen. Zur Verhütung von der» 
gleihen Beſchädigungen dürfen die Fahrzeuge nur auf eine unſchädliche 
Art befeftigt, nicht aber an die vorgedadıten Geländer angebunden werden. 
Auch iſt der Schiffer verpflichtet, das Ufer, joweit die Nothwendigfeit Dazu 
dur die Ausladung herbeigeführt ii, wieder zu reinigen. Den im Gefäße 
felbft zuriüdbleibenden Schutt und Abfall darf er nicht ins Waſſer werfen, 
fondern muß ſolchen im Gefäße behalten, wieder zur Stadt hinausnehmen 
und aud dort anberweit als in ben Strom ſich deſſelben entledigen. 
Bulver, Knochen, Dünger und dergleichen gefährlihe oder 
üblen Gerud verbreitende Gegenftände dürfen weder in die Stadt 
eingelafjen, noch in derfelben eine oder ausgeladen werben. Innerhalb ver 
Stadt und deren bebauten Umgebungen dürfen die Schiffer nicht die den 
öffentlihen Anftand und die Gittlichfeit verlegende Befriedigung ihrer 
natürlichen Bepürfniffe über Borb des Schiffes verrichten, fondern find 
verpflichtet, eigene Gefäße an verdeckten Orten ihrer Kähne für diefen Zweck 
zu halten. Das Koden von Theer, Pech und Harz für ihren Bedarf auf 
ihren Kähnen, ſowie das Beftreihen der Fahrzeuge mit Theer innerhalb der 
Stadt ift den Schiffern unterfagt. 


IV. 


Da die Wafferläufe innerhalb der Stadt zu feiner Zeit mit Fahr— 
zeugen überfüllt werden dürfen und deshalb nothwendig ift, daß zwiſchen 
dem Unterbaum und der Moabiter Brüde nur diejenige Anzahl von Schiffs» 
gefäßen zugelafien werben, welde diefer Stromtheil bequem aufnehmen 
kann, jo muß jeder Schiffer, welcher die Moabiter Brüde ſtrom— 
aufwärts paffiren will, zuvor klar, das heißt, bei der Steuer: und 
Bolizeibehörde zum Einlaß abgefertigt und mit den nöthigen Papieren ver: 
jehen, auc jedes Fahrzeug, welches die Scleufe in Berlin benugt, ab» 
geleichtet fein, um die Fahrt bis zum Beltimmungsorte ohne Aufenthalt 
fortfegen zu können und fi darüber auf Erfordern gegen die Polizei- 
beamten ausmweilen. Auf den Wafferläufen innerhalb der Stadt und auf 
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dem Lanpwehrfanal ift das Ableihten und Ueberladen nicht erlaubt, 
dies darf nur außerhalb der Stadt, im Oberwafler vor dem Oberbaum, 
int Unterwafler unterhalb der Moabiter Brüde geſchehen Die Yeichter- 
Fahrzeuge find nur vom Schleufenzolle frei, wenn darüber ein Attejt der 
Steuerbeamten oder des an der Moabiter Brüde ftationirten Strommeifters 
beigebracht wird, daß die Ableichtung im deren Gegenwart geicheben ift. 
Letzterer ertheilt überdies denjenigen Schiffern, welche mit ihren Fahrzeugen 
den Unterbaum pajfiren wollen, nad der Reihenfolge ihrer Ankunft, 
fobald fie Har find, numerirte Karten, welche am Unterbaum dem daſelbſt 
repidirenden Stenerbeanten ausgehändigt werben müſſen. Sein Schiffer 
darf die ibm durch die polizeilihe Nummerfarte angewiejene und 
durd die Zahl derſelben beſtimmte Reihenfolge verlaflen, ſich vordrängen 
oder anderen Echiffern vorbeifahren. Die Schiffer find daher jchuldig, den 
Polizeibeamten mit Einfchluß der Strommeifter und Schugmannfcaften 
ihre Nummerfarte auf Erfordern vorzuzeigen. Sämmtliche Fahrzeuge 
paffiren nur nad der Reihenfolge ibrer Nummern ven Unterbaum und 
müjjen, wenn fie wegen Ueberfüllung des Stroms innerhalb der Stadt nicht 
jogleich zugelaffen werden können, vor dem Unterbaum am linken Spree- 
Ufer nad der ertbeilten Nummer in vreifaher Reihe gejtredt hinter 
einander angelegt werden. Die rechte Stromfeite unterhalb des Unter: 
baums, melde nur zum Ausgange der Fahrzeuge beftimmt ift, darf fo wenig 
als die Mitte des Stroms mit Fahrzeugen belegt werden. Ueberhaupt 
müſſen alle zwifchen der Moabiter Brüde und dem Unterbaum, fowie durch 
die Stadt ſowohl ftromauf- als ftromabwärts fahrende Schiffe, fie mögen 
beladen oder nicht beladen fein, jedem entgegenfommenden Fahrzeuge in 
der Regel rechts ausweichen und ihr Gefäß jo weit zurüdjtoßen, daß 
binlängliyer Raum für jedes voritberfahrende Schiff gegeben wird. Peere 
Fahrzeuge, melde nah dem Spreetheile zwifhen dem Unterbaum und 
der Moabiter Brücde fich begeben, um dort Salz oder andere Gegenftände 
einzuladen, desgleihen Fahrzeuge, welche daſelbſt entfrachtet worden find, 
dürfen, jo lange fie auf die einzunehmende Padung warten, nur unterhalb 
des Kanals zum Königlichen Hofftaats- Holzplage an das rechte Spree- 
Ufer geftredt hintereinander angelegt werden und müſſen daſelbſt fo lange 
verweilen, bis der polizeilihe Erlaubnißichein zum Anlegen an eine andere 
Stelle erlangt worden ift. Die fänmtlichen, an dem rechten Spree-Ufer 
vajelbft liegenden Fahrzeuge müſſen zur Freihaltung des Treidelweges die 
Maften niedergelegt haben und it das Segeln auf der Unter-Spree 
den Sciffern überhaupt nur bis zum Kanal des Königlichen Hofſtaats— 
Holzplages erlaubt. 

Die nit Vorſchleuſe-Päſſen verjehenen Fahrzeuge, ingleichen diejenigen, 
welche von Königlichen Beamten geführt werden, ferner die Dampfidifie 
und Gondeln, jowie diejenigen Fahrzeuge, deren Führer ſich darüber voll: 
ftindig ausweijen können, daß jie auf dem Stromtheile zwifchen dem Unter: 
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baum und der Moabiter Brüde ein» oder ausladen, paffiren den Baum 
an der Moabiter Brüde ohne die polizeilihe Nummerfarte. 
Der Ausweis hierüber muß durch VBorzeigung der Vorſchleuſe-Päſſe, der 
Frachtbriefe und der von den Schiffern bereits beſchafften polizeilichen Ein— 
oder Ausladejcheine bei den Strom-Polizeibeamten an der Moabiter Brüde 
geführt werden. Für die zwifchen dem Unterbaum und der Moabiter Brüde 
ein» oder auszuladenden Kühne, welde ohne Nummerfarte die Moabiter 
Brüde pajjiren, müſſen nachträglich polizeiliche Nummerfarten gelöft und die 
Schiffsgefäße der Neihenfolge angefchloffen werden, wenn fie — um La— 
dungen zu löjchen oder einzunehmen — fpäter den Unterbaum paffiren follen. 
Für die ftromabwärts fahrenden Fahrzeuge tritt bei der Moa— 
biter Brüde feine Beſchränkung ein, dieſelben fünnen vielmehr jeder 
Zeit die gedachte Brüde paffiren. Alle Schiffer müſſen aber bei Paffirung 
der Moabiter Brüde, zwifchen der Damen-Badeanftalt oberhalb der Brüde, 
am linken Spreesllfer und dem Stationspfahle unterhalb der Brüde mit 
niebergelajenen Segeln ſchwimmen. 

Sobald auf der Spree, zwifchen ber Unterbaums- und der Moabiter 
Brüde, jo viel Fahrzeuge befindlich find, daß diefer Stromtheil nicht mehrere 
bequem aufnehmen fann, werden, bis wieder hinreichender Platz vorhanden 
ift, weiter feine Fahrzeuge zugelafien. Diejenigen Fahrzeuge, welche ftrom- 
aufwärts bei der Moabiter Brüde anfommen und diefelbe nady dem 
Borftehenden nicht fofort pafjiren können, dürfen fid) der Brüde nur bis zu 
dem unterhalb derjelben aufgeftellten Stationspfahl nähern und müſſen von 
da ab an das linke SpreesUfer (Thiergarten-Seite) nad der Folge ihrer 
Ankunft in vierfaber Reihe geftredt hintereinander anlegen. Die Befeftigung 
der Fahrzeuge dafelbjt darf nur durch Auswerfen der Anker in den Grund 
des Stromes oder an die dort zu diefem Behufe eingejegten Pfähle ger 
fhehen und nur mittelft eines niedrig angebrachten, den Treidelweg nicht 
verjperrenden Taues. Das rechte Spree-Ufer unterhalb der Moabiter 
Brüde ift lediglich zum Ausladen der Kähne und für die Paſſage der von 
der Moabiter Brüde ftromabwärts fahrenden Schiffsgefäße beftimmt. An— 
dere Fahrzeuge dürfen deshalb daſelbſt unter Feinerlei Umftänden anlegen 
oder ſich aufhalten. 

Der Ausladeplag für alles zu Wailer hier anlangende Getreide, welches 
sicht zu Boden gebracht, fondern vom Kahne einzeln verkauft werben foll, 
it allein der Waſſer-Getreide-Markt. Kähne, weldhe nur theilmeife mit 
(Herreide, tbeilmeife mit Gütern und anderen Gegenfländen befrachtet find, 
Dürfen nur andere Ausladejtellen einnehmen, wenn fie vom Getreide ent- 
taftet find. Innerhalb der Stadt muß Getreide immer zuerjt ausgeladen 
werden. Die Getreidejhiffer find verpflichtet, die Ankunft ihrer beladenen 
Kähne vor den Waflerthoren dem auf dem Waſſer-Getreide-Markt ftatio- 
nirten Markt: Polizeibeamten glaubhaft nachzuweiſen, um daſelbſt ein- 
getragen werden zu können, und erhalten vie Auslapdeftellen am Waflers 
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Getreide-Markte nur nach Reihenfolge diefer Eintragungen in das Journal, 
welches darüber geführt wird. *) 
*) Die Beftimmungen ad IV. find, infomweit dies durch die Verlegung 
des Unterbaums nad dem Steuergebäude in Moabit und dur die Auf. 
bebung der Mahlſteuer bedingt iſt, obfolet geworden. 


V. 


Zur Aufrechthaltung der Ordnung auf der Spree können 
Schiffsgefäße nie anders als in der nach der Zeit ihrer Ankunft resp. bei 
der Oberbaums- und Moabiter Brücke gebildeten Reihenfolge zur 
Schleuſe gelaſſen werden und dürfen jedesmal nur ſo viel in die Bäume 
einpaſſiren, als die dazu beſtimmten Waſſerräume innerhalb der Stadt 
bequem aufnehmen können. Fahrzeuge, welche ihre Ladung theilweiſe löſchen 
oder einnehmen und dann zur Schleuſe weiterfahren, müſſen ebenfalls in 
der von den Bäumen ab gebildeten Reihenfolge der zur Schleuſe beſtimmten 
Kähne verbleiben. Die Führer der Schiffsgefäße, welche hiergegen handeln, 
verfallen in die gejegliche Strafe, werben überdies mit ihren Fahrzeugen 
an einen beftinmten Piegeplag verwiefen und nicht früher durd die Schleufe 
gelaifen, bis ihnen das Durchſchleuſen nad der Reihenfolge zufteht. 
Fahrzeuge, deren Ladungen gänzlich gelöfcht worden find, werden übrigens, 
wie bisher, entweder bei der Ausladeftelle oder vor der Injelbrüde oder 
vor dem Kupfergraben zur Schleuſe einrangirt. Jeder Schiffsführer, welcher 
die Schleufe mit voller Padung paffiren will, mag er diefelbe in oder 
außerhalb der Stadt eingenommen haben, muß fi genau von dem Wafjer- 
ftande der Schleufe an dem Pegel derfelben unterrichten, da es nur geitattet 
it, die Waſſerläufe mit befrachteten Schiffegefäßen zu befahren, die mit 
einer der vorhandenen Waſſertiefe entſprechenden Pabung verſehen find. 
Denn ein folder, welcher mit einem fo tief gehenden Kahne hier betroffen 
wird, daß er wegen zu niedrigen Wafferftandes in der Fahrt nicht forte 
fommen fann und fein Gefäß in der Scleufe deshalb nicht ſchwimmen 
würde, jondern zum Nachtheil der Kommunikation liegen bleiben müßte, bat 
zu gewärtigen, daß er deshalb geſetzlich beftraft und überdies fein Fahrzeug 
- auf feine Koften bei Seite gelegt und jo weit abgeleichtert, als es noth— 
wendig ift, auch erforderlihen Falls vor die Waſſerthore geſchafft wird. 

Schiffer, welde mit Anlegefarten des Königlichen Haupt: Steuerantts 
für ausländiihe Gegenftände nicht verfehen find, dürfen in den zwijchen der 
Eifernen und Mehlbrüde liegenden Badhofs: Hafen erſt dann einfahren, 
wenn fie die Fahrt frei ſehen. Solchen Sciffern ift nicht geftattet, in dieſem 
Hafen anzuhalten oder anzulegen und aud) nicht erlaubt, in demſelben Maften 
zu legen oder zu ftehen.*) Schiffs: oder Floßholzführer, welche unmittelbar 
zur Schleuſe fahren, dürfen die Schloß: und resp. Gertraubtenbrüde nicht 
pafjiren, bevor fie nit die Schifffahrts-Abgaben, insbejondere ven Schleuſen— 
zell, berichtigt haben und im Stande find, fi darüber auszuweifen. Cine 
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Ausnahme von diefer Verpflichtung findet jedod in Anfehung folder Schiffs— 
gefäße ftatt, welche zwifchen den beiden zulegt gedachten Brücken aus- oder 
einladen und dazu mit polizeilibem Erlaubnißfchein verfehen find. Berboten 
wird den Schiffern und Floßholzführern, mit ihren Schiffsgefäßen und Floß— 
hölzern willfürlih vor der Schleufe liegen zu bleiben und dert die Wailer- 
räume zu beengen, ſei e8 zum Zwed ftärkerer Bemannung oder zu jedem 
anderen Zwecke. Das Aufitellen ver Floßhölzer auf den Scifffahrtsftreden 
innerhalb der Stadt Darf ohne polizeiliche Erlaubniß nirgends ftattfinden, 
vielmehr müſſen die auf dem Transport befindlihen Holzitöße in Rückſicht 
ihrer Länge und Breite jtetS jo beichaffen ımd überdies jo ftarf bemannt 
fein, daß diefelben in ununterbrochener Fahrt die Stadt und die Sclenfe 
in berfelben pajliren oder bis zu den Aufſchwemmen ohne Hinderniß ger 
langen können. Das Anlegen, An- und Abſtoßen der bei den Floßholz— 
Yagern vorbeifahrenden Schiffer und anderer Perfonen, ſowie jede Art von 
Beſchädigung und unbefugter Betretung diejer Hölzer, wird verboten und 
bat außer der gefeglichen Strafe noch Erſatz des angerichteten Schadens 
zur Folge. Die Ufer der Spree und der hiefigen Waflerläufe darf Niemand 
ohne befondere Erlaubnig der fompetenten Behörden zum Aufſchwemmen 
der Floßhölzer benugen und den Strom durch Auseinanderſchlagen alter 
Fahrzeuge auf demſelben verunreinigen. Gewerbtreibende und andere Pers 
jonen, denen eine Auffhwenme zur Benugung überlaffen wird, find vers 
pflichtet, die ihnen bewilligte Zahl der Floßhölzer an demjelben Tage auf- 
ſchwemmen und abfahren zu laſſen, der dazu beftimmt und auf den polizeilichen 
Aufſchwemme-Erlaubnißſchein geichrieben ift. Reſte folder Floßhölzer 
dürfen auf dem Strome niemals liegen bleiben. Durch die Schleuſe jollen 
ſtets zuerjt zwei Schützen-Kähne, dann aber eine Schüße lauter verbuns 
denes Floßholz befördert und jo das Durchſchleuſen ohne Zögerung und 
Aufenthalt fortgefett werden. In derjelben dürfen die Schiffer nicht Die 
mit Eifen bejchlagenen Ruder, Stafen und Hafen zum Zweck der Beförde— 
rung in ven Scleufenboden, in die Scyleufenwände und in die Schleujen- 
Thore einjegen, es ift ihnen nur erlaubt, das Gefäß mit unbeichlagenen 
Stangen durchzuſtoßen. 


+), Nach Verlegung des Packhofs gegenftandslo& geworden. 


VI, 

Für jedes Fahrzeug, welches das Aufziehen ver Brüden erfordert, 
muß von dem Sciffsführer ein Paſſirſchein gelöft werden. Zur Ver— 
hütung jeder Beſchädigung dürfen Sciffsgefähe die hiefigen Brüden nur 
dann pajfiren, wenn biefelben fo tief f[hwimmen, daß zwiſchen dem oberen 
Theile des Schiffsgefüßes und dem Bogen und den Balfen der zu 
pajfirenden Brüden überall ein lichter Zmifchenraum von mindeſtens 
6 Zoll verbleibt. 
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Ieder Schiffer muß fih vor Baffirung einer Brücke genügende 
Ueberzeugung verfchaffen, daß jein Gefäh mit dem angegebenen Zwiſchen— 
raum die Brüde paſſiren fann, und dürfen deshalb auc Fahrzeuge nicht vor 
oder unter die Brüde fahren, um zu diefem Zwede Verſuche anzuftellen. 
Gefäße, welche mit einem Zwiſchenraum von 6 Zoll durd die Brüde nicht 
ſchwimmen, dürfen die mit Aufzügen verfehenen Brüden daher nur, nad» 
dem dieſelben gezogen, die mit Aufzügen nicht verfehenen Brüden aber unter 
keinerlei Umjtänden paffiren, überhaupt auch die Fahrzeuge niemals durch 
das Einjesen und Anwenden von Rudern, Stangen, Hebebäumen und der- 
gleihen durd die Brüden gedrängt werden. Das Aufziehen der Brüden 
durch Schiffer oder fonitige unbefugte Perfonen ift ganz unftatthaft, und 
arbeitsloje Schiffer dürfen fi nicht auf den Brücden verfammeln, nody weniger 
dajelbft aufftellen. Nah Sonnen=Untergang und wenn die Straßenlaternen 
angezündet find, Dürfen die Brüden- Klappen nicht mehr geöffnet werden. 

Unter den Brüden dürfen Schiffe, Heine Kühne, Gondeln, Fiſchdröbel, 
Floßhölzer und dergleichen niemals fejtgelegt werden. Das Umgeben oder 
Ummenden mit den Fahrzeugen darf nur an den Ausladeftellen oder vor 
den Waſſerthoren gefchehen. Zur Vermeidung von Befhädigungen find bie 
Schiffer verpflichtet, zu umgeben und über Steuer zu fahren, wenn ber 
Wajferftand in der Spree die Höhe von 9 Fur überfteigt. Die ihnen 
überwiefenen Ausladejtellen find die Schiffer verpflichtet, zur Ab— 
wendung von Unglintsfällen nah Eintritt der Dunkelheit, und wenn fie 
diefelben gänzlich verlaffen, durh Einlegung des Holms in die Schälungs- 
geländer zu verſchließen. An den Ausladeitellen it den Sciffern nicht er- 
laubt, die Segel zum Trodnen aufzufpannen, diejelben müſſen vielmehr 
ſchon vor der Stadt ganz abgenommen und dürfen innerhalb derfelben zum 
Trocknen nur auf den Berdeden der Kühne ausgebreitet werden. Auch dürfen 
innerhalb der Stadt und auf dem Landwehr-Kanal Schiffer nie mit auf- 
geipannten Segeln fahren. Bei einem jehr hohen Waſſerſtande bleibt das 
Treideln in der Unterſpree jedod nur am Ufer entlang nachgelaſſen, auf 
den Bürgerfteigen und auf der Oberjpree dagegen verboten. Zu jolden 
Zeiten find die Schiffer, welche mit ihren Fahrzeugen an ven Ausladeſtellen 
der Unterjpree liegen, verpflichtet, auf Anweifung ver Strom: Polizeibeamten 
dafelbit die Maften niederzulegen, injofern dies ihre Ladung zuläßt. 


vn. 


Wenn einem mit Pulver beladenen Schiffsgefäße ein Dampf- 
ihiff begegnet, fo muß dafür Sorge getragen werden, daß der nah $ 37 
der Verordnung vom 23. Dezember 1833*) aufzuziehende Wimpel wirklid bie 
zur Maftipige gebracht und jo dem Dampfer fichtbar, nicht aber durd die 
Segel verdedt werde, damit das Schiff möglichft ausweichen kann; auch ift 
dahin zu trachten, daß Dampfichiffe unter dem Winde, das heißt an ber» 
jenigen Seite pajfiren, wohin der Wind geht, damit der aus dem Schoru— 
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fteine des Dampfers fommende Raud und die möglicherweife darinnen be— 
findlihen Funfen nicht auf das Pulverfchiff niederfchlagen. Das Schießen 
auf den Schiffen und Kähnen aus Flinten, Piftolen und Böllern, fowie das 
Abbrennen von Luſtfeuerwerken ohne polizeiliche Erlaubniß, ift innerhalb 
und außerhalb der Stadt bei 5 bis 50 Thalern Strafe verboten. Freies 
Kochfeuer auf den Schiffsgefähen zu halten, bleibt unbedingt unterjagt 

Die Feuerung in den Defen der Kajiten darf ebenjomenig 
ftattfinden, wo es an hinreichend ficheren Borrihtungen fehlt, wo vie 
Ladung der Gefähe jelbjt oder anderer in ihrer Nähe angelegter, befondere 
Gefahr herbeiführt. Yabungen dieſer Art find: alle leicht entzündliche 
Materialien, namentlich Schießpulver, Heu, Stroh, Getreide, Kohlen jeder 
Art, Koaks, Holz, Torf, Del, Theer, Pech und andere Harze. Endlich, wo 
die Ufer Umgebungen vorzügliche Vorſicht nothwendig machen, namentlich bei 
allen Holz: und Torfplägen, bei ven Magazinen, der Feldbäckerei und den 
Kafernen, während des Fahrens und wenn die Schiffsgefäße irgend in Be- 
wegung find, ſowie bei fehr ftürmifchem Wetter ohne Ausnahme. 

Die Ofen: Feuerung kann dagegen gejtattet werden, wo feines Der 
angegebenen Hinderniffe enigegeniteht, bedarf aber, fowie das fogenannte 
Ausbrennen der Fiſchkaſten auf dem Strome unter allen Umftänden einer 
fpeziellen polizeilichen Erlaubniß. 

*) Vergleiche die Polizei -Verordnungen betreffend den Transport von 
Sciehpulver und Sprengftoffen, Seite 7, 14, 17 und 23. 


VII. 


Ueber die Erfüllung der vorjtehenden Berpflidtungen mu 
fib jeder Schiffer ein polizeilihes Atteft beſchaffen, ohne welches er 
auf der Rüdfahrt nicht dur den Baum gelaffen wird. Denjenigen, welche 
polizeilihe Ein- oder Auslade:, Piege- oder Weberwinterungs- Erlaubnif- 
feine löſen müſſen, wird beim Ablauf und der Abftempelung derſelben zu— 
gleih dies Atteft ertheilt, joldhe aber, welche mit ihren Gefäßen Berlin 
pafjiren, ohne hier anzulegen, liefern nur die Legitimations-Karte (auch 
Durdgangsfchein genannt), welche fie beim Eingange erhalten haben, beim 
Ausgange wieder ab. Insbeſondere muß derjenige polizeiliche Erlaubniß— 
fchein, auf deſſen Grund die Einfahrt erlangt ift, jederzeit und bis zum 
Ausgange des Fahrzeuges am Bord verbleiben. Beim Auspaffiren aus ven 
Waſſerthoren ift jever Schiffer verpflichtet, die polizeilichen Anlege-Erlaubniß- 
icheine mit dem Verhaltungs-Attefte, oder aber die Pegitimations= Karte bei 
der Königlihen Steuer-Erpedition*) abzugeben, und darf dann erft den 
Baum paffiren. 

Jeder Schiffer, Flößer und Fischer iſt verpflichtet, den Schon beſtehenden 
gejeglihen Betimmungen, wohin namentlich aud die fpeziellen Vorſchriften 
vom 18. April 1813, das Aufziehen der Brüden betreffend, gehören, ſowie 
den etwa an ihn ergebenden befonderen Anweifungen der Bolizei-Dffizianten, 
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mit Einfhluß der Steommeifter und Schutzmannſchaften, überall aufs Pünft- 
lichte und unweigerlich nachzukommen. Ste werben von diefen dagegen aud) 
wieder bei allen etwaigen Beeinträchtigungen in ihren Gerechtſamen und 
Befugniffen, foweit fie fi zur polizeilichen Kognition irgend eignen, jeber- 
zeit gefchütgt werden und Hülfe finden. Alle polizeilihen Schiffer-Erlaubniß- 
fcheine, namentlich zum Aufſchwemmen der Floßhölzer, zur Anlegung ber 
Fahrzeuge, um ein- ober auszuladen, die den Sciffern beim Ausgange 
nothwendigen Berhaltungs» Attefte, die Erlaubnif zur Unterhaltung einer 
gelinden Feuerung auf den Kähnen u. f. w. werben im Königlichen Polizei— 
Schifffahrts-Büreau ausſchließlich und allein ertheilt und abgejtempelt. 
Auskunft Über das Verhalten der Schiffer in hiefiger Reſidenz und den zu— 
läffigen Schifffahrtsbetrieb wird daſelbſt gegeben. 


Jeder aber, welder dieſen Vorfchriften in irgend einer Urt zumiber 
handelt, verfällt nad) den hierüber bejtehenden Verordnungen in eine Geld» 
ftrafe von 2 bis 5 Thalern, oder im Unvermögensfalle in verhältnißmäßige 
Gefängnißftrafe und wegen der im 8 VII. aufgeführten Kontraventionen in 
5 bis 50 Thaler oder verhältnigmäßige Gefängnißſtrafe. Beſchädigung 
der Scifffahrts- Schleufe, der Brüden, Ufer und Schälungen zieht überdies 
noch die Verpflichtung zum Schadenerfage, Wiverjeglichkeit gegen die Offie 
zianten und deren Anweifungen augenblidlihe Berhaftung und die in den 
Geſetzen darauf feftgeftellte Strafe unausbleiblic nad fich. 

*) An Stelle der Steuer- Expedition am Oberbaum iſt die Polizei— 
Abfertigungsitelle dafelbft getreten, während die übrigen Steuer. Erpeditionen 
noch bejtehen. 

Berlin, den 5. März 1850. 


Abändernde Beflimmungen zu Nr. II. der vorftehenden 
Zufammenftellung: 
Belanntmadhung vom 5. Juli 1852. 

Um den Berfehr auf den jchiffbaren Waflerläufen im engeren Polizei— 
bezirt von Berlin, der Spree, ihren Nebenläufen und Kanälen, die mit 
dem Intereſſe der Stroms Polizei vereinbare möglichite Erleichterung zu 
gewähren, verorbnet das Polizei» Präfidium, im Einverftändniß mit dem 
Königlihen Haupt- Steuer» Amt für inländiſche Gegenftände hierfelbft, was 
folgt.*) 

1) und 2) (betreffend die Löjung von Polizei Anweifungsfarten, find nad) dem 


Außerkrafttreten der Beitimmungen über die Polizei. Anmweifungen [Bekannt 
madhung vom 1. Dezember 1881, Seite 624] gegenftandslos geworden.) 


3) Sciffsführer, welche von dem Königlihen Haupt» Steuer: Amte für 
inländifche Gegenjtände aufgefordert worden find, ihre Fahrzeuge 
zum Zmwede der Vermeſſung an die öffentlichen Vermeſſungsſtellen, 
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an der Paddengaſſe und an der Eberts-Brücke, anzulegen und hier— 
über ein Atteft der Königlihen Stenerbehörde dem Polizei: Schiff- 
fahrts- Büreau vorzulegen, erhalten die polizeilihen Anlege— 
Erlaubnißfcheine foftenfrei. 

4) (ift ſeit der Aufhebung der Mahliteuer gegenitandslos.) 

5) Im Uebrigen behalten die Beftimmungen der VBerorbnung vom 
5. März 1850 volle Gültigfeit. 

*) 1. An Stelle der Steuers Erpedition am Oberbaum ift die Bolizei- 
Abfertigungsftelle dafelbit getreten, die anderen Stener- Erpeditionen beſtehen 
dagegen nod). 

Berlin, den 5. Juli 1852. 


Königliches Polizei - Präfidium. 


Befanntmahung vom 20. September 1878. 


Unter Bezugnahme auf Nr. 2 der mit der Verordnung vom 5. März 1850 
(Amtsblatt Seite 12, Stüd 90) publizirten Zufammenftellung der widhtigften 
ftrompolizeilihen Vorſchriften über den Verfehr auf den Wafjerläufen im 
Polizeibezirf von Berlin wird hiermit Folgendes beitimmt: 

1) Handelsſchiffer erhalten Ein- und Ausladejcheine nur für 
die Dauer von höchſtens 14 Tagen, nad deren Ablauf fie mit ihrem 
Fahrzeuge Berlin zu verlafien haben. Die Wiedereinnahme der 
zulegt innegehabten Stelle bei der Rückkehr darf vor Ablauf von 
acht Tagen nicht erfolgen. Bei der Rückkehr innerhalb einer kürzeren 
Frift findet die Zumeifung einer Hanvelsjtelle überhaupt nur auf 
Grund eines glaubhaften Nachweiſes darüber ftatt, daß die Abreife 
behufs Einnahme neuer Ladung erfolgt und legtere thatſächlich ein— 
genommen worden ilt. 

2) Länger als 14 Tage auf derjelben Anlegeftele zu verweilen, wird 
geitattet: 

a. lift aufgehoben dur Bekanntmachung vom 29. Iuli 1334 Seite 636), 
b. Kartoffelhändlern in den Monaten April und Oftober bis 
zur Dauer von vier Wochen. 

3) Die Herftellung von Drempeln ift nur in ber polizeilih ge- 
nehmigten Weife zuläffig. 

4) Die Kähne find von dem fih anfegenden Schlamme freizuhalten 
und müſſen mindeftens alle 8 Tage nach diefer Richtung bin einer 
Reinigung unterworfen werben. 

5) Die Schiffer find verpflichtet, auf ihren Fahrzeugen Gefähe zu halten, 
in denen einerfeits die Erfremente, andererjeits die Wirthichafte- 
Abfälle zu jammeln und derart zu desinfiziren find, daß üble Gerüche 
ſich nicht verbreiten. Das Fortichaffen dieſer Auswurfs-, resp. 
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Abfallſtoffe ift regelmäßig wiederfehrend zu bewirken, und haben fich 
die Schiffer darüber, daß und wohin dies gejchehen, den Erefutiv- 
Beamten gegenüber auszumeifen. 

6) Nad dem Ermeſſen der Polizeibehörde fönnen auswärtige Schiffer, 
welche mißbräuchlicher Weiſe, um fich für den Winter eine Wohnung 
auf dem Kahn zu fichern, die Entfrachtung defjelben unterlaffen, ohne 
Weiteres verwiejen werben. 

7) Die Erlaubniß zu 1. und 2. fann in jedem einzelnen alle wider: 
rufen werden, fobald ein foldher Widerruf ſich nadträglid im 
polizeilichen Intereſſe geboten ermeift. 

8)*) Die Erlaubniß zu 2. gilt nicht für diejenigen Stellen, welde 
polizeilicherfeits als folhe befammt gemacht werden, auf denen ein 
längeres Yiegen der Schiffe aus Nüdfichten der Strom- und 
Geſundheits-Polizei nicht ftattfinden darf. Als foldhe Stellen 
find bis auf Weiteres anzujchen: 


- wo. RN PP mo m 


. unterhalb der Eberts-Brüde rechts, 

. unterhalb der Weidendanmer Brüde rechts, 
. die Kottbufer Brüde, 

. die Gasanftalts-Brüde, 

. die Babd-Brüde, 

. bie Bellealliance:-Brüde, 

. die Mödern (Mitlitär:) Brüde, 

. die Schöneberger Brüde, 

. unterhalb der Potsdamer Brücke rechts, 

. unterhalb der Potsdamer Brüde links, 


die Anlegeftele Nr. 67 des Lanpwehr- Kanals (zwifchen der 
Viktoria- und Matthäikirchſtraße), 


. die Anlegejtelle Nr. 68 des Landwehr-Kanals (zwiſchen der 


Potsdamer Brüde und Blumeshof), 


. bie von der Heydt-Brüde, 

. unterhalb der Köpnider Brüde rechts, 
. unterhalb der Oranien-Brüde rechts, 
. unterhalb der Oranien-Brüde links, 

. unterhalb der Wallerthor-Brüde links. 


9) Die Belanntmahung vom 21. September 1875 (Intelligenzblatt 
Nr. 225 vom 26. September 1875) ift aufgehoben. 


"Nr 8 ift durd Bekanntmachung vom 29. Juli 1884 aufgehoben, 


joweit diejelbe fih auf den Landwehr-, Louifeuftädtifhen und Spreefanal 
bezieht. Bergl. ©. 637 (8 4). 


Berlin, den 20. September 1878. 


Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Madai. 
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Bekanntmachung vom 29. Juli 1884. 


Unter Bezugnahme auf Nr. II. der mit der Verordnung vom 
5. März 1850 (Amtsblatt Nr. 9 ©. 12) veröffentlichten Zufammenftellung 
der widhtigften ftrompolizeilihen Borfchriften über den Berfehr auf den 
Wafjerläufen in dem Bolizeibezirke von Berlin verordne ich, was folgt: 


63: 

Das Anlegen von Schiffen während der Schifffahrtsperiode vom 
15. März bis zum 1. November ift oberhalb und unterhalb der ein» 
fhiffigen Brüden im Landwehr-, Louiſenſtädtiſchen und Spree= 
fanal nicht geftattet. 

82. 

Während der Zeit vom 1. November bis zum 15. März wird Obft- 
hbändlern zum Zwede der Pagerung und des Verkaufs des von ihnen felbft 
zu Schiffe eingeführten Obſtes geftattet, ihre Fahrzeuge an nachfolgend be— 
zeichneten Stellen anzulegen: 


a. Im Landwehrkanal. 


. Großbeeren- Brüde oberhalb links und unterhalb links, 

. Schöneberger Brüde oberhalb links und unterhalb links, 

. Königin Augufta:Brüde oberhalb links und unterhalb links, 
. Botspamer Brüde oberhalb rechts, 

. von der Heydt- Brüde oberhalb linke, 

. Albrehtöhofer Brüde oberhalb links, 

. Cornelius: Brüde oberhalb links. 


b. Im Pouifentanal. 


h. Köpnider Brüde unterhalb Links, 

i. Adalberts-Brücke oberhalb rechts und unterhalb rechts, 
k. Rönigin- Brüde unterhalb links, 

l. Dranien- Brüde oberhalb links und unterhalb rechts, 
m. Louijen- Brüde oberhalb rechts, 

n. Waſſerthor-Brücke unterhalb rechts. 


c. Im Schleufenfanal. 


. Grünftraßen: Brüde oberhalb links und unterhalb links, 
. Gertraubten- Brüde unterhalb rechts, 
. Yungfern- Brüde oberhalb rechts, 
. Schloßbrüde oberhalb Links, 
desgleihen unterhalb Links, 
desgleihen unterhalb rechts, 
. Eijerne Brücke oberhalb Links, 
desgleichen unterhalb rechts. 


Ro no =» 
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S 3. 

Degen der Einmündungen von Straßenfanälen und Nothauslaffanälen 
dürfen bis auf Weiteres an nachfolgend bezeichneten Stellen zu feiner 
Zeit Schiffe angelegt werben: 

. Kottbufer Brüde unterhalb links umd unterhalb rechts, 

. Bellealliance: Brüde unterhalb Links, 

. Mödern- Brüde oberhalb und unterhalb Links, 

..von der Heydt-Brücke unterhalb Links, 

. Albrehtshofer Brüde unterhalb links, 

. Dranien»Brüde unterhalb links, 

. Treppe gegenüber dem Haufe Tempelhofer Ufer Nr. 28, 
. Potsvamer Brüde unterhalb links, 

. Weidendammer Brüde unterhalb rechts. 


84. 
Die Beſtimmung unter Nr. 2a. der ſtrompolizeilichen Bekanntmachung 
vom 20. September 1878 wird hiermit aufgehoben, ebenfo der $ 8 dieſer 
Bekanntmachung, ſoweit derfelbe jid) auf den Pandwehr-, Louiſenſtädtiſchen 
und Spreefanal bezieht. 
Berlin, den 29. Yuli 1884. 
Der Polizei» Präfident. 
In Bertretung 
(ge3.) Friedheim. 


-—. ER u no =” » 


Befanntmahung vom 1. Auguſt 1881. 


Die Belanntmahungen über die Schiffsliegefriiten vom 25. März 
1879 — Amtsblatt Seite 1412 — und vom 15. Juli d. I. — Amtsblatt 
Stüd 30 Seite 309 — werben aufgehoben. 

An Stelle derjelben wird hiermit unter Bezugnahme auf Nr. II. 
der Zufammenftellung der ftrompolizeilihen Borfchriften vom 5. März 1850 
— Amtsblatt Seite 90 fr. — in Verbindung mit der Belanntmachung vom 
5. Juli 1852 — Amtsblatt Seite 285 — zur öffentlihen Kenntniß gebracht, 
daß fortan die von dem Königlichen Polizei-Schifffahrts-Büreau ertheilten 
Ein» oder Ausladeſcheine nur das Recht gewähren werben, 

I. die mit Baumaterialien aller Art beladenen Schiffsfahrzeuge 


1) in der Zeit vom 1. Mai bis 1. September ....... 3 Tage, 
2) in den Monaten April und September. .......... 4 Tage, 
3) in der Zeit vom 1. Dftober bis 1. April... ....... 5 Tage, 


II. die mit anderen Gegenftänden beladenen Schiffsfahrzeuge . 7 Tage 
an der angewiefenen Stelle liegen zu laffen. Sonn» und Feittage find in 
diefe Friften nicht eingerechnet. 

Nach Ablauf des erften Ein- oder Ausladeſcheins fann jedoch auf Antrag 
der Schiffer von dem Königlichen Polizei» Schifffahrts-Büreau ausnahms- 
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weife ein zweiter Ein- oder Ausladeſchein ausgeitellt werben, deſſen 
längite Dauer auf weitere 6 Tage, Sonn» und Feittage gleihfalls nicht 
eingerechnet, feſtgeſetzt wird. 

Die für diefen zweiten Schein zu entrichtende Gebühr beträgt: 


Re einen To ae 2 Marf, 
füc zwei Tage........... ...... 6 = 
Fe Diet SB 2. ae een 2 = 
FRE DER ERBE aan 20 ⸗ 
a BT BE 30 = 
für ſechs Tage .................. 42 = 


Diefe Anordnung tritt mit dem 4. Auguft d. 9. in Kraft. 
Berlin, den 1. Augujt 1881. 
Königliches Polizei: Präfidium. 
In Vertretung: 
(ge3.) von Heppe. 


Eishauen auf den öffentlihen Waſſerläufen. 
Befanntmahung vom 14. Dezember 1850. 


Das unentgeltlihe Eishanen auf den nahbenannten öffentlihen Waſſer— 
läufen innerhalb der Stadt Berlin, und zwar: auf der Spree, dem Schleufen- 
fanal, dem Padhofs-, Kupfer, Königs-, Grünen und Feitungsgraben, wird 
ben hiefigen Gewerbtreibenvden, melde Eis für ihr Geſchäft bepürfen, bis 
auf weitere Beitimmung freigegeben. 

Zur Aufrehterhaltung der Ordnung und zur Vermeidung von Gefahren 
darf das Eis jedoch nicht willfürlih auf den Gemällern gehauen und zu 
Wagen gebracht werden, es ift vielmehr die Erlaubniß der unterzeichneten 
Behörden erforderlid. Wer Eis hauen will, hat fih an diefe Beamten zu 
wenden, auch beim Hauen und Wegſchaffen des Eifes den Anmweifungen ber 
betreffenden Strombeamten unweigerlich Folge zu leiften. Jede Hebertretung 
dieſer Verorbnung wird auf Grund des $ 11 des Gefeges über die Polizei- 
Verwaltung vom 11. März d. J. mit einer Gelpftrafe bis zu fünf Thalern 
event. mit verhältnigmäßiger Gefängnißitrafe geahndet. 

Berlin, den 14. Dezember 1850. 


Königliches Königliche 
Polizei⸗Präſidium. Miniſterial-Bau-Kommiſſion. 


Königliches Domainen-Rent-Amt. 


Verhütung von Verunglückungen auf dem Waſſer. 
Bekanntmachung vom 1. Mai 1836. 
Mit Bezug auf die deshalb ſchon beitehenden Polizei Verordnungen 
wird es hiermit wiederholt unterjagt, auf oder unter den Brüden, fowie an 
den Uferſchälungen zum Fiſch-Angeln ſich aufzuftellen; gleihmäßig wird in 
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Erinnerung gebradt, daß das Fahren mit Kleinen Kähnen auf der Spree 
und den fenftigen Waflerläufen der hiefigen Stadt und ihrer nächiten Um— 
gebungen nur erwachjenen PBerfonen, denen hinreichende Fertigkeit und Vor— 
ſicht zuzutranen ift, unter feinen Umftänden aber dabei fich felbit überlaffenen 
Kindern geftattet werden darf. Wer hiergegen handelt, hat ftrenge Be— 
ftrafung zu gewärtigen und bleiben für die Befolgung der zulegt erwähnten 
Vorſchrift namentlich auch die Eigenthümer von Kähnen vorzugsweije mit 
verantwortlich, denen es, um jedem Mißbrauch von ihren Fahrzeugen vor: 
zubeugen, zugleich obliegt, ihre Kühne für die Zeit, in der fie nicht von 
ihnen ſelbſt oder mit ihrer fpeziellen Zuſtimmung genutzt werden, ſtets an- 
geichloffen zu halten. 
Berlin, den 1. Mai 1836. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(ge3.) von Buttfammer. 


Führung der Handeläflagge. 
Polizei-Berorbnung vom 7. Oktober 1837. 

Da die Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 12. März 1823, nach welder 
die ordentliche Pandes- und Handelsflagge in dem mittleren weißen Streifen 
den Preußiſchen Heraldifhen Aoler erhalten und die beiden äußeren 
ſchwarzen Streifen zufammengenommen ben dritten Theil der ganzen Flaggen: 
breite einnehmen follen, durch die Girkular: Verfügung vom 4. November 
1834 auch auf die Flußfchiffe anwendbar erflärt worden ift, fo wird auf 
Grund eines Erlaſſes des Königlihen Finanz» Miniftertums vom 22. Sep- 
tember c. darauf gehalten werden, daß Preußiiche Handelsſchiffe auf der 
Spree feine fremde, fondern nur die Preußiſche Handelsflagge führen. 
Kontraventionen werden mit einer Polizeiftrafe bis zum Betrage von 
5 Thalern geahndet werden. 

Berlin, den 7. Oktober 1837. 

Königliches Bolizei- Präfipium. 
(gez.) Gerlach. 


Schwerter an den Zillen und anderen Schiffsfahrzeugen. 
Polizei-Berordnung vom 25. Juni 1859. 


Zur Berhitung der mehrfach worgefommenen Befchäbigungen ver 
Schiffsgefäße durch die an den fog. Zillen und anderen Schiffsfahrzeugen 
befindlichen Schwerter verordnen wir hiermit auf Grund der 88 11 und 12 
bes Geſetzes über die Polizei- Verwaltung vom 11. März; 1850 (G.-S. 
1850, ©. 265) für fümmtliche innerhalb des Regierungsbezirks Potsdam 
und des engeren Bolizeibezirfs von Berlin gelegenen Waſſerſtraßen, daß 
über die Äußeren Oberflächen diefer Schwerter Eijentheile Feinerlei Art 
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hervorragen bürfen und daß daher namentlich die Köpfe der zur Befeftigung 
der Schwerter erforderlichen Schraubenbolgen in die Oberflächen der Schwer- 
ter bineingefenft werden müſſen. Webertretungen diefer mit dem 1. Sep— 
tember d. J. in Kraft tretenden Borfchrift ziehen eine Gelvftrafe von 1 bis 
5 Thalern oder eine verhältnigmäßige Gefängnißftrafe nad fi. 
Potsdam und Berlin, den 25. Juni 1859. 
Königliche Negierung, Abtheilung des Innern. 
Königlidyes Polizei = Präfidiumt. 


Signale der Dampfpfeife. 
PolizeisBerordnung vom 3. September 1851. 


Da die Benugung der Dampfpfeife auf Dampfſchiffen in der Nähe 
von Eifenbahnen die Bahnmwärter mehrfach irre geleitet hat, jo wird zur 
Verhütung von Unglüdsfällen, die durd derartige Nahahmung der Eiſen— 
babnfignale entftehen können, den Führern der Dampfſchiffe auf Grund der 
88 6 Littr. b. und 11 des Gejeges vom 11. März v. I. über die Polizei: 
Berwaltung der Gebraud der Dampfpfeife im engeren und weiteren Polizei- 
bezirf von Berlin hierdurch bei Vermeidung einer Gelpitrafe von 10 Thlr. 
oder im Unvermögensfalle verhältnigmäßiger Gefängnifftrafe unterjagt.*) 

*) Bergl. aud die Polizei-Verordnung vom 12. April 1354, &. 26. 

Berlin, den 3. September 1851. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gg.) von Hinckeldey. 


Paſſiren der Brüden mit gejenften Mlaiten. 
Belanntmadhung vom 4. April 1865. 
Die nachſtehende polizeiliche Bekanntmachung, 


Das fchifffahrttreibende Publitum wird davon in SKenntniß gefeßt, 
daß, nachdem die an der Ober: und Unterjpree errichteten Segelbaum— 
frähne der allgemeinen Benugung freigegeben worden find, die Brüden. 
über die Spree zwilhen den Mündungen des Landwehr-Kanals, fowie 
über ben Landwehr: und den Louiſenſtädtiſchen Kanal felbft, von Schiffs: 
gefäßen mit ftehenden Majten vom 7. Juni ec. ab nicht mehr pajfirt 
werden dürfen und daß die Brüdenbeamten angewiefen worden find, 
für folhe Schiffsgefähße die Brüden nicht mehr zu öffnen. 

Berlin, den 23. Mai 1861. 

Königlihes Polizei Präfidium. 
Königlihe Minifterial-Bau-Kommiffion. 
welche unter dem 17. April 1862 vorläufig außer Kraft und unter dem 
19. September 1864 wieder in Kraft gefeßt worden ift, wird mit 
dem ausbrüdlichen Hinzufügen hierdurch in Erinnerung gebracht: daß von dem 
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vorftehend bezeichneten Brüden, hinſichtlich deren den Schiffsgefäßen ber 
Durdgang mit ftehenden Maften umterfagt ift, die Moabiter Brüde hier- 
mit ausgenommen wird, ſowie, daß die Heu- und Strohſchiffer ihre 
Ladungen fo einzurichten haben, daß dem Yegen der Maften fein Hinberniß 
entgegenfteht. *) 

*) Die betreffs der Moabiter Brüde zugelaffene Ausnahme ift feit dem 

Umbau derfelben nit mehr in Kraft. 
Berlin, den 4. April 1865. 
Königlihes Polizei-Präftvium. 
Königlihe Minifterial-Bau-fommiffion. 


Befeitigung des Waſſerſchierlings von den Holzlagern. 
Belanntmahung vom 18. Mai 1853. 

Auf Grund des $ 11 des Gejeges vom 11. März 1850 über die Polizeis 
Berwaltung verordnet das Königlihe Polizei» Präfibium für ben engeren 
Polizeibezirt Berlins, unter Aufhebung der Verordnung vom 24. März 1806 
und der darauf Bezug habenden Belanntmahung vom 3. Mai 1850 (Ber- 
liner Intelligenz» Blatt vom Jahre 1850 Nr. 115), was folgt: 


Zur Bermeidung von Bergiftungen, welde durd den Genuß des 
Wafferfchierlings herbeigeführt werben Fünnen, find Holzhändler, Zimmer- 
leute und jeder Andere, welcher Holzlager auf den hiefigen Gewäſſern hält 
oder die Aufficht darüber führt, bei Vermeidung einer Geldbuße bis zu 
5 Thalern, oder im Unvermögensfalle verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe — 
fofern nicht nach den beſtehenden Strafgejegen eine höhere Strafe verwirkt 
ift, verpflichtet, das Holz, ehe foldhes zum Gebrauch ausgeſchwemmt wird, 
von dem auf demfelben etwa befindlihen Waflerfchierling zu reinigen und 
den leßteren dergeftalt zu vertilgen, daß er von Niemand in Befig und Ge— 
braud genommen werben Fann. 

Berlin, den 18. Mai 1853. 


Königliches Polizei: Präfidium. 


Flößen von Bauhölzern. 
Polizei-Berorbnung vom 7. September 1871. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Ver— 
waltung vom 11. März 1850 (G.-S. &. 265) verordnet das Polizei⸗Präſidium 
nad Berathung mit dem Gemeinde-Vorſtande, was folgt: 

Die Polizei-Verordnung vom 10. April 1833 (Amtsblatt Stüdf 123 
de 1834), betreffend das Auffhwenmen, Ausfahren und Anlegen der 
Bauhölzer, wird aufgehoben. An Stelle verjelben treten folgende Be— 


ſtimmungen. 
41 
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81. 

Jeder Floßholzführer, welcher Flöſſe nad Berlin einbringen will, muß 
fib, bevor er mit feinen Flöſſen eines der Waſſerthore paffirt, behufs Er- 
langung eines Einlegefheins in dem Bolizei- Schifffahrts- Büreau melden. 
Der Einlegefhein ift als Legitimation fo lange aufzubewahren, bis das 
Hol; an feinen Beitimmungsert gelangt ift und alsdann dem Empfänger des 
Holzes zu übergeben. Der Transport des Holzes von den Waſſerthoren bis 
zum Beitimmungsorte muß in ununterbrochener Fahrt erfolgen. 


82. 

Am Beftimmungsorte (vor den Krähnen, Aufſchwemmen :c.) muß das 
Floßholz fpäteftens binnen 24 Stunden aus dem Waſſer entfernt fein. Der 
Empfänger, beziehungsweife der Spediteur, ift hierfür verantwortlih. in 
neuer Einlegeſchein für eine Ausladeftelle (Krahn, Aufſchwemmen ꝛc.) wird 
erſt dann ertheilt, wenn die betreffende Stelle von dem früher angefommenen 


Holze freigemadt ift. 
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Mit Waſſerſchierling bewachſenes Holz muß vor dem Aufſchwemmen 
von dieſem Gewächſe gereinigt und letzteres dergeſtalt ſofort vergraben 
werden, daß es Niemanden in die Hände fallen kann. 


84. 

Den Anweiſungen der Strommeiſter und der Beamten der Schut- 
mannjhaft in Bezug auf den Verband und die Befeftigung des Floßholzes, 
fowte auf die vorläufige Aufftelung vor den Wafferthoren und zur Erhal- 
tung der Sicherheit, Ordnung und freien Paſſage auf den Waflerläufen ift 
unbedingte Folge zu leiften. 

85. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorftehenden Beltimmungen werben mit 
Geldbuße bis zu 10 Thalern beftraft. 

Berlin, den 7. September 1871. 

Königlihes Polizei- Präfipium. 
(gez.) von Wurmb. 


Die Sicherung der durd die Gewäſſer Berlins geführten 
Telegraphen : Peitungen. 
Polizeis-Berorbnung vom 24. Juni 1878. 

Auf Grund der 88 115 und 170 Nr. 2 des Zuftändigfeits- Gefeges 
vom 26. Juli 1876 (Gef.-S. Nr. 23 ©. 297 ff.) wird hierdurch verordnet, 
was folgt: 

$ 1. 

Zur Sicherung der Telegraphen- Leitungen, welche innerhalb des Polizei- 

bezirks der Stadt Berlin bei verſchiedenen über die öffentlihen Waſſerſtraßen 
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führenden Brücden durch die Gewäſſer gelegt find, ift den Schiffern, welche 
mit ihren Fahrzeugen diefe durch entfprehende Warnungstafeln bezeichneten 
Brüden paffiren, das Auswerfen und Schleppen von Ankern auf zwanzig 
Meter oberhalb und unterhalb der Brüden unterjagt. 


82. 

Uebertretungen dieſer Vorſchrift werden, fofern nicht eine ftrengere 
Strafe nad 88 317 und 318 des Strafgefegbuchs verwirkt iſt, mit einer 
Geldſtrafe von fünfzehn Mark oder entfprechender Haft geahndet. 

Potsdam, den 24. Yunt 1878. 

Der Ober» Präfident, 
Wirkliche Geheime Kath 
(gez.) von Jagom. 


Freihaltung des Fahrwaſſers der Dampriciffe. 
Befanntmahung vom 27. Juli 1883. 

Diejenigen Perfonen, welche fih der Miethsgondeln, Böte, Kühne oder 
ähnlicher Flußfahrzeuge auf den zum Berliner Bolizeibezirk gehörigen Waffer- 
läufen bebienen, werben hierdurch aufgefordert, fi zur Vermeidung von 
Unglüdsfällen bei ihren Fahrten ftets außerhalb des Fahrwaſſers der Dampf- 
Ichiffe zu halten. 

Berlin, ven 27. Juli 1883. 

Königliches Polizei» Präfipium. 


Polizei- Verordnung, betreffend das Gewerbe der 


Gondelführer vom 31. Mai 1834. 
Siehe „Sewerbe- Polizei" Seite 575. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Dampfſchifffahrt auf der Spree. 


— 


Betrieb der Perſonen-Dampfſchifffahrt auf der Spree. 
BolizeirBerorbnung vom 30. März 1865. 

Auf Grund der $$ 6 und 11 des Gefeges über die Polizei-Verwal- 
tung vom 11. Mär; 1850 (G.S. ©. 265) verordnet das Polizei-Präftbium 
für den engeren und weiteren PolizeisBezirf von Berlin und den Polizei- 
Bezirk vom Charlottenburg, was folgt: 

81. 
A. Konzeffion und Erlaubnißſchein. 

Wer auf der Spree Perjonen mittelft Dampfbooten gewerbsweife ber 
fördern will, bedarf, außer der nad Artifel I. $ 49 des Gefeges vom 
22. Juni 1861 (®.-©. ©. 441) erforderlichen Konzeffion für jedes in Be— 
trieb zu jegende Dampfboot eines bejonderen polizeilihen Erlaubnißſcheins. 

Der Erlaubniffhein wird erjt ertheilt, nachdem die Tauglichkeit des 
betreffenden Bootes und jeiner Ausrüjtung feftgeftellt morben if. Er be 
ftimmt zugleih den Namen des Bootes, die Perfonenzahl, welde gleich 
zeitig auf demſelben befördert werden darf, ſowie die Bertheilung dieſer 
Zahl auf die Ded- und die inneren Plüge. 

Der Erlaubnißfhein muß alljährlih vor Eröffnung des Betriebes er- 
neuert werben. 

S 2. 
B. Betriebe :Berfonal. 

Für jedes Dampfboot ift an Mannſchaft erforverlih: ein Steuermann 
Schiffsführer), ein Mafchinift, ein Heizer und ein Dann zur Bedienung 
der Schiffsglocke. 

Zu Steuermännern und Mafchinijten eignen ſich nur foldye Perſonen, 
weldye zuverläffig, weder dem Trunke ergeben, noch mit auffallenden Förper- 
lichen oder geiftigen Gebrechen behaftet find, das achtzehnte Lebensjahr zu- 
rüdgelegt und ihre Befähigung zur Führung eines Dampfbootes, beziehungs- 
weife zur Abwartung einer Dampfmafchine, überzeugend nachgewieſen haben. 
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PolizeisVBerorbnung vom 13. Mai 1879. 

Auf Grumd der 88 115 umd 170 Nr. 2 des Zuftändigfeits- 
Geſetzes vom 26. Juli 1876 (G.S. ©. 297 ff.) wird hierdurch 
angeorbnet, was folgt: 

Das Königliche Polizei-Präfivium in Berlin ift ermächtigt, 
im Einvernehmen mit der Königlihen Minifterial-Bau-Kommiffton 
bafelbjt von der im $ 2 der PoligeisBerordnung, betreffend ben 
Betrieb der BPerjonen » Dampffchifffahrt auf der Spree, vom 
30. März; 1865 (Amtsblatt pro 1865, ©. 153) enthaltenen. Bor- 
Ichrift, daß für jedes Dampfboot an Mannfchaften ein Steuer: 
mann, ein Mafchinift, ein Heizer und ein Mann zur Bedienung 
der Schiffeglode erforderlich fei, für jehr Meine Fahrzeuge Aus 
nahmen zu geftatten. 

Potsdam, den 13. Mat 1879. 

Der Ober-Präfident. 
Staatöminifter 
(ge3.) Ahenbad. 


Ss 3. 
©. Ausrüftung und Zubehör. 

Jedes Dampfboot muß verfehen fein mit: 

a. einer Rettungsboje nebft den erforderlichen Leinen; 

b. einer rothen und einer grünen Kugellaterne von minbeftens 6 Zoll 

Durchmeſſer; 

e. einer Schiffsglocke von angemeſſener Größe. 

Der dem Boote beigelegte Namen (8 1), ſowie die Zahl der Perſonen, 
welche gleichzeitig befördert werden darf ($ 1), muß an einer in bie Augen 
fallenden, ftets fichtbaren Stelle in mindeftens 6 Zoll hoher Schrift an« 
gebracht fein. 

Das über die legte Keſſel-Reviſion lautende amtliche Atteft muß fi 
an Bord befinden. 

Sg 4. 
D. Pflichten der Unternehmer binfichtlich: 
a. des Perfonals. 

Zu Bedienungs-Mannſchaften ($ 2) dürfen nur ſolche Perjonen an« 
genommen werden, deren Tauglichkeit das Polizei- Präfivium durch Aus— 
fertigung einer Befcheinigung (Fahrſchein) anerfaunt hat. 

Bor Eröffnung der jährlichen Betriebsperiode ift dem Polizet- Schiff: 
fahrts- Büreau fchriftlih anzuzeigen, welche Mannſchaften für jedes einzelne 
Boot angenommen worden find. Die Anzeige muß den vollftändigen Vor— 
und Zunamen, das Alter, den Geburts- und den Wohnort des Angenommenen 
enthalten und hinfichtli des Stenermanns und des Mafhiniften von den 
erforderlichen Befähigungszeugniffen ($ 2) begleitet fein. 
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Diefelbe Anzeige ift bei jedem während der Betriebeperiode eintretenden 
Wechſel des Perſonals erforderlich. 

Für die Richtigkeit der in den Anzeigen enthaltenen Angaben ift der 
Unternehmer verantwortlich. 

85. 
b. der Beſchaffenheit ver Dampfboote. 

Der Unternehmer hat dafür zu forgen, daß feine Dampfboote zu jeder 
Zeit in vorfhriftsmäßigem Stande ſich befinden, vorfhriftsmäßig ausgeräftet 
und mit dem vorjchriftsmäßigen Zubehör ($ 3) verjehen find. 

Dampfboote, welhe in diefen Beziehungen zu Ausftellungen Ber- 
anlafjung geben, werden, abgefehen von der den Unternchmer dafür treffenden 
Strafe, fofort außer Betrieb gefegt und dürfen nicht eher wieder in Betrieb 
fommen, bis die Urfachen ihrer Ausſchließung befeitigt find. 

$ 6. 
c. der Anlegeftellen. 

Zur Benugung von Anlegefielen ift die polizeiliche Erlaubniß ein- 
zuholen. 

An jeder Anlegeſtelle find, nach beſonderer Anweiſung des Polizei— 
Präſidii, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um das Aus⸗ und Ein— 
fteigen der Pafjagiere gefahrlos und bequen zu machen. 

$ 7. | 
d. des Betriebs. 

Unternehmer, weldhe Fahrten zwijchen beftimmten Orten mit regel» 
mäßig feftgefegten Abfahrts- und Ankunftszeiten unterhalten wollen, haben 
zuvor dem Polizei» Bräfidio einen volljtändigen Fahrplan zur Genehmigung 
vorzulegen, aus weldem die Abfahrts: und Anfunftszeiten, die Anlege- 
ftellen und die Fahrpreife erfichtlich find. 

Der Fahrplan ift an den Anlegeftellen auszuhängen. 

Abweichungen von demjelben find unterjagt. 


$ 8. 
E. Verhalten der Dampfboote hinfichtlich: 
a. der Belaftung. 

Kein Dampfboot darf gleichzeitig eine größere Zahl von Perfonen be- 
fördern, oder diefelben in anderem Verhältniß auf die Ded- und bie inneren 
Pläge vertheilen, al8 in dem betreffenden Erlaubnißſchein vorgefchrieben ift. 

Dampfboote, bei denen diefe Beitimmung unbeachtet bleibt, werden auf 
der Stelle außer Fahrt gefegt. 


89. 
b. der Gefhwinpigfeit. 
Zwifhen der Infelbrüde und dem Dberbaum, fowie zwiſchen dem 
Unterbaum und der Moabiter Brüde darf nur mit einer Geſchwindigkeit*) von 
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höchſtens einer Stunde auf die Meile, zwifchen der Infel- und der Unter 
baum=Brüde, fowie bei dem Durchgange durch Brüden überhaupt nicht*) 
unter Dampf gefahren werben. 
*) Bergl. Volizei-Berordnung vom 6. Mai 1378, Seite 651, und dom 
10. Oktober 1378, Seite 650. 


8 10. 
c. des Abgehens in derjelben Richtung. 


Bon demjelben Ausgangspunfte und nad derſelben Richtung Dürfen 
Dampfboote nur in Zwifchenpaufen von mindeftens zehn Minuten binter- 
einander abgehen. 

MWettfahrten find unterfagt. 


“ 11, 
d. des Fahrens bei Naht oder dichtem Nebel. 

Bei Fahrten in den Stunden zwiſchen Sonnen-Untergang und Sommen- 
Aufgang, ingleihen bei dichtem Nebel muß jedes Boot vorn auf der 
Steuerborpfeite ein grünes, auf der Badbordfeite ein rothes Licht führen. 
Beide find fo anzubringen, daß fie weder von hinten fichtbar find, noch daß 
das Yicht der einen Seite von der anderen Seite gejehen werben fann. 

Außerdem muß auf dem Vorbertheil eine Wache aufgeftellt, oder ein 
jogenannter Auskiek gehalten werben. 


8 12. 
e. des Signalgebens. 
Mit der Schiffsglode ift zu läuten: 
a. Bei der Abfahrt; 
b. bei der Annäherung an Brüden, Scleufen, Fähr-Anftalten und 
Anlegepläge; 
ce, bei der Annäherung an Schiffe und andere Fahrzeuge im Fahr— 
wailer; 
d. nach eingetretener Dunkelheit, fowie bei nebligem Wetter. 
Im letzteren Kalle müſſen die Signale minvdeftens von fünf zu fünf 
Minuten gegeben werden. 
Das Signalgeben mittelft der Dampfpfeife ift unterfagt. 


8 13. 
f des Begegnend mit anderen Fahrzeugen. 
aa. Im freien Strome. 

Bon zwei ſich begegnenden Dampfbooten muß, wenn e8 die Dertlichkeit 
geftattet, jedes dem anderen rechts ausweichen. 

Begegnet ein Dampfboot einem Segelihiffe oder Flofje, jo muß es 
diefem, unter derſelben Borausfegung, rechts ganz ausweichen, wogegen, 
wenn die Dertlichfeit vem Dampfboote nicht geftattet, jeinerfeits aus— 
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zuweihen, das Segelichifi oder Floß verpflichtet ift, beizulegen oder bei 
Seite zu ziehen. Imsbefondere ift dies der Fall bei der Abfahrt eines 
Dampfbootes. Fahrzeugen, melde getreidelt werden, muß ſtets auf der dem 
Leinpfade entgegengejegen Seite ausgewichen werben. 


g 14. 
bb. Bei ſchmalem Fahrwafler. 

Iſt das Fahrwaſſer an irgend einer Stelle jo jhmal, daß es bas 
gleichzeitige Durchgehen zweier fid) begegnenden Schiffe nicht geftattet, und 
befindet fid) das eine bereits innerhalb der Enge, jo muß das andere, 
gleichviel ob es ein Dampfboot ift oder nicht, jo lange beilegen, bis jenes 
fie verlaſſen hat. 

Gelangen beide Fahrzeuge gleichzeitig an die Enge, fo hat das unter 
Dampf fahrende ven Vorzug, und das andere muß fo lange beilegen, bis 
das Dampfboot das Schmale Fahrwaſſer verlafien hat. 

Sind in folhem Falle beide Fahrzeuge Dampfboote, fo hat das zu 
Thal fahrende vor dem zu Berg fahrenden den Vorzug. 

Das gleichzeitige Einlaufen ſich begegnender Fahrzeuge in ein vor 
ihnen liegendes ſchmales Fahrwaſſer ift unterfagt. 

$ 15. 
ce. Bei Brüden. 

Wenn ein Dampfboot und ein anderes Fahrzeug fich gleichzeitig einem 
Brüden-Durdgang nähern, jo hat das Dampfboot den Vorzug, e8 fei denn, , 
daß das andere Fahrzeug zu Thale ginge und bereits auf Kahnslänge fich 
der Brüde genähert hätte. Im dieſem Falle muß das Dampfboot warten, 
bis das andere Fahrzeug die Brüde pajfirt hat. 


8 16. 
g. des Ueberholens vorausgehender Fahrzeuge durd 
nachfolgende. 
aa. Im freien Strome. 

Erreiht im freien Fahrwaffer ein Dampfboot ein vorausfahrenbes 
Segelſchiff oder Floß, fo fann es verlangen, daß es von leßterem vorbei— 
gelaffen werde. Diefes Verlangen und die Seite, an mwelder es vorbei— 
fahren will, hat das Dampfbeot dem vorausfahrenden Schiffe oder Floſſe 
in angemefjener Entfernung durch Zuruf und verftändliche Zeichen andeuten 
zu laffen. Auf diefen Zuruf ift von dem anderen Fahrzeuge zum Zeichen, 
daß er richtig verftanden worden, zu antworten. 

8 17. 
bb. Bei jhmalem Fahrwaſſer. 

Erreiht ein Dampfboot ein Segeljchiff oder Floß am Eingange in ein 
ſchmales Fahrwaſſer, jo muß Yetteres das Erftere jederzeit ohne Weiteres 
vorbeilaffen. 
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8 18, 

h. des Borbeifahrens der Dampfboote an Heineren Fahr— 
zeugen, Flöſſen, Baggern und fhwer beladenen größeren 
Fahrzeugen. 

Wenn ein Dampfboot an kleineren Fahrzeugen, Flöſſen, Baggern, ſo— 
wie an ſchwer beladenen größeren, mit geringer Bordhöhe fahrenden Schiffö- 
gefäßen vorübergeht, jo muß dies im gehöriger Entfernung und nur mit 
halber Mafchinenkraft gefhehen, damit durch den Wellenfchlag kein Schaden 
angerichtet werbe. Sollte jedoch Erjteres dem Letzteren ſchon fo nahe ger 
fommen fein, daß der Wellenfchlag aud noch bei halber Mafchinenkraft 
gefahrbringend werben Könnte, jo muß das Dampfihiff die Maſchine fo 
lange ftopfen, bis alle Gefahr vorüber ift. 

Dagegen dürfen aud Fahrzeuge der oben bezeichneten Art den Dampf: 
booten nicht in den Hours laufen. 


g 19. 
F. Gegenfeitige Befugniffe und Obliegenheiten der Schiffe: 
führer, Mannfchaften und Baffagiere. 

Der Steuermann (Schiffsführer) hat in Allem, was das Dampfboot 
feldft, vejjen Leitung und Erhaltung, jowie die Aufrechterhaftung der Ordnung 
auf demjelben betrifft, den Befehl über Mannſchaft und Paſſagiere, melde 
ihrerſeits verpflichtet find, fih den in jenen Beziehungen von ihm getroffenen 
Anordnungen ohne Widerfpruch zu fügen. 

MWiderfeglihe, unrubige und Unordnung erregende Berfonen fünnen noch 
während der Fahrt aus dem Boote entfernt werben. 


$ 20. 
&. Berpflichtungen ded Schiffdführers und der Mannfchaft. 
a. Im Allgemeinen. 
Die Shiffsmamfhaft darf ihre Fahrſcheine ($ 4) an dritte Perfonen 
nicht zur Benugung überlaffen, muß diefelben vielmehr ſtets bei fih führen. 
Sie darf fih an Bord niemals in trunfenem Zuftande betreffen laſſen. 


821. 
b. Hinfihtlidh des Tarifs. 
Höhere als die tarifmäßigen Yahrpreife dürfen unter feinem Borwande 


gefordert werben. 
g 22. 


e. Bei Unglüdsfällen. 

Beim Eintritt gefahrbrohender Unglüdsfälle ift die Fahrt fofort ein- 
zuftellen. Führer und Mannfchaft dürfen alsdann das Boot nicht ſogleich 
verlaflen, müfjen vielmehr zunächft auf Befeitigung der Gefahr, dafern aber 
hierzu feine Möglichkeit vorhanden und die Gefahr dringend ift, vorerft auf 
Rettung der Baflagiere Bedacht nehmen. 
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Führer und Mannſchaft der in der Nähe befindlichen Fahrzeuge aller 
Art und der Flöffe find in dergleichen Fällen zu jchleunigfter Hülfsleiftung 
verpflichtet. 

Bon dem Borfalle ijt demnächſt dem Polizei» Präfidio fofortige Anzeige 
zu erjtatten. 

8 23. 
H. Aufficht. 

Den in Gemäßheit der vorftehenden Beltimmungen ergebenden Ans 
weifungen der Polizeibeamten muß unbedingte Folge geleiftet werben. 

Jedes Dampfboot ift verpflichtet, den zur Beauffihtigung abgeordneten 
Polizeibeamten die unentgeltlihe Mitfahrt zu geftatten. 


8 4. 
I. Strafbeftimmungen. 

Uebertretungen der vorftehenden Beftimmungen werben, foweit fie in 
den allgemeinen Pandesgefegen nicht mit höheren Strafen bedroht find, mit 
Geldbuße von 1 bis zu 10 Thalern beitraft. 

Für die von der Mannjchaft begangenen Uebertretungen ift der Stener- 
mann (Schiffsführer) verantwortlich. 

Abgeſehen von den hiernach verwirkten Strafen wird in den geeigneten 
Fällen den Schuldigen der Fahrfchein entzogen. Die Entziehung erfolgt 
durch Verfügung des Polizei» Präfipit. 


S 25. 
HK. Allgemeine Beftimmung. 

Die bereits beſtehenden jhifffahrtspolizeilihen Vorfchriften werben durch 
die gegenwärtige Berorbnung nur infoweit abgeändert, als diefelbe ausdrück— 
lihe anderweite Beftimmungen enthält. 

Berlin, den 30. März 1865. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Bernuth. 


Polizei-Berordpnung vom 10. Oktober 1878. 
Auf Grund der 88 115 und 170 Nr. 2 des Zuftändigfeits- 
Geſetzes vom 26. Yuli 1876 (Gef.-S. Nr. 23 ©. 297 ff.) wird 
hierdurch verordnet, was folgt: 


81. 

Den Berfonen- Dampfihiffen ift das Durchfahren unter ven 

im Polizeibezirf der Stadt Berlin über die Spree führenden 
Brüden mit mäßiger Dampffraft, und zwar mit einer Ge— 
fhwindigfeit von nicht über einen Meter in der Sekunde, ge— 
ftattet, bezüglic der Brüden mit beweglihem Oberbau jedoch 
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nur bei folhem Wafferftande, bei welchem eine ausreichende Höhe 
des Oberbaues über dem Waflerfpiegel vorhanden ift. 


S 2. 

Das im $ 9 der Polizei- Verordnung vom 30. März 1865 
(Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin pro 1865 ©. 153) enthaltene Verbot der Benugung ber 
Dampftraft bei dem Durchgange unter den Brüden wird, injoweit 
ed der Beftimmung des $ 1 widerfpricht, hiermit aufgehoben. 


Ss 3. 

Ueberfchreitungen der nach $ 1 zuläffigen Fahrgeſchwindigkeit 
oder die Benugung der Dampffraft da, wo fie nad) diefem Paragraph 
auch ferner unterfagt bleibt, werden mit Geldbuße bis zu dreißig 
Mark beftraft. 

Potsdam, den 10. Oktober 1878. 


Der Ober: Präfident, 
Wirkliche Geheime Kath 
(gez.) von Jagow. 


Betrieb der Berjonen: Dampfihifffahrt auf der Unterſpree. 
PolizeirBerorpnung vom 6. Mai 1878. 


Auf Grund der 88 115 und 170 Nr. 2 des Zuſtändigkeits-Geſetzes 
vom 26. Juli 1876 (G.-©. Nr. 23 ©. 297 ff.) wird Nadhitehendes ver— 
ordnet: 

81. 

Die Beförderung von Perſonen auf der Unterſpree in Berlin zwiſchen 
der Eberts- und Unterbaum-Brücke mittelſt Dampfbooten iſt geſtattet. Die 
Perſonen-Dampfboote dürfen jedoch das Maß von 18 Meter Länge, 
3,5 Meter Breite, 1 Meter Tiefgang*) nicht überſteigen. Jede Schleppſchifffahrt 
auf diefer Strede der Spree ift verboten. 

*) Die klein gedrudten Beitinnmungen find durch Polizei. Verordnung 
bom 14. September 1330, Seite 653, und 8 9 der Polizei-Verordnung vom 
11. April 1833, Seite 654, aufgehoben. 


82. 

Die dem $ 1 entgegenjtehende Bejtimmung im $ 9 der Polizei-Ber- 
ordnung des Königlichen Polizei» Präfivii zu Berlin vom 30. März 1865 
(Amtsblatt Stüd 15 ©. 153 ff.), betreffend den Betrieb der Berfonen- 
Dampficifffahrt auf der Spree, wirb hiermit aufgehoben. Im Uebrigen 
bleiben die Borfchriften derfelben auch für die Perſonen-Dampfſchifffahrt 
auf der Unterfpree ($ 1) maßgebenn. 
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$ 3. 

Uebertretungen der vorftehenden Beftimmungen werben, foweit fie im 
ben allgemeinen Landesgeſetzen nicht mit höheren Strafen bedroht find, mit 
Geldbuße bis zu dreißig Mark beftraft. 

Potsdam, den 6. Mai 1878. 

Der Ober- Bräfivent der Provinz Brandenburg, 
Wirkliche Geheime Rath 
(gez) von Jagow. 


Polizei-VBerordnung vom 28. März 1879. 


Auf Grund der SS 115 und 170 Nr. 2 des Auftändigfeits- Gefetes 
vom 26. Juli 1876 (G.S. Nr. 23 ©. 297 ff.) wird hierdurch verorbnet, 
was folgt: 

81. 
diefer Verordnung ift durch die nachftehende Polizeis Verordnung vom 1. Mai 1879 
aufgehoben. 
Polizei-Berordnung vom 1. Mai 1879. 


Auf Grund der 88 115 und 170 Nr. 2 des Auftändigfeits- 
Gefeges vom 26. Juli 1876 (G.S. ©. 297 ff.) wird hierdurch ver» 
orbnet, was folgt: 

sl. 

Die Beförderung von Perfonen auf der Unterfpree in Berlin 
mittelft Dampfbooten, welche mit Nauchverzehrungs: Einrichtungen 
verfehen find, und höchſtens einen Tiefgang von 1 Meter*), eine Länge 
von 18 Metern und eine Breite von 3,5 Metern haben, ift fortan 
auch oberhalb der Eberts-Brüde bis zum vechtsfeitigen Ufer unter- 
halb der Friedrichs-Brücke geftattet. 

*) (Bergleiche Bolizei- Verordnung vom 14. September 1380, S. 653, 
wonach die Hein gedrudte Stelle aufgehoben ift.) 


82. 
Der $ 1 der Polizei- Berorbnung vom 28. März d. I. (Amts- 
blatt S. 133) wird aufgehoben. 
Potsdam, den 1. Mai 1879. 
Der Ober: Präfident. 
Staatsminifter 
(gez.) Achenbach. 


82. 
Das Königliche Polizei-Präſidium in Berlin ift ermächtigt, für Dampf— 
boote der im 8 1 gedachten Art die im $ 10 der Polizei» Berorbnung vont 
30, März 1865 (Amtsblatt S. 153) vorgefchriebene Zwiſchenpauſe zwijchen 
dem Abgange von demjelben Ausgangspunkte und nad) derjelben Richtung 
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bei der Fahrt auf ſolchen Theilen der öffentlihen Waſſerſtraßen, in weldyen 
fih feine Schleufen befinden, widerruflih bis auf fünf Minuten ab» 
zufürzen. 

83. 

Im Uebrigen bleiben die über den Betrieb der Perfonen- Dampfidiff- 
fahrt auf der Unterfpree bisher erlaffenen Bolizeir Berorbnungen aud für 
den durch die gegenwärtige Berorbnung geftatteten Dampfſchiffsverkehr in 
Gültigkeit. 

84. 

Uebertretungen der vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſoweit ſie in den 
allgemeinen Landesgeſetzen nicht mit höheren Strafen bedroht ſind, mit Geld⸗ 
buße bis zu dreißig Mark beſtraft. 

Potsdam, den 28. März 1879. 

Der Ober-Präſident der Provinz Brandenburg. 
Staatsminiſter 
(gez.) Achenbach. 


Polizei-Verordnung vom 14. September 1880. 

Auf Grund der SS 115 und 170 Nr. 2 des Zuſtändigkeits-Geſetzes 
vom 26. Juli 1876 (Gef.-S. ©. 297 ff.) wird hierdurch verordnet, was folgt: 

Die Beftimmung in den SS 1 der Polizei-Verordnungen, betreffend den 
Betrieb der Perfonen-Dampfichififahrt auf der Unterfpree in Berlin, vom 
6. Mai 1878 und 1. Mai 1879 (Amtsblatt für 1878 Seite 147 und für 
1879 Seite 187), nad welder der Tiefgang ter Perfonen- Dampfboote, 
denen die Fahrt auf der Unterfpree zwifchen der Unterbaum-Brücke und 
ber Friedrichs: Brüde geftattet if, das Maß von einem Meter nicht über» 
fteigen darf, wird bierburd aufgehoben. 

Potsdam, den 14. September 1880. 

Der Ober- PBräfident der Provinz Brandenburg. 
Staatsminijter 
(gez.) Ahenbad. 


Betrieb der Dampfſchleppſchifffahrt auf der Spree. 
Polizei-Berorbnung vom 11. April 1883. 

Auf Grund des 8 11 des Geſetzes vom 11. März; 1850 (G.S. ©. 265) 
und der 88 74 und 75 bezw. des 8 36 Abſatz 2 des Organiſations-Geſetzes 
vom 26. Juli 1880 (G.-©. ©. 291) verorpne id mit Zuftimmung des 
Herrn Oberpräfidenten der Provinz Brandenburg, was folgt: 


81. 
Die Dampfſchleppſchifffahrt iſt auf ver Oberſpree nur von der Berliner 
Weichbildgrenze an der Brüde der Verbindungs-Eiſenbahn bei Stralau 
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bis zur Inſelbrücke, ſowie auf der Unterfpree nur von der Berliner Weich— 
bildgrenze bei Moabit bis zur Weidendammer Brüde, und zwar unter 
folgenden Bedingungen geftattet: 

$ 2. 

Die Zahl der Kähne, welde in einem Zuge gefchleppt werben, Darf 
firomaufmärts nicht mehr als drei, ftromabwärts nicht mehr als zwei 
betragen. 

Das Befeftigen von Schleppfchiffen an der Seite des Dampfſchiffes, 
das fogenannte Kuppeln, ift nicht geftattet. 


83. 

Der Scleppdampfer muß mit den im $ 2 der Polizei-Berorbnung 
vom 30. März 1865 vorgejchriebenen Mannjchaften befett fein. Auf jedem 
angehängten Fahrzeuge müſſen fih ein Steuermann und zwei Bootsleute 
befinden. 

84. 

Die Fahrgeſchwindigkeit darf 7,5 Kilometer und unter den Brücken 

3,75 Kilometer in der Stunde nicht überfteigen. 


85. 

Liegen Fahrzeuge oder Floßholz in den Krümmungen des Stromes 
oder find andere Verfehrshinderniife vorhanden, welche ein ficheres Vorbei— 
fahren des ganzen Schleppzuges durch die beengte Wafferftrede erfchweren, 
fo find die angehängten Kähne einzeln durch dieſe Stellen zu führen. 


$ 6. 
Das Signalgeben mittelft dev Dampfpfeife ift unterfagt. 


87. 
Im Uebrigen finden die bezüglich der Schifffahrt und der Dampf— 
fchleppfchifffahrt auf der Spree im Allgemeinen erlaffenen Verordnungen 
Anwendung. r 


Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen diefer Polizei - Verordnung 
werben, infofern nicht nach den beftehenden Gefegen und Vorſchriften höhere 
Strafen verwirft find, mit einer Geldbuße bis zu 30 Mark beftraft, an 
deren Stelle im Falle des Unvermögens entiprechende Haft tritt. 


89. 

Die Betimmung in dem legten Sage des $ 1 der Polizei» Verordnung 
vom 6. Mai 1878 (Amtsblatt 1878 Stüd 20 vom 17. Mai Seite 147/148) 
tritt außer Kraft. 

Berlin, den 11. April 1883. 

Der Bolizei= Präfident. 
(ge5.) von Mapdai. 
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Polizei-Verordnung vom 19. Januar 1887. 

Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 und der 88 138, 139 und 43 des Geſetzes über die allge- 
meine Pandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195 ff.) verordne 
ih mit Zuftimmung des Herrn Ober» Präfidenten für den Stabtfreis von 
Berlin, was folgt: 

Die unterm 11. April 1883 erlaffene und im Amtsblatt vom Jahre 
1883, Stüd 16 Seite 139, veröffentlichte Polizei» Berorbnung, betreffend 
das Befahren der Oberſpree von der Berliner Weichbildgrenze an der 
Brüde der Berbindungs- Eifenbahn bei Stralau bis zur Infelbrüde, fowie 
auf der Unterfpree von der Berliner Weichbildgrenze bei Moabit bis zur 
Weidendammer Brüde mit Dampfjchleppzügen, findet auch auf bie 
zwifhen der Imfel-Brüde und der Weidendammer Brüde be» 
legene Strom: und Kanalftrede Anwendung, jedoch mit der Beftimmung, 
daß die Zahl der Fahrzeuge, welche in einem Zuge gefchleppt werden, ftrom«- 
aufwärts nicht mehr ald zwei und firomabwärts nicht mehr als eins auf 
dieſer Waſſerſtrecke betragen darf. 

Das Borfchleufereht an der Stadtſchleuſe wird nur denjenigen Dampfern 
mit ihren zugleih in der Scleufenfammer Play findenden Anhängen ges 
ftattet, deren Führer bei der Ankunft vor der Schleufe dem Schleufen- 
meifter nachzuweiſen vermögen, daß fie bereits auf einer Strede von 
mindeftens 30 Kilometern, oder wenn ihr Abfahrtsort in geringerer Ent- 
fernung von der Schleufe belegen ift, vom Abfahrtsorte gejchleppt worden find. 

Das Einfahren in die Schleufe darf nicht unter Dampf erfolgen, da— 
gegen kann das Ausfahren bei freiem Fahrwaſſer mit Dampf, jedoch nur 
mit der für das Durcfahren der Brüden zuläffigen Geſchwindigkeit, ger 
fchehen, fofern der Dampfer als erftes Fahrzeug die Schleufe verläßt. 

Berlin, den 19. Januar 1887. 

Der Bolizei- Präfivent. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


AUnbang. 


Betrieb der Perjonen: Dampfichifffahrt auf den dem Regierungs: 
Präfidenten zu Potsdam unterftellten Waſſerſtraßen. 


PolijeirBerordnung vom 31. März 1884. 
Auf Grund des 8 11 des Gejepes über die Polizei-Berwaltung vom 11. März 1850 
und der-88 74 und 75 des Organifationsgejepes vom 26. Iuli 1880 verordne id) im 
Auftrage des Herrn Minifters für Handel und Gewerbe und unter Zuftimmung des 
Bezirksraths hiermit Folgendes: 
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81. 

Nur folgende Waſſerſtraßen: 

a. die Havel, 

b. die Spree, 

c. die Dahme, 

d. die Rüdersdorfer Gewäſſer, 

e. die direkte Wafferitraße Sacroms» Parep, 

f. die Waſſerſtraße des Rhins, des Ruppiner Kanald und der Oranienburger 
Havel von dem Eintritt des Mhins in den Barmügelfee bis zur unteren Mündung 
des Oranienburger Kanals, 

g. die Hohenfaaten- Spandauer Wafferftraße, 

h. der Rheinsberger Kanal, 

i. der Bob-Kanal, 

k. der Werbellin- Kanal, 

l. die alte Oder von Wriezen bis zur Hohenſaaten Spandauer Wafferftraße, 

m. die mit diefen unter a bis 1 bezeichneten Waſſerſtraßen in fchiffbarer Ber- 
bindung ftehenden Seen dürfen zur Perfonen- Dampffcifffahrt benugt werden. 

Die Dampfboote der Königlihen Wafferbau- Verwaltung dürfen audy die übrigen 

Waflerftraßen befahren. 
82. 
Für jedes Dampfboot ift an Mannfhaften ein Steuermann (Schiffsführer), ein 
Mafchinift, ein Heizer und ein Mann zur Bedienung der Schiffeglode erforderlich. 
Der Regierungs. Präfident ift ermächtigt, für fehr Meine Dampfboote eine geringere 
Mannihaft zu geftatten. 

Jeder zum Perfonen- Transport beftimmte Anhang an Dampfbooten muß wenigitens 

zwei Perfonen zur Bemannung haben. 


83. 
Jedes Dampfboot muß verjehen fein mit: 
a. einer Nettungsboje nebft den erforderlichen Leinen, 
b. den zur vorfchriftsmäßigen Beleuchtung erforderlichen Laternen, 
c, einer Schiffsglode von angemefjener Größe. 


84. 

Jedes Dampfboot und jeder zum Berfonen. Transport beftimmte Anhang muß 
einen Namen führen. 

Der Name, ſowie die Bahl der Perfonen, welche gleichzeitig mit Sicherheit be- 
fördert werden können, müffen an einer in die Augen fallenden, ftets fidhtbaren Stelle 
an dem Dampfboote in mindeftend 15 cm und an dem Anhänger mit mindeftens 
10 cm hoher Schrift angebradt fein. 

85. 

Der Unternehmer hat dafür zu forgen, daß feine Dampfboote und Anhänge zu 
jeder Zeit in gutem und braudbarem Stande fid) befinden, ſowie daß die Dampfboote 
ſtets mit der vorſchriftsmäßigen Ausrüftung und aud mit einer das Herabfallen von 
Perſonen und Sachen verhindernden, hinlänglich hohen und feften Brüftung verſehen find. 

Dampfboote und Anhänge, welche in diejen Beziehungen zu Ausftellungen Ver— 
anlaffung geben, werden fofort außer Betrieb gefekt und dürfen nicht eher wieder in 
Betrieb kommen, bis die Urſachen ihrer Ausſchließung befeitigt find. 
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86. 

Zur Einrihtung und Benußung von Wnlegeftellen ift eine befondere Erlaubniß 
durd Vermittelung des WafferbausInfpeftors unter Beifügung eines in zwei Exemplaren 
anzufertigenden genauen Bau. und Situationsplanes bei dem Regierungs- Präfidenten 
nachzuſuchen. 

An jeder Anlegeſtelle find, nad beſonderer Anweiſung des Waſſerbau-Inſpektors, 
die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um das Aus. und Einfteigen der Baffagiere 
gefahrlos und bequem zu machen. 

87. 


Unternehmer, welche Fahrten zwiſchen beſtimmten Orten 
mit regelmäßig feſtgeſetzten Abfahrts- und Ankunftszeiten 
unterhalten wollen, haben zuvor der Polizeibehörde einen 
vollſtändigen Fahrplan vorzulegen, aus welchem die Abfahrts— 
und Ankunftszeiten, die Anlegeſtellen und die Fahrpreiſe 
erſichtlich ſind. 

Je nachdem dieſe regelmäßigen Fahrten auf nur einen Amts— 
bezirk, oder auf mehrere Amtsbezirke innerhalb nur eines land— 
räthlichen Kreifes, oder auf mehr als einen landräthlichen Kreis 
ſich erjtreden follen, ift die Borlage dem Amtsvorjtcher, dem 
Fandrath oder dem Regierungs- Präjidenten zu maden. 

Der Fahrplan ift an den Anlegeftellen auszuhängen. 


88. 
Kein Dampfboot oder Anhang darf gleichzeitig eine größere Zahl von Perſonen 
befördern, als mit Sicherheit befördert werden können. (8 4.) 
Dampfboote und Anhänge, bei denen diefe Beitimmung unbeachtet bleibt, werden 
auf der Stelle außer Fahrt geſeßt. 
89. 
Bei Fahrten zwifchen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang oder bei dichtem 
Nebel muß auf dem Vordertheil des Dampfboots eine Wache aufgeftellt werden. 


810. 
Mit der Schiffsglode ift zu läuten: 
a. bei der Abfahrt, 
b. bei der Annäherung an Brüden, Schleufen, Fähranftalten und Anlegepläße, 
e. bei der Annäherung an Fahrzeuge und Flöffe im Fahrwaſſer, 
d. mindeftens von 5 zu 5 Minuten in der Dunkelheit und bei nebeligem Wetter. 
Das Signalgeben mittelit der Dampfpfeife in geringerer Entfernung als 400 m 


von Eijenbahnen ift unterfagt. 
gl. 


Der Steuermann (Schiffsführer) hat in allem, was das Dampfboot felbit, deflen 
Leitung und Erhaltung, jowie die Aufrechterhaltung der Ordnung auf demjelben betrifft, 
den Befehl über Mannfhaft und PBaflagiere, welche ihrerfeits verpflichtet find, ſich den 
in jenen Beziehungen von ihm getroffenen Anordnungen ohne Widerfpruc zu fügen. 

Miderfepliche, unrubige und Unordnung erregende Verfonen dürfen auch während 
der Fahrt aus dem Boot entfernt werden. Die Beitimmungen diefes Paragraphen 
finden auch auf die Unhänge Anwendung. 

42 
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g 12 

Höhere als die tarifmäsigen Fahrpteiſe dürfen unter feinem Vorwande gefordert 
werden. 

813. 

Beim Eintritt gefahrdrohender Unglüdsfälle ift die Fahrt fofort einzuftellen. 

Führer und Mannfhaft dürfen alsdann das Dampfboot und die Anhänge nicht 
fogleih verlaflen, müflen vielmehr zunädhit auf Bejeitigung der Gefahr, wenn aber 
hierzu feine Möglichkeit vorhanden und die Gefahr dringend ift, vorerft auf Rettung 
der Paflagiere Bedacht nehmen 

Führer und Mannfchaft der in der Nähe befindlichen Fahrzeuge und Flöſſe find 
in dergleichen Fällen zu fchleunigfter Hülfeleiftung verpflichtet. 

8 14. 

Den in Gemäßheit der vorftehenden Beftimmungen er— 
gehenden Anmweifungen der Beamten der Königliden Wafjer- 
bau-VBerwaltung und der Polizeibeamten muß unbedingt Folge 
geleijtet werden. Jedes Dampfboot ift verpflichtet, dieſen 
Beamten die unentgeltlihe Mitfahrt innerhalb ihres Dienit- 
bezirfs zu geftatten. 

Für die Spree, von einjhlieglih dem Müggeljee bis zur 
oberen Berliner Weichbildsgrenze, nahe unterhalb der Berliner 
Berbindungsbahn, und für die Dahme, voneinfhlieflid Grünau 
bis zur Spree, find betreffs der Perfonen- Dampffdifffahrt 
die Strom: und Schifffahrts- Polizei, fowie die Beauffihtigung 
der Yandungsftellen und ihrer Einrihtungen dem Polizei— 
Präfidenten von Berlin Übertragen, welhem aud die im $ 7 
vorgejhriebenen Borlagen binfihtlih diefer Wafjerftraßen 
zu maden find. 

815. 

lebertretungen der vorftehenden Beitimmungen werden, fomweit fie in den allgemeinen 
Randesgefepen nicht mit höheren Strafen bedroht find, mit Geldbuße von drei bis 
ſechszig Mark oder verhältnißmäßiger Haft beftraft. Für die von der Mannſchaft be- 
gangenen Webertretungen ift der Steuermaun (Schiffsführer) verantwortlich. 


8 16. 

Die Polizei-Verordnung vom 24. April 1865, betreffend den Betrieb’ der Perfonen- 
Dampfihifffahrt auf den öffentlichen Gewäſſern des Negierungsbezirts Potsdam (Amts- 
blatt 1865, Beilage zum Stüd 17), wird hiermit aufgehoben. 

Die übrigen ftrom- und fchifffahrtspoligeilihen Berordnungen für die dem NRegie- 
rungs-Präfidenten zu Potsdam unterftellten Wafferitraßen bleiben infoweit in Kraft, als 
fie mit diefer Polizei. Verordnung nicht in Widerfpruch ftehen. 

Potsdam, den 31. März 1884. 

Der Regierungs =» Präfident. 





Dritter Abſchnitt. 


Vorſchriften für den Landwehr: und 
Louiſenſtädtiſchen Kanal. 


Keglement für den Landwehr- und Youifenftäbtifhen Kanal 
vom 27. Auguft 1850. 
Einleitung. 

Das fchifffahrttreibende Publikum, fowie alle Diejenigen, welche den 
Landwehr: und Rouifenftädtifhen Kanal zu gewerblichen oder anderen Zweden 
zu benugen beredtigt find, haben die Beltimmungen des nachfolgenden 
Reglements genau zu beobachten und allen Anmeifungen ver betreffenden 
Ranalbeamten Folge zu leiften. 


I. Abſchnitt. 
Befchaffenheit der Fahrzeuge und ihrer Ladung. 
81. 

Fänge und Breite der Kähne und Flöſſe. Die zuläffige Fänge und 
Breite der Schiffsgefähe ift dur das Negulativ vom 8. November 1845 
beflimmt und darf nad bemfelben vom 1. Januar 1853 ab, erjtere nicht 
über 128 Fuß von Spite zu Spitze, leßtere nicht über 14'/, Fuß betragen. 

Soweit ed die Räumlichkeit gejtattet, ſollen jedoch aud Fahrzeuge von 
größeren Dimenfionen zugelaffen werben; doch müſſen diefelben, falls andere 
normalmäßige Kähne vorhanden, fo lange vor der Schleufe warten, bis fie 
mit einem berjelben, deſſen Breite mit ber ihrigen zufammengerecdhnet nicht 
mehr als 32 Fuß beträgt, durchgeichleuft werben fünnen. Floßhölzer können 
bis zu einer Breite von 10 Fuß und bis zu einer Länge von 128 bis 
130 Fuß verbunden fein. 

Unverbundenes Holz wird nicht in die Schleufen gelaffen. Auch dürfen 
die Flöſſe der Bauhölzer niemals fteif verbunden fein. 

82. 

Höhe der Kähne. Die Kuffe eines unbeladenen Fahrzeuges darf nit 
höher als 8 Fuß über dem Waſſerſpiegel hervorragen. 
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83. 

Höhe und Breite der Ladung, Bordhöhe. Die zuläſſige Höhe der 
Ladung über dem Waſſerſpiegel richtet ſich nach dem Waſſerſtande und der 
Höhe der vorhandenen Brücken und darf nach dem Regulativ vom 8. No— 
vember 1845 höchſtens 8 Fuß betragen. Die Ladung darf in der Breite 
nit Über den Bord hervorragen. Ausnahmsweiſe dürfen Kähne, welche 
Heu, Stroh, Wolle und andere leichte und lodere Waaren führen, nah dem 
oben angeführten Regulativ bis zu 10 Fuß Höhe und 15 Fuß Breite 
laden, dody jo jede Hemmung der Fahrt durch zu große Höhe und Breite 
der Ladung, jowie jede dadurch herbeigeführte Beihädigung der Brüden 
bejtraft werden. Ein beladener Kahn muß überall mindeftens 8 Zoll Bord— 
höhe haben, e8 fei denn, daß er durch ein Verdeck oder auf fonft geeignete 
Weiſe gegen den Wellenfchlag geſchützt jet, in weldhem Falle die Bordhöhe 
2 Zoll weniger betragen darf. 

84. 

Tiefgang der Kähne. So lange nicht Untiefen im Kanale Aus— 
nahme-Beſtimmungen nöthig machen, werben die Kähne mit 4 Fuß Tiefgang 
zugelajien. Der Kanalmeifter oder Schleufenwärter ijt berechtigt und ver— 
pflichtet , den Tiefgang jedes Fahrzeuges, weldes in den Kanal eingelajjen 
werden will, zu unterſuchen. 


S 5. 

Belaften der Steuer. Die Steuer dürfen nicht ohne völlige Sicher- 
heit gegen das Herabfallen ver bejchwerenden Körper belaftet werden. 
Kaften, welche fi zum Zwecke ver Belaftung auf den Steuern befinden, 
müflen mit einem Dedel verfehen fein. Steuer, welche vorübergehend ohne 
Yeitung gelaſſen werben, müſſen jo befejtigt fein, daß fie andere Fahrzeuge 
nicht gefährden. 

S 6. 

Bemannung der Schiffsgefäße. Die Schiffsgefäße müſſen jo be- 
mannt fein, daß fie die Brüden mit Peichtigfeit paffiren und fchnell genug 
in die Schleufe jtoßen fünnen. Kähne über 70 Fuß Länge müfjen mindeftens 
zwei ftarfe Lente am Vorbertheil und einen Mann am Steuer haben. 


87. 

Bemannung der Floßhölzer. Es dürfen höchſtens act Plätze Floß— 
hölzer, jede unter 45 Fuß Länge, und höchſtens ſechs Plätze, jede über 
45 Fuß Länge auf einmal transportirt werden, wenn ſie der Länge nach 
und nicht ſteif verbunden find. Bei der Thalfahrt müſſen fie jedoch min— 
deſtens mit vier und bei der Bergfahrt mit acht Leuten bemannt ſein. 

Bei dem Durchſchleuſen der Floßhölzer müſſen, die Schleuſengehülfen 
gerechnet, ſechs Mann bereit fein. 
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II. Abſchnitt. 
Verhalten beim Anlegen, insbeſondere beim Ein⸗- und 
Ausladen. 
88. 

Allgemeine Grundſätze bein Anlegen. Das Anlegen zum vorüber— 
gehenden Stillliegen iſt an jeder nicht verbotenen Stelle geſtattet, ſoweit 
die VBorfchriften für ven Verkehr mit ftenerpflichtigen Gegenftänden daſſelbe 
zulaſſen; doch darf fein Fahrzeug fo anlegen, daß es die Schifffahrt hindert. 
Die Kanal» Berwaltung hat darüber zu bejtimmen, wie lange einem Fahr— 
zeuge mit Rüdficht auf das Intereſſe ungehinderter Schifffahrt das Still 
liegen im Kanal gejtattet werben fan. Flöſſe müſſen ven Kanal in um 
unterbrocdhener Fahrt pafjiren, beziehungsweife zu ihrem Beftimmungsorte 
am Kanal bewegt werden, ohne anzulegen. 

Das Anlegen zum Aus und Einladen, wozu in jedem einzelnen Falle 
die polizeilihe Erlaubniß nachgefucht werden muß, darf Dagegen nur an 
jeldyen Stellen ftattfinden, Die als Ausladeftelle bezeichnet, in dem Erlaubuiß- 
ſchein namhaft gemadyt und mit den vorgejchriebenen Borkehrungen zum 
Befeitigen der Fahrzeuge verfehen find. Die Fahrzeuge find dem Ufer jo 
nahe wie möglich, und zwar gejtredt zu legen; das Nebeneinanderliegen 
zweier Fahrzeuge oder Flöſſe ijt nicht geftattet. 

Wo an Baffins und äffentlihen Plägen von der geftredten Lage ab- 
gewichen werben darf, wird dies befonders angegeben. 


89. 

Befeftigung der Fahrzeuge und der Floßhölzer. Kähne und Flöffe 
müſſen jo befeftigt werden, daß fie nicht vom Ufer abtreiben, ſich los— 
reißen, herumſchlagen, die Fahrt fperren, Ufer und Bauwerke oder andere 
Fahrzeuge und Flöſſe beſchädigen können. Das Befeftigen an Bäumen, 
Brücdengeländern oder fonftigen, zum Befeſtigen nicht beftimmten Gegen- 
ftänden ift unterfagt. Befeftigungspfähle dürfen nicht in das Ufer oder in 
die Böſchungen eingefchlagen und Anfer nur ins Wafler geworfen werben. 


8 10. 
Ueberwintern der Kähne. Das Ueberwintern der Kähne darf nur an 
beitimmten Stellen und unter befonderer Erlaubniß ftattfinden. 


811. 

Ein- und Ausladen der Waaren. Das Ein- und Ausladen der Waaren 
findet nur am den Dazu beftimmten Stellen ($ 8) unter Beachtung der für 
fteuerpflihtige Gegenflände bejtehenden Vorſchriften und nad erfolgter 
polizeiliher Erlaubniß jtatt. 

Den Grundbefigern, weldyen die Benugung des Kanals zur Be- und 
Entladung von Fahrzeugen vorlängs ihrer au die Uferftraße angrenzenden 
Grundjtüde zugefichert ift, müſſen hierbei den polizeilihen Vorſchriften genau 
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Folge leiften. Jede Beſchädigung der Schälung, des Ufers und der Doffirung, 
jowie jede Verunreinigung des Kanalbettes muß beim Ein- und Auslaben, 
welches deshalb nur auf gehörig unterjtügten Nüftbrettern erfolgen darf, 
jorgfältig vermieden werden. 

g 12. 

Herausſchaffen des Floßholzes. Das Herausihaffen des Floßholzes 
darf nur an den dazu bejtimmten Orten mit Erlaubniß der Polizeibehörde 
mitteljt Ausſchwemmens oder mit Hilfe von Prahmen ftattfinden. Ders 
jenige, welder die Erlaubniß erhalten bat, bleibt für die etwaigen Bes 
Ihädigungen des Ufers oder Verunreinigungen des Kanals verantwortlich. 


HI. Abſchnitt. 
Verhalten während der Fahrt. 
8 13. 
Vom Segeln. Das Segeln auf den Kanälen ift unterfagt. Alle 
Fahrzeuge, welche in den Kanälen be» oder entladen werben, müſſen, jofern 
dies möglich ift, Die Maften und Ziehbäume gelegt haben. 


g 14. 

Vom Treideln. Nur von Treidelmege aus darf getreidelt werben. 
Bei der Thalfahrt wird der rechtsjeitige, bei der Bergfahrt der linfsfeitige 
Treidelweg benugt. 

8 15. 

Verbot des Nebeneinanderfahrens. Zwei große Kähne oder zwei 
Holzflöße dürfen nicht längere Zeit nebeneinander berfahren oder zugleid) 
in den Kanal hineinziehen. Insbeſondere iſt das Kuppeln zweier Kähne 


verboten. 
Ss 16. 


Ausweichen. Sic begegnende Fahrzeuge weichen in der Negel rechts 
aus, doch halten vor der Peine gezogene Fahrzeuge beim Ausweichen mit 
nicht vor der Peine gezogenen Fahrzeugen immer vie Yeinpfadfeite. Außer— 
dem madıt der aufwärtsfahrende Schiffer dem abwärtsfahrenden Bla, wobei 
an ſcharfen Biegungen jener nöthigenfalls ftillhalten muß. 


8 17. 

Ueberholen. Langſam fahrende Kühne müſſen Schneller fahrende vorbei- 
lafien und ihnen möglichjt freies Fahrwaſſer geftatten. Dabei haben fich 
beide Theile die Erleichterung eines ungehinderten VBorbeifahrens angelegen 
fein zu laſſen. Derjenige, welder dabei eine Schifffahrtsftörung veranlaft, 
füllt in Strafe. Wenn der vorbeifahrende Kahn treidelt, jo hat der Tourfahn 
ihm an der Leinpfadſeite Pla zu geben, nmöthigenfalls auch Peinen und 
Ziehbaum fallen zu laffen. Treidelt ver Tourfahn, der vorbeifahrende aber 
nicht, jo hält legterer die entgegengefegte Seite. Treidelt feiner von beiden, 
jo nimmt der worbeifahrende die linke Seite des Kanals. 
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$ 18. 

Beſchränkung des Borbeifahrens. Flöſſe dürfen niemals anderen noch 
im Gange befindlichen Flöſſen vorbeifahren. Kähne dürfen in der Durch— 
fahrt von Brüden, desgleihen auf Kahnlänge ober- oder unterhalb ber- 
felben, fowie in den befonders bezeichneten Kanaljtreden einander nicht 
überholen und jelbit nicht einander vorbeifahren, wenn fie beide beladen 
find; vielmehr muß der vor der Brüde oder vor einer bezeichneten engen 
Kanalftrede jpäter anfommende Kahn noch vor der Brüde oder Strede den 
Durdgang des ihm entgegenfommenden Kahns abwarten. 

Bei gleichzeitiger Ankunft zweier Kühne vor Brüden oder an den be— 
zeichneten Streden hat der abwärtsfahrende vor dem aufwärtsfahrenden 
den Borzug. 

8 19 
(ift durch 8 12 der Polizei- Verordnung vom 23. Februar 1585, S. 671, aufgehoben.) 


IV. Abſchnitt. 
Verhalten bei den Schleufen, Brüden und Freiarchen. 
8 20. 

Warten vor der Schleujfe Die Annäherung an die Schleuſen 
muß langſam gefchehen. Fahrzeuge und Flöſſe, welde vor den Scleufen 
ankommen, müſſen nach näherer Anweifung des Scyleufenwärters eine ſolche 
Lage einnehmen, daß das Vorbeifahren anderer Fahrzeuge in feiner Weife 
behindert wird. Der Schleufenwärter bat darüber zu beftimmen, ob ſich 
ein Fahrzeug nähern joll, und darf ohne feine Erlaubniß kein Fahrzeug 
auf mehr als eine halbe Nahnlänge den geſchloſſenen Schleufenthoren nahe 
fommen. Dagegen muß der nächte Kahn oder das nächſte Floßholz ber 
Aufforderung des Schleuſenwärters, in die Schleufe zu ziehen, augenblidlich 
nachkommen. 


8 21. 

Reihenfolge beim Schleuſen. Mit Ausnahme der von Steuer— 
beamten begleiteten Fahrzeuge erfolgt das gewöhnliche Schleuſen von 
Schiffsgefäßen in der Reihenfolge, in welcher ein Kahn bei der Schleuſe 
ankommt oder ſich der Reihe von Schiffsgefäßen anſchließt, welche vor der 
Schleuſe auf das Durchſchleuſen warten. Ebenſo ſchleuſen Flöſſe unter ſich 
nach der Reihe der Ankunft. 

Liegen Fahrzeuge und Flöſſe vor der Schleuſe, ſo erfolgen abwechſelnd 
zwei Schleuſungen mit Kähnen, eine mit Floßholz. 

In Fällen, wo die Reihenfolge des Anſchluſſes an die wartende Kahn— 
reihe ſich nicht ſchon aus der Yage der Fahrzeuge ergiebt, werben die 
Sciffsführer wohlthun, dem ZSchleufenwärter ihren Rang jogleid nad) 
ihrer Ankunft anzuzeigen, um jeder ihnen nachtbeiligen Ungewißheit vor— 
zubeugen. 
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8 22. 

Verhalten mährend tes Schleufens. Das Zieben der Schüsen, 
jowie das Oeffnen der Schleufenthore geſchieht nur durch die Echleufen- 
gehülfen, nad näherer Beſtimmung des Echleufenwärters, jedoch niemals 
vor gänzlicher Füllung oder Yeerung der Schleuſe. Jedes ftarfe Anſtoßen 
an die Thore oder Wände der Schleufe ift jorgfam zu vermeiden, weshalb 
jeder Kahn und jede einzelne Verbindung von Floßholz an den hierzu vor— 
handenen Ringen mindeſtens mit einem hinreichend ftarfen Tau befeftigt 
oder gehemmt werden muß. 

Die von den Echiffern ſelbſt zu leiftenden Arbeiten müſſen genau nach 
ter Anweifung des Scyleufenwärters erfolgen. 

Das Einfegen von eifenbefhlagenen Rudern oder Stangen in bie 
Wände oder Thore der Schleufen, ſowie jede Beſchädigung derſelben ift 


verboten und wird beftraft. 
$ 23. 


Borficht bei den Brüden. Den Brüden dürfen ſich vie Schiffe 
nur langfam nähern und haben jedes Einflemmen, jowie das Streifen der 
Zugllappen oder Balfen mit Segeln, Ziehbäumen oder fonftigen auf den 
Schiffen liegenden Gegenftänden zu vermeiden. 

Das Aufziehen der Brüde geſchieht nur durch den Brüden-Aufzieber. 
Dei der Thalfahrt ift namentlich bei den ſchräg Über den Kanal führenden 
Brüden ein gehörig beſchwertes Schlepptau auszumerfen. 

Auch ift bei den Brüden der Gebrauch eifenbefchlagener Ruder oder 
Stangen unterfagt 

Die Seitenöffnungen der Brüden dürfen zur Durchfahrt nicht benutzt 
werden. 


V. Abſchnitt. 
Allgemeine Waſſer-Polizei-Vorſchriften. 
8 24. 

Verunreinigungen. Die Verunreinigung des Kanals durch Einwerfen 
oder Einlaſſen von Schutt, Steinen, Ballaſt, Sägeſpähnen, Kehricht, Müll, 
Aſche und dergleichen mehr iſt unterſagt und zieht die geſetzlichen Strafen 
nach ſich. 

8 25. 


Beihädigungen der Anlagen. Das Betreten ver Böſchungen und 
Banketts an andern als an Ausladeftellen, das Gehen auf den Kanal— 
borden, das Beſchädigen oder Berauben der am Sanal belegenen An: 
pflanzungen, fowie des fi erzengenden Aufwuchjes, desgleihen die Hinweg— 
nahme der Bezeichnung von Schifffahrts-Hinderniſſen iſt unterſagt. 

Auch dürfen die Treideljteige nicht verjperrt und nicht zum Xeiten, 
Fahren oder Karren benugt, aud) darf auf diefelben oder auf die Böſchungen 
fein Vieh getrieben oder gehütet werden. 

Auf den Uferwegen darf nichts gelagert werden. 
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Waſſerſchöpfen ift nur von den Waſſertreppen aus gejtattet. 

Das Baden ift nur imnerhalb der Badeſtellen, das Biehtränfen 
und Bferdefhwenmen aber im Kanale überhaupt nicht geftattet. 

$ 26. 

Anlagen von Privat: Perfonen. Die Anlegung einer Ausladeſtelle 
($ 11), das Einleiten von Abzugsrinnen in den Kanal, das Einlegen von 
Brunnenröhren, das Unterhalten von Waffertreppen zc. darf nur auf Grund 
einer dafür erhaltenen Konzeffion der Kanal-Behörde ftattfinden. Diefe 
Konzeſſionen find zu jeder Zeit widerruflih, in allen Fällen nur für den 
zeitigen Befiger des Grundſtücks, Für welches fie ertheilt werben, gültig 
und bedürfen einer Erneuerung, wenn bierin ein Wechfel ftattfindet. Dies 
felben enthalten die genaueften Vorſchriften, unter denen die Anlage zu ges 
ftatten, und erlöjchen, wenn dieſen nicht Folge geleiftet wird. 


VI. Abſchnitt. 
Strafbeftimmungen und Strafverfahren. 
S 27. 

Zurüdweilung. Kähne und Holzflöffe, welche die in diefem Reglement 
angegebenen Abmeſſungen überfchreiten, werden in den Kanal nicht eingelaffen. 
Ihre Führer verfallen in Strafe, falls fie fi eingedrängt haben follten. 

Fahrzeuge und Flöſſe, welche den Vorſchriften dieſes Neglements in 
ihrer Ladung, Ausräftung und Bemannung nidyt entiprehen, werden von 
der Benugung des Kanals fo lange zurückgewieſen, bis das Hindernif ge: 
hoben ift. 

8 28. 

Strafen. Wer den Beftimmungen dieſes Reglements zumwiderhandelt, 
desgleihen Schiffer und Floßholgführer, welche ſich weigern, den Schleufen- 
wärtern oder fonftigen Polizei und Auffihtsbeamten ihre Pegitimationg- 
papiere vorzuzeigen, verfallen, injofern fie nicht nad gejeglihen Be— 
ftimmungen nod höhere oder andere bejondere Strafen verwirft haben oder 
gar gerichtlich zu verfolgen find, und außer ihrer Civil-Verantwortlichkeit 
für den zugefügten Schaden, in eine polizeilihe Strafe bis zu 10 Thalern. 

Wird Vieh an verbotenen Stellen betroffen, jo erlegt der Eigenthümer 
deſſelben für jedes betroffene Pferd und Stüd Rindvieh 1 Thaler, für 
jedes Kalb, Schaf, Schwein und für jede Ziege 15 Sgr., für jedes Stüd 
Federvieh 5 Sgr. an Strafe. 

Für die Strafen und Koften, welde durch die Kontraventionen der 
Mannſchaft eines Kahnes verwirkt und veranlaßt worden, ift der Schiffs— 
führer, fir ven durch Flöffer verwirkten der Negimenter verantwortlich. 

Berlin, den 27. Auguft 1850. 

Königlihes Polizei - Präfidium. 
Königlihe Kommifjion für ven Bau des Schifffahrts-Kanals bei Berlin 
und für die Bauten im Köpniderfelve. 
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Grefutive Strom:Bolizei auf dem Pandwehr: und 
Loniſenſtädtiſchen Kanal. 
PolizeisBerorpnung vom 30. Auguſt 1850. 


Mit der bevorftehenden Eröffnung des Landwehr-Kanals treten für 
diefen und den Pouifenftädtifchen Kanal die für die Waſſerläufe im engeren 
Polizeibezirfe geltenden, unterm 5. und 8. März c. (Intelligenz- Blatt 
Nr. 68 und 71) befannt gemachten ftrompolizeilihen Borjchriften, ſoweit 
das Kanals Reglement vom 27. d. M. nicht einzelne abweichende Be— 
ftimmungen enthält, in Kraft. Das fchifffahrttreibende Publitum wird 
hiervon mit dem Bemerken in Kenntniß gefegt, daß nach dem angedeuteten 
Beftimmungen jeder Sciffsführer, welder mit feinem Fahrzeuge den 
Landwehr Kanal paffiren will, zuvor Mar, d.h. bei der Königlichen Steuer: 
und Boltzeibehörde (dem Königlichen Bolizei- Schifffahrts- Büreau bierfelbft) 
zum Eingang in den Kanal abgefertigt und mit den dazu nöthigen Papieren 
verjehen fein muß. Diejenigen Schiffer, welche den Panbwehr- Kanal nur 
zum Durchgange pafjiren wollen, erhalten Yegitimationsfarten (Durch— 
gangsſcheine), diejenigen Schiffsführer aber, weldhe im Panpwehr- Kanal 
eins oder auszuladen beabfichtigen, längere Zeit auf Ladung oder ſonſt warten 
oder in demjelben überwintern müſſen, erhalten Bolizei: Anweifungen*) zum 
Empfange der nothmwendigen polizeilichen Erlaubnißſcheine bei ven Königlihen 
Steuer» Erpeditionen an der oberen resp. unteren Schleufe. 

*) Vergleiche Bekanntmachung vom 1. Dezember 1881, Seite 624. 

Berlin, den 30. Auguft 1850. 

Königliches Polizei= Präfidium. 
(ge3.) von Hinckeldey. 


Strafen wegen llebertretung des Neglements für den Landwehr— 
und Loniſenſtädtiſchen Kanal. 
Bolizei-Berordnung vom 20. Dezember 1851. 

Auf Grund der SS 6 und 11 des Gefeges vom 11. März v. 9. über 
die Polizei Verwaltung (G.:©. ©. 265 de 1850) wird Nadsitehendes 
verordnet: 

Wer den Beltimmungen des Neglements für den Yandwehr: und 
Pouifenftädtifchen Kanal vom 27. Auguft 1850 (Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Potsdam de 1850, Stüd 36, Beilage) zuwiderhandelt, des— 
gleihen Schiffer und Floßholzführer, welde ſich weigern, den Scyleufen- 
wärtern oder fonftigen Polizei- und Auffichtsbeamten ihre Yegitimations- 
Papiere vorzuzeigen, verfallen, infofern fie nit nad gejeglichen Be- 
ftimmumgen noch höhere Strafe verwirft haben, in eine Geldftrafe bis zu 
10 Thalern oder im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Gefängnifjitrafe. 
Wird Vieh an verbotenen Stellen betroffen, fo verfällt der Eigenthümer in 
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diefelbe Strafe, und zwar ift bis zu dieſer Höhe für jedes betroffene Pferd 
und Stück Rindvieh 1 Thaler, für jedes Kalb, Schaf, Schwein und für 
jede Ziege 15 Sgr., für jedes Stück Federvieh 5 Sgr. an Strafe feſt⸗ 
zuſetzen. Für die Handlungen der Mannſchaften eines Kahns haftet der 
Schiffsführer und für die Handlungen der Flöſſer der Regimenter in der 
Art, daß dieſelben der für die vorliegende Handlung entſprechenden Strafe 
verfallen, ſobald der Kontravenient zur Beſtrafung nicht nachzuweiſen iſt. 
Berlin, den 20. Dezember 1851. 
Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Hinckeldey. 


Landwehr-Kanal. Schleujengelder. 
Polizei-Verordnung vom 15. Auguſt 1852. 


Auf Grund der 88 11 und 12 des Geſetzes vom 11. März 1850 über 
die Polizei» Verwaltung verordnet das Polizei-Präſidium, was folgt: 

Die Führer von Schiffsgefägen und Floßhölzern, melde den Landwehr— 
Kanal jtromaufwärts fahren und die Scleufen vefjelben pajfiren wollen, 
dürfen die Charlottenburger und die Schlefiihe Brücke mit ihren Sciffs- 
gefüßen oder Floßhölzern erjt dann pafjiren, wenn fie ſich darüber aus« 
zumweijen vermögen, daß von ihnen die Schifffahrts- Abgaben und Schleufen- 
gelder berichtigt worden find. Die Scleufen pafjiren die Schiffs- und 
Floßholzführer in verjelben Reihenfolge, in welcher fie bei der Steuer: 
Erpedition klarirt haben. Schiffs und Floßholzführer, weldye gegen dieſe 
Anordnung fehlen, verfallen in eine Geldſtrafe bis zu 5 Thalern oder in 
eine verhältnigmäßige Gefängnißhaft. 

Berlin, den 15. Auguft 1852. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
Im Auftrage: 
(gez.) Lüdemann. 


Benutzung der Uferſtellen. 


Bekanntmachung vom 6. Juli 1857. 


Auf Anordnung der Königliben Minifterien für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, jowie der Finanzen wirb hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, daß die Benutzung der Doffirungen, Bollwerfe und 
Schälungen des Landwehr: und Ponifenftädtifchen Kanals durch Betreten, 
Einfhlagen von Pfählen, Aufftellung von Materialien, Rüſtzeug u. f. w., 
zum med des Waflerfhöpfens, des Aus: und Einfteigens in Kühne, des 
Bes und Entfrachtens von Schiffsgefäßen u. f. w. vom 1. Oftober d. 9. 
ab nur an denjenigen Stellen erlaubt it, welche mit vworjchriftsmäßigen 
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Waffertreppen resp. Rampen verfehen find; auch werben nur auf vergleichen 
Stellen polizeiliche Erlaubnißfcheine zum Befrachten und Löſchen der Schiffe 
ertheilt werben. Hiervon find Ausnahmen nur in Beziehung auf einzelne, 
zum öffentlichen Gebrauch bejtimmte Uferftellen und auf andere zu vor- 
übergehenden Zweden geftattet. Es werben daher insbefondere diejenigen 
Perſonen, welche das Recht beanfpruchen, Uferftellen in der einen oder ber 
anderen Weiſe benugen zur fönnen, aufgefordert, bi zu der vorangegebenen 
Zeit diejenigen Vorrichtungen nach Maßgabe der zu ertheilenden Anmeifungen 
und Bedingungen anzulegen, ohne welde ihnen die Ausübung ihrer Be— 
fugniß nad dem 1. Oftober d. I. verſchränkt if. Wegen Ertheilung der 
erforderlihen Baufcheine und Konzejfionen findet die Meldung beim König: 
lihen Rentamt Berlin bierfelbft ftatt. Wer nad) dem 1. Oftober d. 9. 
eine Uferftelle benugt, die ohne die entjprehende Vorrichtung verfehen ift, 
oder zu deren Benugung eine polizeiliche Erlaubniß, ſoweit dieſelbe er- 
forderlih, nicht ertheilt ift, der verfällt den im Reglement für den Land— 
wehr- und Louifenftädtiihen Kanal vom 27. Auguft 1850 (Intelligenz= 
Blatt von 1850 Nr. 208, Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin von 1850, Beilage zu Stüd 36) namentlih in ben 
88 8, 9, 25, 26 und 28 enthaltenen Beftimmungen und Strafen. Ferner 
wird befannt gemacht, daß nad den Beftimmungen der Königlihen Mini- 
fterien für Handel ꝛc. und der Finanzen für jeve Benugung einer öffentlichen 
Ein» oder Ausladejtelle im Landwehr- und Louiſenſtädtiſchen Kanal, ſei es, 
daß diefelbe mit der ſonſt vorgefchriebenen Vorrichtung verfehen ift, oder 
nicht, vom 1. Auguft d. J. ab ein Zins zu entrichten ift, und zwar von 
Kähnen mittlerer Größe 


a. für eine Woche ......... — The. 7 Sur. 6 Pr. 
b. für die zweite Wodhe ....— *- 15 =» — = 
ce. für die dritte Wodhe ....— -:- 1 ⸗— ⸗ 
d. für die vierte Wodhe ....— =: 1 = — =: 
e. für den zweiten Meonat...— ⸗ 15 = — + 
f. für jeden folgenden Mont 1 = — : — ⸗— 


von Fleinen Kähnen die Hälfte und von großen Kähnen das Doppelte diefer 
Süße. Die Zahlung diefes Zinfes erfolgt fogleih bei Ertheilung der 
polizeilichen Lade: und Piegefcheine. Sofern die örtlichen Verhältniſſe es 
zulaſſen, foll es den Befigern von Privat» Auslade- Borrihtungen geftattet 
werden, diefelben nicht allein an Dritte zur Benugung zu überlaffen, fondern 
für diefe Benugung auch eine gleihe Gebühr zu erheben. Die Erlaubnif 
zur Ueberlaffung von Privat-Auslade-Borridtungen an Dritte, fei e8 gegen 
Entgelt oder nit, muß in der Konzeffion über die Anlage ausprüdlich 
ausgeſprochen fein. Werner ijt für die Anlegung und Unterhaltung einer 
Waſſertreppe ein jährliher Zins von 1 Thaler und für die Anlage einer 
Ein: und Auslade-Borrihtung ein jährliher Zins von 5 Thalern an das 
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Königlihe Rentamt Berlin von Jedem zu entrichten, dem eine vertrags- 
mäßige Berehtigung zur Benugung des Kanal-Ufers nicht zufteht. 
Berlin, den 6. Yuli 1857. 
Königliches Königliche 
Polizei » Präfipium. Minifterial: Bau» Kommiffion. 
Königliches Rentamt Berlin. 


Erhebung der Schifffahrtd: Abgaben. 
Befanntmahung vom 14. Januar 1875. 

Der nad unferer Befanntmadhung vom 6. Juli 1857 für die Be> 
nugung und resp. Unterhaltung von Anlagen am Schifffahrtsfanal 
feftgefegte, an das Domainen- Rentamt Berlin zu entrichtende Zins wird 
nad) Maßgabe des Reichs-Münz-Geſetzes vom 9. Yuli 1873 und zufolge 
Genehmigung der Herren Minifter der Finanzen und für Handel, vom 
1. Januar 1875 zu nachſtehenden Beträgen erhoben: 

A. für die Benußung der öffentlihen Ein und Auslabeftellen. 

für feine für mittlere für große 


Kähne Kähne Kähne 
a. für eine Woche ......... — Mk. 38 Pf. — ME. 75 Pf. ME. 50 Pf. 
b. = Die zweite Wode...... — : dd: 1:50.33 —« 
c. » bie dritte Woche ...... — : 5»: 1:50» 93» —- 
d. = die vierte Wode..... - : 5: 1:00:33. — ⸗ 
e. = den zweiten Monat ...— « 5 + 1:590:3:.— ⸗ 
f. = jeden folgenden Monat. Il-:-0: 3. —ı:ı6 : — : 


besgleichen ift für die Anlegung und Unterhaltung einer Wailertreppe ein 
jährliher Zins von 3 Mark und für die Anlage einer Ein- und Auslade- 
Borrihtung ein jährlicher Zins von 15 Mark zu entrichten. 
Berlin, den 14. Januar 1875. 
Königliches Königliche 
Polizei: Präfidium. Minifteriale Bau» Kommiffion. 
Königlihes Domainen»Rentamt Berlin. 


Dampfihifftahrt auf dem Laudwehr- und Vonitenftädtiichen Kanal. 
Polizeir-Berorbnung vom 23. Februar 1885. 

Auf Grund der 88 138, 139 und 43 des Gefeges über die allge 
meine Pandesverwaltung von 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195 ff.) verorbne 
ih mit Zuftimmung des Dber- Präfidenten für den Stadtkreis Berlin, 
was folgt: 

81. 

Der Betrieb der Schlepppampfihifffahrt auf dem Landwehr— 

fanal, vorläufig auf der Strede zwiſchen der Einmündung des Ponifen- 
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ftäptifchen Kanals in den Yandwehrfanal und der Mündung des Kanals in 
die Spree bei Charlottenburg, wird hiermit gejtattet.*) 
*) Vergleiche Polizei Verordnungen vom 2. Juni 1885, Seite 672, und 
22. Juni 1886, Seite 672. 
82. 
Die Zahl der Kähne, weldhe einem Schleppdampfer angehängt werben, 
darf nicht mehr als zwei betragen. Eine Abänderung diefer Zahl kann 
durch ftrompolizeilihe Bekanntmachung angeordnet werben. 


83. 

Die zur Zeit meiftens zur Verwendung fommenden Heinen Dampf: 
fchiffe, welche zum Schleppen benugt werben, müſſen mit einem Steuer— 
mann (Schiffsführer), einem Mafchiniften, der zugleich den Dienft als 
Heizer verfieht und mit eimem Bootsmann befegt fein. Bei größeren 
Dampfidiffen muß außer dem Mafchiniften ein Heizer vorhanden fein. 

Jedes angehängte Fahrzeug muß mit. einem Steuermann und mindeſtens 
mit einem Bootsmann bejegt fein. 


S 4. 

Die Fahrgefhwindigfeit darf 7,5 km und unter den Brüden 3,75 km 
in der Stunde nicht überjteigen. 

85. 

Liegen Fahrzeuge oder Floßholz in den Krümmungen des Kanals oder 
ſind andere Verkehrshinderniſſe vorhanden, welche ein ſicheres Vorbeifahren 
des ganzen Schleppzuges durch die beengte Fahrſtraße erſchweren, jo haben 
die Schleppzüge ſo lange zu warten, bis das Hinderniß beſeitigt iſt. 

Die betreffenden Schiffs- und Floßführer ſind verpflichtet, Letzteres ſo 
ſchleunig als möglich zu bewirken. 


86. 
Der Gebrauch der Dampfpfeife zum Signalgeben wird unter der 
Bedingung geſtattet, daß der Schall der Dampfpfeife weſentlich anders 
lautet, als die Signale der Lokomotiven. 


87. 

Die Feuerungsanlage bei dem Dampfkeſſel muß derartig einge— 
gerichtet ſein, daß Beläſtigungen der Anwohner des Kanals und der auf den 
angrenzenden Straßen verkehrenden Perſonen durch Rauchentwickelung thun— 
lichſt vermieden werden. 

88. 

Den Dampfichleppfchiffen nebſt ihrem Anhange ſteht das Vorſchleuſe— 
recht an der unteren Schleuſe*) und das Vorfahrtsrecht bei den Kanal— 
brücken zu. 

Bei der Annäherung an die einſchiffigen Brücken iſt der Schiffsführer 
eines Schleppzuges oder Dampfſchiffes verpflichtet, langſam zu fahren und 
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das Signal mit der Dampfpfeife oder Glocke zur geben. Falls zwei 
Schleppzige oder Dampfſchiffe ſich in entgegengefegter Richtung einer ſolchen 
Brücke gleichzeitig mähern, fteht dem zu Thal fahrenden Scleppzuge oder 
Dampfihiffe das Recht zu, zunächſt die Brüdenöffnung zu durchfahren. 
Das gleiche Recht fteht einem Segelfahrzeuge zu, wenn es bei der Brüden- 
öffnung überhaupt bereit angelommen ift, oder wenn e8 zu Thal fährt und 
der Brüdenöffnung fich bereits auf Kahneslänge (40 m) genähert hat. Iſt 
dieſes nicht der Fall, jo muß der Segelkahn die Weiterfahrt einftellen und 
foweit zur Seite ausweichen, daß der Schleppzug oder Dampfer die Brüden- 
jtelle ohne Anftand paffiren kann. 


*) Vergleiche Polizei Verordnungen vom 2. Juni 1885, Seite 672, und 
22, Juni 1836, Seite 672, 


89. 

Der Durdgang einzelner Berfonendampfer durd ben ganzen Sand- 
mehr: und Pouifenftäptifhen Kanal wird geftattet. 

Dagegen find regelmäßige Tourfahrten von Perfonendampfern aud) 
ferner unterfagt. 

8 10. 

Im Uebrigen finden die betreffs der Schifffahrt und der Dampf: 
Schifffahrt auf den Kanälen im Allgemeinen erlaffenen Berorbnungen An: 
wendung. 

8S II. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Polizei-Verordnung 
werden, falls nicht nach den beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften höhere 
Strafen verwirkt ſind, mit einer Geldbuße bis zu ſechszig Mark beſtraft, an 
deren Stelle im Falle des Unvermögens entſprechende Haft tritt. 


8 12. 
Der $ 19 des Reglements für den Landwehr: und Louiſenſtädtiſchen 
Kanal vom 27. Auguft 1850 tritt außer Kraft. 
Berlin, den 23. Februar 1885. 
Der Bolizei- Präftvent. 
(gg) von Madai. 


Polizei:VBerorpnung vom 2. Juni 1885. 


Auf Grund der 88 138, 139 und 43 des Gejeges über die Allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195ff.) verordne ih mit Zus 
ftimmung des Herrn Ober-Präfidenten für den Stadtkreis Berlin, was folgt: 


Die Erlaubniß zum Betriebe ver Schleppdampfſchifffahrt auf 
dem Landwehrkanal wird unter den in der Polizei-Berordnung vom 23. Fe— 
bruar d. 9. enthaltenen Borjchriften hiermit auh auf den Loniſen— 
ſtädtiſchen Kanal ausgedehnt. 
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Die 88 1 und 8 Abfag 1 der letztgedachten, im Stüd 11 des Amts- 
blattes der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin vom 
13. März d. 3. veröffentlichten Polizei» Verordnung erhalten hiernach fol— 
gende Faſſung: 


41 

Der Betrieb ver Schleppdampfſchifffahrt auf dem Louiſenſtädtiſchen 

Kanal, fowie auf dem Landwehrkanal vorläufig auf der Strede zwiſchen ver 

Einmündung des cerjteren in den Landwehrkanal und der Mündung des 
legteren in die Spree bei Charlottenburg wird hiermit geftattet. 


$ 8 Abſatz 1. 

Den Dampfichleppfchiffen nebit ihrem Anhange fteht das Vorſchleuſe— 
reht an der unteren und ber an der Köpnider Brüde belegenen Scleuje, 
ſowie das Vorfahrtsrecht bei den Kanalbrüden zu. 

Berlin, den 2. Juni 1885. 

Der Polizei» Präfident. 
J. V. 
(gez.) Friedheim. 


Polizei-Berordnung von 22. Juni 1886. 


Auf Grund der 88 138, 139 und 43 des Gejeges über die allgemeine 
Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.S. ©. 195ff.) verorbne id mit Zu— 
ftimmung des Herm Dber-Präfidenten für den Stadtkreis Berlin, was folgt: 

Die unterm 23. Februar bezw. 2. Juni 1885 erlaffene und im Amts: 
blatt vom Jahre 1885, Stüd 11 ©. 102/103 bezw. Stüd 24 ©. 232/233, 
veröffentlichte Polizei» Verordnung, betreffend das Befahren des Landwehr— 
fanals zwifchen der Einmündung des Louiſenſtädtiſchen Kanals in den erjteren 
und der Mündung defjelben in die Spree bei Charlottenburg, jowie des 
Lonifenftädtifchen Kanals findet nunmehr auch auf die Kanalftrede von 
der oberen Kanalſchleuſe bis zur Einmündung des Youifen- 
ftäptifhen in ven Landwehrkanal Anwendung. 

Den Dampfern nebit ihrem Anhange fteht nunmehr aud das Vor— 
ſchleuſerecht an der oberen Scyleufe zu. 

Berlin, ven 22. Juni 1886. 

Der Polizei Präfident. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Vierter Abſchnitt. 


Vorihriften für den Berlin- Spandauer 
(Schiffiahrts-) Kanal. 


Reglement für die Benukung des Berlin: Spandauer Kanals. 
Befanntmahung vom 18. April 1859. 


Nachdem durch Rejfript der Königlihen Minifterien des Innern, für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der Finanzen vom 1. April d. 9. 
die Ausübung der Stroms Polizei über den Berlin» Spandauer Kanal in 
feiner ganzen Länge dem Königlichen Polizei» Präfivium mit allen Rechten 
der Lokal- und Provinzial Behörden, fowie die Beaufjichtigung und Unter- 
haltung des gedachten Kanals der Königlihen Minifterial- Bau» Kommiffion 
hierjelbft übertragen worden, bringen wir hierdurch zur öffentlihen Kenntniß, 
daß vom 1. Mai d. 3. ab der ganze Kanal dem üffentlichen Verkehr über- 
geben wird. Bei Benugung deſſelben hat fi das betheiligte Publikum nach 
folgendem Reglement zu richten. 


Einleitung. 

Das Ichifffahrttreibende Publikum, fowie alle Diejenigen, welde den 
Berlin: Spandauer Kanal zu gewerblichen oder anderen Zweden zu benugen 
berechtigt find, haben die Bejtimmungen des nachfolgenden Reglements 
genau zu beachten und allen Anweiſungen der betreffenden Beamten Folge 
zu leiften. 

I. Abſchnitt. 
Befichaffenheit der Fahrzeuge und ihrer Ladung. 
81. 

Länge und Breite der Kühne und Flöſſe. Die zuläffige Yänge und 
Breite der Schiffsgefäße it dur das Negulativ vom 8. November 1845 
bejtimmt und darf nach demfelben erftere nicht Über 128 Fuß von Spige zu 
Spige, legtere nicht über 14%, Fuß betragen. Soweit e8 die Räumlichkeit 
geftattet, follen jevodh auch Fahrzeuge von größeren Dimenfionen zugelaffen 
werden. Floßhölzer können bis zu einer Breite von 10 Fuß und bis zu 
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einer Pänge von 128 bis 130 Fuß verbunden fein. Umnverbundenes Holz 
wird nicht in die Schleufe gelaffen. Auch dürfen die Flöffe der Baubölzer 
niemals fteif verbunden fein. 


82. 
Höhe der Kähne. Die Kuffe eines unbeladenen Fahrzeuges darf 
nicht höher als 8 Fuß über dem Waſſerſpiegel hervorragen. 


8 3. 

Höhe und Breite der Ladung. Bordhöhe. Die zuläffige Höbe 
der Ladungen, einfchlieflic der gelegten Maften, darf über dem Wailer- 
jpiegel höchſtens 10 Fuß betragen und die Breite derfelben nicht über den 
Bord hervorragen. Ausnahmsweiſe dürfen Kähne, welche Heu, Stroh, 
Wolle und andere leichte und lodere Waaren führen, bis zu 15 Fuß Breite 
laden, doc joll jede Hemmung der Fahrt durch zu große Höhe und Breite 
ber Ladung, fowie jede dadurch herbeigeführte Beſchädigung der Brüden 
bejtraft werden. Ein beladener Kahn muß mindeftens überall 8 Zoll Bord— 
höhe haben, es fei denn, daß er durch ein Verdeck oder aud auf fonft ge- 
eignete Weife gegen den Wellenſchlag gefchügt fer, in welchem alle die 
Borbhöhe 2 Zoll weniger betragen darf. 


SA. 

Tiefgang der Kähne. So lange nicht Untiefen im Kanal Ausnahme- 
Beftimmungen nöthig machen, werben die Kähne mit 4 Fuß Tiefgang zu— 
gelafjen. Der Kanalmeifter oder Schleufenwärter ift berechtigt und ver- 
pflichtet, ven Tiefgang jedes Fahrzeuges, welches in den Kanal eingelaffen 
fein will, zu unterſuchen. 


895. 

Belaften ver Steuer. Die Steuer dürfen nicht ohne völlige Sicher- 
heit gegen das Herabfallen der bejchmwerenden Körper belaftet werden. 
Kaften, welche fid zum Zwecke der Belaftung auf den Steuern befinden, 
müſſen mit einem Dedel verfehen werden. Steuer, weldye vorübergehend 
ohne Leitung gelaffen werben, müſſen fo befeftigt jein, daß fie andere Fahr— 
zeuge nicht gefährben. 

$ 6. 

Bemannung der Schiffsgefähe. Die Sciffsgefäße müfjen jo be— 
mannt fein, daß fie die Brüde mit Peichtigkeit paffiren und ſchnell genug 
in die Schleufe ftoßen fünnen. Kühne über 70 Fuß Fänge müſſen mindeftens 
zwei ftarfe Peute am Vordertheil und einen Mann am Steuer haben. 


87. 
Bemannung der Floßhölzer. Es dürfen höchſtens acht Plätze 
Floßhölzer, jede unter 45 Fuß Länge, und höchſtens ſechs Plätze, jede über 


675 


45 Fuß Pänge, auf ein Mal transportirt werden, wenn fie der Pänge nad) 
und nicht fteif verbunden find, und müſſen mindeftens mit vier Leuten be— 
mannt fein. Beim Durchgang der Floßhölzer durd die Schleufe müſſen, 
die Schleujengehülfen ungerechnet, ſechs Mann bereit fein. 


11. Abſchnitt. 
Verhalten beim Anlegen. 


88. 

Derhalten beim Anlegen zum Stillliegen. Das Anlegen zum 
vorübergehenden Stillliegen ift an der Pulvertreppe,*) zwiſchen der Torf: 
und Seeftraße, nicht erlaubt, ſonſt aber an jeder nicht verbotenen Stelle ge: 
ftattet, foweit die Vorjchriften für den Verkehr mit ftenerpflichtigen Gegen- 
ftänden daſſelbe zulaffen, doc darf fein Fahrzeug jo anlegen, daß es die 
Schifffahrt hindert. Die Kanal-Berwaltung hat darüber zu bejtimmen, wie 
lange einem Fahrzeuge, mit Rüdficht auf das Interefie ungehinderter Schiff- 
fahrt, das Stillliegen im Kanal geftattet werden kann. Flöſſe müſſen den 
Kanal im ununterbrodener Fahrt pafliren, beziehungsweife zu ihrem Be- 
flimmungsorte am Kanal bewegt werben, ohne anzulegen. 

*) Vergl. Bekanntmachung vom 26. Auguft 1373, Seite 676. 


89. 

Verhalten beim Anlegen zum Ein- und Ausladen. Wer dagegen 
zum Ein» oder Ausladen anlegen will, bedarf in jedem einzelnen Falle eines 
beſonderen polizeilichen Erlaubnißſcheins, welder vom Königlihen Schiff 
fahrts3- Büreau zu Berlin, und zwar für diejenigen Schiffer, welde inner 
halb des Berliner Steuerbezirts ein» und ausladen wollen, erjt dann 
ertheilt wird, wenn die vorfchriftsmäßige Klarirung bei der Königlichen 
Steuer- Erpedition nachgewieſen ift. Die Führer von Pulverfähmen haben ſich 
zum Aus. und Einladen an die Wulvertreppe, zwifchen der Torf- und Seeftraße,*) 
durch eine befondere Erlaubntß des hiefigen Königlichen Artillerie. Depots auszumeifen, 
und foll feinem anderen Eciffsführer an diefer Treppe anzulegen geitattet werden. 
Das Klariren erfolgt, nachdem die Schiffe und Floßhölzer, welche die 
Schleuſe pafjiren wollen, in den Kanal eingelaufen find. Iſt nach erfolgter 
Klarirung der polizeiliche Erlaubnißfchein ertheilt worden, jo ift das Ein- 
oder Ausladen nur an jolden Stellen geitattet, vie als Ausladeftellen be» 
zeichnet, in dem Erlaubniffchein namhaft gemacht find und mit den vor— 
gejchriebenen Vorkehrungen zum Befeftigen der Fahrzeuge verfehen werden 
follen. Die Fahrzeuge find dem Ufer jo nahe wie möglid, und zwar ge 
ftrecdt zu legen. Das Nebeneinanderliegen zweier Fahrzeuge oder Flöſſe tft 
nicht geftattet. Wo in Kanalhäfen und an öffentlihen Plägen von der ge— 
itredten Lage abgewichen werden darf, wird befonders angegeben werden. 


*) Vergl. nachftehende Bekanntmachung. 
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Belanntmahung. 

Aufhebung der Rayonbefhränfungen für die Umgebung 
der nah Tegel verlegten Bulver-Magazine in Moabit. 

Nachdem die Pulver-Magazine in Moabit geräumt und nad 
dem Schießplatz bei Tegel verlegt worden find, werben die Rayon- 
befhränfungen, welche für die Umgebung diefer Pulver-Magazine 
durd die Allerhöchften Erlajie vom 5. November 1822 und vom 
9, Auguft 1862 angeordnet und im Amtsblatte unter dem 4. Fe— 
bruar 1823 und 16. September 1862 bekannt gemadt morben 
find, hiermit aufgeboben. 

Berlin, den 26. Auguft 1873, 

Königliches Polizei» Präfipium. 


8 10. 
Befeftigung der Fahrzeuge. Kähne und Flöſſe müſſen fo be- 
feftigt werben, daß fie nicht vom Ufer abtreiben, ſich losreißen, herum— 
ſchlagen, die Fahrt jperren, Ufer und Bauwerk oder andere Fahrzeuge und 
Flöſſe befhädigen können. Das Befeftigen an Bäumen, Brüdengeländern 
und fonftigen zum Befeftigen nicht beitimmten Gegenftänden ift unterfagt. 
Befeftigungspfähle dürfen nicht in das Ufer oder in die Böſchungen ein— 
gefhlagen und Anker nur ins Waſſer geworfen werden. 


811. 
Ueberwintern der Kähne. Das Ueberwintern der Kähne darf nur 
an den dazu beſtimmten Stellen und unter beſonderer Erlaubniß ftattfinden. 


812. 

Ein- und Ausladen der Waaren. Das Ein: und Ausladen der 
Waaren (efr. $ 9) findet nur an den dazu beftimmten Stellen, unter Be 
achtung der für fteuerpflictige Gegenftände bejtehenden Vorſchriften und 
nad) erfolgter Erlaubniß des Schifffahrts-Bitreaus ftatt. Jede Beſchädigung 
ver Schälung des Ufers und der Doffirung, fowie jede Verunreinigung des 
Ranalbettes, muß beim Ein» und Ausladen, weldes deshalb nur auf ge- 
börig unterftügten Rüftbrettern erfolgen darf, jorgfältig vermieden werben. 


g 13. 

Fagern und Herausihaffung des Floßholzes. Zum Lagern 
und Ausſchwemmen von Floßhölzern ſoll der Plögenfee-Hafen eingerichtet 
ind benugt werben. Falls es für nöthig erachtet wird, Floßhölzer aud in 
ver Nähe der Stadt anzuſchwemmen, resp. berauszufchaffen, fol hierzu der 
Theil des Schönhaufer Grabens, zwifchen dem Nord-Hafen und der Kirſch— 
Allee, eingerichtet und mit den erforderlihen Krahn- Vorrichtungen verſehen 
werben. Für das Pagern der Hölzer im Plößenfee, fowie für das Aus— 
waſchen berjelben im Plößenfee und in dem Scönhaufer Graben ift eim 
jpäter zu normivendes Lager- und Krahngeld zu erheben. 
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III. Abſchnitt. 
Verhalten während der Fahrt. 


g 14. 

Bom Segeln. Das Segeln auf dem Kanal ift unterfagt. Alle 
Fahrzeuge und Floßhölzer, weldhe den Kanal paffiren, haben die Maften 
oder Ziehbäume beim Einlaufen in denfelben am Tegelerfee oder an der 
Spree zu legen, wofelbft für diefen Zweck fpäter bejondere Krähne errichtet 
werben jollen. Für die Benugung derjelben wird ein zu beftimmendes 
Krahngeld erhoben werben. 

8 15. 

Bom Treideln. Nur von den vorhandenen Treidelwegen aus darf 
getreidelt und jedes Mal nur der vedhtsfeitige derjelben benußt werben. 
Auch haben die Führer von Schiffen und Floßhölgern beim Treideln in der Nähe der 
Bulver-Treppe (88 3 und 9), wenn dafelbit Schiebpulver gelöfcht oder verladen wird 
fi den zu erlaffenden ficherheitspolizeilihen Anordnungen zu unterwerfen. 


8 16. 
Verbot des Nebeneinanderfahrens. Zwei große Kähne oder 
zwei Holzflöffe vürfen nicht längere Zeit nebeneinander her fahren over zugleich 
in den Kanal bineinziehen. Insbeſondere ift das Kuppeln zweier Kähne 


verboten. 
8 17. 


Ableihtern und Ueberladen. Das Ableichtern und Ueberladen im 
Fahrwaſſer des Kanals ift durchaus verboten und wird den Sciffsführern nur 
im Nord» und Humboldts= Hafen gejtattet. 


$ 18. 
Ausmweihen. Sich begegnende Fahrzeuge weichen in der Negel rechts 
aus, doch halten vor der eine gezogene Fahrzeuge beim Ausweichen mit 
nicht vor der Peine gezogenen Fahrzeugen immer die Peinpfapfeite. 


419 

Ueberbolen. Yangjam fahrende Kähne müſſen fchneller fahrende vorbei- 
lafjen und ihnen möglichft freies Fahrwaſſer geftatten. Dabei haben ſich 
beide Theile die Erleichterung eines ungehinderten Borbeifahrens angelegen 
fein zu laffen. Derjenige, welcher dabei eine Schifffahrtsftörung veranlaft, 
fällt in Strafe. Wenn der vorbeifahrende Kahn treidelt, jo hat der Tour: 
fahn ihm am der Peinpfabfeite Platz zu geben, nöthigenfalls aud) Peinen und 
Zrehbaum fallen zu lafjen. Treidelt der Tourfahn, der vorbeifahrende aber 
nicht, jo hält letterer die entgegengefetste Seite. Treidelt feiner von beiden, 
fo nimmt der Vorbeifahrende die linfe Seite des Kanals. 


$ 20. 
Befhränfung des Borbeifahrens. Flöſſe dürfen niemals anderen 
nod im Gange befindlichen Flöſſen vorbeifahren. Kähne bürfen im der 
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Durdfahrt von Brüden, vdesgleihen auf Kahnlänge ober: oder unterhalb 
derfelben, fowie in den befonders bezeichneten Kanalftreden einander nicht 
überholen und felbft nicht einander verbeifahren, wenn fie beide beladen find, 
vielmehr muß der vor der Brücke oder vor einer bezeichneten Kanalitrede 
fpäter anfommenve Kahn noch vor der Brüde oder Strede ven Durchgang 
des ihm entgegenfommenden Kahnes abwarten. Bei gleichzeitiger Ankunft 
zweier Kähne vor Brüden oder an den bezeichneten Streden hat der nach 
Berlin fahrende vor dem nad) Spandau fahrenden den Vorzug. 


8 21. 

Dampfſchiffe mit Schaufelrädern zur Seite dürfen den Kanal gar 
nicht, andere dagegen nur nach beſonders dazu eingeholter Erlaubniß be— 
fahren, doch dürfen dieſe Schiffe ohne Benutzung ihrer Maſchine transportirt 
oder geſchleppt werden. 


IV. Abſchnitt. 
Verhalten bei der Schleuſe und den Brücken. 
822. 

Warten an der Schleuſe. Die Annäherung an die Schleuſe muß 
langſam geſchehen. Fahrzeuge und Flöſſe, welche vor der Schleuſe ankommen, 
müſſen nach näherer Anweiſung des Schleuſenwärters eine ſolche Lage an— 
nehmen, daß das Vorbeifahren anderer Fahrzeuge in keiner Weiſe behindert 
wird. Der Schleuſenwärter hat darüber zu beſtimmen, ob ſich ein Fahr— 
zeug nähern ſoll, und darf ohne ſeine Erlaubniß kein Fahrzeug auf mehr 
als eine halbe Kahnlänge den geſchloſſenen Schleuſenthoren nahe kommen. 
Dagegen muß der nächſte Kahn oder das nächſte Floßholz der Aufforderung 
des Schleuſenmeiſters, in die Schleuſe zu ziehen, augenblicklich nachkommen. 


823. 

Paſſiren der Schleuſe. Jeder Führer von Schiffsgefäßen oder 
Floßhölzern darf die Schleuſe, ſelbſt bei geöffneten Thoren in der Zeit gleich 
hoher Waſſerſtände der Havel und Spree, erſt dann paſſiren, wenn er 
nachgewieſen hat, daß die Schifffahrts-Abgaben von ihm berichtigt worden 
find. Mit Ausnahme der von Steuerbeamten begleiteten und der mit 
Pulver beladenen Fahrzeuge paffiren die Schiffsgefäße und Floßhölzer vie 
Schleuſe in derfelben Neihefolge, in welcher fie bei der Königlichen Steuer: 
Erpedition Flarirt haben und darf von diefer Reihenfolge nur dann abge- 
wichen werben, wenn ber früher Klarirte fi nicht zum rechtzeitigen 
Schleufendurdgang eingefunden hat und hierdurch Verzögerungen beim 
Pajfiren ver Schleufe entftehen. Fiskaliſche Bagger-Maſchinen, Bau⸗ und 
Moder- Prähmte, jowie die Fahrzeuge der infpizivenden Königlihen Beamten 
paffiren jederzeit die Schleufe umbehindert und ohne daß hierfür eine Schiff- 
fahrts-Abgabe erhoben wird. 
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$ 24. 

Verhalten während des Schlenjens Das Ziehen der Schügen, 
jowie das Oeffnen der Scleufenthore gefchieht nur durch die Schleuſen— 
gehilfen nach näherer Beftimmung des Schleufenwärters, jedoch niemals vor 
gänzliher Füllung oder Leerung der Scleuje. Jedes Anftoßen an bie 
Thore oder Wände der Schleufe ift forgfam zu vermeiden, weshalb jeder 
Kahn und jede einzelne Verbindung von Floßhölzern an den hierzu vorhan— 
denen Ringen mindeftens mit einem hinreichend jtarfen Tau befeftigt oder 
gehemmt werden muß. Die von den Sciffern ſelbſt zu leiftenden Arbeiten 
müffen genau nad der Anmeifung des Schleufenwärters erfolgen. Das 
Einjegen von eifenbefchlagenen Rudern oder Stangen in die Wände oder 
Thore der Schleufe, ſowie jede Beſchädigung derjelben ift verboten und wird 
nach der Polizei» Verordnung vom heutigen Tage beftraft. Außerdem muß 
für eine dergleihen Beſchädigung Erſatz geleijtet werden. 


Ss 25. 

Borfiht bei den Brüden. Den Brüden dürfen fih die Schiffer 
nur langfam nähern und haben jedes Streihen der Balken mit Segeln, 
Ziehbäumen oder fonfligen auf den Schiffen liegenden Gegenſtänden zu ver- 
meiden. Auch ift bei Brüden der Gebrauch eijenbefchlagener Ruder ftreng 
unterfagt. 


V. Abſchnitt. 
Vorſchriften für das Einlaufen in die Spree. 


8 26. 
Benutzung des Charite-Grabens. Den Charité-Graben dürfen nur 
jolde Schiffe befahren, welche in demſelben ein= oder ausladen follen. 


8 27 
(ift durch die Polizei Verordnung vom $. September 1364, Seite 682, außer 
Kraft geſeßzth. 


8 28. 

Die aus dem Kanal resp. Humboldtshafen nad der Spree fahrenden 
Schiffsgefäße haben fid nach Anweifung des Kanalmeifters in der Richtung 
des Alexander-Ufers in einer einfachen Reihe aufzuftellen und in biefer 
Reihe die Brüden- Deffnung an diefem Ufer zu paffiren, ſofern fie nach 
Berlin ſchwimmen, dagegen aber fid) in derfelben Weiſe in der Richtung 
des Wilhelms=Ufers zu vangiren und die Brüden:Deffnung an biefem 
Ufer zu paffiren, falls fie jpreeabwärts gehen wollen. Beim Einlaufen in 
den Kanal resp. Humboldtshafen müfjen die jpreeabwärts ſchwimmenden 
Schiffe die Brüden-Deffnung am Alexander-Ufer und bie jpreeaufwärts 
gehenden die Brüden- Deffnung am Wilhelms=Ufer paffiren. 


680 


VI. Abſchnitt. 
Allgemeine Waffer: Bolizei:-WVorfchriften. 
8 29. 

Bom Transport des Schiefpulvers. In Betreff des Wafler- 
Transports von Schiefpulver wird auf die deshalb erlaffene und noch zu 
erlafjenden allgemeinen Borjchriften, namentlich auf die Polizei- Verordnung 
des Polizei» Präfidii vom 14. April 1856 (Berliner Intelligenz» Blatt von 
1856 Nr. 122) verwiejen.*) Außerdem wird insbefondere noch angeordnet, daß, 
wenn an der Pulver. Treppe Schießpulver gelöfdht oder verladen wird, fein anderes 
Fahrzeug auf der Kanalftrede zwifhen der Zorf- und Seeſtraße anlegen oder ftill» 
liegen darf. 

*) Vergleiche Seite 7,17 und 676. 


S 30. 

Verunreinigung. Die Verunreinigung des Kanals und der Kanal— 
Häfen durch Einwerfen oder Einlafjen von Schutt, Steinen, Ballaft, Säge- 
fpähnen, Kehricht, Müll, Aſche und dergleichen mehr ift unterfagt und zieht 
bie gefeglichen Strafen nad) fid). 


S 31. 

Bejhädigung der Anlagen. Das Betreten der Böjchungen oder 
Banfetts an anderen als an den Auslaveftellen, das Gehen auf, den Kanal— 
borden, das Beſchädigen der am Kanal belegenen Anpflanzungen, fowie des 
fi erzeugenden Aufwuchjes und Diebftahl daran, desgleichen die Hinweg— 
nahme der Bezeichnungen von Scifffahrts- Hinderniffen ift unterfagt und 
wird mit den beftimmten Strafen geahndet. Auch dürfen die Treidelfteige 
nicht verjperrt und nicht zum Reiten, Fahren oder Karren benutt, auch darf 
auf diejfelben oder auf die Böſchungen fein Vieh getrieben oder gehütet 
werden. Auf den Fahrdämmen der Uferwege darf nichts gelagert werden. 
Waſſerſchöpfen ift nur von den Waller-Treppen aus geftattet. Das Baden 
ift nur innerhalb der Badeltellen, das BViehtränfen und Pferdeſchwemmen 
aber im Kanal und den Häfen überhaupt nicht erlaubt. Die Filchereis, 
Gras: und Eisnugung fteht nur den betreffenden Pächtern zu und iſt daher 
das unbefugte Fiſchen, Angeln, Grasmähen, Eisabfahren und er 
laufen unterfagt. 

$ 32. 

Anlagen von Privat: PBerjonen. Die Anlage von Ausladeſtellen, 
das Einleiten von Abzugs-Kanälen in den Kanal, das Einlegen von Saug- 
röhren, die Ausführung und Unterhaltung von Auslade- und Wafler- 
Treppen u. ſ. w. darf nur auf Grund dazu erhaltener Konzeffionen ver 
Kanal» Behörde ftattfinden, wobei insbefondere auf Erhaltung der Treidel— 
wege Nüdfiht zu nehmen ift; das Cinleiten von Kloafen- Kanälen wird 
gänzlich unterfagt. 


681 


VII Abſchnitt. 
Beftimmungen über die Zurüctweifung und Beftrafung 
von Kontravenienten, 
g 33. 

Zurüdmweifung. Kähne und Holzflöße, welche die in dieſem Regle— 
ment angegebenen Abmefjungen liberfchreiten, werden in den Kanal nur eine 
gelaflen, wenn der Raum es geftattet. Ihre Führer verfallen in die gefeß- 
lihe Strafe, wenn fie troß der erfolgten Zurüdweifung Seitens der Kanals 
beamten fih in den Kanal eindrängen. Fahrzeuge und Flöſſe, welche den 
VBorichriften dieſes Reglements in ihrer Ladung, Ausrüftung und Bes 
mannung nicht entiprechen, werben von der Benugung des Kanals jo lange 
zurüdgewiefen, bis das Hinderniß gehoben ift. 

S 34. 

Strafen. In Betreff der Strafen wird auf die nachfolgende Polizei- 
Verordnung vom heutigen Tage verwiefen. 

Berlin, den 18. April 1859. 

Königliches Königliche 
Polizei: Präfidium. Minifterial- Bau - Kommiffion. 


Polizei-Berorbnung vom 18. April 1859, 


Auf Grund der 88 5 und 11 des Gefeges vom 11. März 1850 über 
die Polizei-Verwaltung (G.-S. de 1850 ©. 265) verordnet das Königliche 
Bolizei: Präfivium zu Berlin für die gefammte Ausdehnung des Berlin: 
Spandauer Schifffahrts- Kanals Folgendes: 


sl. 

Wer den Beftimmungen des vorftehenden in Gemeinſchaft mit der 
Königlihen Minifterial: Bau-Kommiffion hierſelbſt erlaffenen Reglements 
für die Benugung des Berlin» Spandauer Kanals vom heutigen Tage zu— 
widerhandelt, desgleihen Schiffer, welche ſich weigern, den Schleufen- 
wärtern oder anderen Polizei» und Auffichtsbeamten ihre Legitimationg- 
Papiere vorzuzeigen oder ihren fonftigen Anordnungen Folge zu leiften, 
verfallen, infofern fie nicht nach gefeglihen Beltimmungen noch höhere oder 
andere bejondere Strafen verwirkt haben, außer ihrer Verantwortlichkeit für 
ben zugefügten Schaden in eine polizeilihe Strafe bis zu 10 Thalern 
eder im Unvermögensfalle in die entjpredhende Gefängnißftrafe. Wird 
Bieh an verbotenen Stellen betroffen, jo erlegt der Eigenthümer 
beijelben für jedes betroffene Pferd und Stüd Rindvieh 1 Thaler, für jedes 
Kalb, Schaf, Schwein und für jede Ziege 15 Sgr., für jedes Federvieh 
5 Sgr. an Strafe. Für die Strafen und Koſten, welche durd die Kontra= 
ventionen der Mannſchaften eines Kahnes verwirft und veranlaft werden, ift 
der Schiffsführer, für den durch Flöſſer verwirkten der Regimenter ver: 
antwortlidh. 
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s2 
Soweit das Reglement für die Benugung des Berlin- Spandauer 
Kanals nicht Abänderungen enthält, werben die allgemeinen, für die Wajler- 
läufe des engeren Bolizeibezirts von Berlin erlajjenen ftrompolizei- 
lihen Vorſchriften, welhe am 5. und 8. März 1850 (Intelligenz = Blatt 
Nr. 68 und 71) befannt gemacht worden jind, aud auf ben Berlins 
Spandauer Kanal mit der Beltimmung ausgedehnt, daß Zuwider— 
handlungen mit einer Geldbuße bis zu 10 Thalern resp. der entjpredhenden 
Gefängnißftrafe geahndet werben jollen. 
Berlin, den 18. April 1859. 
Königliches Polizei- Präfidium. 
(ge3.) Freiherr von Zedlitz. 


Polizei-Berorpnung vom 8. September 1864. 

Auf Grund der 88 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei» Verwaltung 
vom 11. März 1850 verorbnet das Polizei» Präfidium, unter Aufhebung der 
Polizei⸗ Verordnung vom 31. Mai d. I. (Amtsblatt Stüd 24), für den engeren 
und weiteren Polizeibezirf von Berlin und für den Polizeibezirf von Char- 
lottenburg, was folgt: 

s 1. 

Der 8 27 des Neglements für die Benusung des Berlin- Spandauer 
Kanals vom 18. April 1859 (Beilage zu Stüd 18 des Amtshlatts ber 
Königlihen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin) wird bis auf 
Weiteres außer Kraft gefekt. 


Alle diejenigen Schiffsgefähße und Floßhölzer, welche von der Elbe 
und Havel auf der Unterfpree hierher gelangen und Berlin zum Durchgang 
nad) der Oberſpree paffiren, haben ihren Weg durd den Landwehr- oder 
Fonifenftäbtiihen Kanal zu nehmen. Daffelbe gilt von denjenigen Schiffs— 
gefäßen und Floßhölzern, welche von der Oberjpree fommen und Berlin 
zum Durchgang nad der Unterfpree paffiren. 

83. 

Wer den Beftimmungen des $ 2 zumwiderhandelt oder fid) weigert, ben 
darauf bezüglichen Anordnungen der Schleufenwärter, Polizei, Steuer- und 
fonftigen Auffihtsbeamten Folge zu leiften, hat, foweit nicht nad) allgemeinen 
gejeglichen Beitimmungen eine höhere Strafe eintritt, Geldbuße bis zu 
10 Thalern, im Unvermögensfalle verhältnigmäßige Gefängnißftrafe verwirkt. 

Berlin, den 8. September 1864. 

Königliches Polizei» Präfidium. 
(gez.) von Bernuth. 
Belanntmahung vom 3. Oktober 1865. 


Ueber die Benugung des Berlin- Spandauer Kanals werben 
hiermit nachſtehende Beftimmungen zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 
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Die Benutzung der Doffirungen, Bollwerfe und Scälungen des 
Berlin: Spandauer Kanals dur Betreten, Einfchlagen von Pfählen, Auf: 
ftellung von Materialien und Rüſtzeugen, ingleihen die Benutung zum 
Zwede des Waflerfhöpfens, des Ausfteigens aus Kähnen und Befteigens 
berjelben, des Ber und Entfrachtens von Schiffsgefäßen darf nur an den- 
jenigen Stellen geſchehen, welde mit vorſchriftsmäßigen Auslade- und 
MWaffertreppen ꝛc. oder mit Narrbahnen verfehen find. Das Anlegen von 
Schiffegefäßen an diefen Stellen, fowie das Ein- und Ausladen daſelbſt 
ift nur denjenigen Sciffsführern geitattet, welche dazu die polizeiliche Er- 
laubniß erhalten haben. Die Anwohner des Kanals, welde denjelben zum 
Ein und Ausladen, zum Waſſerſchöpfen oder zur Abführung von Waſſer 
benugen wollen, haben die Konzeffion zur Ausführung der dazu erforder: 
lien Anlagen bei dem Königlichen Domainen-Rentamt Berlin nadyzufuchen. 
Die von der Ktanalbehörde hergeftellten Auslade- Vorrichtungen und Häfen 
dürfen nur gegen Vorausbezahlung der nachitehend feftgeftellten Gebühren 
benugt werben. Die Zahlung der Gebühren erfolgt bei Nachſuchung der 
polizeilihen Lade- und Piegejcheine Die Duittungen find mit Koupons 
verjehen, welde Behufs der Kontrole durch die Kanalmeifter von den 
Quittungen abgelöft werben. 


Die Gebühren betragen: *) 
A. Bon Kähnen mittlerer Größe: 


a. für eine Woche. ........ — Thle. 7 Ser. 6 Pf. 
b. für die zweite Wode ....— =: 15 »-» — =: 
e. für die dritte Wode..... — : 1): — : 
d. für die vierte Wode..... — ⸗15 ss — : 
e. für den zweiten Monat ...— =: 1: — ⸗ 
f. für jeden folgenden Mont 1 = — =: — ⸗ 


B. Bon fleinen Kähnen die Hälfte und 
C. von großen Kähnen das Doppelte diefer Sätze. 

Für die Stelle, welche eine Karrbahn oder eine zum Ausladen be- 
ftimmte Treppe auf der Kanal» Doffirung zc. einnimmt, ift von den Bes 
figern ein jährliber Zins von 5 Thalern, und für eine Treppe, melde 
lediglich zum Waflerfhöpfen dient, ein jährlicher Zins von 1 Thaler an das 
Domainen-Kentamt Berlin zu entrichten. Zur Erhebung der vorftehend 
ad A, B. und C. für die Benutzung der fiskaliſchen Auslade-Borridhtungen 
feitgejegten Gebühren find auch die Befiger von fonzeffionirten Auslade— 
Vorrichtungen auf Privat-Grundſtücken berechtigt. 

*) Vergleiche Belanntmahung vom 14. Januar 1375, Seite 634. 

Berlin, den 3. Oktober 1865. 


Königliches Königliche 
Polizei» Präfipium. Minifterial- Bau +» Kommiffion. 


Königlices Domainen-Rentamt Berlin. 
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Im Anschluß an obige Bekanntmachung erläßt das Königliche Polizei- 
Präſidium nachſtehende 


Polizei-Berordnung vom 3. Oktober 1865. 


Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 
(G.S. ©. 265) verordnet das Königliche Polizei-Präſidium zu Berlin, 
was folgt: 

Zumiderhandlungen gegen die Beltimmungen der vorjtehenden, in Ge— 
meinfchaft mit der Königlihen Miniſterial-Bau-Kommiſſion und dem König- 
lihen Domainen: Rentamt Berlin erlafjenen Befauntmahung vom heutigen 
Tage werden mit Geldbuße bis zu 10 Thalern beftraft. 

Berlin, ven 3. Oftober 1865. 

Königlihes Polizei» Präfidium. 
(gez.) Füdenann. 


Befanntmahung vom 14. Januar 1875. 

Der nad unferer Befanntmahung vom 3. Oftober 1865 (Amtsblatt 
Seite 434) für die Benutzung und resp. Unterhaltung von Anlagen am 
Berlin- Spandauer Schifffahrtsfanal feftgefegte, an das Domainen-Rentamt 
Berlin zu entridtende Zins wird nah Mafgabe des Reichs-Münz— 
Geſetzes vom 9. Juli 1873 und zufolge Genehmigung der Herren Mintfter 
der Finanzen und für Handel, vom 1. Januar 1875 zu nachſtehenden Be— 
trägen erhoben: 

A. fir die Benugung der öffentlihen Ein- und Ausladeftellen: 
für Meine für mittlere für große 


Kähne Kähne Kähne 
a. für eine Woche ......... — Mk. 38 Pf. — Mt.75 Pf. 1Mk. 50 Pf. 
b. ⸗ bie zweite Woche ..... — : de 1:50,33. —. 
ec. = die dritte Wode ..... — 53 re 
d. = die vierte Woche ..... — : 5: 1:%:3:—. 
e. = den zweiten Monat....— =» 5 =»: 1:50:33 .- — ⸗ 
f. = jeden folgenden Monat... 1 =» 50 = 3 -—»+ 6 - — = 


desgleichen iſt für eine Karrbahn oder eine Ausladetreppe von den Beſitzern 
ein jährlicher Zins von 15 Mark und für eine Waſſertreppe ein jährlicher 
Zins von 3 Mark zu entrichten. 
Berlin, den 14. Januar 1875. 
Königliches Königliche 
Polizei » Präfidium. Minifterial: Bau » Kommiffion. 
Königlihes Domainen: Nentamt Berlin. 


Fünfter Abſchnitt. 


Vorſchriften für den Verbindungskanal zwiſchen dem 
Berlin-Spandauer Kanal und der Unterſpree. 


Reglement für die Benugung des neuen Verbindungskanals 
zwifhen vem Berlin-Spandauer Kanal und der Unterjpree 
vom 16. Dezember 1876. 


Auf Grund des $ 115 des Gefeges, betreffend die Zuftändigfeit der 
Bermwaltungsbehörden x. vom 26. Juli d. J. (G.⸗S. ©. 297), wird das 
nachftehende, von der Miniſterial-Bau-Kommiſſion in Berlin entworfene 
Reglement für die Benugung des neuen Berbindungsfanals zwifchen dem 
Berlin Spandauer Kanal umb der Unterfpree mit Zuftimmung des Pro— 
vinzial- Raths der Provinz Brandenburg hierdurd als Polizei» Berorbnung 
in Kraft geſetzt. 

Das Schifffahrt treibende Publifum, ſowie alle Diejenigen, welche den 
gedachten Kanal zu benugen beredtigt find, haben die nachfolgenden Be- 
ftimmungen genau zu beachten, auch allen Anweiſungen der die Aufficht 
führenden Beamten Folge zu leijten. 


I. Abſchnitt. 
Befchaffenheit der Fahrzeuge und ihrer Ladung. 
81. 

Länge und Breite der Kähne und Flöſſe. Die zuläſſige Länge und 
Breite der Schiffsgefäße iſt durch das Regulativ vom 8. November 1845 
beſtimmt und darf nach demſelben erſtere nicht über 40,2 Meter von Spitze 
zu Spitze, letztere nicht über 4,6 Meter betragen. Soweit es die Räum— 
lichkeit geftattet, follen jevoh aud Fahrzeuge von größeren Dimenfionen 
zugelafjen werben. Floßhölzer können bis zu einer Breite von 3,14 Meter 
und bis zu einer Fänge von 40,8 Meter verbunden fein. Unverbundenes 
Holz wird nicht in die Schleuſe gelaffen. Auch dürfen die Flöſſe der Baus 
hölzer niemals jteif verbunden fein. 

8 2. 

Höhe der Kähne. Die Huffe eines umbeladenen Fahrzeuges darf 

nicht höher als 2,5 Meter über ven Waſſerſpiegel hervorragen. 
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$ 3. 
Höhe und Breite der Ladung, Bordhöhe. Die zuläffige Höhe ver La— 
ungen, einfchlierlich der gelegten Maſten, darf über dem Wafjerfpiegel höchſtens 
3,14 Meter betragen und die Breite derfelben nicht über den Bord hervorragen. 
Ausnahmsweije dürfen Kähne, welche Heu, Stroh, Wolle und andere 
leihte und lodere Waaren führen, bis zu 4,7 Meter Breite laden, doch 
foll jede Hemmung der Fahrt durch zu große Höhe und Breite der Ladung, 
fowie jede dadurch herbeigeführte Beſchädigung der Brüden bejtraft werben. 
Ein beladener Kahn muß mindeitens überall 21 Gentimeter Borphöbe 
haben, es jei denn, daß er dur ein Verdeck oder auch auf fonjt geeignete 
Weile gegen den Wellenfchlag geſchützt jei, in welchem Falle die Bordhöhe 
5 Gentimeter weniger betragen darf. 

Ss 4 
Tiefgang der Kähne. So lange nicht Untiefen im Kanal Ausnahme: 
Beitimmungen nöthig machen, werben die Kähne mit 1,26 Meter Tiefgang 

zugelafien. 

Der Kanalmeifter resp. der Schleufenmeifter ift berechtigt und ver- 
pflichtet, den Tiefgang jedes Fahrzeuges, welches in den Kanal eingelaffen 

fein will, zu unterfuchen. = 


Belaften ver Steuer. Die Steuer dürfen nicht ohne völlige Sicher» 
heit gegen das Herabfallen der befchwerenden Körper belaftet werben. 
Kaften, welche fih zum Zwecke der Belaftung auf den Steuern befinden, 
müſſen mit einem Dedel verjehen werden; Steuer, welde vorübergehend 
ohne Leitung gelafien werden, müfjen fo befeftigt fein, daß fie andere Fahr— 
euge nicht gefährden. 
zeuge nicht gefäh 4* 

Bemannung der Schiffsgefäße. Die Schiffsgefäße müſſen ſo 
bemannt ſein, daß ſie die Brücken mit Leichtigkeit paſſiren und ſchnell 
genug in die Schleuſe ſtoßen können. Kähne über 22 Meter Länge müſſen 
mindeſtens zwei ſtarke Leute am Vordertheil und einen Mann am Steuer haben. 

87 

Bemannung der Floßhölzer. Es dürfen höchſtens acht Plätze 
Floßhölzer, jede unter 14 Meter Länge, und höchſtens ſechs Plätze, jede 
über 14 Meter Länge, auf ein Mal transportirt werden, wenn ſie der Länge 
nach und nicht ſteif verbunden ſind, und müſſen mindeſtens mit vier Leuten 
bemannt ſein. Beim Durchgang der Floßhölzer durch die Schleuſe müſſen, 
die Schleuſengehülfen ungerechnet, ſechs Mann bereit ſein. 


II. Abſchnitt. 
Verhalten beim Anlegen. 
88. 
Verhalten beim Anlegen zum Stillliegen. Das Anlegen zum 
vorübergehenden Stillliegen iſt an jeder nicht verbotenen Stelle geitatter, 
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doc darf fein Fahrzeug jo anlegen, daß es die Schifffahrt hindert. Die 
Kanal-Berwaltung hat darüber zu beftimmen, wie lange einem Fahrzeuge, 
mit Rüdficht auf das Interefle ungehinderter Schifffahrt, das Stillliegen im 
Kanal geftattet werben kann. Flöffe müfen den Kanal in ununterbrochener 
Fahrt paffiren, beziehungsweife zu ihrem Beitimmungsorte am Kanal bewegt 
werden, ohne anzulegen. 


89. 

Berhalten beim Anlegen zum Ein: und Ausladen. Wer dagegen 
zum Cinladen oder Ausladen anlegen will, bedarf in jedem einzelnen alle 
eines bejonderen polizeilihen Erlaubnißſcheines, welcher vom Königlichen 
Shifffahrts-Büreau zu Berlin ertheilt wird. Das Ein« oder Ausladen ift 
jevod nur an den Ladeſtraßen und an den befonders zum Ein und Aus— 
laden beftimmten und in dem polizeilihen Erlaubnißſchein bezeichneten 
Stellen geftattet. 

Die Fahrzeuge find dem Ufer fo nahe wie möglich, und zwar geftredt 
zu legen. Das Nebeneinanderliegen zweier Fahrzeuge over Flöſſe ift nicht 
geftattet. Wo in Kanalhäfen und an öffentlichen Plägen von der geftredten 
Page abgewichen werben darf, wird bejonders angegeben werben. 


8 10. 

Befeftigung der Fahrzeuge. Kähne und Flöffe müſſen jo befeitigt 
werden, daß fie nicht vom Ufer abtreiben, ſich losreißen, herumfchlagen, die 
Fahrt jperren, Ufer: und Bauwerke oder andere Fahrzeuge und Flöffe be- 
ſchädigen fünnen. Das Befeftigen an Bäumen, Brüdengeländern und 
fonjtigen, zum Befeftigen nicht beftimmten Gegenftänden ift unterſagt. Be— 
feitigungspfähle dürfen nicht in das Ufer oder in bie Böfchungen einge: 
ſchlagen und Anfer nur in das Wafler geworfen werben. 


gl. 
Ueberwintern der Kühne. Das Ueberwintern der Kähne darf nur 
an den dazu beftimmten Stellen und unter befonderer Erlaubniß ftattfinden. 


8 12. 

Ein» und Ausladen der Waaren. Beim Ein: und Ausladen von 
Waaren muß jede Beihädigung der Schälung des Ufers und der Doffi- 
rung, jowie jede Verunreinigung des Kanalbettes forgfältig vermieden werben; 
e8 darf deshalb das Ein- und Ausladen nur auf gehörig unterftügten Rüft- 
brettern erfolgen. 


8 13. 

Yagern und Herausſchaffen des Floßholzes. Lagern und 
Herausſchaffen von Floßhölzern darf in dem Verbindungskanal ſo lange 
nicht ſtattfinden, bis zu letzterem Zwecke die dazu erforderlichen Vorrich— 
tungen hergeſtellt ſein werden. 
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III. Abſchnitt. 
Berhalten während der Fahrt. 
8 14. 

Bom Segeln. Das Segeln auf dem Berbindungsfanal ift unter- 
fagt. Alle Fahrzeuge und Floßhölzer dürfen venfelben nur mit nieder- 
gelegten Majten paffiren. 

8 15. 

Bom Treideln. Nur von den vorhandenen Treidelwegen aus darf 

getreibelt und jedesmal nur der rechtsjeitige derjelben benugt werben. 


$ 16. 
Verbot des Nebeneinanderfahrens Zwei große Kühne oder zwei 
Holzflöffe Dürfen nicht längere Zeit nebeneinander herfahren oder zugleich 
in den Kanal hineinziehen. Imsbefondere ift das Kuppeln zweier Kühne 


verboten. 
8 17. 


Ableichtern und Ueberladen. Das Ableichtern und Ueberlaven im 
Fahrwaſſer des Kanals ift durchaus verboten und wird den Schiffsführern 
nur in dem unterhalb der zweiten Schleufe am Plötzenſee befindlichen Baſſin 


geftattet. 
8 18. 


Ausmweihen. Sid begegnende Fahrzeuge weichen einander jedesmal 


rechts aus. 
$ 19. 


Ueberholen. Yangjam fahrende Kähne müfjen jchneller fahrende vorbei- 
laſſen und ihnen möglichft freies Fahrwaſſer geftatten. Dabei haben ſich 
beide Theile die Erleichterung eines ungehinderten Borbeifahrens angelegen 
fein zu laffen. Derjenige, welcher dabei eine Schifffahrtsftörung veranlaft, 
fällt in Strafe. Wenn der vorbeifahrende Kahn treivelt, jo hat der Tours 
fahn ihm an der Yeinpfadfeite Play zu geben, nöthigenfalls auch Peinen und 
Ziehbaum fallen zu laſſen. Treidelt der Tourkahn, der vorbeifahrende aber 
nicht, jo hält letterer die entgegengejegte Seite. Treidelt keiner von beiden, 
fo nimmt der vorbeifahrende die linfe Seite des Kanals. 


8 20. 

Beihränfung des Vorbeifahrens. Flöffe dürfen niemals anderen 
noch im Gange befindlichen Flöffen vorbeifahren. Kähne dürfen in der 
Durdfahrt von Brüden, desgleihen auf Kahnlänge ober= oder unterhalb 
derfelben, jowie in den beſonders bezeichneten Kanaljtreden einander nicht 
überholen und felbit nicht einander vorbeifahren, wenn fie beide beladen find, 
vielmehr muß der vor der Brüde oder vor einer bezeichneten engen Kanal: 
ftrede fpäter anfommende Kahn nody vor ber Brüde oder Strede den Durch— 
gang des ihm entgegenfommenden Kahns abwarten. Bei gleichzeitiger An— 
funft zweier Kähne vor Brüden oder an den bezeichneten Streden hat der 
Abwärtsfahrende vor dem Aufwärtsfahrenden den Vorzug. 


6 
821. 

Bon den Dampfſchiffen. Dampfſchiffe mit Schaufelrädern zur 
Seite dürfen den Kanal gar nicht, Schrauben- Dampfjhiffe dagegen nur nad) 
bejonvers dazu eingeholter Erlaubniß befahren. 

Dampfichiffe müſſen überall, wo fie anderen Fahrzeugen vorüberfahren, 
fi) in möglichjter Entfernung von denjelben halten, und die Maſchinenkraft 
fo mäßigen, daß für die anderen Fahrzeuge durch den Wellenfchlag feine 
Gefahr entiteht. Außerdem müſſen Dampfichiffe bei der Fahrt während der 
Nacht oder bei ſtarkem Nebel mindeftens eine hellleuchtende, nach allen Seiten 
ſichtbare Yaterne führen, audy erforderlichen Falls von Zeit zu Zeit mit der 
Glocke läuten. 


IV. Abſchnitt. 
Verhalten bei der Schleufe und den Brüden. 
$ 22. 

Marten an der Schleufe. Die Annäherung an die Scleufe muß 
mit Borficht geichehen. 

Fahrzeuge und Flöſſe, welche vor der Schleufe anfonımen, müſſen nad) 
näherer Anmweifung des Schleuſenmeiſters eine folde Lage annehmen, daß 
das Vorbeifahren anderer Fahrzeuge in feiner Weiſe behindert wird. 

Der Scyleufenmeijter hat darüber zu beftimmen, ob fid ein Fahrzeug 
nähern fol, und darf ohne feine Erlaubniß fein Fahrzeug auf mehr als 
eine halbe Kahnlänge den geichloflenen Schleufen« Thoren nahe kommen. 

Dagegen muß der nächte Kahn oder das nächfte Floßholz der Auf: 
forderung des Schleufenmeiiters, in die Schleuſe zu ziehen, augenblidlic) 
nachkommen. 

823. 

Paſſiren der Schleuſe. Die Schiffs- oder Floßholzführer dürfen 
die Schleuſe ſelbſt bei geöffneten Thoren in der Zeit gleich hoher Waſſer— 
ſtände der Havel und Spree erſt dann paſſiren, wenn ſie nachgewieſen haben, 
daß die Schifffahrts-Abgaben von ihnen berichtigt worden ſind. 

Durchſchleuſen von Schiffsgefäßen erfolgt in der Reihenfolge, in welcher 
die einzelnen Kähne bei der Schleuſe ankommen oder in welcher dieſelben 
ſich der Reihe von Schiffsgefäßen anſchließen, die vor der Schleuſe auf das 
Durchſchleuſen warten. Ebenſo ſchleuſen Flöſſe unter ſich nach der Reihe 
der Ankunft. Liegen Fahrzeuge und Flöſſe vor der Schleuſe, ſo erfolgen 
abwechſelnd zwei Schleuſungen mit Kähnen und eine mit Floßholz. 

Von dieſer Reihenfolge darf nur dann abgewichen werden, wenn der 
früher Augekommene feine Papiere nicht geordnet, oder ſich zum rechtzeitigen 
Scyleufendurhgang nicht eingefunten hat und hierdurch Berzögerungen 
bein Paſſiren ver Schleufe entjtehen. 

Ausnahmen von diefer Regel find nur für mit Pulver beladene Fahr— 
zeuge geftattet. Fiskaliſche Baggermaſchinen und Prähme und die Fahrzeuge 
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der infpizirenden Königlichen Beamten paffiren jederzeit die Schleujfe un— 
gehindert und ohne daß bierfür eine Schifffahrts-Abgabe erhoben wird. 
8 24. 

Berhalten während des Schleujens. Das Ziehen der Schützen, 
fowie das Deffnen der Scleufen» Thore geſchieht nur durd die Schleuſen— 
gehülfen, nad näherer Beitimmung des Schleufenmeifters, jedoch niemals 
vor gänzlider Füllung oder Peerung der Schleufe. 

Jedes Anſtoßen an die Thore oder Wände der Schleuſe ift ſorgſam 
zu vermeiden, weshalb jeder Kahn umd jede einzelne Berbindung von Floß— 
hölzern an den hierzu vorhandenen Ringen mindeftens mit einem hinreichend 
ftarten Tan befeftigt oder gehemmt werden muß. Die von den Sciffern 
felbft zu leiftenden Arbeiten müſſen genau nach der Anweifung des Schleufen= 
meifters erfolgen. Das Einjegen von eiſenbeſchlagenen Nudern oder Stangen 
in die Wände oder Thore der Schleufe, fowie jede Beſchädigung derſelben 
ift verboten und wird nad $ 31 dieſes Neglements beftraft. Außerdem 
muß für eine dergleichen Beſchädigung Erſatz geleitet werben. 

8 25. 

Borfiht bei den Brüden. Den Brüden dürfen fih die Schtifer 
nur langjam nähern und haben jedes Streiben der Balfen mit Segeln, 
Ziehbäumen oder fonftigen auf den Schiffen liegenden Gegenftänden zu ver— 
meiden. 

Auch ift bei Brüden der Gebraud eifenbefchlagener Ruder ſtreng 
nnterfagt. 


V. Abſchnitt. 
Allgemeine Waſſer⸗-Polizei-Vorſchriften. 
8 26. 

Vom Transport des Schießpulvers. In Betreff des Waſſer— 
transports von Schießpulver wird auf die deshalb erlaſſenen und noch zu 
erlaſſenden allgemeinen Vorſchriften, namentlich auf die Polizei-Verordnungen 
der Königlichen Regierung in Potsdam vom 11. Auguſt 1871 und des 
Königlichen Polizei-Präſidiums in Berlin vom 4. Oktober deſſelben Jahres 
(Amtsblatt der Königlichen Regierung in Potedam Jahrgang 1871 ©. 229 
und 336) vermiefen.*) 

) Bergleihe Eicherheits- Polizei, Seite 7 und 17. 
8 27. 

Verunreinigung. Die Verunreinigung des Kanals und der Kanal— 
bäfen durch Einmerfen oder Einlaffen von Schutt, Steinen, Ballaft, Säge 
jpähnen, Kehricht, Müll, Aſche und dergleihen mehr ijt unterfagt umd zieht 
die geſetzlichen Strafen nad) fid). 

8 28. 

Bejhädigung der Anlagen. Das Betreten der Böfchungen, 

Banketts oder Kanalborde an anderen als au den Ausladeftellen, das Bes 
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Ihädigen der Anpflanzungen am Kanal, ſowie des ſich erzeugenden Auf: 
wuchſes und Diebitahl daran, desgleichen die Hinwegnahme der Bezeichnungen 
von Schifffahrts» Hindernifien it unterfagt und wird mit den bejtimmten 
Strafen geahndet. 

Auch dürfen die Treidelmege nicht verfperrt und micht zum Reiten, 
Fahren oder Starren benugt, auch darf auf Diefelben oder auf die Böſchungen 
fein Vieh getrieben oder gebütet werden. Auf den Fahrdämmen der Ufer: 
wege darf unbefugt Nichts gelagert werden. Waſſerſchöpfen ift nur won den 
Wafler-Treppen aus geftattet. Das Baden, Biebtränfen und Pferde: 
ihwemmen iſt im Kanal und ven Häfen überhaupt nicht erlaubt. Die 
Fiſcherei, Gras: ımd Eisnutzung ſteht nur den betreffenden Pächtern zu. 


8 29. 

Anlagen von Privatperfonen. Die Anlage von Ausladeftellen, 
das Einleiten von Abzugs-Kanälen in den Kanal, das Einlegen von Saug— 
röhren, die Ausführung und Unterhaltung von Auslade- und Waſſer— 
Treppen u. f. w. darf nur auf Grund beionderer von der Kanal: Behörde 
ertheilten Konzeſſionen jtattfinden, wobei insbejondere auf Erhaltung der 
Treidelmege Nüdficht zu nehmen ift. Das Einleiten von Kloaten- Kanälen 
wird gänzlich unterjagt. 


VI Abſchnitt. 
Beftimmungen über die Zurüdweifung und Beftrafung 
der Kontravenienten. 
Ss 30. 
Zurüdweijung. Kähne und Holzflöſſe, welche die in dieſem Regle- 
ment angegebenen Abmeſſungen überjchreiten, werden in den Kanal nur 
eingelaffen, wenn der Raum es gejtattet. 


s 31. 

Strafen. Wer den Beſtimmungen der vorftehenden SS 1 bis 30 zu— 
widerbhandelt, vesgleihen Schiffer, welche fich weigern, dem Schleufenmeifter 
oder anderen Polizeis und Auffichts-Beamten ihre Yegitimationspapiere vor— 
zuzeigen oder ihren fonftigen Anordnungen Folge zu leiften, verfallen, injofern 
fie nicht nach geſetzlichen Beſtimmungen noch höhere oder andere bejondere 
Strafen verwirft haben, außer ihrer Verantwortlichkeit für den zugefügten 
Schaden in eine polizeilihe Strafe bis zu 30 Marf oder im Unvermögens— 
falle in die entfprechende Gefängnifitrafe. 

Wird Vieh am verbotenen Stellen betroffen, fo erlegt der Eigenthümer 
deſſelben für jedes betroffene Pferd und Stück Rindvieh 3 Mark, für jedes 
Kalb, Schaf, Schwein und für jede Ziege 1 Mark 50 Pfennige, für jedes 
Stück Federvieh 50 Pfennige an Strafe. Für die Strafen und Koften, 
welche durd die Kontraventionen der Mannfcaften eines Kahns vermirft 
und veranlaßt werden, ift der Schiffsführer, für die durch Flöſſer verwirften 
der Regimenter verantwortlich. 

4° 
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S 32. 

Someit das vorftehende Neglement nicht Abänderungen enthält, werben 
die allgemeinen für die Wafjerläufe des engeren Polizeibezirfs von Berlin 
erlajfenen ftrompolizeilihen Vorfchriften, welhe am 5. und 8. März 1850 
(Intelligenz: Blatt Nr. 68 und 71) befannt gemacht worden find, auch auf 
den Berbindungsfanal zwifhen dem Berlin: Spandauer Kanal und ber 
Unterfpree mit der Beltimmung ausgedehnt, daß Zuwiderhandlungen mit 
einer Geldbuße bis 30 Mark resp. der entjprechenden Gefängnißſtrafe ge— 
ahndet werben follen. 

Potsdam, den 16. Dezember 1876. 

Der Königlihe Ober: Präfivent der Provinz Brandenburg 
Wirkliche Geheime Rath 
(ge3.) von Jagow. 


Gebühren für Benutzung der Ein- und Austadeitellen. 
Befanntmahung vom 14. Juli 1878, 

Die nad) der Bekanntmachung des Königlichen Polizei: Präfidii, der 
Königlichen Minifterial- Bau-Kommilften und des Königlichen Domainen- 
Rent: Amts Berlin vom 14. Jannar 1875 (Amtsblatt der Königlichen 
Regierung in Potsdam de 1875 Seite 23) [voritehend Seite 684] für die 
Benutzung der öffentlichen Ein» und Ausladeftellen und für die Benutzung 
und resp. Unterhaltung von Anlagen am Schifffahrtsfanal zu erhebenvden, 
an das Königliche Domainen-Rentamt Berlin zu entrichtenden Geldbeträge 
werden aud für die Benutzung und resp Unterhaltung der gleichartigen 
Anlagen an dem neuen Berbindungskanal zwiichen dem Berlin» Zpandaner 
Schifffahrtsfanal und der Zpree bei Charlottenburg mit der Mafgabe er: 
hobein, daß die an diefem Berbindungsfanal vorhandenen Ladeſtraßen als 
öffentlihe Ein= und Ausladeitellen betrachtet und für Die Benugung derjelben 
die gleichen Beträge erhoben werden, wie für die öffentlihen Ein- und Aus— 
ladeſtellen. 

Berlin, den 14. Juli 1878. 

Königliches Königliche 
Polizei: Präfibium. Miniſterial-Bau-Kommiſſion. 
Königliches Domainen-Rentamt Berlin. 


Anhang. 


Ausdehnung der polizeilihen Borihriften auf die im Nahre 1860 mit 
dem Gemeindebezirf Berlin vereinigten Stadttheile. 
PolizeisBerordnung vom 28. Dezember 1860. 
Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Gefepes über die Polizei- Ver: 
waltung vom 11. Mär; 1850 (G.S. p. 265 ff.) verordnet das Polizei— 
Präfidium, was folgt: * 


Sämmtliche für den engeren Polizeibezirk von Berlin erlaſſenen 
und nod gültigen Polizei» Verordnungen, Publifanda, Belannt- 
machungen, Berbote, Ordnungen und ſonſtige Beröffentlihungen, fie mögen 
einen Namen tragen, welden fie wollen, insbejondere die Bau-Polizei— 
Ordnung vom 21. April 1853, treten vom 1. Januar 1861 ab für die— 
jenigen Grundſtücke in Kraft, welde auf Grund der Allerhöcjiten 
Kabinets-Ordre vom 28. Januar d. I. und der Bekanntmachung des König— 
lihen Ober: Präfidiums der Provinz Brandenburg vom 27. März d. J. 
(Amtsblatt für die Königliche Regierung zu Potsdam und die Stadt Berlin 
für das Jahr 1860, Stüd 14 ©. 120) vom 1. Januar 1861 an mit dem 
Stadtbezirf und in Folge hiervon mit dem engeren Polizeibezirf von 
Berlin vereinigt werben. 





82. 

Wer von 1. Januar 1861 an einer der im 8 1 gedachten Polizei— 
Verordnungen ꝛc. zuwiderhandelt, verfällt der in derſelben feſtgeſetzten Strafe. 

Berlin, den 28. Dezember 1860, 

Königliches Bolizei- Präfidium. 
(ge3.) Freiher von Zedlitz. 
Bıblifationd: Organ für lofalpolizeilihe Verordnungen. 
Belanntmahung vom 24. Dezember 1847. 

Mit Bezug auf die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 8. Februar 1840 
(6.:5. 1840 ©. 32), wonad dem Polizei Präfidium die Befugniß zus 
fteht, die Art der Publikation lofalpolizeiliber Berordnungen für Berlin und 
deſſen Bolizeibezirf mit verbindlicher Kraft für das Publikum und für ſämmt— 
lihe Berwaltungs: und Juſtizbehörden nach eingeholter Genehmigung des 
Minifterit des Innern zu bejtimmen, wird hierdurch befannt gemacht, nachdem 
ſolche mittelit Nefkripts vom 14. Dezember 1847 (II. 12636) ertheilt worden 
ift: daß die in Zukunft von dem Polizei: Präfidium erlaffenen [ofal- 
polizeilihen Verordnungen für den engeren und weiteren Polizeibezirk 
Berlins aud als eben für gehörig publizirt zu erachten find und verbindliche 
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Kraft haben, wenn fie dur das hiefige Intelligenz; Blatt veröffentlicht 
worden find. Dagegen bleibt für die landespolizeilichen Berordnungen 
das Amtsblatt der Königlihen Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin wie bisher das offizielle Publifations- Organ; auch werden vie lofal- 
polizeilichen Verordnungen gleichfalls mit verbindlicher Kraft durch daſſelbe 
befannt gemacht. 

Berlin, den 24. Dezember 1847. 

Königliches Polizei » Präfidium. 
(gez.) v. Minutoli. 
Belauntmabung vom 27. Dezember 1867. 

Auf Grund der Allerhöcdten Kabinetsorpre vom 8. Februar 1840 (G.S. 
©. 32) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß mit Genehmigung 
des Königlichen Minifterit des Innern das von den U. W. Hayn'ſchen 
Erben bierjelbft herausgegebene „Berliner Intelligenz Blatt“ vom 
1. Januar 1868 ab zum offiziellen Bublifations- Organ für alle den engeren 
und weiteren Polizeibezirk betreffenden lofalpolizeilihen Berordnungen und 
Befanntmahungen des Bolizei- Präfidiums mit verbindlicher Kraft für das 
Bublifum beftimmt worden ift. 

Die Befanntmadhung vom 22. März 1867 in Nr. 71 des diejleit. In— 
telligenz» Blattes, durch weldye die im Verlage des Buchdruckereibeſitzers 
Eruard Weinberg erfibienene, am 31. d. Mts. und Jahres jedoch eingehende 
Zeitung „Neue Berliner Nachrichten” von polizeilichen, Gerichts: und anderen 
Tages: Ereigniffen zum Publifations» Organe des Polizei: Präfidiums erklärt 
worden it, wird vom 1. Januar 1868 ab hierdurch aufgeboben. 

Berlin, den 27. Dezember 1867. 

Königliches Polizei-Präſidium. 
(gez.) von Wurmb. 


Zu Theil I. (Bau Polizei), Abschnitt 3 (Bau: Ordnung) Seite 183. 
Befanntmahung vom 21. Februar 1887. 

Auf Grund des $ 19 der Bau Polizei» Ordnung für den Stadtkreis 
Berlin vom 15. Januar 18857 wird hiermit befammt gemacht, daß bet ber 
baupolizeilihen Prüfung von Bauplänen und ſtatiſchen Berechnungen die in 
Bezug auf die BelaftungdesBaugrundesund der Baufonftruftiong: 
theile, jowie auf die Beanfpruhung der zur Berwendung kom— 
menden Baumaterialien bisher in Gebraud gewefenen Annahmen, 
joweit Solche nachfolgend aufgeführt find, aud ferner bis auf Weiteres 
Anwendung finden werden: 

l Eigengewidte der Baumaterialien. 


Erbe Kb Ye pro. chim aan ea 1600 kg 
Ziegelmauerwerf aus vollen Steinen .. ... ........ 1600 - 
Desgleihen aus poröſen Steinen ................ 1300 — 


Desgleihen aus poröjen Lochfteinen .. ............ 1100 — 


Sandſteinmauerwerk »....u22.0 .......... 2400 
Granit und Marmor........................ 2700 
F 11 650 
Eiheßeeeee rn 800 
Fiſſeeeeeee 7500 
IE rin er. 2000 
2. Eigengewichte und Belaftung von Bautheilen. 

Balfenlage in Wohngebäuden pro qm .. . ......... 250 
Desgleihen einichließlih der Belaftung pro qm ..... 500 
Balfenlage in Fabrif- und Yagergebäuden pro qm ... 250 
Desgleihen einjchließlich der Belaftung pro qm ..... 750 
Balkenlage in Getreideſpeichern einschließlich der Bes 

laftung zum Nachweis pro qm .............. 850— 1000 
Gewölbte Dede aus poröjen Steinen in Wohngebäuden 

BEN OMA rasen 350 
Desgleihen einfhlieglih der Belaftung pro qm ..... 600 
Gewölbte Dede in Fabrikgebäuden einfchließlich der 

Belastung: pro Alt u. aan 1000 
Gewölbte Dede unter Durchfahrten und befahrbaren 

Höfen einschließlih der Belaftung ............ 1250 
Wellblechdecken einfhliehlid der Belaftung zum Nachweis 500—1000 
Gewölbte Treppen........................... 500 
Desgleichen einſchließlich der Belaſtung ............ 1000 


Dachflächen, in der Horizontalprojektion gemeſſen, eine 
ſchließlich Schnee und Winddruck bei Metall- oder 


Glasdeckung gemäß der Neigung, pro qm...... 125— 150 
Desgleihen bei Schieferdedung .. ..... .......... 200— 240 
Desgleihen bei Ziegeldedung ... . ...... ........ 250— 300 
Desgleihen bei Holzeementdedung ................ 350 
Steile Manfardeväher ....................... 400 

3. Zuläffige Beanſpruchung der Baumaterialien. 
Schmiedeeifen pro gem auf Zug ................ 750 
Desgleihen pro gem auf Diud ................ 750 
Desgleichen pro gem auf Abjcheerung .. .......... 600 
Gußeiſen pro gem auf Zug . .... . ........... 250 
Desgleihen pro gem auf Druck. ................ 500 
Desgleihen pro gem auf Abſcheerung ............ 200 
Bombirtes Eifenwellbleh pro gem auf Zug........ 500 
Desgleihen pro gem auf Drud ................ 500 
Eifenvraht pro gem auf Zug .................. 1200 
Eichen: und Buchenholz pro gem auf Zug.......-. 100 


Desgleihen pro gen auf Druck............... 80 


Stiefernholz pro gem auf Zug... ......... ....... 100 kg 
Desgleihen pro gem auf Druck ................ 60 — 
Granit pro gem auf Druchh 5 - 
Sanpjtein je nad) der Härte pro gem auf Drud.... 15-30 — 
Rüpdersporfer Kalfjteine in Quadern pro gem auf Drud 25 - 
Kalkſteinmauerwerk in Kalfmörtel pro gem auf Drud.. 5 - 
Gewöhnliches Ziegelmauerwerf desgl. pro gem auf Drud 7 - 
Ziegelmauerwerf in Gementmörtel pro gem auf Drud ll - 
Beites Klinfermauerwerf desgl. pro gem auf Drud... 12—14 — 
Manerwerf aus poröfen Steinen pro gem auf Drud.. 326 - 
Guter Baugrund pro gem auf Drud ............ 25 - 


Abänderungen und Ergänzungen der vorftehend aufgeführten Annahmen, 
jowie Beftimmumngen für Stonftruftionen unter befonderen Berhältnijfen bleiben 
vorbehalten. 

Rerlin, den 21. Februar 1887. 

Der Polizei-Präſident. 
(ge3.) Freiherr von Richthofen. 


Zu Theil I, Abſchnitt 3, A. Zwiſchendecken in Tiichlereien. 
PolizeisBerordnung vom 7. Junt 1866. 

Auf Grund der 88 5, 6 und 11 des Geſetzes über die Bolizei: Ver» 
waltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. ©. 265) verordnet das Polizei> 
Präfivium nad vorgängiger Berathung mit dem Gemeinde» Borftande für 
den engeren Bolizeibezirt von Berlin unter Hinweis auf die Belannt- 
machung vom 20. Juli 1859 — Amtsblatt Stüd 31 — betreffend vie 
Anlage von Tiſchler-Werkſtätten, was folgt: 

— 

Die Anlage von Zwiſchendecken (ſogenannten Bamelagen) zum Lagern 
von Brettern und dergleichen iſt in den großen Tiſchler-Werkſtätten, 
alſo ſolchen, welche in einem oder mehreren mit einander verbundenen 
Räumen mehr als 250 JFuß Grundfläche haben, nur nach vorher ein— 
geholter polizeilicyer Erlaubnig und Vorſchrift geftattet. 

82. 

Bei den Neubau-Projekten für Tiſchler-Werkſtätten überhaupt iſt die 

Anlage dieſer Zwiſchendecken ebenfalls darzuſtellen und in der Berechnung 


entſprechend zu berückſichtigen. 
83 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchrift werden nach $ 118 der Bau— 
Polizei-Ordnung von 21. April 1853 beſtraft. 
Berlin, den 7. Juni 1866. 
Königliches Polizei = Präfidium. 
(gez.) von Bernuth. 


— t —— 


Chronologiiches Verzeichniß. 


1826. 

27. Dezember. Kab.»Drpdre, betr. den Prämienfonds für Gefinde ..... 
1829. 

14. April. Belanntm., betr. die Veränderung an den Facaden der auf 

Königl. Koften erbauten Privathäuſer ..... . .. 
1833. 

21. Dezember. Publik., betr. den Gebrauch von Zink bei Saugbrunnen . . 
1834. 

28. Februar. Belanntm., betr. den‘. Gegenfland ... 2 ucneuereen 

31. Mat. Reglement für die Befiger von Miethsgondeln .......... 
1836. 

1. Mai. Belanntm., betr. das Angeln und das Ueberlafien Heiner Kähne 

A N REN EN ERTPRE IE 
1837. 

7. März. Belanntm., beir. die Erhaltung der Privat-Brunnen ...... 

7. Oktober. Pol.Verord., betr. das Führen der Handelsflagge auf Preuß. 

ſſſſſ 
1843. 

38. Dftober. Belanntm., beir. die Selbfientzündung der Stein- u. Braun 

VO ee a a ee en 
1844. 

20. November. Belkanntm., betr. die äußere Heilighaltung der Sonn- und 

SE ee OR 
1846. 

17. Dezember. Belanntm., betr. das Schlittfhuhlaufen ........... 
1847. 

23. Februar. Belanntm., betr. die Gafthofs-Taren .. 2.2 22220000. 
5. November. Belanntm., betr. das Gewerbe der Marktträger ...... 
8. Degember. Befanntm., betr. die Abholung der Reifenden von den Eifen- 

dahnhöfen (Gaſthofswagen) - - 222 u nennen rennen 

24. Dezember. Belanntm., betr. die Publikation Lofalpolizeilicher Ber- 

ÜRRRRNGER 5 ea 
1848. 
9. Februar. Wochenmarkt: Drbnung - - zen 20er een nn 

15. Auguftl. Reglement über ven Geſchäftsbetrieb außergerichtlicher Auftio- 


natoren und Gebühren-Zare hierzu - 2. c une r een 


14. 


698 


1850. 


. März. Zufammenftellung der wichtigſten ftrompolizeilichen Vorſchriften 


über den Berkehr auf den Waflerläufen im engeren Polizeibezirf 
DO ORTE a a ee ee 


. Auguft. Reglement für den Yandwehr- und Louiſenſtädtiſchen Kanal . 
. Auguft. Pol»Berord., betr. die für den Landwehr: und Fonifenftädti- 


ſchen Kanal geltenden Borfhriften ...:» 222 neereenn nn 
Dezember. Belanntm., betr. das Eishauen auf den öffentlihen Wafler- 
BR: 52:2 ee a nn re 


1851. 


. März. Berord., betr. die Berbütung von Befhädigungen der Gad- 


. Zuli. Pol.“Verord., betr. die Veranſtaltung öffentlicher Luſtbarkeiten .. 
. Zuli. Pol.Verord., betr öffentliche Theater: u. ähnliche VBorftellungen 
. September. Pol-Berord., betr. den Gebrauch der Dampfpfeife auf 


ERDE RTERE ai A a a aneenn 


. Rovember. Pol:Berord., betr. das Freihalten der Pafjage der Feuer: 


ET RA a a ae 


. Dezember. Pol»Berord., betr. die Strafvorfchriften zu den für den 


Landwehr⸗ und Louifenftädtiihen Kanal geltenden Beftimmungen . . 
1852. 


. März. Belanntm., betr. die An» und Abfahrt bei Kroll's Etabliffiement 
‚ Mai. Pol.-Berord., betr. das Betreten von Räumen, welde zur Auf- 


bewahrung von Spiritus dienen, mit gejcloflener Laterne ....... 


. Zuli. Befanntm., betr. das Anlegen von Schiffen zum Zweck der Ber: 


BER aan ee aaa ea 


. Auguft. Pol.-Berord., betr. die Benugung des Landwehr⸗Kanals .. . . 


1853. 


. Hebruar. Pol.Verord., betr. den Ankauf gebrauchter oder verarbeiteter 


Segenflände, fomweit derfelbe nicht als Trödler-Gewerbe anzufehen ift 


. Mai. Belanntm., betr. die Bejeitigung des Waſſerſchierlings auf 


SOEBEN ara ken 


. September. Reglement, betr. die Gejhäftsführung der zur Beförderung 


von Ausmwanderern fonzeffionirten Perfonen .. 2... Hr 0unn 


. November. Pol.-Berord., betr. die äußere Heilighaltung der Sonn- 


AA5 
1854. 


. März. Pol.Verord., betr. das Schlachten von Pferden, Eſeln und 


HU LEDIE TEN ee ae nase ge er 


. April. PolsBerord., betr. die Aufbewahrung u. Yagerung von Brenn 


RE A a a a 


. April. Pol.»Berord., betr. die Benugung der Dampfpfeife zu Signalen 
. Dftober. Pol.» Verord., betr. ven Berfauf von Fahrbillets an Aus 


TDANDELEL 2: na a a a 


. Dezember. VPol.»Berord,, betr. die Beranfialtung öffentl. Ausjpielungen 
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1855. 


. Januar. Bekanntm, betr. die Gefhäftsführung der Auswanderungs- 


IITÜCE EBENEN Ga 


. September. Pol.Verord., betr. die Bejchaffenheit der Baugerüfte . . . 
. Dftober. Pol.Verord., betr. bie Anlage u. f. w. von Borgärten .. . 


1856. 


. Hebruar. Pol.»Berord., betr. das Abraupen der Bäume und Sträuder 
. März. Befanntm., betr. die Attefte der Medizinalbeamten ....... 
. März. Pol.Verord., betr. das Erleuchten der Gajometer- Gebäude . . 
. Juni. Wol..Berord., betr. das Berbot von Bällen und Fuftbarfeiten an 


DER REERBEN: ee A ae a a ee a Re 


. September. Pol.:Berord,, betr. die Dienftbücher der Dienftmannen auf 


Preußiihen Slußichiffen und Flöflen ... 2-22 nu . 8 


. Dezember. Abänderungen des NReglements für außergerichtliche Auktio— 


WRIOEER une in aa a a a aan 


1857. 


. Januar. Befanntm., betr. die Gejchäftsabzeichen (Beden ver Heilgehülfen 
. März. Belanntm., betr. die Heilgebülfen ..... 222er neeen ne. 
. Zuni. Vol.»Berord., betr. das Baden in öffentlihen Gewäflern . . . - 
. Juli. Befanntm., betr. die Benußgung der Ufer und der Ein- und Aus— 


ladeftellen in dem Landwehr: und Louiſenſtädtiſchen Kanal...... 


1858. 


, April. Pol.Verord., betr. den Transport pockenkranker Verjonen... . . 
. Eeptember. Pol.Verord., betr. den Haufirhandel an Sonn- und Fefttagen 


1859. 


. April. Reglement für die Benugung des Berlin-Spandauer Kanals . 
. April. Pol.Verord., betr. die Strafandrohung zu den Borfchriften be- 


züglih des Berlin-Spandauer Kanals ............... 


. Juni. Pol.»Berord., betr. die Schwerter an den Sciffsfahrzeugen. . . 


1860. 


. Dezember. Pol.-Berord., betr. die Giltigkeit der Polizei» Verordnungen 


u. ſ. w. in den mit dem Stadtbezirf Berlin vereinigten Stadttheilen 


1861. 
23. Mai. Belanntm., betr. das Paifiren ver Brüden mit geſenkten Maften 
1862. 
4. April. Bekanntm., betr. zint- und bleioxydhaltige Kautichufr Mund- 
BIER Te — > 
4. April. Pol.Verord., denjelben Gegenſtand betreffend ... 2... .. 
2. Juni. Belanntm., betr. das Ausladen von Bullen aus Eifenbahn- 


RAD ea een 


. November. Befanntm., betr. die Abwendung der Erplofionsgefabr in 


ven Fabrifen für fünftlihe Mineralwäller.--.:-- rc ro. 


Seite. 
‚600 
195 
193 


261 
53 
49 

258 

250 


533 


700 


1863. 


. Januar. Befanntm., betr. die Berbütung der Selbftentzündung der 


Wollabgänge in ven Wollfpinnereien -. 2.222 une 


. Zunt. Pol.Berord., betr. den Berfehr auf den Jahr⸗ u. Weihnachtsmärkten 


1864. 


25. Februar. Pol.Verord., betr. das Ausftellen und Definen der Eärge . 
. April. Pol.»Berord., betr. das Berbot des Rauchens in den Theatern 
. September. YPol.-Berord., betr. die Abänpderung des 8 27 des Regle— 


ments für den Berlin- Spandauer Kanal (Durhgangs: Schifffahrt) 


. September. Belanntm., betr. das VPaffiren ver Brüden mit geſenkten 


ee ea rn an are De Er a 


24. November. Belanntm., betr. die Verwendung von Zinf zu Wirtb- 


ſchaftegegeäneeee ee a we 
1865. 


. Zanuar. Pol.-Berord., betr. den Betrieb des Omnibus⸗-Fuhrweſens . . 
. Januar. Befanntm., betr. das Anbalten der Omnibuswagen. ..... 
. März. Pol.Verord., betr. ven Betrieb der Perfonen- Dampficifffahrt 


Br MEI an area 


4. April. Bekanntm., betr. das Paffiren der Brüden mit geſenkten Maften 


23. 
3. 


April. Belanntm., betr. das unbefugte Betreten der Militär-Schießſtände 
Mai. Pol.⸗Verord., betr. den Betrieb des Schuh⸗ und Kleiverreinis 
gungs= Gewerbes auf öffentlichen Straßen und Plätzen ....... 


27. Mai. Pol.Verord., betr. den Betrieb ver Pferde-Eifenbahnen . . 
12. Auguft. Reglement für die Heilgebülfen . . ...» su une une en 
. Dftober. Befanntm., betr. die Benugung der Schälungen und ber 


Ein» und Auslaveftellen in vem Berlins Spandauer Kanal...... 


. Oftober. Pol.Verord., betr. die Strafandrohung zu der vorſtehenden 


ITGRTERRDRDNG: ne a Eee er 
1866. 


. Januar. Pol.» Berord., betr. die Regulirung des Schornſteinfegerweſens 
. März. Pol.⸗Verord., betr. die Feflfegung der Polizeiſtunde für öffent« 


DE SB u ee ae ea 


. Mai. Pol.» Berord., betr. die Anftellung und den Gefchäftsbetrieb der 


SEVERIDBBBI: 2.0. nem ee na naar 


. Juni. Pol»Berord., betr. die Anlage von Zmwifchendeden (Bamelagen) 


in Tiſchlerwerkſtätten res 


. Rovember. Pol.-Berord., betr. die Ausführung von Straßen-Arbeiten 


1867. 


. Februar. Pol.» Berord., betr. das Kollettenweien.. ... 2222... 
. April Straßen» PoligeisReglement. ...- 2:2 . nern 
. Mai. Belanntm., betr. den Berfauf von Promelien ... 2.222... 
. Zuni. Vol.» Berord., betr. die Gefinde- Dienftbüder ........... 
. Juni. Pol.Verord., betr. die Räumung und Desinfeftion von Senk— 


BERN ER ei ae ee are ne 


. Juli. 8 12 des Regulative für die Erhebung der Hundefteuer in Berlin, 


das Aufgreifen ver Hunde betreffend... 2. 220m enen en 
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. Auguft. Pol.Verord., betr. das Fortichaffen der auf der Straße ver- 


unglüdten Schlacht: und Zugtbiere. .»-» scene . .. 
Dftober. Pol.Berord., betr. das Berbot des Einfangens u. ſ. w. nütz— 
licher Bgelaxcrte a ae er 


. November. Pol.Verord, betr. das Fabrtempo im Pferdebabn- Betriebe 
27. 


Dezember. Belanntm., betr. das amtliche Punblifationg» Organ... .. 


1868. 


. Februar. Pol.-Verord., betr. die Einrichtungen ver Gasleitungen . . . 
. Juli. Pol.Verord., betr. die Verſendung leicht entzündlicher Gegen- 


HARDE Direip: IE DON: se an ren 


. Dezember. Vol.» Verord., betr. ven Verkehr mit Sprengöl (Nitroglycerin) 


1869. 


5. Januar, Pol.»PVerord., betr. das Einlaſſen von beifem Wafler in die 


tr niit ar. BEA — 


. März. Befanntm., betr. die Bekleidung des Omnibus-Perſonals ... 
. April. Pol.-WVerord., betr. die zur Anfertigung und VBerpadung von 


erpfodirenden Stoffen benugten Räume. 22 mus 


. Degember. Erlaß, betr. die Geichäfteführung der Auswanderungs— 


OT a a a a a ee TE 


. Dezember. Befanntm., betr die Abftemvelung der Sammelliften . 
. Dezember. Erlaß, betr. die Prüfung ver Seilgebülfen.......... 


1870. 


. Januar. Pol.-Verord., betr, die Ergänzung der Pol.Verord. vom 


BR TR ea en 


6. März. Verordnung, betr. die Räumungsfriften beim Wobnungswechſel 
25. April. Bedingungen, unter denen die ſtädtiſche Gasanſtalt Gas zum 


Privatgebrauch ZB. a a a 


. Juni. Pol.» Verord., betr. ven Gebrauch von Gift im Kammerjäger: 


VE a ae ea re Tarife 
1871. 


Februar. Pol.-Werord., betr. das Verbot von Stodwaffen ....... 
. Mai. Befanntm., betr. die Anzeige von Trichinen» Erfranfungen. . . . 
. Mai. Belanntm., betr. die Benußung der Thiergartenwege. . . .... 
. Mai. Belanntm., betr. allgemeine polizeitihe Beſtimmungen über die, 


Anlegung von Dampflefleln - 2.» 22 2un onen 


. Auguft. Befanntm., betr. die Dampffefjel- Anlagen in Berlin und 


IEBOEWEERNDRTE a ee ale 


. September. Pol.-Verord., betr. das Flößen von Bauhölgern .. . ... 
. Oftober. Pol.»Berord., betr. ven Verkauf, die Aufbewahrung und den 


Transport von ScpleBpulser -.-. u.a ae 


. Dftober. Erlaß, betr. die Yiquidationen der Hebammen... ...... 
. November. Befanntm., betr. die Beerdigung von Podenleiden. .... 


1872. 


. April. Pol.-Verord., betr. die An= und Abfahrt am Opernhauſe . . . 
. Juni. Erlaß, betr. die Revifion ver Dampfleflel...».-...n0 0. 
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. Auguft. Belanntm., betr. die Anfertigung von Rezepten... ...... 
16, 
10. 


Auguſt. Pol.»Berord., betr. das Yeihenfuhrweien. .. .......... 
September. Belanntm., betr. die Verwaltung des Gefinde»Belobnungs- 
und Unterſtützungs-Fonds............* 


. Dftober. Bekanntm., betr. die An- und Abfahrt am Potsdamer Per— 


ſenen RRBRDET a a a a 


15. Dftober. Befanntm., betr. die Ausftellung von Todtenſcheinen. . ... 
13. Dftober. Abänderung des $ 1 des Neglements über den Geſchäfts— 


betrieb außergerichtliher Auftionatoren 222 e nme 


’. November. Belanntm., betr. den Geſinde-Belohnungs- und Unter- 


RRBORROTIRDE en een 


. Dezember. Vol. Berord., betr. das Befabren der Eieges- Allee... . . 


1873. 


. Januar. Pol.-Berord., betr. die Anlage und Unterhaltung der Bürger: 


REIHE URD IRRE a a re rare 


20. Januar. Pol.» Reglem. über den Betrieb des Droſchken-Fuhrgewerbes 
27. Januar. Befanntm., betr. das Debit der Schiffer: Dienftbüder .... . 
. Februar. Befanntm., betr. die Kleidung und Legitimation der Droſchken— 


VE a ea ee era 


11. Februar. Belfanntm., betr. die Droſchken-Standplätze . . 222.2... 


5. März. Pol.-Verord., betr. die Echonzeit des Wildes 2.2.22... 
8. April. Belanntm., betr. das Abvedereimefen ... 2 2220er 
1. Mai. Pol. Verord., betr. den Gebühren» Tarif für die Kornmwäger .. 
1. Mai. Bekanntm., betr. die An- und Abfahrt am Potsdamer Bahnhof 
. Juli. Pol»Berord., betr. das Mitführen von Handpferden auf Reitwegen 
. Auguft. Pol.Verord., betr. das Biehtreiben auf den öffentlichen Straßen 


BAR PIRBEN. 5 a ae ae rec 


. Auguft. Abänderung des Drojafenfuhr-Heglementd ... 22. .2... 
. Augufl. Befanntm., betr. die Verlegung der Pulver» Magazine von 


OR MO ERDE a a a 


. September. Pol.Verord., betr. das Feilhalten von Thierfellen, Knochen, 


Borken u. }.w. auf den BWochenmärften. . 22 2222er 


. Dftober. Erlaß, betr. die Gebühren für Dampffeflel-Revifionen.. . 
28. Oftober. Pol.-Berord., betr. den Verkehr auf ven Zahr- und Weihnachts— 


23. Dezember. Befanntm., betr. die Befeitigung von Berfehrsftodungen . 
23. Dezember. Befanntın., betr. das Binaufwinden von Ballen auf Bauten 


1874. 


. Januar. Tol..Berord., betr. die Abänderung des Reglements über das 


Droſchken-Fuhrgewerbe.. ee ee 


. Januar. Pol.Verord., betr. ven Berfehr mit Sprengöl (Nitroglycerin) 
. Februar. Pol.»Berord., betr. den Wagenverfehr an der Börfe..... 
. Mai. Audzug aus dem Betriebs Reglement für die Eifenbahnen (Be: 


förderung von Ki ne arena 


. Mai. Auszug aus dem Fiſcherei-Geſetz. een 
. Jun. Vorſchriften für die öffentlich anzuftellenden Metallprobirer.. . . 


249 


331 


105 
591 
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. Zuli. Pol.» Berord., betr. die Durchführung der Kanalifirung .. ... 
. Augufl. Pol.-Verord., betr. den Transport des Dynamitd ....... 
. September. Ortd-Statut, betr. die in Ausführung begriffene Kanalifation 


in Berlin (beftätigt 8. September 1874) ................ 


. September. Belanntm., betr. die Abhaltung des Getreide-, Heu⸗ und 


HEUTE a 


. Dezember. Pol. Berord., betr. die Dauer der Öffentlichen Theater— 


WIDE TREE ER u ea a er ee ee ae 


.Dezember. Bekanntm, betr. die Fahrſchilder der Drofchfenführer . . . 
. Dezember. Belanntm., betr. Bauten an neu angelegten Straßen . . - 


1875. 


. Januar. Reichs-Berord., betr. ven Verkehr mit Arzneimitteln... .. 
. Januar. Belanntm., betr. die Schifffahrts- Abgaben auf dem Schiff: 


FORCES RAN ar a a a a 


. Januar. Desgl. betr. denjelben Gegenftand auf dem Berlin-Spandauer 


Schifffahrts⸗Kanal................ 


.Februar. Bekanntm., betr. die An- und Abfahrt am Wallner-Theater 
. Februar. Pol.» Berord., betr. ven Bieh- Transport... ...-r2 2... 
. März. Belanntm., betr. die Legitimationsſchilder der Droſchkenkutſcher 
. April. Befanntm., betr. die Geſinde-Dienſtbücher .. sr... 
. April. Pol.Verord., betr. das Mitführen von Handpferden auf Neitwegen 
. Mai. Pol.» Berord., betr. die Abänderung ver 88 10 und 11 des 


Straßen» Polizei Reglementd .. .- "no eueeenr ern enn 


. Mai. Pol.» Berord., betr. die Leihen» Beftattung . ....- sn... 
. Dftober. Orts-Statut L, betr. das Bauen an nicht regulirten Straßen 


(beftätigt am 19. November 1375)... 2.2.2.2 n een el 


. November. Befanntm., betr. die Prüfung der Apothefergebüffen . . 

. November. Pol.-Berord., betr. die Meldung der Medizinal- Perfonen . 
. November. Belanntm., betr. die Kehrverträge - 22.2.2 220000. 
. Degember. Pol.»Verord., betr. den Betrieb des Dienſtmanns-Gewerbes 
. Dezember. Pol.»Berord., betr. die Befeitigung der Abtrittsgruben. . . 
. Dezember. Allerh. Kab.⸗Ord., betr. die Webertragung ver Straßen— 


Baus Polizei Berwaltung auf die Stadtgemeinde Berlin ...... 
1876. | 


. Januar. Pol.sBerord., betr. die Berpflichtung zur Borlegung ver ge— 


werblichen Konzeſſionen 


23. Januar. Bekanntm., betr. die Verwaltung der Straßen-Bau-Polizei 
. Hebruar. Vol.-Verord., betr. das Befahren der Straße vor dem 


Krankenhauſe Bethanien.. 


. Hebruar. Pol.-Berord., betr. den Wagenverkehr auf dem Plage vor 


dem Brandenburger Thore.. ae 


. März. Bekanntm. über die Ausführung des Impfgeſetzes vom8. April 1874 


(Impf⸗Regulativ für Berlin)... cu. une nennen 


. April. Belanntm., betr. die Ueberfüllung der Pferde» Eifenbahnwagen 
. Mai. Abänderung des Reglemente ‚über den Gefchäftsbetrieb außer: 


gerichtlicher Auktionatoren.........8 
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Se ite. 
26. Mai. Bekanntm., betr. das Verbot des Hauſirhandels in der Haſenhaide 607 
23. Mai. Vorſchriften für die Aufftellung von Fluchtlinien und Bebauungs— 
WERE 2. a ee ee res 148 
2. Juni. Reglement zur Ausführung des $60 des Geſetzes vom 25. Juni 1375, 
betr. die Abwehr und Unterprüdung von Biebjeuben, wegen Des 


Entfhädigungs- Berfahrene -. -... once een enenu ne 129 
2. Zuni. Pol.-VBerord., betr. die Dauer der Obflmärfte.........- 402 
18. Juli. Pol.-Verord., betr. das Melveweien ... rec ennen 232 
28. September. Pol.sVBerord., betr. das Abvdedereiweien .........- 577 
3. Oktober. Belanntm., betr. das Melveweien -.. 2.2: 2.222000. 2332 
23. Oktober. Pol.-Verord., betr. das Befahren des Königsplatzes ..... 234 
27. Oktober. Belanntm., betr. ven Wafler- Transport von Eprengöl und 

SEN ee ee EEE RE EEE 23 


25. November. Pol.-Verord., betr. das Beftreuen der Bürgerfteige mit Sala 305 

6. Dezember. Vol.-Berord., betr. die Aufbewahrung und Verabfolgung 
BE 2 ee 111 

16. Dezember. Reglement für die Benugung des neuen Verbindungs— 
Kanals zwischen vem Berlin- Spandauer Kanal und der Unteripree 685 


22. Dezember. Pol-Verord., betr. das Auslegen der Fiſcherzeuge ..... 591 
1877. 

7. März. Ortsſtatut II, betr. die Anlage und Unterhaltung neuer Straßen 
1Bbeſtätigt am 18 März 180 u en 156 

27. Auguft. Dol.-PVerord., betr. das Umberlaufen der Hunde in den Park» 
Anlagen ....... 298 

13. September. Pol-Verord., betr. das Verbot des Transports von Sprengöl 
Nytroglycerin) und Dynamit dur bebaute Stadttheile . . . ... . 23 


2, November. Verord., betr. die Ausführung des Fiſchereigeſetzes .. ... 556 
15. November. Polz.:Berord., betr. das Viehtreiben an Sonn- u. Jefttagen 296 
7, Dezember. Belanntm., betr. die Ölodenfignale der Prerpis-Eifenbahn . 451 
1 


21. Dezember. Bekanntm, betr. die Ans und Abfahrt am Oſtend-Theater 327 
1878. 
2. März. Belannim., betr. die Ausführung des Fiſchereigeſetzes . . . ... 555 


15. Upril. Befanntm., betr. die An- und Abfahrt am Wallner-Theater. .. 326 
6. Mai. PolsBerord., betr. ven Betrieb der Perſonen-Dampfſchifffahrt 


auf der Unterfpree in Berlin . oo oo cc e meer ne 651 
16./31. Mai. Tarif und Requlativ der ſtädtiſchen Waſſerwerke . . . . ... 215 
24. Juni. Pol-Verord., betr. die Sicherung der durch die Gewäſſer Berlins 

geführten Telegrapbensteitungen - -..- : 222er 642 

9. Zuli. PoL-Berord,, betr. die Pafpflichtigkeit der in Berlin anfommenden 

Fremden und Neuanziebenden - . .- eurer ana eeerr een 244 


14. Juli. Velanntm., betr. die Schifffabrts-Abgaben auf dem neuen Ber- 
bindunge-Kanal zwiſchen dem Berlin-Epandauer Schifffahrts-Kanal 


URDREOTEE re ee op  e e a 692 
l. Auguſt. Belanntm., betr. die Anmeldung von Sterbefällen ....... 245 


20. September. Belanntm., betr. ſtrompolizeiliche Vorſchriften . . ..... 634 
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24, September. Belanntm., betr. die Einfahrt in die Spreegaffe und 


FEUNORRBRRNE 3a ee re 


. Oftober. Pol.»Berord., betr. den Betrieb der Perfonen: Dampfidiff- 


fahrt auf Der Delewtet 4: na 


. November Befanntm., betr. das Einatbmen von Koblendunft und 


RUHR a Ar ee a a RE 


. November. Pol.Verord., betreffend die Verwendung ſchädlicher Farben 


zum Färben von Epielmaaren - » : 2222 H nee en 


. Dezember. Belanntm., betr. die Anweifung für die Ortspolizei-Behörden 


zur Ausführung der Vorſchriften über die Arbeitsbücher und die Bes 
ſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter in Fabriken sc. 


. Dezember. Befanntm., betr. die Ausftellung von Arbeitsbühern. . . . 


1879. 


. Januar. Pol.Verord, betr. die Zweigbahn vom Bahnhofe Berlin der 


Riederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn nab den Gasanftalten in der 
KEITEN TEL TEE a a a a a ee ae es aan 


12./24. Februar. Abänderung des Ortsftatuts, betr. die Kanalifation . . 


26. 


un 
2. 


März. Erläuterungen der OrtspolizeisBerwaltung für die Kanalifation, 
betr. die Haus-Entwäflerungen . -- - 22: ce e nennen een 
Marz Pol.-Verord., betr. den Betrieb der Perſonen-Dampfſchifffahrt 
auf DEE Umerſore er 


3. April. Befanntm., betr. die Befchäftigung von Arbeiterinnen und jugend» 


lichen Arbeitern in Walz: und Hammerwerfen .... 22.2200. 


.April. Desgleichen in Blaspülten ---- «er soue rear nen 
. Mai. Vol. Berord., betr. den Betrieb der Perſonen-Dampfſchifffahrt 


auf der Uterſfhreeeeerrr re en 


‚ Mai. Pol.Verord., betr. den Betrieb der Perſonen-Dampfſchifffahrt 


auf der Er an 


. Mai. Vol.»Berord., betr. die Beſchränkung des Wagenverfehrs in 


tinzelnen SEA aan 


. Mai. Belanntm., betr. die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter in ven 


et ui), A EEE EEE 


23. Mai. Belanutm., betr. den Gebühren= Tarif der Feuerwehr für Hilfe— 


leiſtung Bei Unglücksfällen..... . 
Mai. Dienſt-Anweiſung für die Gewerberäthe. . . .... . ... 


. Juli. Pol. Verord. betr. den Transport von geſchlachtetem Vieh u. Fleiſch 
. Juli. Pol.-Verord., betr. den Handel im Thiergartenbezirk . . .. . . 


Auguft. Befanntm., betr. die Form der Todtenfcheine .. 2.2... 2... 
Auguft. Pol.Verord., betr. den Verkehr mit erplofiven Stoffen... . . 


. September. Reglement für die Prüfung der öffentlichen Fleiſchbeſchauer 
2. September. Pol.» Berord., betr. die Fertigftellung öffentliher Straßen 
. Oktober. Pol.⸗Verord., betr. das Verbot des Gewerbebetriebes von 


Kindern unter 14 Jahren an öffentliben Orten .... 22. c0 00. 
Oftober. Bekanntm., betr. die geuermeldungen . 2. sur ern nnn 


. November. Belanntm., betr. die Vorlegung von Bauproiekten zu polizeis 


RE DER nein NV ran 


Seite, 
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. November. Pol -Verord., betr. die Bezeichnung der Inhaber von 


WANDER 2 a a ae ee 


. Rovember. Befanntm., betr. die Einfahrt in die Splittgerbergafie . . 

. Dezember. Pol.»Berord., betr. die Annahme von Koft: u. Pflegekindern 
. Dezember. Befanntm., betr. ven Zifchverfauf am 24. u. 31. Dezember 
. Dezember. Pol.Verord., beir. das Befahren der Sommermwege der 


Srankfurter Allee und Frankfurter Chauffee. .. ..- 2.2200. 


1880. 


’. Januar. Pol.Verord., betr. die Anſchlagſäulen. . . ....... ... 
. Januar. Pol.Verord., betr. ven Betrieb der Rachtherbergen (Pennen) 
. Hebruar. Bekanntm., betr. die NRegulirung der Bürgerfteige (Bord— 


IRWEREN) 2. a ee 


. März. Anweiſung zur Ausführung des Gefepes, betr. die Befteuerung 


der Banberlageeee 


. März. Pol.-Verord., betr. den Handel mit Theater-Billets . . . . .. 
. März. Geſetz, betr. Abänderung des Fiſcherei-Geſetzes ...... 
. April. Belanntm., betr. die Bewilligung von Prämien aus Staatsfonds 


zu Ausftellungen von Lehrlingss Arbeiten 22.2 c une . . . 


. Mai. Pol.-Berord., betr. die Abänderung des Droichken » Polizei: Negles 


ments und des Drojchkentarifd . .- - 222» urn er enn nn 


. Juni. Befanntm., betr. ven Wagenverfehr am Anhalter Bahnhof ... . 
. Juli. Pol.»Berord., betr. das Befahren des Vorplatzes am Schlefiichen 


NEE a 


. Juli. Bekanntm., betr. die Ans» und Abfahrt der Fuhrwerke am Schle— 


— DBEBBBBTE 5 a ee 


. Juli. Verfüg., betr. die Ausftellung von Leichenpäſſen . . . . ... ... 
Juli. Pol.Verord., betr. ven Betrieb des Droſchkenfuhrgewerbes ... 
. September. Pol.Verord., betr. die Perſonen-Dampfſchifffahrt auf der 


Unterſpree Tu DEIN. aan in 


. November. Pol.Verord., betr. ven Wagenverfehr vor dem Börſen— 


DEDRHBE: £ nn Lea 


. November. Befanntm., betr. die An- und Abfahrten am Cirkus Renz 
. Dezember. Pol.sBerord. über die Abmwendung von Feuersgefahr von 


den in der Nähe von Eifenbahnen befindlichen Gebäuden. ...... 


. Dezember. Pol.sBerord., betr. das Schlafftellenweien .......... 


1881. 


. Januar. Belanntm., betr. die Berwalsung der örtlichen Straßenbau 


VORBERE na Se ea  w 


. Februar. Pol.Verord. zur Regelung des Verkehrs auf dem flädtifchen 


Central⸗Viehhofe............. 


.Februar. Pol.Verord., betr. die Treibeſtraßen für Schafvieb...... 
2. Februar. Stäptifches Reglement, betr. die Anftellung u. f. w. der bei 


der Tribinenfhau beihäftigten Derfonen . ..-. "urn. 


. Februar. Belanntm., betr. die An» und Abfahrt am Bictoria- Theater 
. März. Belanntm., betr. die Einfahrt in die Petriftraße........-- 
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. März. 8 12 des Ausführungsgefeges über die Abwehr und Unter: 


vrückung von Viehſeuchen... ran ann 


. März. Belanntm., betr. ven Wagenverfehr am Deutſchen Theater . . 
. März. Gefeg, betr. das Dfandleibgewerbe. ......- 2, rennen 
. März. Berfügung, beir. die Gebühr für wiederholte Ausfertigung von 


ICON a a 


. März. Pol.Verord., betr. die anderweitige Regelung ver öffentlichen 


EEUHRENEBRIE.. 4 Bene a ee ee hehe 


. April. Pol.Verord., betr. die polizeiliche Anmeldung und Rontrole der 


weiblichen Bedienung in ven Ga: und Schankwirtbichaften .. . . . 


. Mai. Belanntm., betr. Bleivergifiungen in Schriftgießereien .... - 
. Juni. Belanntm., betr. die Hundeiperre...... ver eenennen 
. Juni. Belfanntm., betr. das Feilhalten von Fliegenpapier. . . ..... 
29. 


Juni. Allgemeine ortspolizeilihe Vorſchriften über die Feuer» Polizei in 
den Theatern Berlins. 


20. Juli. Geſetz, betr. den Raumgehalt der Schanfgefühe . . . .. .. . 
.Auguſt. Bekanntm,, die Schiffsliegefriſten betreffend. ......... 
.Auguſt. Bekanntm. zu II. Nr. 2 ver Allgem. ortspoliz. Vorſchriften 


über die Feuerz Polizei in den Theatern Berlind.... 2.2.0 .. 


. DOftober. Befanntm., betr. die Ausführung des Geſetzes über das 


Pfandleih⸗ Gewerbe....... 


. Dftober. Befanntm., betr. das Kennzeichen giftiger Pilzarten .. ... 
. Dftober. Pefanntm. über die Kennzeichen der Hundsmwutb ....... 
. November. Pol.Berord., betr. den Handel auf ven Wochenmärften im 


KREBS 


. Dezember. Befanntm., betr. Polizei-Anweifungen (Liege: und Winter: 


ſcheinej Tür BUBIReR: u a ee 


. Dezember. Vol. Verord., betr. den Betrieb des Thorfuhrwerfs. . . . . 


1882, 


. Januar. Allgemeine ortspolizeiliche Borichriften über die Feuer: Polizei 


in den zur Vereinigung größerer Menſchenmaſſen beftimmten Ges 
VERDIENT 2 0 u Er en 


. Februar. Befanntin., betr. die Bordichwellen vor den Hauseinfahrten. 
. März. Pol.-Verord., betr. die Stempelung trichinenfreier Schweine. . 
. März. Belfanntm., betr. die Ans und Abfahrt am Schaufpielbaufe. . . 
. März. Anweiſ. ves Magiftrats, betr. die Stempelung ver trichinen- 


F SEE ee a ee a end ee 


. April. Bekanntm., betr. ven Berfauf von Fliegentellen ........ 
. April. Reglement über die polizeilihe Behandlung der Fundſachen . . 
. Mai. Pol.»Berord., betr. den Handel mit Stadtbahn» Billets auf 


BIER UT ee ee ee wre ern 


. Diai. Kaiferl. Berord., betr. die Berwendung giftiger Farben... ... 
. Mai. Belanntm., betr. ven Wagenvirkchr am Stadtbahnhof Friedriche- 


Eee ae ae ee a a ae 
Mai. Belanntm., betr. den Wagenverfehr am Stadtbahnbof Alerander- 


DIE a a er a We a 
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. Mai. Befanntm., betr. die Pilafterung der Bürgerfleige ........ 
. Juni. Belanntm., betr. den Mißbrauch der öffentlichen Keuermelver . 


. Juni. Gemeinde»Befchluß, betr. die Einführung des Schlachtzwanges . 
. Juni. Pol.:Verord., betr. die Abänderung des Omnibug-Keglemenis . 
. Juni. Belfanntm. zur Ausführung des Neglements über die polizeiliche 


Behandlung der Fundſachen in Berlin... 2.222202 


. Zuli. Vol.-Verorpd., betr. das Verbot des Handels mit Nahrungs und 


Genußmitteln im Umherziehen in der Hafenbaide ........... 


2. Auguf. Befanntm., betr. die Aufnabme und Wiederberftellung des 


Pflaſters der Bürgerſteige......... 


3. Auguſt. Pol.Verord., betr. die Beſchaffenheit u. ſ. w. der Hängegerüſte 
.Auguſt. Nachtrag zum Reglement über den Geſchäftsbetrieb außer— 


nerihtiiher Bultlonateien.. 2:4... nn an ae aa 


‚ September. Belanntm., betr die Yeihen»Trandporte .. ........ 
. September. Belanntm., betr. die mutbwilligen Störungen der Stadt— 


Fernſprech-Einrichtungen. 00a aaa en 


‚ November. Belanntm., betr. die Aufitellung von Fabnenftangen 
. Rovember. Pol.»Berord., betr. das Fortſchaffen von übelriechenven u. 


efeferregenden Gegenftänden 18 102 Str.-Pol.«Regl.) .. . . .... 


1883. 


. Januar. Kaiſerl. Berord., betr. den Verkehr mit Donigpräparaten . . 
. Januar. Pol.-Verord. betr. vie Einrichtung und Benugung von Bier- 


druck-Vorrichtungen.. . .. .. .... 


.Januar. Bekanntm,, betr. das Verbot des Haltens von Nachtdroſchken 
. Kebruar. Befanntm., betr. das Vefahren der Bürgerfteige mit Kinder: 


VEN a 


23./24. Februar. Regulativ für die Unterſuchung des in das öffentl. Schlacdht- 


haus auf dem Central» Biehbof gelangenden Schlachtviehs . . . . . . 


. März. Pol.«Verord., betr. die Abhaltung von Jahrmärkten....... 
. März. Befanntm., betr. vie Zulaſſung der Apotbefergebülfen zum Serviren 
. März. Pol.-Verord., betr. die Anbringung von Marquifen ($ 86 Str.: 


DOLLS RBAEN ee 


. März. Befanntm., betr. die Vereidigung, Anftellung und ven Geſchäfts— 


betrieb der Koblenmefler und Koblenwäger . 2 22:22 nennen. 


. März. Belfanntm., betr. die Bereivigung, Anftellung und ven Geſchäfts— 


betrieb der -Zalthetumener 2.2.02 


. März. Belfanntm., betr. die Verwendung fcehädlicher Farben zu Spiel- 


BEE ET a a a a 


. März. Belfanntm., betr. die Aufhebung von Vorſchriften über Trichinen. 


a ee Ba a Br ma nr rear NE ka 


. April. Pol.-Verord. betr. ven Betrieb der Dampfichleppichifffahrt auf 


der Spree in Berlin.............. 


. April. Bekanntm., betr. Befahren der Panoramaſtraße. ......... 
. Mai. Befanntm., betr. das Gewicht der Ladung von Fuhrwerken ... 
. Juli. Befanntm., betr. die Anlegung der Dampfkeſſel . . .. ..... 
. Juli. Pol.» Berord., betr. ven Berkehr mit Minerals Delen .. . .... 
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. Zuli. Belanntm., betr. die Freihaltung des Fahrwaſſers der Dampf 


2 Ge RR 


. Auguft. Allgemeine Verfügung, betr. das Hebammenmeien . . . . ... 
. Auguft. Erlaß, betr. die Bereidigung der Hebammen. ..... 2... 
. September. Pol.Verord., betr. die an Schanf- und Gaftwirtbichaften 


nach der Lage und Beſchaffenheit ihrer Lokale zu ftellenven polizei— 
Uchen Anferberungeennnn ne 


. Dftober. Belanntm., betr. die Beaufſichtigung der auf ven Bürgerſteigen 


SIRETER DEN: SEIIDET 4 24.2 2 a ee ee an a hate 


. Dftober. Pol. Berord. betr. das Befahren der Oberwallftraße . .. . 
1. Oftober. Belanntm., betr. die Bereidigung, Anftellung und den Geſchäfts— 


betrieb bee Nutzholzmeſſer 2a nenne 


. November. Belfanntm., betr. den Raumgebalt der Schanfgefüße . . . . 
. Dezember. Belanntm., betr. den Füllſtrich an Schankgefäßen . . . . .. 


1884. 


26. Januar. Pol.=Berord., betr. das An- und Abfahren von Baufuhrwerken 
29. Februar. Belanntm., betr. die Benugung von Lokomobilen. . . . ... 
. März. Pol.-Verord., betr. das Fahren auf Belocipevden. ........ 
. März. Befanntm., betr. vie Höhe des orisüblihen Tagelohns gewöhn— 


Uber Arbeiter In: Berlin ua een 


. März. Pol.-Verord., betr. ven Betrieb der Perſonen-Dampfſchifffahrt 


auf den dem Königlichen Regierungs: Präfidenten zu Potsdam unter— 
ſtellten Waſſerſtraßen an ein 


. April. Belanntm., betr. die Verwendung qußeiferner Säulen... .... 
. April. Pol.» Berorpd., betr. die den Hebammen in der Stadt Berlin ob» 


liegenden Beryfictungen sowas ae nahen 


. Mai. Belanntm., betr. die Beleuchtung der Flure und Treppen in den 


ER: a a reed 


. Zuli. Anweifung zur Verhütung der Uebertragung anftedender Krank— 


beiten durch Vie Oalen,. 1:4 nenn 


. Juli. Erlaß, betr. das Verfahren bei der Errichtung oder Beränderung 


DERETDEIER RAS ana rede 


. Juli. Belanntm., betr. das Anlegen von Schiffen in den Waflerläufen 


BE en nn A Aa aa A a Een Al a ee a a 


. Auguft. Belanntm., betr. ven Handel mit roben Thierfellen ...... 
. Auguft. Belanntm., betr. die Anweifung vom 14. Juli 1834...... 
. Auguf. Pol.» Berord., betr. die Anzeigepflicht bei dem Auftreten der 


ENTER a 


. Oftober. Berfüg., betr. die eleftriiche Beleuchtung in den Theatern. . 
;. November. Belanntm., betr. das Berbot des Aufbrechens der Straßen- 


dämme zur Aufftellung von Baugerüften .. 2... 22 . 


. November. Bedingungen, unter welchen Konzeffionen zu Wajler- An- 


lagen an den öffenılihen Waflerftraßen ertheilt werden. ....... 


. Dezember. Yol.»Berord., betr. ven Verkehr mit erplofiven Stoffen... 
. Dezember. Belanntm., betr. die Beichwerden wegen Berfagung der 


RETTEN =: 2.0 4. ea a ee a ea ea et 
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. April. Belanntm., betr. die Vorſchriften zur Sicherung der gehörigen 
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Dezember. Beſtimmung über die Lehrlingsverhältnifie (8 100e. ver 
Gewerbe» Ordnung für den Innungsbezirt des Bundes der Baus, 
Maurer: und Zimmermeifter zu Berlin) . .. .. ... ........ 


1885. 


. Januar. Befanntm., betr. die Reparaturen der äußeren Façaden an 


RI RR TREND A a 


. Sebruar. Belanntm., betr. die Neufonzeffionirung alter, bereits in Ber 


trieb geweſener Dampfkeſſel..... a nen 


. Februar. Pol.Verord., betr. die Dampfſchifffahrt auf dem Landwehr— 


und Fouifenftäptiihen Kanal... :. cn. 


. März. Beftimmung gemäß $ 100e. der Gew.-Ord. über die Annahme 


von Febrlingen im Barbier- und KrifeursGewerbe ... 2. 2..22.. 


. März. Pol.-Verord., betr. Beftimmungen über den Gefchäftsbetrieb der 


im $ 35 Abſ. 2 u. 3 der Reihe Gewerbe-Ordnung verzeichneten 
Gewerbetreibenden............... 


.März. Beſtimmung gemäß 8 100e. ver Gew.⸗Ordn. über die Annahme 


von Lehrlingen im Schornfteinfeger-&ewerbe. ...... 2222... 


.‚ April. Beftimmung gemäß 8 100e. der Gew.»Drbn. über die Annahme 


von Lebrlingen im Frifeur- und Perrüdenmader-Gewerbe ..... . 


. April. Befanntm., betr. die Beleuchtung der Alure und Treppen in den 


BUIRETE 2 6 0 a a a ee ar ee ee re 


. April. Befanntm., betr. den Betrieb des Hufbefhlag- Gewerbes . . . . 
. Mai. Belanntm., betr. die Borlegung der Bauprojefte .. 2. ..... 
. Juni. Pol.Verord., betr. die Dampficifffahrt auf dem Landwehr- und 


Louiſenſtädtiſchen Kanal.. ............ ... . .... 


. Juni Befanntm., betr. das zu Bauplänen zu verwendende Papier .. 
‚ September. Pol.Verord., betr. die Aufbewahrung u. ſ. w. von Zuder- 


fäure (Kleefäure, Oralfäure) und Kleeſalz. . .......... .. 


. September. Pol.Verord., betr. das Berbot des Aufblaſens geichlachteter 


Thiere oder Theile verfelden .. -- -- sro err een re nen 
Dftober. Berfüg., betr. die Imprägnirung von Theaters ltenfilien . 


. November. Anmweifung für die Vorfteher von Privat» Irrenanftalten.. . 
. Rovember. Beltimmung über die Annahme von Lehrlingen im Schmiede- 


BEIDEN DE 2:3 03a ni a a a 


. November. Befanntm., betr. das Anlegen und Betrachten der Fahrzeuge 


1886. 


‚ Kebruar. Belanntm., betr. die Vorjchriften über den Wildhandel ... 
. März. Warnung vor dem Genuß von robem Schweinefleifih. .. ... 
‚ März. Pol.» Berord., betr. die militärischen Pulver» Transporte... . . 
. März. Befanntm., betr. die Bekleidung des Omnibus: Perfonals der 


Neuen Berliner Omnibud- und Vaderfabris Aktiengeiellichaft.. . .. 


. April. Pol.Verord., betr. die Regelung des Marktverkehrs in ven 


SRITTBRREN. 2.20 a re a Dr ER ee es 
April. Pol.-Verord., betr. den Wagenverkehr in den Marftballen... . 


Ausführung des Impfgeſchäfts ... 2.2... 


Seite. 
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. April. Beitimmung über die Beihäftigung von Lehrlingen im Bäder: 


— a ae na aaa ee ae a Eee re 


. April. Belanntm., bete. den Handel mit roben Fellen.......... 
. Mai. Bekanntm., betr. die in den Omnibuswagen gefundenen Saden 
. Mai. Belanntm., betr. die Einfahrt in die Kalandsgaſſe ........ 
. Juni. Belanntm., betr. die Einfahrt in die Sopbienflraße ....... 
. Juni. Befanntm., betr. die Benugung von Hilfsfäften mit Verband» 


zeug u. ſ. mw. bei Unglücksfällen8 


. Zuni. Befanntm., betr. ven Obſtmarkt in der Markthalle IV ..... 
. Juni. Belkanntm., betr. die Einfabrtzeit in ven Marftballen ...... 
. Juni. Belanntm., betr. den Wagenverfehr in der Nähe der Marfts 


DEE a a ae 66— 


. Juni. Pol.Verord., betr. die Dampficifffahrt auf der Kanalftrede von 


der oberen Kanalichleufe bis zur Einmündung des Louiſenſtädtiſchen 
in den Landwehr⸗Kannnnnnn. 


. Juni. Pol.Verord., betr. die Geleisanlagen auf dem neuen Packhof 


— BER EEE 2 2 e e 


. Juni. Pol.eBerord. für die zur Lagerung von Spirituofen von mehr 


als 50 9/, Tralles beftimmten Lagerräume ..-:: 2 = ern nnnn 


. Juli. Befanntm. über die Stempelung der Gasmefler. . . ....... 
. Juli. Berfüg., betr. die Beſchäftigung fhulpflichtiger Kinder bei Theater- 


1:0. SOTHENBEEN a ee rs Bee ee 


. Juli. Belanntm., betr. die An- u, Abfahrten am Bictoria»Theater.. . 
. Juli. Pol.» Berord., betr. die Anzeige von Kindbettfieber» Erkrankungen 
. Zuli. Befanntm. über die Anzeige von Fällen anftedender Krankheiten 
- Juli. Belanntm., betr. die Veräußerung von Apotheken-Konzeſſionen 
. Auguft. Befanntm., betr. ven Nahmittagsverfehr in den Marfthallen 
. Auguft. Befanntm., betr. die Einfahrt in ven Müblenweg .. . . . — 
. Auguft. Bekanntm., betr. die Meldung der Apothekergehülfen u. Lehrlinge 
. Auguft. Pol.» Berord., betr. die Fortſchaffung flüffiger, leicht verſtreu— 


barer oder Staub entwidelnder Materialien . . om een 


. September. Belanntm. zur Nachweiſung der Drojchlen- Stanppläße . 
. September. Gemeinde-Beſchluß, betr. die IInterfuhung des von außer« 


balb nah Perlin eingeführten friſchen Sleifches. .... 2.2... 


. September. Regulativ für die Unterfuhung des von außerhalb ein- 


geiführten friſchen Kleine. 2.4.20. nee 


. Dftober. Befanntm., betr. die öffentlihe Desinfektions-Anſtalt in ver 


Reichenbergerſtraſe Ar. 68. :..- ss acc en 


. Dftober. Befanntm., betr. die Neufonzeffionirung alter Dampffefiel . 
. November. Beitimmung über die Veichäftigung don Yehrlingen im 


RE a a ee 


. November. Pol.Verord., betr. das Befahren ded Neuen Mühlenweges 
. November. Befanntm., betr. die An» und Abfahrten am Cirkus Krembfer 
. November, Befanntm., betr. dad Einführen von Holz in Berlin... . 
. November. Belanntm., betr. dag Trabfahren ver Droſchken in einem 


Theile ver Invalidenfiraße - ©. ccm een nreer en nne 


. Dezember. Belannim., betr. ven Hufbeſchlag . . ............. 
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1887. Seite. 
12. Januar. Belanntm., betr. die Berwendung giftiger Farben im Gewerbe 122 
15. Januar. Bau-Poligel-Drbnumg - --. 2.2 2ce euer an sauer 171 


19. Januar. Pol.«Verord., betr. die Dampfichleppfifffabrt auf der Spree 655 
23. Januar. Belanntm., betr. die Außerfraftiegung baupolizeilider Ver— 


ERBEN EEE Er ae na 192 
29. Januar. Belanntm., betr. die Beichaffenbeit der Baupläne und »Zeich- 
gſſſ 144 


7. Februar. Pol.-Berord., betr. die Desinfektion bei anſteckenden Krankheiten 95 
7. Februar. Anweifung zum Desinfeftiong-Berfahren bei Bolfsfranfheiten 95 
3. Februar. Belanntm., betr. die Ausführung der Desinfektion durch ge- 


prüfte Heildiener und Desinfeftoren ... 22-20 n een 100 
21. Februar. Belanntm., betr. die Belaftung des Baugrundes und der Baus 
fonftruttionstheile, fowie die Beichaffenheit der Baumaterialien ... 694 


Alphabetiſches Sach⸗ Regiſter. 


Die Zablen bedeuten die Seitenzahlen. 


In den Fällen, wo diefelbe Materie auf mehreren auf einanderfolgenden Seiten 
behandelt wird, ift in der Regel nur die erfte Seite angegeben. 


A. 

Abbruch von Gebäuden 187. 

Abdeckerei. Abholen gefallener Thiere 579: auf der Straße verunglückter 
Schlacht- und Zugthiere 319: Ausnutzung bezw. Beſeitigung der Kadaper 
421. 577. 575. 580. 581, trichinöſer Schweine 133; 5. „Entihäpigung.” 
Hundefangen 581. 

Abfall: Behälter 155; Röhren 165. 189. 310: deren Bentilation 208. 214, 

Abflug: Rinnen und Röhren nab den Wafferftraßen 220. 226; nad den 
Straßenrinnen 310; }. „Entwäſſerung“. 

Abfuhr, j. „Fuhrwerk“. 

Abladen der Fuhrwerke auf Straßen 289. 302. 

bleichtern 627. 677. 688. 

Abmeldung, polizeiliche, f. „Meldung“. 

Abnahme von Bauten. Gebrauchs- 190, Rohbau-Abnahme 156. 

Abputz 137. 

Abraupen der Bäume und Sträuder 261. 

Abfteifen von Mauern 156. 197. 

Abtritte. Anlegung und Entwäflerung 208: Bejeitigung 213: Räumung und 
Desinfektion 94: mit Tonnenvorrichtung 183. 213. 

Abwäflerung, ſ. „Entwällerung‘“. 

Abzugs:Atteft 245. 

AUbzugsfanäle und »Rinnen nah Öffentlihen Waflerftraßen 220. 225. 665. 680. 
691; Desinfektion 94 

Aerzte. Anzeigen von Krankpeitsfällen 71. 72; Attefte ver Mevizinalbeamten 53; 
Hilfskäſten mit Verbandzeug 72; Meldung bei dem Stadtphpſikus bezw. 
Depart.-Thierarzt 54; ſ. „Thierärzte“; Todtenicheine 104. 503. 

Aether. Verſendung dur die Poft 50. 

Agenten, Auswanderungs-, 602; Heiraths-, Darlehns⸗, Kaufvermittelungs- 526. 

Aichung der Gasmeſſer 276. 

Alerander: laß, Wagenverfefr am Bahnhof 335; Straße 279. 282. 289. 
321. 492. 

Altane über ven Gemwäflern 220. 228. 

46 


714 


Amtsblatt 694. 

UAndreasplag. Wochenmarkt 396. 

Angeln 537. 638. 680. 

Anhalter Bahnhof. Wagenverfehr 334. 

Anker, auswerfen und fchleppen 643. 

Anlagen, gewerbliche, Berfahren bei ver Errichtung und Veränderung 611; 
Vorzeigung der Konzeſſionen 345; öffentlihe Wafferftraßen 220. 665. 
680. 683. 691; ſ. „Beſchädigung“. 

Anlegen der Schiffsfahrzeuge 625. 636. 661. 675. 683. 686; Dampficiffe 646. 
658; Frachtfahrzeuge 623. 

Anmeldung, polizeiliche, ſ. „Meldung“. 

Anſchlagſäulen, öffentliche, 269. 

Anfpannen 279. 

Anſteckende Krankheiten, |. letztere. 

Apotheker. Meldung der Gebülfen und Lehrlinge 60; Gebülfen- Prüfung 56; 
Rezeptur 55; Serviren 59; Beräußerung der Apothefen- Konzeffionen 60. 

Arbeiter. Beaufiihtigung der Beihäftigung durch Gewerberäthe 348, dur 
die Ortspoligei 376; ortsüblicher Tagelohn 355. 

Jugendliche und Arbeiterinnen, Beichäftigung derfelben 371. 376, 
insbejondere in Glashütten 332, Spinnereien 337, in Walz- und Hammer- 
werfen 381. 

Arbeitsbuch 371. 379. 380; Arbeitsfarte 374. 378. 380. 

Arkonaplatz. Jahrmarkt 392: Wochenmarkt 396. 

Armenfaffe, Aushändigung gefundener Sachen 273. 

Urfenik und arjenhaltige Waaren und Farben 114. 117. 120. 122. 

Arzneimittel. Handel 107. 110. 

Afchbehälter 183. 

Aufblafen geihlachteter Thiere oder einzelner Theile 406. 

Aufſchwemmen von Floßbholz, ſ. „Floßholz“. 

Auguſtſtraße, Feine, 291. 

Auftionatoren und Auftionsfommijjarien. Gefchäftsbetrieb u. Vereidigung 
529, Ausrufer 534, Handelsgeichäfte 539, Gebührentare 537; Auktionen auf 
den Straßen 302. 303. 

Ausbrennen von Fiſchkaſten 632. 

Aushängen von Berfaufsgegenftänden 303, von Fleiſch 307. 

Ausladen der Schiffer 625. 661. 676. 683. 687; Ausladerampen und -Trepven 
226; Ausladeſchein 625. 634. 637: Ausladeftellen 631. 660. 665. 680. 
691, Zins für deren Benugung 669. 633. 692, 

Ausfpielungen, öffentliche, 534. 

Ausftäuben, Sonnen, Klopfen von Betten u. ſ. w. auf Straßen 307. 

Ausftellung von Lehrlingsarbeiten, Staatspreife 352. 

Auswanderer: Beförderung 593 bis 606. 

Ausweichen von Fuhrwerken 237. 293; von Schiffen 627. 647, 662. 677. 


B. 


Baden in öffentlichen Gewäſſern 27. 665. 680. 691; Bade-Anſtalten 220. 
227; Badeftuben 139. 
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Bäder, Annahme von Febrlingen 389. 

Bälle, Berbot an Fefttagen 255. 258; polizeilihe Genehmigung 255. 

Bahnhöfe, Wagenverkehr, ſ. die Namen der Bahnhöfe: Droſchkenverkehr 484. 
491; Hotelmagen 500. 

Balkon, Herftellung 173; über ven Waſſerſtraßen 220. 228. 

Bamelagen in Tifchlereien 696. 

Barbiere und Friſeure, Lehrlingsbeihäftigung 383; f. „BHeilgebilfen“. 

Barrieren bei Eiſenbahn-Uebergängen 290: Ueberfteigen 299. 

Baus:Arbeiten, deren Beginn 186: Straßen» Bauarbeiten 161: Bebörden 
142. 145. 191; Befhränfungen 171: Fluchtlinie, deren Feſtſetzung 148: 
Innebaltung 171: Gerüfte, deren Benußung und Beicaftenbeit 136. 195. 
200; Erridtung 136; Aufbrechen des Straßendammes 170: Baugrund, 
Materialien» und Theile, Annahme des Eigengewichts und der Be— 
faftung 695: Erlaubniß 145. 154. 191, insbefondere bei Dampffefiel- 
Anlagen 362; Flößen von Bauholz 641; Materialien 183. 695: Ord— 
nung 171: Pläne und Zeihnungen 143. 144. 134, insbeſ. von gewerb- 
lihen Anlagen 611, von Dampfkeſſeln 361. 619: Bauſcheine 185: Her 
ftellung von Fahrbahnen an Bauftellen 145: Zäune 156. 

Bauliche Befchaffenheit der Berriebftätten mit ftarfer Feuerung 189; Dampf» 
feiiel 356: Lokale der Gaſt- und Schankwirthſchaften 508; Gebäude in der 
Nähe von Eifenbahnen 5l; Gebäude, melde zur Bereinigung größerer 
Menſchenmaſſen beftimmt find 47. 189; Lagerböfe und -Plätze, ſ. diefe: 
Schuppen, Buden u. f. w. 176, insbefondere Marktbuden 393; Ställe 184: 
Theater 42. 189: Wohngebäude 172. 174. 187: Wohnungsräume 188. 

Bauten an neu angelegten Straßen 154, an regulirten Straßen 155; Hinauf- 
winden von Balken 194. 

Bebauungspläne 148. 

Bebürfnif:Anftalten 183. 139. 

Beerdigung und Beerbigungsicheine 502; ſ. „Leichen“. 

Beieftigung der Bürgerfteige, f. diefe: der Schiffsfahrzeuge 626. 628. 661. 676. 697. 

Beladen von Fuhrwerken auf Straßen 289. 302. 

Belleallianceplag 232. 

Bellevueftrafe 280. 

Beleuchtung der Bauftellen 136. 196; Buden auf Märkten 394; Dampfichiffe 
647. 689; Fuhrwerke 275; Gafometergebäude 49; Gebäude, welde zur Ber- 
einigung größerer Menfhenmaflen beftimmt find, 47; Lagerräume 32. 41; 
Schutzwehren 301: Theater 43. 46. 47; Treppen 29; ſ. „Laterne“. 

Berlin: Spandauer (Schifffabrts:) Kanal. Reglement 673. 

Beſchädigung öffentlicher Anlagen u. ſ. w. 299, Wafleranlagen 626. 664. 680. 690. 

Beihlagnahme geſundheitsſchädlicher Nahrungsmittel 406. 

Bethanien, Straße vor, 283. 

Betriebsftätten, j. „Anlagen“. 

Bewäflerung der Grundftüde 211, Abgaben 212. 

Bierdrud:Vorrihtungen 125; Bierpumpen 127. 

Billets zu Theater: u. ſ. w. Vorftellungen und Stadtbahnfahrten, Handel auf 
ven Straßen u ſ. w, 320: zur Weiterbeförderung der Auswanderer 
(Tickets) 606. 
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Blei-Oxpd, Verwendung zu Kautſchukwaaren 121; Bergiftungen in Schrift 
gießereien 123. 

Börfe. Wagenverfehr 331. 332. 

Böfhungen und Banfettd-Betreten 664. 680. 690. 

Bordhöhe ver Schiffe 660. 674. 686; der Bürgerfteige, ſ. dieſe. 

Brandenburger Thor 280. 282. 283. 237. 

Brandmauern 175. 

Braunfohlen, deren Lagerung 35. 

Breite und Fänge der Schiffe 659. 673. 685. 

Breiteftrafe 283. 293. 

Brennmaterialien, Aufbewahrung 36. 560; j. „Holz“. 

Brüden. Aufzieben (Paſſirſchein) 630. 631. 640. 664; PBefahren mit Fuhr— 
werfen 289. 293: Paſſiren der Schiffe 640. 642. 648. 664. 671. 678. 690, 
ver Dampfichiffe 647. 650. 654. 670; Drebbrüden der Zmweigbahn 
Schleſiſcher Bahnhof-Gitſchinerſtraße 339: Brüdengeld für Drofchten 490, 
Thorwagen 495. 

Brüdenftraße 232. 321. 492. 

Brunnen auf Privat-Grundſtücken 147. 154. 159; Wafchen und Spülen an 
öffentlihen 307; Zinfverwendung 124. 

Brunnenftraße 279. 321. 

Buden, Bauten von, 176; Marktbuden 392. 393. 

Büder, ſ. „Geſchäftsbücher“. 

Bürgerſteige Anlegung und Unterhaltung 163; Ausbeſſerungs-Arbeiten 162; 
Beeinträchtigung des Verkehrs 303: Befahren mit Kinderwagen 306; Be— 
fireuen bei Winterglätte 305; Bordfchmwellen 164. 167. 168. 209. 210; 
Pflaſter 165. 169; Neinbaltung von Eis und Schnee 312: Vortreten einzelner 
Bautheile in diejelben 178. 

Büſchingsplatz. Wochenmarkt 396. 

Bullen. Ausladen aus Eiſenbahnwagen 318. 418. 

Burgſtraße 280. 282. 331. 492: kleine, 291. 

Butterhandel in ven Markthallen 414. 


€. 


Gentral:Bichhof. Verkehr auf vemfelben 417: f. „Schlachtbof”. 
Chauffeegeld für Droſchken 490; Thorwagen 495. 
Cholera:Erfranfungen 72. 

Firkus, Wagenverkehr, Krembier 330: Renz 329. 


D. 


Dächer. Deden 177. 190; Höhe 174. 

Dampffeffel. Abnahme 363; Aufftellung 359; Ausbefjerung 359; Ausführung 
ver Anlage 362; Baus Konzejfion 356. 361. 619; Neufonzeffionirung alter 
Keſſel 365; Lokomobile 364; Prüfung 358. 363; techniſche Nevifion 366, 
Gebühren für diefelbe 370; Veränverung der Anlagen 360. 361. 619; Ber» 
weben glühender Koblentheile 364. 

Dampfpfeife, Signale 26. 640. 647. 670. 
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Dampffchiffe. Abgangszeiten 647. 652; Fahrgeſchwindigkeit 646. 649. 650. 654. 
670; Freibalten des Fahrwaſſers 643; Keſſel 361. 670, ſ. auch „Dampffefiel“: 
Mannſchaft 644. 670: Signale 640. 647. 654. 670. 689: Perfonen-Dampf- 
Schifffahrt auf dem Landwehr und Lonifenftäptifchen Kanal 671, ver 
Spree 644: von der Weichbildgrenze bis zum Müggelfee und der Dahme 
657. 658; der linterfpree 651. 652: Schleppſchifffahrt, Landwehr-Kanal 
669; Fouifenftädtifcher Kanal 671: Spree 653. 655; Schifffahrt auf dem 
Berlin» Spandauer» Kanal 673; Verbindungskanal 689; zum Transport 
von Pulver und anderen erplojiven Stoffen 6. 13. 19. 21. 631, 
ſ. auch Sciffsfabrzeuge. 

Danzigerſtraße 297. 

Darlehnsvermitteler 526. 

Dedenfonftruftionen 177. 190. 

Desinfektion der Abfuhrwagen 310; Abtritte, Yatrinen, Rinnfteine u. ſ. w. 94; 
ſtädtiſche Anftalt 98. 100: bei Sterbefällen und Krankheiten 95: Des— 
infeftoren 99. 100. 

Deutfches Theater An- und Abfahrt ver Wagen 327. 

Dienft: Boten 247; Bücher für Gefinde 247, für Dienfimannen auf Schiffen 
und Flöffen 251. 253; Erlaubnißſchein 249: Dienftidein für Dienſt— 
männer 569. Kleidung (Abzeichen) j. „Kleidung. 

Dienftmanns: Gewerbe 567. 

Diphtherie, Anzeige von Erkrankungen 71. 

Dorotheenftraße, Markthalle 411. 

Drempel 634. 

Dresdenerftraße 232. 

Droguen. Feilhaltung und Berfauf 107. 

Droſchken-Fuhr-Reglement mit Tarif 469 big 490: Nahmeifung der Stand- 
pläge 477. 490: zurüdgelaflene Saben 275. 481; Trabfahren 481. 492; 
Berfehr auf den Bahnböfen 484. 491. 

Düngen von Aedern u. ſ. w. 310; Berladen und Transport von Dünger dur 
Schiffe 626. 

Durdgangsichein für Schiffe 624. 666. 

Durdyfahrten durch Gebäude 171. 

Dynamit, ſ. „erplofive Stoffe”; Verbot des Transports durch Berlin 23. 


€. 

Einfriedigungen 196. 299. 300. 

Einfaufs: und Verkaufsgeſchäfte 524. 

Einſchmelzen angefaufter Metallgegenftände 523. 

Eifenbahn. Ausladen von Bullen 318: Bahnhofverkehr für Droſchken 454. 41 
und Gafthofsst Hotel») Wagen 500, f. auch die betr. Namen der Bahnböfe; 
bauliche Beihaffenheit naher Gebäude 5l: Brüde über die Spree und ven 
Louiſenſtädtiſchen Kanal 339; Handel mit Staptbahnbillets auf den Straßen 
u. ſ. w. 320; Lokomotivkeſſel 360: Padhofs-Anlagen 341; Transport von 
erplofiven Stoffen 8. 13. 17. 21, von Leihen 105 und von Bieh 263; 
Zweigbahn vom Schlefifhen Bahnhof nah der Gitfchinerftraße 338, Babı: 
Polizeibeamte 340. 
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Elbingerftraße 297. 

Eldenacrftraße 297. 

Einladefheine für Schiffer 625. 634. 637, 

Eisholen von ven Waflerftrafen 638. 680. 691. 

Entbindungs:Anftalten, Konzeſſions-Vorzeigung 346. 

Entfhädigung für die der Abvederei überwiejenen thieriſchen Kadaver 421. 581, 
geſchlachtete zur Nahrung nicht geeignete Pferde 446, trichinenhaltige Schweine 
133; für die wegen Rotzkrankheit oder Lungenſeuche getödteten Thiere 130. 

Entmwäfferung von bebauten Grunpftüden 183. 189. 207. 210. 214, Abgaben und 
Koften für pviefelbe 211, ſ. „Abzugskanäle“; Spiritussfagerräumen 40; 
Straßen 160, Ausbeflerung der Straßen-Entw. 162; Projekte 214: Zutritt 
der, ftädtifchen Beamten zu den Hausentwäſſerungs-Anlagen 211. 

Erfer 178. 220. 228. 

Erlaubnißfcheine, polizeiliche, 624. 633; Ein- und Auslapdefchein 625. 634. 
637: Einlegeichein 642; Fiſcherei 593; Gebühren 625. 626. 634. 638; 
Lieges und Winterfhein 625. 668; Perfonen-Dampiboote 644. 

Erleuchten, ſ. „Beleuchten“. 

Eſel, Schlachten derſelben 446. 

Eſtraden an öffentlichen Waſſerſtraßen 220. 

Exekutive Ausführung der Vorſchriften des Straßenpolizei-Reglements 313. 

Erfremente, Fortſchaffung 308: Sammlung 183. 

Erplofive Stoffe. Transport, Handel und Lagerung 3. 11. 17. 21; Herftellung 
3. 12; Räume zur Anfertigung und Berpadung 15. 


F. 

Fabriken. Einleitung der Abwäſſer in die öffentliche Kanaliſation 209, in die 
Waſſerläufe 220; Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Ar— 
beitern 371. 376. 379, von Kindern 374. 375; Mineralwaſſerfabr., Explofions— 
gefahr 24; Revifion durch Gewerberäthe 351; VBorzeigung der Konzeffionen 
345: ſ. „gewerbliche Anlagen“. 

Façaden der Gebäude. Abfallen von Studtheilen 195; Befeftigung von Zier— 
tbeilen 175. 

Fachwerksbau 176. 

Fähren. Transport von erplofiven Stoffen 8. 13. 

Fahnenftangen auf Gebäuden 194. 

Bahrbahn. Bauftellen, Lehm- und Kiesgruben 146; Fuhrwerke 236; reis 
balten 293. 

Fahrgefhwindigfeit ver Dampfſchiffe 646. 649. 650. 654. 670; Droſchken 481; 
Fuhrwerke 293: Omnibus 462; Pferbebahn 453; Wettfahrten 462. 647. 

Fahrplan der Perfonen- Dampfboote 646. 657. 653; Omnibus 457; Pferdebahn 
450: Fahrpreis, f. Tarif. 

Fahrſchein für Dampfboot-Perfonal 645: Kondukteure und Kutfcher der Droſchken 
474: Omnibus 459. 461. 466; Pferde » Eifenbahn 448. 451. 455; Thor⸗ 
wagen 496. 498. 

Barben, giftige und jchäpliche, deren Berwendung 117. 118. 122. 

Beingehalt ver edlen Metalle 544. 

Selle, Borften u. ſ. w., Handel auf Wochenmärkten 398. 
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-Benfter. Auffchlagen nach der Straße 178. 304; in Wohngebäuden 172. 

Fernſprech-Leitung, muthtwillige Störung 275. 

Fefttage. Heilighaltung 255. 256. 258: Abhalten von Auktionen 531. 

Beuer. Feuergefährlihe Stoffe, Lagerung u. ſ. w. 31. 560: Meldung 
50. 52; Feuerftätten in Gebäuden 130. 190, Reinigung verjelben 559; 
auf Schiffen 632. 

Beuerwehr. Glodenfignale 288; Tarif für Hiffeleiftung bei Unglüdsfällen 50; 
Theater 515; ireibalten des Weges für Wagen 287. 

Feuerwerkskörper. Fabrifanlagen 612; ſ. „erplofive Stoffe”. 

Binderlohn 274. 

Fifcherei. Angeln 537. 635; Ausübung 596. 592; Fifchbehälter 409. 598. 625; 
Berehtigung 591; Erlaubnißihein 593. 625: Fiſcherfahrzeuge 597. 634; 
Bifcherzeuge 588. 591. 594. 598; Fiihwafler- Verunreinigung 596: Fiſcherei— 
Geſetz 586; Handel 587. 596; Markt 400. 403: Schonzeit 537. 595. 

Fiſchkaſten in ven Waflerftraßen 220. 228. 625. 632. 

Flachs. Nöten in Gemwäflern 597. 

Blafhen. Bezeichnung des Raumgebalts 511. 

Fleifh. Aufblafen 406; Aushängen an Thüren 307; Beſchränkung der Ein- 
fuhr von frifhem Fleisch 440; Handel mit frifehen Fleiſch 423. 437, mit 
‘Pferpdefleifch 446, auf dem Wochenmarkt 407; Transport in Fuhrwerk 307; 
Unterfuhung des eingeführten u. ſ. w. friſchen Fleiſches 437, deſſen Stempe- 
lung 442. 

Fleiſchſchau. Schau-Aemter, Borfteher, deren Anftellung, Berpflibtung und 
Dbliegenheiten 426. 427. 433. 549; Fleiſchbeſchauer, Anftellung 426. 438. 
548: Berpflihtung 427. 459. 545; Dbliegenbeiten 428. 433. 434; Prüfung 
547; Stempelung tridinenfreier Schweine 424. 425: Unterfuhung ge: 
ſchlachteter Schweine 432. 440. 

Bliegenpapier und Teller 120. 121. 

Floßholz. Aufftellen auf ven Schifffahrtöftreden 630; Bemannung 630. 660. 674; 
Breite und Länge 659. 673. 635: Feftlegen unter Brüden 631; Durchſchleuſen 
630. 663: Verbindung und Auffhwemmen 630. 642. 662. 676. 685. 6897; 
Waſſerſchierling 642; ſ. auch „Schiffsfahrzeuge“ und „Schiffer“. 

Flora-Platz 295. 

Fluchtlinien, Feſtſetzung 148. 

Flure 189. 

Branffurter Allee und Chauſſee 284. 297: Straße, große, Jahrmarkt 392. 

Branzftraße, Wochenmarkt 396. 

Freilegung von Straßen 156. 

Bremdenbücder, Führung 233. 

Friedrichs-Brücke 280; Hain 298. 

Friedrichsſtraße, Bahnhof, Wagenverfehr 336: Markthalle All; Straßenverkehr 
280. 232. 239. 321. 337. 467. 491. 492; neue 280. 252. 492; Markthalle 411. 

Füllſtrich ver Schanfgefäße 510. 

Füttern und Zränfen von Zugtbieren auf Straßen 307. 462. 479. 499. 

Zuhrwerf. Allgemeines: 

Aufbalen 302; Ausmweichen 237. 293. 455; Befolgung der Winfe der Auf— 
fihtsbeamten 318; Be» und Entladen auf ven Straßen 289. 302; Laterne 275; 
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Beihränfung der Wege und Fahrdämme 232. 300; ſ. „Treidelſteige“; 
Beipanntes, deſſen Beauffihtigung 251. 232, unbefpanntes 302; Geleife ver 
Eiſenbahn (Zweigbahn) 338, ver Pferdebahn 455: Bezeichnung des Eigen- 
tbümers 275; Breite und Yänge 277: Fahren und Koppeln 279. 236. 293; 
Stillhalten 239. 465. 479, Ummenden 285; Führer (Kutſcher) 278. 281: 
Freihaltung des Weges für Militär u. ſ. w. Aufzüge, Königliche und andere 
Wagen 237; Ladung 279. 280. 

Befonderes. Abvederei 319. 575: Gafthof (Hotel) 500; Handel mit 
Milch und anderen Nahrungsmitteln 252; Leihen» und Trauerwagen 501; 
Marktwagen 405. 408. 415, ſ. „Pferde: Eifenbahn‘‘, „Omnibus“, „Droſchken⸗“ 
und „Zhorfubrwerf'; Transportwagen ſ. „erplofive Stoffe‘; für Fleiſch 
und gejchlachtetes Vieh 307; Gegenftände, welde ftarfes Seräufch verurſachen 

312, üblen Gerud verbreiten 309; Mineralöle 34: Mineralfäuren 303; 
flüffiger, leicht verftreubarer oder Staub entiwidelnder Gegenftände, ſowie 
für Erfremente, Abfälle, Schnee, Steine u. ſ. w. 308: Vieh und Geflügel 263; 
Pockenkranke 70: Eholeras, Poden-, Typhus- u. f. mw. Kranke 99. 480. 
Bundfachen, polizeilihe Behandlung 271: Koften des Verfahrens 274: Funds 
büreau 274. 571: Fundgeld 273. 
Fußboden der Wohnungen 138. 190. 


©. 


Gallerien an den Waſſerſtraßen 220. 228. 

Garnabfälle. Handel 525. 

Gartenplag. Wochen-, Strob: und Heumarft 396. 399. 

Gas. Lieferung deffelben durch die Gasanftalt 205: Leitungen, Einrichtung 
203. 205: in Gebäuden, welche zur Bereinigung größerer Menſchenmaſſen 
beftimmt find 47; in Theatern 44. 46: Leitungsröhren, Verhütung der 
Beihädigung 203; Gasmeſſer, Aichung 276. 

Gafometer: Gebäude. Erleuchtung 49. 

Gafthäufer und Gaſt- und Schankwirthſchaften. Auftionen in denjelben 532: 
Auftionatoren dürfen nicht den Betrieb übernehmen 539, ebenfo Kornwäger 542; 
Bahnhofs-Fuhrwerk 500; mweiblihe Bedienung (Kellnerinneit 507; Betrieb, 
Geſuche um Genehmigung 510; bauliche Beichaffenheit 47. 189; Beſchaffenheit 
und Yage der Räume 509: Fremdenbücher 233; Kinder unter 14 Jahren 
dürfen nicht Muſik machen und Handel treiben 608; Konzeſſions-Vor— 
zeigung 346: öffentliche Yuftbarkeiten 256: polizeilihe Meldung der Reiſenden 
233. 244; Polizeittunde 259, Raumgebalt der Schanfgefäße 510; Zaren 506. 

Gebäude, ſ. „Bauliche Befchaffenheit“, „Bau und „Häuſer“. 

Gebraudhs= Abnahme 190. 

Gebühren für Arbeitsbücher 374. 330: Auftionatoren 534. 537: Benußung ver 
Anſchlagsſäulen 268: Dampffefiel-Revifionen 370, Unterjuhungen 364: 
Desinfeftionen 100. 101; Dienftmänner 573: ſ. „Entſchädigung“: polizeiliche 
Erlaubnißfcheine für Fiſcherei 593, Schiffer 625. 626. 634. 635: Fleiſch— 
beichauer 549: Fortihaffung auf der Straße gefallener Thiere 319; Heb— 
ammen 67; Kaltiteinmefler 555; Kohlenmeſſer und -Wäger 552: Korn 
mwäger 545; Peichenpäfle und Befichtigungen 106; Markiträger 564: Metall: 
probirer 545; Nutzholzmeſſer 558; Unterfuhung von Schlachtvieh 436, von 
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frifhem eingeführten Fleiſch 437. 441; für Straßenreinigungg-Diener (Schuh—⸗ 
und Kleivderpußer) 566; Prüfungs-Gebühren für Apothefergebülien 57, 
Heilgebüffen 69; Kebrlohntare 562; Tarif für Benußung der Viehhofs— 
Anlagen 418. 

Koften für Freilegung u. f. w. neuer Straßen 156; Unterhaltung der» 
jelben 155; für das Verfahren bei Errichtung u. ſ. w. gewerblicher Ans 
lagen 611; Gadleitungen 205; Aufgebot gefundener Saden 274; Kanali— 
ſations-Anſchlüſſe 212; Schiffer» Dienftbüder 253: Waflerleitungen 216. 

Stättegeld für Wochenmarktitellen 401. 

S. „Tarif; gebührenfreies Lölchen des Feuers 50; Zins für Benußung 
fisfalifcher Gewäfler durh Waileranlagen 221: von Uferftellen 668. 669. 
683. 634. 692. 

Geflügel. Transport 263. 

Gefundene Sachen, |. „Fundſachen“. 

Geleife ver Eifenbabn 338. 34l. 

Georgenftraße, Wagenverkehr 337. 

Geräuſch verurfachende Transporte 312. 

Gertraudtenftraße 230. 232. 289. 467. 492, Brüde 280. 

Geruch, üblen, verbreitende Abfuhr 309; Verladen u. ſ. w. durch Schiffe 626. 

Gerüfte, ſ. „Baugerüfte.”. 

Geſchäftsbücher, Führung und polizeilide Einfihtnahme. Abvederei 579; Auftio- 
natoren 535; Auswanderungs-Agenten 603; Gefindevermiether und Stellen- 
vermitteler 525. 527. 528; der Käufer und Berarbeiter gebraucdter u. ſ. w. 
Gegenftände 523; Leichenbeftatter 501; Metallprobirer 546; Nutzholzmeſſer 
556; Rechtskonſulenten und Vermittelungsagenten für Darlehne, Heiratben 
u. f. mw. 526: Roßſchlaͤchter (Schlachtbuch) 447; Trödler 524. 527; über den 
Sandel mit Giften 112, mit Pulver und anderen erplofiven Stoffen 8. 12; 
Reinigung von Bierdrudleitungen 127; Nahmweifungslifte für dag Reinigungs— 
gewerbe 566. 

Gefhirre der Verde, Beſchaffenheit 279. 450. 458. 472. 497. 

Gefinde: Belopnungsfonds 249; Dienitbüher 247. 248; Erlaubnißfcheine 249; 
Bermietber 525. 

Getränke, geiftige, Handel auf Jahr und Weihnachtsmärkten 392. 

Getreidemarkt 399. 

Gewäſſer, j. „Waſſerläufe“. 

Gewerberäthe. Dienſtanweiſung 346. 

Gewerbliche Anlagen und Betriebsſtätten, bauliche Anforderungen 139; Er— 
richtung und Veränderung 611; Vorzeigung der Konzeſſionen 345; Reviſion 
347; Unterſagung der ferneren Benutzung 620. 

Gift. Anwendung im Kammerjäger-Gewerbe 120; Buch und Schein 111. 112; 
Aufbewahrung und Berkauf 111; giftige Farben 117. 115. 122; Pilze 128. 

Gitfhinerftraße, Zweigbahn nah der Sasanftalt 338. 

Gläfer ver Schanf- und Gaftwirtbichaften 511. 

Glashütten. Beihäftigung jugendlicher u. ſ. w. Arbeiter 382. 

Gneifenauftraße. Jahrmarkt 392. 

Gollnowitraße 291. 
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Gondel. Gewerbebetrieb der Gonpdelführer 575. 643; Belaftung 576: Feftlegen 
unter Brüden 631: ſ. „Schiffsfahrzeuge“. 

Gormannftraße 291. 

Greifswalderftraße 295. 

Grundmauern, Aufführung 156. 197, 


Hängegerüfte 200. 8 

Häufer, auf Königliche Koſten erbaute, deren bauliche Veränderung 146: Ans 
bringung von Marfen der Berliner Waflerwerfe 299, von Schugvorbängen 
304; Aushängen und Ausftellen von Schaufäften, Schilvern, Verkaufs- u. j. w. 
Gegenſtänden 303. 

Haltefinder, j. „Koſtkinder“. 

Halteplaß der Droſchken 447. 490; Mietbsgondeln 576; Thorwagen 49. 

Hamburgerftraße, große 250; Heine 279. 

Hammerwerfe, Beichäftigung jugendlicher und weiblicher Arbeiter 381. 

Handel mit Billets zu Theater- u. ſ. w. Vorftellungen und Stadtbahnbillets auf 
Straßen 320; erplofiven Stoffen 8: frifhem Fleiſch 423. 437; Pferdefleiſch 
407. 414. 446: Garnabfällen oder Dräumen 525; gebrauchten Saden 523. 
524: Giften 107. Ill: im Umberzieben 400: auf Wochenmärkten 401; 
Jahr- und Weihnachtsmärkten 392; in den Markthallen 413; in der Hafen 
baide 607; im Thiergarten 608; ver Kinder unter 14 Jahren 608. 

Handelsartifel in den Markthallen 413; auf dem Jahrmarkt 392: Schlachtvieb- 
markt 419, Weihnachtsmarkt 395, Wochenmarkt 397. 

Handelöflagge, Führung auf Schiffen 639. 

Handelöftellen auf Märkten 395. 395. 405. 413; für Schiffer 634: auf öffent» 
lihen Straßen 302. 303. 395. 

Handpferde. Mitführen derfelben 295. 

Handwagen. Verbot des Anhängens 279; Führen 294; auf Wohenmärften 405. 

Hanf. Röten in Gewällern 597. 

Hafenhaide. Handel 607. 

Haus: Bücher, Einführung 231; Nummer 299; Waffer 310. 

Haufiren an Sonn- und Fefttagen 258; in der Haſenhaide 607; Kinder 608. 

Hebammen. Bezirks, 63. 67; Gebühren 67; Meldung bei dem Bezirksphpſikus 
65, vem Stadtphpſikus 54. 63; Prüfung 61; Nachprüfung 63. 66; BVereidigung 
65; Zurüdnabme des Zeugnifies 65. 

Heftig wirkende Stoffe. Aufbewahrung und Berabfolgung 111. 

Heilgehilfen, geprüfte, 67, 68: Aushängeſchild (Beden) 68, 70; Desinfeftionen 
100; Stellung als Medizinalperfonen 69. 

Heilighaltung der Sonn und Fefttage 254. 

Heilmittel. Feilbalten und Berfauf 107. 110. 

Heirath8:Bermittler 526. 

Heizung in größeren Boltslofalen 48. 190; in Theatern 43. 

Herkulesbrüde 250. 321. 

Heu: und Strohmarft 396. 399. 

Hilfsfäften mit VBerbandszeug in den Polizeibureaur 72. 

Höhe ver Gebäude 173; der Schiffe 659. 660. 674. 655. 
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Hofraum 172. 

Holz: Aufihwennmen in den Waſſerſtraßen 228. 630. 642; Holzbauten 176; Ein» 
bringen in die Stadt 264; Lagerpläße 36, auf ven Gewäflern 641; Nuß> 
bolzmefier 555; Zerfleinern auf ven Strafen 301. 

Holzsmarftftraße 232. 321; -Gaſſe 291. 

Hotelwagen 500. 

Hufbefhlag: Prüfung 505. 

Humboldthain 298. 

Hunde. Ausiperren während ver Nachtzeit 299: Fanggeld 582. 583: Maulforb 
298. 581. 532; Steuer 551. 583: Umberlaufen 295; Wegfangen durd 
Scarfrichter 298. 581. 582; Hundsmwutb 72. 136. 575; Mitbringen ver 
Hunde auf Märkte 299. 405, in die Markthallen 415, Droſchken 481. 490, 
Omnibus 463, Pferdebahnwagen 455, auf den Viehbof 417, beim Abholen 
von Kadavern 578; Hundewagen 2. 


I 

Jägerſtraße. Droſchkenverkehr 491. 

Jahrmarkt. Verkehr 391. 

Jakobſtraße, Alte, 282. 

Jeruſalemerſtraße 280. 

Impfen. Impfregulativ für Berlin SI; Ausführung des Impfgeſchäfts 91; Ab» 
impfling 37. 39; anftedende Krankheiten 55. 88. 9; Bezirf 85: Lymphe 
37. 89; Rothlauf S5; Privat Impfung 91; Bariolen 36; Verhaltungs— 
vorſchriften 92. 

Impragnirung der Theaterelltenfilien 47. 

Innungsmitglieder, Yebrlings-Beichäftigung 337. 

Intelligenz:Blatt 694 

Invalidenſtraße. Droſchkenverkehr 492. 

Irren-Anſtalten, Privat-, Anweiſung für Vorſteher 74; Vorzeigung der Kon— 
zeſſion 346. 


K. 

Kähne, ſ. „Schiffsfahrzeuge“. 

Kaffee, Handel mit gekochtem Kaffee auf Märkten 392. 395. 399; in den Markt— 
ballen 413. 

Kalandsgafie 292. 

Kalk. Ablaven 308. 

Kalkfteinmeffer. Vereidigung, Anftellung und Gefchäftsbetrieb 553. 

Kammerjäger: Gewerbe. Verwendung von Gift 120. 

Kanal, Landwehr, Louiſenſtädtiſcher, Berlin Spandauer» und Berbindungss, 
j. dieſe. 

Kanalifation. Anſchluß der Grundftüde 183; Durchführung 207. 210; Hause 
ableitungsröbren 207. 210; Polizei- Berwaltung 142. 

Karrbahnen an Waflerftraßen 220. 226. 683. 

Karren. Schieben von 294. 

Kartoffelhandel auf vem Markt 407. 

Katzen, frepirte, 581. 
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Kautionen der Auktionatoren 529, Auswanderungsbeförderer 603; Dienfimanns- 
Inftitute 567; Dienftmänner 569. 

Kautſchuck-Mundſtücke und -Geräthe, zink- und bleiorpohaltige, 121. 122. 

Kehrbezirk 559; Berträge 561: Tare 562. 

Kellerhals 178; Fenſter 179. 

Kellnerinnen. Anmeldung und Kontrole 507. 

Keſſel, ſ. „Dampftefjel”. 

Kindbettfieber. Erkrankungen 63. 66. 72. 

Kinder. Beauffichtigung auf Straßen 29; Beſchäftigung in Fabriken, Werk— 
ſtätten u. ſ. mw. 374. 378; f. auch „Arbeiter“; in den Theatern u. ſonſtigen 
öffentlichen Borftellungen 518; Haufiren, gewerbsmäßiges Mufitmacen 
u. f. m. 605: «Wagen, Befabren der Bürgerfteige 306: Koſt- und Pflege- 
finder 101. 

Kirchen. Schrittfahren in der Nähe derfelben 293. 

Kleider: Reinigungs» Infitut 565. 

Kleidung der Dienftmänner 568. 570: Droſchkenkutſcher 473. 487; Leihenfuticher 
501; des Omnibus-Perſonals 461. 467: Pferdebahn- Perfonals 449; ver 
Scharfrichtergebilfen 582. 

Knallen mit der Peitiche 281. 

Knallfilber und Knallquedfilber f. „erplofive Stoffe”. 

Köllnifcheftraße 291. 

Königgräßerftraße 295. 298. 

Königliche Koften, Veränderung der auf ſolche bergeftellten Privathäufer 146; 
Wagen, Freibaltung der Wege für viefelben 287. 

Königs: Brüde 279; Platz 234. 298: Straße 230. 232. 239. 467. 492: 
neue 282. 322. 

Kohlenbeden auf Wochenmärften 405. 

Kohlenfaure Getränke, Fabriken 24. 

Kohlenwäger und Kohlenmeffer. Bereidigung, Anftellung und Geſchäftsbetrieb 550. 

Kolleftenwefen 266. 

Kommandantenftraße 230. 2832. 467. 

Kondufteur der Omnibus 457. 461. 467. 468: Pferdebabn 448. 455. 

Konzerte, polizeiliche Anmeldung und Erlaubnis 255. 

Konzeffion. Auswandererbeförberer 598. 605; Drojchkenbetrieb 469. 486: Marft- 
träger 564; Dmnibusfubrbetrieb 457; Theater» Vorftellungen 514. 517; 
Vorzeigung der K. zu gewerbliden Anlagen 345; ſ. „Wafler- Anlagen“, 
„Dampfkeſſel“. 

Kornmeſſer. Anſtellung und Geſchäftsbetrieb 541. 543. 

Kornwäger. Anſtellung und Geſchäftsbetrieb 540. 

Korridore 189. 

Koſten, ſ. „Gebühren“. 

Koſtkinder und Pflegekinder 101. 

Kranken-Anſtalten, bauliche Anforderungen 189; Konzeſſions-Vorzeigung 346; 
Irren-Anſtalten 74. 346: Wagen 9. 

Krankheiten, anftedenpde, Anzeige der Krankbeitsfälle 72. 513; Desinfeltion 
95; Uebertragung durch Schulen 79: j. auch die Namen einzelner Krank— 
beiten. 
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Sirembfer, Cirkus. Ans und Abfahrt der Wagen 330. 

Rremfer, j. „Thorwagen“. 

Krolls Etablijjement. Ans und Abfahrt ver Wagen 325. 

Kutfcher, allgemeine Pflichten 2S1; Droſchken 474. 475. 437; Hotelwagen 500; 
Leichen- und Trauerwagen 501; Omnibus 457. 461. 465. 463: Pferde: Eifen- 
bahn 448. 455: Thorwagen 496. 498. 


8, 

Radeftellen für Schiffe, ſ. „Ausladen“. 

Ladung der Fuhrwerke 279. 230, Laden 239; der Schiffe 629. 660. 674. 686. 

Länge der Schiffe und Flöſſe, ſ. „Breite“. 

Lager:Höfe, -Pläge, Stätten, baupolizeilihe Anforderungen 139; für Brenn- 
materialien 36; erplofive Stoffe 9; Mineralöl 32; Spiritus 39. Lagern 
u. ſ. mw. feuergefährlicer Stoffe 31. 

Landsberger Altee 297; «Strafe 279. 282. 322. 

Landwehr-Kanal. Reglement 659 big 665; Strafen 666; Dampfſchifffahrt 669. 672. 

Langebrücke 280. 

Luterne, ſ. „Beleuchtung“; Benutzung für Droſchken 471; in feuergefährlichen 
Räumen 5. 9. 32. 39. Al; bei Fuhrwerken 278; Omnibus 453; Pfervebahn- 
wagen 449: Thorwagen 496. 

2atrinen, Desinfektion 94. 

Raufiserplat, Wochenmarkt 396. 

Lebensmittel, geſundheitsſchädliche, Beichlagnahme auf Märkten 406. 

Legitimation. Droſchkenkutſcher 475; Marktträger 564; Thorwagenkutſcher 496. 498. 

Lehmgruben, Herftellung von Fahrbahnen 146. 

Lehrlinge. Beichäftigung 372; insbefondere bei Innungen 337; Lehrlinge» 
Arbeiten. Staatspreife 352. 

Leihen. Aufzüge, Freibaltung des Weges 237; öffentliches Ausftellen 103: Be— 
erdigung 501. 502; Behandlung und Transport der an anftedenden Krank— 
beiten Berftorbenen 99; Päſſe 105; Vodenleihen 104; Transport nach aus» 
wärts 105. 106; auf Eifenbahnen 105. 

Leipzigerftraße 230. 232. 

Lenneftraße 295. 299. 

Licht, offenes, ſ. „Laterne“; Lichthöfe 130. 

Kicgefcheine der Schiffer 624. 

Linden, unter den, 280. 232. 492, Straße, Markthalle 411. 

Livree, j. „Kleidung“. 

Lokomobile. Aufftellung und Benugung 364: Sicherheitsventil 358. 

Roofe von Staatsanleihen 534. 

Louifenftädtifcher Kanal. Reglement 659 bie 665; Strafen 666; Dampfſchiff⸗ 

fabrt 669. 672. 

Luderftätten 577. 580. 

Lungenſeuche, ſ. „Entſchädigung“. 

Luſtbarkeiten, öffentliche, 255, 258. 

Luſtgarten, Platz am, 283. 

Lymphe 39. 90. 
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M. 

Magdeburgerplag. Wochenmarkt 396. 

Maler. Beihäftigung von Lehrlingen 390. 

Manometer an Dampffefieln 358; Prüfungs 359; Kontrol- 362. 

Markt. Jahrmarkt 392; Obftmarft 400. 402; ſ. „Schlachthof“; Weihnachts— 
markt 395; Wochenmarft 396; Markthallen All; Be- und Entladen in 
den feßteren 302, Wagenverfehr 415; Marktträger 402. 564; Stätte» 
geld 409; Mitbringen von Hunden 299. 405. 415. 417; f. „Handels—⸗ 
artikel”. 

Marquifen. Anbringen 304. 

Maulforb der Hunde und biffigen Zugthiere 298. 

Maulthiere. Schlachten derfelben 446. 

Maurer. Beihäftigung von Lehrlingen 337. 

Medizinalbeamte. Form der Attefte 53; Perjonen, Meldung 54. 

Meldung. An» und Abmeldung, polizeiliche, von Dienftboten 250; Koſt- und 
Pflegefinper 102; Kellnerinnen 507; Neifenden 233. 241, Ver- und Anzug 
von Perfonen 232; neu anziebender Perfonen 232. 244, von Schiffern und 
Flöſſern 234. 242; Wohnungsmwecfel 231; Sterbefällen 245. 

Metallprobirer. Anftelung, Vereidigung und Gejchäftsbetrieb 544. 

Militär Abtbeilungen, Freihaltung des Weges 287; Schiefftände, unbefugtes Be» 
treten 27; Transporte von Pulver und anderen erplofiven Stoffen 10. 11. 20. 

Milzbrand: Erkrankungen 72. 

Mineral: Dele, Aufbewahrung u. f. w. 31: Säuren, Transport 303; «Waffer, 
Fabriken 24. 

Moabit. Wochenmarkt 396; Brüde 626. 

Müggelfre. Scifffahrtspolizei 658. 

Mühlendamm 230. 232. 239. 467. 492; »Weg 283. 236. 292, 

Müll: Transport 308. 

Münzftraße 279. 321. 492. 

Muladftraße 291. 

Mufif- Aufführung auf Straßen 312. 


N. 

Nachbargrenze 175. 191. 

Nahrungsmittel. Beſchlagnahme auf Wochenmärkten 406: ſ. „Schlachtthiere“ 
und „Fleiſch“. 

Nebeneinanderfahren der Schiffe 662. 677. 688. 

Nettelbeckplatz. Wochenmarkt 397. 

Reue Straßen, Anlegung und Bauen an denſelben ſ. „Straßen“. 

Neumannsgaffe 222. 

Niederlagen von Sprengftoffen 9. 

Nitrocellulofe und Nitroglycerin f. „erplofive Stoffe’; Transport dur 
Berlin 23. 

Nusholgmeffer. Bereidigung, Anftellung und Geſchäftsbetrieb 555. 


O. 
Obſtmarkt 400. 402: Handel mit unreifem Obft 406; Markthallen 414; O bſt— 
ſchiffe 636. 
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Dele, f. „Mineral: Dele”. 

Dertlihe Straßen» Bau: Polizei» Verwaltung 142. 

Dfen, ſ. „Feuerſtätten“. 

Ofenklappen, ſ. „Verſchlußvorrichtung“. 

Omnibus. Betriebs⸗Reglement 456: zurückgebliebene Sachen 275. 464. 
Dpernhaus. An: und Abfahrt 323; Platz am 280. 
Dranienburgerftraße. Droſchkenverkehr 492. 

Dranienplag. Heus, Strob» und Wochenmarkt 397. 

DOftend: Theater. An- und Abfahrt 327. 


P. 

Packhof, Geleisanlagen 341. 

Pariſerplatz 280. 

Parochialſtraße 291. 

Paßpapiere 244. 

Pennen, Betrieb 512. 

Perrückenmacher, Lehrlinge 389. 

Petriſtraße 292. 

Petroleum, Aufbewahrung u. ſ. w. 31. 

Pfähle ın ven Waſſerläufen 225; f. „Waſſer-Anlagen“. 

Pfandleih-Gewerbe 519: Berkaufsliften 523: Publikation 523; Ausübung dur 
Yuftionatoren 539. 

Pferde. Anipannung und Geſchirr 279; Benugung fehlerhafter Pferde als Zug- 
tbiere 275; Droſchken 472; f. „Fuhrwerk“; Leihen- und Trauerwagen 501; 
Omnibus 455; Pferdebahn 450; Thorwagen 497; Rotzkrankheit 130: Ab- 
gaben 131; Pferdefleiſch, Verkauf 407. 414.446; Schlachten von Pferden 
446; ſ. „Zugtbiere‘; Pferdeſchwemmen 665. 680. 691. 

Pferde: Eifenbahn. Betriebs-Reglement 447: Dienftlleivung 449; Fahrplan 450: 
Sloden-Signale 451: Ueberfüllung 456; zurädgebliebene Saden 275. 453. 

Bflafter, ſ. „Straßenpflafter”. 

Pflegefinder 101. 

Phosphor. Aufbewahrung 111. 

Pilze, giftigel23. 

Pläße, öffentliche, ſ. „Straßen“. 

Plafate. Anheften auf Straßen 300; ver Auswanderungs- Agenten 602. 

Boden. Jmpfen SI. 35 bie 94; Transport Kranfer 70. 

Dolizei:Anweifungen, (Pfandſcheine) für Schiffer 624. 

Polizeiftunde, j. „Gaſthäuſer.“ 

Poftfendungen von Phosphor, Aether, Petroleum und anderen leicht entzündlichen 
Gegenftänden 50; - Wagen, Freihalten des Weges 237. 

Poftitraße 250. 282: Feine 291. F 

Hotsdamer Bahnbof, Wagenverfehr 332: : Straße 280. 282. 322. 492. 

Prenzlauer Allee 297. 

Prinzen:Allee. Wochenmarkt 396. 

Prinzlidie Wagen. Areibaltung des Weges 287. 


Probenehmer ver Fleiſchſchau. Anftellung 426. 435. 549; Berpflichtung 427, 


439. 549; Obliegenbeiten 425. 433. 439. 549. 
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Probirfhein für edle Metalle 546. 

Promenade, Straße an der neuen, 250. 321. 

Promeffen. Handel 555. 

Prosfauerftraße 297. 

Prüfungen der Apotbefer-Gebilfen 56; Auftionatoren 529; Aleifchbeichauer 47; 
Hebeammen 61. 63; Heilgebilfen 67; Hufbeichlagprüfung 505. 

Publifation polizeilicher Berorbnungen 695. 

Pulver, j. „erplofive Stoffe”; Fabrifanlagen 612; Magazin 9, desgl. in Moabit 
(Tegel) 676; Transport 4. 17. 631. 

Pusarbeiten 137. 


M. 


Rauchen, j. „Tabakrauchen“; Röhren 181. 

Raupennefter 261. 

Rechtsangelegenheiten, Bejorgung fremder, 526. 

Reinigungs⸗Gewerbe für Kleider und Schuhwerf auf Straßen 565. 

Reinlichkeit auf Straßen u. ſ. w. 306; Befolgung pol. Anordnungen 313. 

Reiten 294. 300. 

Renz, Cirkus. An und Abfahrt 329. 

Reparaturbauten 134. 190. 

Rettungsfaften mit Verbandszeug 72. 

Rezepte 59. 

Rindvieh. Lungenjeuche 130, Abgaben 131; als Zugtbiere 279; Urfprungs- 
zeugniß 415. 

Ninnfteine. Ablaſſen von heißem Waller 311: Ableiten von Grund, Regen 
wafler, Wirthſchafts-Abgängen u. |. w., Hineinwerfen fefter Gegenftände 310; 
Anlegung und Unterhaltung 163. 311; Befeitigung durch unterirdiiche Ent- 
wäjlerung 208. 210; Desinfektion 9: ſ. „Abzugsrinnen;” Zungen 
vinnfteine 310. 311. 

Rohbau: Abnahme 156, 

Rofenthalerftraße 279. 321. 322. 

Rosmarinftraße 291. 

Roßſtraße 280. 282. 492: neue 480. 492; Brüde 280. 

Roßfleiſch, Berfauf 407. 414. 446. 

Rotzkrankheit bei Thieren, ſ. „Entſchädigung“, bei Menſchen 72. 

Nüdkaufshändler 519. 

Ruhe auf Straßen 312. 313. 

S. 

Särge, Oeffnen derſelben 103. 

Säulen, eiſerne, Verwendung bei Bauten 194; öffentl. Anſchlags-Säulen 268. 

Salpeterfäure und Salzfäure, Transport 303. 

Summelliften. Abftempelung 266. 

Scanfftuben, j. „Gaſthäuſer“. 

Schaufäften, Aushängen und ⸗ſtellen 303. 

Schaufpiel: Haus, Wagen- u. Perfonenverfehr 324: Unternehmer, Konzejfiong- 
vorzeigung 346; ſ. „Theater“. 

Scheidewände 176. 
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Scendelgafle 291. 

Scheumaden der Thiere 303. 

Schießen auf Schiffen 632; auf Straßen 302. 

Schiefbaummolle, j. „erplofive Stoffe”; Schießpulser, ſ. „Pulver“; Schieß— 
fände 28. 

Schiffer. An- und Abmeldung 234. 242; Dienftbücder 251. 253: Erlaubnißfceine 
624. 634; Verhalten auf den Schiffen 626. 

Shiffsbaupläge. Anlegung 228. 

Shiffsfahrzeuge. Ableichtern 627. 677. 683; Anker 643; ſ. „Anlegen: Ans und 
Abmelden der auf Schiffen Ankommenden und Abfabrenden 234. 242: Aus- 
laden 625. 661. 676. 683. 697; Ausweichen 627. 647. 662. 677. 688: Bes 
feftigen 626. 628. 661. 676. 687; Beherbergen auf Schiffen 234; Be— 
mannung 251. 644. 654. 660. 670. 674. 636; Benugung der Waſſerwege 
632; Bordhöhe 660. 674. 686; ſ. „Brüden”; Durchgangsſcheine (Legiti- 
mationsfarten) 624; ſ. „Erlaubnißſcheine“; Fortſchaffen ber Erfremente 
626. 634; Feuerung 632; ſ. „Floßholz“; Handelsflagge 639; Handelsichiffer 
634; Höhe 659. 674. 685; Kähne, Feine, Ueberlaſſen an Kinder 639; Teere 
Kähne 625; f. „Ladung“, ſ. „Länge; Liege- und Winterfcheine 624; Maften 
640; Nebeneinanderfahren 662. 677. 688; Nummernkarte 627; Obſtkähne 
636; Poligei- Anweifungen (Pfandſcheine) 624: ſ. „Schleuſen“; Schwerter 
639; ſ. „Segeln“; Steuer 660. 674. 696; Theeren 626; Tiefgang 660. 674. 
686; Transport von Pulver und erplofiven Stoffen 7. 14. 19. 22. 631; von 
Kranken 99; ſ. „Zreideln‘‘; Weberwintern 661. 676. 637; f. „Ueberladen“; 
Ueberbolen 648. 662. 677. 683; ſ. „Berunreinigung” und „Borbeifahren”. 

Schilder. Aushängen u. ſ. w. an Straßen 303. 

Schlachthof. Schlachten auf demjelben 420; Bejeitigung geichlachteter kranker 
Thiere 421. 579; krepirtes Bieh 421. 429; Unterfuhbung durch Sad: 
verfländige 423. 426. 427, insbefondere lebender Schlachtthiere 428, ge- 
ſchlachteter Thiere 430, von Pferden, Ejeln und Maulthieren 446: Schladt- 
buch 431. 432; polizeilihes Schlachthaus 421; Schlachtmarkt, 
Schlachtzwang, Einführung defielben 423, ſ. „Stempelung”. 

Schlächter. Handel mit frifchem eingeführten Fleiſch 423; mit Noßfleiih 446: 
auf dem Wochenmarkt 407; Berfahren beim Schlachten 420. 423. 425. 
430. 433; Aufblafen von Fleifh u. ſ. w. 406. 

Schlafräume der Gaft- und Schanfwirthichaften 508; Schlafftellen 269; VPennen 512. 

Schlafſtellenweſen 269. 

Schlammfaften, Anlegung, Räumung 311; Desinfektion 94. 

Schlefifher Bahnhof, Wagenverfehr 335; Vorplatz am 285. 

Schleufen 629. 655. 660. 663. 677. 673. 689. 

Schlitten 294. 471. 497. 

Schlittſchuhlaufen 27. 630. 

Schloß-Brücke 230; «Freiheit 280; -Platz, Weihnachtsmarkt 395. 

Schmiede, Lehrlinge 389; Hufbeſchlag 505. 

Schöneberger Ufer, Drojchfenverfehr 492. 

Schönhauferftraße, desgl. 492. 

Schornfteine. Herftellung 181. 190; Reinigung 559. 

Scornfteinfeger: Lehrlinge 333; NRegulirung des Gewerbes 559; -Gajfe 291. 
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Schragen, f. „Buben“. 

Schriftgießereien. Bleivergiftungen 123. 

Schrotleitern 273. 

Schubkarren 294. 

Schuhmerf Reinigungs» Inftitut 565. 

Schulen. Bauliche Anforderungen 139; Beſuch bei Krankheiten 79; f. „Kinder“. 

Schutt:Transport 197. 308. 

Schupeinfriedigung 196. 299. 300. 

Scwefelfäure. Transport 303. 

Schweine. Befeitigung trihinenhaltiger 133; Stempelung 424. 425. 436; Unter- 
ſuchung geſchlachteter Schweine 432. 440; ⸗Fleiſch, geſundheitsſchädliches 129; 
Stempelung 443. 

Segeln auf der Spree 627.631; den Kanälen 631. 662. 677.688; Trocknen 631. 

Selbftentwidelungs: Apparat in Mineralwafler- Fabrifen 24. 

Senfgruben, Räumung und Desinfektion 94. 

Sicherheit auf den Straßen 313. 

Sieges: Allee 233. 

Signale. Dampfpfeife 26; Dampfichiife 640. 647. 654. 670. 671; Eiſenbahn 290, 
Pferdebahn 451. 455; Laterne der Eifenbahn 339. 

Sonntagsheiligung 254. 256. 253. 531. 

Sophienftraße 292. 

Spandauer Brüde 230; -Straße 230. 282. 239. 492. 

Speider, ſ. „Lagerhöfe“. 

Spiegel 303. 

Spielplan 584. 

Spinnereien, Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 387. 

Spiritus⸗Lagerräume 33. 

Spittelmarkt 239. 

Splittgerbergaſſe 292. 

Spree. Schifffahrtsverklehr 627. 682; Dampfſchifffahrt 644; Kanal, Anlegen 
der Schiffe 636. 

Spreegaffe 291. 

Sprengöl und Sprengfoffe, ſ. „Exrplofive Stoffe“. 

Staatöpreife für Lehrlings- Arbeiten 352. 

Ställe 134. 

Stättegeld für Worhenmarftftellen 409. 

Standplag. Dienftmänner 570; Drofchlen 490; Marktträger 564; Reinigungs- 
Diener 566; Thorwagen 49. 

Steinfohlen. Lagerung 35. 

Stellenvermitteler. Gejchäftsbetrieb 525. 

Stempelung von Schweinen und Fleifch 424. 425. 430, 436. 

Sterbefälle, Anmeldung 245. 

Steuermann 644; Berantwortlichleit 650. 

Stodwaffen, deren Berbot 26. 

Stralauerftraße 230. 232. 492. 

Straßenbau. Anlegung neuer Straßen duch die Stabtgemeinde 156. 159; 
durch Unternehmer 157. 159; Unterhaltung der von Unternehmern angelegten 
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Straßen 158. Straßen, melde für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertig bergeftellt find, 160; Strafen-Arbeiten 161: Bauen an neuen 
Straßen 154. 159. 160; an nicht requlirten Straßen 155. 159; Haupt- und 

Nebenftraßen 156; gefperrte 282. 
Straßendamm. Beihaffenheit 160; Ausbeſſerung 161: Reinigung 312: 
Pflafter 160. 162; Gerüfte 170; Kanäle, Ableiten von Sauce u. f. mw. 310. 

Straßenbau:Polizei-Berwaltung 141. 

Straßenpolizeis:Reglement 277: Freibalten des Verkehrs 300. 303; Handelsftellen 
302; Theater» und Stadtbahnbillets 320: Ruhe 312; Schießen und Werfen 
302. Dracdenfteigen 303; Spiegel 303: Aushängen von Berfaufs- u. ſ. w. 
Gegenſtänden 303; Berunreinigung 306: Berfebrsftodungen 318. 

Straßenreinigung. Zutritt des Perjonals zu den Entwäſſerungs-Anlagen 197; 
Kebrihtwagen 309. 

Streichhölger, Berjendung durch die Poft 50. 

Strohmarft 396. 399. 

Strompolizeilihe Vorſchriften 623; ſ. auch „Waflerläufe. 

Studtheile ver Gebäude, f. „Façaden“. 


T. 

Tabakrauchen in Lagerhöfen für Mineral-Oele 323 Omnibus 461. 465; Pferde— 
bahnwagen 452. 454; Theatern 42; Thorwagen 496; der Droſchkenkutſcher 483: 
beim Verkehr mit erplofiven Stoffen 5. 11. 13. 14. 17. 21. 22. 

Zagelohn, ortsüblicher 355. 

Zanzluftbarfeiten 255. 258. 

Tapeten, arjenige Farben u. f. w. 122. 

Zarif. Dienftmänner 573; Dampfboote 645. 649: Droſchken 471. 489: Feuer: 
wehr 50: Omnibus 457; Pferbebahn 450; Thorwagen 494. 497; |. „Gebübren.“ 

Zaren für Gaftböfe 506; Kehrlohn 564; ſ. „Gebühren“. 

Zeutoburgerplag., Wochenmarkt 397. 

Thaerftraße 297. 

Theater. Anmeldung und Erlaubniß der Borftellungen 255. 346. 514; bau« 
polizeiliche Anforderungen 189; Beihäftigung fchulpflichtiger Kinder 518; 
Dauer der Borftellungen 517: Drofchtenverfehr 484. 490; Feuerſicherheit 42. 
515; Handel mit Billets auf Straßen 320; polizeiliche Ueberwadhung 516; 
Wagenverkehr, ſ. die Namen der einzelnen Theater: Zutritt der Sicherbeitd- 
beamten 43. 

Thierärzte. Anftellung, Berpflichtung und Obliegenheiten 426. 435. 

Thiere. Bijfige Laſt- und Zugthiere 298; Thierfelle u. f. w., Handel auf dem 
Markt 398. 414; f. „Vieh“. 

Thiergarten 298. 300; Handel in demfelben 608; «Straße 230. 295. 29. 

Thorfuhrwerk, Betrieb, 493. 

Thüren 45. 48. 175; Auffchlagen nad der Strafe.304. 

Zifchlereien, Einrichtung 190; Zwiſchendecken (Bamelagen) 696. 

Zodtenfcheine 104. 105. 246. 502. 503. 

Zollmuth der Hunde 135. 

Transport, ſ. „Fuhrwerk“. 

Treibeſtraßen für Schafe 297. 
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Treideln 631. 648. 662. 677. 688; Stege 664. 630. 691. 

Treppen: Anlegung 175. 179. 188. 190. 508; Beleuchtung 29. 

Zridinen, ſ. „Fleiſchſchau“; Krankheit 70; Fleiſch 129. 133. 

Trödler 523; Handel 524. 527; Ausübung des Gewerbes durch Auftionatoren 539. 
Zyphus 72. 


U. 
Ueberladen. Fuhrwerk 230; Schiffe 627. 677. 688. 
Ufer. Anlegung 623; Benugung 624. 667. 6383; Wege 664. 680. 691. 
Umpberziehen, Handel im, ſ. „Handel“. 
Ummenden ver Fuhrwerke 288. 
Umzugstermin beim Wohnungswechſel 267. 
Unglüdsfälle, f. „Berunglüdungen”. 
Unterfpree. Schifffahrt 667. 
Unterfuhungsftationen für Fleiſch 438. 
Urfprungszeugniß für Rindvieh 415. 422. 


V. 

Belocipede 321. 

Verbindungskanal zwiſchen Berlin-Spandauer Kanal und der Unterſpree. 
Reglement 685. 

Berkauföftellen, f. „Handelsftellen“. 

Berkehröftodungen in den Straßen 318. 

Berloofungen, ſ. „Ausipielungen.“ 

Berlorener Weg 297. 

Bermittelungs: Agenten für IJmmobiliar-Verträge, Darlehne, Heiratben 526. 

Berfhlußvorridtung bei Heizöfen 181. 

Rerunglüdungen. Einathmen von Koblendunft und Leuchtgas 28; Hilfs— 
leiftung der Feuerwehr 50; der Schiffer 650; Hilfsfaften mit Verbands: 
zeug 72. 

Verunreinigung. Straßen 306; Wafler 626. 634. 664. 680. 690. 

Beterinairpolizei 417. 421. 422. 429. 437. 445. 

Bieh-Seuchen, Abwehr und Unterdrüdung 129; »Transport 263. 296: von 
verunglüdtem Vieh 319. 581. 579; Treiben auf Straßen und P lägen 296; 
Zreiben, Hüten und Tränken auf Ufer-Anlagen 664. 680. 691; Bieh- 
treiber 418. 

Viehhof, fädtifcher, Verkehr auf demfelben 417; f. „Schlachthof.“ 

Biktoria-Theater. Wagenverfehr 329. 

Vögel. Ginfangen, Tödten, Feilhalten 260; Waffervögel 597. 

Borbeifahren ver Fuhrwerke 285; Wettfahren 462, 647; der Schiffe 627. 648. 
663. 677. 688. 

Borgärten 173. 178. 193. 


W. 
Wäge-Amt. Wage⸗Inſpektor, Kornwäger 540. 
Wände 172, 175. 
Wäſche. Spülen, Waſchen, Aufbängen auf Straßen 307. 
Waffen in Stödfen over Röhren 26. 
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Wagen, |. „Fuhrwerk.“ 

Wallner-Theater. Wagenverfebr 326. 

Wallftrafe. 230. 282. 492; Ober», 286. 

Walzwerke, Beihäftigung von jugendlichen und meiblichen Arbeitern 381. 

Wanderlager, Bezeihnung des Inhabers 609; Steuerquittung 610; Berfteige- 
rung 530. 

Warnungszeihen. Aufitellen 196. 299. 300. 

Waſch- und Spülbänfe 220. 227. 

Waffer-Anlagen in öffentlichen Waſſerſtraßen 665. 680. 683. 691; Konzeſſions- 
bedingungen 220; f. „Zins“. 

Waſſer-Kloſet 209. 214. 

Wafferläufe, öffentliche, Ableiten von Jauche und Hausabgängen u. f. w. 310. 
596; Ausftäuben von Betten u. |. w. und Aufhängen von Wäſche 307; Aus 
üben der Fiſcherei 590: f. „Eisholen”; Nöten von Flachs und Hanf 597; 
Verunreinigung durch Schiffer 636: Wafferfhierling 641. 642; firom- 

polizeiliche Vorſchriften über den Verkehr 623. 

BWafferleitung, öffentliche, Anſchluß der Grunpftüde 189. 211. 214. 215; ſ. 
„Bewäſſerung“; Waſſerwerke, fäbtifhe, Tarif und NRegulativ 215; 
private 184. 211. 214. 

Wegemeffer. Dienftimänner 571. 573; Droſchken 477. 481. 483. 

Wege, Öffentliche, ſ. „Straßen“. 

Weihnadhtsmarft. Wagenverkehr 283; Verkehr 395. 608. 

Weinmeifterftraße 279. 

Werderfcher Markt und Straße 280. 

Wettfahren 462. 647. 

Wildhandel 262. 263. 

Wilhelms: Plap 282; »Straße 230, neue 280. 282. 289. 467. 

Winterfcheine für Schiffer 624. 

Wohenmarft: Ordnung 396. 

Wohnungsräume und Gebäude. Bauliche Beſchaffenheit 183. 509; Wechſel, 
defien Meldung 231; Umyugstermin 267. 

Wollfpinnereien. Verhütung der Selbftentzündung 38. 

Würfelfpiele 534. 

3. 


Zäune 196; Aushängen von Gegenftänden 303. 

Zeihnungen, ſ. „Baus Zeichnungen“. 

Zeughaus, Platz am, 280. 

3immermeifter. Lehrlinge 337. 

Zimmerftraße, Markthalle 411. 

Bint. Verwendung 124; Zintoryd, Verwendung 121. 122. 

Zins für Benußung von Ufer- und Waffer- Anlagen 221. 668. 683. 692. 

Zündungen, f. „erplofive Stoffe”. 

Zufahrten zu Gebäuden 171; Freihalten derfelben von Droſchken 479. 491. 

Zugthiere, biffige, 298; Züttern 307; fehlerhafte Pferde 2785; Rindvieh 279; 
ſ. „Pferde. 

Zuleitungsröhren 134. 217. 


Drudfebler. 


Es muß beißen: 


Seite VIL zehnte Zeile von unten ftatt untergeftellten — unterftellten. 
«» 79. dritte Zeile von oben: Bekanntmachung vom 30. Auguft 1384. 
%. 8 4 dritte Zeile flatt gefammtes — geſammten. 
98. 8 12 letzte Zeile flatt Unſchädlichkeitsmachung — Unſchädlichmachung. 
117. 88 2 u. 3 ftatt Kaiferl. Berord. v. 5. März 18352 — 1883. 
125. 8 1 vierte Zeile flatt enthaltendem — enthaltenden. 
179. zweite Zeile von umten flatt durchbrochener — undurchbrochener. 
304. $ 86 flatt Pol.-Berord. v. 19. März 1873 — 1983. 
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